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Vorwort 
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Vier  Jahre  nach  dem  Erscheinen  der  ersten  Abtheilung 
übergebe  ich  dem  Publikum  die  zweite,  mit  welcher  die  Ge- 
schichte der  deutschen  Rechtsquellen  beendet  ist.  Während 
ich  es  bei  dem  ersten  Theil  mit  einer  Zeit  zu  thun  hatte, 
über  welche  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  eingehendsten  und 
sorgfältigsten  Untersuchungen  angestellt  worden  sind,  und  ich 
meine  Aufgabe  richtig  zu  verstehen  glaubte,  wenn  ich  weniger 
nach  neuen  Auflassungen  und  originellen  Resultaten,  als  nach 
einer  gleichmassigen  und  Tcritischen  Verarbeitung  der  bisherigen 
Forschungen  strebte,  so  musste  bei  dieser  zweiten  Abtheiluiig, 
besonders  für  die  Zeit  von  der  Mitte  des  fünfzehnten  bis  zur 
Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  meine  Thatigkeit  eine  ganz 
andere  sein.  Die  Quellengeschichte  dieser  Zeit  wird  in  den 
Lehrbüchern  der  deutschen  Rechtsgeschichte,  welche  den  frü- 
heren Perioden  umfangreiche  Abschnitte  widmen,  auf  wenigen 
Seiten  behandelt,  und  monographische  Arbeiten  über  einzelne 
Partien  besitzen  wir  nur  in  kleiner  Zahl.  Wegen  dieses  Man- 
gels an  Vorarbeiten  hatte  ich  mit  sehr  viel  grösseren  Schwie- 
rigkeiten zu  kämpfen.  Zunächst  galt  es,  eine  Uebersicht  über 
die  kolossale  Masse  von  Rechtsquellen  dieser  Zeit  zu  gewinnen 
und  sie  zu  durchmustern,  um  das  Wichtige   von  dem  ünwich- 
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tigen  zu  sondern,  dann  das  hervorgehobene  Material  zu  unter- 
suchen und  zu  verarbeiten  und  endlich  das  Ganze  in  zweck- 
massiger Weise  darzustellen. 

Einer  speciellen  Rechtfertigung,  warum  ich  das  Eine  hier, 
das  Andere  dort  behandelt  habe,  glaube  ich  mich  überheben 
zu  dürfen.  Da  die  Natur  des  behandelten  Stoffs  eine  völlig 
systematische  Darstellung  unmöglich  macht,  musste  nach  Grün- 
den der  Zweckmassigkeit  verfahren  werden.  Doch  habe  ich 
durch  ein  genaues  Register,  welches  sich  über  beide  Bande 
erstreckt,  jedem  Leser  die  Möglichkeit  gegeben,  sich  schnell 
zu  Orientiren,  ob  das,  was  er  sucht,  in  dem  Buche  behandelt 
ist  und  wo  es  sich  findet. 

Dass  die  Hausgesetze  ganz  an  den  Schluss  des  Werks 
gestellt  wurden,  geschah  aus  mehr  als  einer  Rücksicht.  Ein 
äusserer  Grund  war  es  für  mich,  dass  mein  liebenswürdiger 
Freund  und  College  Hermann  Schulze,  der  gründliche  Kenner 
der  Hausgesetze  und  ihrer  Geschichte,  die  Güte  gehabt  hat, 
diesen  Abschnitt  für  mein  Buch  zu  bearbeiten.  Um  dem 
kleinen  Aufsatz  nicht  seine  ursprüngliche  Gestalt  zu  nehmen, 
schien  es  mir  zweckmässiger,  ihn  zusammenhängend  an  den 
'"^■^  Schluss  zu  stellen,  als  in  einzelne  Theile  zerlegt  den  verschie- 
denen Perioden  einzuordnen.  Als  innerer  Grund  bestimmte 
mich,  dass  der  Charakter  der  Hausgesetzgebung  in  den  ver- 
schiedenen Jahrhunderten  im  Allgemeinen  derselbe  ist  und 
dass  die  Hausgesetze  des  vierzehnten  Jahrhiniderts  sich  nicht 
wesentlich  von  denen  des  neunzehnten  unterscheiden. 

Um  Vollständigkeit  oder  auch  nur  um  Hervorhebung  aller 
wichtigen  Quellen  konnte  es  sich  bei  der  grossen  Masse  des  Stoffs 
nicht  handeln.  Ebenso  wenig  beabsichtigte  ich,  statistisch  anzu- 
geben, welche  Quellen  heut  zu  Tage  in  den  einzelnen  deut- 
schen Staaten  gelten,  weil  dies  mehr  in  ein  Lehrbuch  des  deut- 
schen  Privatrechts   gehört.      Vielmehr    hielt   ich   es  für  meine 
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hauptsächlichste  Aufgabe,  den  Gang,  welchen  die  Entwickelung 
unseres  Rechts  genommen  hat,  darzustellen  und  die  einzelnen 
Arten  von  Rechtsquellen  in  eingehender  Weise  zu  charakteri- 
siren.  In  dieser  Beziehung  habe  ich  besonders  zweierlei  im 
Auge  gehabt:  zunächst  versuchte  ich,  soweit  mich  fremde  Ar- 
beiten oder  eigne  Forschung  dazu  befähigten,  den  Einfluss 
einer  Rechtsquelle  auf  die  andere  und  den  Zusammenhang  der 
verschiedenen  Gesetzbücher  unter  einander  nachzuweisen.  Wer 
die  Schwierigkeit  solcher  Untersuchungen  kennt,  wird  es  dem 
Verfasser  nicht  verübeln,  dass  er  sich  nur  mit  dem  Quellen- 
verhältniss  der  wichtigsten  Gesetzbücher  beschäftigt  hat.  So- 
dann aber  habe  ich  mich  bestrebt,  den  Einfluss  des  Römischen 
Rechts  auf  die  deutsche  Rechtsentwickelung  im  Allgemeinen 
und  im  Besondern  darzustellen.  Da  für  die  Geschichte  der 
Reception  der  fremden  Rechte  die  Arbeiten  erst  begonnen 
haben,  so  fürchte  ich  nicht  den  Vorwurf,  dass  ich  in  dem 
ersten  Abschnitt  der  dritten  Periode  zu  viel  Material  zusammen- 
getragen habe ,  und  aus  demselben  Grunde  glaube  ich  mich 
auch  nicht  wegen  der  zahlreichen  literar-geschichtlichen  Notizen 
rechtfertigen  zu  dürfen. 

Da  es  von  jeher  als  eine  der  bedenklichsten  Aufgaben 
gegolten  hat,  die  Geschichte  der  eignen  Zeit  zu  schreiben,  schien 
es  angemessen,  über  die  neuere  Entwickelung  der  Rechts- 
wissenschaft, die  Entstehung  der  historischen  Schule,  den  Streit 
über  die  Codification,  den  Gegensatz  zwischen  Germanisten 
und  Romanisten  nur  mit  wenig  Worten  hinwegzugehen,  und 
über  die  neueren  Gesetzbücher,  mit  Ausnahme  des  Preussischen 
Landrechts,  und  über  die  Versuche,  solche  zu  schaffen,  in 
der  Kürze  zu  handeln. 

Schliesslich  sage  ich  allen  denen  meinen  herzlichsten 
Dank,  durch  deren  Güte  mir  Bücher  zugänglich  wurden,  welche 
der  hiesigen  Bibliothek  fehlen,  besonders  aber  Herrn  Geheim- 
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ratb   Pertz,   welcher   mir   die  Benützung  der  Berliner  Biblio- 
thek in  liberalster  Weise  gestattete. 

In  der  Hoffnung,  dass  die  wohlwollende  Beurtheilung, 
welche  die  erste  Abtheilung  gefunden  hat,  auch  dieser  zu  Theil 
werden  möge,  scheide  ich  von  einer  Arbeit,  welche  ich  vor 
sieben  Jahren  begann,  und  welche  mir  viel  Mühe,  aber  auch 
viel  Freude  und  Genuss  bereitet  hat.  Aber  mit  diesem  Abschluss 
des  Werks  wird  mein  Interesse  an  dem  Gegenstande  nicht  er- 
kalten: dankbar  werde  ich  jede  Belehrung  entgegennehmen, 
mit  Freude  jeden  Fortschritt  der  Wissenschaft  begrUssen. 

,     Breslau,  den  25.  Juli   1864. 
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Dritte  Periode. 

Von  der  Mitte  des  fünfzehnten  bis  zur  Mitte  des  achtzehnten 

Jahrhunderts. 

§.  60.    Einleltong^. 
Der  Rechtezastand  nm  die  Mitte  des  fftnAsehnten  Jahrhunderts. 

Das  in  eine  ausserordentlich  grosse  Zahl  von .  Landesherr- 
schaften und  unabhängigen  Gemeinden  zerfallende  Deutschland 
besass  ein  Becht,  welches  in  seinen  Grundzügen  von  gewissen 
gemeinschaftlichen  Richtungen  und  Ideen  beherrscht  wurde,  sich 
aber  im  Einzelnen  in  einem  wirr  auseinander  gehenden  Partiku- 
larismus entwickelte.  Die  Einheit  des  deutschen  Eechts  wurde 
weder  durch  die  Wissenschaft,  noch  durch  eine  ganz  Deutsch- 
land umfassende  Gesetzgebung  befördert. 

Die  Wissenschaft  hatte  sich  zunächst  nur  der  Aufzeichnung 
der  Gewohnheitsrechte  einzelner  kleinerer  Bezirke  zugewendet, 
dieselben  zum  Theil  mit  Theorien  in  Verbindung  gebracht,  welche 
mehr  traditionell  waren,  als  dem  Leben  und  der  Praxis  entsprachen, 
und  sodann  sich  mit  der  Erklärung  und  Vermehrung  dieser 
Rechtsquellen  beschäftigt  (die  über  dem  Sachsenspiegel  entste- 
hende Literatur),  oder  sie  hatte  in  den  Formelbüchem  die  un- 
mittelbare Anwendung  des  Bechts  zu  befördern  gesucht.  Den 
Männern,  welche  sich  mit  dem  einheimischen  Becht  beschäftigten, 
fehlte  es  an  einer  schulgerechten  wissenschaftlichen  Ausbildung 
vod  an  der  Fähigkeit  die  einzelnen  Bechtssätze  zu  allgemeinen 
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Principien  zu  verarbeiten,  aus  einem  Princip  seine  einzelnen 
Consequenzen  durch  wissenschaftliche  Operation  zu  entwickeln, 
und  die  Einzelnheiten  in  systematischer  Form  zur  Darstellung 
zu  bringen.  Es  fehlte  ihnen  aber  auch  bei  der  Yielgestaltig- 
keit  des  deutschen  Bechts,  bei  der  Mannigfaltigkeit,  der  Gewohn- 
heitsrechte an  der  Anschauung  von  den  verschiedenen  Ausbil- 
dungen deutschen  Rechts  und  daher  auch  an  einem  wissenschaft- 
lichen Bewusstsem  darüber,  was  dem  ganzen  Volke  gemein- 
sam sei,  und  was  der  partikulären  Entwickelung  angehöre.  Wie 
hätten  sie  auch  dazu  in  einer  Zeit  gelangen  sollen,  in  welcher 
die  Buchdruckerkunst  noch  nicht  erfunden  und  daher  auch  die 
Fülle  der  Bechtsaufzeichnungen  aus  den  verschiedenen  Gemein- 
den und  Gegenden  Deutschlands  noch  sehr  viel  schwerer  zu  über- 
sehen war,  als  in  unserer  Zeitl 

Und  hatten  sich  einzelne  Männer  auf  einer  ausländischen 
oder  inländischen  Universität  dem  fremden  Becht  zugewendet, 
so  war  die  Frucht  ihrer  Studien  regelmässig  niefit  der  Erwerb 
einer  tieferen  wissenschaftlichen  Methode,  sondern  nur  eine  ober- 
flächliche und  unfruchtbare  Bekanntschaft  mit  dem  Inhalt  der 
fremden  Bechtsquellen  oder  einzelner  Stellen  derselben.  Ohne 
den  Werth  der  fremden  Bechte  richtig  zu  würdigen,  erzeugte  die 
Beschäftigung  mit  ihnen  nur  eine  vornehme  Gleichgültigkeit  gegen 
das  angeborene,  einheimische  Becht.  Der  Versuch,  welcher  hie 
und  da  gemacht  wurde,  das  einheimische  mit  dem  fremden  Becht 
zu  concordiren,  muss  als  durchaus  verfehlt  bezeichnet  werden. 

Auf  der  anderen  Seite  fehlte  es  aber  auch  an  jeder  gemein^ 
samen  deutschen  Gesetzgebung.  In  den  Beichsgesetzen  versuch- 
ten die  deutschen  Kaiser  nur  das  öffentliche  Becht  Deutschlands 
in  einzelnen  Beziehungen  zu  ordnen;  sie  erachteten  es  nicht  als 
ihre  Aufgabe,  dem  Volke  auch  ein  gemeinsames  Becht  zu  geben, 
oder  den  Kampf,  welcher  sich  zwischen  dem  einheimischen  und 
den  fremden  Bechten  vorbereitete,  unter  ihrer  Mitwirkung  zu  einem 
für  ganz  Deutschland  gemeinsamen  Ziele  zu  führen.  So  wie  sie 
die  Entwickelung  der  einzelnen  Territorien  und  Gemeinden  in 
den  meisten  Beziehungen  ihrem  Schicksale  tiberliessen,  so  verhiel- 
ten sie  sich  auch  gleichgültig  gegen  die  Bechtsbildung  in  Städten, 
Dörfern  und  Ländern. 

Die  meisten  Bechtsquellen,  welche  bis  zur  Mitte  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  niedergeschrieben  wurden,  gehören  den 
Städten  oder  den  ländlichen  Gemeinden  an.    Hier  ist  die  Masse 
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kaum  übersehbar;  fast  jede  Commune  besass  niclit  bU>8  ihre 
eigenen  Normen  für  die  Verfassung  und  das  öffentliche  Recht, 
sondern  hatte  auch  besondere  Sätze  für  das  Gerichtswesen, 
Strafrecht  oder  Privatrecht.  Aber  es  gab  nur  sehr  wenige  Städte, 
welche  ihr  Becht  mit  einer  gewissen  Vollständigkeit  gesammelt 
hatten  (besonders  Lübeck,  Hamburg,  Goslar,  Augsburg,  München, 
Brunn,  Wien) ;  in  den  meisten  waren  nur  die  wichtigsten  und  am 
häufigsten  vorkommenden  Bechtsverhältnisse  gesetzlich  geregelt. 
Es  war  im  Allgemeinen  der  Willkür  oder  dem  Zufall  überlassen, 
wie  umfangreich  ein  Stadtrecht  wurde  und  mit  welcher  Ausfuhr-, 
lichkeit  es  seine  Bestimmungen  mittheilte.  Unter  vielen  Stadt- 
rechten findet  manche  Verwandtschaft  statt,  und  es  lassen  sich 
dieselben  grossentheils  unter  einzelne  Familiengruppen  bringen, 
sei  es  dass  mehrere  aus  einer  gemeinsamen  Quelle  herzuleiten 
sind,,  wie  die  ßechtsquellen  der  vielen  Städte,  welche  Magde- 
burgisches, Lübisches  oder  Frankfurter  Eecht  erhalten  hatten, 
sei  es  dass  die  Stammeseigenthümlichkeiten  oder  die  gleichen 
staatlichen  Verhältnisse  solcher  Städte,  welche  demselben  deut- 
schen Volksstamm  oder  demselben  Territorium  angehörten,  eine 
Gleichheit  in  den  rechtlichen  Bestimmungen  hervorriefen. 

Wenn  auch  mancher  Landesherr  entweder  wegen  gleicher 
Verhältnisse,  oder  um  in  seinem  Territorium  eine  gewisse  Gleich- 
mässigkeit  des  Bechts  herbeizufuhren,  mehreren  ihm  zugehörigen 
Städten-  im  Wesentlichen  übereinstimniende  Privilegien  oder 
sonstige  Bechtsquellen  gab,  oder  eine  Stadt  auf  das  Becht  ei- 
ner anderen  verwies,  so  lag  es  doch  den  meisten  Fürsten  fern, 
Bechtsquellen  mit  ihren  Ständen  zu  berathen  und  zu  beschlies- 
sen,  welche  als  allgemeine  Landrechte  in  dem  Gebiet  ihrer 
Herrschaft  überall  zur  Anwendung  kämen  und  gleichmässig  für 
die  Städte,  wie  für  die  auf  dem  Lande  lebenden  Bitter  und 
Bauern  Geltung  hätten.  Nur  in  sehr  wenigen  Territorien  wur- 
den Landrechte  erlassen,  und  diese  begriffen  dann  in  der  Begel 
nur  verhältnissmässig  wenige  Bestimmungen  und  überliessen  die 
Ausfüllung  der  Lücken  dem  geschriebenen  oder  ungesckriebenen 
Recht  der  einzelnen  Gemeinden.  ^ 

üeberhaupt  war  das  Mittelalter  entfernt  davon,  das  Becht 
ohne  Bücksicht  auf  die  öffentlichen  Verhältnisse  derjenigen  Per- 
sonen, für  welche  es  zur  Anwendung  kommen  soll,  zu  entwickeln 
und  von  dem  Stande  loszulösen.  Wenn  auch  in  vielen  Beziehun- 
gen verwandt  und  analog,  bildet  sich  doch  abgesondert  von  ein- 

1* 
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ander  4das  Recht  der  Ritter,  Städter  und  Bauern  aus  »)•  Das 
Landrecht  ist  gewöhnlich  nicht  der  dem  Stadtrecht  oder  dem 
Dorfrecht  übergeordnete  Begriff;  das  Landrecht  kommt  nicht  da 
zur  Anwendung,  wo  es  an  einer  Bestimmung  im  Stadtrecht  oder 
in  einem  Dorfrecht  fehlt,  sondern  es  ist  ihnen  coordinirt  und  hat 
seinen  eigenen  Geltungskreis. 

Nur  in  den  Ländern  sächsischen  Rechts,  im  mittleren  Deutsch- 
land hatte  sich  besonders  über  dem  Sachsenspiegel,  welcher  an 
vielen  Orten  Gesetzeskraft  erlangt  hatte,  und  auch  als  gemeines, 
geschriebenes  Recht  bezeichnet  wurde  2),  ein  gemeines  subsidäres 
Recht  entwickelt,  welches  als  höheres  Recht  über  den  einzelnen 


1)  Auf  denselben  Gegensatz  der  Rechtsentwickelnng  weist  Ihering  Geist 
des  römischen  Rechts  11.  1.  Sr  99  hin:  „Nirgends  ist  wohl  die  Kluft 
zwischen  der  altrömischen  und  der  germanischen  Rechtsanschauung  weiter  und 
tiefer,  als  hier  (im  Privatrecht).  Unsere  germanische  Rechtsanschauung  hatte 
von  jeher  für  die  höchste  Mannigfaltigkeit  privatrechtlicher  Verschiedenheiten 
Raum;  jeder  Stand,  jeder  Beruf,  jedes  Lebensverhältniss  —  der  localen  Rechts- 
verschiedenheiten ganz  zu  geschweigen  —  trieb  seine  eigenthümlichen  Insti- 
tutionen und  Rechtssätze  hervor,  und  dieser  partikuläre  Büdungstrieb  wucherte 
so  üppig,  dass  das  Gemeinsame  nicht  selten  völlig  verloren  ging.  Welche  Fülle 
von  rechtlichen  Institutionen  knüpft  sich  im  germanischen  Rechte  z.  B.  an  die 
Unterschiede  des  Bürgers,  Bauers,  Kaufinanns,  Adligen.  Von  alle  dem  im  älteren 
römischen  Rechte  keine  Spur!  Ein  Recht  gilt  für  alle  Stände  und  Berufsarten.** 

2)  Vgl.  I.  S.  364.  N.  33.  Ausser  den  dort  angegebenen  Stellen  ist  noch 
anzuführen:  Urk.  a.  1440  (ganmer  cod.  dipl.  Brandenb.  I.  p.  145):  in  Salz- 
wedel soll  gerichtet  werden  nach  gemeinen  hestendigen  Sachsen  und  heschxtben 
rechten  (vgl.  über  diese  Bestimmung  unten  §.  65.  N.  52).  —  Boxdorf  in  den 
•Sippschaftsregeln  I.  (bei  Wasserschieben  das  Princip  der  Successionsord- 
nung  S.  125)  sagt:  nach  beschribenem  gemeynen  sechsischeme rechte^  und  citirt, 
ähnlich  wie  man  im  fünfzehnten  und  sechzehnten  Jahrhundert  oft  unter  Jura 
oder  den  Rechten  das  römische  Recht  verstand,  in  seinen  Gerichtsformeln  (in 
der  Zeitschr.  für  Rechtsgeschichte  I.  S.  439)  eine  Stelle  des  Sachsenspiegels 
mit  den  Worten:  sintemal  die  recht  sprechen.  Ebenso  bezeichnen  die  Bres- 
lauer sogenannten  Statuten  von  1534  (herausgegeben  von  Wendroth  in  der 
Zeitschr.  für  Geschichte  und  Alterthum  Schlesiens  IV.  S.  93)  den  Sachsen- 
spiegel als  die  gemeinen  Rechte.  Purgold  VI.  c.  2:  das  lantrecht  ist  das  ge- 
mein recM  des  landes  zcu  Sachfsen,  Myssen,  JDhoringen,  unndt  Hessen,  des 
dye  edeln  und  unedeln  da  gebrachen.  I.  c.  111  enthält  einen  Satz  sächsischen 
Rechts  und  sagt  dann:  dit  ist  das  beschriben  wertlich  recht.  —  Gemeines  Recht 
wird  das  sächsiche  Recht  auch  genannt  in  den  Eisenacher  Statuten  von  1670 
L  2.  Art.  2  (Wasserschieben  a.  a.  O.  S.  114.  N**).  Vgl.  auch  Schletter~ 
die  Constitutionen  Kurfürsts  Augusts  von  Sachsen  S.  16.  N.  2.  und  Franklin 
Beiträge  zur  Geschichte  der  Reception  des  röm.  Rechts  in  Deutschland  1863 
S.  157,  161  f. 
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Statutarrechten  stand  und  diese  Länder  auch  noch  weiter  in 
einer  engeren  Kechtsgemeinschaft  erhielt*).  Die  von  dem  Glos- 
sator Johann  Ton  Buch  aufgestellte  Ansicht,  dass  Sachsen  mit 
seinen  Rechtsquellen  anders  .dastünde  als  andere  Länder  und 
mit  einem  eigenen  Recht  privilegirt  sei  (vgl.  oben  L  S.  357  ff.), 
erhielt  sich  nicht  nur  das  ganze  Mittelalter  hindurch,  sondern 
herrschte  auch  noch  im  sechzehnten  Jahrhundert  *).  Wenn  es 
nun  auch  unzweifelhaft  ist  ^),  dass  sich  das  gemeine  Sachsenrecht 
überhaupt  über  den  vielfach  angewendeten  sächsischen  Rechts- 
büchem  entwickelte,  und  die  Glosse  zum  Sachsenspiegel  und  die 
Schriften  späterer  sächsischer  Juristen  von  grosser  Autorität 
waren,  so  ist  es  doch  ebenso  gewiss,  dass  es  sich  wesentlich  an 
den  Sachsenspiegel  anlehnte,  und  dass,  wenn  man  bei  dem  ge- 
meinen Sachsenrecht  an  geschriebene  Quellen  dachte,  man  haupt- 
sächlich den  Sachenspiegel  im  Auge  hatte  ®).    Auch  war  bei  dem 


3)  Ueber  Geltung  und  Bedeutung  des  Sachsenrechts  hat  ein  sehr  reiches 
Material  zusammengetragen  Emminghaus  Pandekten  des  gemeinen  sächsi- 
schen Rechts  S.  1  flf.  —  Vgl.  auch  Sachse,  Handbuch  des  grossherzoglioh 
Sächsichen  Privatrechts  §.  40  flF.,  Schletter  a.  a.  O.  S.  5  AT.,  u|^d  die  Stellen 
in  Kraut's  Grundriss  §.  31. 

4)  In  der  ungedruckten  Erklärung  des  kulmischen  Bechts  (vgl.  über  die- 
selbe unten  §.  66.  N.  29)  heisst  es  im  Anfange :  die  Könige  haben  gegeben  ein 
gemein  Eecht  aUe  der  Welt  und  das  heisa  Keyser  recht  und  aufs  dem  ge- 
meinen reckte  sind  etliche  leute  von  des  Königs  wegen  genommen  als  die  Deut- 
sehen  unc^bei  nahmen  die  Sachsen. 

5)  Ueber  den  Begriff  des  gemeinen  sächsischen  oder  des  landläufigen  säch- 
sischen Bechts  ist  in  neuerer  Zeit  öfter  gestritten  worden,  und  besonders 
darüber  Zweifel  erhoben,  ob  als  Quelle  desselben  allein  der  Sachsenspiegel, 
oder  auch  die  anderen  Bechtsbücher ,  besonders  das  sächsische  Weichbild,  an- 
zusehen seien.  Bass  auch  das  Weichbild  eine  Quelle  des  sächsischen  Bechts 
sei,  behauptet  Kori  in  Elvers  Themis  I.  S.  333,  Heimbach  Lehrbuch  des 
particulären  Privatrechts  der  zu  den  O.-A.-Gerichten  zu  Jena  und  Zerbst  ver- 
einten Länder  §.12.  N.  8,  Schletter  S.  8.  N.  4,  Bohl  au  Heidelb.  krit. 
Zeitschr.  V.  S.  107.  N.  1 ;  dagegen  erklärt  sich ,  wenigstens  was  Weimar  an- 
betrifft, Sachse  §.  50  und  allgemein  Weiske  Quellen  des  gemeinen  sächs. 
Bechts  S.  X.  f. 

6)  Dies  ist  z.B.  auch  der  Sprachgebrauch  von  MelchiorKling,  welcher 
in  der  Vorrede  zu  seinem  Sachsenspiegel  (vgl.  §.  66.  N.  19  ff.)  sagt,  man  habe 
ihn  ersucht,  in  denselben  auch  Statuten  und  Gewohnheiten  aufzunehmen;  er 
habe  es  aber  nicht  thun  können,  weil  er  dieselben  nicht  kenne  und  die  ver- 
schiedenen Gerichte  nach  sehr  verschiedenen  Grundsätzen  urtheilten.  Wo  aber 
nicht,  helt  man  sich  an  das  gemeine  Sachsenrecht,  welches  ich  .  .  .  .  m  eine 
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sehr  viel  grösseren  Umfange  des  Sachsenspiegels ,  welcher  nur  in 
wenigen  Beziehungen  eine  Ergänzung  aus  dem  Weichbüd  erhält, 
selten  eine  Veranlassung,  auf  dieses  noch  besonders  zu  recur- 
riren  '). 

Dies  auf  den  sächsischen  Rechtsbüchem  beruhende  Recht 
wurde  weiter  fortgebildet  durch  die  Schöffenstühle,  Juristenfacultä-' 
ten  und  Hofgerichte  von  Leipzig  und  Wittenberg,  durch  die  Gesetz- 
gebung und  durch  schriftstellerische  Arbeiten  einzelner  Männer. 
Wegen  dieser  hohen  Entwickelung  und  wegen  der  grossen  Bedeu- 
tung, welche  man  den  Männern  zuschrieb,  welche  sich  theoretisch 
öder  praktisch  mit  dem  sächsischen  Recht  beschäftigten,  gewann 
dieses  selbst  einen  immer  weiteren  Geltungskreis®).  Es  galt  nun 
nicht  blos  in  dem  Kurfürstenthum  Sachsen  und  in  den  sächsischen 
und  thüringischen  Fürstenthümem,  sondern  auch  in  der  Mark 
Brandenburg  %  in  Schlesien  ^%  im  Lüneburgischen  *i),  im  Lauen- 
burgischen '2)^  überhaupt  in  Hannover  i^),  im  Holsteinschen  ^*) 
u.   s.  w.     Seit  dem  siebzehnten  Jahrhundert  wurde  es  mit  den 


Ordnung  gebracht  Hier  versteht  er  also  nnr  den  Sachsenspiegel,  nicht  auch 
die  übrigen  sächsischen  Quellen  bei  jenem  Ausdruck.  —  Privilegium  für  Witt- 
stock a.  1505  (v.  Kamptz  die  Prov.  u.  Statut.  Rechte  in  der  Preuss.  Monar- 
chie I.  8.  31):  ihre  Privilegien  sollen  gehalten  werden  nha  meynen  Sassen 
Landrechte  un  nicht  na  WeJcbelde  Bechte,  —  Nach  dem  Stadtrecht  von  Lan- 
gensalza 1556  (Walch  Beiträge  VII.  352)  schwören  die  Schöffen  zu  urtheilen 
nach  Willkürrecht  und  sächsischem  Landrecht. 

7)  .Boxdorf  in  seinen  Erbrechtsregeln  (vgl.  N.  2)  sagt,  er  gebe  seine 
Regeln  nach  sechsischem  rechte,  nicht  aUeyne  nach  lantrecht  sondern  auch 
nach  wichbilde  rechte,  dann  braucht  er  gleichbedeutend  damit  nach  beschribe- 
nem  gemeynen  sechsischeme  rechte.  Die  Lüneburger  Reformation  erwähnt 
gleichfalls  das  Weichbild,  vgl.  unten  §.  79.  N.  56. 

8)  Hänel  in  der  Zeitschr.  für  Rechtsgesch.  L  2.  S.  323. 

9)  Vgl.  Heydemann  die  Elemente  der  Joachimischen  Constitution  S.  4  ff. 

10)  Vgl.  V.  Kamptz  a.  a.  O.  I.  S.  510  ff.;  im  Fürstenthume  Brieg  gilt 
es  in  den  Städten  als  jus  saxonicum  commune,  Wässerschieben  a.  a.  0. 
S.  81. 

11)  Vgl.  unten  §.  65.  N.  42—44  und  §.  79.  N.  55  ff. 

12)  Vgl.  unten  §.  75.  N.  35  ff.  und  ferner  v.  Duve,  Zeitschrift  L  1.  8. 
114  ff.  und  Grefe  hannov.  Privatrecht,  2te  Ausg.   1838.  L  S.  18  f. 

13)  Grefe  a.  a.  0.  L  S.  14. 

14)  Falck  Handbuch  des  Schleswig  -  Holsteinischen  Privatrechts  I.  §.129. 
—  Ueber  die  Ansichten  Westphalen's  und  Dreyer's  von  der  Geltung  des 
Sachsenspiegels  in  Holstein  vgl.  Ratjen  in  deren  Biographien.  Kiel  1861. 
S.  29,  67,  76. 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—     7     — 

Fortschritten,  welche  die  romanisirende  Gesetzgebung  machte,  in 
einer  Reihe  von  Ländern  ausdrücklich  beseitigt  ^^). 

Abgesehen  von  dem  Sachsenrecht  gab  es  über  allen  den  x 
unzähligen  partikulären  Rechtsquellen  noch  ein  gemeines  Recht, 
es  ist  das  römische  Recht,  das  Eaiserrecht.  Aber  es  war  ein 
gemeines  Recht  mehr  der  Theorie,  als  der  Praxis  nach.  Obgleich  / 
die  Kaiser  seit  mehreren  Jahrhunderten  das  römische  Recht  als 
ihr  Recht  bezeichnet  und  den  Reichsgesetzen  gleich  gestellt  hatten, 
obgleich  sie  es  als  Recht  ihres  gesammten  Reichs  betrachteten, 
welches  überall,  wo  es  an  einer  Rechtsbestimmung  fehle,  zur 
Anwendung  kommen  müsste,  und  obgleich  mancher  in  der  Fremde 
gebildete  Jurist  diese  Ansichten  vertrat  und  weiter  zu  verbreiten 
bestrebt  war,  so  fehlte  es  doch  an  der  praktischen  Durchführung 
derselben  und  die  Spuren  der  Anwendung  römischer  Rechts- 
quellen oder  der  Beobachtung  ihrer  Subsidiarität  sind  bis  zur 
Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  nur  sparsam.  Wo  es  an  ge- 
schriebenen Rechtsquellen  fehlte,  da  forschte  man  nach  dem  Gewohn- 
heitsrecht, oder  suchte  einen  entsprechenden  Rechtssatz  in  freier 
Rechtsbildung  zu  finden,  oder  man  wandte  sich  an  ein  anderes 
Gericht,  um  durch  dieses  die  Rechtsungewissheit  heben  zu  lassen, 
Theils  war  es  die  Unbekanntschaft  mit  dem  Inhalt  der  Bestim- 
mungen des  Kaiserrechts  und  seine  nur  dem  Gelehrten  zugäng- 
liche Form,  welche  der  leichten  Anwendung  desselben  im  Wege 
stand,  theils  aber  auch  der  entschiedene  Widerwille  des  Volks 
gegen  die  aus  der  Fremde  hergeholten  Sätze,  welche  auf  die  ein- 
heimischen Verhältnisse  nicht  unmittelbar  übertragen  werden 
konnten  und  überdies  von  Männern  dargeboten  wurden,  welche 
dem  Volke  längst  schon  verdächtig  waren. 

Dieser  Zustand  konnte  sich  nicht  länger  erhalten.  Bei  dem 
steigenden  Verkehr,  bei  der  Zunahme  der  Cultur,  der  Verände- 
rung der  wirthschaftlichen  Zustände,  der  Ausbildung  grösserer 
Territorien,  bedurfte  es  einer  festeren  und  einheitlicheren  Gesetz- 
gebung. Zwei  gleichzeitig  zusammenwirkende  Factoren  haben  ^ 
den  gesammten  Rechtszustand  Deutschlands  seit  der  Mitte  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  vollständig  verändert.    Es  war  die  in 


15)  Ueber  Braunschweig -Lüneburg  vgl.  unten  §.  65.  N.  42  flf.;  über  das 
Calenbergißche  vgl.  Grefe  a.  a.  0.  S.  15  flf.;  über  Hessen  Roth  und  v.  Mei- 
lern Kurhesß.  Privatreoht  I.  S,  33  u.  s.  w. 
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immer  grösseren  Dimensionen  vorschreitende  Aufnahme  des  frem- 
den Bechts  und  die  sich  umfassendere  Aufgaben  stellende*  Gesetz- 
gebung der  Landesherm  und  der  Städte.  Die  Gesetzgebung  des 
Beichs  hat  auch  in  dieser  Zeit  geringen  Einfluss  auf  den  Bechts- 
zustand  in  Deutschland  ausgeübt. 

Sowohl  die  Aufiiahme  des  römischen  Bechts,  als  auch  die 
Entwickelung  der  Landesgesetzgebung  wurden  gefördert  durch 
das*  Vissenschaftliche  Studium  nicht  sowohl  des  einheimischen, 
als  der  fremden  Bechte.  Seitdem  das  römische  Becht  mehr  ge- 
kannt war  und  die  römisch  gebildeten  Juristen  grösseren  Ein- 
fluss gewannen  und  in  den  Gerichten  das  Wort  führten,  wurde 
das  römische  Becht  in  immer  erhohterem  Maasse  auch  in  das 
Leben  eingeführt,  in  den  Gerichten  als  Gesetz  beobachtet  und 
in  den  Stadt-  und  Landrechten  zur  Darstellung  gebracht.  Es 
kamen  die  fremden  Bechte  durch  Gesetzgebung  und  Praxis  in 
unser  Leben  hinein,  ohne  dass  man  sich  über  die  Bedeutung  des 
deutschen  Bechts  und  über  die  Stellung  bewusst  geworden  war, 
welche  zu  demselben  die  fremden  Bechte  einnehmen  durften. 

■  Wir  haben  am  Schluss  der  vorigen  Periode  ausführlich  zu 
erörtern  versucht,  welche  Gründe  bis  zur  Mitte  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  dem  römischen  Becht  zum  Ansehen  in  Deutschland 
verhalfen  und  wie  weit  es  bis  zu  dieser  Zeit  eingedrungen  war. 
Die  Darstellung  dieser  Periode  muss  mit  der  weiterschreitenden 
Aufiiahme  des  römischen  Bechts  beginnen,  da  dieselbe  bei  allen 
folgenden  Fragen  in  Betracht  kommt. 
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Erster  Absclmltt. 

Die  Aufnahme  der  fremden  Rechte  in  Deutschland. 

§.  61.    Das  Stndlam  der  firemden  Rechte  0* 

1.  Schon  bald  nach  dem  Aufblühen  der  üniTersitäten  in 
Italien  und  Frankreich  waren  auch  viele  Deutsche  dorthin  ge- 
zogen ,  um  sich  dem  Studium  der  Eechte  zu  widmen  ^).  In 
Deutschland  selbst  war  seit  der  Mitte  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts eine  Reihe  von  Universitäten  gegründet  worden,  auf 
welchen  ausser  dem  canonischen  Recht,  welches  unmittelbar 
praktische  Geltung  für  die  geistlichen  Gerichte  hatte  und  dessen 
Kenntniss  auch  sonst  für  die  Geistlichkeit  unentbehrlich  war,  \ 
das  römische  Recht  gelehrt  werden  sollte.  Indessen  sehen  wir 
nicht,  dass  bis  zur  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  das  rö- 
mische Recht  an  irgend  einer  deutschen  Universität  constant 
und '  ohne  Unterbrechung  gelehrt  worden  wäre ,  wahrschein- 
lich  weil   es   demselben  an  Bedeutung  für  die  Praxis  fehlte  *).  • 


1)  Vgl.  besonders  Stintzing  Ulrich  Zasius.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
der  ßechtswissenßchaft  im  Zeitalter  der  Reformation.  Basel  1857.  —  Eoss- 
hirt^s  Schrift  de  stndiis  juris  civilis  et  canonici  in  Germaniae  universitatibus 
medii  aevi.  1861.  4.  — ,  mit  besonderer  Beziehung  auf  Heidelberg,  enthält  im 
AUgemeinen  nichts  Neues. 

2)  Vgl.  L  S.  625  ff. 

3)  Als  Beleg  für  diesen  Grund  können  wir  auch  die  Notiz  über  die  Uni- 
Tersität  Caen  in  der  Normandie  benützen,  welche  Kosegarten  (Geschichte 
der  Universität  Greifswald  I.  S.  91.  N.  47)  nach  Bulaoi  historia  universita- 
tis  Parisiensis  VoL  V.  p.  426  mittheüt.  Zu  Caen  wurde  im  Jahre  1433  der 
Vortrag  des  römischen  Bechts  wieder  abgeschafft,  weü  es  demselben  an  prak- 
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Wie  vor  der  Stiftung  der  deutschen  Universitäten  konnte  auch 
jetzt  eine  tiefere  Kenntniss  des  römischen  Rechts  nur  in  Italien 
erworben  werden.  Aber  auch  seitdem  mit  der  Mitte  des  fünfzehn- 
ten Jahrhunderts  das  Studium  des  römischen  Eechts  neu  belebt 
worden  war,  erscheint  Italien  noch  immer  als  die  Mutter  der 
civilistischen  Weisheit  und  Jeder,  welcher  sie  unverfälscht  und 
aus  erster  Quelle  schöpfen  will,  zieht  auch  jetzt  noch,  oft  nach- 
dem er  schon  Jahre  hindurch  in  Deutschland  die  Rechtswissen- 
schaft studirt  oder  schon  Amt  und  Würden  erlangt  hat,  nach 
Italien,  um  unter  Leitung  der  grossen  italienischen  Meister  in 
den  Geist  des  Corpus  juris  civilis  einzudringen.  Bis  tief  in  das 
sechzehnte  Jahrhundert  hinein  hatten  fast  alle  Männer,  welche 
in  Deutschland  etwas  als  Gelehrte,  höhere  Staatsbeamte  oder 
Praktiker  bedeuten  wollten  ♦)  oder  wirklich  bedeuteten ,  einige 
Jahre  in  Itahen  gelebt,  um  dort  erst  die  wahre  Rechtswissen- 
schaft zu  erfassen  und  mit  dem  Glänze  fremdländischer  Bildung 
geschmückt  in  ihr  Vaterland  zurückzukehren. 

Dies  kann  uns  nicht  befremden,  wenn  wir  den  Zustand 
der  Rechtswissenschaft  auf  den  deutschen  Universitäten  be- 
denken und  die  Namen  der  Männer  durchmustern,  welche  da- 
mals in  Deutschland  auf  den  Kathedern  der  Juristenfacultäten 
Sassen.  Die  meisten  derselben  waren,  soweit  wir  dies  heut  zu 
Tage  aus  ihren  Leistungen  abmessen  können,  durchaus  unbedeu- 
tend und  konnten  unmöglich  in  eine  Wissenschaft  tiefer  einführen, 
welche  ihnen  selbst  verschlossen  geblieben  war,  während  in  Ita- 
lien die  alten  Traditionen  noch  immer  fortwirkten.  Bedenken 
wir  nun  noch,  dass  es  damals  überhaupt  als  ein  unentbehrliches 
Erfordemiss  tieferer  Bildung  und  höheren  Ansehens  galt,  längere 
Zeit  auf  Reisen  in  Italien  oder  Frankreich  zugebracht  zu  haben, 
und  dass  Italien,  wo  das  römische  Recht  vor  mehreren  Jahrhun- 
derten gewissermaassen  entdeckt  worden  war,  durch  die  Wieder- 
belebung  des  classischen  Alterthums  jetzt  von  Neuem  in  jugend- 


tischer  Bedeutung  fehle,  comment  le  dit  estude  ne  serait  uUie  powr  le  pays  de 
Normcmdie,  qui  est  tout  regU  pcvr  coustwmes, 

4)  Als  im  Jahre  1461  M.  Joh.  Bysinger  n.  jur.  Baccal.  zum  Legisten 
in  Heidelberg  designirt  wurde,  musste  er  versprechen,  noch  ein  und  ein  halbes 
Jahr  in  Italien  römisches  Becht  zu  studiren  und  dann  in  Heidelberg  *zu  pro- 
moyiren^  Stintzing  S.  328. 
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lichem  Glänze  dastand  und  die  Wiege  des  Humanismus  war,  so 
kann  uns  der  unausgesetzte  Zug  junger  und  alter  Männer  nach 
Italien  nicht  im  mindesten  auffallen. 

Die  Biographie  fast  jedes  als  Jurist  ausgezeichneten  Mannes 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  bietet  Belege  hiezu.  Unter  den 
bekannteren  Juristen  besuchten  z.  B.  Ulr.  Kraft,  Sixtus  Tu- 
cher, Wilibald  Pyrkheimer,  Johann  Fichard  und  Andere 
längere  oder  kürzere  Zeit  italienische  Universitäten  *).  Besonders 
wurde  Padua  ^),  unter  den  französischen  Universitäten  vornehmlich 
Bourges  viel  von  den  Deutschen  besucht,  wo  theils  neben,  theils 


5)  Ulr.  Kraft  aus  Ulm,  welcher  später  Professor  zu  Tübingen,  Freiburg 
und  Basel  war,  wurde  1484  zu  Pavia  zum  Dr.  jur.  utr.  promovirt(Stintzing 
S.  14).-—  Sixtus  Tücher  (1459—1507),  Professor  zu  Ingolstadt,  hatte  zu 
Pavia  und  Padua  studirt  und  war  zu  Bologna  zum  Doctor  promovirt  worden 
(Will  Nürnbergisches  Gelehrten  -  Lexikon  IV.  75  f.,  Erhard  Wiederaufblü- 
hen der  Wissenschaften  EL.  69).  —  Wilibald  Pyrkheimer  studirte  zu 
Padua  drei  Jahre  und  dann  noch  zu  Pavia  vier  Jahre  die  Rechte  (Er- 
hard in.  S.  5  f.),  vgl.  auch  unten  §.  62.  N.  15.  —  Dr.  Joh.  Fichard 
(1512 — 1581)  ging,  nachdem  er  am  ßeichskammergericht  zu  Speier  als  Advo- 
kat gearbeitet  und  darauf  in  Frankfurt  a.  M.  eine  Anstellung  als  Assessor  ju- 
dicialis  et  consiliarius  erhalten  hatte,  im  Frühjahr  1536  auf  Reisen,  und  hörte 
besonders  zu  Padua  ein  ganzes  Jahr  hindurch  juristische  und  philologische 
Vorlesungen  (qui  non  poenitendi  nee  incelebres  erant  isthic);  vgl.  s.  Auto- 
biographie in  d.  Frankfurt.  Archiv  von  v.  Fichard  II.  1812.  S.  3—53,  und 
unten  N.  80—82  u.  §.  62.  N.  26.  —  Oldendorp  (1480—1567;  vgl.  über  ihn 
Bianco  die  alte  Universität  Köln  I.  S.  768,  Krabbe,  die  Universität  Ro- 
stock im  15.  u.  16.  Jahrhundert  I.  1854.  S.  374-378,  402—406,  Kosegarten 
Geschichte  der  Universität  Greifswald  I.  172  f.,  v.  Kaltenbrorn  die  Vorläufer 
des  Hugo  Grotius  S.  233  fF.)  wurde,  nachdem  er  ju  Rostock  und  Köln  studirt 
hatte,  zu  Bologna  im  Jahre  1514  Licent.  juris.  —  Auch  Fürsten  besuchten  die 
fremden  Universitäten,  so  Graf  Heinrich  von  Würtemberg,  welcher  auch  Doctor 
wurde  (Stalin  III.  S.  558);  Franc.  Hotomannus  schreibt  im  Jahre  1575 
aus  Genf  (Hotomannorum  epistolae  Amstel.  1700.  4.  Nr.  37) :  Habemus  hie  in 
schola  nostra  Ducem  Luneburgensem.  —  Herzog  August  von  Wolfenbüttel 
(geb.  1579)  studirte  zu  Rostock  und  Tübingen  und  disputirte  zu  Padua;  auch 
nach  EröfBiung  der  Universität  zu  Helmstädt  (1576)  studirte  der  Braun- 
sohweigische  Adel  noch  zu  Padua  (Havemann  Geschichte  von  Braunschweig 
und  Lüneburg  U.  S.  711  f.). 

6)  Zu  Padua  studirten  a.  1564  200  Deutsche  (Mein er s  Geschichte  der 
Entstehung  und  Entwickelung  der  hohen  Schulen  1802. 1.  S.  235);  im  17.  Jahr- 
hundert ist  ihre  Zahl  schon  sehr  viel  kleiner;  a.  1623  schreibt  Hermann  Te- 
dering  über  Padua  (Oelebrium  virorum  epistolae  ed.  Hummel  Nr.  53):  ubi 
numerus  Germanorum  juridicae  factUtatis  non  ultra  triginta  ascendit 
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nach   einander   Alciat,  Duarenus,  Balduinus,  Cujacius, 
Hotomannus  und  Donellus  lehrten''). 

Freilich  war  dies  Streben  nach  fremdländischer  Bildung  auch 
zum  Theil  zu  einer  Modesache  geworden,  und  Mancher  begab 
sich  auf  Eeisen ,  weniger  um  sich  zu  bilden ,  als  um  gebildet  zu 
erscheinen.  Das  Beispiel  des  Zasius,  des  grössten  Rechtsgelehr- 
ten, welchen  Deutschland  im  sechzehnten  Jahrhundert  besass, 
kann  beweisen,  dass  man  auch  durch  eigenes  fleissiges  Studium 
der  Quellen  und  der  Literatur  und  durch  Anschliessen  an  gedie- 
gene Männer  der  Heimath  nicht  blos  tüchtige  Rechtskenntnisse, 
sondern  auch  elegante  Methode  erwerben  konnte.  Er  und  ein- 
zelne andere,  auf  ihre  in  der  Heimath  erworbene  Bildung  mit 
Recht  stolze  Männer  verdammen  die  Ansicht,  als  ob  das  Land 
den  Weisen  mache  ®).  Aber  es  war  doch  immer  eine  Selten- 
heit, wenn  ein  Gelehrter  seine  Bildung  allein  dem  Inlande  ver- 
dankte »). 

,  2.  Da  es  kein  anderes  Rechtsstudium,  als  das  des  römi- 
schen oder  canonischen  Rechts  gab,  so  darf  es  nicht  Wunder 
nehmen,  dass  man  für  die  deutschen  Hochschulen,  auf  welche 
man  die  Methode  der  Wissenschaft  und  ihrer  üeberlieferung 
ganz  so  wie  sie  sich  in  der  Fremde  entwickelt  hatte,  zu  übertra- 


7)  Vgl.  Dareste  Essai  sur  Fran^ois  Hotman.  Paris  1850.  p.  10.  — 
Üeber  das  Studium  deutscher  Gelehrter  in  Frankreich  im  sechzehnten  Jahr- 
hundert vgl.  Bart  hold  Deutschland  und  die  Hugenotten.  I.  1848.  S.  53  flf. 

8)  Zasius  schreibt  im  Jahre  1518  (epp.  ed.  Riegger  p.  412):  Quod  si 
quis  supercilio  elatiore  in  me  feratur,  quasi  in  legalibus  jussis  scribere  non 
deceat  hominem,  qui  Italiam^  qui  GaUiam  non  viderim,  sola  sim  Friburgensi 
Academia  alitus,  is  noverit  scienUam  assidua  Uctione  honisqtte  praeceptoribus 
etiam  domi  posse  ohtineri;  plerosque  ab  Itälia  imperitos,  ut  ante  erant,  rediisse 
novimus,  quibus  jura  in  patiniä,  quam  in  paginis  plus  säpuere,  et  qttos 
ne  mica  quidem  Italici  salis  respersiU  —  Braut  NarrenschiflF  cap.  92.  v.  11  flf. 
(Zarncke  S.  88): 

Manch  Narr  halt  sich  gar  hoch  dar  umb 
Das  er  uss  lyelschen  landen  kum 
Und  sy  zu  schulen  worden  wiss 
Zu  Bonony,  zu  Pavy,  Pariss 


Als  ob  nit  ouch  in  tütsoher  art 
Noch  wer  vernunflft  u.  s.  w. 
9)  So  zählte  im  Jahre  1512  Wimpheling  alle  ihm  bekannten  in  Deutsch- 
land gebildeten  Gelehrten   auf,   vgl.  Zarncke  Narrenschiflf  S.  XXXIV.  N.  2. 
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gen  den  Wunsch  hegte,  nicht  blos  Gelehrte,  welche  fremden  Uni- 
versitäten ihre  Doctorwürde  verdankten,  sondern  auch  in  Italien 
oder  Frankreich  geborene  Männer  zu  gewinnen  bestrebt  war  *<>). 
Besonders  suchte  man  den  neu  gestifteten  Universitäten  dadurch 
Glanz  zu  verleihen  und  zahlreiche  Schüler  anzulocken  i^),  dass 
man  berühmte  ausländische  Gelehrte  an  sie  berief  ^^). 

Schon  im  Jahre  1459  erhielten  die  Abgesandten  Basels  an 
den  Papst,  welche  mit  diesem  wegen  Ausfertigung  einer  Bulle 
fUr  die  neu  zu  gründende  Universität  zu  Basel  unterhandeln  soll- 
ten, zugleich  den  Auftrag,  sich  in  Italien  nach  tüchtigen  Doctoren 
beider  Rechte  umzusehen  '*).  So  finden  wir  denn  zu  Basel  gleich 
bei  der  Eröfibung  der  Universität  im  Jahre  1460  drei  italienische 
Professoren:  Franciscus  de  Vinaldis,  utriusque  juris  doctor,  primus 
Ordinarius  in  legibus  ytalus;  Johannes  de  Gilgis  utriusque  juris 
doctor  in  canonibus  Ordinarius  concurrens  ytalus;  Johannes  Au- 
gustini Comes  de  Vicomercato,  Mediolanensis,  utr.  j.  doctor,  Or- 
dinarius secundus  in  legibus  (vergl.  Anm.  11)  ^*).  Seit  1465 
lehrte  hier  Bonifacius  de  Gambarupta  (Gambarossa)  aus  Alexan- 
drien,  welcher  1463  zu  Basel  Doctor  geworden  war,  sodann  Pe- 
trus Antonius  de  Yinariis  (Finariensis)  als  Institutionist,  welchem 
im  Jahre  1467  Petrus  Perottus  de  Caburelo  folgte  '*).  Im  Jahre 
1475    begegnen  wir  zu  Basel  dem  Fridericus  de  Guarletis,   im 


10)  Vgl.  bereits  für  die  frühere  Zeit  I.  S.  630.  N.  66. 

11)  Interessant  ist  in  dieser  Beziehung  der  Vertrag,  welchen  im  August 
des  Jahres  1465  Basel  mit  dem  Juristen  Johannes  Augustini,  Grafen  von  Vi- 
comercato aus  Mailand  abschloss,  wonach  sich  dieser  verpflichtet,  bis  zum 
December  desselben  Jahres  einen  jungen  Grafen  von  Würtemberg,  einen  apo- 
stolischen Protonotar  de  spinolis  und  den  Abt  von  St.  Christoph  in  Mailand 
als  Studenten  des  canonischen  Rechts  und  40  junge  adlige  Herren  als  Studenten 
des  bürgerlichen  Rechts  nach  Basel  zu  ziehen,  und  auf  seine  Besoldung  ver- 
zichtet, falls  dies  ihm  nicht  gelinge  (Vi  seh  er  Geschichte  der  Universität 
Basel  von  der  Gründung  1460  bis  zur  Reformation  1529.  — 1860.  S.  68). 

12)  So  wie  im  15.  und  16.  Jahrhundert  Italiener  bei  uns  Vorlesungen 
hielten,  so  machten  im  17.  Jahrhundert  auch  Deutsche  Reisen  in  das  Ausland, 
um  an  hollandischen,  englischen  u.  s.  w.  Akademien  Vorlesungen  zu  halten. 
Beispiele  giebt  Tholuck  das  akademische  Leben  des  17.  Jahrhunderts  I.  S.  53. 

13)  Vi  scher  a.  a.  0.  S.  25;  über  die  Verhandlungen  mit  italienischen 
und  französischen  Juristen  vgl.  S.  65  £f. ,  über  die  hohen  Besoldungen  der 
italienischen  Juristen  S.  67  f. 

14)  Stintzing  S.  89,  349,  Vischer  S.  237. 

15)  Vischer  S.  239. 
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Jahre  1504  dem  Johannes  Cynus,  u.  j.  d. ,  hyspanus,  im  Jahre 
1521  dem  Doctor  Stephanus  Verdelet  aus  Besangon  *ö).  —  Zu 
Ingolstadt  war  bei  der  Eröffnung  im  Jahre  1472  Carolus  Fro- 
mont  Parisiensis  in  novo  jure  Pontificio  professor  (f  1476)  •'); 
in  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  wurde  Franc.  Zoan- 
netti  aus  Bologna  berufen  ^®);  zu  Ende  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts lehrte  hier  Andreas  Fachineus,  ein  geborener  Italiener.  — 
In  Tübingen  war  gleich  bei  der  Stiftung  1477  Laurentius  Ma- 
renchus,  Novanus  ciyis  Genuensis  (aus  Novi  bei  Genua)  Legujn 
Ordinarius;  1482  folgte  ihm  Gabriel  Chabotus  e  Chamberiaco, 
ein  Savoyarde,  welcher  r479  zu  Frei  bürg  als  erster  Legist  an- 
gestellt worden  war  '0).  —  Im  Jahre  1495  berief  man  nach  Frei- 
burg  den  Paulus  Gittadinus  oder  de  Gittadinis  aus  Mailand,  ei- 
nen Schüler  Jason's,  als  Legum  Ordinarius  ^0)  und  in  demselben 
Jahre  den  Joannes  Angelus  de  Besutio  aus  Mailand  als  Ordinarius 
canonum^i),  welcher  in  dem  Rectorenverzeichniss  der  Universität 
Freiburg  «2)  als  Rector  in  den  Jahren  1499,  1503,  1505,  1508, 
1513,  1516  erscheint.  —  Ebenso  berief  man  nach  Wien,  um  das 
Studium  des  römischen  Rechts  zu  heben,  1493  den  Dom.  Jero- 
nimus  Baibus  Venetus  und  1497  den  Dom.  Joannes  Silvius,  Si- 
culus,  legum  Doctor  Patavinus  **).  —  Auf  mehreren  deutschen 
Universitäten  lehrte  der  durch  seine  Schriften  und  durch  sein 
Gedäcbtniss  gleich  berühmte  Petrus  Ravennas^*).  Nachdem 
er  zu  Padua  und  Pisa  docirt  hatte ,  begleitete  er  im  Jahre  1498 
dejj  Herzog  Bogislaw  X.  von  Pommern  nach  Deutschland,  um  in 
Greifswald  über  das  jus  utrumque  ordinarie  zu  lesen;  1503 
ging  er  an  die  neu  gegründete  Universität  Wittenberg,  1506 
zog  er  nach  Köln.  Als  Herzog  Wilhelm  von  Jülich,  Gleve  und 
Berg  eine  hohe  Schule  zu  Duisburg  errichten  wollte,  für  welche 


16)  Stintzing  S.  342,  Vischer  S.  240,  244,  247. 

17)  Eichhorn  IH,  S.  335.  N.  d. 

18)  Pütt  er  Litteratur  des  teutschen  Staatsrechts  I.  S.  140. 

19)  Stintzing  S.  14,  89,  344. 

20)  Stintzing  8.  23,  88,  339. 

21)  Stintzing  S.  311,  vgl.  S.  339  f. 

22)  Amoenitates  literariae  Friburgenses  Uhn  1775.  fasc.  I. 

23)  Kink  Geschichte  der  Universität  Wien  1. 1.  S.  222.  N.  260,  Stintzing 
S.  90,  326  f. 

24)  Vgl.  Laspeyres  über  die  Entstehung* der  libri  feudorum  S.  120, 
121  und  Kosegarten  I.  S.  154—162. 
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er  schon  päpstliclie  und  kaiserliche  Privilegien  erlangt  hatte  (1562 
und  1566),  berief  er  Franc.  Balduinus  an  sie  **).  —  Franc.  Ho- 
tomannus,  geboren  1525  zu  Paris,  welcher  in  Genf,  Basel,  Strass- 
bürg,  Lausanne  docirte,  erhielt  auch  an  deutsche  Universitäten  mehr- 
mals Berufungen,  ohne  sie  allerdings  anzunehmen;  so  vom  Her- 
zog Albrecht  von  Preussen  1556  nach  Königsberg,  als  Professor 
und  Hofgerichtsrath  mit  einem  Gehalt  von  500  Goldgulden  und 
weiteren  Emolumenten,  von  dem  Landgrafen  von  Hessen  1559  an 
Stelle  des  Ferrarius  Montanus  nach  Marburg,  und  noch  einmal 
1573  dorthin,  u."  s,  w.  ^e).  —  In  Heidelberg  lehrte  im  sech- 
zehnten Jahrhundert  eine  Reihe  berühmter  Ausländer,  von  1556  — 
1561  Franc-  Balduinus  2?),  yon  1573— 1580  Hugo  Donellus,  welcher 
dann  nach  seinem  Aufenthalt  zu  Leyden  von  158S  bis  an  seinen 
Tod  (1591)  zu  Altorf  lehrte  2®),  und  Dionysius  Gothofredus, 
welcher  1600  nach  Heidelberg  berufen  war  2^).  —  Li  Leipzig 
hielt  seit  dem  Jahre  1546  der  Franzose  Petrus  Loriotus  syste- 
matische Vorlesungen  über  das  römische  Recht  *ö).    Melchior  von 


25)  (y.  Hymmen)  Beiträge  zur  Jurist.  Litei^tur  in  den  preuss.  Staaten 
I.  S.  151. 

26)  Francisci  et  loannis  Hotomannornm  epistolae  ex  Bibliotheca  Meelü. 
Amstel.  1700.  4.;  vgl.  die  Briefe  Nr.  5,  23  und  30  aus  den  Jahren  1556, 
1559  un^  1573.  --  Vgl.  auch  Dareste  in  der  N.  7  angeführten  Schrift  p. 
4  suiv.  und  unten  §.  62.  K,  27. 

27)  Wund  Programma  IV.  de  origine  et  progressu  facultatis  luridicae  in 
acad.  Heidelb.   Heidelb.  1781.  4.  p.  13  seqq. 

28)  Will  Nürnb.  Gel.-Lex.  I.  S.  283  ff.,  H ausser  Geschichte  d.  Pfalz 
n.  S.  66  ^  —  Schon  1582  hatte  man  ihn  für  Altorf  zu  gewinnen  gesucht. 
Vgl.  besonders  Z  ei  dl  er  spicilegium  observationum  vi  tarn  H.  Donelli  .... 
illustrantium.  Lucae.  1766.  p.  XIII  ff.,  XXVI.  lustus  Lipsius  schreibt  in 
einem  Briefe  1583  (Burmann  Sylloge  epistolarum  I.  p.  57):  a  nobis  äbttfi- 
rire  mäetur  Altorfiam  versus,  ita  appeUant  novam  scholam  a  Norihergensibus 
coeptam,  und  in  demselben  Jahre  (I.  p.  119):  Donellus  äbüuriebaty  vocatus 
a  NorimhergensibuSy  sed  secwrim  iUam  amovimus  a  noveUae  academiae  cor- 
pore, et  per  principem  effecimus  ut  maueret  —  Als  Don  eil  zu  Altorf  starb, 
erhielt  Dionysius  Gothofredus  in  den  Jahren  1591  und  1592  wiederholt 
einen  Buf  dorthin,  den  er  aber  nicht  annahm.    Vgl.  Burmann  I.  p.  579,  581. 

29)  Häusser  IL  S.  204. 

30)  üeber  ihn  vgl.  Dr.  Melchior  von  Osse  Testament  gegen  Hertzog 
Augusto  Churförsten  zu  Sachsen.  Halle  1717.  4.  (herausgeg.  von  Thomasius) 
S.  385,  Wund  Programma  V.  (vgl.  N.  27)  1782.  p.  16  (über  seine  Bewer- 
bung um  eine  Professur  zu  Heidelberg  1561,  nach  dem  Abgange  des  Bal- 
duinus; —  er  kann  also  nicht,  wie  angegeben  wird,  schon  1558  gestorben  sein), 
0.  H.  Haase  de  Petro  Lorioto  Icto  in  academia  Lipsiensi  olim  celeberrimo. 
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Osse^^)  rieth  im  Jahre  1555  dem  Kurfürsten  von  Sachsen,  für 
das  jus  ciyile  und  jus  canonicum  je  einen  Professor  aus  Italien 
an  seine  Universität  Leipzig  zu  berufen  und  keine  Kosten  zu 
scheuen;  es  würden  dann  viele  Scholaren  nach  Leipzig  gezogen 
werden  und  die  Landeskinder  nicht  mehr  genöthigt  sein,  nach 
ItaUen  ihrer  Rechtsstudien  wegen  zu  ziehen.  Für  die*  Institu- 
tionen dagegen  könne  man  sich  mit  einem  Doctor  dieser  Lande 
begnügen. 

3.  Wie  bereits  Ibemerkt,  waren  an  keiner  deutschen  Univer- 
sität bis  zur  Mitte  des  ßinfzehnten  Jahrhunderts  ununterbrochen 
Vorlesungen  über  römisches  Recht  gehalten  worden  **).  Die 
Scholaren  der  juristischen  Facultäten  waren  regelmässig  Geist- 
liche, welche  sich  auf  der  Universität  für  ihren  Beruf  und  höhere 
Aemter  vorbereiten  wollten,  denen  auch  nach  den  päpstlichen 
Bestimmungen  im  Allgemeinen  das  Studium  des  römischen  Rechts 
untersagt  war  ^^).  Auch  die  Professoren  gehörten  gleichfalls 
grossentheils  dem  geistlichen  Stande  an  ^^). 

Für  die  Behauptung,  dass  im  fünfzehnten  Jahrhundert  das 
canonische  Recht  in  sehr  viel  ausgedehnterem  Maasse  studirt 
wurde,  als  das  römische  Recht,  dürfen  wir  auch  wohl  geltend 
machen,  dass  in  den  deutschen  Buchdruckereien  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  viel  mehr  canonistische,  als  rotnanistische  Werke  die 
Presse  verliessen.  Wenn  auch  der  Umstand,  dass  zu  einer  Zeit, 
in  welcher  die  Wissenschaft  der  fremden  Rechte  Gemeingut  Ita-, 
liens,  Frankreichs,  Spaniens,  Hollands  und  Deutschlands  war,  ein 
Werk  in  dem  einen  Lande  öfter  als  in  dem  anderen  gedruckt 


Lips.  1812.  8.,  V.  Lange  nn  Melchior  y.  Ossa  1858.  S.  14  —  loa  eh.  Game- 
rarius  (Epistolae  I.  p.  270)  sehreibt  im  Jahre  1554:  Apud  no8  P.  Loriotus 
äbsurdis  opinionibus  sibi  magis  quam  aliis  moleaiiam  creat  —  Ueber  sein  Ver- 
hältniss  zur  Leipziger  Facultät  vgl.  Zarncke  Acta  Bectorum  p.  357.  —  In 
einer  Handschrift  der  Breslauer  ßhediger'schen  Bibliothek  (über  welche  Wend- 
roth  Zeitschr.  des  Vereins  für  Geschichte  u.  Alterth.  Schlesiens  IV.  S.  45  f.) 
steht  ein  Tractatus  juditiorum  redactus  in  ordinem  per  clariss.  Leg.  Doct. 
Petrum  Loriottum,  Gallum. 

31)  Testament  (vgl.  N.  30)  S.  411  f. 

32)  Vgl.  auch  Bd.  I.  S.  630.  —  So  sagt  auch  Aeneas  Sylvius  in  seiner 
hist.  Frider.  p.  10  von  Wien:  Schola  quoque  hie  est  Itberalium  artium  ctc 
theologiae  et  juris  pontificii, 

33)  Vgl.  Bd.  I.  S.  628. 

84)  Eichhorn  m.  S.  335.  N.,  Tholuck  das  akademische  Leben  des 
17.  Jahrh.  L  S.  2  flf. 
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wurde,  nicht  immer  einen  stringenten  Beweis  liefern  wird,  dass 
es  hier  mehr,  als  in  den  anderen  sich  in  den  Händen  der  Ge- 
lehrten befand  und  eine  Grundlage  der  wissenschaftlichen  ^Bildung 
war;  wenn  auch  bei  dem  Verlage  einzelner  Werke  buchhänd- 
lerische Conjuncturen  eingewirkt  haben,  indem  etwa  ein  deut- 
scher Verleger  bei  seinen  Unternehmungen  zugleich  auf  die  Be- 
dürfnisse anderer  Nationen  seine  Speculationen  richtete:  so  wird 
doch  im  Allgemeinen  der  Schluss  richtig  sein,  welchen  wir  aus 
einer  Vergleichung  des  civilistischen  und  canonistischen  Verlages 
gewinnen.  Aus  den  wissenschaftlichen  Werken,  welche  bei  einer 
Nation  erscheinen,  werden  wir  zugleich  auf  ihre  wissenschaftlichen 
Bedürfuisse  und  Richtungen  schliessen  dürfen.  Jene  Verglei- 
chung ®**)  lehrt  uns  deutlich,  ein  wie  viel  grösseres  Gewicht  man 


34a)  Aas  sehr  unyollstäiidigexL Hüfsmitteln  brachte  Heineccius  antiqai- 
tates  L  p.  592  seqq.  einige  nicht  ^anz  richtige  Notizen  zusammen.  Wir  hal- 
ten uns  bei  den  folgenden  Bemerkungen  an  Panzer  Annales  typographici. 
Tom.  I— XI.  1793—1803.  4.,  besonders  an  die  Indioes  in  Bd.  V,  X  und  XI, 
und  berücksichtigen  die  Zeit  bis  zum  Jahre  1536,  weil  bis  zu  ihm  das  Pan- 
zer'sche  Werk  reicht.  • 

Was  die  römischen  Bechtsquellen  angeht,  so  erschienen  in  der  älteren 
Zeit  nur  die  Justinianischen  Institutionen  häufiger  in  Deutschland;  ron 
den  47  Ausgaben  im  15.  Jahrhundert  sind  die  drei  ältesten  in  Deutschland 
gedruckt:  Mainz  1468  (über  diese  Ausgabe  vgl.  Schaab  Geschichte  der  Er- 
findung der  Buchdruckerkunst  I.  S.  476  K)^  1472,  Strassburg  1472;  ausserdem 
noch  zu  Basel  1476,  1478,  1481,  1486  zwei  Mal,  Mainz  1476,  Nürnberg  1486, 
also  10  deutsche  Ausgaben.  Von  den  30  Ausgaben  bis  1536  erschienen  nur 
3  in  Deutschland:  Basel  1512,  Mainz  1529  und  Nürnberg  (Haloander)  1529. 
—  Von  den  Digesten  erschien  bis  auf  Haloander  (1529)  in  Deutschland 
keine  Gesammtausgabe.  Was  ihre  einzelnen  Theile  betriflft,  so  kam  von  dem 
Digeetum  vetus  bis  zum  Jahre  1536  (im  Ganzen  bis  dahin  21  Ausgaben)  nur 
eine  einzige  in  Deutschland  heraus,  Nürnberg  1492,  von  dem  Infortiatum 
(überhaupt  bis  1536  18  Ausgaben)  keine  deutsche,  von  dem  novum  (20  Aus- 
gaben) nur  Nürnberg  1483  und  Basel  s..  a.  —  Mehr  Interesse  scheint  man 
dem  Codex  zugewendet  zu  haben,  da  die  beiden  ersten  Ausgaben  zu  Mainz 
1475  und  Nürnberg  1475  die  Presse  verliessen,  und  ausserdem  unter  31  Aus- 
gaben bis  1536  noch  solche  erschienen  zu  Basel  1487,  Nürnberg  1488,  1530 
(Haloander).  —  Die  Novellen  und  tres  libri  Oodicis  erschienen  Mainz 
1477,  Basel  1478,  Nürnberg  1531  (Haloander). 

Bei  den  Quellen  des  canonischen  Bechts  stellt  sich  das  Verhältniss  ganz  anders 
heraaB :  das  decretum  Grati a n i  wurde  42  Mal  im  15.  Jahrhundert  gedruckt 
und  z-war  15  Mal  in  Deutschland,  auch  erschienen  hier  die  ersten  Ausgaben: 
Strassburg  1471  und  1472,  Mainz  1472.  Von  den  dann  im  16.  Jahrhundert 
bis  1&36  erschienenen  15  Ausgaben  gehören  nur  2  nach  Basel  1511  und  1512. 

Deutsche  Rechtsgeschichte  J.    2.  2 
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im  fünfzehnten  Jahrhundert  auf  die  Kenntniss  und  den  Besitz 
der  canonistischen  Quellen  und  Literatur,  als  des  römischen  Rechts 
legte,  eben  weil  das  canonische  Recht  praktisch,  sein  Studium 


—  Von  den  39  Ausgaben  der  Decretalen  aus  dem  15.  Jahrhundert  ist  die 
Editio  princeps  Mainz  1473  (Schaab  I.  S.  505  f.  bezeichnet  dieselbe ,  ich 
weiss  nicht  mit  welchem  Rechte  als  dritte  datirte  Auflage  der  Decretalen; 
S.  525  nennt  er  die  Mainzer  von  1479  die  dritte),  und  ausserdem  gehören 
noch  14  Ausgaben  nach  Deutschland  (unter  den  weiteren  10  Ausgaben  bis 
1536  nur  Basel  1511).  —  Der  Liber  sextus,  oft  in  Verbindung  mit  den 
Olementinen  und  den  Extravaganten,  wurde  43  Mal  im  15.  Jahrhundert  ge- 
druckt; die  Editio  princeps  ist  Mainz  1465;  weiter  giebt  es  noch  12  deutsche 
Ausgaben.  —  Von  den  38  Ausgaben  der  Clementinen  und  Extrava- 
ganten im  15.  Jahrhundert  erschienen  die  4  ersten  in  Deutschland,  Mainz 
1460  (vgl.  über  diese  Ausgabe  Schaab  I.  376  ff.,  Falkenstein  Geschichte 
der  Buchdruckerkunst  1840.  S.  126),  1467,  1471,  Strassburg  1471 ;  ausser  ihnen 
noch  9  deutsche.  —  üeber  die  alten  deutschen  Drucke  der  Libri  feudorum 
vgl.  Di  eck  de  tempore,  quo  jus  feudale  Langobardorum  in  Germaniam  trans- 
latum  ibique  receptum  sit.  Balis  1843.  4.  p.  XL  soq. 

Auch  was  die  Literatui*  angeht,  so  erschienen  in  Deutschland  sehr  viel 
mehr  Werke  über  das  canonische  Recht.  Von  Petri  exceptiones  kam  bis  zu 
Savigny's  Ausgabe  nur  eine  einzige,  zu  Strassburg  1500,  heraus,  vonOynus 
de  Pistorio  die  Lectura  super  Codicem  zu  Strassburg  s.  a.  Unter  den  5  Aus- 
gaben des  15.  Jahrhunderts  von  Azo's  Summa  erschien  nur  eine  zu  Speier 
1482.  Von  den  zahlreichen  und  so  oft  gedruckten  Werken  des  Bartolus 
erschien  nur  Weniges  und  selten  in  Deutschland;  dasselbe  gilt  von  den  Schrif- 
ten des  Paulus  de  Castro,  Angelus  de  Gambillionibus  und  Anderer. 

Dagegen  sind  viele  Werke  berühmter  Oanonisten  in  Deutschland  gedruckt 
worden,  und  zwar  sind  manche,  welche  schon  vor  langer  Zeit  entstanden 
waren,  in  Deutschland  zuerst  erschienen:  Ivo's  Pannormia  Basel  1499,  Jo- 
hannes de  Deo  summa  Decreti  Gratiani  Ulm  1478  (die  einzige  Ausgabe 
des  15.  Jahrhunderts),  Ganfredus  de  Trano  summa  super  titulos  Decre- 
talium  Basel  1487,  ed.  princeps;  von  Innocenz  IV.  Apparatus  super  quin- 
que  libros  Decretalium  ed.  prino.  Strassburg  1478;  Bernardus  Parmensis 
Oasus  longi  super  decretales  Strassburg  1484,  1488,  1492,  1493,  1496,  1498. 
Die  Sununa  Hostiensis  Ulm  1477,  Strassburg  1512  (ausserdem  bis  1536 
noch  9  Mal) ,  Raymundi  de  Pennaforti  Summa  sacr amentorum Oöln  1495, 
1498,  1500;  Martinus  Polonus  Margarita  decreti  Nürnberg  (ed.  prino.) 
1481,  1496,  Strassburg  1486,  1489,  1493,  1494,  1499,  Basel  s.  a.  (überhaupt 
14  Mal);  Bartholomaeus  Brixianus  Casus  super  Decretales  nur  Basel 
1489,  Strassburg  1493;  Guillelmus  Durantis  speculum  judiciale  Ed.  prino. 
Strassburg  1473,  aber  auch  Nürnberg  1486;  sein  Repertorium  aureum  super 
toto  Corpore  juris  canon.  Nürnberg  1486;  Joannes  Andreae  lectura  super 
arboribus  consanguinitatis  erschien  im  15.  Jahrhundert  überhaupt 21  Mal,  in 
Deutschland  16  Mal.  Femer  verliessen  auch  andere  Werke  von  ihm  die  deut- 
schen Pressen,  so  Commentare  über  einzelne  Theile  des  Corpus  juris  canonioi, 
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für  die  Geistlichkeit  unentbehrlich  war,  und  auch  für  die  Laien 
bei  der  allmählichen  Veränderung  des  Processes  erforderlich  zu 
werden  begann. 

Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
nimmt  die  Bedeutung  des  römischen  Bechts  für  Deutschland  zu; 
man  beginnt  auf  den  bereits  aus  älterer  Zeit  her  bestehenden 
Universitäten  auch  für  Besetzung  der  Lehrstühle  des  römischen 
Bechts  zu  sorgen  und  es  wird  an  den  seit  dem  Ende  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  neu  gestifteten  Universitäten  gerade  das 
Studium  des  römischen  ßechts  hauptsächlich  ins  Auge  gefasst  •*). 


seine  additiones  ad  speculum  Durantis  u.  s.  w.  Von  loannes  Calderinus 
erschienen  auctoritates  decretorum  (Cöln  1470)  und  repertorium  juris  (Basel 
1474)  nur  in  Deutschland.  loannes  Petrus  de  Ferrariis  Practica  nova 
judicialis  Nürnberg  1482  und  Strassb.  s.  1.  et  a.;  Nicolaus  de  Tudeschis 
(Abbas  Siculus  Panormitanus)  Lectura  super  quinque  libros  Decretalium  Basel 
1477,  1488,  Nürnberg  1485,  ausserdem  auch  einzelne  Theile  seines  Werks; 
seine  Glossae  Clementinae  Cöln  1474,  1477;  Oonsilia  Cöln  1477,  Strassb.  s.  a.; 
seine  Disputationes  Cöln  1477,  processus  judiciarius  Basel  1490  (Ed.  princ), 
sein  Bepertorium  notabilium  quaestionum  juris  can.  et  civ.  Basel  1488,  seine 
Flores  utriusque  juris  Cöln  1477  (Ed.  princ);  Nicolaus  de  Ausmo  supple- 
mentum  Summae  Pisanellae  erschien  unter  den  25  Ausgaben  des  15.  Jahrhun- 
derts auch  Nürnberg  1475,  1478,  1488,  Cöln  1479,  Reutlingen  1482.  Auch 
Ton  den  Decisiones  Botae  erschienen  2  Ausgaben  in  Deutschland:  Cöln 
1477,  Mainz  1477  u.  s.  w. 

Ein  Schluss  aus  diesen  Drucken  auf  die  wissenschaftlichen  Bestrebungen 
muss  als  sicherer  erscheinen,  wie  ein  solcher  aus  den  handschriftlichen  Schätzen 
der  Bibliotheken.  Denn  1)  waltete  bei  der  Sammlung  der  Bibliotheken  man- 
cher Zufall  ob,  welcher  keine  Beziehungen  zu  dem  Studium  und  den  Bedürf- 
nissen der  Zeit  hat,  und  2)  besitzen  wir  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhun- 
dert yerhältnissmässig  wenige  Kataloge,  und  der  Bestand  unserer  heutigen 
Bibliotheken  giebt  keinen  Maassstab  für  die  ältere  Zeit  ab. 

35)  Vgl  Eichhorn  III.  S.  333  ff.  und  genauere  Nachweise  für  das  15. 
Jahrhundert  bei^Stintzing  S.  84  ff.,  325  ff.  t—  An  der  üniyersität  zu  Frei- 
bnrg,  welche  im  Jahre  1457  gestiftet  worden  war,  lehrte  bei  ihrer  Eröffnung 
kein  Legist ;  als  darauf  1479  die  Scholaren  die  Berufung  eines  solchen  wünsch- 
ten, wurde,  wie  S.  14  bemerkt  ist,  Gabriel  Chabotus  e  Chamberiaco  be- 
rufen (Stinzing  S.  87  f.,  337  ff.).  —  In  Heidelberg,  wo  seit  der  Stiftung 
1385  nur  vorübergehend  Legisten  gelehrt  hatten  (Stintzing  S.  87,  327—329), 
weist  1444  die  Universität  selbst  darauf  hin,  wie  es  ihr  zum  Nachtheil  ge- 
reiche, dass  an  ihr  das  römische  Eecht  nicht  vertreten  sei,  und  bittet  um  An- 
stellong  zweier  ßomahisten  (gwia  redit  in  mctgnwtn  detrimentum  üniversitaiis 
et  €iyus  diminutionem,  qitodSn  ipsa  non  legüur  jus  eivile  ....  Bogetur  do- 
minus, ut  consüio  8U0  ei  auxüio  cooperari  dignetu/tf  guod  haheantwr  duo  doe- 
tores  vd  dodor  et  Lieentiatus,  qud  jus  eivile  Ugant,  Wund  progr.  I.  p.  12. 
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Zunächst  sorgte  man  für  die  Professur  des  Codex,  weil  dieser 
viele  Vorscliriften  des  Kirchenrechts  enthält*®).  Besonders  im 
Norden  Deutschlands,  welcher  ursprüngUch  den  Einflüssen  des 
römischen  Rechts  ferner  gelegen  hatte,  kam  jetzt  das  Studium 
der  justinianischen  Bechtshücher  mehr  in  Aufnahme;  es  ist  die 
Erklärung  dafür  darin  zu  suchen,  dass  man  im  Norden,  wo  die 
Reformation  sich  früher  und  schneller  ausbreitete,,  die  Bedeutung 
des  Corpus  juris  canonici  für  das  RechtBleben  niedriger  veran- 
schlagte, gegen  seine  Grundsätze  Opposition  machte  und  daher 
dem  römischen  Recht  einen  um  so  grösseren  wissenschaftlichen 
Einfluss  ertheilte  8?). 


N.  23).    Friedrich  I.   bestimmte  darauf  1452,  dass  hinfort  an  der  Universität 
zwei  Professoren  des  Oivilrechts  lehren  sollten. 

36)  Zu  Heidelberg  ist  M.  Joh.  de  Dalheim  1498  der  erste  Professor 
der  Pandekten,  vgl.  Wund  progr.  11.  p.  14  seq. 

37)  Merkwürdig  ist,  dass  man  auch  schon  vor  der  Reformation  an  ein- 
zelnen Orten  auf  die  Idee  kam,  ob  es  nicht  für  die  Aufiiahme  einer  Univer- 
sität von  grösserer  Wichtigkeit  sei,  mehr  für  das  römische,  als  für  das  cano- 
nische Recht  zu  sorgen.  So  theilt  Kink  Geschichte  der  Universität  Wien  I. 
2.  S.  114  in  Betreff  der  Universität  Wien  zum  Jahre  1497  aus  den  Acten  der 
theologischen  Facultät  Folgendes  mit:  congregata  universüate  super  lectu/ra 
decretorum,  quam  domini  Begentes  nisi  sunt  atnovere  et  in  locum  ejtis  legum 
lecturam  erigere,  üniversitas  conclusitf  ut  ipsa  congregata  Begentes  adiret  et 
peteret,  quatenus  lectura  decreti  non  omnino  removeretur,  sed  pro  dominorum 
Begentium  consüio  ei  provideretur  simul  cum  legum  lectura,  pro  qua  et  aliia 
multis  erectis  per  eos  lecturis  üniversitas  *diocit  maoiimas  gratias  Begentibus. 
—  In  Heidelberg  (vgl.  N.  35)  wurde  nach  der  Universitätsreform  1558  die 
Juristenfacultät  auf  vier  Stellen  fundirt,  von  denen  nur  eine  für  das  cano- 
nische Recht,  und  zwar  das  zweite  Buch  der  Decretalen,  d.  h.  den  canoni- 
Bchen  Process  bestimmt  war  (Haeusser  I.  S.  307,  411,  637).  Zugleich 
wurde  damals  bestimmt  (vgl.  Rosshirt  p.  10):  „wer  ein  anderes  lesen 
wollte,  als  secundum  decretalium  —  dass  er  solches  zuvor  Decano  et  facultati 
juridicae  anzeige,  die  solches  fcu  erwägen  und  zu  bedenken,  ob  es  nützlich 
und  ohne  Verletzung  unserer  christlichen  Religion  bestehen  möge." 
--  Wien  (vgl.  Kink  I.  1.  S.  222  ff.,  275)  hatte  1533  drei  juristische  Profes- 
suren, von  denen  eine  für  canonisches  Recht,  eine  für  Institutionen  und  eine 
für  den  Codex  bestimmt  war;  1537  vier  Professuren:  eine  für  canonisches 
Recht,  eine  für  Institutionen  und  zwei  fär  Codex  und  Pandekten.  Zugleich 
wurde  bemerkt,  man  wolle  die  Professur  des  canonischen  Rechts  beibe- 
halten, obgleich  sie  bei  dem  Mangel  an  Zuhörern  fils  überflüssig  erscheinen 
könnte.  —  Das  Zurücktreten  des  canonischen  Rechts  können  wir  auch  beson- 
ders für  Rostock,  Wittenberg  und  Jena  verfolgen.  Naph  dem  Lectionsver- 
zeichniss  von  Rostock  aus  dem  Jahre  1520  (Krabbe  S.  329  f.)  lesen  drei 
Oanonisten  und  drei  Romanisten  und  treten  die  Vorlesungen  über  oanonisches 
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Jetzt  erwachte  ein  lebhaftes  Interesse  für  das  römische  Becht 
auch  an  Orten,  an  welchen  keine  Universität  ihren  Sitz  hatte. 
In  Lüneburg  beabsichtigte  man  eine  juristische  Akademie  zu 
errichten,  auf  welcher  gerade  das  römische  Recht  gelehrt  werden 


Recht  entschieden  in  den  Vordergrund.  Dagegen  lehrt  nach  dem  Lections- 
katalog  von  1549'  (Krabbe  S.  461  ff.)  von  den  vier  Professoren  nur  einer 
canonisches  Becht  nnd  zwar  aus  dem  Gesichtspunkt  y  dass  die  Grund- 
sätze der  Deoretalen  für  den  Process  unumgänglich  seien:  Adam  Thradger 
(vgl.  über  denselben  Will  Nürnb.  Gelehrten-Lexikon  IV.  40  ff.,  VIII,  331; 
Krabbe  S.  463,  465  ff.)  librum  secundum  decreiälium  antiquorum  .... 
Cum  veterum  decretalium  4ibri  sint  ceu  penus  rei  practicae  nee  qüisquam  ju- 
dictarii  ordinis  se  vere  esse  doctum  Ulis  non  cognitis  profiteri  possit  —  Nach 
dem  Wittenberger  Lectionsverzeichniss  von  1507  (Strobel  Neue  Beiträge 
zur  Litteratur  HI.  2.  1792.  S.  63  f.)  lehren  sieben  Docenten  in  jure  pontificio 
ordinarie  et  extraordinarie ;  dagegen  sind  es  nur  drei  Oivilisten,  von  denen 
einer  über  den  Codex,  einer  über  die  Institutionen  und  der  dritte,  Christoph 
Scheurl,  über  das  Lehnrecht  liest.  Dies  Verhältniss  ist  völlig  verändert  in 
der  Fundationsurkunde  von  1536  (Cod.  August.  I.  p.  953)  ,  indem  nach  ihr 
die  juristische  Facultät  vier  Legentes  zählt,  von  denen  nur  einer  canonisches 
Becht  und  zwar  die  ersten  Bücher  der  Depretalen  lehrt;  so  finden  wir  auch 
in  dem  Lectionsverzeichniss  von  1561  (Strobel  I.  1.  1790.  S.  121  ff.)  unter 
den  sechs  aufgezählten  Docenten  nur  einen  Canonisten.  —  Von  Jena  (ge- 
stiftet 1558)  besitzen  wir  einen  Lectionskatalog  von  1564  (Strobel  IV.  2. 
1793.  S.  63  ff.):  nach  demselben  liest  D.  Basüius  Monner  Institutiones  cum 
apparatu^  D.  Matth.  Wesebeccius  cursorisch  die  Institutionen  (vgl.  N.  58) 
und  ausserdem  über  Pandekten,  D.  Matth,  Golerus  perget  in  secundo  Decre- 
talium Juris  Canonici^  also  gleichfalls  nur  über  Process.  —  An  der  Königs- 
berger Juristenfacultät  lehrten  zur  Zeit  der  Stiftung  (1544)  nur  zwei  ordentliche 
Professoren  und  zwar  über  römisches  Recht;  nach  den  Statuten  von  1546 
(Arnold  Historie  der  Königsbergischen  Universität  I.  1746.  Beilagen  Nr.  46. 
S.  128;  vgl.  auch  Nr.  47.  S.  137)  hora  antemeridiana  in  Jure  praelegantur 
Institutiones,  Hora  pomeridiana  Pandectae  vel  Codex  lustinianeus.  Und  auch 
als  ein  dritter  Ordinarius  hinzukam  (Statuten  von  1616,  bei  Arnold  I.  Beil. 
Nr.  50.  c.  4.  S.  199),  wurden  die  Vorlesungen  so  vertheilt,  dass  der  Prima- 
rius den  Codex,  die  Novellen  und  das  Lehnrecht  erläutert,  der  zweite  Pro- 
fessor die  Pandekten,  der  dritte  die  Institutionen.  —  Ueber  das  juristische 
Studium  zu  Greifs wald,  insbesondere  auch  über  die  Methode,  wie  das 
Kecht  zu  lehren  ist,  werden  wir  durch  die  Statuten  der  Universität  von  1545 
(Dähnert  Landesurkunden  IL  S.  770  ff.  tit.  14)  unterrichtet.  Es  sind  dort 
nur  drei  Professoren,  für  Institutionen,  Codex  und  Pandekten;  das  canouische 
Becht  wird  nur  beiläufig  von  diesen  Civilisten  berücksichtigt.  Vgl.  auch  die 
Universitäts- Ordnung  von  1571,  bei  Dähnert  IL  S.  828.  —  Melchior  v. 
Osse  sagt  in  seinem  Testament  S.  397  (vgl.  N.  30):  Einer  der  läse  in  jure 
Canonieo  pnmum  et  secundum  decretalium,  welches  Teeineswegs  zu  unterlassen, 
denn  darin  stecket  der  Process  und  die  Practica, 
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sollte,  und  erlangte  bereits  im  Jahre  1471  ein  Privileg  für  dieselbe 
von  Kaiser  Friedrich  III.  »s).  In  Hamburg  (1529)  hielt  man 
Vorlesungen  über  römisches  Recht  für  nothwendig,  um  eine  uni- 
versale Bildung  zu  befördern  **).  EberUn  von  Günzburg  rieth  in 
seinem  Sendschreiben  an  die  Bürger  von  ülm*<>),  in  der  Schule 
abgesehen  von  der  evangelischen  Lehre,  Lesen,  Schreiben  u.  s.  w, 
jeden  Tag  auch  eine  Stunde  Landrecht,  Stadtrecbt,  kaiserliches 
Recht,  alte  Historien  u.  s.  w.  zu  lehren.  Auch  die  Erwachsenen 
sollten  diesen  Stunden  beiwohnen,  besonders  diejenigen,  welche 
sich  zum  Regiment  der  Stadt  vorbereiteten.  So  brauche  man 
die  Jünglinge  nicht  auf  die  Universität  zu  schicken,  wo  man  Geld, 
Zeit  und  Zucht  verliere*').  Bei  der  gelehrten  Schule  zu  Altorf 
war  auch  ein  Institutionarius  Juris  civilis  angestellt*'*). 

4.  Da  die  deutschen  Universitäten  kein  Erzeugniss  einhei- 
mischer Bildung,  sondern  aus  fremden  Ländern  künstlich  ver- 
pflanzte Lehranstalten  waren,  so  nahm  man  aus  der  Fremde  auch 
die  ganze  Einrichtung  der  Vorlesungen  und  die  Methode  nicht 
blos  der  Wissenschaft,  sondern  auch  des  Vortrags  herüber.  In 
Italien  war  die  Wissenschaft  der  Jurisprudenz  am  Ende  des  Mit- 
telalters bereits  in  tiefen  Verfall  gerathen.  Auf  den  deutschen 
Hochschulen  traten  "die  Mängel  des  Universitätsunterrichts  gleich 
um  so  schärfer  hervor,  als  hier  das  römische  Recht  nicht  dieselbe 


38)  Dasselbe  wird  angeführt  von  0.  SagittariusetH.  Öausememorabilia 
historiae  Luneburgicae  1688.  4.  p.  31.  In  ihm  heisst  es :  quod  deinceps  per- 
petuis  futuris  temporibus  in  praefato  oppido  JjwneburgerCH  Uges  Imperiales^ 
quae  et  jura  dvilia^  publice  legi,  resumi  et  disputari,  ac  alii  actus  scolastici 
in  eadem  Facültate  exereeri  libere  et  lidte  possint  et  valeant  per  duos  aut  tres 
ejtisdem  Facültatis  Doctores  approbatos  in  loco  deeenti  per  vos  ad  id  depu- 
tandOy  et  ad  instar  generalium  studiorwm  et  ünvdersitatum  pariformiter  et 
absque  ulla  differentia.  Auch  sollen  die  Lehrer  das  Recht  haben^  zn  Doctoren 
in  legibus  zu  promoviren. 

39)  Vgl.  AUgem.  Jenaer  Lit.  Zeitung  Januar  1829.  Nr.  7.  Sp.  50:  die 
Kirchen-  und  Schulordnung  für  Hamburg  von  1529  schreibt  vor,  dass  im  Lec- 
torium  zwei  Juristen,  jeder  drei  Mal  in  der  Woche  in  den  Institutionibus  im- 
perialibus  und  im  Codex  lesen  solle. 

40)  Vgl.  K.  Hagen  Deutschlands  literarische  und  religiöse  Verhältnisse 
im  ßeformationszeitalter  EL  S.  345. 

41)  Dieser  Bathschlag  einer  regulären  Belehrung  nicht  blos  über  das 
römische,  sondern  auch  über  das  Stadt-  und  Landrecht  scheint  ziemlich  ver- 
einzelt dazustehen. 

41a)  Introductio  novaeScholaeAldorffianaeNoribergcnsium.  4.  (1576)  p.243. 
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praktische  Bedeutung  besass,  wie  in  Italien,  die  Lehrer  weniger 
bedeutend  waren  und  die  lateinische  Sprache  dem  deutschen 
Volke  immer  fremder  bleiben  musste,  als  dem  italienischen.  Wäh- 
rend die  Eechtswissenschaft  auf  den  itaUenischen  Hochschulen 
mit  Stolz  auf  ihre  ehemalige  Blüthe  und  ihren  Ruhm  zurücksehen 
durfte,  begann  sie  auf  den  deutschen  Universitäten,  welche  die  herge- 
brachten Traditionen  einfach  übernahmen,  gleich  mit  ihrem  Verfall. 
In  Italien  und  Frankreich  hatte  sich  die  Jurisprudenz  im 
Laufe  der  Zeit  von  den  Quellen  entfernt  und  war  der  Scholastik 
zum  Opfer  gefallen  ^^).  Das  Zeitalter  der  Glossatoren  hatte  sich 
unmittelbar  an  die  Quellen  selbst  gewendet  und  aus  diesen  her- 
aus, ohne  durch  eine  bereits  stark  angewachsene  Literatur  beirrt 
zu  werden,  rüstig  wissenschaftliche  Sätze  abgeleitet  und  das  Ein- 
zelne zu  allgemeinen  Principien  erweitert.  Bald  hatten  aber  die 
Resultate  und  wissenschaftlichen  Ansichten  einzelner  Männer  eine 
so  überwiegende  Autorität  erlangt,  dass  sie  ohne  von  Neuem  in 
qiiellenmässiger  Weise  geprüft  zu  werden,  den  Gang  der  weiteren 
Ausbildung  bestimmten.  So  wie  in  der  Theologie  die  Sätze  des 
Thomas  von  Aquino  mehr  als  die  Bibel  den  Gegenstand  der  Un- 
tersuchungen bildeten,  so  hatte  man  in  der  Zeit  der  Postglossa- 
toren weniger  Sinn  für  das  Corpus  juris  selbst,  als  für  die  Glosse 
und  die  Schriften  der  grossen  Rechtsgelehrten.  Nachdem  die 
Philosophie  und  die  Theologie  das  Gebäude  der  Scholastik  auf- 
geführt hatten,  war  man  auch  in  der  Jurisprudenz  bemüht,  jeden 
Satz  mit  haarspaltender  Dialektik  in  alle  seine  Consequenzen  zu 
verfolgen.  Statt  die  dem  Leben  dienenden  praktischen  Fragen 
zu  erörtern,  behandelte  man  Schulfragen,  für  "welche  man  rein 
theoretische  Distinctionen,  Limitationen  und  Ampliationen  auf- 
stellte. Jetzt  wimmelte  es  von  Controversen ,  bei  welchen  nicht 
die  Quellen  selbst,  sondern  die  Dissensiones  der  Legisten  und 
Decretisten  in  Betracht  gezogen  wurden.  Man  griff  aus  dem 
Corpus  juris  einzelne  besonders  hervorstechende  Sätze  heraus, 
welche  eine  allgemeine  Regel  zu  enthalten  schienen,  und  ent- 
wickelte aus"  ihnen,  unbekümmert  um  ihren  quellenmässigen  Zu- 
sammenhang, die  einzelnen  Consequenzen.  Indem  man  dann  auf 
widersprechende  Stellen  stiess,  entstanden  neue  Controversen, 
welche,  da  man  mit  einem  geringen  Material  von  Quellen  arbei- 
tete, zu  keinem  Austrage  kommen  konnten. 


42)  Stintzing  Zasius  S.  71—80. 
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Wenngleich  man  in  den  Vorlesungen  und  auch  in  den  lite- 
rarischen Arbeiten,  indem  man  der  Reihenfolge  der  Titel  und 
Abschnitte  der  Quellen  folgte,  eine  scheinbar  exegetische  Methode 
befolgte,  so  waren  doch  eigentlich  nur  die  Controversen  ihr  Ge- 
genstand. Man  schloss  sich  der  Autorität  berühmter  Schriftstel- 
ler an,  führt©  die  Gewährsmänner  auf  beiden  Seiten  auf,  wog 
Gründe  und  Gegengründe  ab,  um  sich  dann  in  willkürlicher 
Weise  auf  diese  oder  jene  Seite  zu  stellen.  Man  bildete  eine 
communis  opinio  doctorum  im  Gegensatz  gegen  dissentirende 
Stimmen  aus  oder  stellte  neue  Ansichten  auf,  indem  man  das 
Material  dafiir  nicht  den  Quellen,  sondern  wieder  der  Litera- 
tur entnahm  *8).  Es  herrschte  jetzt  jene  weitschweifige  Me- 
thode der  Vorlesungen,  dass  man  Wochen  und  Monate  bei 
einer  Stelle  und  allen  über  sie  aufgestellten  Ansichten  verweilt, 
und  der  Zuhörer  weder  einen  üeberblick  über  das  gesammte 
Recht  noch  über  einzelne  Rechtsmaterien  zu  gewinnen  im  Stande 
ist  **).     So  war  die  Jurisprudenz  in  dem  heillosesten,  ungesunde- 


43)  Es  triflFfc  auf  die  Jurisprudenz  Wort  für  Wort  zu,  was  Ööthe  (Ausg. 
in  40  Bänden,  Bd.  IV.  S.  199)  über  die  Wissenschaft  des  Koran  sagt:  „Nun 
ward  zwar  bald  nach  seinem  Ursprünge,  der  Koran  ein  Gegenstand  der  un- 
endlichsten Auslegungen,  gab  Gelegenheit  zu  den  spitzfindigsten  Subtilitäten 
und  indem  er  die  Sinnes  weise  eines  jeden  aufregte,  entstanden  gränzenlos  ab- 
weichende Meinungen,  verrückte  Oombinationen ,  ja  die  unvernünftigsten  Be- 
ziehungen aller  Art  wurden  versucht,  so  dass  der  eigentliche  geistreiche,  ver- 
ständige Mann  eifrig  bemüht  sein  musste,  um  nur  wieder  auf  den  Grund  des 
reinen  guten  Textes  zurück  zu  gelangen." 

44)  G.  Panzirolus  de  claris  legum  interpretibus  11.  cap.  4  (ed.  Hoff- 
mann  Lips.  1721.  4.):  qui  post  eos  (nämlich  nach  Placentinus  und  Azo)  dO' 
cuerunt,  plus  in  glossis,  quam  juribus  interpretandis  versari,  et  poste- 
riores anieriorum  scripta  assectari  et  carpere  coeperunt  Bartolus  et  qui 
circa  üla  tempora  scripserunt,  plurimi  in  glossis  examinandis  mtdtas  ex  suo 
quaestiones  hrevius  tractatcts  addiderunt  Hac  docendi  methodo  totum  ju/ris 
corpus  singulo  quadriennio  dbsolvehant  ....  Qui  postea  successerunt ,  latius 
vagati  paudora  sunt  jura  interpretati.  Posteriores,  dum  in  confutandis  alio- 
rum  opinionttms  et  suis  comprobandis  plura  argumenta  aggregant,  et  levia  quae- 
que  sectantur,  unius  legis  interpretationem  in  menses  producenües ,  vix  finem 
inveniunt,  et  tractatus  in  longum  protrahentes  saepe  incertos  et  confusos  au- 
ditores  relinquunt.  Et  ut  omnia  in  pejus  lahuntwr,  eo  devenium  est,  ut  hodie 
aliqui  vix  quinque  jura  singulo  anno  inierpretentur ;  sdo  etiam  äliquos,  qui 
circa  unius  titüli  Bubricam  duos  menses  insumpserunt  ....  Itaque  hodie 
docendi  ars  depravata  invenitv/r,  Qui  enim  Institutiones  interpretantur  ^  cum 
eorum  officium  esset,  prima  legum  jacere  fundamenta,  et  integrum  illud  volu- 
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sten  Zustande,  und  in  diesem  wurde  sie  nach  Deutschland  ver- 
pflanzt. 

Statt  einfach  den  Sinn  der  Quellen  zu  erläutern  oder  die 
Grundsätze  derselben  in  übersichtlicher  Weise  zusammenzustel- 
len, wurden  nun  auch  in  Deutschland  die  Schüler  des  Rechts, 
denen  es  an  jeder  encyklopädischen  Vorbildung  und  allgemeinen 
Orientirung,  an  jeder  Klarheit  über  das  Verhälthiss  des  fremden 
zu  ihrem  einheimischen  Recht  fehlte,  sofort  in  die  Details  nicht 
etwa  blos  der  römischen  und  canonischen  Quellen,  sondern  der 
gesammten  über  ihnen  entstandenen  Literatur  und  der  weitschich- 
tigen, grossentheils  unfruchtbaren  Controversen  eingeführt,  so 
dass  sie  durch  einen  solchen  Kathedervortrag  weder  zu  einer  wis- 
senschaftlichen Richtung  erweckt  wurden,  noch  die  för  die  Praxis 
erforderlichen  Kenntnisse  erwarben.  Man  fragte  nicht  danach, 
was  die  Quellen  enthalten,  welchen  Sinn  eine  Stelle  im  Zusam- 
menhange mit  anderen  habe,  noch  danach,  ob  ein  Rechtssatz  in 
Deutschland  seine  Anwendung  finden  könne,  sondern  man  theilte 
in  geistlos  referirender,  unkritischer  Weise  mit,  was  die  Glosse 
über  eine  Stelle  sage,  was  Bartolus  und  Baldus  und  die  grosse 
Zahl  der  Commentatoren  fremder  Länder  über  sie  gedacht  und 
geschrieben  haben.  In  völlig  dem  Leben  und  dem  Bedürfniss 
der  Praxis  und  des  eigenen  Volks  abgewendeter  Methode  wurde 
die  Wissenschaft  der  fremden  Rechte  nicht  weiter  gefördert,  son- 
dern in  ihrer  Stagnation  erhalten  und  von  Geschlecht  zu  Ge-, 
schlecht  weiter  überliefert**).     Die  Vortheile,  welche  durch  ein 


men  junioribus  praelegere,  et  ipsi  äliorum  errorem  secutif  pauds  tiiulis  de- 
giMioHs,  diacentes  rudiores  dimittunt 

45)  Vgl.  die  Klagen  über  die  mangelhafte  und  weitschichtige  exegetische 
Methode,  welche  A.  W.  Gramer  Kleine  Schriften  1837.  S.  147  ff.  gesammelt 
hat,  und  die  ergötzlichen  Mittheilungeh  aus  Joh.  Apell's  Schriften  bei 
Muther  Doctor  Jphann  Apell.  Bin  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen 
Jurisprudenz  im  sechzehnten  Jahrhundert  (Separatabdruck  aus  den  N.  Preuss. 
Prov.- Blättern)  Königsb.  1861.  S.  7  ff.  —  Eberhard  Lothmann  zu  Ro- 
stock hebt  in  seiner  Anzeige  der  Institutionenvorlesung  1560  (Scripta  in  Aca- 
demia  Rostochiensi  publice  proposita  ab  anno  1560  - 1567.  Rost.  1567.  8.  p.  58) 
hervor:  M  spero  Siudiosos hanc  meam  voluntatem probaturos  ....  €S«e,  prae- 
cipue  8%  perpendeanty  quanta  foelicitas  sit  assiduum  et  brevem  Institutionum 
lectorem  habere.  Fit  enim  aliquando^  ut  eas  ab  dliquibus  vix  quadriennio  et 
eo  amplius  absolvi  videamus.  — *  Gegen  die  Spielerei  mit  wissenschaftlichen 
Thematen  eifert  Melanthon  de  legibus  oratio  (ed.  Muther  Regiom.  Pruss. 
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zweckmässiges  Studium  des  fremden  Rechts  und  eine  vernünftige 
Ergänzung  des  einheimischen  Rechts  aus  dem  fremden  sich  für 
die  Wissenschaft  und  Praxis  Deutschlands  hätten  ergeben  können, 
wurden  durch  den  traurigen  Verfall  der  Wissenschaft,  von  wel- 
chem nur  wenige  Männer  eine  rühmliche  Ausnahme  machten,  und 
durch  die  damit  zusammenhängende  unsinnige  Anwendung  der 
fremden  Rechte  in  den  Schatten  gestellt. 

Und  wenn  einzelne  Männer  an  dieser  hergebrachten  Methode 
zu  rütteln  wagten,  wenn  sie  insbesondere  die  hergebrachte  Legal- 
ordnung verliessen  und  in  mehr  systematischer  Weise  die  ein- 
zelnen Fragen  behandelten,  so  schüttelte  man  den  Kopf  über 
solche  Neuerungen.  So  war  nach  Leipzig  der  Franzose  Peter 
Loriot  *^)  berufen  worden.  Da  er  diese  neue,  der  eleganten 
Jurisprudenz  entsprungene  Methode  bei  seinen  Vorlesungen  be- 
obachtete, äusserte  Melchior  von  Osse  sein  Bedenken* darüber 
gegen   den  Kurfürsten    von  Sachsen  (1555)*'),    es  sei  dies  ein 


1860. 4.  p.  20) :  Nihüo  saniores  JureconsuUi  fuere,  qui  disputarunt  de  Lazaro, 
valueritne  testamentum  posteaquam  is  revixit  et  hoc  genus  innumera.  Solebat 
apud  no3  doctus  quispiam  homo  istonm  ineptias  festivo  eommento  ridere. 
Non  jprocul  oppido  quodam,  ajebat,  ad  flumen  pistrinum,  ex  quo  cum  non 
ita  multo  ante  aquatum  asinus  descendisset,  cum  in  extrema  ripa  seu  lutu- 
Unta  seu  tenuior  aqua  flueret,  quam  ut  os  imbuere  passet  ^  in  proximam  cym- 
bam  forte  pergity  unde  uberiorem  justi  amnis  aquam  hauriret  Porro  cum  in- 
scendisset  navicidam,  impetu  detorquet  a  ripa  in  medium  flumen,  quo  cum 
esset  excepta,  secundis  ventis  in  scopulum  defertur.  Hie  postquam  impegit, 
fracta  est  et  imperitus  ille  Nauclerus  in  undis  periit.  Doluit  molitori  iM 
rem  rescivit  jactura  et  piscatorem  in  jus  vocat,  damnum  dedisse  accusatj  quod 
ejus  navigio  jumentum  avectum  sit  Contra  üle  factam  ab  asino  pauperiem 
seque  damnum  accepisse  exclamatj  quod  navigium  amiserit,  in  flumen  ab  asino 
impulsum.  ütrinque  acerrime  a  conducticiis  rabulis  certatum  est  ludiei 
caussa  visa  est  intricatior,  quam  ut  liceret,  non  consuUis  juris  professoribus 
pronunciare.  JDeferunt  ad  legulejos.  Eis  vero  negotium  mirum  factum  est, 
dum  pro  se  quisque  vindicare  asinum  contendii ,  disputationes  varias  instru- 
untf  rixantur  de  asino  in  scholis  et  concüiabulis  pertinacius,  opinor,  quam 
Gr  accus  ille  de  asini  umbraet  haud  sdo,  an  nondum  etiam  de  summa  rei  de- 
creverint.  Obsecro  non  insanire  tibi  videantur,  si  qui  se  in  tam  ridicula 
caussa  diu  torqueant?  Verum  ^  mihi  crede,  istorum  disputationes  futüicres 
8imt  hoc  moliioris  contentione.  Quotus  enim  quisque  de  communibus  rebus 
civiliter  et  ex  communi  sensu  judicat?  Ingenia  in  stultis  formulariorum  lite- 
ris  obbrutuerunt  hasque  in  scholis  et  foro  non  aliter  atque  suas  epodas  Magi 
non  inieUectas  recensent. 

46)  Ueber  ihn  vgl  N.  30. 

47)  B.  Melohior's  v.  Osse  Testament  vgl  N.  30.  —  Auf  diese  Schrift, 
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Modus,  wie  er  früher  in  wälschen  und  deutschen  Landen  nicht  er- 
hört; er  könne  vielleicht  den  Schülern  von  Nutzen  sein;  yjdoch  ist 
mein  Verstand  0U  geringe,  dass  selbiger  gründlich  ^u  verstehen^ 
da/rvmb  werden  die  bass  Verständigen  betrachten,  ob  der  Solchen 
da/rdiM-ch  geholffen.  und  an  einer  anderen  Stelle,  in  welcher  wohl 
eine  versteckte  Polemik  gegen  Loriotus  geführt  wird,  verlängt  Mel- 
chior geradezu,  dass  die  Professoren  des  canonischen  und  des  Civil- 
rechts  more  Italico  magistraliter  läsen,  die  oppositiones  und  ordinarias 
glossa^  et  distindiones  doctorum  wohl  explicirten,  Panormitanum  in 
Jure  Canonico,  Bartolum  in  jure  Givüi,  und  darneben  die  opiniones 
aliorum  doctorum  referirten,  und  anders,  das  Meistern  in  dieser  Kunst 

£iustehet,  thäten;  denn  der  modus  ist  also  viel  lange  Jahr,  bey 

gelahrten  Juristen  herkommen,  wie  die  treff entliche  Leduren  Doctorum 
et  interpretum  ausweisen,  NunmaMs  neue  modos  zu  hohen,  das 
macht  die  Schüler  irre,  bringet  auch  nicht  Nutz,  denn  die  Schüler 
lernen  dardufch  die  ordinarias  glossas  et  distindiones  in  utroque 
jure  nickt  Jcennen,  bekommen  kein  recht  scharff  Judicium,  werden  wohl 
locales,  können  aber  das,  so  sie  lernen,  wenn  ihnen  ein  rechter  Mei- 
ster  auf  die  Hatd  trit,  nicht  vertheidigen,  bleiben  also  Liickenbüsser, 
gründlich  gelahrte  Leute  in  Jure  werden  selten  aus  solchen  Leuten, 
ßuf orderst  wenn  sie  auch  neue  terminos  in  Ju/re  einführen  wollen, 
wie  etliche  wollen,  dass  man  in  Jure  so  rein  reden,  auch  solche  ter^ 
minos  bmuchen  soll,  die  Ciceronianischen  und  Livischen  oder  ande- 
rer stylo  gemäss  seynd^  gui  fuerunt  emundioris  naris?  So  doch 
sölchs  nunmahls  nach  so  langen  tviederwärtigen  Brauch  nicht  mög- 
lich, und  wenn  man  jemahls  neue  terminos  in  Jure  einführen  wollte, 
mauste  die  Justüia  viel  lange  Jahr  kaU  liegen,  bis  man  die  neuen 
lernte,  der  alten  vergäss,  und  neue  Commenta/ria  über  die  Teoct 
sdi/riebe.  Da/runib  seynd  die,  so  solchs  vorgeben,  vermessene  Leuie 
und  wissen  nicht  was  sie  sagen Darurnb  kan  man  der  Jur 


welche  ebenso  sehr  schon  an  sich,  als  wegen  der  Noten  von  Thomasius  das 
höchste  Interesse  darbietet ,  ist  in  neuerer  Zeit  öfters  aufinerksam  gemacht 
worden,  besonders  durch  v.  Langenn  Doctor  Melchior  v.  Osse.  Eine  Dar- 
stellung aus  dem  sechzehnten  Jahrhundert.  Leipzig  1858.  (Vgl.  über  ihn  auch 
§.  62.  N.  25.)  Das  Testament  ist  ein  auf  alle  Theile  der  Staatsverwaltung  sich 
erstreckendes  Gutachten.  Obgleich  sich  der  Verfasser  dem  römischen  und 
canonischen  Beoht  zugewendet  hatte  und  den  deutschen  Gewohnheiten  fem 
stand,  so  ist  seine  Schrift  doch  darum  von  so  grosser  Bedeutung,  weil  sie  die 
erste  dieses  Inhalts  ist  und  eine  grosse  Fülle  interessanter  Mittheilungen  über 
jene  Zeit  enthält.    Vgl.  die  Vorrede  von  Thomasius  S.  15  ff. 
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gend  nicht  hass  thuen,  man  ordene  iJmm  solche  Legenten,  die  le- 
sen,  wie  die  cätm  fürtreffenüiehe  Leute,  Beynerius,  Bartolus,  Btdr 
dus,  Cynus,  Bynus,  Alexander,  Jason,  Bedus  und  andere  gelesen 
haben,  und  brauche  übdiche  terminos,  wie  die  Alten  gebraucht  hahen^ 
so  Jcann  man  sie  verstehen  und  die  Schiäer  können  auch  auf  die  Lecr 
tion  prävidiren,  und  sonsten  in  ihren  Büchern  nützlich  studiren^  *®). 

Dieselben  Auffassungen  sprechen  sich  schon  in  einem  Re- 
script  des  Kurfürsten  Johann  Friedrich  an  die  Wittenberger  Üni- 
Ycrsität  vom  Jahre  1538*®)  aus,  und  es  ist  nicht  unwahrschein- 
lich, dass  dasselbe  Melchior  von  Osse  zum  Verfasser  hat,  wel- 
cher damals  Kanzler  des  Kurfürsten  Johann  Friedrich  war.  In 
demselben  heisst  es:  „Nachdem  au^h  mit  dem  Lesen  in  jure  ein 
•  seither  aUerley  misbrauch  soll  gehalden  sein  wordenn  So  wollen  wir 
auch  da/rauf  guete  achtung  su  habenn  bevehlen,  das  in  solchem  U- 
sm  der  Bechte  unnd  vorige  brauch  gehalten  unnd  der  apparat,  mit 
dem  text  absolvirt^  die  Contraria  ordentlich  und  formlich  feUig  In- 
dudrt  unnd  die  soludon  der  ghssen  und  scribenten  mit  vleis  absöl- 
virt  Und  was  einem  vleisigen  legentenn  sunst  meher  zustehet  gethan 
werden,  uff  das  die  Scolares  dersdbenn  facutUtet  zu  einem  BecMenn 
unnd* grundtlichenn  verstandt  der  Bechte  hommen  unnd  bestendige  er- 
grundte  Consilia  schreibenn  au^h  die  leute  denen  sie  yetzuitzeitenn 
dienen  In  Irem  Sachen  mit  Baten  Und  schreiben  vorwha/ren  mugennJ^ 

Auch  andere  Facultätsstatuten  schreiben,  indem  sie  sich  an 
die  Bestimmungen  der  italienischen  Facultäten  anschliessen ,  die 
hergebrachte  italienische  Methode  für  die  Kathedervorträge  vor, 
und  es  führen  in  Branchen  Lectionskatalogen  jener  Zeit  die  ein- 
zelnen Professoren  an,  welche  Autoren  sie  bei  der  Interpretation 
der  einzelnen  Quellentheile  in  Betracht  ziehen  würden  ^^).    Selbst 


48)  S.  398  f.;  S.  403-406,  407,  408. 

49)  Dasselbe  ist  zuerst  mitgetheilt  worden  von  Mut  her  Apell  S.  64. 

50)  Z.  B.  in  dem  Rostooker  Lectionsverzefchnisse  von  1520  (bei  Krabbe 
S.  318  ff.)  heisst  es :  Nieol.  Sow  TL  de  offi,  DeU,  cum  sequentihus  Et  sub- 
inde  secundum  lu  decre.  in  quo  ordinaria  lectio  decurrit  .  ...  ad  sentenciam 
et  elucidationem  lo.  And.  Goffre,  de  tra.  Panor.  Saldi,  Feiini  et  alionm 
passim  circa  titulos  scribentium  tarn  priscorum  quam  modernorum,  Petr. 
Boyge  in  deereto  Ugit  et  exercebit  cum  applicatione  et  elucidatione  doctorum 
Archid.  lo.  de  Fantu,  Dornt.  Cardi.  Alex,  et  aUdorum  modernorum.  Luc, 
Bonnebecke  Ti.  de  rebus  EccUsie  non  alte,  cum  sequentibus  leget  et  enu- 
cleabit  juxta  sensa  doctorum  lo.  And.  Archidi.  Domi.  Gemi.  pe,  de  Anch. 
Philip,  Franchi  ae  aliorum  modernorum  passim  circa  materiam  Bübricarum 
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noch  im  Jahre  1624  wurde  den  Leipziger  Professoren  Jeremias 
Reussn^r  und  Conrad  Carpzov  von  dem  Kurfürsten  von  Sachsen 
geboten,  sie  sollten  nicht  mehr  Synopticos  tradatt^s  lesen,  sondern 
die  textus  explidren  *  *). 

Die  Nutzlosigkeit  eines  derartigen  üniversitätsunterrichts 
wurde  noch  dadurch  vermehrt,  dass  die  wenigsten  Scholaren  sich 
mit  der  nothwendigen  allgemeinen  Vorbildung  auf  die  Universität 
begaben,  dass  viele,  obgleich  alle  Vorträge  in  lateinischer  Sprache 
gehalten  wurden,  kaum  die  Elemente  dieser  Sprache  kannten  *2)^ 
und  dass  die  Vorlesungen  von  den  Docenten,  welche  zu  gleicher 
Zeit  vielfachen  anderen  Beschäftigungen  und  auch  an  anderen 
Orten,  als  an  der  Universität  oblagen,  als  Richter,  Räthe  der 
Fürsten,  Gesandte  u.  s.  w.,  gewöhnlich  nur  sehr  unregelmässig 
abgehalten  wurden,   so  dass  sie  nur  den  kleinsten  Theil  ihres 


scribeniium.  loach,  Wolterstorp,  Nach  Aufführung  der  von  ihm  zu  in- 
terpretirenden  Titel  heisst  es:  earundemque  partium  veram  longeque  aliam 
quam  Accur,  scribii  supputationem  enucleaturus.  Aliasque  Bubri.  usque  ad 
Quinfum  librum  sequentihus  ordinariis  Boctissimorum  virorum  Cy.  Fan.  de 
Castro  Alexan,  de  Imo.  Bart,  maxime  Bai.  et  Bartolo.  de  Saliceto  et  Neoie* 
rid  laso.  Eorundemque  scriptorum  et  monumentorum  manuductione ....  leget 
et  elucidahit  u.  s.  w.  —  Wund  Progr.  Lp.  20.  N.  37  macht  Mittheilungen  aus 
den  Heidelberger  Universitätsacten  über  die  Methode  im  15.  Jahrhundert. 
Vom  Professor  der  Decretalen  heisst  es:  Tifem  textum  cum  glossa  Bn  (d.  h. 
Bottonis  oder  Bernhardi  Parmensis)  cum  suis  additionihus  de  ^erho  ad  ver- 
hum  intelligibiliter  et  utüiter  scolaribus  legere  debet  Item  Innocentium  cum 
8U0  apparatu  per  quaestiones  vel  contraria  in  materia  recitare  debet  cum  ad- 
ditiontbus  Hostiensis  et  lo.  An.  in  novella  sua.  Item  debet  informare  scola- 
res  m  modo  argumeniandi  et  notabiliora  trahendi  secundum  consuetudinem 
facultatis  et  doctorum  ejusdem.  Item  quod  modo  clariori,  quo  dedit  sibi  deus, 
debet  dare  inteUectum  textus  glosse  Innocentii  et  aliorum  doctorum.  ~  Aehn- 
liche  Vorschriften  finden  sich  für  den  Professor  der  nova  jura  und  des  De- 
crets.  —  Bei  seiner  üniversitätsreform  1452  bestinmite  Kurfürst  Friedrich  I. 
(Wund  n.  p.  5.  N.):  quod  lectiones  studio  matufopraevio  cum  diligencia  le- 
gantur  et  fiant,  quodque  legentes  ea  quae  drca  textum  glossas  et  doctores  ad 
contrarietates  tollendas  et  difficultates  solvendas  necessaria  sunt,  declarent  et, 
ut  minori  taedio  plura  brevi  tempore  audiri  possint,  inutilia  et  superflua  re- 
secent  et  omittant. 

51)  Codex  Augusteus  I.  p.  973. 

52)  So  schreibt  z.  B.  Franc.  Hotomannus  epist.  Nr.  7.  a.  1556 :  Vidi  mul- 
t08  doctos^  alioqui  et  eruditos  viros,  qui  usumfructum  idem  esse  puiabanty  quod 
usucapionem. , 
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Pensums  absolvirten  und  die  Zuhörer  auch   beim  besten  Willen 
nur  wenig  lernen  konnten^*). 

Die  Professoren  fanden  ihren  Ehrgeiz  in  höherem  Maasse 
befriedigt  und  für  ihr  Einkommen  reichlicher  gesorgt ,  wenn 
sie  ihr  akademisches  Amt  nur  nebenbei  verwalteten  und  sonst 
ihre  Thätigkeit  an  den  Höfen  und  in  diplomatischen  Sendungen 
entfalteten.  Es  gab  kaum  einen  namhaften  Professor  im  sech- 
zehnten Jahrhundert,  welcher  nicht  zugleich  bedeutende  Neben- 
ämter gehabt  hätte  und  zu  wichtigen  Gesandtschaften  verwen- 
det worden  wäre,  so  dass  die  Docenten  oft  für  Wochen  oder 
Monate  der  Universität,  den  Vorlesungen  und  ihreü  Studien  den 
P-ücken  kehrten.  In  den  Biographien  und  Briefen  der  angesehe- 
nen Juristen  begegnen  wir -fortwährenden  Klagen  darüber,  wie 
sehr  ihre  wissenschaftliche,  sowohl  schriftstellerische  als  akade- 
mische Thätigkeit  leide  unter  der  drückenden  Last  praktischer 
Arbeiten  für  das  SpruchcoUegium  der  Facultät,  für  die  Hofge- 
richte oder  für  einzelne  Männer,  welche  sie  um  ihre  Gutachten 
ersuchten  ^*). 


53)  lieber  alle  diese  Punkte  vgl.  Apell  bei  Muther  S.  6  ff.;  über  das 
unregelmässige  Halten  der  Vorlesungen  vgl.  Melchior  v.  Osse  S.  382  f., 
386  f.,  437  und  Joach.  Game  rar  ii  epistolae,  Franeof.  1583.  I.  p.  119; 
ferner  Tholuck  a.  a.  0.  I.  57  f.,  129,  279,  II.  69.  —  Von  Leipzig 
schreibt  Nicolaus  Graenzer  a.  1613  (Commercium  epistolarum  Norim- 
bergense  ed.  G.  A.  Will  III.  1759.  Nr.  31):  De  academiae  nostrae  statu 
pauca  haec  acdpe.  Abundat  üla  quidem  liberalissimis  studiis,  erudiüBsimisque 
hominibus  lurisconsultis  praesertim:  studiosorum  etiam  magna  est  frequentia, 
licet  plures  ante  sesquiannum  pestis  fugarit  Verum  Professorum  luriscon- 
sültorum  inprimis  assiduitas  in  praelegendo  hactenus  ea  fuity  ac  etiamnum  est, 
ut  de  ea  omnes  q^dof^ad^etg  studiosi  conquerantwr,  Praetexunt  Uli  perpetuas 
negotiorum  forensium  occupationes ;  unde  fit,  ut  iUi  in  docendo,  Studiosi  in 
discendo,  telam  suam  tardius  pertexant. 

54)  Ich  will  nur  aus  des  Zasius  Briefen  ein  paar  Stellen  hieher  setzen; 
a.  1526.  p.  146:  taniis  negotiis  consulendis  me  obrutum  esse,  ne  dubita,  ui 
jam  sub  sarcina  deficere  incipiam :  tria  ad  Cameram  imperii  consilia  hoc  velut 
a/rticulo  temporis  absolvenda  sunt,  et  primum  necdum  absolvi;  taceo  assessu- 
ram,  quae  me  occupat,  cum  delegatis  judicibus,  et  negoiia  civitatis  et  univer- 
sitatis  va/ria-,  p.  158  in  demselben  Jahre:  Camera  Imperii  compluribus  me 
causis  fatigat.  Camera  in  Insbruck  gravibus  premit,  assessorium  munus  me 
tantum  non  enecat,  si  civitatis,  si  universitatis  negotia  tacuero:  sie  enim  con- 
stituta  sunt,  ut  alteri  post  alter  am  adesse  non  liceat,  sed  velut  agmifie  facto 
me  impetunt,  me  inquam  senem,  podagricum,  assidua  correptum  valetudine, 
et  quod  ad  cumulum  accedat,  lectionis  quoüdianae  munus  obturbat  —  Im 
Jahre  1527  (p.  171)  trägt  er  dem  Amorbach  die  Professur  der  Institutionen 
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Das  Traurigste  war  aber,  dass  es  au  alleu  iu  zweckmässiger 
Weise  in  das  Rechtsstudium  einführenden  Vorlesungen  fehlte, 
und  dass  auch  die  Vorträge  über  die  Institutionen  ganz  in  dem- 
selben Geiste  gehalten  wurden,  wie  alle  übrigen.  Die  jungen  Ju- 
risten wurden  in  derselben  exegetischen  Methode  und  mit  der- 
selben Weitschweifigkeit  sofort  mit  dem  grössten  Detail  bekannt 
gemacht.  Johann  Apell**)  z.  B.  klagt  darüber,  wie  mancher 
Professor  über  einen  einzigen  Paragraphen  einen  ganzen  Monat 
lese  und  die  Interpretation  der  Institutionen  oft  fiinf  bis  sechs 
Jahre  währe  ^®).  An  der  Universität  Leipzig  schritt  man  gegen 
diese  Missbräuche  mit  einem  Decret  im  Jahre  1616  *')  ein;  man 
bestimmte:  die  juristischen  Professoren  sollen  „von  einem  Ca- 
pitulo  oder  Lege,  so  nicht  viel  Paragraphos  hat,  nach  Gelegen- 
heit nicht  über  ein,  zwei  oder  drei  Lectiones  zubringen,  auch 
nicht  in  forma  tractatuum  oder  paratitlorum  lesen,  sondern  in 
explicatione  textuum  per  formationem  casus  seu  quaestionis,  pro- 
positis  rationibus  dubitandi  et  decidendi  cum  notabilibus  ufs 
schleunigste  fortfahren,  zuforderst  der  Professor  Institutionum 
alle  vier  Bücher  zum  längsten  innerhalb  zwei  Jahren  jedesmahl 
gäntzlich  absolviren."  Es  tadelt  dies  Decret  die  bisherige  Weit- 
schweifigkeit, lässt  dieselbe  aber  noch  in  einem  Grade  bestehen, 
welcher  nach  unseren  heutigen  Begrifien  unerträglich  sein  würde. 

So  kamen  denn  die  jungen  Juristen  in  das  praktische  Leben 
oft  um  nichts  gelehrter  oder  gescheidter  hinein,  als  sie  die  Uni- 
versität bezogen  hatten,  und  selbst  die  erworbene  Doctorwürde 
konnte  durchaus  nicht  immer  als  Beweis  dafür  gelten,  dass  ihr 
Inhaber  sich  eine  gelehrte  Bildung  angeeignet  habe. 

An  einzelnen  Universitäten  fing  man  an,  mehr  Gewicht  auf 


in  Freiburg  an  und  bemerkt  zugleich :  dum  tarnen  nöbis  et  consilio  et  regentta 
adsis,  et  ut  debemus  omnes,  rempuhltcam  consulendo,  equitando,  aliaque  onera, 
guae  8olet  regens,  oheundo  adjuves;  id  quod  gravare  neminem  potest:  quem 
enim  aUum  vigilantius  complecti  vel  possumus,  vel  debemus,  quam  matrem 
ncstram ;  a  qua  bene  vivendi  nobis  sunt  velut  alimenta  praebita.  Vgl.  auch  a. 
1528  und  1535  p.  461  und  507. 

55)  Vgl.  überhaupt  Mut  her  Apell  S.  9. 

56)  Ebenso  sagt  0  s  s  e  S.  389,  dass  wegen  der  manchen  sonstigen  Neben- 
ämter auch  der  Professor  der  Institutionen  nicht  tüchtig  sein  Amt  versehen 
könne  und  so  den  Studenten  es  für  die  weiteren  Vorlesungen  an  der  Vorbil- 
dung fehle. 

57)  §.  16.  Cod.  August.  I.  p.  918. 
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die  einleitenden  Vorlesungen  zu  legen  und  die  Institutionen  in 
kürzerer  Weise  zu  behandeln.  So  sehen  wir  aus  dem  Lections- 
katalog  von  Jena  von  1564,  dass  hier  zwei  Professoren  neben 
einander  über  die  Institutionen  lasen,  der  Eine,  Monner,  in  alter 
Weise  cum  apparatu,  der  Andere,  Wesenbeck,  in  transcursu,  um 
mit  diesen  Vorträgen  den  Grund  zu  fernerer  wissenschaftlicher 
Ausbildung  zu  legen  ^^).  In  Greif swald  wurden  durch  die 
Statuten  von  1545  *®)  die  Vorlesungen  neu  angeordnet  und  dabei 
bestimmt,  dass  der  Professor,  der  Institutionen  von  den  Glossen 
nur  das  wirklich  Nützliche  anführen,  der  Professor  des  Codex 
nur  die  nützlichsten,  für  die  Praxis  geeignetsten  Titel  auswählen, 
der  Professor  der  Pandekten  mit  den  regulae  juris  beginnen  solle. 
Mit  den  Vorlesungen  über  die  Pandekten  solle  auch  das  erste 
Bu<ih  der  Decretalen  und  der  Liber  sextus  verbunden  werden. 
Zu  Rostock  entwickelte  Eberhard  Lothmann  a.  1560  in  dem 
Einladungsprogramm  zu  seinen  Institutionenvorlesungen  die  Wich- 
tigkeit einleitender  Vorlesungen  ß*^).  Im  Jahre  1564  wurden  hier 
neue  Statuten  ^^)  für  die  Juristenfacultät  verfasst,  und  in  diesen 
zugleich  eine  mehr  systematische  Methode  geboten;  man  solle 
bei  Erklärung  der  Leges  der  Weise  folgen,  welche  Justinian  bei 
seinen  Institutionen  und  Andr.  Alciatus  beobachtet  haben,  und 
die  Rechtsmaterien  in  guter  Ordnung  vortragen;  besonders  wird 
die  Summa  des  Azo  empfohlen. 


58)  Jenaischer  Lectionskatalog  von  1564  bei  Strobel  neue  Beiträge  IV. 
2.  S.  68:  D,  Basüius  Monner  Institutiones  cum  apparatu,  seu  du^o&oy  le^ 
git,  sed  quia  necessitas  flagitat,  ut  partter  eat  succincta  aliqua  earundem 
declaraiio  accommodata  ad  eos  qui  certis  de  causis  diu  in  Äcademia  haerere 
nequeunt,  ei  tarnen  fundamentorum  juris  cognitionem  eocpetuntf  interea  J?. 
Matthias  Wesebecius  eas  velut  in  transcursu  sicut  coepit^  enarrare  pergei. 

59)  Kosegarten  I.  S.  193. 

60)  Vgl.  N.  45. 

61)  Krabbe  S.  598.  —  Von  den  Professoren  lesen  zwei  über  Institu- 
tionen, ein  dritter  über  Personenrecht,  ein  vierter  über  Oontracte,  -ein  fänfter 
über  Vergabungen  auf  den  Todesfall,  ein  sechster  actiones  juris  civilis,  ein 
siebenter  über  Process,  mit  Berücksichtigung  der  Praxis.  Ausserdem  solle 
noch  ein  Professor  für  Lehnrecht  und  einer  für  Erklärung  der  regulae  juris 
angestellt  werden.  —  Schon  Hegendorffinus  hatte  in  seiner  Rede  de  ra- 
tionibus  restaurandi  coUapsas  Academias  publicas,  Rost.  1540  verlangt,  dass 
die  Leges  ohne  fremden  Zusatz  erklärt,  ihr  Sinn  und  ihre  praktische  Bedeu- 
tung kurz  auseinandergesetzt  und  nicht  Commentar  auf  Commentar  gehäuft 
werde.   Krabbe  S.  422  f. 
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Doch  wurde  durch  alle  diese  Reformyorschläge  und  Reform- 
^yersuche  im  Allgemeinen  nicht  viel  gebessert  und  es  blieb  bei 
dem  herkömmlichen  Schlendrian  des  akademischen  Unterrichts; 
wer  nach  wissenschaftlicher  Bildung  verlangte,  musste  sie  sich 
durch  Studium  von  Quellen  und  ausgezeichneten  Büchern  auto- 
didaktisch zu  erwerben  suchen  ^2). 

5.  Mit  dem  die  gesammte  Zeit  erfassenden  Humanismus, 
welcher  zu  den  Quellen  des  Alterthums  selbst  fährte,  musste 
nothwendigerweise  eine  Reaction  eintreten  gegen  die  Versumpfung 
der  Rechtswissenschaft  und  gegen  die  Barbarei  der  bisherigen 
Methode  und  der  Form.  Im  Kreise  der  Humanisten  sprach  sich 
die  tiefste  Verachtung  der  damaligen  Jurisprudenz  aus  ^^). 

Seit  dem  Ende  des  fünfzehnten-  Jahrhunderts  ergriff  ein 
frischerer  Geist  auch  einzelne  Jünger  der  Rechtswissenschaft  und 
fand  die  elegante  Jurisprudenz,  welche  in  Italien  und  Frank- 
reich ihren  Ausgang  von  Alciat  und  Budaeus  genommen  hatte, 
auch  an  einzelnen  deutschen  Männern  ihre  Vertreter.  Mit  dem 
wieder  erweckten  Studium  der  Alten  beginnt  in  Deutschland  hie 


62)  Zasins  epp.  p.  253  spricht  folgendermaassen  über  eine  gnte  Einfüh- 
rung in  das  Rechtsstudium :  utilius  nosH  elementorum  cognitionem  praemitti, 
ut  ad  rem  pervenias,  sed  et  genenüia  investigari  necessum  esse,  guorum  notio 
facüis.  Ut  ad  speciem  venias^  quae  est  fusior  materia,  Tit  de  verb.  sign,  di- 
ligenter  eum  cum  Bart,  legito:  et  Gloss.  postea  de  reg.  jur.  item  et  instituU 
nee  quicquam  praeterea  toto  annOj  ut  velut  anathema  sit,  ulterius  procedere. 
Haec  8%  feceris,  ecce  tibi  arma,  jacula,  quin  et  in  ipsa  castra  über  ingressus, 

63)  Vgl.  auch  Mut  her  Apell  S.  10.  —  Äccursianum  absynthium  scheint 
ein  im  Humanistenkreise  beliebter  Ausdruck  gewesen  zu  sein,  von  ihm  spricht 
Hütten  (a.  1518  vgl.  Strauss  Ulrich  v.  Hütten  I.  8.  167.  N.  1),  Joh. 
Apell  (a.  1519  Brief  an  Eobanus  Hesse  bei  Muther  S.  78:  Accursio  plane 
suffocatus  absynthio);  Hütten  eifert  oft  gegen  das  Treiben  der  Juristen  und 
ihre  Scheinwissenschaft  (vgl.  unten  §.  62.  N.  3),  so  auch  in  der  an  Crotus 
sich  wendenden  Vorrede  des  Nemo  (a.  1518.  opp.  ed.  Böcking  I.  p.  180): 
at  vaide  interim  ex  suis  sibi  isti  commentariis  placent,  Studium  oMoquin  trac- 
tabUe  omni  caligine  involventes  ac  Cimmeriis  plane  tenebris  obsewrius  redden- 
tes,  quarum  ut  densiorem  quis  nebulam^  atriorem  noctem  libris  digestorum 
admoUtus  est,  ita  pro  classico  autore  celebratur  et  in  admiratione  habetur: 
cujus  enim  lucubrationibus  non  antefertur  Accursius  quidam,  ex  cujus  tene- 
brioso  ingenio  hie  ojfusus  est  juri  civili  fumus.  Non  injuria  igitur  miserebat 
te  olim  tnei,  cui  ut  Studiosus  essem,  ad  hujusmodi  Studium  divertendum  erat, 
tarn  incansulta  sunt  hominum  super  humanis  studiis  consilia.  quare,  ut  mihi 
videtur,  qui  ingenuo  sunt  animo  ac  rede  libero,  omnia  malint,  quam  in  has 
se  demittere  sordes. 

Deutsche  Kechtsgeschichte  I.    2.  3 
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und  da  eine  mehr  den  Quellen  und  ihrer  philologisch -kritischen 
Behandlung  zugewendete  Richtung ;  mancher  bedeutende  Huma- 
nist warf  sich,  besonders  wohl  wegen  des  reichhaltigen  anti- 
quarischen Stoflfs-,  welchen  das  Corpus  juris  civilis  enthält, 
zugleich  auf  juristische  Studien  ®^).  Die  Juristen  begannen  jetzt 
wieder  die  Quellen  zu  lesen,  zogen  Nachrichten  aus  den  classi- . 
sehen  Autoren  zu  Rathe,  kümmerten  sich  nicho  blos  um  ihr  Cor- 
pus juris,  sondern  auch  um  die  römische  Literatur  und  die  rö- 
mischen Alterthümer  und  versuchten  es  in  eleganterer  Form  und 
reinerer  Diction  zu  schreiben.  Hie  und  da  verlangte  man  selbst 
das  Studium  der  griechischen  Literatur,  um  in  das  justinianische 
Recht  einzudringen  **).  Neben  der  mehr  der  Praxis  dienenden 
Beschäftigung  mit  dem  justinianischen  Recht,  wie  es  im  Corpus 
vorliegt,  kommt  auch  eine  rechtshistorische  Richtung  auf  und 
Johann  Apell  z.  B.  ^^)  fordert  von  einem  Juristen  nicht  blos 
Kenntniss  nler  Grammatik,  sondern  auch  der  Oeschichte,  um  zu 
wissen,  wann  die  einzelnen  römischen  Kaiser  regierten,  welche 
Juristen  unter  ihnen  respondirten,  welche  Befugnisse  die  Prätoren 
und  übrigen  Magistrate  besassen;  er  müsste  sich  vertraut  machen 
mit  den  Werken  von  Cicero,  Terenz,  Sallust,  Livius,  Quinctilian 
u.  s.  w.  und  die  Schriften  von  Erasmus  von  Rotterdain  und  an- 
deren Celebritäten  studiren. 

So  wie  man  in  der  Theologie  mit  Abstreifung  der  Scholastik 


64)  So  erwarb  z.  B.  Mutian  (geb.  1471)  die  juristische  Doctorwürde  zu 
Bologna;  vgl.  über  ihn  die  anziehenden  Schilderungen  bei  Strauss  Ulrich 
V.  Hütten  I.  S.  42  ff.  und  Kampschulte  die  Universität  Erfurt  I.  S.  74  ff. 
Als  weitere  Beispiele,  dass  Humanisten  der  älteren  Generation  das  juristische 
mit  dem  philologischen  Studium  yerbanden,  fiihrt  Strauss  L  S.  155  an: 
Eoban  Hesse,  Beuchlin  und  Wilib.  Pyrkheimer.  Hütten  selbst  studirte  auf  den 
Wunsch  seines  Vaters,  aber  widerwillig  in  Italien  die  Rechte.  —  Viele  von 
den  Humanisten,  welche  Juristen  ex  professo  waren,  besassen  wenig  Neigung 
zu  den  ernsten  und  trocknen  Studien  der  Jurisprudenz  und  wandten  sich  lieber 
in  ihrer  Schriftstellerei  den  philologisch -antiquarischen  Aufgaben  zu.  Daraus 
erklärt  es  sich,  dass  wir  von  manchen  gepriesenen  Bechtslehrern  gar  keine 
juristischen,  wohl  aber  poetische  oder  schönwissenschaftliche  Schriften  be- 
sitzen; vgl.  Kink  I.  1.  S.  223  f. 

65)  So  schreibt  Mutian  an  einen  jungen  Juristen  (Kamp. schulte  I. 
S.  99.  N.  4):  Nam  ut  ecclesü^siica  aecta,  cui  nos  omnes  cbddicti  aumus,  pro- 
pagatur  ex  matre  synagoga,  ita  civile  jus  et  urbanae  leges  peregrinam  haberU 
radicem,  Athenü  oUm  Solonis  sapientta  corroboratam. 

66)  Muther  S.  5. 
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auf  die  Worte  der  heiligen  Schrift  zurückging  und  die  Sententiae 
und  deren  Interpretation  bei  Seite  liegen  liess,  so  trat  nun  auch 
in  der  Jurisprudenz  eine  Beaction  gegen  die  Glosse,  die  Glossa- 
toren, Gommentatoren  und  alle  über  dem  Text  entstandenen 
Traditipnen  ein.  Indem  man  sich  wieder  zum  Text  selbst  wen- 
det, findet  man  Manches  ganz  anders,  als  es  bisher  gelehrt  wor- 
den war;  für  alte  Streitfragen  ergiebt  sich  jetzt  eine  einfache  und 
sichere  Entscheidung.  Unbeirrt  durch  die  Bande  des  Autoritäts- 
glaubens und  den  Wust  der  scholastischen  Literatur  wird  die 
Bewegung  freier  und  es  fallen  dem  von  Selbstvertrauen  freudig 
beseelten  Forscher  die  Schuppen  von  den  Augen  •'). 


67)  ZasiuB  epp.  p.  59.  a.  1522:  er  lese  über  den  Titel  de  noyi  op. 
nimciat.:  In  quo  doctorum  tot  cibsurda,  tot  error ea  perputo,  ut  prope  non  tarn 
locus  plantandd,  quam  rhatnnia  eveUendis  pateat  .  .  .  .'Ita  doceo^  ut  a  Bart, 
et  paasim  omnibus  discedam;  p.  60:  8%  Älciatua  quam  coepit  viam  pergat, 
nempe  dare  Uteria  üluatrandia  operam,  et  in  ntiüius  verba  juratua^  ad  ipaiS' 
simoa  textua  coUimet:  credo  fore,  et  mea  opella  commodare  poterit,  ut  potior  ea 
juris  loci  ex  veritate,  quod  a  aexcentis  annia  non  est  factum^  iUuMrentur; 
p.  62:  Et  ego  quoque  ....  parum  aubacribo  juri  noatro,  aictOi  a  Bart.  Bald. 
Alex.  Imo.  laaonibua  et  tuia  Papienaibua  tradittMr,  Nam  ai  ab  eis  errorea 
dempaeria,  vix  exiguum  relinquea  codiculum,  ita  a  textibua  per  Itaioa  diace- 
ditur;  p.  64:  Sicuti  enim  ia  (sc.  Lather)  acholaaticoa  aubtrivit,  ita  me  müUaa 
doctorum  vuJgataa  opinionea  contra  omnium  aenaa,  qui  unquam  vixerunt,  aub- 
triturum  puta;  p.  320:  Barbariea  velut  herba  parietttria  juria  dvtUa  pwriaap- 
tnam  elegcmtiam  obduxit,  et  ita  obduxit,  ut  vel  radicea  radieataa  egerit  Quaa 
tarnen  eveUere  aive  (?  sine)  corporia  aive  aued  aive  medullae  injuria,  vereor 
ne  non  ait  expeditum  ....  Betiquum  ertt^  ut  legendo,  ut  profttendo  aenaa 
veriora,  doctrinaa  fundatiorea,  aecuri  opinionum  variantium^  putchro  ordine 
docendo  mortaltbua  proaimua.  —  Melanthon  (vgl.  auch  Hanbold  Oratio 
de  Phil.  Melanchthonis  in  jurisprudentiam  insignibus  meritis  1817,  in  oposc. 
acad.  I.  1825.  p.  701  seqq.)  de  legibus  oratio  (ed.  Mnther  p.  19):  Sgo  vero 
Bomania  legibua  pcUrocinor,  non  neoterida  interpretibus,  quorum,  ai  prodeaae 
voluere,  laudandtia  eat  conatua  et  tarnen  g^uicquid  iatic  viiii  eat^  id  tmiveraum 
eemel  imputo  inacitiae  humanitatia  et  elegantium  literarum,  ^ibua  qui  non 
eurU  perpoliti,  hi  nihHo  ad  tractandaa  graviorea  diacipUnaa  magia  adpoaiti 
auntf  quam  ad  lyram  (uinua.  Primum  enim  cum  Boma/no  aermone  conacriptae 
aint  legea,  quomodo  in  da  veraabitur,  qui  linguae  figuraa  ac  dm  non  ienet? 
lam,  etiamd  acythicua  legum  aermo  eaaet^  tarnen  pinguiua  judicant,  docent 
obscuriua  et  imprudentiua  quacunque  de  re  dicere  inatituunt,  dant  dne  mente 
8<mum ,  quotquot  dieendi  artea  non  attigere;  p.  21:  Si  quid  juria  inter^ 
pretes  tnacilia  literarum  peccarunt,  vestrum  eat,  veatrum,  inqiMm,  honestiaai- 
mam  prodndam  repwrgare  et  exploaia  indoctia  comm^entariia  a  dtu  et  aqua- 
lare  legea  adaerere  et  germano  nitori  reatituere,  Id  humaniua  est,  quam  legea 
ipsas  neutiquam  male  meritaa  de  nobia  obliterare. 

3« 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—    36     — 

Der  neu  erwachte  Sinn  quellenmässiger  Forschung  liess  bei 
dem  Durchstöbern  der  Bibliotheken  auch  manche  neue  für  die 
Geschichte  des  römischen  Rechts  wichtige  Quelle  entdecken  und 
regte  zu  kritischen  Ausgaben  bereits  bekannter  Quellen  an.  Auch 
hierin  zeichneten  sich  einzelne  deutsche  Gelehrte  ganz  besonders 
aus,  in  der  ersten  Beziehung  Job.  Sichardus,  in  der  letzteren 
Haloander.  Nachdem  man  bereits  gelegentlich  einige  Handschrif- 
ten des  westgothischen  Breviars  benutzt  hatte  ^) ,  wurde  dasselbe 
von  Job,  Sichardus,  welcher  sich  auch  durch  die  erste  Heraus- 
gabe deutscher  Volksrechte  um  die  deutsche  Rechtsgeschichte 
grosse  Verdienste  erwarb®®),  im  Jahre  1528  zu  Basel  publicirt; 
abgesehen  von  ihrem  übrigen  Inhalt  wurden  durch  diese  Ausgabe 
die  selbst  in  ihrer  Bearbeitung  noch  immer  sehr  wichtigen  Com- 
mentarii  des  Gajus  und  die  receptae  sententiae  des  Paulus  als 
neues  Material  für  rechtshistorische  Studien  aller  Welt  zugänglich 
gemacht  '*^).  Nicht  minder  gross  war  das  Verdienst,  welches  sich 
Gregorius  Haloander  (Hofmann,  nicht  Salzmann,  geb.  zu  Zwickau, 
gest.  1531)  um  die  kritische  Herstellung  des  Corpus  juris  er- 
warb'0* 


68)  Stintzing  in  Bekker's  imd Muther's  Jahrbach I.  S.  41  ff.,  Maassen 
in  demselben  H.  S.  220  ff. 

69)  Vgl.  Bd.  L  S.  8. 

70)  lieber  .die  von  Deutschen,  Franzosen,  Holländern  u.  s.  w.  im  sech- 
zehnten Jahrhundert  neu  bekannt  gemachten  Quellen  vgl.  Hugo  civilist.  Lite- 
rärgesch.  S.  219  ff.  und  Haenel  1.  Rom.  Visig.  1849.  4.  p.  XOIX  seqq.,  wo 
sich  auch  genauere  Nach  Weisungen  über  die  von  Petr.  Aegidius  schon  1517 
wahrscheinlich  zu  Löwen  veranstaltete  Ausgabe  der  Epitome  des  Breviars  und 
über  die  Ausgabe  Bouchards  (Paris  1.525)  von  Gaji  epitome  und  Pauli  re- 
ceptae sententiae  aus  einem  Codex  des  westgothischen  Breviars  finden. 

71)  Ueber  Haloander  vgl.  Will  Nürnberg.  Gelehrten-Lexikon II.  S.23ff. 
VL  S.  19  ff.,  Haubold  institutiones  literariae  p.  81  seq.;  Hugo  S.  207  ff.  — 
Es  ist  bekannt,  dass  Haloander  besonders  durch  Wilibald  Pyrkheimer's  Ver- 
mittlung, an  welchen  er  durch  Egnatius  a.  1527  empfohlen  war  (Stintzing 
Zasius  S.  281),  von  dem  Rath  zu  Nürnberg  bedeutende  Unterstützung  für 
die  Herausgabe  seiner  Pandekten  erhielt;  vgl.  darüber  Panzer  Wilib.  Pirk- 
heimer's  V-erdienste  um  die  Herausgabe  der  Pandekten  Gregor  Haloander*s 
(Nürnb.)  1805.  8.;  ausserdem  Will  a.  a.  0.  IL  S.  24  und  Haubold  Or.  de 
Phil.  Melancthonis  in  jurispr.  insignibus  meritisl817  (Opusc.  acad.  I.  p.  111  seqq.), 
über  Melanthon's  Förderung  des  Unternehmens,  welcher  Haloander  dem  Bath 
von  Nürnberg  empfahl.  —  Haloander  machte  dem  Rath  Anzeige  von  seiner 
beabsichtigten  Ausgabe;  der  Rath  verlangte  ein  Gutachten  von  den  Raths- 
herren  Christoph  Eoler  und  Hieronymus  Baumgärtner  und  den  vier  Doctoren 
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Aber  auch  diese  elegante  Jurisprudenz  hat  das  fiechtsleben 
des  deutschen  Volks  nicht  gefördert.  War  durch  den  Humanis- 
mus ein  neues  geistiges  Leben  erweckt  worden,  so  blieb  dasselbe 
doch  dem  Volke  fremd.  So  wie  die  Humanisten  ihre  Gedichte 
in  einer  fremden,  dem  Volke  unverständlichen  Sprache  schrieben 
und  in  denselben  mit  zahlreichen  gelehrten  Anspielungen  Themata 
behandelten,  welche  dem  Volke  immer  unzugänglich  bleiben  muss- 
ten,  so  zeigten  auch  die  Juristen  dieselbe  Geringschätzung  und 
Verachtung  gegen  das  einheimische  Recht  und  die  Bedürfnisse 
des  eigenen  Volks.  Durch  diese  neue  Wissenschaft  ward  die  Kluft 
zwischen  dem  Volke  und  den  Juristen,  zwischen  dem  Recht  der 
Praxis  tind  des  Lebens  und  dem  Recht  der  Wissenschaft  unaus- 
fiillbar.  Es  ist  leicht  erklärlich,  wie  diese  neue  Wendung  nicht 
geeignet  sein  konnte,  die  Abneigung  des  Volks  gegen  die  Juristen 
zu  vermindern.     Die  elegante  Jurisprudenz  ist  um  nichts  mehr 


Christoph  Scheuri,  Valentin  Kätzel,  Christoph  Jugel  und  Joh.  Müller;  nach- 
dem sie  1528  die  Unterstützung  des  Herausgebers  beantragt  hatten,  fragte 
man  noch  Wilib.  Pyrkheimer.  Jene  schlugen  vor  (Panzer  S.  15  —  18),  man 
möge  ihm  in  einem  Kloster  Aufenthalt  und  Herberge  geben,  ihn  auf  einige 
Jahre  als  Professor  des  Griechischen  besolden  und  sonst  in  Bathsgeschäften 
gebrauchen;  er  solle  dafür  die  Ausgabe  dem  ßath  „zuschreiben".  Den  Druck 
möge  Petraeus  übernehmen,  und  wenn  er  zu  schwach  im  Beutel  wäre,  solle 
ihm  der  Bath  auf  etliche  Jahre  300  Gulden  vorstrecken. '  Demgemäss  heisst 
es  auch  auf  dem  Titel  der  Pandektenausgabe  von  1529:  munificentia  ae  libe- 
ralitate  amplissimi  ordinis  ibidem  (Nürnberg).  Will  a.  a.  0.  S.*  24  sagt,  es  habe 
Haloander  im  St.  Egidienkloster  auf  drei  Jahre  freies  Quartier  und  Unterhalt^ 
gehabt,  und  bei  Beendigung  seiner  Arbeiten  950  aurei  als  Geschenk  erhalten; 
dem  Buchdrucker  habe  man  etliche  Tausend  als  Vorschuss  gegeben.  —  Mit 
welchem  Interesse  man  diese  Ausgabe  begleitete,  lehrt  der  Briefwechsel  von 
Zasius.  Er  schreibt  1528  an  Amorbach  (p.  191):  Fandectas  Noricae  urbis 
noli  credere  fabulas;  jam  sex  libri  iinj^resai  sunt,  et  scribuni  qui  rem  tractant 
eam  operis  excellentiain  füturam,  ut  quod  aliquando  de  Nestore  dicebatur, 
Hie  sapit  solus,  ceteri  velut  umbra  vagantiir:  id  ipsum  et  dietae  Pandectae 
sint  praesdturae.  Und  1530  an  Pyrkheimer  (p.  349) :  JVam  et  pandectas  ex 
archetypo  emendatas  dono  dedisti,  res,  quam  facüius  mirari,  quam  ex  justo 
commendare  posäim:  et  insuper  specimen  ejus  translationis,  quam  vir  äoctissi' 
mus  Greg.  Haloander  in  authentica  Imperatoris  meditatur,  exhtbuisti  .... 
Pandectae  magno  mihi  commodo  sunt:  ex  quarum  verioribus  lectionibus  multa 
mihi  difficultas  non  sine  praeconio  tut  et  Haloand/ri  tollitwr.  At  de  interpre- 
tatione  autheniicorum  tarn  eleganti,  tarn  propria,  *tam  remota  ab  omni  sorde 
barbarica  usque  adeo  non  dico  laetatus  sum,  sed  vel  exsüui,  ut  id  verbis  can- 
sequi  non  possim.  —•  Andere  Aeusserungen  von  Zeitgenossen  vgl.  in  B.  G. 
Struvii  historia  juris  1718.  4.  p.  404  seq. 
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Yolksthümlich  als  die  frühere;  sie  befreit  aus  dem  steifen  con- 
Yentionellen  und  scholastischen  Schulgetreibe',  will  aber  nur  clas- 
sisch  sein  und  nicht  national.  Das  deutsche  Recht  blieb  diesen 
Gelehrten,  welche  sich  mit  dem  justinianischen  oder  yorjustinia- 
nischen  Recht  beschäftigten,  um  so  mehr  fem,  als  sie  sich  dem 
reinen,  unentstellten  römischen  Recht  hingaben  und  daher  schon 
Manches  von  dem  verwarfen,  was  die  Zeit  der  Glossatoren  und 
Postglossatoren  absichtlich  oder  unabsichtlich  in  die  römischen 
Quellen  hinein  interpretirt  hatte,  um  den  unabweisbaren  Bedürf- 
nissen des  modernen  Lebens  zu  genügen. 

Vorlesungen  über  deutsches  Recht  an  einer  Universität  zu 
halten,  oder  wohl  gar  eine  Professur  für  die  Behandlung  desselben 
zu  errichten,  daran  konnte  in  jener  Zeit,  welche  in  den  deutschen 
Grundsätzen  nur  Willkür,  aber  kein  Recht  zu  finden  geneigt  war, 
Niemand  denken  ''^).  Es  dürfte  kaum  etwas  für  die  dem  deut- 
schen Wesen  abgewendete  Richtung  der  Jurisprudenz  im  sech- 
zehnten Jahrhundert  mehr  sprechen,  als  die  vielen  lateinischen 
üebersetzungen ,  welche  Gobier  und  Andere  von  den  deutschen 
Reichsgesetzen  verfertigten.  Sowie  man  im  sechzehnten  Jahr- 
hundert auch  deutsche  Gedichte  in  das  Lateinische  übertrug  und 
bisweilen  die  Dichter  selbst  eine  solche  esoterische  Bearbeitung 
ihrer  Werke  unternahmen  '®),  sa  erschien  auch  das  deutsche  Ge- 
setz erst  in  lateinischer  Sprache  der  Berücksichtigung  der  Ge- 
lehrten für  würdig. 

Selbst  wenn  einzelne  jener  classisch  gebildeten  Juristen  durch 
ihre  amtliche  Thätigkeit  als  Stadtschreiber  oder  Rechtsconsulenten 
genöthigt  waren,  sich  den  unmittelbaren  Interessen  des  Volks  zu 
widmen,  Sätze  des  einheimischen  Rechts  anzuwenden  oder  Gesetz- 
bücher auszuarbeiten,  in  welchen  sie  unmöglich  das  reine  römische 
Recht  wiedergeben  konnten,  so  steht  doch  diese  ihre  praktische 
Thätigkeit  in  keinem  organischen  Zusammenhang  mit  ihrer  wis- 
senschaftlichen Ri^cjitung.  Sobald  sie  aus  der  Schreiberstube, 
dem  Gerichts-  oder  Rathssaal  in  ihr  Studirzimmer  zurückkehren, 
sind  heimisches  Recht  und  heimische  Bedürfaisse  vergessen,  und 


72)  Vgl.  N.  40.  —  Melchior  v.  Osee  S.  396  ff.  führt  an,  welche  Profes- 
suren in  Leipzig  erforderlich  seien;  wolle  man  noch  mehr  Stellen  oreiren 
(S.  415),  so  würde  ein  Lehrer  in  Digesto  veteri,  Einer  in  Sexto  anzustellen 
sein,  ein  Dritter  würde  Dynum  super  regulas  oder  titulos  juris  lesen. 

73)  Wackernagel  Geschichte  der  deutschen  Litteiatur  S.  387. 
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die  Quellen  des  reinen  römischen  Rechts  und  die  fremde  Wissen- 
schaft erlangen  die  unbedingte  Herrschaft.  Selbst  die  bedeutend- 
sten Männer,  wie  Zasius  und  Fichard  machen  hier  keine  Aus- 
nahme. 

Aber  wir  würden  ungerecht  sein,  wenn  wir  über  sie  den 
Stab  brächen.  Wie  konnte  man  sich  zu  einer  Zeit,  in  welcher 
die  Zersplitterung  Deutschlands  in  eine  Unzahl  von  Herrschaften, 
die  eifersüchtige  und  kleinliche  Ausbildung  der  Landeshoheit, 
die  Zerrissenheit  durch  religiöse  Zwistigkeiten  und  Kämpfe  jedes 
Nationalgefühl  unterdrückte  und  den  Gedanken  an  eine  Einheit 
des  deutschen  Volks  gar  nicht  aufkommen  Hess  '*) ,  für  ein  deut- 
sches Recht  begeistern,  welches  selbst  in  der  grössten  Zersplitte- 
rung und  Yielgestaltigkeit  ausgebildet  und  der  wissenschaftlichen 
Pflege  noch  nie  theilhaftig  geworden  war.  Damals  als  das  Alter- 
thum  in  Allem  die  Norm  abgab,  konnte  man  in  dem  deutschen 
Recht  nicht  seine  Einheit  ahnen.  Und  selbst  wenn  man  es  hätte 
studiren  wollen,  auf  welche  Weise  hätte  man  dies  bei  dem  Man- 
gel an  allen  irgendwie  ausreichenden  Hilfsmitteln  thun  sollen  1 
pie  älteren  Quellen  waren  zum  geringsten  Theile  gedruckt;  Par- 
ticular-  und  Statutarrechte  waren  gleichfalls  meistens  nur  in  Ab- 
schriften vorhanden  und  hatten  zunächst  nur  eine  beschränktes 
Interesse.  Wie  kostbar  musste  eine  Bibliothek  der  Statutarrechte 
sein,  welche  Mühe  musste  es  machen,  sie  in  einiger  Vollständig- 
keit zusammenzubringen  '•^).     Wie  schwer  war  es,  auch  nur  von 


74)  Gillet  Crato  v.  Crafftheim  und  seine  Freunde!.  1860.  S.  12:  „Einen 
deutschen  Patriotismus  darf  man  nicht  suchen,  wo  das  Vaterland  (patria) 
sich  gemeinhin  nicht  gar  weit  über  die  Ringmauern  der  Vaterstadt  (patria) 
hinanserstreckte ,  und  das  deutsche  Reich  nicht  der  mannigfach  gegliederte, 
aber  von  einem  Geiste  erfüllte  und  von  einem  Gemein-  und  Gesammtgeföhl 
durchdrungene  Leib  einer  sich  ihrer  Einheit  und  Grösse  bewussten  Nation, 
sondern  eine  durch  die  abweichendsten,  oft  widersprechendsten,  und  oft  nichts 
weniger  als  festen  Bande  des  Rechtes  und  Vertrages  zusammengehaltene  Nütz- 
lichkeitsanstalt geworden  war.  Dem  Gelehrten  ins  besondere  dürfte  der  Man- 
gel deutscher  Gesinnung  und  Hingebung  an  nicht  -  deutsche  Interessen  wohl 
nicht  ohne  Härte  als  Schmach  angerechnet  werden,  dessen  Heimath  uöd  Va- 
terland von  Jugend  auf  respublica  literaria  hiess,  der  die  Sprache  seiner  alma 
mater  redete  und  dem  der  Ort,  wo  einst  seine  Wiege  stand,  wohl  liebe  Er- 
innerungen, schwerlich  aber  Erhebung  über  die  Forderungen  und  Pflichten 
der  Gegenwart  und  patriotische  Gefühle  sni  wecken  vermochte." 

75)JM;an  muss  es  sich  vergegenwärtigen,  welche  Anstrengung  es  uns  bei 
allen  unseren  Hilfsmitteln  noch  heute  kostet,  aus  einem  detaillirten  und  um- 


Digitized  by  LjOOQ  IC 


—     40     — 

einem  kleinen  Territorinm  alle  Local-  und  Statutarrechte ,  die 
vielen  unaufgezeichneten,  unsicheren,  schwankenden  und  zum  Theil 
auch  in  hohem  Grade  principienlosen  Gewohnheiterechte  kennen 
zu  lernen.  Hätte  man  sich  an  eine  einzelne  geschriebene  Quelle, 
an  ein  einziges  Particularrecht  halten  wollen,  so  wäre  eine  wis- 
senschaftliche Behandlung  unmöglich  gewesen  und  Alles  hätte  den 
Anschein  des  Zufälligen  gehabt.  Erst  durch  Vergleichung,  durch 
Studium  des  gesammten  deutschen  Rechts  hätte  man  die  gesetz- 
mässige  Nothwendigkeit  erkennen  können.  Ganz  anders  verhielt 
es  sich  mit  dem  römischen  Recht;  hier  besass  man  einen  gross- 
artigen Stoflf,  welcher  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  fä- 
hig war. 

6.  Zum  Schluss  dieses  Abschnitts  erwähnen  wir  noch  ein- 
zelne bedeutendere  Juristen  des  sechzehnten  Jahrhunderts.  Als 
Hauptvertreter  der  eleganten,  quellenmässigen  Jurisprudenz  ist 
Udalricus  Zasius  (1461  — 1535)  zu  nennen  "^ö),  welcher  gleich- 
zeitig mit  Alciatus  und  Budaeus,  aber  unabhängig  von  ihnen  die 
Früchte  der  humanistischen  Bildung  für  die  Jurisprudenz  verwer- 
thete  ''^).  Nachdem  er  zu  Tübingen  studirt  hatte,  Gerichtsschreiber* 
bei  der  bischöflichen  Curie  zu  Constanz  gewesen  und  dann  Stadt- 
schreiber zu  Freiburg  im  Breisgau  geworden  war,  trieb  er  von 
Neuem  auf  der  Universität  juristische  Studien,  wurde  1500  oder 
1501  Doctor  Legum,  lehrte  seit  1500  an  der  Universität  zu  Frei- 
burg, wurde  Professor  Legum  und  verband  mit  dieser  akademi- 
schen Stellung  die  eines  Stadtschreibers.  Im  Besitz  einer  tüch- 
tigen humanistischen  Bildung  ging  er  an  die  Auslegung  der  Quel- 
len und  suchte,  indem  er  sich  von  der  Glosse  und  der  späteren 
Literatur  emancipirte,  in  vorurtheilsfreier  Weise  ihren  Inhalt  und 
Sinn  zu  erfassen.    Er  war  nicht  blos  ein  vorzüglicher  und  seinen 


fassenden  Studium  der  particulären  Quellen   die  einheitlichen  Sätze   des  deut- 
schen Rechts  zu  entwickeln. 

76)  Fichard  in  s.  Autobiographie  S.  11  nennt  ihn  lureconsuUum  totius 
Germaniae  clarissimum  et  celeberrimum. 

77)  üeber  ihn  die  schon  oft  angeführte  Schrift  von  Stintzing,  Basel 
1857.  —  Unbedeutend  sind  die  alten  Biographien  von  Fichard  (in  der  Ausg. 
des  Panzirolus  1721.  4.  p.  429— 434),  Panzirolus  IL  c.  141;  Jugler 
Beyträge  z.  Jurist.  Biographie  III.  S.  227flf.;  ausführlicher  ist  Ri egger  p.  1  ff. 
der  sogleich  anzuführenden  Schrift.  Für  die  Literärgeschichte  sehr  wichtig: 
J.  A.  Riegger  Udalr.  Zasü  epistolae  ad  vires  aetatis  suae  doctissiraos.  Ulm. 
1774.  8. 
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Schülern  leicht  zugänglicher  Lehrer,  sondern  auch  ein  bedeutender 
Dogmatiker  und  Praktiker,  welcher  vielfach  consultirt  wurde. 
Aber  er  war  auch  zugleich  der  erste.  Historiker  des  römischen 
Rechts,  indem  er  in  seinen  Scholia  ad  L.  2.  de  orig.  jur.  (a,  1518) 
mit  Benutzung  mancher  neu  aufgefundenen  Quellen,  wie  Vellejus 
Paterculus,  Gajus  und  Paulus  eine  Geschichte  der  römischen  Ju- 
risprudenz zu  liefern  versuchte  und  hier  auch  den  Franzosen  und 
Italienern  voranging  ^®).  Was  seine  Stellung  zum  deutschen 
Recht  angeht,  so  brachte  ihn  sein  Amt  als  Stadtschreiber  fort- 
während mit  dem  Stadtrecht  in  Beziehung;  ausserdem  hat  er 
im  Auftrage  der  Stadt  ein  Gesetzbuch  für  Freiburg  (vgl.  unten 
§.  78.  N.  1  ff.),  und  sodann  ein  Landrecht  für  die  Markgraf- 
schaft BadQU  ausgearbeitet.  Aber  in  seinen  zahlreichen  Schriften 
nimmt  er  nur  selten  Veranlassung,  des  deutschen  Rechts  Erwäh- 
nung zu  thun;  und  mit  wie  kurzen  Worten  wird  die  gegen  das 
römische.  Recht  verstossende  Consuetudo  abgefertigt,  ohne  Herz 
und  ohne  Verständniss  für  das  deutsche  Recht.  Nur  die  Schrift 
hat  für  ihn  die  Bedeutung  des  wahren  Rechts  und  aus  ihr  her- 
aus argumentirt  er,  ohne  Sinn  für  die  lebendige  Gegenwart  ^®). 

Unter  seinen  Schülern  nimmt  den  ersten  Rang  ein  Johann 
Fichard  aus  Frankfurt  a.  M. «o).  Im  Jahre  1512  geboren,  stu- 
dii^te  er  in  Heidelberg,  Freiburg  und  Basel  und  promovirtelm 
Jahre  1531  in  Gemeinschaft  mit  Sichardus  zu  Freiburg.  Nach- 
dem er  eine  kurze  Zeit  am  Röichskammergericht  zu  Speier  ge- 
arbeitet hatte,   diente  er  mit  alleiniger  Unterbrechung  von  zwei 


78),Stintzing  S.  126  ff. 

79)  Allerdings  ist  es  richtig,  wenn  Stintzing  S.  147  sagt,  Zasius  be- 
trachte es  als  seine  Aufgabe,  dasjenige  vom  römischen  Recht  zu  lehren,  was 
nützlich,  heilsam  und  den  Sitten  Deutschlands  entsprechend  sei;  er  verweise 
gern  anf  deutsche  Gewohnheiten  und  versäume  nicht  leicht  bei  Erörterung 
römischer  Lehren  die  Gelegenheit,  Abweichungen  und  Uebereinstimmnngen 
des  deutschen  Rechts  zu  bemerken;  vgl.  übrigens  S.  154.  155.  Aber  wie 
aphoristisch  imd  nebenbei  geschieht  dies! 

80)  lieber,  ihn  vgl.  seine  Autobiographie  in  J.  0.  v.  Fichard  Frankf. 
Archiv  f.  ältere  deutsche  Literatur  u.  Geschichte,  11,  1812.  8.  3  —  53  und  die 
Biographie  des  Heinr.  Petraeus  vor  Fichard's  Consilia,  Tom.  I.  Francof. 
1590.  Fol.  Auf  der  Breslauer  Bibliothek  befindet  sich  auch  ein  starkes  Heft 
Bpicedia  in  obitum  loh.  Fichardi.  Francof,  1581.  8.  Nicht  ganz  genau  sind  die 
Notizen  über  ihn  bei  Stintzing  8.  286.  —  Briefe  von  und  an  Zasius  a.  1531 
über  die  Wichtigkeit  der  Systematik  in  der  Rechtswissenschaft  stehen  in 
Zasii  epistolae  p.  381  seq.  u.  506. 
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Jahren,  in  welchen  er  sich  seiner  Studien  wegen  in  Italien  auf- 
gehalten hatte  (vgl.  Note  5),  vom  Jahre  1533  an  bis  an  seinen 
Tod  (1581)  seiner  Vaterstadt.  In  seiner  Stellung  als  Stadtschrei- 
ber wirkte  er  nicht  blos  als  Schriftsteller  und  Gesetzgeber,  in« 
dem  er  das  Solmser  Landrecht  und  die  Reformation  des  Frank- 
furter Stadtrechts  ausarbeitete,  sondern  besonders  auch  als  weit- 
berühmter Consulent*^*).  Aber  wir  verkennen  niemals  in  allen 
diesen  Richtungen  den  romanistisch  geschulten  Gelehrten;  schwer 
entschliesst  er  sich,  einem  deutschen  Satze  seine  Geltung  zu  gön*^ 
nen;  trotzdem  dass  er  dem  römischen  Recht  nur  eine  subsidiäre 
Bedeutung  zuerkennt  ^^),  so  nimmt  er  doch  nur  sehr  selten  auf 
deutsche  Rechtsbücher  oder  deutsche  Particularrechte  Rücksicht 
und  geht  auch  von  der  allgemeinen  Ansicht  aus,  dass  Gewohn- 
heitsrechte, cum  sifU  de  facto,  dem  Richter  besonders  bewiesen 
werden  müssen. 

Sein  Freund  und  Mitschüler  war  Johannes  Sichardus^^), 
welcher  von  1535  bis  zu  seinem  Tode  (1552)  Professor  des  Co- 
dex zu  Tübingen  war  und  dorthin  die  Methode  des  Zasius  ver- 
pflanzte; seine  romanisirende  Richtung  machte  sich  in  dem  unter 
seiner  Beihülfe  redigirten  Würtembergischen  Landrecht  geltend. 

Gleichfalls  ein  Freund  und  Anhänger  des  Zasius  war  Clau- 
dius Canciuncula,  welcher,  zu  Metz  geboren,  zu  Löwen  und 
Basel  studirte,  von  1517 — 1523  zu  Basel  Professor  war,  später 
in  Innsbruck  lebte  und  endlich  das  Kanzleramt  des  Landgerichts 
zu  Ensisheim  im  oberen  Elsass  bekleidete;  er  stand  wegen  dieser 
seiner  Würde,  wegen  seiner  diplomatischen  Thätigkeit  und  als 
Schriftsteller  in  grossem  Ansehen  «*). 


81)  Von  ilim  2  Bde  Oonsilia  Francof.  1590.  Fol.  —  Vgl.  auch  §.  62.  N.  26. 

82)  Z.  B.  Fichardi  Oonsilia  11.  Nr.  33.  §.  5:  Causa  statutarum  prima 
estf  et  in  locis,  tibi  iUa  habentwr  in  primis  respicienda  sunt,  cum  praevcUeant 
juri  communi  ....  Et  in  coMt,  quo  decisif»  in  Ulis  desideraretur ,  tunc  de- 
mum  et  secunda/rio  ad  jus  commu/ne,  secundum  qu^d  casus  in  stcUuiis  omissus 
tunc  est  deddendus,  recurri  debet. 

83)  Ueber  ihn  Panzirolus  II.  c.  172,  Hugo  S.  222,  Wächter  Wür- 
temb.  Privatr.  I.  S.  192.  Anm.  4,  Stintzing  S.  286. 

84)  üeber  sein  Leben  wissen  wir  nicht  viel  Gewisses;  vgl.  Will  Nürn- 
berger Gelehrten -Lexikon  L  S.  182  f.,  V.  150—153,  Jugler  IV,  S.  111— 116, 
Schneidt  thesaurus  jur.  Francon.  I.  1.  1787.  p.  58—60.  Ein  Verzeichnise 
seiner  Schriften  giebt  Will  I.  183  u.  V.  152.  —  Ganz  ungenügend  ist  Hugo 
S.  291.  —  Ueber  seine  Professur  zu  Basel,  wo  er  1519  das  ßector-Amt  be- 
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Johann  Apell®*),  geb.  1486  zn  Nürnberg,  war  nach  seinen 
Studien  zu  Wittenberg,  Ganonicus  zu  Würzburg  geworden;  nach- 
dem er  diese  Stelle  wegen  seiner  Verheirathung  im  Jahre  1523 
aufgegeben  hatte,  wurde  er  Professor  zu  Wittenberg,  1530  Kanz- 
ler des  Herzogs  Yon  Preussen,  1534  in  Nürnberg  Rathsconsulent 
und  Advocat,  auch  Beisitzer  des  Stadtgerichts  und  starb  1536. 
Er  richtete  sein  Augenmerk  besonders  auf  eine  Reformation  des 
Unterrichts  für  die  Anfänger  und  versuchte  in  seiner  Isi^oge 
per  dialogum  in  quatuor  libros  Institutionum  die  Mängel  der 
bisherigen  Methode  aufzudecken,  die  Wichtigkeit  der  Justiniani- 
schen Institutionen  für  das  erste  Studium  nachzuweisen  und  eine 
kurze  systematische  üebersicht  über  das  Privatrecht  zu  liefern. 
Im  Widerwillen  gegen  die  bisher  allgemeine  Glossenwirthschaft 
verweist  er  den  Anfänger  auf  das  Studium  der  Elemente  ®®). 

Allein  wenn  auch  diese  und  andere  Männer  den  Anfang  zu 
einer  würdigeren  Behandlung  der  Jurisprudenz  machten,  so  waren 
es  doch  nur  vereinzelte  Bestrebungen  und  es  kam  weder  im 
sechzehnten  noch  den  folgenden  Jahrhunderten  zu  einer  allge- 
meinen wissenschaftlichen  Erhebung.  Weder  blühte  die  Bechts« 
Wissenschaft  in  Deutschland,  noch  wurde  von  ihr  eine  Aussöh- 
nung zwischen  dem  einheimischen  und  dem  fremden  Becht  bewirkt. 


kleidete,  vgl.  Vischer  Geschichte  der  Universität  Basel  S.  246.  Dass  er 
1535  von  Innsbruck  nach  T^ien  als  Professor  des  canonischen  Rechts  berufen 
sei,  theilt  Sink  I.  1.  S.  ^76.  N.  331  mit.  —  1536  erscheint  er  als  Regina 
oonsiliarius  zu  Innsbruck  im  Gefolge  König  Ferdinands.  Wir  erfahren  dies 
aus  Fichard's  Autobiographie  p.  30.  Hier  nennt  er  den  Claudius  Oanciuncula: 
lureconsuUum  eo  tempore  mc^orum  gentium  et  Eegium  Consiliarium  ....  V^ 
rum  intempestiva  morte  (non  ita  multum  enim  quinquageaimum  annum  egreS" 
8U8  videbatwr)  captus  est,  vir  longissima  vita  dignus,  hoc  anno  XXXIX  .... 
magno  doctorum  hominum  moerore.  ITiemach  wäre  Oanciuncula  1539  gestor- 
ben. Dies  ist  nun  aber  unmöglich,  da  er  im  Jahre  1546  noch  ein  uns  erhal- 
tenes Gutachten  über  das  Nürnberger  Stadtrecht  verfasste.  (Vgl.  §.  77.  N.  34, 
35.)  !ßs  muss  also  Fichard  eine  falsche  Todesnachricht  erhalten  haben.  — 
Ueber  seine  Topica  (1520)  vgl.  Stintzing  S.  205  f.,  Muther  S.  32.  N.  2, 
S.  44.-  —  Zasins  urtheilt  über  dieselbe  (Epistolae  p.  27.  a.  1520) :  Liber  eit 
auro  pendendua,  quo  utüiorem  juris  alumnus  habere  non  poterit,  dum  modica 
quaedam,  in  quibus  a  via  dedinat,  ut  puto,  re^onantur.  Oanciuncula  scheint 
seine  Schrift  im  Manuscript  dem  Zasius  vorgelegt  und  dieser  sie  mit  Noten 
versehen  zu  haben;  vgl.  Zasius  epp.  p.  326. 

85)  Muther  Dr.  Johann  Apell.  1861.  Üeber  seine  Verdienste  vgl 
S.  31  ff.,  53  fi: 

•86)  Er  sagt  (Muther  S.  67.  N.  1):   Quod  si  hanc  provinciam  ienuitati 
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§.  62,    Einflass  and  Ansehen  der  Doetores. 

Konnten  wir  bereits  für  die  vorige  Periode  berichten  '),  dass 
die  Doctoren  die  nächste  Umgebung  der  Kaiser  und  der  Landes- 
herren zu  bilden  begannen,  dass  man  sie  den  Rittern  gleich  ach- 
tete und  zum  Adel  zählte,  und  ihnen  die  wichtigsten  Aufträge 
und  Aemter  ertheilte,  so  steigerte  sich  ihr  Ansehen  und  Einfluss 
je  länger  je  mehr. 

Schon  über  Kaiser  Friedrich  IIL  hatte  man  sich  darum  zu 
beklagen,   dass  er  sich  in  den  Händen  der  Juristen  befinde,  und 


meae  demandaret  Carolus  F.,  ut  in  ea  re  adolescentiae  studiis  prospicerem, 
juberem,  ut  novitiis  praeter  prima  artis  elementar  nihil  praelegeretur  etc.  — 
Ueber  die  sich  an  Apell's  Vorschläge  im  Allgemeinen  anschliessende  Methode 
von  Melchior  Kling,  Joh.  Schneidewin  und  Matth.  Wesenbeck 
vgl.  Mut  her  S.  35  f.  N.  (über  des  letzteren  Institutionenvorlesnngen  auch 
oben  N.  58).  —  Unter  den  Juristen,  welche  besonders  die  systematische  und 
compendiarische  Behandlung  des  Rechts  bezweckten,  ist  auch  noch  zu  nennen 
Oldendorp  (1480—1567),  welcher  zu  Greifswald,  Frankfurt  a.  d.  0.,  Rostock 
und  Oöln  Professor  und  auch  einige  Zeit  zu  Lübeck  Stadtsyndikus  war  (vgl. 
oben  N.  5),  und  Nicolaus  Vigelius  (1529  —  1600),  Professor  zu  Marburg 
von  1560  — 1594,  welcher  verschiedene  Rechtsdisciplinen  in  kurzen  Werken 
zusanunenfasste  und,  wie  wir  aus  den  von  Eitelkeit  strotzenden  Vorreden  er- 
fahren, von  der  allgemeinen  Annahme  seiner  Methode  das  ganze  Heil  der 
Jurisprudenz,  von  dem  Weiterfortbestehen  des  gemeinen  Rechts  die  Existenz 
des  deutschen  Reichs  abhängig  machte  (vgl.  auch  §.  65.  N.  8  u.  N.  94),  ujid 
alles  Unheil  aus  dem  zu  eifrigen  Studium  der  Rhetorik  und  der  Verwilderung 
der  römischen  Rechtsgelehrsamkeit  herleitete.  Ueber  ihn  im  Allgemeinen  vgl. 
Jugler  IL  S.  79  flf.,  Haubold  p.  83,  Hugo  S.  366;  über  seine  staatsrecht- 
lichen Arbeiten  Pütt  er  L  8.  132,  151;  über  die  criminalistischen  Wächter 
gemeines  Recht  S.  88  f.,  gegen  dessen  Lob  sich  erklären  Geib  Strafrecht  L 
S.  290  und  Hälschner  das  Preussische  Strafrecht  L  S.  121.  N.  2.  —  Ueber 
seine  systematischen  Tendenzen  vgl.  Jugler  S.  81  ff.  —  Auch  Chr.  Ehern 
(Professor  zu  Tübingen,  seit  1556  in  Heidelberg,  vgl.  über  ihn  auch  Wund 
progr.  V.  p.  1  seqq.)  legte  gleichfalls  besonderes  Gewicht  auf  die  Systematik 
in  seiner  Schrift  de  principiis  juris  (Hannov.  1601.  12.;  die  Vorrede  ist  da- 
tirt  Augustae  1555).  .Er  sagt  in  der  Vorrede:  In  ju/re  civilis  quanquam 
'muUa  tum  a  veteribus,  tum  a  recenlioribus  erudite  et  copiose  conscripta  at- 
que  elaborata  sunty  ea  tarnen  fere  omnia  sine  certo  aliquo  et  artificioso  ordine 
congesta  et  cumulata  poiiuSy  quam  in  unam  perpetuam  consonaniiam  redacta 
sunt,  ut  non  homine  aut  tenui  phüosopho,  sed  plane  Deo  aliquo  nobis  opus 
Sit,  qui  tarn  vastum  pelagus,  certis  litoribus  seu  limi^ibus  circumscribere,  quae- 
que  dispersa  ac  confusa  nunc  sunt,  colligere  apteque  disHnguere  vaJeat. 
1)  Vgl.  I.  S.  631  ff. 
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gemäss  dem  Rath  ganz  unwissender  Menschen  seine  Hand- 
lungen dem  jus  scriptum  anzupassen  bestrebt  sei  2).  Aber 
noch  sehr  viel  lauter  wurden  solche  Klagen  über  Maximilian; 
insbesondere  ist  es  Hütten  ^) ,  der  die  Missregierung  unter  Maxi- 


2)  Aen.  Sylvius  epist.  111  (ed.  Norimb.  1496;  a.  1444, vgl.  Voigt 
Archiv  für  Kunde  österr.  Geschiehtsquellen  Bd.  XVI.  S.  35.  N.  110)  schreibt 
in  sehr  freimüthiger  Weise  über  den  Kaiser  Friedrich  III.:  Sed  hie  noster 
monarcha  vel  bipes  asellus  potius  inflatus  opintone  suij  civilem  scientiam  Om- 
nibus praefert:  matrem  filie  postponit  et  fluminihus  mare.  Is  est  ex  Ulis  cecis 
et  öbtusis  hominibuSy  qui  postquam  leges  quattuor  aut  decem  memorie  com- 
mendaverunt  jam  non  amplius  hominea,  sed  deos  se  putant:  legesque  divina 
censent  oractda  ,  .  .  .  Ac  preterea  si  quid  egisse  caesarem  audiunt,  quod  juri 
scriplo  contrarietur  y  id  irritum  garriunt,  nuUiu^sque  esse  momenti,  quasi  ob- 
noxtus  Sit  princeps,  terminos  curie  et  stilum  servare  u.  s.  w.  —  Wir  werden 
anf  diese  von  einem  geistreichen  und  wohlunterrichteten  Zeitgenossen  her- 
rührende Charakteristik  des  Kaisers  sehr  viel  mehr  Gewicht  legen,  als  auf 
die  von  uns  I.  S.  623.  N.  45  angeführte  Notiz  des  Ouspinian,  nach  welcher 
der  Kaiser  die  Juristen  nicht  sehr  geliebt  haben  solle. 

3)  Wenn  von  MaxiuiiUan  Fugger  (1555  in  der  bei  Senokenberg 
methodus  p.  141  citirten  Stelle)  erzählt,  dass  er  die  Juristen,  welche 
des  Bartoli  und  Baldi  Schriften  und  Meinungen  als  ohnfehlbare  Oracula  und 
Götteraussprüche  allegirten,  gehaest  habe,  so  dürfen  wir  doch  wohl  nach  den 
Worten  Hutten's  an  der  Thatsache  nicht  zweifeln,  dass  er  sich  ihren  Ein- 
flüssen hingab.  Ich  theile  Hutten's  AusföUe  gegen  die  Juristen  ausführlich 
zur  Charakteristik  der  damaligen  Juristen  und  ihrer  Macht  mit;  um  zu  einer 
richtigen  und  unparteiischen  Auffassung  zu  kommen,  werden  wir,  indem  wir 
den  Schmerz  Hutten's  über  das  sinkende  Ansehen  der  Ritter  und  den  pole- 
misch-rhetorischen Charakter  seiner  Schriften  in  Rechnung  ziehen,  Manches 
an  seinem  scharfen  Bilde  zu  mildern  haben.  Am  ausführlichsten  ergeht  er 
sich  in  dem  Dialoge  Praedones,  verfasst  im  Jahre  1520  (Opera  ed.  Böcking 
tom.  IV.  p.  379):  Scribae  sunt  et  lureconsuUi,  eo  utrique  nocentiores,  quo 
latius  eorum  patet  rapina:  nam  uhique  sunty  neque  usquam  non  praedantur, 
in  principum  auliSy  in  civitatum  senatibus  et  decuriis,  in  publi- 
eis  conventibus  et  privatis  consult'ationibus,  militiae,  domi,  in  beUo 
et  in  pace:  denique  rerum  capita  sunt  hi,  habenturque  ut  promi  et  condi  U- 
gurn  ac  juris ,  neque  sine  Ms  gubernatio  est  constituunt  imperia  ipsi,  et  ww- 
tandis  rerum  statibus^  cum  volunt,  authores  fluni.  Quorum  scribae  totum  re- 
gehant  Maximilianum  nobiSy  solique  apud  eum  potentes  erant,  et  dbute- 
bantur  simplici  principe  ut  volebant,  a  quo  quidquid  gratis  impeirahanty  dliis 
ipsi  pro  pecunia  vendebant;  atqite  horum  erat  illius  pecunia,  nam  ipsius  non 
erat  ....  Quando  se  vidit  dedecoratam  magis  Germania,  quam  istis  circa 
rerum  gubernationem  praesidentibus  nihili  hominibus  ac  jus,  leges,  fas,  aequum 
et  honestum  Ubidinosissime  profanantibus?  Quanquam  et  huic  hodie  Carolo 
subnasd  viäiso,  qui  conentur  ob  eadem  abuti  illo.  Er  bezeichnet  sie  dann 
welter  als  inßmi  homineSy  qui  nuüa  regendartim  rerum  aut  raUone  aut  seien" 
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milian  schildert  und  dem  jungen  Kaiser  Karl  und  den  deutschen 
Fürsten  den  Vorwurf  macht,  dass  sie  sich  von  bestechlichen,  al- 
lein auf  ihren  Vortheil  bedachten  und  dem  bisherigen  Staatsleben 


Ha,  nuUa  antiquitaiis  memoria,  rerum  experientia,  animi  indwstria, 
deni^ue  haud  uUa  innoceniiae  conscientia  prctediti,  rerum  sola  temeritaie  et 
impudentia  ac  pessimis  freti  artihua  ad  puhlicwm  morum  Ugumque  regimen 
accedunt  Rebus  profecto  sie  stantibus  nusquam  bonia  esse  licebit  principibus 
per  Cancellarios  istos,  e  quorum  scriniis  tanquam  a  divino  quodam  oraculo  pe- 
tuntur^  quae  ad  res  et  publice  et  privatim  eonstituendas  pertinent;  a  quibus 
regum  diplomata  nundinari  oportet  et  prindpum  rescripta  emercari;  qui  sunt 
quasi  quidam  regum  oeuli,  sine  quibus  nihil  iUivident,  nihil  agnoscunt :  quare 
etiam  dücunt  eos,  quo  volunt;  volunt  autem  quo  sibi  expedit:  quorwm  quc^us 
quisq%^  est,  cujus  consüia^  siquando  in  lucem  prodeant,  non  pessimi  animi 
argumentum  futura  sint?  ....  lam  et  hoc  m  fumivendis  his  miserrimum 
longCy  quod  non  bonis  a/rtibus  aut  honesUs  disciplinis  excoluerunt  animos,  sed 
Corpora  vestimentis  exornant  sumptuosissime:  ob  idque  infensius  neminem 
oderunt,  quam  doetos  et  literatos;  suspieanttAr  enim  de  his^  quasi  qui  ignoran- 
tiam  cUiquando  et  crassitudinem  sibi  exprobaturi  sinty  quare  etiam  minime  pa- 
tiuntur  prindptbüs  innotescere  eos,  ac  ab  aulis  detrudunt  odiosissime.  Bisher 
hatte  er. wesentlich  gegen  die  Scribae  geeifert;  p.  381  wendet  er  sich  zu  den 
Juristen:  verum  hoc  pejores  etiam  judicabimus,  quod  indocHssimi  cum  sint, 
docti  tarnen  putantwr  vulgo  ac  se  tales  ipsi  jactant^  et  ex  scientia  omnium, 
quae  sunt,  ienuissima  ac  ad  omnem  rerum  conversionem  et  unamquamque 
communis  Status  mutaiionem  interpolabüi,  odiosissime  superbiunt:  qucdis  enim 
f actus  est  leguleorum  passim  nunc?  .  .  .\  si  quando  cognosccmt  Principes  Grer^ 
mani,  quae  nugae  gua  gravitatis  specie  apud  hos  fucatae  teneantur,  actum  de 
universa  Bafrtholistarum  schöla  fuerit;  ei  tarnen  abductis  in  errorem  mundi 
opinionibt^  axiomata  sua  hanestissimis  quibusque  artibus  praeferunt:  quin- 
etiam  omneis  reliquas  disciplinas  ut  inanis  operae  ac  stttdii  adspemantur  et 
rßjiciunt,  ah  sefrugem  coUigi,  ah  aliispaleam  ac  infelix  loliumpeti  '^dictitantes  ^ 
homines  adeo  crassi,  ut  crassitie  sua  corrwnpant  optima  nonnunquam  ingenia 
ubi  conversantur  ....  nam  quae  ars  est,  ubi  verbosissima  disdplina,  si  dis- 
ciplina  voca/ri  meretu/r,  infantissima  loqiuicitate  nitaiv/r?  aut  quMe  prudentia, 
ubi  doh  circumvenimttwr-  simpliceS,  et  callida  juris  interpretatione  in  divef- 
sissimam  quamque  sententiam  a  legislatoris  mente  derivantur  leges^  etaequitas 
corrumpHwr?  ....  Von  der  dann  folgenden  Bemerkung  bin  ich  nicht  im 
Stande  nachzuweisen,  dass  sie  mit  den  factischen  Verhältnissen  übereinstimmt, 
p.  382:  Itaque  Saxones  ebrietati  deditos  alioqui  homines,  latido  tecum,  quöd 
mihi  dicis  eos  non  vivere  quidan  sine  legibus,  verum  sine  jureconsultis  gu- 
bernare  res  suas  tranquillissime  ....  Quod  audire  a  senibus  hoc  tempore 
söleo,  avorum  adhu^c  nostrorum  memoria  incogniti  passim  apud  nos  fuerunt 

doctorculi:  ita  dudum  vnvaserunt  cum  rvbris  suis  püeölis p.  383:  lam 

enim  fere  nusquam  conventus  celebrantur  aut  concilia  coeunt,  ubi  non  ex  ru- 
bricariis  ampuMose  inflatum  quempiam  producant  qui  primo  ibi  loco  sedeat, 
doctissimis  quibusque  et  melioribus  longe  in  imo  recumbentibits ,  quibus  tarnen 
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ganz    fremden,   unwissenden    Schreibern   and    Juristen   regieren 
lassen  und  das  Wohl  des  Staats  deren  Händen  anvertrauen. 

Bisher  hatten  die  Kaiser  die  Reichsangelegenheiten  auf  den 
Reichstagen  mit  den  Fürsten  und  Abgeordneten  der  Städte  be- 
rathen ;  die  Landesherren  hatten  bei  wichtigen  Staatsfragen 
die  Geistlichkeit,  die  Ritter,  nhre  Vasallen  und  Dienstmannen 
und  die  Städte  zugezogen.  Seitdem  nun  aber  die  Regierungs- 
geschäfte verwickelter  geworden  waren  und  manche  Gesetzes- 
kenntniss  verlangten,  waren  es  die  Doctoren,  die  Rechtsverstän- 
digen* ^),   welche  ihnen  Rath  ertheilen  sollten,  welchen  ihr  Ohr 


si  prae  stupore  cerebro  uH  passet^  fatuua  üle,  pati  maüet  omnia^  quam  in- 
diffne  sie  anteferri  ....  per  nebülones  hosce  fieri,  ut  Principes  non  Hnt 
Prindpes:  nam  si  essent,  non  e  scripta  aecerseretur  aequitas,  sed  in  ipsorum 
prudenHay  honüate^  justitia  et  dementia  sitiun  esset,  quid  cui  tribueretur,  quae 
banis  pra^mia,  quam  malis  poenam  irrogare  eonveniret,  ai  nunc  quoties  agun- 
iur  apud  Principes  controversiae ,  hi  staiim  accersuntur  SapienteSj  qui  diju- 
dicent,  occupantque  Principum  aulas  ipsi,  ejecta  nobilitate  soli; 
et  patrimonia  nostra  partiuniur  inter  nos ,  neque  habere  quicquam  nobis  licet, 
nisi  prius  cancedant  isti  ....  neque  uUum  est  hominum  genus,  quod  non  re- 
ligiöse oporteat  lureconsultorum  aracuJa  constdere;  adeuntur  ab  omnibus  magna 
cum  miseria  publica.  —  Vgl.  auch  Beinen  früheren  Brief  an  Crotus,  a.  1518, 
als  Vorrede  des  Nemo  (bei  Böcking  I.  p.  178  ff.);  p.  179  erzählt  er  schon 
dasselbe  von  den  Sachsen,  was  wir  eben  aus  den  Praedones  hervorgehoben 
haben:  Ac  iUos  mihi  intueatur  aliquis  apud  BaUhicum  mare  Saxones,  quam 
incunctanter  ac  nuUa  injuria  jus  dicunt,  non  consultis  quidem  iüis  quos  dixi 
leguUis,  verum  suo  iüo  ab  antiquis  more,  cum  nos  hie  viginii  annos  inter  triginta 
sex  doctares  pendeamus,  qui  quomodo  persuadebunt  mihi  doctrinae  opinionem, 
cum  tot  annos,  tot  perlectis  voluminibus  invenire  quid  juris  non  possint?  -^ 
Ueber  Maximilians  Vorliebe  für  die  Juristen  vgl.  auch  Harpprecht  Staats- 
archiv II.  S.  78  f.,  und  den  Brief  des  Jac.  Wimpheling  (bei  Biegger  Zasii 
epistolae  p.  33  seqq.),  welcher  den  Kaiser  gegen  den  Vorwurf  in  Schutz 
nimmt,  als  ob  es  in  seiner  Aula  an  gelehrten  Männern  fehle.  Dann  heisst  es 
weiter:  An  vero  Caesareae  Majestati  suis  in  Viennensi  et  Friburgiano  gym- 
nasiiSf  inque  Oeniponio  et  Ensisheymio  jureconsulti  defuere:  quamvis  impC' 
rator  in  consultando  nuüis  obnoxius  sit  legibus,  sed  eas  interpretandi  atque 
moderandi  summam  ac  plenam  habeat  auctoritatem. 

^4)  Dies  gilt  übrigens  wohl  nur  von  denen,  welche  auf  der  Universität  den 
Doctorgrad  erlangt  hatten.  Viele  hielten  sich  auf  einem  Studium  generale 
zu  ihrem  Vergnügen  auf  oder  hörten  ein  Paar  Vorlesungen ,  um  dann  in  ihre 
Heimath  zurückzukehren.  Nur  der  Doctorgrad  befähigte  zu  den  höheren 
Chargen;  wer  blos  Vorlesungen  gehört  hatte ,.  konnte  etwa  eine  Schreiber- 
stelle beanspruchen.  Im  Jidire  1526  schrieb  aus  Frankfurt  eine  Mutter 
an  ihre«  Sohn  (Johann  v.  Glaubarg) ,  welcher  zu  Wittenberg  studirte, 
er  möge   nach  Hanse    zurückkehren    (vgl.    v.  Fichard  Frankf.   Archiv  II. 
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offen  war;  sie  erhielten  jetzt  die  höchsten  Staats-  und  Hofämter. 
Gelehrte  Juristen  begleiteten  ihre  Landesherren  auf  die  Reichs- 
tage und  waren  die  Vertreter  der  Städte  auf  denselben  *) ;  auf 
den  Landtagen  in  den  Territorien  hatten  sie  die  gewichtigste 
Stimme  ^).  Ihr  Gutachten  wurde  gehört,  wo  es  sich  um  gemein- 
nützige Angelegenheiten  handelte  ') ,  ihre  Gewandtheit  zu  diplo- 


S.  125  ff.),  und  bemerkt  zur  Begründung  unter  anderm :  wan  du  lang  studyrst 
und  nit  ein  uszhund  von  eim  Doctor  bist^  so  ist  es  dir  nit  ein  heller  nute,  ob 
du  schon  dar  zu  kernst,  das  du  reigirn  solst  (Rathsherr  werden),  du  wolst  dan 
hy  eim  hern  ein  schryher  werden,  dat  nit  dim  stamm  gemes  ist. 

5)  Vgl.  z.  B.  die  Beschreibung  des  Reichstages  von  1495  bei  Senckcn- 
berg  Sammlung  ungedruckter  Urkunden  I.  S.  94,  wo  sich  ein  Verzeichniss 
der  anwesenden  Fürsten  und  ihres  Gefolges  findet;  fast  jeder  bedeutendere 
Fürst  hatte  mehrere  Doctoren  in  seiner  Begleitung.  —  Auch  sind  die  Unter- 
schriften der  späteren  Rcichsabschicde  eiue  für  die  juristische  Literärgeschichte 
noch  nicht  erschöpfte  Quelle. 

6)  In  der  Bestallung  des  bekannten  Humanisten  und  Juristen  Nicolaus 
Marschalk  (1470 — 1525,  über  sein  Leben  vgl.  besonders  Lisch  (beschichte 
der  Buchdruckerkunst  in  Meklenburg  1839.  S.  92  —  103,  und  Krabbe  L 
S.  273;  vgl.  auch  unten  §.  82.  N.  30)  als  fürstlich  Meklenburgischer  Rath 
(Krabbe  L  S.  279)  heisst  es,  er  solle  sich  jährlich  vier  Mal  uff  landt  u.' 
ander  tagen,  szo  wir  haldenn  werden,  uff  unnszer  Costunge  Batsweisze  zu 
unszernn  geschefften  gebrauchen  lasszen, 

7)  Ein  Gutachten  über  die  Baierischen  Landesfreiheiten,  wahrscheinlich 
aus  dem  Jahre  1481  in  deutscher  Sprache  mit  gelehrten  Citaten  bei  Krenner 
Baierische  Landtagsverhandlungen  XL  S.  396—416.  Vgl.  über  dasselbe  Frank- 
lin Beiträge  zur  Geschichte  der  Reception  des-  Rom.  Rechts  1863.  S.^29  f  — 
Der  Nürnberger  Rath  fragt  a.  1562  bei  seinen  Reshtsgelehrten  an,  ob  man  das 
gemeine  Frauenhaus  abochafien  solle  (Siebenkees  Materialien  zur  Nürnberg. 
Geschichte,  IV.  S.  593).  —  Besonders  intereösant  ist  ein  von  unbekannter  Hand 
ausgearbeitetes  Gutachten,  welches  sich  die  Hansestädte  im  Jahre  1419  geben 
Hessen  und  dem  Lübicchen  Recess  a.  1419  Oantate  beilegten ;  es  ist  ungedruckt 
und  befindet  sich  im  Stralsunder  Stadtarchiv  (ich  verdanke  eine  Abschrift 
desselben  Herrn  Dr.  jur.  Fabricius  zu  Stralsund).  In  dem  Receos  protestiren 
die  Hanseatischen  Abgesandten  gegen  die  Evocationes  ausser  Landes  twivelende 
efte  na  keyserrechte  unde  na  sasoescher  vrigheide  sulke  ladinge  unde  navol- 
ghende  mandate  de  keyser  moghe  gheve^i,*  alse  he  no  in  den  neghestetk.  ver 
jaren  vele  gegheven  hefft  .  ...  so  hebben  se  endrachtliken  vorramen  laten 
desse  nagescreven  arUclen  ute  deme  keyserrechte  unde  deme  '^sassenspeighele 
n.  s.  w.  Dies  Gutachten  sucht  aus^-ührlich  die  Ünrechtmässigkeit  solcher  Vor- 
ladungen darzuthun  und  führt  mit  Klarheit  und  Gelehrsamkeit  als  Gründe 
Stellen  aus  dem  Sachsenspiegel,  dem  bodex  und  den,  Novellen  mit  ihrer  Glosse, 
aus  Baldus  und  Oynus  an.  Diese  fremden  Quellen  begreift  der  Verfasser  un- 
ter dem  Namen  Kaiserrecht,  gemeines  Recht,  geschriebenes  Recht.    Er  findet 
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matischen  Sendungen  in  Anspruch  genommen  0).  Unter  den  wich- 
tigeren Aemtem,  welche  man  ihnen  übertrug,  hatten  sie  regel- 
mässig das  Kanzleramt  inne,  d.  h.  die  höchste  Verwaltungsstelle 
für  das  ganze  Territorium,  welche  in  vielen  Ländern  zugleich  auch 
das  Gerichtswesen  umfasste  ®). 

Abgesehen  von  der  gelehrten  Bildung,  welche  sie  empfahl, 
waren  die  Doctoren  den  Landesherren  auch  darum  sehr  genehm, 
weil  sie  -—  anders  als  der  die  Landesherren  beschränkende  und 
einengende  Adel  —  sehr  geneigt  waren,  die  Rechte  der  Landes- 
hoheit theoretisch  und  praktisch  zu  kräftigen  und  zu  fördern  '<>) ; 
durch  rabulistische  Küniste  und  mit  Hülfe  von  Gesetzesstellen 
und  absolutistischen  Doctrinen  vertraten  sie  nicht  blos  die  Rechte 
des  Landesberm  den  ünterthanen  gegenüber,  sondern  suchten 
auch  dieselben  gegen  alles  Recht  und  Herkommen  in  das  Unge- 
messenste auszudehnen  **). 

kein  Bedenken,  sich  auf  dasselbe  als  pra]^tisches  Recht  zu  berufen;  jedoch  be- 
nutzt er  es  nicht  gegen  die  bestehenden  deutschen  Bechtssätze^  sondern  sucht 
ihre  gegenseitige  Uebereinstimmung  nachzuweisen  und  ertheilt,  wo  sie  von 
einander  abweichen,  dem  sächsischen  Becht  entschieden  den  Vorzug.  —  Vgl. 
übrigens  auch  Bd.  I.  S.  629.  —  In  einzelnen  Fragen  des  Staatsrechts  wandte 
man  sich  auch  noch  im  16.  Jahrhundert  an  italienische  Juristen,  vgl.  Pütter 
I.  §.  46.  N.  a. 

8)  Es  bedarf  hier  keiner  einzelnen  Beispiele,  da  die  meisten  namhaften 
Juristen  von  verschiedenen  Landesherren  zu  den  wichtigsten  Gesandtschaften 
verwendet  wurden;  über  die  Greifs  walder  Professoren,  welche  für  ihre  Pom- 
merschen  Landesherren  Gesandtschaftsdienste  übernahmen,  vgl.  Kosegarten 
I.  S.  93.  119  flf. ;  ausserdem  vgl.  auch  unten  N.  21  flF. 

9)  Vgl.  L  S.  633.  —  Havemann  Geschichte  von  Braunschweig -Lüne- 
burg n.  S.  515 :  im  15.  und  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  gehörte  der  Kanzler 
gewöhnUch  der  Geistlichkeit  an,  später  musste  er  im  römischen  Becht  bewan- 
dert sein.  —  Wächter  Würtemb.  Privatr.  L  1.  S.  51:  an  der  Spitze  der 
Verwaltung  stehen  der  Landhofoieister,  der  erste  adlige  Bath,  und  der  Kanzler, 
der  erste  gelehrte  Bath,  welcher  regelmässig  aus  dem  Bürgerstande  genommen 
wurde.  — Maurer  Fronhöfe  IL  S.  223  f.  — Die  Bäthe  des  Herzogs  von  Sach- 
sen-Weimar waren  im  Jahre  1558  (Walch  L  S.  183):  „Bernharxl  v.  Mihla, 
Bitter  uf  Herbstleben,  Unser  Landhofineister,  Wolf  •  Mehlich  zu  Herbstleben, 
Christianus  Brück,  der  Bechte  Doctor,  Unser  Cantzler,  Mag.  Franc.  Burk- 
hard, Peter  Brem,  Stephan  Klodt,  beyde  Doctoren,  Lucas  Daniel,  Wolf  Lau- 
enstein, Unsere  Secretarii." 

10)  Wigand  Provinzialrechte  der  Fürstenthümer  Paderborn  und  Oorvey. 
IL  S.  270. 

11)  Die  Servilität  gegen  die  Höfe  tadelt  auch  Zasius  (Epist.  p.  62): 
Legälis  sapientia  doctor  es  non  facit,  ut  servitio  aulae  inscribantur ,  stigmaUs 
aüHcis  iwu/rcmtuTy  aut  sordibus  fororum  seu  consistoriorum  volutentur^  sed  ut 
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Aus  dieser  politischen  ßichtung  der  damaligen  Juristen 
noch  mehr,  als  aus  ihrer  Vorliebe  für  die  Sätze  des  römischen 
Rechts  ist  der  Widerwille  und  das  Misstrauen  des  Volks  und  der 
Adligen  gegen  die  Doctores  zu  erklären;  durch  besondere  Ver- 
träge^ suchte  man  sich  dagegen  zu  sichern,  dass  nicht  staats- 
'-^  rechtliche  Streitigkeiten  der  Entscheidung  gelehrter  Juristen  un- 
terworfen würden  **). 

Am  häufigsten  und  energischsten  waren  die  Proteste  gegen 
den  Einfluss  und  die  Anstellung  der  gelehrten  Juristen  in  Baiem ; 
der  Hauptgrund  war ,  dass  man  bei  ihnen  nur  auf  gelehrte  Bil- 
dung und  gelehrte  Würde  sah,  und  so  Männern  aus  der  Fremde, 
welche  der  Landesgebräuche  völlig  unkundig  waren,  das  Wohl 
des  Landes  anvertraute;  schyer  klagten  auch  die  Würtember- 
gischen  Stände  über  die  Doctoren  ^^).    Und  als  der  Bauernkrieg 


de  jwre  respondeant,  dubia  dirimanty  juris  praecepta  doceant^  respublicas  mo- 
derentwr,  Haec  ad  justum  doctorem  pertinent,  illa  vero  nostram  professionem 
oppugnant:  haec  populis  consulunt,  illa  subvertunt  Vgl.  auch  Note  13  die 
Mittheilung  über  Würtemberg  und  unten  §.  65.  N.  31. 

12)  Z.  B.  als  Kurfürst  Friedrich  I.  von  der  Pfalz  im  Jahre  1457  mit  der 
Stadt  Strassburg  den  Vertrag  aufrichtet,  dass  künftige  Streitigkeiten  zwischen 
ihnen  durch  Schiedsrichter  entschieden  werden  sollten,  verpflichtet  er  sich, 
„dass  er  dann  zween  Leyen,  die  nicM  Doctores  oder  Juristen  seynd,  dareu 
setzen  solle  und  woUe"^  (Wund  progr.  II.  p.  12).  —  Vgl.  auch  Kraut 
Grundriss  §.  26.  Nr.  30,  und  andere  derartige  Stipulationen  .bei  Dreyer 
Nebenstunden  S.  155  f.  N.  o  und  bei  Maurer  Gerichtsverfahren  S.  312.  N.  82. 

13)  In  Baiern  begegnen  wir  den  Klagen  über  die  fremden  Bäthe  schon 
seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts;  vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Franklin 
Beiträge  S.  13  fif.,  19.  Auf  dem  Münchener  Landtage  von  1458  (K  renn  et 
Baierische  Landtagshandlungen  I.  S.  281)  versprach  der  Herzog  mit  keinem 
Gast  unsern  Rath,  Pflegen  noch  Amter  zu  besetzen;  wurden  wir  aber  zweyer 
oder  dreyer  nothdürftig  zu  unsern  Bath,  die  mögen  Wir  bestellen  und  auf- 
nehmen, nach  unserer  Landherrn  und  Bäthe  Bath,  doch  dass  Land  und  Leute 
mit  ihnen  und  durch  sie  nicht  regiert  werden,  als  sie  dessen  von  unsern  Vor- 
dem und  Uns  gefreyt  sind;  ebenso  Münchener  Landtag  von  1463  (Krenner 
V.  S.  96).  Auf  dem  Landshuter  Landtage  von  1471  (Krenner  VII. 
S,  275)  begegnen  wir  der  Beschwerde,  es  würden  die  Aemter  im  Oberlande 
mit  Gästen  besetzt,  daraus  uns  viele  Neuung  entsteht,  das  wider  unsre 
Freyheit  ist.  —  Weitere  Verhandlungen  vgl.  unten  §.  64.  N.  39  fif.  —  Bei  den 
Berathungen  über  die  Erklärung  der  Landesfreiheiten  wurde  auch  dieser  Punkt 
wieder  berücksichtigt.  Die  Stände  proponirten  im  Jahre  1506  (Krenner 
XVL  S.  10):  die  Bäthe  sollen  den  mehrern  Theil  edle  Landleute  und  Layen 
seyn;  die  Amt  nämlich  die  Städte  und  treff entliche  Schlosse  sollen  mit  tapfern 
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aufgeflammt  war,  da  gehörte  die  Beseitigung  der  Doctoren  za 
den  dringendsten  Forderungen  der  Aufständischen«    In  der  so- 


Landleuten  besetzt  werden.  Desgleichen  sollen  die  Gerichte  mit  ehrbaren  Land- 
Uiäen,  die  angeböhrne  Siegeln  haben,  versehen  werden,  Bergleichen  die  Vize- 
domy  Hofmeister  und  Marschälle  tapfere  Landleute  seyn.  —  Der  Herzog  ant- 
wortet darauf  (XVI.  S.  20),  er  wolle  sich  mit  Besetzung  der  Aemter  „w^i^e- 
färlich,  gnädiglich  und  unverweislich  Landen  und  Leuten  zu  gut  halten;  und 
(üsOf  dass  Wir  den  mehrern  Theil  aus  unsern  geschickten  Landleuten  darzu 
ßr  die  Ausländer  gebrauchen  woUen.^  Die  Stände  finden  darin  keine  genO* 
gende  Erklärung  (XVI.  S.  32)  weder  ja,  noch  nein  und  machen  auf  die  Vor- 
züge der  Eingebomen  vor  den  Fremden  aufinerksam.  Im  Jahre  1507  (Kren- 
ner  XVI.  S.  122)  erklärt  der  Landesherr  genauer,  er  wolle  den  mehrem 
Theil  aus  unsern  geschickten  Landleuten  und  Lagen  für  Ausländer,  darzu 
gebrauchen,  und  mehr  Lagen  dann  Geistliche  oder  Doctores  in  unsern  Math 
setzen,  wie  sich  das  nach  Gestalt  der  Sachen,  so  fürfaUen,  gebikhren  wiUi 
vgl.  auch  S.  296  wo  nur  an  Stelle  von  „Geistliche  oder  Doctores"  gesetzt  ist 
„Gelehrte",  und  die  endlich  publicirte  Erklärung  der  LandesfreUieit  von  1508 
XVn.  S.  100  f.,  und  vom  Jahre  1516  bei  v.  Freyberg  Pragmat.  Geschichte 
der  bayerischen  Gesetzgebung  IV.  I.  S.  124.  "^ 

Im  Ganzen  ähnlich  lauteten  auch  die  Beschwerden  im  Würtembergi- 
Bchen;  im  Jahre  1514  verlangen  die  Städte  vom  Herzog  (Sattler  Geschichte  ^ 
des  Herzogthums  Würtemberg  unter  der  Eegienmg  der  Herzoge  I.  S.  160  f.), 
er  möge  ein  Einsehen  haben  mit  den  Dienstgeldern,  Burgsässen,  Beholzungen, 
Ken,  Stroh,  Behausungen,  Kleidern  und  Belohnung  der  Knechte,  welche  bei 
den  alten  Herren  von  Würtemberg  nie  erhört  worden j  sondern  erst  bei  den 
Boctoren  aufgekommen  seien.  Er  möge  die  Bäthe  ui^d  Oanzlei  mit  Leuten 
besetzen,  welche  in  diesem  Lande  geboren  seien.  Das  Hofgericht  möge, 
wenn  es  die  Landschaft  beträfe,  mit  ehrbaren,  redlichen  und  verständigen 
Personen  vom  Adel  und  den  Städten  besetzt  werden,  die  nicht  Doctores  seien, 
damit  den  alten  .Gebräuchen  und  Gewohnheiten  unabbrüchig  geurtheilt  und 
die  armen .  ünterthanen  nicht  also  irre  gemacht  werden.  Es  soll  auch  die 
Beschwerde  der  Gelehrten  bedacht  werden,  welche  merkUch  bei  allen  Ge- 
richten durch  das  ganze  Land  mit  ihren  Handlungen  einbrechen,  so  dass  jetzt 
Einer,  dem  Eechtens  noth  thue,  mit  10  Gulden  nicht  davon  komme,  der  viel- 
leicht vor  12  Jahren  mit  10  Schillingen  die  Sache  gar  gerichtet  hätte.  Da- 
mit würden  viele  Neuerungen  bei  den  Ünterthanen  aufgebracht,  dass  wenn 
kein  Einsehen  geschehe,  man  in  jeglichem  Dorf  mit  der  Zeit  einen  Doctor  oder 
zween  setzen  müsse,  welche  Recht  sprechen.  Weil  auch  in  Verträgen  und 
sonst  in  alten  Bräuchen  und  Gewohnheiten  bei  Städten  und  Dörfern  durch 
die  Doctores  viele  Zerrüttungen  geschehen,  wodurch  der  arme  ünterthan  fcu 
Schaden  komme,  so  sei  nöthig,  dass  eine  gemeipe  Ordnung  und  Landrecht 
gemacht  und  verkündet  werde,  damit  die  Städte  und  Dörfer  bei  ihren  Ge- 
richten, Geschäften  und  alten  Gewohnheiten  unverhindert  der  Doctoren  halb 
wie  es  von  Alter  gewesen  sei. 

4* 


Digitized  by  VjÖOQ  IC 


~     52     — 

genannten  Reformation  Friedrichs  IJI.,  welche  in  der  That 
erst  dem  Anfange  4es  sechzehnten  Jahrhunderts  angehört  ^^), 
heisst  es  Art.  5: 


14)  Vgl.  auch  unten  §.  65.  Nl  90.  üeber  die  sogenannte  Reformation 
Friedrichs  III.  vgl.  in  neuerer  Zeit  Homeyer  in  den  Monatsberichten  der 
Berliner  Akademie,  Juni  1856,  S.  292  —  304  und  die  sorgfältige  und  kritische 
Untersuchung  von  E.  W.  Fischer  über  die  sogenannte  Reformation  Fried- 
richs in.  vom  Jahre  1441  (Programm  des  Hamb.  Johanneums  1858.  4^  S. 
3 — 36),  wo  sich  S.  15  ff.  eine  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Ansichten 
über  dies  merkwürdige  Schriftstück  findet.  Dass  es  weder  ein  Reichsgesetz 
sei,  noch  überhaupt  in  die  Zeit  Friedrichs  III.  gehöre,  wird  jetzt  von  Nie- 
manden mehr  bezweifelt ;  aber  es  fehlt  an  sicheren  Muthmaassungen  über  seine 
Entstehung.    Wir  besitzen  dasselbe  in  drei  verschiedenen  Gestalten: 

a)  Zwei  alte  Drucke:  Teutscher  Nation  nodtur/ft  Die  Ordenung  und 
Beformation  aller  Stend  im  Bömischen  Reich.  Durch  Keyser  Fridrich  den 
driien  Gott  zu  Loh,  der  gantzen  Christenheit  zu  nutz  und  Seligkeit  fürge- 
nommen.  s.  1.  1523.  4.  u.  s.  a.  Zwickau.  4.  —  Gegen  die  Ansicht  Homeyer's, 
dass  der  Druck  erst  nach  1523  erfolgt  sei,  indem  die  in  der  Verzierung  des 
Titelblattes  enthaltene  Jahreszahl  1523  nicht  beweise,  dass  die  Schrift  schon 
in  diesem  Jahre  veröiBfentlicht  worden  sei,  vgl.  Fischer  S.  24.  32  ff. 

b)  Eine  nicht  aus  diesen  Drucken,  sondern  aus  anderen  Texten  genommene 
Ausgabe  in  Goldast  Reichssatzungen,  Hanau  1609,  p.  166 — 180;  diese  Form 
erscheint  als  älter,  wie  die  der  alten  Drucke.  Hier  wird  die  Schrift  gleich- 
falls als  Friedrichs  III.  Reformation  a.  1441  bezeichnet.  Während  man  ge- 
wöhnlich annimmt,  dass  Goldast  aus  einer  Handschrift  schöpfte,  möchte  ich 
glauben,;  dass  er  einen  alten,  uns  nicht  mehr  bekannten  Druck  benätzte. 
Marq.  Freher,  dem  er  sehr  viele  Stücke  seiner  Sammlungen  zu  verdanken  hat, 
schreibt  an  ihn  1607  (Virorum  doctorum  ad  M.  Goldastum  Epistolae  1688.  4. 
p.  166):  Mitto  Friderici  IL  (unzweifelhaft  ist  Friderioi  HI.  zu  lesen)  Me- 
formatifmem^  ut  quidem  edita  BasÜeae,  quem  Ubellum  exscripta  üla  integrum 
ad  me  redire  cupio,  und  weiter  (p.  205)  in  einem  anderen  Briefe :  Friderici  HL 
Beformationetn  an  nactus  es,  edita  si  apud  nos  hie  esset,  factle  describere 
posses  ex  libro  Frincipis ,""  sed  non  tanti  videtur,  Uebrigens  erkannte  Freher 
die  Bedeutung  dieser  Reformation  schon  ganz  richtig,  er  schreibt  in  dem- 
selben Jahre  an  Goldast  (p.  200):  Friedrici  HL  Beformationem  (quam  vo- 
cabamus)  verius  votum,  aut  etiam  somnium,  vidi  in  archivis.  Nil  est  authen- 
ticum,  neque  ab  Ordinibus  approbatum,  sed  sine  nomine,  die  et  consule,  medi- 
tatio  privata  et  multa  fere  injuria  continens  in  sacerdotes  et  Doctores,  quod  ii 
neque  merentur,  neque  tuto  possint  (/).  Quare  hoc  consilium  abiice:  me  auc'^ 
tore  et  in  caeteris  perge. 

c)  Ein  mit  dieser  Reformation  grossentheils  tibereinstimmender,  von  den 
aufrührerischen  Bauern  im  Jahre  1525  verfasster  Vorschlag  zur  Regeneration 
des  deutschen  Reichs  bei  Oechsle  Beiträge  zur  Geschichte  des  Bauernkrieges, 
Heilbronn  1830.   S.  283-    292.     Hier    fehlt  die  Beziehung  auf  Friedrich  III. 
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ÄUe  Doetares  der  Hechten,  sie  semät  GeystlicJi  oder   WeÜ- 

lieh soUen  ....  an  hzynem   Gericht  bei  Jcaynem  rechten, 

auch  in  Tcayns  Fürsten  oder  andern  Bäthen  mer  gelitten,  sunn 
der  gardz  abgethon  werden.  Sie  soUen  auch  fürbas  hin  vor 
Gericht  oder  Beckt  nit  weitter  reden,  schreiben  oder  roihgeben; 

und  in  der  Declaration  zu  diesem  Artikel: 

Den  Doctoren  ist  das  Recht  härter  als  den  Laien  verschlos- 
sen und  han  jr  keiner  ein  Schlüssel  darjsu  finden,  bis  beide 
Thail  a/rm  werden  oder  ga/r  verdorben  sindt  Aber  der  Ley 
behelt  doch  den  Schlüssel  isum  Hechten  bey  ime,  das  man  /sfu 
eindicher  Zeit  das  Becht  herfürbringen  mag»  Auss  disen 
Ursachen  Tcan  mann  die  Gelerten  in  keinem  Bechten  mer  lei- 
den. Darjüu  seindt  es  nur  besoldt  Knecht  und  nicht  erbdie- 
ner  des  Bechten  ....  Die  Doctoren  der  Bechte  sollen  aller 
weltlichen  Becht  müssig  ston,  darunib  dass  sie  Stieff- 
vätter  und  nit  die  rechten  erben  des  Bechten  seind.  Dann  sie 
nemen  jme  den  Grundt  der  Wa/rheit  und  bringen  durch  jren 
unordentlichen  Geitz  das  Becht  zu  aynem  sollichen  Unglauben, 
das  kein  frum  Man  sein  Vertrauen  darein  mer  setzen  mag. 
Das  hat  ewer  verkerte  Lere  inner  50  Jaren  zuwegen  bracht, 
wo  ist  es  vor  erhördt  worden?  u.  s.  w. 

Doch  alle  Proteste  und  Manifeste,  alle  Klagen  und  Beschwer- 
den der  Stände  konnten  dem  Einfluss  der  Juristen  nicht  steuern 
und  es  nicht  verhindern,  dass  die  Landesherren  sie  in  ihre  un- 
mittelbarste Nähe  zogen  und  ihnen  die  bedeutendsten  Aemter 
anvertrauten.  Die  Doctorwürde  ebnete  den  Weg  zu  den  höch- 
sten Ehren  und  Würden,  und  es  galt  allmählich  das  Studium 
der  geistlichen  oder  weltlichen  Rechte  als  unerlässlich  für  Jeden, 
welcher  als  Staatsmann  gelten  und  in  dem  praktischen  Leben  eine 


nnd  die  üebcf  schritt  hei  est:  Welcher  gestalt  ein  Ordnung  Reformation  Zu 
Nutz  tmd  fromen  u.  Wolfahrt  aller  Criaten  hruder  zubegreyffen  u.  uffeurich- 
ten  sey. 

Während  Homeyer  diese  Form  für  die  älteste  hält  und  glaubt,  dass  sie 
auf  dem  Bauerntage  zu  Heilbronn  im  Jahre  1525  beschlossen  sei,  nimmt 
Fischer  an,  dass  die  sogenannte  Reformation  älter  sei  uiM  sich  die  Bauern 
in  ihrem  Project  einfach  an  dieselbe  angelehnt  haben,  insbesondere  führt  er 
S.  28  ff.  aus,  dass  es  zu  Heilbronn  niemals  zu  einem  Oonvent  der  Bauern  ge- 
kommen sei.  —  Ich  citire  oben  nach  öoldast's  Ausgabe. 
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hervorragende  Stelle  einnehmen  wollte  ^^) ;  auch  Fürsten  und  Rit- 
ter bezogen  die  Universitäten  *«). 

Hatte  sich  bereits  im  vierzehnten  Jahrhundert  unter  Beru- 
fiing  auf  Stellen  des  Corpus  juris,  welche  durchaus  keinen  Be- 
weis dafür  geben  können,  in  Italien  die  Theorie  ausgebildet,  dass 
die  Doctoren  den  Adel  besässen,  und  war  dieselbe  seit  Karl  IV. 
auch  in  Deutschland  zu  praktischer  Anwendung  gelangt  >^),  so 
hegte  man  jetzt  gar  keinen  Zweifel  mehr  darüber,  dass  die  Ju- 
risten, ohne  Rücksicht  auf  ihren  Geburtsständ,  eine  ausgezeich- 
nete Classe  der  Gesellschaft  bildeten,  und  dass  die  Jurisprudenz 
eine  dem  Geburtsadel  durchaus  entsprechende  Beschäftigung 
sei;  oft  wurden  auch  Doctoren,  welche  dem  Kaiser  oder  landes- 
herrlichen Höfen  nahe  standen,  für  ihre  Verdienste  um  den  Staat 
durch  besondere  Diplome  in  den  Adelsstand  erhoben. 

Die  Gelehrten  waren  von  den  beengenden  Vorschriften  der 
Poliäleiordnungen  durch  besondere  Sätze  eximirt,  es  war  ihnen 
die  Entfaltung  eines  grösseren  Luxus  bei  FestKchkeiten  und  in 
ihrer  Tracht  gestattet  ^®) ;  überhaupt  erhielten  sie  in  den  Gesetz- 
gebungen eine  privilegirte  Stellung  ^®). 


15)  Vgl.  Bd.  I.  S.  632.  N.  70  den  sehr  interessanten  Brief  des  Agricola. 
—  Joh.  Pyrkheimer  schrieb  an  seinen  berühmteren  Sohn  Wiübald,  welcher 
sich  zu  Padua  mehr  mit  humanistischen  Studien,  als  mit  der  Jurisprudenz  be- 
schäftigte, die  griechische  Sprache  sei  freilich  eine  Zierde  der  Gelehrten, 
brächte  aber  keinen  unmittelbar  praktischen  Nutzen.  Dagegen  sei  das  Stu- 
dium der  Rechte  durchaus  erforderlich,  um  als  künftiger  Staatsmann  mit  gün- 
stigem Erfolge  auftreten  zu  können.    Vgl.  Erhard  III.  S.  6. 

16)  Vgl.  oben  S.  13.  N.  11.  —  Basler  Schreiben  von  1462  (bei  Vischer 
S.  317) :  Item  zu  offnunge  und  merunge  der  Schule  besunder  In  der  Facültet 
der  Bechten  ist  vor  allen  Dingen  nottürftig,  daz  man  alles  das  gedenk  ze 
iunde  damit  aUenthaXben  her  Fürsten  Grafen  Fryen  u.  Heri^  kinde  Thum- 
herrn  u.  ander  Lüte  von  eren  der  der  merteyl  zu  schule  ziehent  u.  sich  in 
die  Facultät  ze  leren  geben  herzekommen  gereitzet  u.  gezogen  werden  mögent, 

17)  Vgl.  Bd.  L  S.  633  f.  •—  Ueber  die  Lächerlichkeit  dieses  Gelehrten- 
adels belustigt  sich  Aeneas  Sylvius  Hist.  Frider.  p.  294.  • 

18)  So  in  vielen  Kleiderordnungen,  z,  B.  in  der  Hinden'schen  Kleiderord- 
nung von  1674  bei  Wigand  denkwürdige  Beiträge  für  Geschichte  u.  Rechts- 
alterthümer  S.  232  flf.  —  In  der  allerdings  nicht  publicirten  Baierischen  Polizei- 
Ordnung  von  1501  (Krenner  XIII.  S.  323)  werden  immer  unterschieden  die 
von  Adel,  die  nfcht  Ritter  oder  Doctores  sind,  und  solche,  die  es  sind,  letz- 
teren wird  eine  prächtigere  Tracht  gestattet. 

.  19)    Z.   B.  Wormser  Reformation  I.   tit.  9   nennt   unter   den   Personen, 
welche  zum  Zeugniss  nicht  vor  Gericht  vorgeladen,   sondern  vom  Richter  in 
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Zu  solchem  Ansehen  und  Einfluss  im  staatlichen  Leben  ka- 
men aber  nicht  blos  die  Doctores,  welche  ein  hohes  Amt  bei 
dem  Kaiser  oder  Landesherrn,  oder  in  einer  Stadt  bekleideten, 
sondern  ebenso  sehr  auch  die  Professoren.  Sie  lehrten  nicht 
blos  auf  ihren  Kathedern,  oder  sassen  zu  Gericht  am  Sitz  der 
Universität,  sondern  wurden  auch  vielfach  sonst  noch  in  staat- 
lichen Geschäften  verwendet  und  verbanden  in  ihrer  Person  die 
verschiedensten  Aemter,  so  dass  sie  oft  genöthigt  waren,  ihre 
Vorlesungen  auszusetzen,  um  anderen  Verbindlichkeiten  nachzu- 
kommen 20).  Und  wenn  auch  die  Universitäten  etwa  dagegen, pro te- 
stirten,  dass  ihre  Lehrkräfte  ihrer  eigentlichen  Thätigkeit*  entzo- 
gen würden,  so  mussten  sie  sich  doch  dem  Begehren  der  Landes- 
herren fügen  2*).     Sowohl  die  eigenen,  als  auch  fremde  Landes- 


ihrem  Hause  vernommen  werden,  auch  die  Doctores  (Fürsten,  Grafen,  J)octo- 
res,  Ritter,  Bischöfe,  Aebte,  Klosterfrauen  und  Kranke).  —  IV.  4.  tit.  9: 
Haussöhne  sollen  kein  Testament  machen  aussgenommen,  so  der  Son  Doctor 
oder  Bitter  were,  der  möcht  Testament  oder  geschefft  machen  von  den  Gü- 
tern, die  eyn  Doctor  mit  seyner  arheyt,  dwrch  sein  kunst  oder  ein  Bichter  in 
streiten  oder  Kriegshendeln  gewonnen  hett.  —  IV.  5.  tit.  1:  einer  dqchter  die 
einen  Doctor,  Edeln  oder  von  gutem  alten,  geschlecht  vermaJhelty  soU  mehr  zu 
Eesteuer  geben  werden,  dann  so  sie  einen  des  gemeinen  vokks  oder  Handt- 
wercker  neme.  —  VI.  2.  tit.  5 :  es  sollen  nicht  peinlich  befragt  werden  Erlüöhte 
Personen,  Doctores  der  Bechten,  der  Artzney^  die  o/fehbarlich  jr  Ämpt  iiben, 
in  Schulen  lesen  oder  ampt  tragen,  Bitter,  die  jre  Bitter  schafft  üben.  —  VI. 
2.  tit.  20:  die  Strafe  der  Fälschung  wird  bestimmt,  wenn  sich  einer  nennt 
oder  gerirt  fii/r  eynen  Doctor  oder  Bitter  und  doch  nit  Doctor  oder  Bitter 
wäre.  —  In  Würtemberg  erhielten  a.  1481  die  Doctores  jui-is  die  Exemtion 
von  Aemtern  bei  Gericht  oder  im  Rath  (Wächter  I.  1.  S.  43.  N.  3).  — 
Nach  der  Frankftirter  Reformation  von  1611.  I.  32.  §;  6  schwören  Personen 
eines  ansehnlichen  Ehrenstandes  als  von  Adel,  Bitter,  Doctores,  Licentiaten 
oder  Beamte,  wie  Schöffen,  Rathsverwandte,  den  Zeugeneid  nicht  vor  Gericht, 
sondern  vor  den  Verhörern. 

20)  Vgl.  S.  30.  N.  53  u.  54. 

21)  So  schreibt  a.  1498  Kurfürst  Philipp  von  der  Pfalz  an  seine  Univer- 
sität Heidelberg  (Wund  progr.  II.  p.  14.  N.  p):  Wir  haben  usz  merglichen 
Ursachen,  in  Sachen  daran  uns  veel  gelegen  unser n  Bäte  u.  lieben  getreiten 
Doctor  Wacker  vordert  ein  zyt  lang  uns  zu  dienen;  dwyl  Er  aber  syn  LeC' 
tur  halb  verbunden,  so  begeren  wir  mit  Ernst,  ihr  wollet  umb  unsere  Willen 
Ime  ein  haXb  Jahr  erleuben  in  unsern  Sachen  usz  zu  syn.  —  Ursprünglich 
gehörten  zum  Hofgericht  des  Pfalzgrafen  als  Beisitzer  alle  juristischen  Pro- 
fessoren der  Universität  zu  Heidelberg,  a.  1503  bestimmte  der  Pfalzgraf  Phi- 
lipp, dass  jedes  Mal  zwei  Professoren  zu  erscheinen  hätten,  und  zwar  einer 
des  weltlichen,   einer  des  geistlichen  Rechts  (Wund  II.  p.  16).  -—  Pfalzgraf 
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herren  und  Städte  wendeten  sich  mit  der  Bitte  an  die  Universitäten, 
ihnen  Doctores  für  einige  Zeit  zu  überlassen  ^^^^  go  2.  B.  bittet 
im  Jahre  1530  der  Rath  von  Hamburg  die  Universität  Rostock 
zu  erlauben,  dass  er  den  Professor  Lambertus  Takel  vorüber- 
gehend in  Geschäften  der  Stadt  verwenden  dürfe  ^s).  Oft  waren 
auch  einzelne  Professoren  zugleich  afs  Räthe  verschiedener  frem- 
der Landesherren-  angestellt,  von  denen  sie  besondere  Besoldungen 
dafür  erhielten,  dass  sie  Gesandtschaften  an  Höfe  und  zu  Reichs- 
tagen übernahmen,  ihre  politischen  Streitigkeiten  führten  u.  s.  w. 
Justus  Jonas  z.  B.  stand  als  Professor  zu  Wittenberg  im  Dienst 
der  Herzöge  zu  Preussen  und  Mecklenburg,  der  Grafen  zu  Mans- 
feld  und  später  auch  des  Herzogs  von  Gotha.  Vom  Herzog  von 
Mecklenburg  bezog  er  jährlich  150,  später  130  Thaler  Besoldung 
nebst  Hofkleidung  und  Reisegeld  **). 

So  sehen  wir  die  als  Gelehrte  oder  Praktiker  berühmten 
Män^jer  jener  Zeit  in  sehr  wechselnder  Laufbahn;  sie  verlassen 
nicht  blos  eine  Universität,  um  auf  der  anderen  zu  lehren,  son- 
dern sind  auch  viel  auf  Reisen  und  an  den  Höfen,  und  treten 
häufig  aus  dem  Dienst  des  einen  Landesherrn  in  den  eines  an- 
deren über.  Sehr  leicht  war  der  Uebergang  vom  Lehrer  zum 
Staatsmann  gemacht,  und  es  bot  sich  schnell  Gelegenheit,  neben 
der  Theorie  auch  die  Praxis  zu  treiben,  da  Fürsten  und  Städte 
bestrebt  waren,  tüchtige  Juristen  in  ihre  Dienste  zu  bekommen. 
So  wurde  z.  B.  der  schon  oft  genannte  Melchior  v.  Osse  (geb. 
1506)  25),  nachdem  er  eine  Zeit  lang  das  römische  Recht  zu 
Leipzig  gelehrt  hatte,  herzoglicher  Rath  bei  Georg  dem  Bärtigen; 
1542  trat  er  zunächst  auf  sechs  Jahre  in  Dienste  des  Kurfürsten 


Ludwig  y.  (1509—1544)  bestimmte  dann  (Wund  EI.  p.  8),  dass  die  Profes- 
soren zur  Zeit  ihrer  Vorlesungen  nicht  in  anderen  Geschäften  verwendet  wer- 
den sollen,  aussgen'ommen  die  ewen  dero  einer  in  digesto  veteri,  der  andere 
in  digesto  novo  lesen,  welche  zwen  zu  unserer  u.  unser s  Fürstenthumbs  Ge- 
scheffien  gebraucht  woUen  werden. 

22)  Die  Herzöge  von  Meklenburg  wenden  sich  nach  Eostock,  damit  die 
Universität  zwei  Doctores  nach  Bützow  schicke,  um  bei  der  Verhandlung  et- 
licher Sachen  zugegen  zu  sein.  Krabbe  S.  278.  —  Vgl.  übrigens  auch  §.  64. 
N.  63  u.  64. 

23)  Krabbe  S.  244.  N. 

24)  J.  Voigt  Herzog  Albrecht  von  Preussen  und  das  gelehrte  Wesen 
seiner  Zeit,  in  Raumer's  histor.  Taschenbuch  11.  1831.  S.  320  fif. 

25)  Vgl.  oben  S.  26.  N.  47. 
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Johann  Friedrich  von  Sachsen,  erhielt  aber  1545  als  Kanzler 
seinen  Abschied,  mit  der  Verpflichtung  dem  Kurförsten  noch  wei- 
ter von  Haus  aus  zu  dienen.  Er  wandte  sich  wieder  den  Stu- 
dien zu  und  zog,  nachdem  er  mehrere  Anträge  ausgeschlagen 
hatte,  nach  Meiningen,  von  wo  aus  er  als  Rath  dem  Grafen  Wil- 
helm von  Henneberg  diente  und  viele  Reisen  im  Auftrage  fürst- 
licher Personen  unternahm.  1549  nahm  er  eine  Verwaltungs- 
stelle bei  den  Grafen  von  Henneberg  an  und  erhielt  das  Schloss 
Schleusing  zur  Wohnung;  1550  wurde  er  auf  dem  Reichstage  zu 
Augsburg  zum  kaiserlichen  Rath  ernannt;  1553  Hofrichter  zu 
Leipzig;  er  war  noch  vielfach  thätig  auf  Reisen  und  als  Gesandter 
für  verschiedene  fürstliche  Personen  und  starb  in  frühem  Al- 
ter 1557. 

Wie  leicht  ein  talentvoller  junger  Jurist  zu  einer  Stellung 
gelangen  konnte,  sehen  wir  auch  aus  der  Autobiographie  Johann 
Fichard's  *ß).  Als  er  weiterer  Studien  wegen  Reisen  zu  unter- 
nehmen beabsichtigte,  erklärte  sich  im  Jahre  1531  der  Rath  von 
Frankfurt  a.  M.  bereit,  ihm  nicht  blos  20  Gulden,  um  welche  Fi- 
chard  gebeten  hatte,  sondern  40  Gulden  jährliches  Stipendium 
auszusetzen,  wenn  er  sich  eidlich  verpflichten  wollte,  nach  Voll- 
endung seiner  Studien  nach  Hause  zurückzukehren  und  hier  ein 
angemessenes  Amt  anzunehmen.  Fichard,  der  damals  nur  Doctor 
juris  war,  ging  auf  diese  Bedingungen  nicht  ein.  Als  er  dann 
aber  später  (1536)  wirklich  nach  Italien  ging,  um  dort  seinen 
Studien  obzuliegen,  wurden  ihm  während  der  Reise  und  des  ita- 
lienischen Aufenthalts  die  verschiedensten  Stellen  angetragen;  zu- 
nächst von  der  Stadt  Memmingen.  Dann  fragte  Gl.  Canciuncula 
bei  ihm  an,  ob  er  eine  Stelle  im  Consilium  aulicum  des  Kaisers 
annehmen,  Henricus  Falcomontanus ,  ob  er  des  Erzbischofs  von 
Trier  Consiliarius  werden  wolle,  quocum  secretissima  stm  traäard, 
der  ihm  loco  Cancetlarii  diene.  Nach  Deutschland  zurückgekehrt, 
wurde  ihm  eine  Professur  zu  Wien  angetragen;  doch  nahm  er 
seine  frühere  Stellung  in  Frankfurt  wieder  an  ^''). 


26)  Vgl.  oben  S.  41.  N.  80-82,  und  die  Biographie  S.  17. 

27)  Wie  in  vielen  anderen,  so  ist  auch  in  dieser  Eünsicht  der  Briefwechsel 
des  Franc.  Hotomannus  (vgl.  oben  S.  15.  N.  26)  sehr  interessant.  Es  wen- 
den sich  an  ihn,  während  er  in  Strassburg  und  Genf  docirte,  häufig  deutsche 
Fürsten,  besonders  der  Pfalzgraf  bei  Bhein,  die  Landgrafen  von  Hessen  und 
andere  hohe  Herren,  bald  um  sich  von  ihm  Bathschläge  zu  erbitten,  bald  um 
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Wo  irgend  ein  Jüngling  Lust  und  Liebe  zur  Jurispradenz 
verrieth,  da  thaten  Fürsten  und  Städte  das  ihrige,  um  ihn  unter 
der  Bedingung,  dass  er  später  ein  Amt  bei  ihnen  übernehmen 
wolle,  während  seiner  Studien  zu  unterstützen  und  ihm  die  Aus- 
bildung nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  durch  Reisen 
möglich  zu  machen  ^s). 

Insbesondere  aber  suchten  gerade  die  Städte  ausgezeichnete 
Juristen  für  sich  zu  gewinnen  und  waren,  weil  sie  meistens  über 
grössere  Mittel  verfügten  und  höhere  Besoldungen  zu  zahlen  ver- 
mochten, auch  im  Stande,  mit  den  Universitäten  zu  concurriren 
und  Männer,  welche  bisher  auf  den  Kathedern  docirt  hatten,  als 
Syndici  an  sich  zu  ziehen,  oder  doch  wenigstens  in  anderen 
Städten  docirende  Professoren  für  die  Dauer  als  ßechtsconsulen- 
ten  zu  gewinnen.  Am  besten  waren  natürlich  solche  Städte  daran, 
in  welchen  sich  eine  Universität  befand ;  sie  fanden  leicht  Jemand 
in  der  Mitte  derselben,  welcher  das  Syndicat  der  Stadt  übernahm 
und  in  Folge  desselben  die  Rechtshändel  der  Stadt  führte ,  Gut- 
achten ertheilte ,  Gesandtschaften  ausrichtete  u.  s.  w.  **).     Frei- 


ihn  zu  diplomatischen  Sendungen  zu  verwenden  und  ihm  dabei  über  die  wich- 
tigsten Angelegenheiten  der  Politik  interessante  Mittheilungen  zu  machen. 

28)  Auch  dafür  liefern  dip  Hotomann'schen  Briefe  manche  Belege,  z.  B. 
der  Brief  des  Pfalzgrafen  Johann  Casimir  an  Fr.  Hotomannus  a.  1584,  in 
welchem  er  ihm  den  Georgius  Fridericus  ab  Eyb,  ex  nobili  familia  oriundus, 
einen  Sohn  des  Marchionatus  Brandenburgensis  praefectus  empfiehlt.  Derselbe 
sei  von  ihm  bisher  unterstützt  worden,  und  solle  jetzt  Frankreich  und  Italien 
kennen  lernen,  peregrinarum  linguarum  cognitionem  atque,  quod  nobiles  maxi- 
me  decet  rerum  aliquem  usuin  acquirere ,  und  zunächst  in  Genf  ein  Jahr  bei 
Hotomannus  studiren. 

29)  Kosegarten  IL  N.  16.  a.  1456:  Vertrag  zwischen  der  Universität 
und  dem  Rath  von  Greifswald  art.  5 :  die  Juristenfacultät  soll  dem  Bath 
gherne  truwelyken  myt  rade  an  eren  sahen,  wen  se  dar  to  essehet  werden .... 
hehulplyk  unde  trostlyk  zyn.  Um  nicht  immer  alle  Doctoren  zusammen  vor- 
zubitten,  soll  der  Rath  Einen  unter  ihnen  zum  Stadtsyndicus  auswählen,'  wel- 
cher ihm  am  meisten  scheint  to  der  werlyken  acht  gheneghet;  er  soll  der 
Stadt  besonders  heswarßn  sein  und  erhält  von  ihr  jährliche  Geschenke, 
wie  ein  Rathmann;  wird  er  in  den  Rath  gewählt,  so  erhält  er  doppelte  Prä- 
stationen und  ist  fär  seine  Lebenszeit  schoss-  und  dienstfrei.  Wird  der  Syn- 
dicus  vom  Rath  aufgefordert,  so  soll  er  hören  ere  werff  und  die  Sache  vor  das 
CoUegium  doctorum  Juristarum  bringen.  Wenn  er  im  Dienst  der  Stadt  eine 
Reise  antritt,  so  schal  dat  de  rad  an  isjvner  vruntschop  maken.  Will  man 
appelliren,   so  soll  er  ene  apellacie  machen  und  sie  lassen  von  deme  Coüegio 
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barg  besass  seinen  Zashis,  die  Stadt  Rostock  ?o^  berief  den  be- 
rühmten Greifswalder  Professor  Oldendorp  zu  ihrem  Syndicus, 
welcher  dann  später  zu  Rostock  auch  Professor  an  der  Univer- 
sität wurde.  In  Frankfurt  bekleidete  Fichard  lange  Jahre  dies 
Amt.  Lüneburg  hatte  von  1537  — 1539  den  Doctor  Christopho- 
rus  HegendorflSnus  (1500 — 1540)  zu  ihrem  Syndicus,  welcher  1525 
zu  Leipzig  Professor  der  griechischen  Literatur  war  und  dann 
zu  Frankfurt  a.  d.  0.  die  Rechte  lehrte;  im  Jahfe  1539  bat  der 
Rath  von  Rostock  den  von  Lüneburg,  ihm  Hegendorffinus  auf  eine 
kurze  Zeit  zu  überlassen,  um  der  Universität  aufzuhelfen.  Schon 
nach  einem  halben  Jahre  kehrte  Hegendorffinus  nach  Rostock 
zurück,  wo  er  aber  bald  starb  *')•  —  Doch  dürfte  sich  wohl 
keine  Stadt  in  Deutschland  mehr  Mühe  gegeben  haben,  um  be- 
rühmte Männer  zu  ihrem  Beistande  zu  erhalten,  als  Nürnberg; 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  hatte  es 
jeder  Zeit  gelehrte  Juristen,  besonders  auch  Geistliche  in  seinem 
Solde  als  Stadtschreiber,  Syndici,  Consulenten,  welche  entweder 
in  der  Stadt  dauernd  ihren  Wohnsitz  nehmen  mussten,  oder  von 
auswärts  in  vorkommenden  Fällen  Gutachten  ertheilten  und  son- 
stige Dienste  leisteten  **)•    Im  sechzehnten  Jahrhundert  nahm  zu 


ä,octorum  in -jure  corrigeren  tmde  maken  zo  dat  se  reddelyk  m.  hestanüyk  zyn 
mothe;  unde  welkere  appeUacie  dat  Coüegtum  Juristarum  mytripeme  rade 
reddelyk  achtet  ^  der  schal  dat  Capittel  unde  de  Clerisia,  oft  se  dar  to  esschet 
werden^  ok  gheme  umme  ghuder  endracht  wülen  adhereren.  —  Vgl.  auch  IL 
Nr.  57.  a.  1461.  art.  14  und  Eichhorn  IH.  S.  337.  N.  g. 

30)  Krabbe  S.  376  f.;  vgL  auch  S.  11.  N.  5. 

31)  Krabbe  S.  421  ff. 

32)  Vgl.  K.  Hagen  Deutschlands  literarische  und  religiöse  Verhältnisse 
im  Eeformatipnszeitalter  I.  S.  94  ff.  , —  Siebenkees  Materialien  zur  Nüm- 
bergischen  Geschichte  U.  S.  660  f.  fuhrt  aus  einer  alten  (wie  alten?)  Hand- 
schrift Jureconsulti  Norinbergenses  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  an.  Für  die 
Geschichte  der  Nürnberger  Juristen  ist  ferner  zu  vergleichen  Will  Nürnb. 
Gelehrten -Lexikon.  4  Bde.  4.  1755  —  1758,  mit  4  Bdn.  Nachträgen.  Sieben- 
kees a.  a.  0.  führt  folgende  Personen  auf:  a.  1377,  1378  Magister  Johannes 
de  Hailbrunn,  1378  Meister  Cunrad  v.  Haugenau,  a.  1393  wird  Meister  Ger- 
selcher  zu  Wien  hieher  entboten;  in  demselben  Jahr  wird  Conrad  Gleichner 
Jurist  der  Stadt;  a.  1419  Meister  Wynandt  (es  ist  Weigand  y.  Steg,  einülmer 
Patricier,  nach  Will  IH.  S.  769  seit  1413  Oonsulent  für  Nürnberg,  gest.  1443), 
1425  wird  Meister  Conrad  Tauzofer  beschickt  um  herzukommen,  etwas  ßkths 
YOn  ihm  zu  nehmen;  in  demselben  Jahr  Meister  Ernst;  a.  1427  Cunrad  Kün- 
hofer  unser  Jurist;  a.   1439  D.  Gregor  Heimburg  unser  Jurist  (gest.   1472; 
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Nürnberg  das  Ansehen  des  römischen  Rechts  immer  mehr  zu  und 
rechnete  es  sich  der  Kath  der  Stadt  zur  Ehre,  bedeutende  Juri- 
sten, deren  wissenschaftlicher  Ruf  weit  verbreitet  war,  in  seine 
Dienste   zu   nehmen   und  gelehrte  Unternehmungen  zu  fordern, 


über  ihn  Will  H.  S.  62  flf.,  VI.  44  f.,  Merkel  Greg.  Heimburger  und  Laza- 
rus Spengler,  1856,  S.  6  flf.,  G.  Voigt  die  Wiederbelebung  dee  classischen 
Alterthums,  1859,  S.  383;  Brockhaus  Gr.  v.  Heimb.  1861);  a.  1439  Meister 
Mertein  Mayr  Licent.  hieher  gefordert  und  blieb  20  Tage,  bekam  60  Gulden 
(Will  n..S.  621  aus  Heidelberg,  kurfürstlich  mainzischer  und  herzoglich  baieri- 
scher  Kanzler ;  a.  1441 — 1471  Nürnberger  Consulent). —  Siebenkees  S.  661. 
N.  d  nennt  noch  die  Namen  anderer  Consulenten  des  15.  Jahrhunderts,  denen 
wir  noch  genauere  Nachrichten  und.' weitere  Namen  aus  Will  zufügen  (die- 
jenigen, welche  Siebenkees  nicht  nennt,  bezeichnen  wir  mit  einem  Stern): 
Gabriel  Schütze  (III.  599:  geb.  zu  Nürnberg,  1334—1402,  Consulent  1366), 
Joh.  Loohinger  (11.  477:  geb.  zu  Nürnberg,  Consulent  1372—1395),  *  Albert 
Fleisohmann  (IV.  404:  Magister  und  Doctor  Decretorum,  1397  Plebanus  zu 
Nürnberg,  zugleich  städtischer  Consulent),  *  Georg  Pfinzing  (III.  151  f.,  VII, 
141  f. :  geb.  zu  Nürnberg,  studirte  zu  Padua,  Dr.  jur.  utr.,  Consulent  äu  Nürn- 
berg, stirbt  1478),  Heinr.  Leubing  (11.  432:  Decr.  Dr.,  Plebanus  zu  St.  Sebald, 
seit  1444  Consulent),  Joh.  Zenner  (IV.  346:  Dr.  Decr.,  Consulent  1461— 1489), 
Joh.  Lochner  (II.  477:  Dr.  j.  utr.,  von  1467  ab  Plebanus  zu  St.  Sebald  und 
Consulent,  gest.  1484),  *Joh.  Pirkheimer  (III.  182  f.,  VH.  163  f.:  1465  Dr. 
j.  utr.  zu  Padua,  seit  1467  Consulent),  Siegfried  Plaghai  (HI.  203:  seit  1469 
Consulent,  stirbt  1476),  *Kilian  v.  Bibra  (IV.  375:  Canonious  zu  Würzburg, 
Consulent  von  1470—1478),  Andr.  Rummel  (III.  425:  Dr.  j.  utr.,  1474—1498 
Consulent),  Heinr.  Jerung  (VI.  170:  Magister,  Syndicus,  stirbt  vor  1476), 
Conr.  Schütze  (III.  599:  Dr.  j.  utr.,  1475—1506  Consulent),  Peter  Stahl  (III. 
762:  Consulent  von  1475-1506),  Joh.  Löflfelholz  von  1476  ab,  *Seyfrid  Plan- 
kenthal (IV.  455:  Dr.  Decret.  Nürnberger  Advooat,  gest.  1476),  Lorenz 
Schaller  (HI.  484:  Dr.  j.  utr.,  1478—1497  Consulent),  Joh.  Polcaus  (IH.  220: 
1450  geb.,  1478  Syndicus,  1516—1523  Consulent),  Johann  v.  Trebra  (IV.  46: 
1478  Consulent),  Johann  Letscher  (II.  431:  von  1479  ab  Consulent),  Johann 
Zingel  (IV.  350:  Dr.,  1483  Consulent,  1484  Genannter,  1498  verlässt  er  Nürn- 
berg), ♦Seb.  Herz  (VI.  72:  Dr.  j.  utr.,  stirbt  zu  Nürnberg  1493  oder  1503), 
Erasm.  Toppler  (IV.  39  f.,  VIH.  330:  geb.  zu  Nürnberg  1462,  Dr.  j.  utr., 
1495  Propst  zu  Sebaldus,  1496  Consulent,  stirbt  1512),  Lorenz  Tucher,  *Six- 
tus  Tucher  (IV.  75  f.:  geb.  1459,  studirte  in  Heidelberg,  Pavia,  Padua,  Dr.  j. 
zu  Bologna,  1487  Ordinarius  zu  Ingolstadt,  Consilia  für  Nürnberg,  1496  Probst 
daselbst  und  Consulent;  stirbt  1507),  Hieinrioh  Gärtner  (IV.  406:  Dr.  j.  Con- 
sulent 1497,  Genannter  1500,  stirbt  1508),  *Gabr.  Paumgärtner  (lEL  119, 
Vn.  106:  geb.  1449,  Dr.  j.  civ.,  1478  Prof.  zu  Ingolstadt,  1497  Consulent 
für  Nürnberg,  gest.  1507),  Hieron.  v.  Croaria  (IV.  382:  Dr.  j,  Prof.  zu  In- 
golstadt, 1498  —  1518  Consulent  für  Nürnberg),  Franz  Braun  (IV.  376:  1498 
Consulent),  Ulrich  Nadler  v.  Thurndorf  (HI.  3,  VII.  3:  seit  1500  Consulent). 
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wie  die  Pandektenausgabe  des  Haloander  ««).  Aus  der  sehr  grossen 
Zahl  gelehrter  Juristen,  welche  in  der  ersten  Hälfte  des  sechzehn- 
ten Jahrhunderts  der  Republik  dienten,  heben  wir  hier  üur  drei  be- 
kanntere Männer  hervor,  WilibaldPyrkheimer  **),  Christoph 
Scheurl,  den  Freund  Luther's,  welcher,  nachdem  er  bis  zum 
Jahre  1512  Professor  zu  Wittenberg  gewesen  war,  nach  seiner 
Vaterstadt  Nürnberg  als  Consulent  und  Beisitzer  am  Stadtgericht 
zurückkehrte 8*),  und  Johann  Apell  ^^).  Ja  selbst  ein  Mann,  wie 
Ulrich  Zasius*'),  strebte  eine  Zeit  lang  danach,  seine  akade- 
mische Stellung  zu  Freiburg  mit  einem  Amt  in  Nürnberg  zu  ver- 
tauschen ^) ;  als  ihm  dann  später  ein  Anerbieten  gemacht  wurde, 
nahm   er  es,,  wie  es  scheint,  nur  deshalb  nicht  an,  weil  er  sich 


33)  Vgl.  S.  36. 

34)  Will  ;ni.  S.  184 flf.,  Vn.  S.  164ff.,  Erhard  Wiederaufblühen  IH. 
S.  1  flf.,  K.  Hagen  a.  a.  O.  I.  S.  189  ff.  —  Geboren  1470,  geetorben  nicht 
1530,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird,  sondern  1531,  vgl.  Panzer  Willibald 
Pirkheimer's  Verdienste  u.  s.  w.  (vgl.  S.  36.  N.  71)  S.  5.  N.  1.  —  Er  hatte 
zu  Padua  und  Pavia  studirt,  kam  1496  in  den  Rath.  —  üeber  seine  Berech- 
tigung* als  ßathsmitglied  zu  advociren,  vgl.  ein  Schreiben  vom  Jahre  1511  im 
histor.  diplom.  Magazin  für  das  Vaterland  und  die  angrenzenden  Gegenden. 
I.  1781.  S.  113- 115. 

35)  Will  III.  514  ff.,  Vm.  69ff.:  1481  —  1542,  studirte  zu  Heidelberg 
und  in  Italien,  Dr.  jur.  a.  1505. 

36)  Vgl.  S.  43. 

37)  Er  arbeitete  häufig  im  Dienste  der  Stadt  Nürnberg  oder  einzelner 
Nürnberger  Clienten  Oonsilien  aus;  vgl.  Epistolae  p.  156,  457  seq.,  189  seq. 
a.  1526  — 1528.  —  p.  457  seq.  a.  1527  wundert  er  sich,  dass  man  ihn  von 
Nürnberg  aus  consultire,  ex  ea  urbe,  tibi  peritissimorum  mrorum  vel  exuhe- 
rans,  nedutn  hanorifica  est  copia, 

38)  Er  schreibt  a.  1522  (Epist.  p.  449)  an  Franc.  Frosch ,  er  oder  W. 
Pyrkheimer  möge  ihm  von  Freiburg  forthelfen,  wo  die  Stadt  und  Universität 
von  Parteiungen  gespalten  sei^n:  Urba  Nortmberga  ä>ives  opum^  ditumisque 
potens,  quomodo  non  hominem  doctum,  senem  et  qui  utiUtati  et  laudi  esse 
possety  paucos  annos  enuiri/ret?  Äut  enim  mihi  diu  vivendum  est^  et  diu  ex 
tne  utüitas  caperetur  aut  moriendum  brevi,  quod  opto,  et  aeternitati  dicare- 
tur  {!),  Zäsium  Norimbergae  mortuum.  Boctores  habetis  pro  numero,,  fateor 
id,  sed  juvenes  fortasse,  et  fortassis  etiam  et  refum  et  studiorum  imperitioreSf 
iUis  si  aädatur  senecf,  studiis  addictus,  cujus  negotium,  opus,  labor,  officium 
esset,  domi  consulere,  jüra  perputare  civilia,  in  statione  opem  ferre,  ut 
Seneca  dtcit,  quid  esset  urbe  iua  absolutius?  —  a.  1527  war  wieder  davon  die 
Rede;  W.  Pyrkheimer  schreibt  (Epist.  p.  505),  der  Senat  habe  ihm  ein  Oon- 
silium  des  Zasius  vorgelegt  und  ihn  um  sein  Urtheil  befragt.  Er  lobt  es  und 
sagt  dann:  abundant  domini  nostri  doctorum  copia^  quum  inierim  tarnen  ad' 
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zu   alt  fühlte  ^®).     Auch  Johannes   Sichardus  suchte  man   zu 
gewinnen,  freilich  vergeblich*^). 

So  hatten  die  gelehrten  Juristen  in  ganz  Deutschland,    in 
dem  einen  Theil  früher,  in  dem  anderen  später**),  den  tiefgrei- 


modum  defictant.  Utmam  vel  unum  haberent  Zäsium,  qui  jtro  multis  esset. 
Sed  jam  aetas  tua  requiem  exigit,  et  non  admodum  consuUum  videtur,  in  ex- 
tremis se  novis  implicare  negotiis,  iisque  molestis  et  arduis. 

39)  lEpp.  p.  186.  a.  1528:  Norimbergam  vocor  magnis  stipendiis,  ettam' 
senex;  ferre  defedus  omnes  meos  parati  sunt,  dum  venirem:  fluctus  incertus 
quid  capessam  consilii.  —  Ich  kann  nach  den  Stellen  der  vorigen  Note  die 
Vermuthung  Stin^zing's  S.  281  nicht  theilen,  dass  es  sich  nicht  sowohl  um 
seine  praktische  Thätigkeit,  als  um  gelehrte  Arbeiten,  mn  die  Betheiligung  an 
der  Haloandrischen  Ausgabe  handelte. 

40)  Panzirolus  II.  c.  272:  et  a  Norimbergenstbus  pro  advocato  et  a  Carolo  V. 
pro  assessore  accessitus.  —  üebrigens  muss  die  Bemerkung  Ulrichs  von  Hütten 
in  dem  Dialog  Praedones.  (1520;  Opp.  ed.  Böoking  IV.  p.  385):  Norimber- 
genses  qui  senatum  suum  claudunt  prudentibus  his  (den  Juristen)  arcentque 
a  publids  eos  consiliis,  tanquam  innocentes  esse  qui  nequeant,  auf  einem  Miss- 
verständniss  beruhen,  da  es  gelehrte  Rathsmitglieder  gab,  wie  z.  B.  W.  Pyrk- 
heimer.  Strauss  Ulrich  v.  Hütten  III.  S.  355  (zu  der  .Uebersetzung  des 
Dialogs)  glaubt,  das  Verbot  der  Nürnberger  beziehe  sich  nur  darauf-,  dass 
gelehrte  Rathsmitglieder  nicht  als  Advocaten  prakticiren  durften  (vgl.  N.  34 
das  Schreiben  vom  Jahre  1511).  —  Mir  scheint  auf  die  Frage  Licht  zu  wer- 
fen Christoph  Scheurl's  Epistel  an  Joh.  Staupitz  über  die  Verfassung  Nürn- 
bergs a.  1516  (bei  Wagenseil  de  civitate  Noribergensi  commentatio.  Altd. 
1697.  4.).  Derselbe  sagt  c.  25  (Wagens,  p.  200) :  Patres  in  Senatum  Doctores 
non  admittunt,  Quotiens  in  sententiis  discrepant,  aut  casus  Jurisprudentiam 
expostulat,  totiens  duos  ex  se  ordinanty  qui  ....  Consultant  Doctores  .... 
Herum  Jureperitorum  sunt  quinque.  Nam  duo  obiere.  Habet  insuper  Sena- 
tus  quatuor  alios  Advocatos  juratos,  qui  publico  stipendio,  quamquam  etiam 
non  absque  privato,  Civibus  consulunt,  quod  aliis  integrum  non  est,  qui  solum 
Senatum  respiciunt.  Bantur  etiam  stipendia  Doctoribus  Äugustensibus  et  In- 
golstadiensibus ,  ad  quos  Patres  in  rebus  arduis  confugiunt.  Praeterea  Hoc 
torum  officium,  in  causis  Reipublicae  patrodnari,  orare,  causas  appellationum 
domi  legere,  consulere,  sententiam  dictare.  Neque  enim  Patres  judicant,  nisi 
recitatis  actis  et  pellectis  sententiis  duorum  aut  trium  Jurisconsultorum,  quan- 
doque  piurium  ubi  discrepant  ....  Salaria  doctorum  quasi  200  aurei.  JEorum 
officium  laborare  totum  diem  et  quandoque  noctis  aliquam  partem,  nunquam 
habere  requiem.  —  Hiernach  ist  also  die  erlangte  Doctorwürde  kein  Hinder- 
niss,  um  Bathsmitglied  zu  werden,  vielmehr  sind  nurtdie  von  der  Stadt  als 
Consulenten  bezahlten  Juristen  bei  den  Berathungeli  des  Senats  nicht  gegen- 
wärtig, sondern  werden  ausserhalb  des  Sitzungssaales  befragt. 

41)  Ulrich  v.  Hütten  (oben  N.  3)  sagt,,  man  kenne  diese  Doctores  erst 
seit  der  Grossväter  Zeiten  und  die  Sachsen  am  Baltischen  Meere -hielten  sie 
noch  immer  von  sich  fem.  —  Im  Hannoverschen  erscheinen  Doctores  juris 
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fendsten  Einfluss  aaf  das  öffentliche  Leben  gewonnen.  Da  ist  es 
denn  leicht  begreiflich,  wie  das  römische  Recht  immer  weiter  ein- 
dringen musste.  Bömischgebildete  Juristen  sind  es,  welche  die 
Gesetzentwürfe  ausarbeiten  und  bei  ihrer  Berathung  die  vornehm- 
ste Stimme  haben;  sie  sind  es  aber  auch,  welche  allmählich  in 
den  höheren  Gerichten  die  Richterstellen  einnehmen,  welche  als 
Mitglieder  der  Facultäten  Rechtsstreitigkeiten  entscheiden  oder 
den  Ausgang  des  Processes  durch  ihre  Consilien  bestimmen. 
Schon  längst  hatten  aus  der  Geistlichkeit  viele  Personen  sich  der 
gelehrten  Jurisprudenz  gewidmet  und  in  den  geistUchen  Gerich- 
ten, in  welchen  der  durch  das  canonische  Recht  ausgebildete 
Process  herrschte,  als  Richter  und  Sachwalter  fungirt.  Seit  dem 
Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  gelangen  die  Doctoren  und 
Licentiaten  des  Rechts  nun  auch,  in  den  weltlichen  Gerichten 
zu  Sitz  und  Stimme.  Erst  jetzt  war  es  daher  möglich,  dass 
das  römische  Recht  in  den  Urtheilen  zur  Anwendung  kam,  und 
dass  die  alte  Idee,  dass  es  ein  gemeines,  ein  Kaiserrecht  sei, 
zu  einer  Wahrheit  wurde  *^). 


§.  63.    Die  Schdffenstfihle  ond  die  JoristenraeiilUUeD. 

1.  Auf  das  Verlassen  der  alten  deutschen  Rechtsgrundsätze 
und  die  Aufnahme  des  römischen  Rechts  hatte  es  den  grössten 
Einfluss,  dass  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  die  Thätig- 
keit  der  Oberhöfe  aufzuhören  begann  und  an  ihre  Stelle  die  neu 


erst  seit  1486  auf  den  Landtagen  und  zwar  zunächst  als  Vertreter  der  Städte, 
dann  erst  unter  den  förstlichen  Räthen.  Spittler  Geschichte  des  Fürsten- 
thums  Hannover  L  1786.  8.  129  ff.  lieber  Thüringen  vgl.  §.  63.  N.  7.  —  In- 
teressant ist  auch  die  Aeusseriing,  welche  a.  1530  in  Preussen  der  Beklagte 
in  einem  Lehns  -  Process  thut,  in  welchem  der  Herzog  Albrecht  von  Preussen 
Kläger  ist  (nach  einer  gütigen  Mittheilung  des  Dr.  v.  Martitz  aus  Königsberger 
Archiv-Acten) ,  man  möge  ihm  eine  neue  Frist  geben,  da  er  zwar  in  diesem 
Lande  sich  mit  Vleis  um  einen  Redner  beworben  ^  aber  keinen  gefunden  und 
deswegen  einen  aus  fremden  Landen  überkommen  mochte. 

42)  Ygl.  auch  liranklin  Beiträge  S.  26  f.  Nur  möchte  ich  nicht  ganz 
ebenso  bestimmt,  wie  Franklin  es  thut,  behaupten,  dass  Einsetzung  gelehr- 
ter Richter,  romanisirende  Gesetzgebung  und  romanisirende  Praxis  in  ganz 
dieselbe  Zeit  für  die  einzelnen  Länder  fallen.  Wie  sich  unten  ergeben  wird, 
finden  sich  in  manchen  Gesetzgebungen  romanisirende  Bestimmungen  bereits 
zu  einer  Zeit,  wo  die  alte  Gerichtsverfassung  noch  nicht  zerstört  war. 
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organisirten  Hofgerichte  und  die  Juristenfacultäten  der  Universi- 
^  täten  traten.  Es  gab  in  Deutschland  manche  Oberhöfe,  welche 
mit  rechtskundigen',  aber  nicht  rechtsgelehrten  Männern  besetzt 
waren  und  an  Gerichte,  welche  im  Wesentlichen  gleiches  Recht 
mit  ihnen  besassen,  theils  Belehrungen  über  streitige  Bechtssätze 
und  deren  Anwendung  ertheilten,  theils,  wenn  ein  Urtheil  geschol- 
ten war,  das  Erkenntniss  in  höherer  Instanz  sprachen.  Durch  dies 
Verhältniss  standen  die  Tochterstädte  oft  mit  Mutterstädten  ent- 
fernter Gegenden  in  lebhafter  Verbindung  und  erhielt  sich  zwi- 
schen ihnen  die  Gemeinschaft  des  Rechts  in  den  wichtigsten  Be- 
ziehungen. Den  hervorragendsten  Rang  nahmen  unter  den  Ober- 
höfen die  von  Magdeburg,  Lübeck  und  Frankfurt  ein.  Seit  dem 
sechzehnten  Jahrhundert  *)  begann  diese  Rechtsgemeinschaft  ge- 
löst zu  werden  und  machten  Rechtsgelehrte,  sei  es  als  ürtheiler 
in  höherer  Instanz  f  sei  es  durch  Rechtsbelehrunf  ihren  Einfluss 
zu  Gunsten  der  fremden  Rechte  geltend. 

Es  waren  zwei  Gründe,  welche  die  Oberhöfe  in  den  Schat- 
ten stellten,  der  eine,  dass  die  Landesherren  es  nicht- gern  sahen, 
wenn  man  sich  aus  ihren  Ländern,  des  Rechtsprechens  wegen, 
an  auswärtige  Gerichte  wandte,  der  andere,  dass  die  alten  Schöf- 
fenstühle, seitdem  das  römische  Recht  sich  in  vielen  Beziehungen 
befestigt  hatte,  ihrer  Aufgabe  nicht  mehr  gewachsen  waren. 

Schon  in  der  vorigen  Periode  hatten-  hie  und  da  die  Lan- 
desherren den  Rechtszug  an  auswärtige  Oberhöfe  untersagt. 
So  hatte  der  Landgraf  Hermann  von  Hessen  für  die  Stadt  Cassel 
a.  1384  verordnet  %  dass  wenn  die  Schöffen  unter  sich  nicht  einig 
sind  oder  ein  Urtheil  gescholten  ist,  man  die  Berufung  thun  soll 
0CU  um  und  ^cu  unsme  Bade  u/nd  nyrgen  andirs^  und  dasselbe 
wurde  dann  allgemein  in  der  Hessischen  Landgerichtsordnung 
von  1455  bestimmt  *).    Indessen  wurden  doch  thatsächlich  auch 


1)  Eichhorn  III.  S.  368.  N.  ee  sagt,  dass  die  ßechtsbelehrungen  seit 
dem  15.  'Jahrhundert  seltener  wurden  und  mit  dem  17.  völlig  verschwanden. 
Meiner  Meinung  nach  sind  die  Oberhöfe  im  15.  Jahrhundert  noch  in  vollster 
Thätigkeit,  wie  die  vielen  Magdeburger  und  Lübecker  Urtheile  beweisen, 
welche  uns  gerade  aus  diesem  Jahrhundert  erhalten  sind. 

2)  Kopp  Hessische  Gerichte  I.  S.  344. 

3)  Bei  Senckenberg  Oorp.  jur.  Germ.  I.  «2.  p.  141  seq.  —  Für  die 
Stadt  Hersfeld  wurde  a.  1558  bestimmt,  dass  sie  die  Acten  nirgendshin,  als 
an  eine  Universität  oder  an  Statthalter  und  Bäthe  zu  Cassel  versenden  solle. 
Roth  Kurhess.  Privat -Recht  L  S.  41. 
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noch  im  sechzehnten  Jahihundert  ausländische  Oberhöfe  von  ein- 
zelnen hessischen  Städten  befragt  *).  —  König  Casimir  von  Polen 
hob  im  Jahre  1365  die  Berufungen  aus  Polen  ins  Ausland,  be- 
sonders nach  Magdeburg  auf  —  als  Grund  fuhrt  er  die  Kosten 
der  Actenversendung  an  —  und  errichtete  zu  Krakau  ein  Ap- 
pellationsgericht *).  —  Nach  dem  Stadtrecht  von  Saarbrücken 
von  1321  sollen  die  Schöffen,  welche  ein  Urtheil  nicht  finden 
können,  sich  nicht  nach  auswärts,  sondern  nur  an  den  Grafen 
von  Saarbrücken,  oder  wenn  er  nicht  daheim  ist,  an  seinen  Stell- 
vertreter wenden  ^).  —  In  der  thüringischen  Landesordnung  von 
1446 ')  wird  gleichfalls  die  Berufung  an  auswärtige  Gerichte  ver- 
boten ;  man  solle  die  Sache  an  dem  Gericht  zu  Ende  führen ,  an 
welchem  man  sie  begonnen  wann  man  Doctores  und  gda/rten  Lüte 
in  den  Landen  doczu  m  gebruchm  wohl  gehabin  hm. 

Solche  Verbote,  durch  welche  die  Landesherren  ihre  Gewalt 
zu  kräftigen  und  ihr  Territorium  vor  Einflüssen  von  aussen  abzu- 
sperren suchten,  mehrten  sich  in  der  späteren  Zeit.  Da  sie 
darauf  bedacht  waren,  eine  gleichmässige  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege in  ihrem  Territorium  herzustellen  und  ihr  Gebiet  von 
jedem  fremden  Eingriff,  wo  möglich  auch  von  Kaiser  und  Reich, 
frei  zu  erhalten,  konnten  sie  es  nicht  gern  sehen,  wenn  auswär- 
tige Gerichte  das  Urtheil  fällten  oder  mit  Uebergehung  ihrer 
Ober-  oder  Hofgerichte  die  Appellation  an  ganz  fremde  Orte  er- 
ging, und  suchten  dem  Bedürfniss  nach  Gerichten  höherer  Instanz 
durch  Errichtung  oder  neue  Organisation  von  Hofgerichten  ge- 
recht zu  werden. 

Durch  diese  Neuerungen  wurde  besonders  hart  der  Schöffen- 
stuhl  von  Magdeburg  getroffen.  Schon  1432  gebot  Kurfürst 
Friedrich  der  Sanftmüthige  von  Sachsen,  dass  seine  ünterthanen 
sich  nicht  mehr  nach  Magdeburg,  sondern  nach  Leipzig  an  die 
Doctoren,  verständigen  und  ehrbaren  Bürger  wenden  sollten®). 
Zu  den  bereits  genannten  allgemeinen  Gründen  kam  in  späterer 
Zeit  für  Magdeburg  noch  besonders  hinzu,  dass  dort  die  prote- 
stantiscbe  Confession  herrschte.     Die  katholischen  Landesherren 


4)  Kopp  I.  S.  346,  Roth  I.  S.  37.  N.  11. 

5)  Vgl.  I.  S.  540.  N.  32. 

6)  Grimm  Weisthamer  IL  S.  1. 

7)  Bei  Jph.  Joach,  Müller  Reichs -Tags -Theater  ü.  p.  87. 

8)  Günther  Privilegium  de  non  appellando.   1788.   S.  20. 

Deutsche  Rechtsgeächichte  1.    2.  5 
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suchten  den  ihrem  Bekeuntniss  etwa  nachtheiligen  Einflüssen 
eines  von  ihnen  unabhängigen  protestantischen  Gerichtshofes 
durch  solche  Verbote  zu  begegnen.  Im  Jahre  1532  verbot  der 
Landvogt  der  Niederlausitz  dem  Landgericht  von  Guben,  in  Mag- 
deburg ürtheile  zu  holen,  weil  die  Magdeburger  Schöffen  einmal 
erkannt  hatten,  dass  Yigilien,  Seelenmessen  u.  dergl.  dem  Evan- 
gelium widersprächen  ®).  Für  Mähren,  Böhmen,  Schlesien  und 
die  Lausitz  untersagte  König  Ferdinand  den  Bechtszug  nach 
Magdeburg,  welches  mit  der  Acht  belegt  sei,  und  richtete  zu  Prag 
1548  ein  eigenes  Appellationsgericht  ein  >®).  In  Preussen  wurde 
im  Jahre  1540  dem  Magdeburgischen  Schöffenstuhle  das  sächsische 
Oberhofgericht  substituirt  *  *)• 

Andere  Oberhöfe  behielten  längere  Zeit  eine,  allerdings  be- 
schränkte Wii'ksamkeit.  Die  Thätigkeit  des  Oberhofs  von  Lü- 
beck hörte  mit  dem  siebenzehnten  Jahrhundert  fast  ganz  auf; 
von  Eostock  aus  wurde  1721  zum  letzten  Male  nach  Lübeck  ap- 
pellirt  **).  Für  Stralsund  wurde  noch  1615  das  Becht  nach  Lü- 
beck zu  appelliren  bestätigt  **'). 

W impfen  behielt  seine  Bedeutung  als  Oberhof  bis  in  den 
Anfang  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  >*).  —  Freiberg  in  Mäh- 
ren verpflichtete  sich  noch  im  Jahre  1617,  seine  ßechtsbelehrungen 
von  01m ütz  zu  holen  **).     In  Würtemberg    erhalten  sich  die 


9]  Sausze  Bechtsbücher  der  Stadt  Guben.  1858  (Gubener  Schnlprogramm) 
S.  7. 

10)  Biccius  zuverlässiger  Entwurf  von  den  Stadtgesetzen  S.  205  f.  und 
Franklin  Magdeburg.  Weisthümer,  S.  32  flf.  —  Die  Urkunde  des  Kaisers 
steht  auch  bei  de  Friedenberg  de  Silesiae  juribus.  1738.  Fol.  I.  6.  §.  2. 
p.  124.  —  lieber  die  Lausitz  vgl.  Biccius  S.  206  f.:  in  dem  Schreiben  an 
die  Städte  derselben,  a.  1547,  heisst  es,  dass  sie  fernerhin  nicht  nach  Magde- 
burg, Leipzig  oder  an  andere  Orte  hin,  sondern  nach  Prag  appelliren  sollen. 
—  Für  Breslau  besitzen  wir  Magdeburger  ürtheile  bis  1532.  —  Unzugäng- 
lich war  mir  die  von  v.  Kamptz  Provinzial-  u.  Statut.  Bechte  I.  S.  304  an- 
geführte Constitution  den  Process-  und  Schöflfenstuhl  zu  Magdeburg  betreffend. 
1584.  Fol. 

11)  Schweikart  in  Kamptz  Jahrbüchern.  XXXL  S.  228.  N.  4. 

12)  Michelsen  der  Oberhof  zu  Lübeck  S.  30flf.  — Einwirkungen  des  rö- 
mischen Bechts  finden  wir  in  den  Urtheilen  erst  seit  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts, Michelsen  S.  X,  XL 

13)  V.  Kamptz  Provinzialrechte  11.  S.  68. 

14)  Gengier  Stadtrechte  S.  542. 

15)  Bisch  off  österr.  Stadtrechte  S.  33. 
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Oberhöfe  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert  in  beschränkter  Thätig- 
keit  »«)  u.  8.  w.  »'). 

Die  Solmser  Gerichtsordnung  von  1571  ^^)  untersagt  den  bis- 
herigen Brauch  der  Untergerichte,  sich  von  den  Oberhöfen  Raths 
zu  erholen;  diese  wären  des  Rechts  häufig  ebenso  wenig,  oder 
noch  weniger  kundig,  als  die  Untergerichte,  und  hätten  oft  wieder 
die  Sachen  an  ihre  Oberhöfe  verschickt." 

Wir  haben  bereits  oben  *•)  über  die  Magdeburger  Schöflfen 
geäussert,  dass  sie  ihrer  Aufgabe  in  der  späteren  Zeit  nicht  mehr 
gewachsen  waren  und  ihre  Erkenntnisse  mehr  nach  einer  unbe- 
stimmten Rechtsüberzeugung,  als  aus  sicheren  klaren  Gründen 
heraus  spraclien.  Vergleichen  wir  ihre  Entscheidungen  in  ähn- 
Uchen  Fällen,  so  erkennen  wir  auch,  dass  sie  sich  nicht  conse- 
quent  blieben  und  oft  nur  einem  schwankenden  Gefühl  folgten; 
häufig  hatten  ihre  Erkenntnisse  weniger  die  Natur  eines  richter- 
Uchen  Urtheils,  als  eines  Vergleichs  oder  schiedsrichterlichen 
Spruchs.  Besonders  war  es  ihnen  auch  zum  Vorwurf  zu  machen, 
dass  sie  nur  immer  nach  Magdeburger  Recht  urtheilen  wollten 


16)  Wächter  Würtemb.  Privat -Becht  L  S.  296,  660;  zu  den  beiden 
bisherigen  Oberhöfen  Stuttgart  und  Tübingen  kommt  im  18.  Jahrhundert  noch 
Ludwigsburg  hinzu. 

17)  Die  Thätigkeit  des  Frankfurter  Oberhofs  dauerte  bis  zum  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts,  vgl.  Thomas  der  Oberhof  zu  Frankfurt  S.  118.  —  Ueber 
die  Thätigkeit  des  Iglauer  Oberhofe  im  16.  Jahrhundert  vgl.  Tomaschek 
über  zwei  ältere  ßechtsgutachten  der  Wiener  Universität.  1860.  S.  14  ff.  (in 
den  Sitzungsberichten  der  Wiener  Akademie.  1860.  März.  8.  68  ff.;;  in  der 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  genügen  seine  Erkenntnisse  nicht  mehr;  man  be- 
klagt sich  über  ihre  Dunkelheit  und  Verworrenheit  und  sieht  sich  genöthigt, 
an  den  König  zu  appelliren,  S.  16  (70).  —  Ueber  die  Bedeutung  der  Oberhöfe 
zu  Trier  und  Coblenz  für  die  Trierschen  Lande  vgl.  Marx  Geschichte  des 
Erzstifts  Trier  I.  2.  S.  56  ff.;  dieselben  hatten  auch  die  gesammte  Oriminal- 
gerichtsbarkoit,  indem  sie  den  Spruch  nach  den  Acten  fällten,  welche  ihnen 
das  untersuchende  Gericht  eingeschickt  hatte.  —  Paderborn,  welches  a.  1327 
den  Bechtszug  nach  Dortmund  erhalten  hatte,  wird  1558  angewiesen,  entweder 
an  seinen  Bischof  oder  das  Kammergericht  zu  appelliren,  Wigand  Denkwür- 
digkeiten des  Reichskammergerichts  S.  217.  —  Im  Landtagsabschied  von  1577 
bestimmt  der  Erzbischof  von  Oöln  (bei  Schlüter  Provinzialrecht  der  Provinz 
Westphalen  III.  S.  130),  dass  von  Dorsten  nicht  mehr  nach  Dortmund,  son- 
dern an  den  Erzbischof  selbst  appellirt  und  die  Acten  au  seine  Oanzlei  ge- 
schickt werden  sollen. 

18)  L  32.  §.  5. 

19)  L  S.  280  f.  »• 
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und  da,  wo  ihnen  von  der  anfragenden  Stadt  das  betreffende 
Particularrecht  mitgetheilt  wurde ,  auf  dieses  nicht  die  mindeste 
Rücksicht  nahmen  ^^). 

Diese  Mängel  traten  immer  deutlicher  heryor,  je  verwickelter 
die  Bechtsverhältnisse  sich  gestalteten,  das  römische  Recht  wei- 
teren Eingang  fand  und  die  Formen  des  Processes  weitschichti- 
ger wurden.  An  Stelle-  der  mündlichen  Verhandlungen  war  der 
Schriftenwechsel  getreten  und  das  Urtheil  verlangte  eine  sorg- 
fältige Erwägung  der  vorgebrachten  factischen  und  juristischen 
Ausfiihrungen.  Diese  Schwierigkeiten  konnte  das  einfache  Judi- 
cium des  uügelehrten  Schöffen  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  mit 
Glück  überwinden. 

So  erklärt  es  sich,  warum  diejenigen  Schöffenstühle,  in  wel- 
chen schon  früh  die  Doctores  die  Bänke  einnahmen,  sich  sehr 
viel  länger  in  Ansehen  und  praktischer  Thätigkeit  erhielten,  als 
diejenigen,  in  welchen  die  alte  Schöffenverfassung  bestehen  blieb. 
Jene  behielten  nicht  blos  den  hergebrachten  Umfang  ihrer  Ju- 
risdiction, sondern  traten  auch  an  die  Stelle  von  anderen  Schöf- 
fenstühlen, indem  nach  Aufhebung  des  alten  Zugrechts  Städte, 
welche  bisher  ihr  Recht  nicht  von  ihnen  geholt  hatten,  sich 
an  sie,  ebenso  wie  an  Juristenfacultäten  wendeten^').  Wir  heben 
in  dieser  Hinsicht  besonders  die  Schöffenstühle  von  Leipzig,  Halle 
und  Brandenburg  hervor. 


20)  Vgl.  Stobbe  in  Bek'ker's  Muther's  und  Stobbe's  Jahrbuch 
VI.  S.  60. 

21)  Hänel  in  der  Zeitschrift  für  Bechtßgeschichte  I.  2.  S.  332  flf.  —  Auch 
wurde  die  Geltung  des  sächsischen  Rechts  für  Magdeburg,  welches  ihm  seine 
weitreichende  Oompetenz  verdankte,  eingeschränkt.  Es  wurde  im  Erzstift 
Magdeburg  1652  die  Subsidiarität  des  gemeinen  Rechts  ausgesprochen;  nach 
sächsischem  Recht  solle  geurtheilt  werden,  so  weit  dasselbe  im  Erzstift  ange- 
nommen und  gehalten  (Diez  Archiv  Magdeburgischer  Rechte  I.  1781.  S.  28  f.). 
Nach  der  Polizeiordnung  Friedrich  Wilhelms  von  Brandenburg  für  das  Herzog- 
thum  Magdeburg  von  1688  (Corpus  Oonstitutionum  Magdeburgioarum  novissa- 
rum.  Thl.  III.  Vorrede)  sollen  die  Sachsenrechte  im  Herzogthum,  sowohl  beim 
Schöflfenstuhl ,  als  bei  den  anderen  Gerichten  nicht  weiter,  als  sofern  sie  den 
publicirten  Kirchen-  Process-  Policey-  und  anderen  Ordnungen  conform  sind, 
im  Uebrigen  aber  die  gemeinen  kaiserlichen  beschriebenen  Rechte  observirt 
werden.  —  Durch  diese  Bestimmung  verlor  der  Schöflfenstuhl,  welcher  imimer 
als  Depositar  des  sächsischen  Rechts  gegolten  hatte,  gänzlich  seine  Bedeutung 
nach  aussen  hin.  '• 
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•  2.  Der  Schöffenstuhl  zu  Leipzig  «*),  dessen  Ursprung 
wir  nicht  verfolgen  können,  genoss  eines  sehr  bedeutenden  An- 
sehens ;  schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  hatten  hier  die  Docto- 
res  Eingang  gefunden  2«).  Die  Schöffen  zogen  in  besonders 
schwierigen  Fällen  den  Ordinarius  der  Juristenfacultät  zu  Hilfe, 
welcher  sein  ürtheil  in  ein  besonderes  Buch  eintrug  und  für  seine 
Thätigkeit  eine  Besoldung  bezog  ^*).  Auch  auswärts  sah  man  es 
als  einen  besonderen  Vorzug  Leipzigs  vor  Magdeburg  an,  dass 
der  Schöffenstuhl  mit  Rechtsgelehrten  besetzt  war^*).  Derselbe 
ertheilte  nicht  blos  Rechtsbelehrungen  an  kursächsische  Unter- 
thanen,  oder  sprach  das  Urtheil  in  Untergerichtssachen,  sondern 
hatte  zugleich  eine  sehr  bedeutende  Praxis  auswärts  hin.  In 
der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  war  der  Schöffenstuhl 
mit  sechs  Mitgliedern  besetzt,  nämlich  mit  den  drei  Bürgermeistern 
der  Stadt  (Laien,  im  Gegensatz  der  Doctoren)  2«)  und  mit  drei 
Doctoren,  welche  meistens  zugleich  Mitglieder  der  Juristenfacultät 
waren.  Doch  waren  nicht  immer  alle  Doctorstellen  besetzt  und 
Melchior  von  Osse  führt  Klage  darüber,  dass  bisweilen  das  Ur- 


22)  D.  Peifer  Memorabilia  Lipsiensia.  1725.  8.  p.  153  seqq.  —  Ohrist. 
Em.  Weisse  illustris  Scabinatus  Lipsiensis  Origines.  1817,  auch  in  seinen 
Opuscula  academ.  I.  1829.  p.  127  — 146:  er  führt  gegen  die  früher  herkönun- 
liche  Ansicht,  dass  der  Schöflfenstuhl  im  Jahre  1420  errichtet  sei,  den  Beweis 
eines  sehr  viel  höheren  Alters. 

23)  Es  kann  dies  geschlossen  werden  aus  der  N.  8  angefahrten  Vor- 
schrift des  Jahres  1432,  sich  nach  Leipzig  an  die  Doctoren,  verständigen  und 
ehrbaren  Bürger  zu  wenden.  Doch  ist  diese  Bestimmung  auch  möglichei^eise 
so  aufeufassen,  dass  man  sich  entweder  an  die  Doctores,  d.  h.  die  Facultät, 
oder  an  die  Bürger,  d.  h.  den  Schöfifenstuhl  wenden  soUe. 

24)  Dies  bezeichnet  Osse  S.  387  f.  als  früher  gebräuchlich:  Mich  ge- 
denckt  auch.  * 

25)  So  erhielt  die  Stadt  Crossen,  welche  bisher  aus  Magdeburg  ihr  Recht 
geholt  hatte,  vom  Markgrafen  Johann  a.  1551  das  Privileg  (Mylius  Oorp. 
Constit.  Marchic.  VI.  Nr.  30.  p.  91),  fernerhin  Leipzig  als  ihren  Oberhof  be- 
trachten zu  dürfen,  da  der  Schöffenstuhl  daselbst  mit  mehren  Bechtsgelehrien 
versehen  sei.  Ueber  diö^Bedeutung  des  Leipziger  Schöffenstuhls  für  die  Mark 
vgl.  N.  40. 

26)  Bin  Verzeichniss  der  Doctoren,  welche  von  1549  — 1572  Mitglieder 
des  ßaths  zu  Leipzig  waren,  vgl.  bei  Thomasius  Ein  kleiner  Versuch  von 
Annalibus  von  Anno  1409  bis  1629.  Eine  etwas  genauere  Einsicht  in  die  Hi- 
storie . . .  der  Universitäten  in  Deutschland,  sonderlich  der  Universität  Leipzig 
und  Wittenberg  u.  s.  w.,  1777.  4.  S.  86  f.  (als  Beigabe  zu  seiner  Ausgabe  von 
Osse's  Testament). 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—     70     — 

theil  von  den  laiischen  Mitgliedern  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Schreiber  abgefasst  würde  2'). 

Die  Streitigkeiten  in  den  siebenziger  Jahren  des  sechzehnten 
Jahrhunderts,  welche  Bürgermeister  Rauscher  erregt  hatte,  um 
den  Einfluss  der  Doctoren  beim  Stadtregiment  und  im  Schöffen- 
stuhl zu  bekämpfen,  bei  welchen  ihm  besonders  die  Doctoren 
Cracau,  Thoming,  Badehorn  und  Hartmann  Pistoris  gegenüber- 
standen^®), wurden  beendigt  durch  die  neu  organisirende  Fun- 
dation des  Schöffenstuhls  durch  Kurfürst  August  im  Jahre  1574^^). 
Nach  ihr  besteht  der  Schöffenstuhl  aus  hieben  Mitgliedern,  näm- 
lich den  drei  Bürgermeistern  und  vier  Schöffen,  von  welchen  min- 
destens drei  dem  Doctorenstande  angehören  sollen.  Sie  urtheilen 
nach  den  Landesgesetzen  und  nach  gemeinen  kaiserlichen  und  lan- 
desüblichen Sächsischen  Rechten ,  so  viel  derer  in  unsem  Landen 
dwrch  lestätigten  bewährten  Gebrauch  eingeführt  und  nicht  repra- 
birt  sein. 

Da  die  Bürgermeister  später  regelmässig  auch  Doctoren 
waren,  so  bestand  der  Schöffenstuhl  fast  ganz  und  gar  aus  Ge- 
lehrten und  nur  der  siebente  Beisitzer  konnte  ein  Kaufmann 
sein ;  mit  Rücksicht  auf  diese  Möglichkeit  nannte  man  ihn,  selbst 
wenn  er  ein  Doctor  war,  den  Laien  «<*). 

Die  Competenz  des  Schöffenstuhls  wurde  dadurch  sehr  er- 
weitert, dass  Kurfürst  August  in  der  gedachten  Fundationsur- 
kunde  a.  1574,  um  die  Rechtsgleichheit  zu  befördern,  nach  wel- 
cher er  auch  in  seinen  Constitutionen  gestrebt  hatte,  zugleich 
bestimmte,  es  solle  der  Schöffenstubl  allein  das  Recht  haben,  in 
peinlichen  Sachen  zu  erkennen,  damit  in  den  sächsischen  Landen 
in  peinlichen  Sachen  nicht  widerwärtige  Urtheile  gefällt  würden  »>). 


27)  lieber  den  Schöflfenstuhl  in  jener  Zeit  (1555)  vgl.  Osse  S,  441,  489; 
es  seien  jetzt  nur  2  gelehrte  Beisitzer  im  Stuhl ,  und  diese  seien  mit  noch  so 
viel  anderen  Aemtem  belastet,  dass  sie  oft  abwesend  wären  und  so  die  Thä- 
tigkeit  des  Gerichts  vielfache  Verzögerung  erlitte. 

28)  Vgl.  das  Genauere  bei  Gretschel  Beiträge  zur  Geschichte  Leipzigs 
1835.  S.  63  ff. 

29)  Abgedruckt  bei  Gretsohel  S.  73—81. 

30)  Thomasius  zu  Osse  S.  493. 

31)  Im  Jahre  1579  erfolgte  ein  entsprechendes  Rescript,  dass  die  Aemter 
die  Criminalsachen  au  den  Schöfifenstuhl  versenden  sollten,  damit  gleichförmige 
Urtheile  erzielt  würden,  Biener  Neues  Arohiv  des  Oriminal- Rechts  X.  S.  620. 
N.  15;  im  Jahre  1609   erging  ein  neuer  Befehl,   dass  in  Criminalsachen   die 
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Von  den  Sprüchen  des  Leipziger  Schöffenstuhls  ist  eine  grös- 
sere Anzahl  gedruckt'*). 


Acten  nicht  nach  Wittenberg,  sondern  nnr  nach  Leipzig  zn  yersohioken  seien; 
sodann  1622  nnd  1638  mehrere  Bescripte,  dass  nnr  der  Schöffenstuhl  und  nicht 
die  Juristenfacultät  competent  sei  (Cod.  August.  I.  p.  1053,  1067,  1132  ff.).  — 
Vgl.  anch  Thomas  ins  zu  Osse  S.  211. 

Aehnliche  Anordnungen  finden  sich  auch  in  anderen  Ländern;  Tgl.  N.  17 
über  Trier.  —  Die  Stadt  Cassel  hatte  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  über  alle 
Verbrechen  im  niederen  Fürstenthum  Hessen  erhalten;  sie  beschwerte  sich  dar- 
über a.  1544  in  einem  Schreiben  an  den  Landgrafen  (bei  Kopp  hessische 
Gerichte  I.  Beilage  Nr.  87.  S.  162  ff.),  da  es  an  Schöffen  fehle,  welche  geeig- 
net seien,  in  so  wichtigen  Dingen  zu  entscheiden,  und  bat,  es  möge  ihre  Ge- 
richtsbarkeit nur  dann  eintreten ,  wenn  die  anderen  Gerichte  in  Betreff  der 
Entscheidung  zweifelhaft  seien.  Doch  wurde  die  Anordnung  nicht  aufgehoben 
(vgl.  das  Antwortschreiben  des  Landgrafen  a.  1544  bei  Kopp  I.  Nr.  88. 
S.  164).  —  Ueber  die  Mark  Brandenburg  Tgl.  Note  40,  über  das  Zellesche  Note 
54,  und  allgemein  Note  57. 

32)  Eine  Anzahl  Leipziger  Schöffenurtheile  früherer  Zeit  ist  jetzt  gedruckt 
bei  Wasserschieben  Sammlung  deutscher  Rechtsquellen  L  1860.  —  Ur- 
theile  für  Naumburg  a.  1583  und  1588,  zur  Erläuterung  des  Inhalts  der  Naum- 
burger Statuten  Ton  1561  bei  Wale h  Beitrage  VI.  S.  324,  334  ff.,  342,  346, 
354  f.  —  Für  Freiberg  ein  ürtheil  bei  Walch  III.  S.  157;  eine  grosse  Zahl 
Ton  Urtheilen  des  Leipziger  Schöffcnstuhls  und  des  Wittenberger  Hofgerichts 
für  Freiberg,  bis  zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts  enthält  eine  Göttinger  (Ton 
mir  Tollständig  excerpirte)  Handschrift  (Jus  statutar.  Germ.  314  fol.).  —  Leip- 
ziger Urtheile  aus  dem  16.  und  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  in  Andreae 
Schefferi  Lipsiensis  quaestiones  juris  practicabiles ,  partim  priTato  studio, 
partim  ex  signaturis  et  tumultuariis  Teluti  coUeotaneis  Olarissimi  parentis  Dn. 
Andreae  Schefferi,  quondam  Soabinatus  eleotoralis  Lipsiensis  Senioris  et  fa- 
cultatis  juridicae  ibidem  Assessoris  p.  m.  hinc  inde  selectis  etc.  2  Theile. 
1611  und  1612.  4.  —  Sodann  stehen  Leipziger  Urtheile  in  ZobeTs  Ausgaben 
des  Sachsenspiegels:  Rema  folgen  etliche  der  Schöpffen  zu  Leipzig  Urteü,  zu 
bewerung  der  obgeschrieben  sacJten  zu  Unterweisung,  sich  in  Bechten  und  Ur- 
teln  darnach  zu  richten.  Dieselben  sind  zum  Theil  keine  wirklichen  Rechts- 
sprüche, sondern  längere  Ausführungen  über  das  objectiTe  Recht.  —  Grössten- 
theils  Leipziger  Ursprungs  (Tgl.  Beseler  ErbTcrträge  I.  S.  133.  N.  6)  sind 
wohl  auch  die  hinter  dem  Weichbild  in  den  Zobel* sehen  Ausgaben  stehenden 
Urtheile:  Folgen  etliche  Urteil  unnd  Rechtssprüche,  in  den  hochberumpten 
Schoppen  und  GerichtsstühUn  der  orte,  do  man  sich  SäcJ^ssischs  rechtes  unnd 
ubunge  gebraucht,  vorsprochen  unnd  in  gute  Ordnung  gebracht  Auch  in  ihnen 
wechseln  wirkliche  Urtheile  und  längere  Abhandlungen  mit  einander  ab.  Sie 
sind  zum  Zweck  der  späteren  Benützung,  wie  die  Vorrede  sagt,  um  zu  er- 
kennen, wie  nach  Sachsenrecht  zu  sprechen  und  in  dessen  Ermangelung  die 
gemeinen  Rechte  anzuwenden  sind,  in  ein  gewisses  System  gebracht;  Lehn- 
gut und  Leibgeding,  Ton  kaufen  und  Terkaufen,  Ton  gaben,  Ton  Sippschaft  und 
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In  dem  Schöffenstuhl  zu  Halle  s«),  dessen  älterer  Name 
war:  Gericht  der  Schöffen  auf  dem  Berge  vor  dem  Roland,  be- 
gannen seit  dem  Jahre  1497  auch  Gelehrte  Sitz  und  Stimme  zu 
erhalten;  seit  1587  ist  es  eine  Ausnahme,  wenn  auch  einmal  ein 
Nicht- Graduirter  als  Mitglied  erscheint**).  Die  Ordnung  des 
Schöffenstuhls  von  1541  **),  welche  im  Wesentlichen  nur  von  der 
Verfassung  desselben  und  den  Gebühren  handelt,  bestimmt,  dass 
zu  Beisitzern  erwählt  werden  sollen  christliche,  ehrliche  und  red- 
liche Leuthe,  die  da  studiret  und  rechtverstendige,  auch  sonsten  fried- 
liebende sein,  wonach  wir  vielleicht  annehmen  dürfen,  dass  auch 
die  in  dem  Verzeichniss  der  Schöffen  seit  dieser  Zeit  aufgeführ- 
ten Nicht-Graduirten  doch  auf  einer  Universität  studirt  hatten  ^^). 
Die  Verordnung  für  den  Schöffenstuhl  von  1584  3"^)  verlangt  auch 
noch  nicht  den  Doctorgrad  für  alle  Beisitzer,  aber  schreibt  doch 
(§.  4)  vor,  dass  die  Doctoren  oder  LicenHaten  die  Urtheü  wechsels- 
weise c&ncipiren  sollen,  so  dass  ihnen  also  in  den  Gerichtssitzungen 
der  Haupteinfluss  zufiel.  Aus  der  Bestimmung  dieser  Verordnung 
von  1584  über  die  anzuwendenden  Ilechtsquellen  ergiebt  sich, 
dass  das  Studium  des  Rechts  unentbehrlich  war,  um  das  Amt 
als  Beisitzer  versehen  zu  können:  die  Schoflen  sollen  nach  ge- 
meinen Sächsischen  Hechten  sprechen,  wofern  dieselben  nicht  wieder 


allerley  Erbföllen,  von  Injurien  und  Schmerzklagen,  von  Verwundungen, 
Straffen,  Bussen  und  Gewette  derselbigen,  von  allerley  ubelthaten  und  der- 
selbigen  straffe.  —  Dann  kommt  ein  neuer  Abschnitt :  Folgen  gemeine  tägliche 
Urteil,  Urtheile  des  Leipziger  und  Magdeburger  Schöffenstuhls  und  des  sächsischen 
Oberhofgerichts.  —  Am  Schluss  findet  sich  ein  lateinischer  Satz  mit  der  Unter- 
schrift Ohristophoriis  Cupner;  über  denselben  vgl.  Muther  in  Bekker*s 
M  u  t  h  e  r '  s '  und  S  t  o  b  b  e '  s  Jahrbuch  VI.  S.  149—196.  —  Femer  Leipziger  Ur- 
theile in  den  ZobeTs  Namen  tragenden  Ausgaben  der  Differentiae  jur.  civ. 
et  Saxon.;  vgl.  unten  §.  66.  N.  42;  und  in:  Urthel  der  Schoppen  zu  Leipzig 
Von  Succession  der  Gerade.  Auff  unterschiedene  Fragen  zu  unterschiedenen 
Zeiten  gesprochen.     Jena.     1607.  4. 

33)  Ueber  seine  Geschichte  vgl.  v.  Dreyhaupt  diplomatisch -historische 
Beschreibung  des  Saal  -  Kreises  II.  S.  449  ff. 

34)  Vgl.  das  Verzeichniss  der  Schöffen  bei  v.  Dreyhaupt  a.  a.  O. 
S.  452  ff 

35)  Bei  Dreyhaupt  n.  S.  456  f.  —  Ueber  das  Verfahren  des  Schöffen- 
Stuhls  handelt  eine  kurze  Ordnung  des  Erzbischofs  Sigismund  von  Magdeburg, 
a.  1555,  bei  Dreyhaupt  L  S.  279  f. 

36)  Vgl.  §.  62.  N.  4. 

37)  V.  Dreyhaupt  11.  S.  457—459. 
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die  Billigkeit  und   Unserer   Vorfahren ConstihUiones  lauffen; 

soUen  v<m  vertrauten  Guthe  nach  den  gemeinen  Rechten  und  vermöge 
der  Beichsabschiede  u/nd  Ordnungen  sprechen,  wann  da/rauf  gefraget 

icird Es  soU  ein  jeder  Schöppe  sein  votum  textibus  et  rationir 

hus  juris  zu  fundiren  schuldig  sejfn  ^). 

Der  Schöffenstuhl  zu  Brandenburg  «»)  war  der  Oberhof 
für  alle  umliegenden  Städte  und  Flecken.  Auch  in  ihm  sassen 
gelehrte  Beisitzer,  es  ist  ungewiss  seit  wann.  Doch  ist  darauf 
Gewicht  zu  legen,  dass  das  Gericht  in  der  Joachimischen  Con- 
stitution von  1527  angewiesen  wird,  nach  derselben  und  nach 
beschriebenem  Kaisserrecht  zu  urtheilen  *®). 

Weiter  ist  noch  der  Schöffenstuhl  zu  Stettin  zu  erwähnen; 
da  an  ihn  oft  Criminalsachen  verschickt  wurden,  that  der 
Herzog  von  Pommern  a.  1585  den  Ständen  den  Vorschlag,  dass 
er  mit  Zusetzung  etlicher  Doctorum  od^r  anderer  Rechtsgelehrten  zu 
ampliren  und  zu  besseren  sey^^). 

38)  Schöfifenurtheile  für  Naumburg  zur  Interpretation  des  Statuts  daselbst 
vom  Jahre  1561,  vgl.  bei  Wal ch  VI.  S.  323,  341,  366  ff. 

39)  Ueber  denselben  besonders  Heydemann  Elemente  der  Joachimi- 
schen  Constitution  S.  403  —  411;  ältere  Literatur  bei  v.  Kamptz  Provinzial- 
rechte  I.  S.  34. 

40)  Heydemann  S.  403.  —  In  dem  Landtagrevers  von  1540  (vgl.  Rie- 
del Magazin  des  Provinzial-  und  statutarischen  Bechts  der  Mark  Brandenburg 
I.  1.  S.  33)  heisst  e^,  der  Schöffenstuhl  richte  in  allen  bürgerlichen  Sachen 
nach  römischem  Recht.  Da  er  im  Strafrecht  dem  alten  Gebrauch  der  ganz 
dunkel  und  unverständig,  au^ih  zum  Theü  der  Bechten  ungemäss  folge,  solle 
er  auch  hier  nach  Kaiserrecht  und  des  heil.  Reichs  aufgerichteten  Halsge- 
richtsordnung sprechen.  —  In  der  nicht  publioirten  märkischen  Landesordnung 
aus  den  70er  Jahren  des  16.  Jahrhunderts  wird  in  peinlichen  Sachen  die 
Actenversendung  nach  Brandenburg  zum  Spruch  angeordnet,  tit.  47  (Mylius 
Corp.  const.  March.  VI.  3.  p.  49  f.).  —  Durch  den  neumärkischen  Landtags- 
abschied von  1611  art.  11  (Mylius  VI.  1.^.  216)  wurden  die  Gerichte  an- 
gewiesen, sich  in  peinlichen  Sachen  nicht  blos  an  den  Brandenburgischen 
Schöffenstuhl,  sondern  auch  an  die  Juristenfacultät  zu  Frankfiirt  um  Belehrung 
zu  wenden,  und  überhaupt  keine  Acten  mehr  an  auswärtige  Schöffenstühle 
und  Facultäten  zu  schicken.  Aus  dem  Oottbus'schen,  Züllich'schen  und  Oross- 
nischen  wird  noch  weiter  der  Zug  an  den  Leipziger  Schöffenstuhl  gestattet. 
Trotzdem  wendete  man  sich  doch  auch  noch  aus  anderen  Orten  nach  Leipzig 
(Hälschner  Preuss.  Straf-Recht  I.  S.  132).  —  Fragmente  aus  dem  Urtheils- 
buch  der  Brandenburger  Schöffen  aus  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
bei  V.  Kamptz  Jahrbücher  XXXIV.  S.  226—235;  Straferkenntnisse  des  16. 
Jahrhunderts  aus  der  Bibliothek  des  Kreisgerichts  zu  Brandenburg  bei  Hälsch- 
ner L  S.  104  ff. 

41)  (v.  Hymmen)  Beyträge  IIL  S.  353. 
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Zu  Coburg  war  im  Jahre  1598  ein  Schöffenstuhl  gegrün- 
det *2)j  welcher  aber  schon  1648  wieder  aufgehoben  wurde**). 
Er  war  in  jenem  Jahre  besetzt  mit  dem  Ordinarius  Peter  We- 
senbeck, drei  Doctores  juris  und  den  Schreibern,  so  dass  also 
hier  nur  Doctores  zu  Gericht  sassen  *♦).  Der  sechste  Artikel  der 
Statuten  dieses  Schöffenstuhls  bestimmte: 

Wann  von  den  Consulenten  nicht  attsdrücklich  gefraget  oder 
aus  den  Acten  und  andern  Umständen  gemss  befunden  unirde, 
nach  welchen  Beeiden  zu-  urtheüen  oder  zu  antwortten,  zu 
solchem  zweiffei  soUen  sie  nach  gememen  teschriebenen  Bechten 
sprechen  u.  s.  w.  **), 

Auch  einzelne  Hofgerichte,  welche  bei  ihrer  neuen  Organi- 
sation gleich  mit  Doctoren  besetzt  wurden  *®),  besassen  das 
Recht,  nach  auswärts  Belehrungen  zu  ertheilen,  und  übten  durch 
ihre  Sprüche  gleichfalls  eine  bedeutende  praktische  Autorität 
aus,  so  besonders  das  Wittenberger  Hofgericht  *"'). 

So  blieben  also  nur  diejenigen  Oberhöfe  noch  weiter  in  Wirk- 
samkeit und  von  Bedeutung  für  die  Praxis  Deutschlands,  welche 
der  neuen  Zeit  Concessionen  machten,  und  deren  Verfassung  den 
Bedürfnissen  gemäss  so  modificirt  wurde,  dass  sie  befähigt  waren, 
auch  complicirtere  Verhältnisse  nach  juristischen  Momenten  zu 
erwägen  und  Sätze  der  fremden  Rechte  bei  Lücken  der  einhei- 
mischen Gesetzgebung  zur  Anwendung  zu  bringen. 

3.  Konnten  die  alten,  mit  ungelehrten  Schöffen  besetzten 
Oberhöfe  nicht  mehr  in  genügender  Weise  den  anfragenden  Ge- 
richten Belehrung   ertheilen,  so  lag  es  nahe,  dass  man  sich,  wo 


42)  Stiftung  und  Statuta  des  Fürstl.  Sächsischen  Schöppenstuhls  zu  Co- 
burg a.  1598  bei  L.  0.  v.  Hell  fei  d  Beiträge  zum  Staatsrecht  und  der  Ge- 
schichte von  Sachsen  HI.  1790.  ^  109—126. 

43)  Vgl.  die  Actenstücke  bei  Hellfeld  S.  129-131. 

44)  Die  Namen  der  3  Doctores  bei  Hellfeld  S.  112. 

45)  Belehrungen  des  Schöfifenstuhls  zu  Jena  aus  dem  17.  Jahrhundert 
für  Naumburg  bei  Walch  VI.  S.  350  f.,  378  ff.,  aus  dem  18.  Jahrhundert  für 
Saalfeld  bei  Walch  III.  S.  336 

46)  Vgl.  §.  64. 

47)  Vgl.   Ordnung  für  das  Wittenberger  Oberhofgericht  von  1529  (Cod. 
Aug.  I.  p.  1335),  von  1550  (p.   1337,   1344,  1345),  von  1588  (p.  1347-1350); 
an  den  Erkenntnissen  in  solchen  Spruchsachen  sollten  unter  Ausschliessung " 
der  anderen  Beisitzer  nur  die  Doctores  Theil  nehmen,  welche  Mitglieder  der 
Juristenfacultät  waren. 
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eine  besondere  Belehrung  erwünscht  war,  an  die  des  Kechts  ganz 
besonders  Kundigen  wandte,  sei  es  an  einzelne  gelehrte  Juristen, 
sei  es  an  die  ganze  juristische  Facultät  einer  Universität  ^^). 
Schon  im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert  hatte  man 
die  Kenntniss  der  fremden  Rechte  für  unerlässlich  zur  Entschei- 
dung einzelner  Streitigkeiten  gehalten  und  sich  nach  Padua,  Avig- 
non  und  an  andere  fremde  Universitäten  um  Belehrung  gewen- 
det^®). Jetzt,  da  man  auch  daheim  berühmte  Juristen  und  an- 
gesehene Facultäten  hatte,  succedirten  dieselben  in  die  Stelle 
der  alten  Oberhöfe  und  concurrirten  mit  den  neu  organisirten, 
mit  Gelehrten  besetzten  Schöffenstühlen.  So  wie  man  früher  die 
Acten  an  einen  Oberhof  schickte,  so  jetzt  an  eine  Juristenfacultät 
oder  einen  Schöffenstuhl. 

Der  erste  bekannte  Fall,  dass  man  eine  deutsche  Universität 
zu  Rathe  zog,  scheint  dem  Jahre  1413  anzugehören*^).  Damals 
liess  sich  der  Herzog  Albrecht  von  Oestreich  ein  Gutachten  von  der 
Wiener  Facultät  darüber  erstatten,  in  wiefern  der  Vormund  nach 


48)  Sartorins  Bevifiion  der  Lehre  von  der  Actenversendung,  in  der  Zeit- 
schrift für  Oivürecht  und  Prooesß.  XIV.  S.  219  ff.,  enthält  kein  historißches 
Material.  —  A.  0.  HoltiuB  Oommentatio  de  consilio  Sapientis  et  de  trans- 
missione  actorum.  1850.  4.,  handelt  nicht  von  Deutschland,  sondern  nur  von 
dem  Gebrauch  in  Italien. 

49)  Zu  den  I.  S.  629  angeftilu*ten  Beispielen  ist  noch  hinzuzufügen:  Re- 
sponsum  curiosum  Avinionense  super  statuto  öermanico  quodam  a.  1309,  bei 
Siebenkees  Beitrage  zum  deutschen  Hecht  IV.  S.  223—227,  mit  Bezug  auf 
statutarische  Bestimmungen  über  gemeinsame  Mauern  und  deren  Unterhaltung 
und  über  den  Bentenkauf.  Queritur  hec  statuta  poasint  stare  de  jure  vel  non: 
Das  Besponsum  ertheilt  Beniardns  Boiardi  archidiaconus  zanctonensis  dni  pp. 
capellanns  et  ipsius  sacri  palatii  cansarum  auditor.  Obgleich  das  erste  Statut 
gegen  das  gemeine  Bccht  Verstösse,  könne  es  doch  gelten,  nam  civitatea  et 
munieipia  statuta  facere  possunt^  que  ipsorum  proprium  jus  civüe  vocatur..,. 
talia  enim  statuta  et  consuetudines  hcorum  vicem  legis  qptinent  in  suis  locis. 

50)  Senckenberg  meditationes  IL 'p.  270  irrt  also,  wenn  er  meint, 
dass  erst  seit  Zasius  Zeit  Oonsilien  in  Deutschland  aufgekommen  seien.  —  Sehr 
zweifelhaft  ist  mir,  ob  die  von  Kraut  §.  26.  N.  31  angezogene  Stelle  (Jo- 
hannis  Bnschü  liber  reformationis  monasteriornm  quorundam  Saxoniae  cap.  4 
[Leibnitz  Scriptt.  rer.  brunsvic.  11.  p.  480])  hieher  gehört,  a.  1428:   Quidam 

....  vasaUus de  consilio  jurisperitarum,  quorum  copta  est  in  Frisia,  retulit 

ad  episeopum  ....  Episcopus  autem misit  ülic viros  doctos  et  jitris- 

peritos  ....  Episcopus  ....  de  consilio  jurisperitarum  et  ipse  jurisperitus 
judicavit  et  sententiavit.  —  Die  Jurisperiti  scheinen  nur  Rechtsverständige, 
Schöffen,  aber  nicht  Rechtsgelehrte  zu  sein. 
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gemeinem  Kecht  befugt  sei,  über  die  Substanz  der  Mündelgüter 
eine  Verfugung  zu  treffen;  ist  völlig  aus  den  Quellen  des  rö- 
mischen und  canonischen  Rechts  geschöpft  *^).  Besonders  scheint 
man  staatsrechtliche  Fragen  den  Facultäten  zur  Entscheidung 
vorgelegt  zu  haben,  so  wie  auch  dieser  Fall  eine  staatsrechtliche 
Veranlassung  hatte  *^). 

In  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  consul- 
tirte  man  auch  im  Würtembergischen  die  Facultät  *^).  Im  sech- 
zehnten Jahrhundert  ist  die  Actenversendung  an  Universitäten 
bereits  sehr  gebräuchlich ;  und  es  enthalten  solche  Land  -  und 
Stadtrechte,  welche  Bestimmungen  aus  dem  römischen  Recht 
aufiiehmen  und  dessen  Subsidiarität  anerkennen,  zugleich  Vor- 
schriften, man  möge  sich,  theils  um  über  einzelne  Fragen  des 
gemeinen  Rechts  Belehrung  zu  erhalten,  theils  um  zu  erfahren, 
wie  in  einem  concreten  zweifelhaften  Falle  zu  entscheiden  sei, 
entweder    an    einzelne    besonders    bewährte    Rechtslehrer,    oder 


51)  Tomas chek  über  zwei  ältere  Rechtsgutaohten  der  Wiener  Univer- 
sität, in  den  Sitzungsberichten  der  Wiener  Akademie,  März  1860,  S.  ^8  ff., 
besonders  S.  62  ff.,  S.  87.  —  Ob  für  die  sächsischen  Lande  im  Jahre  1432 
der  Eechtszug  an  die  Facultät  zu  Leipzig  angeordnet  sei,  ist  zweifelhaft,  ^gl. 
Note  23. 

52)  Sehr  interessant  ist  ein  Brief  des  Königs  Sigismund  an  den  litthaoi- 
sehen  Grossfürsten  Witold  vom  3.  Juli  1430,  in  Betreff  der  Krönung  des  letz- 
teren zum  König.  Er  befindet  sich  in  einem  Manuscript  des  Grafen  Dzia- 
lynski  in  Posen  (f.  320),  (seine  Kenntniss  verdanke  ich  der  Güte  meines  Ool- 
legen,  Herrn  Professor  Roepell).  Sigismund  schreibt,  die  Theilnahme  der 
Geistlichkeit  sei  bei  der  Krönung  nicht  nothwendig:  Et  quamquam  de  iÜo 
nullum  geramus  dubiuin  nihüominus  dum  hunc  locum  Viennensem  introivimiM 
omnes  doctores  et  jurisperitos  hujus  ahne  universitatts  in  hoc  facto  consultos 
habuimus,  qui  concorditer  et  in  opinione  una  concordant,  quod  unccio  et  con- 
secracio  miUatenus  in  regia  creacionem  et  coronadonem  requiratur,  nee  sit  us- 
quequaque  necessaria.  Zugleich  findet  sich  in  der  Handschrift  ein  darauf  be- 
zügliches Gutachten  des  legum  docior  Baptista  Ozygala  und  ein  anderes  von 
der  Wiener  Juristenfacultät. 

53)  Harpprecht  Staatsarchiv  L  S.  349.  a.  1479:  das  Gericht  der  Gra- 
fen von  Würtemberg,  in  welchem  auch  eine  Anzahl  Doctoren  sitzt,  entscheidet : 
uff  gehapten  Bat  der  hochgelerten-und  anderer  wysen;  möglicherweise  kann 
man  dies  auf  die  in  dem  Gericht  anwesenden  Doctoren  beziehen.  Harp- 
precht  L  S.  303  fühi*t  auch  ein  Erkenntniss  a.  1484  an,  für  welches  eine 
Oommission  gebildet  war,  aus  dem  Deutschordensmeister,  dem  ßeichshofrichter 
zu  Rotweil  und  dem  Bürgermeister  und  Rath  der  Stadt  Nürnberg;  es  wird 
entschieden  nach  Bath  der  Schrifftgelehrten  und  andern  Veretändigen. 
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an  eine  bestimmte  Facultät,  oder  überhaupt  an  irgend  eine  Ju- 
ristenfacultät  wenden;  und  zwar  wird  diese  Befugniss  nicht  Mos 
den  üntergerichten,  sondern  bisweilen  auch  den  Hofgerichten 
ausdrücklich   eingeräumt  **).     Besonderen  Einfluss  auf  die  Ver- 


54)  Oölner  Ooncordat  mit  dem  Erzbischof  a.  1506  (Statuta  und  Concor- 
data  der  H.  Freyen  Reichs  Statt  Cöhi.  s.  1.  et  a.  S.  114) :  bei  Streitigkeiten 
zwischen  der  Stadt  und  dem  Officialat,  ob  eine  Sache  vor  das  geistliche  oder 
weltliche  Gericht  gehört,  sollen  entscheiden  die  Doctoren  der  Faculteten  heider 
Rechten  in  CöUen;  (S.  126)  während  bisher  die  Schöffen  oft  von  den  Parteien 
Geld  eingefordert  haben  wnh  sich  an  den  Doctoren  des  Bechts  zu  befragen^ 
sollen  sie  jetzt,  da  sie  als  Schöffen  ihre  besondere  Belohnung  erhalten,  wann 
jhnen  Bath  der  Eahta  (Rechts-)  gelehrten  von  nöthen  were,  ihn  ohne  Kosten 
der  Parteien  suchen.  Der  Erzbischof  soll  von  den  Doctoren  u,  Bathsgelehrteü 
(Bechtsgelehrten)  begeren^  dass  sie  Chräve  u.  Schafften  underrichtung  des 
Rechten,  woh  jhnen  des  von  nöthen  sein  würde,  guttoiüig  miltheilen  wolten. 

Mündensche  Hofgerichtsordnung  von  1544  (Gl^rupen  disceptatt.  forens. 
p.  621):  Doch  soll  unsem  Hoff  Richtern  hiermit  vorbehalten  sein,  wo  sie  sich 
eines  Sentente  tmier  einander  nicht  vergleichen  honten,  u.  ihnen  der  Handel 
eu  wichtig  wäre,  die  Acta  an  einen  wnparteyischen  Ort  oder  Universität  um 

Belehrung zu  verschicken. 

Die  Stadt  Hersfeld  wird  a.  1558  angewiesen,  die  Acten  nirgendhin,  als 
an  eine  Universität  oder  nach  Oassel  zu  versenden,  vgl.  Roth  Kurhess.  Pri- 
vat-Recht I.  S.  41.  N.  48. 

Hofgerichtsordnung  für  Zelle  tit.  36  (Säur  fascicul.  judic.  III.  fol.  12b): 
Da  aber  unsere  gelehrte  Beisitzer  einer,  und  die  andern  von  der  Bitterschaft 
einer  andern  Meynung  weren,  und  sich  der  ürtheü  nicht  vergleichen  können, 
oder  sie  sonst  bedencken  hetten,  darinn  zu  sprechen  oder  es  die  Partheien  son- 
sten  begeren,  So  sollen  sie  die  Acta  an  eine  unverdächtige  Universität  umb 
Bechtsbelehrung  auff  der  Partheyen  Unkosten  verschicken,  und  die  Urtheü 
darnach  pubUcieren,  —  Im  tit.  45  werden  die  Patrimonialgerichtsherren  ange- 
wiesen, die  Criminalsachen  damit  sie  den  Sachen  nicht  zu  viel  oder  wenig 
ihun,  an  einen  Schöpffenstuel  gelangen  und  sich  des  Bechtens  darüber  beleh- 
ren lassen. 

Im  Ooburgschen  wird  a.  1558  verordnet,  Appellationssachen  an  die 
Juristenfacultät  von  Jena  zum  Spruch  zu  versenden,  vgl.  Heimbach  Sachs. 
Privat -Recht  §.  19.  N.  6. 

Neumärkische  Verordnung  von  1553  (Mylius  0.  0,  M.  IL  Nr.  6): 
es  sei  eine  alte  Bestimmung,  dass  von  dem  Hofgericht  die  Supplication  an  den 
Markgrafen  gehe  und  von  ihm  auf  rechtliche  Belehrung  bei  unverdächtigen 
Universitäten  ein  endliches  Urtheü  auf  solche  eingewandte  Supplication  zu 
erholen,  die  Acten  verschickt  werden.  Jetzt  wird  die  Actenversendung  an 
eine  von  5  Universitäten  angeordnet,  Leipzig,  Wittenberg,  Frankfurt  a.  d.  O., 
Ingolstadt  oder  Heidelberg. 

Das  Würtemberger  Landrecht  von  1555,  welches  die  Thätigkeit  der 
Oberhöfe  noch  .beibehält,   weist  die  Untergerichtc  an,  in   solchen  Fällen,  „da 
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breitung  des  Gebrauchs  der  Actenversendung  scheint  die  Peinl. 
Gerichtsordnung  Karls  V.  gehabt  zu  haben;  nach  dem  Vorbilde 
der  Bambergensis  verweist  sie  bei  Lücken  des  Gesetzbuchs  auf 
das  gemeine  geschriebene  Recht  und  den  Rath  der  Rechtsver- 
ständigen, theils  für  einzelne  Verbrechen**),  theils  im  Allgemei- 
nen.    Es  bestimmt  der  Schlussartikel  (219): 


der  Handel  so  gar  im  Bechten  u.  desselben  apicibus  u.  scherffin  stiende,  bey 
den  Eechtsgelerten  Raht  zu  suchen."  Wächter  Würtemb.  Privat- Recht  I. 
S.  296.  —  Spätere  Bestimmungen  S.  663.  N.  55. 

Die  Pommersche  Gerichtsordnung  von  1566  bestimmt  gleich  in  der  Ein- 
leitung, das4  bei  Zweifeln  die  Acten  an  zwei  Universitäten  verschickt  werden 
sollen.  Sind  dieselben  einig,  so  ist  ihrem  Spruch  zu  folgen;  weichen  sie  unter 
einander  ab,  so  wollen  die  Herzöge  weiter  beschliessen. 

So  1ms er  Gerichtsordnung  von  1571.  I.  32.  §.  5:  Wenn  den  Schöffen  der 
Handel  disputirlich  ist,  insbesondere  wenn  sie  mit  den  von  den  Advocaten 
angezogenen  Rechten  nichts  anzufangen  verstehen,  kurzum  wenn  die  Frage 
über  ihren  Verstand  hinausgeht,  sollen  sie  auf  beider  Parteien  Kosten  sich 
darüber  bei  unpartheyischen  y  berühmbten  u.  in  der  nähe  gesessenen  Bechts- 
gelehrten  dess  Bechtens  erlernen,  —  Eine  Universität  wird  hier  noch  nicht 
genannt,  hauptsächlich  dachte  man  wohl  an  zu  Frankfurt  lebende  Reohtsge- 
lehrte.    Thomas  Oberhof.  S.  106. 

Für  den  Fall,  dass  der  Abt  von  Oorvey  sich  durch  einUrtheil  des  Stadt- 
gerichts zu  Höxter  beschwert  findet,  soll  er  an  eine  unparteiische  Univer- 
sität oder  Stadt  appeUiren,  a.  1573.  Ricci  US  zuverlässiger  Entwurf  von  Stadt- 
gesetzen S.  179. 

Trotzdem  dass  in  Lüneburg  schon  im  Jahre  1401  die  Subsidiarität  des 
römischen  Rechts  ausgesprochen  war  (vgl.  I.  S.  652.  N.  121)  und  die  Unter- 
gerichtsordnung aus  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  (Pufendorf 
obss.  m.  p.  382)  die  üntergerichte  auf  die  Carolina  verweist,  will  dieselbe 
doch  nicht,  dass  man  sich,  wie  es  die  Carolina  vorschreibt,  bei  Zweifeln  an 
die  Rechtsverständigen  wende,  sondern  dass  man  sich  den  Befehl  beim  ehr- 
baren Rath  erhole.  Es  lag  hier  wohl  die  bestimmte  Absicht  vor,  den  Ein- 
fluss  der  gelehrten  Juristen  auszuschliessen.  —  Dagegen  in  der  Obergerichts- 
ordnung der  Lüneburger  Reformation  von  1577.  L  tit.  24  (Pufendorf  obss. 
IV.  p.   647),  wird  es  jeder  Partei  gestattet,  auf  Actenversendung  anzutragen. 

Vgl.  ferner  Rostock  er  Gerichtsordnung  von  1586  L  1.  §.  9  (v.  Kamptz 
mecklenb.  Oivilrecht  I.  2.  S.  358). 

Stadtrecht  für  Lauenburg  von  1599.  L  8.  (Pufendorf  IIL  p.  297).  — 
Statuten  für  Peina  von  1597  (Pufendorf  IV.  p.  280).  —  Gerichtsordnung 
für  Stade  von  1606.  tit.  23  (Pufendorf  11.  p.  312).  — In  Frankfurt  a.  M. 
wird  die  Actenversendung  erst  a.  1612  angeordnet^  vgl.  Thomas  S.  114.  — 

Kosegarten  Universität  Greifs wald  I.   S.  219,  257  theilt  mit,  dass  die 
Greifswalder  Facultät  a.  1589  innerhalb  17  Wochen  über  50  Consilia,   a.  1650 
113,  a.  1653  144  Gutachten  und  Urtheile  gegeben  habe. 
.  55)  Vgl.  art.  81,  117,  118,  120,  122. 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


~     79     — 

Und  nachdem  vüfeUig   hievor von  rath  Stichen  gemeU 

tovrdet,  so  sollen  aUwegen  die  gericht,  so  inn  jren  peinlichen 
Processen,  gerichtsühungen  und  urtheylen,  darinn  jnen  eweivel 
zufiel,  hei  jren  oherhofen,  da  sie  auss  altem  veriertem  ge- 
brauch hissher  underricht  begert  jren  rath  zu  suchen  schuldig 
sein ,  Welche  aber  nit  oberhoffe  heften ,  und  auff  eyns  peinlir 
chen  arJdegers  begern  die  gerichts  Übung  fürgenommen   wer, 

soUen bey  jrer  oberlceyt  die  das  selbig  peinlich  gericht  für- 

newdich  und  an  alle  mittel  zu  bannen,  und  zu  hegen  macM 
hat,  ralh  suchen.  Wo  aber  die  oberlceyt  ex  officio  und  von 
ampts  wegen  wider  eynen  misshendlern,  mit  peinlicher  anklag 
oder  handlung  volnführe,  so  sollen  die  Bichter,  wo  jnen  zwei- 
feln zufiele,  bei  den  nechsten  hohen  schulen,  Stetten,  Comr 
munen,  oder  andern  rechtverstendigen,  da  sie  die  underricht 
mit  dem  wenigsten  Kosten  zu  erlangen  vermeynen ,  rath  zu 
suchen  schuldig  sein  ^% 

Diese  Vorschrift  wurde  in  vielen  Strafgerichtsordnungen  wie- 
derholt und  bisweilen  dahin  erweitert,  dass  die  unteren  Gerichte 
geradezu  angewiesen  wurden,  in  Strafsachen  alle  Acten  zum 
Spruch   zu   verschicken  ^').     Die    Entscheidung   durch   Gelehrte 


56 j  Schon  1512  klagt  der  Rath  von  Schwyz  darüber,  dass  unverständige 
Leute  über  das  Blut  richten,  Osenbrüggen  alamann.  Strafrecht  S.  8. 

57)  Vgl.  oben  N.  31.  —  Märkische  Polizei-Ordnung  a.  1540  cap.  13  (My- 
lius  Corp.  const.  March.  V.  Nr.  1;  Sammlung  der  Prov.  und  statutar.  Ge- 
setze in  der  Mark  Brandenburg  I.  S.  105  f.):  der  Eath  in  den  Städten  soll 
vorsichtig  in  Oriminalsachen  verfahren,  und  wemi  die  .Indicia  zweifelhaft  sind, 
die  Sache  an  gewöhnliche  Oerter  um  Bechtshelehrung  verschicken  lassen,  da- 
mit Niemand  zu  viel  oder  Unrecht  geschehe.  Der  Reichsdep.  Absch.  von 
1600  §.  15  bestimmt,  dass  falls  per  viam  supplicationis  eine  Beschwerde  bei 
der  ordentlichen  Obrigkeit  angebracht  ist,  diese  selbst  entscheide,  oder  aber 
auf  einer  Universität  oder  aber  zweyen  oder  dreyen  Beehtsgelehrten  ad  revi- 
dendum  die  Acten  versende.  —  Die  Kieler  Juristenfacultät  bat  a.  1697  und 
1706,  dass  die  Gerichte  angehalten  würden,  in  causis  criminalibns  arduis 
keine  definitiva  abzufassen,  ehe  der  Juristenfacultät  Belehrung  eingeholt 
worden.  Ratjen  Dreyer  S.  39.  —  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preussen  suchte 
durch  Zuziehung  von  Gelehrten  zu  den  Gerichten  zu  helfen  und  bestimmte  im 
Jahre  1713  ganz  allgemein,  in  seiner  Ordnung  die  Verbesserung  des  Justiz- 
wesens betreffend  art.  57  (Mylius  II.  1.  p.  517  ff.),  weil  an  den  Unterge- 
richten in  Oriminalsachen  nicht  immer  processmässig  verfahren  werde,  so  sol- 
len diejenigen,  so  die  Gerichte  exerdren,  wann  sie  es  selbst  nicht  verstehen, 
diese  Criminal  Sachen  durch  geschickte  u.  gelahrte  Leute  «.  Gewissenhaffte 
mtOiarios  versehen  u,  respiciren  lassen,  die  dar  auff  Acht  Imben  müssen,  dass 
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schien  da  um  so  nothwendiger  zu  sein,  wo  es  sich  uiclit  bios  um 
das  Recht  zwischen  zwei  Parteien,  sondern  um  Leben,  Leib  und 
Ehre  handelte.  So  kam  in  vielen  Ländern  die  criminalrechtliche 
Praxis  an  die  Schöffenstühle  und  Universitäten  und  wurde  von 
diesen  mit  Hilfe  der  Doctrin  weiter  fortgebildet  *®). 

Doch  war  man  nicht  in  allen  Ländern  gleich  geneigt,  yon 
seinem  alten  Becht  zu  lassen  und  sich  in  zweifelhaften  Fällen  an 
die  demselben  fernstehenden  Universitäten  zu  wenden;  selbst 
Landesherren  verschmähen  es  noch  in  späterer  Zeit,  Lücken  in 
dem  Recht  ihres  Landes  und  in  ihrer  eigenen  Gesetzgebung  auf 
diesem  Wege  ausfüllen  zu  lassen  *®).  Die  Tiroler  Landesordnung 
von.  1573,  welche  allerdings  auch  im  Uebrigen  einen  verhältniss- 
mässig  geringen  Gebrauch  vom  römischen  Recht  macht,  aber 
doch  die  Carolina  kennt  und  berücksichtigt,  verweist  im  achten 
Buch,  welches  vom  Strafrecht  handelt,  den  Richter  nicht  auf  den 
Rath  der  Rechtsverständigen,  sondern  bestimmt  (Tit.  70),  er 
solle  bei  Verbrechen,  für  welche  das  Gesetz  keine  Strafe  an- 
gebe ,  nach  bestem  Verstände  und  gemäss  seinem  Eide  die 
Strafe  aussprechen,  selbst  an  Leib  und  Leben,  und  möge  (Tit.  71), 
wo  es  ihm  beschwerlich  falle,  in  andern  StäMen  oder  Gerichten 
Rath  suchen  «o). 

In  der  Beseitigung  der  Oberhöfe  und  deren  Ersetzung  durch 
Schöffenstühle  und  Facultäten  lag  eine  grosse  Gefahr  für  die 
ungestörte  Geltung  des  deutschen  Rechts.  Wenn  dieselben  auch 
die  Einheit  des  Rechts,  welche  bisher  nur  in  der  über  dem  frem- 
den Gesetzbuch  sich  bildenden  Wissenschaft  bestanden  hatte,  in 
der  Praxis  beförderten,  fadem  sie  in  gleichmässigerer  Weise  das 
gemeine  Recht  anwendeten,  so  waren  sie  doch,  weil  ihre  Mitglie- 
der das  Recht  nur  auf  Universitäten  studirt  und  aus  Büchern 
erlernt  hatten,  aber  nicht  aus  dem  Leben  kannten,  nicht  blos 
mit  den  deutschen   Gewohnheiten  und  Instituten  nicht  vertraut. 


ohne  hinlängliche  in  denen  Rechten  vorgeschriebene  u,  fundirte  indicia  jsur 
specialen  Inquisition  ....  nicht  vorgeschritten  werde.  —  Vgl,  übrigens  auch 
Ab  egg  Versuch  einer  Geschichte  der  Strafgesetzgebung  und  des  Strafrechts 
der  Brandenburg  -  Preussischen  Lande  1835.  S.  89.  N.  86. 

58)  Hälschner  I.  S.  136  f. 

59)  Vgl.  N.  54  über  Lüneburg. 

60)  Doch  ist  möglicherweise  der  Grund 'dafür  in  der  bergigen  Natur  des 
Landes  zu  suchen,  welche  weite  Reisen  an  Universitätsstädte  und  überhaupt 
die  Communication  mit  entfernteren  Orten  sehr  erschwerte. 
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sondern  hegten  auch  die  entschiedenste  Abneigung  gegen  diesel- 
ben und  gegen  ihre  Berücksichtigung  in  foro.  Selbst  dann,  wenn 
das  anfragende  Gericht  Mittheilung  über  sein  particulares  Recht 
gemacht  hatte,  konnten  sie  sich  nur  schwer  entschliessen ,  von 
demselben  Notiz  zu  nehmen  und  von  ihrem  gemeinen  Recht  zu 
lassen.  Da  wo  Männer  aus  dem  Vblke  das  Recht  handhabten, 
erkannte  man  diese  Gefahr  sehr  wohl  und  suchte  sich  in  dem 
Kampf  des  particulären  nationalen  Rechts  mit  dem  gemeinen 
fremden  Recht  durch  Verwahrungen  zu  helfen,  für  den  Fall,  dass 
jenes  nicht  genügend  berücksichtigt  wäre  ®®*) ;  freilich  wohl  selten 
mit  grosser  Wirkung. 

Durch  diese  Belehrungen  einzelner  Juristen  oder  ganzer  Col- 
legien  wurde  das  deutsche  Recht  nicht  weiter  fortgebildet,  son- 
dern je  länger  je  mehr  dem  fremden  Recht  geopfert  0');  auch 
solche  Institute,  welche  dem  deutschen  Recht  eigenthümlich  wa- 
ren, wurden  immer  mehr  romanisirt  und  verbildet  ^^).    Einzelne 


60  a)  Es  behielten  sich  nicht  blos  die  Parteien  vor,  ein  solches  Urtheil 
anzufechten,  sondern  es  erklärte  wohl  auch  der  Richter,  das  von  einer  Facul- 
tät  gefönte  Erkenntniss  reformiren  zu  wollen,  wenn  es  dem  Particolarrecht 
nicht  genügende  Bechnung  trage.  So  wurde  zu  Bastenburg  in  Preusaen  (Ac- 
ten des  Königsberger  Geh.  Archivs;  freundliche  Mittheilung  des  Herrn  Dr. 
V.  Martitz)  am  6.  November  1531  ein  Lehnsgericht  von  Hans  v.  Gablentz  als 
Lehnsriohter  und  von  den  Beisitzern  abgehalten.  In  ihm  sollte  ein  Urtheil  der 
Wittenberger  Juristenfacultät  eröfiEhet  werden.  Vor  der  Eröflftiung  behalten 
sich  Richter  und  Beisitzer  vor,  für  Eröffnung  der  Urtel,  wo  dieselben  dem 
Lehnrechte  u.  dieses  landsgebrauch  nicht  genugsam  durch  die  Rechtverstän' 
digen  gesat£ft  u,  ausgedrückt,  dieselben  vMch  Notdurft  zu  änderen  unnd  dem 
Lehnrechte  m.  dieses  Landes  gelrauch  nach  zu  meren  oder  eu  wenigem.  Frei- 
lich protestirte  der  klägerische  Anwalt  gegen  eine  solche  eventuelle  Eefor- 
■  mation.  ^-  In  demselben  Process  erklärte  der  Lehnsrichter  in  dem  Lehnsge- 
richt zu  Königsberg  am  5.  Juni  1532,  er  wolle  das  geholte  Urtheil  verlesen 
lassen,  mit  diser  Bedingung,  das  sokhs  Urtheil  nicht  wider  unnsere  Lannth- 
recht,  privüegia,  alt  löblich  herkommen,  fretheitefn,  begnadigung  unnd  gebrauch 
unnd  so  etwas  darhinnen,  das  wir  uns  nicht  wollen  versehen,  das  disen  Funk- 
ten u,  Stücken  entgegen,  wollen  wir  unns  darein  nicht  lassen  (/),  Sonnder 
unnser  Recht  unnd  Lanntsubung  dis  fhaU  gebrauchen  u,  s,  w. 

61)  Kraut  §.  26.  N.  27:  die  unmittelbare  Beichsritterschaft  in  Franken 
wendet  im  Jahre  1503  gegen  das  Rathsuchen  bei  den  Gelehrten  ein,  dass  sie 
u.  die  ihren  dadurch  abermals  wider  Recht  u.  Billigkeit  zu  kosten,  u.  durch 
die  gelehrten  von  iren  alten  Land- Rechts  Uebung  u.  Gebrauch  getrungen  werden. 

62)  Der  Graf  von  Oldenburg  erklärt  in  einem  Edict  vom  Jahre  1666  (bei 
Oetken  Corpus  constitt.  Oldenb.  III.  p.  111),   es  solle  in  den  in  seinem  Ge- 

Deatsche  Reohtdgeächichte  I.    2.  (J 
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Städte  verloren  mit  Beseitigung  ihres  Verhältnisses  zum  bisheri- 
gen Oberhof  zugleich  die  Subsidiarität  des  Rechts  ihres  Oberhofes. 
So  klagt  im  Jahre  1529  eine  Meklenburgische  Stadt,  welche  Lü- 
bisches  Recht  "besass ,  sie  werde  von  demselben  verdrängt,  dan 
S.  Gnaden  Gerichte  unse  Urdeüe,  de  dar  heschtilden  sint,  tmd  wy 
na  Lubeschen  Hechte  afgesproJcen,  up  dat  Kaiserrecht  settet,  dat  uns 
doch  untemeliic  hedünJcet.  Und  von  Anclam  schrieb  man  1543 
nach  Lübeck,  das  Hofgericht  verachte  das  Lübische  Recht  unde 
wy  des  vom  tmsers  gnedigen  Landesfürsten  Hofgericht  vormeten  wor- 
den, dat  dat  Lübische  Recht  dem  hescreven  Kaiserrechte  gantz  unr 
gemeten  syn,  t*.  also  keinen  Grund  heble,  ja  dat  idt  dk  von  Kai- 
serlicher  Majestät  nicht  hestediget  syn  schole  ^*).  —  Ein  weiterer 
Nachtheil  war,  dass  der  Gang  der  Justiz  durch  das  häufige  Ver- 
senden der  Acten  unerträglich  verschleppt  wurde. 

Endlich  aber  entwöhnten  sich  auch  die  Richter,  bei  einiger- 
maassen  schwierigeren  und  verwickeiteren  Fragen  selbst  zu  ent- 
scheiden; ohne  Selbständigkeit  und  Selbstvertrauen  gaben  sie  die 
Praxis  aus  der  Hand  und  verzichteten  darauf,  einen  lebendigen 
Antheil  an  der  Fortbildung  des  Rechts  zu  nehmen.  Die  von 
den  Parteien  beigebrachten  Consilia  verführten  den  Richter, 
besonders  wenn  er  nicht  ein  Gelehrter  war,  sich  einfach  an 
dieselben  anzuschliessen  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  solche 
Gutachten  oft  nicht  nach  dem  strengen  Recht,  sondern  im  In- 
teresse einer  Partei  ausgestellt  waren.  Ohne  Gründe  und  Gegen- 
gründe abzuwägen,  fand  er  es  bequem  einer  Autorität  zu  folgen, 
auch  wo  dieselbe  sich  nur  in  einer  Parteischrift  ausgesprochen 
hatte  «*). 


setzbuch  für  das  Bntjadinger  Land  entschiedenen  Fällen  keine  Actenversen- 
dung  stattfinden,  damit  nicht  die  ünterthanen  hinter  das  Licht  geführt  und 
in  Kosten,  Nachtheil  und  Verlust  ihres  Rechts  gestürzt  würden. 

63)  Michelsen  Oberhof  von  Lübeck  S.  32  f.  —  Für  Lanenburg  wurde 
a.  1599  das  Lübecker  Eecht  ausdrücklich  aufgehoben.  Pufendorf  observ. 
m.  p.  298. 

64)  In  dem  Gutachten  der  Stadt  und  des  Amts  zu  Schorndorf  im  Wnr- 
tembergischen  über  die  vorzunehmende  Verbesserung  des  Würtemberger  Rechts, 
vom  Jahre  1593  (F.  0.  J.  Fischer  Versuch  über  die  Geschichte  der  teut- 
schen  Erbfolge  IL  1778.  S.  335)  heisst  es:  Dann  wann  der  ein  theü  em  Con- 
8Üium  steüen  u.  gerichtlich  eingeben  lest,  hingegen  der  annder  theil  eintweder 
arm  u,  denn  Costen  nit  zu  beedlen  hatt  oder  der  Sachen  unverstenndig  ist, 
möchte  der  Bichter,  alls  mertheyls  lagen  unnd  der  Bechten  unerfahren,  uff 
ein  soUich  Consilium  Jren  u.  dard^4rdh  dem  einen  theil  leichtlich  ein  praejudi- 
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§.  64.    Die  BesetZQDg  der  Cleriehte  mit  Gelehrteo. 

Die  Einführung  der  fremden  Rechte  wurde  nicht  blos  dadurch 
befördert,  dass  an  Stelle  der  alten  Oberhöfe  die  Spruch -CoUe- 
gien  der  Universitäten  und  die  mit  Gelehrten  besetzten  Schöffen- 
stühle traten;  von  noch  grösserer  Bedeutung  war  es,  dass  das 
im  Jahre  1495  neu  errichtete  Reichskammergericht  Gelehrte  zu 
Beisitzern  erhielt,  und  dass  seit  dem  Ende  des  fünfzehnten  Jahr- 
himderts  in  den  Territorien  höhere  Gerichte  organisirt  und  mit 
Doctoren  besetzt  wurden.  Ihre  Aufnahme  in  diese  bisher  nur  mit 
ÄdUgen  besetzten  Gerichte  fand  darum  keinen  Anstand,  weil  sie 
schon  längst  wegen  ihrer  gelehrten  Würde  dem  Adel  gleichge- 
achtet wurden. 

Nun  konnte  es  nicht  fehlen,  dass,  wenn  auch  in  den  unteren 
Instanzen  noch  das  deutsche  Recht  zur  Geltung  gebracht  war, 
in  dem  Urtheil  der  höheren  Instanz  die  Grundsätze  des  fremden 
Rechts  zur  Anwendung  kamen,  und  dass  allmählich  auch  die  un- 
teren Gerichte,  um  ihre  Urtheile  nicht  durch  die  Appellation  um- 
gestossen  zu  sehen,  sich  mehr  und  mehr  den  von  oben  her  empfoh- 
lenen Principien  fugten. 

Wenn  auch  schon  vor  Errichtung  des  Reichskammergerichts 
einige  Hofgerichte  in  den  Territorien  zum  Theil  mit  Gelehrten 
besetzt  worden  waren,  so  gewann  doch  seine  Verfassung  den 
entschiedensten  Einfluss  auf  die  Organisation  der  nach  ihm  er- 
richteten Obergerichte.  Abgesehen  von  diesem  Muster  des  höch- 
sten Reichsgerichts,  erschien  die  Aufnahme  Gelehrter  in  die  Hof- 
gerichte als  noth wendig,  damit  die  in  diesen  gefällten  Urtheile 
nicht  von  dem  Kammergericht,  welches  nach  wissenschaftlichen 
Principien  und  nach  gemeinem  Recht  erkannte,  reformirt  würden  >). 


tium  entsteen,  u.  der  arm  Mann  baldt  verhhürtzt  werden^  unnsers  unnderthei- 
nigen  eraehiens  wehre,  von  dem  einen  theil  allein  khein  Consilium  anzunehmen^ 
wen  aber  jede  Parthey  Irer  seits  hey  den  Bechtsgelertten  Raths  pflegen  j  unnd 
jeder  ein  besonnder  Qonsüium  stellte  unnd  gerichtlich  eingeben  wollte  unnd 

also  hierinnen die  Spiess  gleich  wehren,  hielten  wir dar  für,    dass 

heede  Consüia  dem  Richter  zu  besserer  nachricMimg  anzunemcn  sein  möcht 

1)  BerathschlagungsprotoooU  über  baierische  Beschwerden  a.  1501  (bei 
Krenner  XIII.  S.  191):  dass  aber  der  Doctoren  an  den  Hofgerichten  so 
viel,  ist  die  Ursache,  nachdem  sie  der  Rechten  mehr^  dann  die  Layen,  ver- 
ständig sind,  dass  desto  förmlicher  u.  rechtmässiger  ürtheil  gesprochen,  u,  die 
Leute  mit  ungebührlichen  Urtheüen  u.  wann  die  an  das  Kammergericht  umch- 
sen  nicht  beschwert  u.  zu  Sehaden  gebracht  werden. 

6* 
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1.  Schon  seit  dem  Anfange  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
hatten  die  Kaiser  bei  ihren  Gerichtssitzungen  Doctoren  zugezo- 
gen; Albrecht  11.  hatte  in  seinem  Landfrieden  von  1438  verspro- 
chen, seine  Gerichte  mit  weisen,  verständigen  Bittern  und  mit 
Gelehrten  zu  besetzen  ^).  Trotzdem  dass  die  Kaiser  häufig  die 
Reformation  ihres  alten  Kammergerichts  zugesagt  hatten  *),  wurde 
doch  erst  im  Jahre  1495  ein  ständiges  Reichskammergericht  als 
höchste  Instanz  für  das  ganze  Reich  eingesetzt  ^).  Gleich  die 
ursprüngliche  Ordnung  desselben  bestimmte  (§.  1),  dass  der  Vor- 
sitzende Richter  dem  Fürsten-,  Grafen-  oder  Herrenstande  ange- 
hören und  dass  von  den  sechzehn  Urtheilern  die  Hälfte  der  Recht 
gdert  und  gewirdigt,  die  andere  Hälfte  mindestens  aus  dem  Ritter- 
stande sein  sollte  *).  So  sollte  die  eine  Hälfte  in  Folge  gelehrter 
Studien  mit  dem  fremden,  die  andere  Hälfte  aus  dem  Leben  mit 
dem  einheimischen  Recht  vertraut  sein. 

Aber  bald  kamen  neue,  den  fremden  Rechten  noch  günsti- 
gere Bestimmungen  auf;  die  Kammergerichtsordnung  von  1521 
bestimmt  (Tit.  1)  ^) ,  die  eine  Hälfte  solle  der  Recht  gelehrt  und 
gewürdigt  j  darzu  die  fürbrachte  j  rechtliche  Sachen  zu  referiren  ge- 
schickt^ die  andere  Hälfte  aus  der  Ritterschaft  soll  auch  der  Recht 


2)  Vgl.  Bd.  I.  S.  644;  Datt  de  pace  publica  p.  707.  §.  43.  44;  Heineo- 
cius  antiquitt.  I.  p.  603;  besonders  auch  Franklin  Beiträge  S.  175  ff.;  da- 
für dass  die  Kaiser  Gelehrte,  besonders  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
zuzogen,  bedarf  es  keiner  besonderen  Beispiele,  da  sie  sich  aus  den  in  (Harp- 
p recht 's)  Staatsarchiv  des  Kammergerichts  (5  Theile  4.  Ulm  1757  ff.)  abge- 
druckten ürtheilen  mit  Leichtigkeit  entnehmen  lassen,  vgl.  auch  Bd.  I.  S.  644. 
N.  101.  Nur  eines  vom  Jahre  1455  fuhren  wir  an  (Harpprecht  I.  S.  192): 
und  das  Eecht  mit  Herrn,  Bittem,  Knechten  u.  doctoren  u,  vü  andern  erbe- 
ren  u.  wirdigen  Personen  nach  aller  notdurfft  besetzt  ^  inmassen  u.  das  auch 
unsers  kaiserlichen  Hofs-  u.  Cammergerichtz  gewonhait  u.  Form  sy.  —  Vom 
Jahre  1474  wird  berichtet,  dass  alle  Beisitzer  Doctoren  waren,  Datt  1.  c. 
§.  44. 

3)  Friedrich  111.  fährt  als  Hindemiss  an,  dass  er  nicht  genug  gelehrte 
und  verständige  Leute  habe  finden  können,  um  mit  ihnen  das  Kammergericht 
zu  besetzen,  Datt  1.  c.  p.  708.  §.  52. 

4)  üeber  die  Geschichte  des  Kammergerichts  vgl.  Datt  1.  L  p.  704  seqq. 
und  Harpprecht  (vgl.  N.  2). 

5)  Dasselbe  Verhältniss  zwischen  gelehrten  und  adligen  Beisitzern  hatte 
die  Stadt  Heilbronn  in  einem  Schreiben  von  1486  vorgeschlagen  (Harpprecht 
1.  S.  350),  und  bestimmte  der  Entwurf  zur  Kammergerichtsordnung  von  1487 
§.  1  (Datt  p.  719). 

6)  Neue  Sammlung  der  Beichsabschiede  11.  S.  180. 
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gelehrt  sein,  sofern  man  die  haben  kan.  So  man  aber  der  nickt 
grmg  bekommen  möcht,  die  von  der  EiUerschaß,  die  sonst  gericht- 
licher Übung  erfahren  und  gehräucJiig  "*).  Während  nach  der  ur- 
sprünglichen Bestimmung  sich  in  diesem  höchsten  Gericht  gewis- 
sermaassen  das  einheimische  und  das  fremde  Recht  die  Wage 
halten  sollte,  legte  man  jetzt  kein  Gewicht  mehr  darauf,  dass  in 
ihm  Repräsentanten  des  einheimischen  Rechts  sässen.  Die  ganze 
Classification  der  Beisitzer  hat  nur  eine  ständische  Bedeutung; 
es  sollte  durch  sie  verhütet  werden,  dass  nicht  etwa  einmal  das 
Gericht  völlig  aus  bürgerlichen  Personen  bestünde  ®).  Allmählich 
kam  es  dahin,  dass  alle  Beisitzer  ein  gelehrtes  Rechtsstudium 
auf  einer  Universität  getrieben  hatten;  denn  die  Entscheidung 
der  Processe  erforderte  wegen  des  weitläufigen  Verfahrens  und 
der  Nothwendigkeit  rationes  decidendi  zu  geben,  eine  genauere 
Rechtskenntniss  und  Uebung  in  der  Praxis.  Auch  fanden  sich 
wohl  nicht  leicht  ritterliche  unstudirte  Personen,  welche  bereit 
waren,  den  gelehrten  Beisitzern  gegenüber  eine  so  unbehagliche 
und  unbefriedigende  Stellung  einzunehmen,  wie  sie  den  blossen 
Laien  nothwendig  zu  Theil  werden  musste  •)• 


7)  So  hatte  es  schon  der  Angsburger  Reichstag  von  1518  proponirt, 
Harpprecht  HI.  S.  392. 

8)  Angsb.  Reichs -Absch.  von  1530  §.  76  (Neue  Samml.  IL  S.  318):  das 
Eammergericht  müsse  besetzt  sein  mit  geschickten^  gelehrten^  tapffem,  in  Ge- 
richten lang  geübten  Personen;  um  die  Reste  aufzuarbeiten,  werden  (§.  82. 
S.  319)  noch  acht  geschickte^  gelehrte y  erfahrne  Doctores  nach  Speier  yerord- 
net.  —  Kammer-Gerichts-Reformation  von  1531  §.  17  (S.  348):  ein  Assessor 
BoD  in  TJniversitate  gelesen  'oder  zum  wenigsten  5  Jahre  lang  in  Rechten 
Btudirt,  auch  in  gerichtlichen  Händeln  advocirt  und  practicirt  haben.  —  Die 
neueste  K.-G.-0.  von  1555  I.  tit.  3.  §.  2  bestimmt  in  Betreff  der  ritterlichen 
Beisitzer  obgleich  dieselben  der  Rechten  nicht  geioürdiget,  sollen  sie  doch  glei- 
cher gestalte  auch  der  Rechten  gelehrt ^  u.  gerichüicher  Sachen  geübt  u.  erfahren^ 
tt.  die  gericJUJichen  Sachen  eu  referiren,  den  andern  gleich  tOglich  u.  geschickt 
seffn.  So  fem  aber  dieselbe  obberührter  massen  geschickt  nicht  bekommen  wer- 
den möchten,  soUen  an  derselben  statt  andere  der  Recht  Gelehrte  w.  Getoür- 
digtCj  auch  erfahrne  u.  der  Practic  geübte  Personen,  ob  sie  gleich  nicht  von 

der  Ritterschafft  wären, genommen  werden  mögen.  —  Ueber  die  gelelu-te 

Qualification  vgl.  noch  R.-A.  z^  Speier  1570  §.  55  (Neue  Samml.  lU.  S.  295), 
Reichsdep.-Absch.  von  1600  §.  19,  jüngster  R.-A.  von  1654  §.  28. 

9)  Ulrich  v.  Hütten  lasst  in  dem  Dialog  Praedones  Franz  v.  Sickingen 
sich  folgendermaassen  äussern  (Böcking  IV.  p.  382):  video  enim  intelligi pas- 
sim  qua  injuria  regnent  in  judiciis  nunc  quos  vidi  cum  essem  ex  auditoribus 
Vormaciae  vnus,  semper  quid  juris?  quaerere,  nun^psam  iandem  invenire, 
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Es  war  aelbstverständlich,  dass  das  Eammergericht  seine  Er- 
kenntnisse nach  demselben  Recht  zu  sprechen  hatte,  welches  in 
den  unteren  Instanzen  das  maassgebende  gewesen  war,  und  dass 
die  Beisitzer  sich  mit  demselben  bekannt  machen  mussten,  lun 
den  Parteien  gerecht  zu  werden.  Es  war  nun  aber  von  ausser- 
ordentlicher Wichtigkeit,  dass  neben  diesem  Princip  in  der  Kana- 
mergerichtsordnung  von  1495  (§.  3)  zugleich  des  Reichs  und  die 
gemeinen  Rechte  als  Rechtsquellen  anerkannt  wurden.  Die  ür- 
theiler  sollen  schwören  zu  richten: 

nach  des  Reycks  und  gemainen  Bechten,  auch  nach  redlichen^ 
erbarm,  und  leydlkhen  Ordnungen,  Statuten  und  Gewonhey- 
ten  der  Fürstenthumb ,  Herrschafften  und  GericM,  die  für  sie 
bracht  werden  *®). 

Dass  ausser  den  Reichsgesetzen  das  römische  Recht,  welches 
unter  den  gemeinen  Rechten  zu  verstehen  ist  *  ^),  den  Charakter 
eines  gemeinen  subsidiären  Rechts  habe,  war  damals  bereits  viel- 
fach ausgesprochen  und  auch  an  manchen  Orten  bereits  that- 
sächlioh  durchgeführt.  Diese  Bestimmung  für  das  Reichsgericht 
kann  um  so  weniger  auffallen,  als  schon  seit  Jahrhunderten  das 


et  in  rebus  plenmque  frivoUs  qtiarumque  facüUma  videbatur  miM  Cognition 
stfmmas  utiro  difficuUaies  nectere  et  sepultos  sub  librorum  montibus  totos  non- 
mmqußm  dies  totasgue  desudare  noctes,  unde  cum  pällentes  et  exhausti  studio 
prodibcmt,  ea  loquebantur  saepiasime  quae  nos  probare  quidem  verbis  cogeba- 
MNir,  nam  librorum  opprimebant  testimoniis,  at  vero  sententiis  judicabamus 
i'MpHssima.  —  Uebrigens  sehen  wir  auch  aus  dem  Verzeiohniss  der  Bei- 
sitzer, dass  die  Zahl  der  ritterlichen  nicht  immer  eingehalten  wurde;  denn 
von  1495  —  1654  sind  es  ungefähr  314  bürgerliche  und  nur  89  rittermässige 
Beisitzer,  Thudichum  Zeitschr.  f.  d.  Recht  XX.  S.  160. 

10)  In  dem  Entwurf  von  1487  §.  2  (bei  Datt  p.  719):  nach  desa  Beichs 
gemeinem  Becht  wnd  löblicher  Übung  dess  hofs,  auch  nach  redlichen,  JErbem 
u,  leydenlichen  Ordnungen,  Statuten  u.  gewohnheyten  u.  s.  w.  —  Vgl.  auch 
Datt  p.  712.  §.  103  ff.;  über  die  Lesart  der  K.-G.-O.  von  1495  nach  des 
Beichs  u.  gemeinen  Bechten,  vgl.  Datt  p.  716.  §.  144,  145.  —  Vgl.  ferner 
die  K.-G.-0.  von  1555  I.  13.  §.  1.  und  I.  57.  —  Nach  denselben  Eechts- 
qnellen  zu  urtheilen  wird  auch  das  Gericht  des  schwäbischen  Bundes  a.  14% 
angewiesen  vgl.  Datt  p.  461. 

11)  Datt  1.  c.  p.  713.  §.  117.  —  Ich  glaube  nicht,  dass  im  Sinne  jener 
Zeit  unter  den  Reichsrechten  mit  Eichhorn  DI.  S.  340  nicht  blos  die  Beichs- 
gesetze,  sondern  auch  das  Gewohnheitsrecht  zu  verstehen  ist,  „welches  die 
Bechtsbücher  unter  dem  Namen  des  Kaiserrechts  oder  des  Reichsrechts  ver- 
standen und  aufgezeichnet  hatten.'*  Man  berücksichtigte  damals  die  Rechts- 
bücher fast  gar  nicht  mehr,  und  es  lag  ausserhalb  des  Charakters  der  Männer, 
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römische  Recht  als  kaiserliches  Recht  angesehen  wurde,  und 
schon  Albrecht  11/  im  Jahre  1438  verordnet  hatte  **),  dass  in 
den  Reichsgerichten  nach  gemeinen  Rechten  und  guter  Gewohn- 
heit gesprochen  würde;  seit  der  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhun- 
derts hatte  das  Kammergericht  seinen  Urtheilen  bisweilen  Grund- 
sätze des  fremden  Rechts  zu  Grunde  gelegt  **).    Trotzdem  war 


welche  das  Bechtsleben  gestalteten,  anf  angesoliriebenes  Becht  nberhaupt 
grosses  Gewicht  zu  legen,  oder  den  Gewohnheiten  die  Bedeutung  einer  allge- 
mein verbindlichen  RechtsqueUe  zuzuschreiben.  Die  Gewohnheiten  galten  nur 
als  particuläre,  von  beschrankter  Geltung. 

12)  Vgl.  I.  S.  623  f.;  durch  Versehen  habe  ich  dort  diese  Bestimmung 
Friedrich  III.  zugeschrieben. 

13)  Appellat.-Instrument  des  Dr.  Enorre,  als  Vertreters  der  Markgrafen 
von  Brandenburg  a.  1443  (bei  Harpprecht  11.  S.  128  ff.):  er  beruft  sich 
in  Betreff  des  Rechts  der  Appellation  auf  die  gemain  kayserlich  u.  gaistUch 
Becht. 

Urtheil  Friedrichs  ni.  a.  1465  (Harpprecht  I.  S.  202):  gewisse  Land- 
fiiedensbrecher  seien  gefallen  in  schwere  Foen  u.  Busa  der  gülden  BuUe,  der 
GaroUnisch  u.  in  unser  Königlichen  Reformation  begrieffen,  atich  in  die  Poen 
u.  BfM8  der  belaidigten  unserer  Kayserlichen  Majestät  zu  Latein  genant 
Crimen  laesae  Majestatisu.  der  geschrieben  Becht  —  Vgl.  auch  Harpprecht 
I.  S.  211,  212. 

Wenn  a.  1472  (Harpprecht  I.  S.  232)  mehrmals  gesagt  wird,  der  An- 
walt behielte  sich  alle  Rechte  vor  und  alles  das  so  Im  u.  siner  Parihyen 
fiaeh  Keyserlichem  Rechten  notdürftig  u.  vorbehalten  war,  so  ist  es  ungewiss, 
ob  dabei  an  das  fremde,  oder  überhaupt  an  das  im  Kaiserlichen  Gericht  ge- 
bräuchliche Recht  zu  denken  ist. 

Besonders  interessant  ist  ein  Process  vom  Jahre  1472  (Harpprecht  I. 
S.  254—275)  zwischen  einem  Grafen  von  Hohenlohe  und  der  Stadt  Speier, 
in  welchem  ersterer  von  dieser  den  Nachlass  eines  Speierer  Bürgers,  Jacob 
y.  Nürnberg,  heraus  verlangt,  da  der  Kaiser  ihm,  dem  Grafen,  denselben  als 
erbloses  Gut  geschenkt  habe.  Die  Stadt  beruft  sich  darauf,  dass  Jacob  sein 
Gut  den  Armen  durch  Testament  vermacht  habe,  und  wird  durch  ürtheil  des 
Eammergerichts  von  der  Klage  losgesprochen.  Der  Anwalt  des  Klägers  ver- 
suchte unter  Berufung  auf  die  fremden  Rechte,  die  Werthlosigkeit  des  Testa- 
ments zu  beweisen,  während  die  Stadt  sich  auf  ihr  einheimisches  Recht  be- 
rief. I(^  gebe  einige  Auszüge  aus  den  Acten,  da  sie  ein  sehr  significantes 
Beispiel  für  den  Kampf  zwischen  dem  fremden  und  einheimischen  Recht  ent- 
halten. Der  Anwalt  des  Klägers,  welcher  sich  überhaupt  kein  anderes  Recht 
denken  zu  können  scheint,  als  das  römische,  dieses  immer  beim  blossen  Wort 
lUeht  versteht,  und  aus  ihm  heraus  alle  seine  Ausführungen  begründet,  sagt 
(S.  260):  dass  die  betreffenden  Urkunden  kein  Testament  im  Rechten  sein, 
noch  geheissen  werden  müge  ....  Am  ersten  so  sey  im  Rechten  aussgedruckt, 
dass  ein  Jeqlich  Testament  vor  einem  offen  Notari  in  beywesen  glaubhafftiger 
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es  von  grosser  Bedeutung,  dass  die  Subsidiarität  der  fremdeu 
Rechte  jetzt  für  dieses  Gericht  ausdrücklich  ausgesprochen  wurde, 
auf  welches  alle  Augen  gerichtet  waren  und  welches  ein  Vorbild 
für  alle  später  organisirten  Gerichte  war. 

Auch  ist  darauf  zu  achten,  dass  gemäss  der  allgemeinen 
Nichtachtung  der  Statuten,  Ordnungen  und  Gewohnheiten,  die- 
selben in  jenen  Worten  der  K.- Ger. -Ordnung  den  gemeinen 
Rechten  nachgestellt  sind.  Obgleich  das  gemeine  Recht  nur  als 
subsidiäres  Recht  gelten  kann,  und  auf  die  Statuten  und  Ge- 
wohnheiten Rücksicht  genommen  werden  soll,  so  gewinnt  es  doch 


unveräechüicher  Gezeugen  gemacht  auffgeschrieben^  und  dann  von  einem  Bäte 
oder  Gericht  offenbaret  u.  eingeschrieben  werden  solle ,  sum  andern  so  werde 
kein  Testament  im  Bechten  zugelassen,  darin  die  Erben  mit  Iren  gepürlichen 
Erbtheü  nit  versehen  werden y  u.  zum  dritten,  so  konde  noch  möchte  keiner, 
der  infamis,  unredlich  wesens  verleumet,  u.  uneelich  geporen  were,  kein  Te- 
stament machen.  Die  Urkunden  seien  kein  Testament,  sondern  enthielten  nur 
Anzeichen  des  Willens ,  ein  Testament  zu  errichten.  Auch  habe  Jacob  eine 
Tochter  gehabt,  der  er  ihren  gepürlicheh  Erbteil  so  Ir  im  rechten  zustund 
nit  gesetzt  ....  so  were  solich  Testament  im  rechten  crafftloss.  Er  bestreitet 
auch,  dass  die  Speierer  ein  Privileg  h&tten,  anders  ein  Testament  zu  errich- 
ten dann  sich  nach  form  u.  Ordnung  der  Becht  gepwrt.  Die  Speierer  erwi- 
dern, die  Stadt  besitze  besondere  Gewohnheiten  und  Herkommen  in  Betreff 
der  Testamente  u.  ob  Er  darinn  die  form  des  Bechten  nit  gehalten,  indem 
das  er  solichs  nit  vor  Notari  u.  Zeugen  nit  getan  hat,  das  brechte  dem  Te- 
stament kein  Äbletzung,  dann  nach  sag  der  Bechten  tette  nit  Not  in  solchen 
oder  dergl  Sachen  die  form  u.  strengigkeit  des  Bechten  zu  halten,  sonndern 
wo  etwas  ad  pios  usu^  gegeben  oder  verschafft  wurde,  inmasen  hie  beschehen 
were,  da  tette  nit  Not  Notarien  u.  Zeugen  dartzu  zu  nehmen,  darzu  so  weren 
die  von  Speyer  in  öbberwrter  Mass  Testament  zu  machen  gefreyet,  u.  solich 
freyung  bestet  auch  in  Gewönlicher  Übung  also  gepraucht  u.  herkommen,  — 
Der  klägerische  Anwalt  sagt  dann  unter  anderem  (S.  267),  um  noch  besser 
zu  beweisen,  dass  das  Testament  kraftlos  söi,  wolle  er  des  auss  den  beschriben 
Bechten  antzeigung  geben,  die  aussweisten,  welcher  verleumet  were,  Grimine 
famoso,  dass  der  kein  Testament  machen  konnte,  dessgleichen  ein  offener  Wu- 
cherer. Nu  werd  aus  der  von  Speyr  eigen  fürbringen  vermerckt,  wie  Jacob 
V.  N  ein  Ehelich  Haussfrawen  u,  dabey  eine  Tochter  gehabt  haben  soll,  die 
nicht  eelich  gewest,  solches  sei  Crimen  famosum  u.  Im  nach  sag  der  Becht 
nit  zugestanden  Testament  zu  machen.  Wegen  mangelnder  Form  sei  es  auch 
kein  Testament,  miige  auch  kein  letzter  Witte  geheissen  werden,  angesehen 
das  nach  einem  letzten  Willen  ferner  nicht  gemacht  noch  beslossen  werden  soU. 
Nu  were  über  10  Jare  darnach  ein  andere  Ordnung  vor  dem  Schüttheissen 
gemacht  u.  darumh  die  Er  sie  Handlung  kein  letzter  Witte,  die  mocht  auch 
nicht  Orafft  eines  Codicils  gehaben,  dieweü  die  ClatMul  darinn  nicht  verleibt 
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in  Folge  jener  Stellung  den  Anschein,  als  ob  das  römische  Recht 
und  das  Reichsrecht  die  Regel  bildeten,  und  als  ob  nur  ausnahms- 
weise auch  particuläre  Normen  beobachtet  werden  sollten,  falls 
nämlich  solche  dem  gemeinen  Recht  gegenüber  stünden. 

Es  war  von  keiner  besonderen  Wirkung,  wenn  in  späteren 
Ordnungen  eingeschärft  wurde,  dass  Richter  und  Beisitzer  der  Ge* 
brauche  und  Gewohnheiten  des  deutschen  Volks  kundig  sein  soll- 
ten. Sie,  welche  auf  Universitäten  studirt  oder  dort  gar  docirt 
hatten,  kannten  weder  das  deutsche  Recht,  noch  waren  sie  geneigt, 
demselben  Vorschub  zu  leisten;  selbst  wenn  ihnen  die  speciellen 
particulären  Normen  von  den  Parteien  mitgetheilt  waren,  nah- 
men sie  oft  gar  keine  Rücksicht  auf  dieselben  ^*).  Im  Jahre 
1555  beklagte  sich  der  Rath  von  Lübeck  bitter  beim  Kammer- 
gericht darüber,  dass  zur  grossen  Beschwerde  der  Stadt  in  Lü- 
bischen  Sachen  nicht  nach  dem  Stadtrecht,  sondern  nach  gemei- 
nem Recht  gerichtet  werde,  und  bat,  man  wolle  die  Stadt  mit 
Kayserliche  Rechte,  die  wir  nicht  ertragen  mögen,  nickt  beschweren 
lassen  ^*). 

Obgleich  an  dem  Kammergericht  den  gelehrten  Juristen  das 
entschiedene  üebergewicht  gegeben  war,  so  fühlte  man  sich  doch 
auch  hier  seiner  Sache  nicht  überall  sicher;  das  höchste  Gericht 


14)  Es  ist  dies  dieselbe  Einseitigkeit,  welche  wir  oben  §.  63.  N.  20  an 
den  Magdeburger  Schöffen  bemerkt  haben.  —  Das  Kammergericht  erliess 
z.  B.  a.  1508  (Harpp recht  III.  S.  198  ff.),  in  Betreff  eines  bei  den  Strass- 
burger  Gerichten  schwebenden  Prbcesses  einen  Inhibitionsbefehl,  weil  in  ihm 
der  statutarische  Satz  angewendet  werden  soll,  dass  Halbgeschwister  den  voU- 
burtigen  im  Erbrecht  gleichgestellt  sind.  —  Um  sich  in  dieser  Beziehung  so 
weit  als  möglich  zu  sichern,  war  es  gebräuchlich,  die  grösseren  particular- 
rechtlichen  Gesetze  dem  Kammergericht  auch  ohne  Bezug  auf  einen  speciell 
zu  entscheidenden  Bechtsfall  zu  übersenden.  So  wurde  die  Nürnberger  Re- 
formation von  1564  noch  in  demselben  Jahre  1564  durch  Alexander  Reifstock, 
Dr.  jur.,  kaiserl.  Kammergeriohts-Advocaten  und  bevollmächtigten  Syndicus 
nnd  Anwalt  der  Stadt  Nürnberg,  dem  Kammergericht  zu  Speier  übergeben, 
ttm  nach  ihr  in  Nümbergischen  Rechtssachen  zu  entscheiden;  eben  so  wurde 
ßie  auch  dem  Reichshofrath  zu  Wien  insinuirt  (Nutzel  historia  Codicis  juris 
statutarii  Norimbergensis  1721.  4.  p.  25).  Die  Meklenburgische  Hofgeriohts- 
ordnung  von  1568u  wurde  im  Jahre  1569  übergeben  (v.  Kamptz  meklenb. 
Civih-.  I.  1.  S.  92).  —  Aus  demselben  Grunde  Hessen  auch  einzelne  Landes- 
herren und  Städte  Particulargesetze  von  dem  Kaiser  bestätigen.  Vgl.  unten 
f.  70.  N.  17. 

15)  Kraut  Grundriss  §.  26.  N.  28. 
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im  Reiche  sah  keine  Schande  darin,  sich  yon  einzelnen  beson- 
ders gelehrten  und  bewährten  Männern  Gonsilia  ertheilen  zu 
lassen  i«). 

Die  Ansichten  des  Reichskammergerichts  über  deutschrecht- 
hche  Institute  oder  über  Gontroyersen  des  gemeinen  Rechts  wur- 
den vielfach  in  ganz  Deutschland  als  maassgebend  betrachtet, 
und  dieser  praktischen  Autorität  wegen  in  besonderen  Werken 
gesammelt  >').  Man  beobachtete  sie  nicht  blos  in  der  Praxis 
der  Untergerichte  und  Appellationsgerichte,  in  den  Consilien  der 
Facultäten  oder  einzelner  Juristen,  sondern  berücksichtigte  sie  auch 
bei  Particular- Gesetzgebungen,  um  dieselben  den  Ansichten  des 
höchsten  Gerichts  conform  zu  machen  *®).  Ja  man  dachte  selbst 
daran,  den  Entscheidungen  des  Eammergerichts  in  Betreff  der 
Dubia  cameralia,  in  sofern  ihnen  nicht  particuläre  Normen  ent- 
gegenstünden, gemeinrechtliche  Kraft  für  ganz  Deutschland  zu 
ertheilen  *»). 

Der  beim  Kammergericht  theils  durch  besondere  Ordnungen, 
theils  durch  die  Praxis  ausgebildete  Process  wurde  auch  in  den 


16)  Zasius  klagt  über  seine  Consulententhätigkeit  a.  1525  (epist.  p.  111): 
Camera  nuper  ....  me  totum  praeriputt,  quoniam  Widern  saepenumero  docto- 
rum  et  fides  desideratur  et  peritia  und  (p.  116):  et  sum  tarnen  Cameras  liego- 
tiis  usque  ad  detritwram  praeseptus. 

17)  Am  einflussreichsten  waren  die  Werke  von  Andr.  Gail  (1525—1587), 
Kammergerichts -Assessor  von  1558  — 1569,  und  von  Joach.  Mynsinger  v. 
Frundeck  (1517—1588),  Beisitzer  von  1546—1555.  —  Ueber  den  letzteren 
vgl.  Jugler  Beiträge  z.  Jurist.  Biographie  U.  S.  1  ff.,  und  du  Boi  in  Ha- 
ge mann' s  und  Günther's  Archiv  f.  theor.  und  pract.  Bechtsgelehrsamkeit 
n.  S.  97—116.  —  Ueber  beide  Pütt  er  Litteratur  des  teutsohen  Staatsrechts 
I.  S.  120  ff.,  126  ff.,  146  f.;  überhaupt  über  die  Schriften  der  Kammerge- 
richtsbeisitzer I.  S.  116  ff. 

18)  Einzelne  Beispiele  werden  sich  unten  z.  B.  §.  79.  N.  40,  §.  84.  N.  17 
ergeben;  für  die  Mark  a.  1574  vgl.  Heydemann  Elemente  S.  33. 

19)  Reichstags-Oonclusum  a.  1641  (Londorp  ActaPubl.  V.  p.  678.  §.  12): 
Es  sei  zu  erwägen  wie  es  dahin  zu  bringen ,  dass  solche  Quaestiones  decisae 
(so.  Dubiorum  Cameralium)  auch  hey  den  inferioribus  Principwn  et  statuum 
Tribunälibus  in  vorgehenden  gleichen  Fällen  ^  derenthälben  sonsten  in  der 
Stände  sonderbaren  Land-  u.  Statt- Hechten  nichts  eigentliehes  stcUuirt  u.  ver- 
sehen ist,  in  öbservantz  gebracht  und  zu  mehrerer  Einßchrung  gleichen  BecJi^ 
tens  aller  Orthen  in  dem  Eeü.  Beich  denselben  pressis  vestigiis  möchte  nach- 
gegangen werden.  Wo  aber  Landesordnungen,  Statuten  und  Gewohnheiten 
bestehen,  darbey  seyn  sie  zu  lassen. 
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Territorien  angenommen  und  denselben  durch  reichsgeBetzliche 
Bestimmungen  als  Vorbild  empfohlen  ^^). 

Aber  auch  dadurch  verbreitete  sich  die  Praxis  des  Eammer- 
gerichts,  dass  bei  dem  yielbewegten  Leben,  welches  die  Juristen 
jener  Zeiten  zu  führen  pflegten,  viele  Beisitzer  desselben,  oft  weil 
ihr  Gehalt  nicht  sehr  hoch  war  und  nicht  immer  regelmässig  ge- 
zahlt wurde,  schon  wieder  nach  einigen  Jahren  ihre  Stelle  auf- 
gaben 2*),  um  bei  einem  Landesherrn  oder  in  einer  Stadt  ein 
glänzenderes  und  einträglicheres  Amt  zu  übernehmen;  sie  ver- 
pflanzten so  in  die  Territorien  die  Grundsätze  des  Eammergerichts, 
sei  es  durch  ihren  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung,  sei  es  in  ihrer 
Stellung  als  Beisitzer  eines  Hofgerichts  u.  s.  w.  ^^). 

2.  Gegen  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  wird  auch  in 
den  Territorien  eine  grössere  Sorge  der  Pflege  der  Justiz  zuge- 
wendet. Während  früher  der  Landesherr  an  seinem  Hof  mit  den 
Rittern  und  Käthen,  welche  ihn  umgaben,  in  höherer  Instanz,  so 
oft  eine  Veranlassung  vorlag,  Gericht  abhielt,  wurden  jetzt  in 
vielen  Territorien  besondere  Hofgerichte  eingesetzt,  bestimmte 
Personen  zu  Beisitzern  ernannt  und  zugleich  festgesetzt,  wie  oft 
(gewöhnlich  vier  Mal) ,  zu  welchen  Zeiten  und  auf  wie  lange  sie 
sich  zur  Abhaltung  des  Gerichts  zu  versammeln  hätten.  Früher 
hatte  der  Landesherr  zu  seinen  Gerichten  zugezogen,  wen  er 
wollte,  also  gelegentlich  auch  Gelehrte,  wenn  solche  sich  in  seiner 
Umgebung  befanden  ^^a) ;  jetzt  wurde  bei  der  neuen  Organisation 
der  Hofgerichte  regelmässig  ein  Theil  der  Beisitzerstellen  den  Doc- 
toren  eingeräumt.  Es  galt  als  eine  ausgemachte,  keines  Bewei- 
ses mehr  bedürftige  Sache,  dass  Bechts-  Gerichts  und  Justitien- 


20)  Der  R.-Dep.-Absch.  von  1600  §.  15  verordnet,  dass  die  Territorial- 
gerichte in  ein  gute,  richtige,  der  rechten  Beichs-  u,  Cammer' Gerichts- Process 
gemässe  Ordnimg,  so  viel  nach  eins  jeden  Orts  Gelegenheit  immer  erspriesslich 
seyn  wird,  gebracht  würde,  und  der  Jüngste  R.-Absch.  §.  137,  dass  bei  den 
Territorialgerichten,  insofern  sie  nicht  besondere  Vorschriften  besässen,  so 
viel  als  möglich  die  Norma  des  Cammer- Gerichtlichen  Process  observirt  werde, 
YgL  auch  §.  73.  N.  3.  • 

21)  Klagen  über  den  Abgang  tüchtiger  Assessoren  im  Augsb.  B.-Absch. 
von  1530  §.  75.  Neue  Samml.  II.  S.  318. 

22)  Thudichum  in  d.  Ztschr.  f.  d.  Eecht  XX.  S.  174. 

22  a)  Auf  ein  Urtheil  des  Grafen  Heinrich  von  Schwarzburg  von  1421,  in 
wel(^em  neben  dem  Sachsenspiegel  d&s  römische  und  canonische  Becht  als 
Entscheidungsquellen  von  gleichem  Werth  behandelt  werden,  macht  aufmerk- 
sam Franklin  Beiträge  S.  158  ff. 
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Sachen  ohne  gdehrte,  geübte  Leuten  nothdürßiglich  und  nütdich  nicht 
hönnen  bestellt  werden  **) ;  besonders  bei  den  Hofgerichten  bedürfe 
man  solcher  Doctores,  die  gründlich  gelahrt  und  der  Udbtmg  und 
der  Gebräuchen  dieser  Lande  Wissenschaft  haben  ^♦).  Man  konnte 
der  Juristen  fernerhin  nicht  mehr  entbehren,  nicht  blos  da,  wo 
die  Subsidiarität  des  römischen  Rechts  überhaupt  anerkannt  war, 
sondern  auch,  wo  Codificationen  stattgefunden  hatten;  denn  es 
beruhen  sehr  viele  Gesetzgebungen  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
in  grossen  Partien  auf  dem  fremden  Recht,  verweisen  bei  einzel- 
nen Lehren  auf  dasselbe  und  wollen  im  Allgemeinen,  dass  Lücken 
aus  ihm  ergänzt  werden  sollen. 

Besonders  wichtig  waren  in  dieser  Beziehung  die  sächsi- 
schen Einrichtungen  2*).  Schon  in  alter  Zeit  waren  in  den  ein- 
zelnen sächsischen  Provinzen  Hofgerichte  zu  Dresden,  Eckarts- 
berge, Weissenfeis,  Wittenberg,  Meissen  abgehalten,  neben  wel- 
chen der  Landesherr  selbst  an  seinem  Hof,  im  sogenannten  Ober- 
hofgericht, eine  concurrirende  Gerichtsbarkeit  ausübte.  Im  Jahre 
1483  setzten  die  Herzöge  Ernst  und  Albert  ihr  Oberhofgericht 
zu  Leipzig  ein,  wo  sie  gewöhnlich  residirten;  über  dasselbe  be- 
richtet ein  alter  Chronist  '^^):  in  quo  judido  unus  ex  jmncipibus 
sive  Magister  Ouriae  Ducalis  praesidet  et  ultra  hoc  XII  assessores 
smd  deptUoiti,  4  müites,  4  doctores  et  4  simplices  nöbileSy  qui  in 
presencia  notariorum  et  advocatorum  et  parcium  camas  ad  eos  de- 
volutas  audiunt  et  ju/ridice  determinant.  Es  lag  nahe,  Doctores 
zuzuziehen,  da  das  Gericht  in  einer  Universitätsstadt  seine  Sitzun- 
gen abhielt.  Als  darauf  nach  Theilung  der  sächsischen  Lande 
die  Stände  den  Herzog  Albert  im  Jahre  1487  gebeten  hatten, 
sein  Gericht  zu  besetzen  mit  verstendigen  irfam  leuiten  Wemüichen 


23)  Melchior  v.  Osse  S.  206  f. 

24)  Melchior  v.  Osse  S.  440. 

25)  D.  Peifer  Memorabilia  Lipsiensia  1725.  8.  p.  156  seqq.  —  Grupen 
disceptationes  forenses  p.  539  seqq.  —  Hellfeld  Versuch  einer  Geschichte 

•der  landesherrlichen  höchsten  Gerichtsbarkeit  in  Sachsen  1781.  8.  —  K.  G. 
Günther  das  Privilegium  de  non  appellandb  des  Kur-  und  fürstlichen  Hauses 
Sachsen  1788.  8.  S.  22  flF.  —  Zachariae  von  dem  Ursprünge  und  den  Schick- 
salen des  Oberhofgerichts  zu  Leipzig,  in  Weisse's  Museum  für  sächsische 
Geschichte  I.  2.  1794.  S.  1-31.  —  C.  G.  Kretschmann  Geschichte  des 
Ohurfärstl.  Sächsischen  Oberhofgeriohts  zu  Leipzig,  von  seiner  Enstehung  1483 
an  bis  zum  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts.  1804. 

26)  Vgl.  Kretschmann  S.  9. 
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Dcdorissen  mt  BiUem  BUtermässigen  und  mit  seiner  gnaden  Ho- 
ferickter  *'),  wurden  die  Hofgerichte  zu  Dresden  und  fickartsberge 
auf  den  weiteren  Antrieb  der  Stände  abgethan  und  in  der  Ober- 
hofgericlitsordnung  von  1488  2®)  verordnet,  dass  das  Gericht  zu 
Leipzig  vier  Mal  abgehalten  und  mit  neun  Personen  besetzt 
würde,  3  Rittern,  3  Doctoren  und  3  aus  der  Ritterschaft,  der 
üzlidier  uff  seynem  standt  erfarenn  geubet,  aufrichtigk  und  vor- 
dendigk  sey.  Nachdem  im  Jahre  1491  die  verschiedenen  sächsi- 
schen Fürsten  sich  über  ein  gemeinschaftliches,  jährlich  zwei  Mal 
zu  Altenburg  und  zwei  Mal  zu  Leipzig  abzuhaltendes  Hofgericht 
geeinigt  hatten,  wurde  in  der  Gerichtsordnung  für  dasselbe 
(a.  1493)  *®)  in  Betreff  der  Beisitzer  dasselbe  Verhältniss  einge- 
halten: 4  Ritter,  4  Doctores  und  4  aus  der  Ritterschaft  ^^).  Mit 
den  Zwistigkeiten  und  dem  Kriege  der  beiden  sächsischen  Linien 
seit  1542  hörte  das  gemeinschaftliche  Gericht  auf;  es  setzte  1548 
Kurfürst  Moritz  für  seine  Länder  das  Oberhofgericht  zu  Leipzig 
ein,  unter  Beibehaltung  des  herkömmlichen  Verhältnisses  für  die 
9  Beisitzer«»).  Im  Jahre  1588  kommen  dann  später  noch  3  Bei- 
sitzer in  der  Weise  hinzu,  dass  es  7  von  Adel  und  5  Doctores 
waren««). 

Doch  hielt  man  sich  nicht  strenge  an  die  Vorschriften  der 
Gerichtsordnungen,  denn  Melchior  v.  Osse  klagt  (1555)»«),  dass 
man  nicht  mehr,  wie  früher,  neben  den  ordentlichen  Doctores  «♦) 
noch  ein  oder  zwei  Doctores  habe  die  Edelleut  stell  hatten.  Man 
räumte  also  schon  sehr  bald  den  Doctores  mehr  Stellen  ein,  als 
ihnen  nach  den  Gerichtsordnungen  gebührte. 

Im  Jahre  1529  war  ein  Hofgericht  zu  Wittenberg  begründet 
worden,  wo  die  Universität  gleichfalls  die  Zuziehung  gelehrter 
Beisitzer  ermöglichte:  ursprünglich  sollten  unter  den  12  Beisitzern 


27)  Die  Landtags verhandlongen  stehen  bei  Günther  S.  93  —  95. 

28)  Bei  Kretsbhmann  S.  27-89. 

29)  Bei  Kretschmann  S.  45—61;  vgl.  auch  unten  §.  73.  N.  24. 

30)  Dasselbe   findet    sich  auch  in   der  Leipziger  Obei*hofgerichi;8ordnung 
von  1529  bei  Kretschmann  S.  75. 

31)  0.  August.  L  p.  1280. 

32)  C.  August.  I.  p.  1313. 

33)  S.  486. 

34)  Osse  sagt:  4  Doctores;  nach  den  obigen   Mittheilungen  sollten  aber 
»eit  a.  1548  nur  3  Doctoren  im  G^ericht  sitzen. 
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4  Doctoren  sein'^);  nach  der  Ordnung  von  1560  dagegen  5  Ge- 
lehrte und  7  Yom  Adel  und  yon  der  Landschaft  '^. 

Wir  verfolgen  noch  weiter  das  Eindringen  der  Rechtsgelehrten 
in  die  Hofgerichte  anderer  Länder. 

In  der  Pfalz  errichtete  Kurfürst  Friedrich  L  im  Jahre  1472 
(nicht  schon  1462)  ein  Hofgericht,  welches  jährlich  4  Sitzungen 
hielt  und  grösstentheils  aus  Adligen  bestand;  es  wurden  zu  ihm 
aber  auch  mehrere  Doctoren  der  Heidelberger  Juristenfaeultät 
zugezogen,  seit  1503  regelmässig  einer  des  weltlichen,  einer  des 
geistlichen  Rechts  ■').  Nach  der  kurpfalzischen  Oberhofgerichts- 
ordnung von  1573  ^)  soll  das  Hofgericht  zu  Heidelberg  bestehen 
aus  ailff  gderten,  erfahrnen  y  auffricMigen  und  verstendigen  Perso- 
nen, nämlich  aus  einem  Hofrichter  von  Adel,  5  Doctoren  oder 
Licentiaten  und  5  Beisitzern  aus  der  Ritterschaft.  Ausser  den 
4  jährlichen  Hauptsitzungen  finden  auch  wöchentliche  Sitzungen 
zu  Verhören  und  zur  Entscheidung  unwichtiger  Sachen  statt,  an 
welchen  sich  ausser  dem  Präsidenten  wenigstens  4  gelehrte  Räthe 
und  2  vom  Adel  zu  betheiligen  haben.  Den  Gelehrten  fallt  also 
die  Hauptarbeit  zu. 


35)  Ordnung  für  dasselbe  a.  1529.  0.  August.  I.  p.  1333—1336.  —  Nach 
der  Fundation  der  Wittenberger  Universität  von  1536 '^(C.  August.  I.  p.  954) 
soUten  die  3  ersten  Legenten  der  Juristenfaeultät  Beisitzer  am  Hofgericht 
sein,  der  4te  Advocat  der  Armen. 

36)  0.  August.  I.  p.  1337. 

Für  die  Ernestinisch-en  Lande  war,  nachdem  die  Gemeinsamkeit  des 
Leipziger  Hofgerichts  beseitigt  war,  auf  Wunsch  der  Stände  seit  dem  Jahre 
1557  ein  eigenes  Hofgericht  zu  J«na  a.  1566  eingesetzt  (vgL  Hellfeld  S. 
149  flf.,  153  ff.,  171  ff.;  Ger.-O.  von  1566,  neue  Ger.-O.  von  1653).  Im  Oo- 
burgschen  hatte  es  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  ein  Hofgericht  ge- 
geben; nachdem  es  seit  1482  in  Abgang  gekommen  war,  wurde  es  a.  1544 
wieder  hergestellt.  Bald  aber  vereinigte  man  sich  mit  der  Weimarschen  Li- 
nie über  die  gemeinschaftliche  Benützung  des  Hofgerichts,  des  Schöffenstuhls 
und  der  Juristenfaeultät  zu  Jena.  Im  Jahre  1598  wurde  wieder  das  Hof- 
gericht zu  Coburg  eingesetzt,  welches  in  diesem  Jahre  eine  auf  die  Hofge- 
richtsordnung von  1544  gegründete  Ordnung  erhielt.  Ln  Jahre  1647  wurde 
dasselbe  wieder  aufgehoben  und  trat  die  Vereinigung  mit  Jena  an  die  Stelle 
(vgl.  Hellfeld  S.  156  ff,  Heimbach  §.  18.  N.  4,  5,  §.  2L  N.  4,  §.  27. 
N.  2.  — •  Vgl.  übrigens  auch  oben  S.  65.  N.  7. 

37)  Vgl.  oben  S.  55  und  Haus s er  Geschichte  der  Pfalz  L  S.  401. 

38)  Ausg.  Heidelb.  1573.  4.  tit.  2  u.  3;  auch  bei  Säur  fascicuL  judicia- 
rius  II.  fol.  14  a. 
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In  Baiern  reichen  die  Hofgerichte  in  frühe  Zeiten  zurück; 
über  sie  erhob  die  Landschaft  viele  Klagen  wegen  Verzögerung  ) 
der  Justiz,  wegen  der  grossen  Kosten  u.  s.  w.  **).)  Hatte  man 
sich  schon  früher  darüber  beschwert,  dass  Ausländer  bei  den 
Gerichten  eingesetzt  würden*®),  so  fand  nun  die  Besetzung  der 
Gerichte  mit  Doctoren  um  so  lebhafteren  Widerspruch,  als  die- 
selben grossentheils  Ausländer  waren,  welche  von  dem  in  Baiern 
geltenden  Rechte  keine  Kunde  hatten,  und  besonders  auch  das 
in  hohem  Ansehen  stehende  Rechtsbuch  Kaiser  Ludwigs  nicht 
genügend  schätzten  und  beobachteten.  Auf  dem  Münchener  Land- 
tage von  1493*1)  klagen  die  Stände  über  Verschleppung  der  Ju- 
stiz, über  Neuerung  in  den  Bussansätzen  und  bitten  den  Herzog, 
seine  Hofgerichte  mit  Landleuten  oder  Layen  isu  besetzen,  so  viel 
.möglich  ist.  Ausführlicher  beschwerte  sich  die  Ritterschaft  im 
Jahre  1497  *^)y  dass  die  Hofgerickte  und  Hechte  nach  Ordntmg,  wie 
vor  AUer,  nicht  besetzt  sind,  sondern  viel  der  gelehrten  (mtdti  juris 
Bomani  professores)  und  gering  Landleute  vom  Adel,  sonderlich  im ' 
Oberlande  je  0u  Zeiten  kaum  ein  Landm^nn  oder  jsween.  Die  la- 
teinische üebersetzung  der  Beschwerde  sagt  *«)  dann :  (Jum  jus 
municipale  servandum  sit  et  antique  consuetudines  pro  legibus  hor 
bende  sint,  fit,  ut  mtdta  his  contraria  fiant,  unde  deceptiones,  errores 
et  turhe  oriuntur,  Uli  enim  juris  professores  nostrum  morem  igno- 
rant,  nee  etiam  si  sciant,  Ulis  nostris  consuetudinibus  quicqtmm  tri- 
buere  volunt,  —  Die  fürstlichen  Räthe  proponiren  **) :  Der  Hof- 
gerichte haiben,  sonders  im  Oberlande,  dass  die  wohl  vmd  ehrbarlich 


39)  Vgl.  besondere  die  Landtagsverhandlungen  von  1471—1474  bei  Kren- 
ner Vn.  S.  265  ff.  Auf  dem  Landshuter  Landtage  von  1474  wurde  propo- 
nirt,  dieselben  vier  Mal  jahrlicli  abzuhalten;  dies  wurde  dann  auch  in  die 
Landesverordnung  von  1474  aufgenommen,  Krenner  Vn.  S.  509. 

40)  Vgl.. oben  S.  50.  N.  13,  Franklin  S.  13  ff. 

41)  Krenner  LS.  S.  226  f. 

42)  Krenner  XIIL  S.  7;  eine  lateinische  üebersetzung  des  Actenstücks, 
wahrscheinlich  von  Av entin  (vgl.  Krenner  a.  a.  O.  S.  3  ff.,  33  ff.)  steht 
in  Scheidt's  bibl.  bist.  Öötting.  p.  281;  daraus  theilt  die  betreffende  Stelle 
mit  Kraut  §.  26.  N.  23. 

43)  Im  deutschen  Text  ist  eine  Lücke;  nach  ihr  heisst  es:  wornach  ge- 
richtet soU  werden,  dessen  die  Ausländer  nicht  Wissen  haben,  noch  davor 
halten  wollen;  da/raus  neue  Rechte  erstehen,  die  hey  uhsern  Vor  vordem 
nicht  gehört  u.  gemeinen  unsern  Landsrechten  u.  Gehrauch  widerwärtig  sind. 

44)  Krenner  XIIL  S.  38. 
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(besetzt  werden,  sonders  mit  den  Landleuten  des  mehreren  Theäes, 
dazu  man  zween  oder  3  Doctores  und  andere  auch  ordnen  mag^ 
doch  dass  der  Landleute  der  mehrere  Theil  seyn  sollen. 

Dieselben  Klagen  wiederholten  sich  auf  dem  Landshuter  Land- 
tage Yon  1501  ^^);  die  Hofgerichte  würden,  dem  alten  Brauch  zu- 
wider, mit  wenig  Landleuten  und  yiel  Gelehrten  besetzt,  beson- 
ders im  Oberlande,  wo  zu  Zeiten  nur  ein  oder  zwei  Landleute 
/   am   Gericht  gesessen  hätten,    und  doch  müsste  man  dort  nach 
\   dem  Buch  richten,  dessen  die  Ausländer  nicht  kundig  seien;  dar- 
aus  entstünden  denn  neue  den  gemeinen  Landrechten  und  dem 
Gebrauch  widerwärtige  Rechte.    Die  fürstlichen  Käthe  geben  dem 
Herzoge  den  Rath,  zu  antworten  *®),  dass  Ew.  Gnad  es  der  Landr 
letUe  und  Doäoren  halben  ungefährlich  bisher  gehalten  habe;  will 
es  füran  amh  thun.    Dass  aber  der  Doctoren  an  den  Hofgerichten 
so  viel,  ist  die  Ursache,  nachdem  sie  der  Hechten  mehr,  dann  die 
Layen  verständig  sind,  dass  desto  förmlicher  und  rechtmässiger  Ur- 
.   theil   gesprochen  und  die  Leute  mit  ungebührlichen   Urtheüen  und 
,  wann  die  an  das  Kammergericht  wuchsen  nicht  beschwert 
und   zu  Schaden   gebracht   werden.     Die   Stände    antworteten  *'), 
man  möge  die  Hofgerichte  mit  Landleuten  zusamt  den  Doctoren 
und  Bäthen  im  Hofe  besetzen.     Dass  der  Herzog  Doctores  habe, 
haben  Wir  nicht  sondere  Bescfiwerung ,  achten  es  aucfi  gar  löblidi; 
doch  dass  gemeine  Landschaft  jeden  Orts  bey  ihren  alten  Herkom- 
';    men,  gemeinen  Landsrechten  und   Gebräuchen  bleibe,  darein  wollen 
I    £w.  F.  Lhiaden  gnädiglich  sehen,  damit  dieselbe  Unterthanen  durch 
\    viele  Kostung  nicht  beschwert,  sondern  vor  Schaden,  der  also  vor 
\  Augen  ist,  verhütet  iverden. 

Darauf  erfolgte  die  Bestimmung  der  Landesordnung  von  1501^^) : 
Dass  es  mit  Besetzung  unserer  Hofgerichte,  unserer  Land- 
leute  vom  Adel,  auch  der  Doctoren  halben  ungefährlich  gehal- 
ten iverden  soll,  dass  aUweg  mehr  Landletde  dann  Doctores, 
wie  sich  dann  je  zu  Zeiten  nach  Gelegenheit  oder  Nothdurft 
der  Sachen,  die  im  Hofgei'icht  sollen  gehandelt  werden,  gebüh- 
ren will,  zu  sdklien  Hofgeric/den  von  Unsem  wegen  geordnet 
werden  sollen* 


45)  Krenner  XIBL  S.  157. 

46)  Krenner  Xm.  S.  191. 

47)  Krenner  XHL  S.  197. 

48)  Krenner  XIH.  S.  269. 
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Am  Hofgericht  zu  Baireuth  finden  sich  Doctoren  yerein« 
zelt  seit  1507*^»),  an  dem  zu  Bamberg  in  grösserer  Zahl  im 
Anfange  des  sechzehnten  Jahrhunderts  *^^),  Bei  dem  für  Hessen 
im  Jahre  1500  errichteten  Hofgericht  sollten  von  den  12  Urthei* 
lern  mindestens  3  Doctoren  sein  *®). 

In  Würtemberg  waren  die  beiden  höchsten  Gerichte  das 
Hofgericht  und  das  Canzleigericht.  Nachdem  man  zu  den  Sitzun- 
gen des  Hofgerichts  schon  früher  Professoren  von  der  im  Jahre 
1477  errichteten  Universität  Tübingen  zugezogen  hatte  •^^),  wurde 
für  beide  Gerichte  im  Jahre  1495  bestimmt,  dass  von  den  8  Bei- 
sitzern die  Hälfte  der  Ritterschaft  angehören,  die  andere  Hälfte 
der  Eecht  gelert  und  gewirdigt  sein  soll  *').  Doch  gewannen 
auch  der  Zahl  nach  bald  die  Doctoren  in  den  Gerichten  die 
Ueberhand  *2) ;  die  Klagen  der  Stände  darüber  seit  dem  Anfange  i 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  und  ihre  Bitte,  die  Gerichte  mit 
Personen  zu  besetzen,  welche  nicht  Doctores  wären,  fährten  zu 
keiner  Aenderung  **).  Auch  die  vierte  Hofgerichtsordnung  von 
1587  bestimmte  **),  dass  der ^  Hofrichter  soll  sein  studiert,  der 
Lateinischen  Sprach  verständig  und  dess  Gerichtlichen  Process,  jst* 
guter  massen  wissend,  und  dass  die  12  Beisitzer  sollen  auss  denen 


48a)  Vgl.  Lang  Geschichte  des  Fürstenthums  Baireuth  I.  S.  78  f. 

48b)  Für  Bamberg  vgl.  die  von  Seitz  in  der  Zeitschrift  für  Bechtsge- 
schichte  U.  S.  44>B  ff.  mltgetheilten  Urtheile  des  fiamberger  Hofgerichts,  in 
welchen  regelmässig  mehrere  Doctores  oder  Licentiati  als  Beisitzer  aufgeführt 
werden. 

49)  Die  Hofgerichtsordnung  von  1500  steht  in  (Kleinschmid)  Samm- 
lung hessischer  Landesordnungen  und  Ausschreiben  I.  fol.  S.  29—32.  —  So  ver- 
ordnete auch  Philipp  von  Hessen  in  seinem  Testamente  a.  1562  (bei  Schmincke 
Monumenta  hassiaca  IV.  p.  605),  dass  das^arburger  Hofgericht  mit  3  Doc- 
toribus  und  ausserdem  mit  Personen  aus  dem  Adel  besetzt  werde,  jedoch  soj 
dass  die  vom  Adel  auch  verstendige  erbare  leut  seien, 

50)  öerstlacher  Sammlung  aller  Herzogl.  Würtemberg.  Gesetze  I.  1759 
Einleitung  S.  59  ff.;  Wächter  Würtemb.  Privatr.  I.  S.  78.  N.  9. 

51)  Wächter  L  S.  53. 

52)  a.  1506  5  Doctores  und  2  Licentiaten;  a.  1509  5  Doctores;  auch  er- 
hielten die  Grafen  von  Würtemberg  von  Kaiser  Friedrich  a.  1498  die  £rlaub- 
niss,  zu  den  Lehnsgerichten  nicht  blos  Mannen,  sondern  auch  annder  versten- 
dig  Personen  zuzuziehen,  wobei  wohl  besonders  an  Doctores  zu  denken  ist, 
vgl.  Wächter  I.  S.  76,  77..N.  5. 

53)  Vgl.  oben  S.  51.  N.  13.  u.  Wächter  I.  S.  91. 

54)  Bei  Säur  fascio.  judic.  IIL  p.  48  a:  I.  tit.  -1  n.  2.  —Vgl.  auch  Wäch- 
ter L  S.  283.  N.  10. 
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vom  Adel  unserer  Edlen  Bäht,  Obervögten  oder  andere  Diener, 
Doctoribus  Juris,  aucfi  von  der  Landtschafft  genommen  werden. 
Doch  weil  sich  je  isu  Gleiten  allerhandt  Enderung  zutragen,  so  be- 
hüten wir  uns  in  dem  bevor,  jedes  mals  nach  der  Sachen  gelegen- 
heit  und  erforderter  Nottür  ff t,  eines  od^  dess- andern  Standts,  melw 
oder  weniger  ^luverordnen. 

Was  Braunschweig  angeht,  so  ersehen  wir  aus  einer  Ur- 
kunde vom  Jahre  1555  **),  dass  das  Hofgericht  zu  Pattensen  mit 
Prälaten  und  Mitgliedern  der  Ritterschaft  und  der  Städte  besetzt 
war.  Nach  der  Bofgerichtsordnung  für  Wolfenbüttel  von  1556 
(revidirt  a.  1559),  welche  Mynsinger  v.  Frundeck,  der  damals 
Kanzler  zu  Wolfenbüttel  war,  zum  Verfasser  hat  und  daher  der 
Kammergerichtsordnung  nachgebildet  ist,  besteht  das  Gericht  aus- 
dem  Hofrichter  und  8  Beisitzern,  von  denen  4  Doctores  oder 
Licentiaten,  2  aus  der  Ritterschaft  und  2  aus  den  Städten  sind  *«). 
Das  Hofgericht  zu  Uelzen,  welches  Herzog  Ernst  (gest.  1546) 
für  sein  Fürstenthum  eingesetzt  hatte,  wurde  seit  1563  mit  einem 
adligen  Hofrichter,  2  adligen  Assessores  und  4  Gelehrten  besetzt, 
von  denen  2  aus  den  Hofräthen  und  2  aus  den  auswärtigen  Ju- 
risten genommen  wurden  *').  Dasselbe  wurde  von  den  Herzögen 
Jleinrich  und  Wilhelm  im  Jahre  1564  von  Uelzen  nach  Celle  ver- 
legt und  mit  einer  neuen  Ordnung  versehen  *'*) ;  nach  derselben 
soll  es  mit  einem  Hofrichter  von  der  Ritterschaft  und  6  Beisitzern 
vom  Adel  und  Becht  gderten  besetzt  sein.  Doch  scheinen  im  Braun- 
schweigschen  bald  die  Gelehrten  ausnahmlos  die  Bänke  inne  ge- 
habt  zu  haben ;  denn  auf  dem  Landtage  zu  Gandersheim  ^®)  a. 


55)  Bei  Grupen  disseptatt.  forenses  p.  572.  —  Die  Herzogin  Elisabeth 
von  Braunschweig -Lüneburg  spricht  auch  von  diesem  Hofgerioht  in  ihrer 
mütterlichen  Ermahnung  an  ihren  Sohn  Erich  vom  Jahre  1545  (vgl.  v.  Strom- 
beck  deutscher  Fürstenspiegel  aus  dem  16.  Jahrhundert.  Braunschw.  1824. 
4.  S.  79):  sie  habe  eine  Hofgerichtsordnung,  nach  der  man  sich  hier  jsu 
Münden  in  meiner  Leihzucht,  desgleichen  am  Quaiertember- Gericht  zu,  P<xt- 
tensen  füllten  u,  richten  soU,  nach  Ordnung  der  Rechte  aufrichten,  und  die 
üntergerichte  in  ihren  Rechten  aus  den  beschriebenen  Rechten  überall  bessern 
lassen. 

56)  Grupen  1.  1.  p.  651. 

57)  Grupen  1.  1.  p.  633. 

57  a)  Eine  Hoff gerichts- Ordnung,  Wie  es  vor  demselbigen,  auch  sunst  vor 
den  üntergerichten  in  unserem  Fürstenthumh  Lünenhurg,  mit  Process  u.  sunst, 
'  solle  gehalten  werden.    Wittenb.  1564.  4.;  auch  bei  Säur  III.  p.  1  ff. 

58)  üeber  das  a.  1587  zu  Gandersheim  eröffnete  Hofgericht  für  Wolfen- 
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1585  forderten  die  Stände  *®) ,  dass  die  Gerichte  nicht  lediglich 
mit  Gelehrten,  sondern  auch  mit  adligen  Käthen  besetzt  werden 
möchten,  damit  alle  Geschäfte  richtiger  und  unparteiischer  zum 
Ziele  geführt  würden.  Der  Herzog  versprach,  auch  adlige  Käthe 
zuzuziehen. 

.  In  der  Mark  Brandenburg  wurde  das  alte  kurfürstliche 
Hofgericht®®)  im  Jahre  1516  nach  dem  Muster  des  Reichskammer- 
gerichts zu  einem  Kammergericht  umgebildet  ®»j,  und  mit  einer 
besonderen  Gerichtsordnung  versehen  ®^).  Nach  derselben  sind 
unter  den  12  Beisitzern  4  von  den  Rittern,  2  von  den  Prälaten, 
Grafen  und  Herren,  2  von  den  Städten  und  4  von  denJÄäthen 
des  Markgrafen.  Dass  die  letzteren  Gelehrte  sein  sollen,  ist  ^Uer- 
dings  nicht  gesagt,  doch  wird  in  der  Folge  immer  zwischen  Doc- 
tores  und  anderen  Beisitzern  unterschieden.  Im  Jahre  1562  ®®) 
wurde   dann  verordnet,  dass  wenn  "die  Sachen  sich  häufen,  der 

Kanzler    zur  Aushilfe  die  Doctores  von  Frankfurt in  weiten 

vorschreiben  dürfe  ®*). 


büttel,  Oalenberg.  und  Hoya,  vgl.  Spittler  G^Bchichte  des  Fürstenthums  Han- 
nover I.  1786.  S.  311  ff. 

59)  Havemann  Geschichte  von  Braunschweig  u.  Lüneburg  III.  S.  155.  N. 

60)  Ygl.  über  dasselbe  G.  W.  v.  Kaum  er  0.  D.  Brandenb.  n.  S.  120  ff. 

61)  Ueber  die .  Geschichte  des  Kammergerichts  vgl.  besonders  (v.  Hym- 
men)  Beyträge  z.  d.  jur.  Litter.  in  den  Preuss.  Staaten  I.  S.  176 — 225,  IL 
S.  246-286,  in.  S.  171-230  (S.  220  ff.  Biographien  der  Dirigenten  des  Kam- 
mergerichts), IV.  S.  233—271  (ein  Verzeichniss  der  Beisitzer). 

62)  Mylius  Corp.  c.  March.  H.  Nr.  1. 

63)  Mylius  IL  Nr.  9. 

64)  Auch  hier  verlangte  man  allmählich  für  die  adUgen  Beisitzer  juristi- 
sche Bildung;  die  Unterscheidung  der  Adels-  und  Gelehrtenbank  hatte  wesent- 
lich nur  die  Bedeutung,  dem  Adel  einen  Theil  der  wichtigen  Staatsämter  vor- 
zubehalten.—  Auch  die  Kammergerichtsordnung  von  1709  I.  §.  1 — 4  (Mylius 
n.  Nr.  119)  bestimmt  einen  Präsidenten  und  10  Beisitzer,  von  denen  die 
Hälfte  aus  dem  Bitter-  und  Herrenstande  ist.  Dann  wird  aber  allgemein  ge- 
sagt, dass  die  Beisitzer  gewissenhafte,  redliche  und  gelehi'te,  in  den  Landes- 
rechten und  Observanzien  wohlerfahrene  Personen  sein  sollen,  und  dass  es  zur 
Anstellung  einer  schriftlichen  Proberelation  bedürfe. 

Wegen  der  grossen  Entfernimg  der  einzelnen  Landestheilc  wurden  neben 
dem  Kammergericht  noch  besondere  höhere  Gerichte  eingesetzt ,  so  1520  zu 
Stendal,  1585  für  die  Uckermark  zu  Prenzlau  ein  sogenanntes  Quartalgericht. 
In  der  Uckermark.  Quartalgerichtsordnung  von  1585  (Mylius  IL  Nr.  12) 
wurde  über  die  Qualification  der  Beisitzer  nichts  bestimmt,  sondern  nur  gesagt, 
dass  ihnen  jedesmal  einer  von  den  Hof-  und  Kammergerichtsräthen  beigeordnet 

7* 
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Im  Erzbisthom  Mainz  wurde  in  demselben  Jahre  1516  ein 
Hofgericht  eingesetzt,  welches  aus  dem  Hofrichter,  5  aus  der 
Ritterschaft  und  5  Doctoren  oder  Licentiaten  gebildet  wird  ö*). 
In  dem  Hofgericht  der  hinteren  Grafschaft  Sponheim,  welches 
zu  Trarbach  abgehalten  wird,  sollen  von  den  7  Personen  3  oder 
wenigstens  2  Beisitzer  Doctoren  oder  Licentiaten  des  Rechts 
sein  ®®). 

Das  Land-  und  Hofgericht  in  Meklenburg  soll  nach  seiner 
Ordnung  von  1558  •')  besetzt  sein  mit  dem  Landrichter  und  12 
Beisitzern;  von  diesen  sollen  5  Landräthe  von  Adel,  2  Hofräthe, 
2  Doctgres  von  der  Universität  Rostock,  ein  Gelehrter  aus  dem  Stift 
Schwerin  und  die  Bürgermeister  von  Rostock  und  Wismar  sein  ^. 

Für  das  Hofgericht  zu  Königsberg  i.  Pr.  bestimmt  die 
Hofgerichtsordnung  von  1578  (art.  1),  dass  an  ihm  gewisse  höhere 
Beamte  und  8  Beisitzer  Theil  nehmen,  von  denen  3  Doctores  der 
Rechte  und  5  von  Adel  sind,  und  dass  bei  schweren  Sachen 
zwei  ausserordentliche  Professoren  den  Hofgerichtsräthen  zu  Hilfe 
kommen  und  im  Hofgericht  erscheinen*  sollen  «»). 

Für  Holstein  wurde  im  Jahre  1566  bestimmt,  dass  endlich 
einmal  ein  ordentliches  Hofgericht  eingesetzt  würde,  bestehend 
aus  dem  Hofrichter,  3  Personen  von  Adel  und  drey  Bechts- Ge- 
lehrten, zusamt  einem  Gerichts  -  Notario ;  die  Gerichtsordnung  für 
dieses  Gericht  solle  aus  gemeinen  kaiserlichen  und  sächsischen 


werden  soll.—  Die  Regierung  von  Oüstrin,  welche  zugleicli  Gk^richt  ist,  soU 
nach  dem  Neiimärkischen  Landtagsabschied  von  1601.  Nr.  8  (Mylius  VI. 
S.  210  fiF.)  mit  qualfficirten  Personen  besetzt  werden,  derer  theils  Eitdendiache 
von,  Adel,  theüs  Doctores  sein  sollen;  in  wichtigen  Angelegenheiten  können 
sie  ein  Paar  Professoren  aus  Frankfurt  adhibiren. 

65)  Hofgorichtsordnung  von  1516  tit.  2.  bei  Säur  fasoic.  judic.  I.  fol.  23b, 
vgl.  auch  unten  §.  88.  N.  2.  —  lieber  das  Hofgericht  zu  Trier  vgl.  die  Ord- 
nimg von  1569  bei  Hontheim  histor.  Trevir.  III.  p.  17—19. 

66)  Hofgerichtsordnung  von  1586  bei  Säur  1.  c.  IV.  p.  1. 

67)  V.  Kamp tz  Meklenb.  Civilr.  I.  2.  S.  13.  -  Vgl.  auch  §.  62.  N.  6. 

68)  Nach  der  Ordnung  von  1568  (Kamptz  I.  2.  S.  40)  sind  es  4  Land- 
räthe von  Adel,  4  gelehrte  Räthe,  ein  Doctor  der  Universität,  einl&elehrter 
aus  dem  Stift  Schwerin  und  die  beiden  Bürgermeister. 

69)  Grube  Corpus  constitutionum  Prutenicarum  1721.  fol.  IL  p.  2.  — 
Dasselbe  bestimmt  die  Hofgerichtsordnung  von  1583  art.  1  und  fugt  noch  hin- 
zu, dass  für  den  Fall,  dass  Einer  von  der  sogenannten  gelehrten  Bank  in  Herr- 
sohaftssachen  verreist  ist,  ein  Professor  oder  einer  von  den  gelehrten  Bäthen 
in  seine  Stelle  treten  soll,  Grube  U.  p.  15. 
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Rechten,  auch  wohlhergebrachten  Gewohnheiten  des  Fürstenthums 
berathschlagt  werden  '^). 

So  war  es  denn  für  die  Hofgerichte  im  Lauf  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  wohl  überall  entschieden,  dass  in  ihnen  die  Docto- 
res  einen  Theil  der  Beisitzerstellen,  gewöhnlich  die  Hälfte,  erhiel- 
ten. Neben  ihnen  sassen  adlige  Beisitzer,  welche  aber  nicht  als 
Repräsentanten  des  volksthümlichen  Rechts  betrachtet  werden 
können,  sondern  regelmässig  wohl  auch  schon  gelehrte  Kenntnisse 
auf  einer  Universität  gesammelt  hatten,  ohne  allerdings  den 
Doctor-  oder  Licentiatentitel  zu  erwerben.  Und  wenn  sie  von 
dem  fremden  Recht  nichts  wussten  und  die  Neigung  hatten,  nach 
einfachem  Rechtsgefühl  oder  nach  den  heimischen  Gebräuchen 
zu  entscheiden,  so  bedarf  es  für  uns  wohl  keines  Beweises,  dass 
sie  von  den  Doctores,  mit  ihren  JR-echtsdeductionen,  mit  ihren 
Berufungen  auf  das  Corpus  juris  und  die  Glosse,  auf  Bartolus 
und  Baldus  überstimmt  wurden,  und  dass  die  Ansicht  der  Juri- 
sten und  mit  ihr  gewöhnlich  das  fremde  Recht  den  Sieg  gewann. 
Die  Doctores  waren  es,  denen  im  Wesentlichen  die  Aufgabe  der 
Justiz'  zufiel,  welche  den  Fall  referirten,  analysirten  und  die 
Entscheidungsgründe  für  das  Urtheil  aufstellten.  Ja  es  war,  wenn 
nur  einer  oder  wenige  Doctores  im  Gericht  neben  den  Laien 
sassen,  die  Gefahr  um  so  grösser,  dass  die  letzteren  ohne  die 
Fähigkeit  der  Kritik,  ohne  von  anderen  gelehrten  Beisitzern  auf 
die  Schwächen  einer  Ansicht  aufmerksam  gemacht  zu  werden,  zu 
völhg  ungegründeten  oder  ungerechten,  den  bisherigen  Rechts- 
principien  zuwiderlaufenden  Aussprüchen  verleitet  würden  'i). 

Darum  begegnen  wir  auch  so  vielen  Klagen  darüber,  dass 
seitdem   in    den  Hofgerichten  Doctoren   sassen,   welche   oft  aus 


70)  Oronhelm  Corpus  statutonim  provincialium  Holsatiae.  1750.  4. 
p.  159  und  161. 

Einige  Notizen  über  Hofgerichte  vgl.  auch  bei  Maurer  Gerichtsverfahren 
S.  309  f, 

71)  Die  RoUe,  welche  Laien  einem  studirten  Juristen 'gegenüber  zu  spielen 
pflegen,  schildert  Melanthon  Orat.  de  legibus  (ed.  Muther  p.  21)  in  rhe- 
torischer Weise :  Modo  res  judicant  indocti  fere,  gut  ne  nihil  sapianty  unum 
oMquem  ex  vuJgaribus  pragmaiicis  in  consilium  adhibenty  in  quibus,  ut  quis- 
que  est  indoctissimuSj  ita  est  audadssimus  et  nequissimus.  Hujus  vident  ocu- 
K»,  hujus  audiunt  auribus  reliqui  omnes,  quod  hie  somniarit  reliqui  decer- 
nunt:  Ait  ajunt;  negat,  negant  Capita  sunt  sine  Unguis^  jus  ipsi  et  mm  ae. 
quUatis  ignorant.    Legulejus  ille  naribus  omnes  tanqucm  bubulos  trahit 
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fremden  Ländern  herstammten  und  der  heimischen  Gebräuche 
unkundig  wären,  die  Landrechte  vernachlässigt,  neue  Rechte  ein- 
geführt und  insbesondere,  die  in  den  unteren  Gerichten  nach  dem 
Land-  oder  Stadtrecht  gefundenen  ürtheile  von  den  oberen  Ge- 
richten darum  reformirt  würden,  weil  sie  dem  gemeinen  Recht 
widersprächen  '^2).  Auch  half  es  hier  eben  so  wenig,  wie  bei  dem 
Reichskammergericht '«),  wenn  das  IJntergericht  die  bei  ihm  gel- 
tenden Gebräuche  oder  Rechtsquellen  dem  Hofgericht  zusendete, 
um  nach  ihnen  in  vorkommenden  Fällen  zu  sprechen  '*).     Man 

72)  Wir  haben  oben  S.  95  f.  die  Beschwerden  der  Baierischen  Landschaft 
zusammengestellt.  In  Betreff  des  Qravamen,  dass  die  gelehrten  Richter  Kai- 
ser Ludwigs  Rechtsbuch  vernachlässigten,  riethen  dem  Herzog  seine  Bäthe 
zu  antworten  (a.  1501  bei  Krenner  XTTL  S.  191),  dass  in  diesem  Buch  et- 
liche Artikel  wider  gemeine  Bechte  u.  gute  Sitten  sind,  daran  die  ürtheilsprüche 
der  Gewissen  halben  Beschwerung  haben.  —  Vgl.  auch  S.  50.  N.  13  über 
Baiem  und  Würtemberg.  —  Nauclerus  sagt  vom  Ende  des  15.  Jahrhun- 
derts (Wächter  L  S.  79.  N.  10):  Hodie  vero  passim  ab  eis  (den  Urtheilen 
der  Stadtgerichte)  appellari  coepit  quod  ferendum  esset  j  si  judices  appeüatio- 
nis  in  judicando  consueiudinem  priorum  judicum  servarent!  Sed  hoc  a  pau- 
cis  ponderatur,  imo  plerumque  sententiae  priorum  judicum,  alioguin  nullam 
iniquitatem  continenteSy  ob  id  solum,  quod  contra  leges  scriptas  prolatae  in- 
veniuntur,  retractantur,  in  quo  sine  eorum  demeritis  et  judices  primae  instan- 
iiae  imperitiae  suggtUantu/r  et  victrix  pars  gravaiur.  Hoc  quam  justum  sit, 
viderint  judicantes,  Quis  enim,  nisi  insipiens,  ab  imperitis  leges  unquam 
eocigeret,  Unde  multo  sancHus  esset,  nullos  tales  judices  prcteficere,  vel  si 
praefeceriSj  aequum  esset,  eorum  consuetudinem y  quae  sattem  contra  jus  gen- 
tium non  esset,  in  judicando  servare.  Nescio  quoque,  tolerabiliorne  aut  rei 
puhlicae  utüior  fuerit  antiquus  mos  in  judicando;  hoc  plane  scio,  quod  muUo 
minoribus  expensis  et  laboribus  majores  ncstri  litigabant,  nee  minus,  quam 
hodie  de  administratione  jusiiiiae  contenii  fuerant.  —  Für  Franken  vgl.  oben 
S.  81.  N.  61.  Der  fränkische  Landrichter  Stieber  sagt  im  Jahre  1536  (Schneidt 
Thesaur,  jur.  Francon.  1. 1. 1787.  p.  51),  es  verlören  die  Parteien,  welche  ihren 
Process  am  Landgericht  nach  dem  Landts  -  Gebrauch  erstanden,  denselben  t?or 
den  Bäthen.  Und  doch  habe  man  die  Bestimmung,  das  die  geschriebenen 
Becht  wider  den  alten  Landts  Geprauch  nitt  statt  Jiaben  sollen.  —  A.  1559 
beschweren  sich  die  schlesischen  Stände  über  die  Appellationen  nach  Prag, 
da  sie  in  vorfallenden  Sachen  den  sächsischen  Rechten  und  bei  Lücken  der- 
selben den  gemeinen  beschriebenen  Kaiserrechten  folgten,  ausserdem  sonder- 
liche Willküren  und  Gebräuche  besässen,  von  denen  die  Böhmen  nichts  wüssten 
(Tzschoppe  u.  Stenzel  S.  107.  N.  2),  vgl.  auch  §.  70.  N.  6,f  §.  81.  N.  24, 
§.  84.  N.  37.  - 

73)  Vgl.  N.  14. 

74)  Purgoldt's  Rechtsbuch  V.  103:  wan  der  stete  freyheiU,  wiUekor^  ge- 
wonde  u.  ynnunge  den  forsten  u,  iren  reihen  sere  unkunt  seint  —  Vgl.  auch 
S.  82. 
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war  nicht  blos  geneigt,  den  Particularrechten  einen  so  engen  Gel- 
tnngskreis  wie  möglich  zu  geben  und  sie  in  dem  dem  gemeinen 
Becht  geroässesten  Sinne  auszulegen,  sondern  es  schrieben  auch 
manche  Gesetze  ausdrücklich  vor  '*) ,  dass  an  den  Obergerichten 
mehr  nach  gemeinen  beschriben  rechten  dan  na  ongemssen  gewöhn- 
heUen  oder  unredlichen  gebrauchen  gehandelt  würde.  Der  Dualis- 
mus zwischen  den  in  den  Obergerichten  und  den  in  den  ünter- 
gerichten  beobachteten  Rechtsnormen  führte  dahin,  dass  die  deut- 
schen Gewohnheiten  abgethan,  dem  gemeinen  Recht  entsprechende 
Gesetze  erlassen  und  ein  gleichmässiges  Recht  herbeigeführt  wurde. 

Aber  es  fühlte  sich  das  Volk  auch  noch  weiter  dadurch  be- 
schwert, dass  während  bisher  an  den  Untergerichten  in  formlosem 
Verfahren  und  meistens  ohne  strenge  Regeln  processirt,  und 
ohne  viele  Umstände  erkannt  worden  war,  an  den  Hofgerich- 
ten der  durch  die  geistlichen  Gerichte  ausgebildete  canonische 
Process  beobachtet  wurde  oder  seine  Principien  in  besonderen 
Processordnungen  Aufnahme  fanden,  so  dass  oft  aus  proces- 
suahschen  Gründen  die  Urtheile  der  ersten  Instanz  umgestossen 
wurden  'ß). 

3.  Sehr  viel  später  als  in  den  Hofgerichten  und  den  Schöf- 
fen^ühlen  fanden  in   den  Untergerichten,  den  alten  kaiserlichen 


75)  Z.  B.  Knrköln.  Landr.  von  1538  bei  Maurenbreclier  Bhemprenss. 
Landrechte  I.  S.  365. 

76)  In  der  Vorrede  der  Ohurtrier'schen  UntergerichtsordimngVon  1537  (Säur 
EüBcic.  jndic.  I.  p.  58  a)  heisst  es :  da  die  Processe  bei  den  üntergerichten  nicht 
ordentlich  geführt  worden  seien,  habe  das  Hofgericht  die  Erkenntnisse  oft  für 
nicUig  w.  wntuglich,  auch  gemeynen  beschriebenen  Rechten  zugegen  u.  wider 
aufgehoben;  daher  werde  jetzt  eine  Ordnung  erlassen,  damit  förmlicher  auch 
80VÜ  immer  möglich  bei  den  undergerichts  personeh  dem  gemeynem  beschrie- 
benen Rechten  gemess  procedirt  werde,  und  die  bösen  Missbräuche  abgeschafft 
werden.  VgL  auch  die  Mainzer  Untergerichtsordnung  von  1534,  die  Oölner 
Ton  1538  in  den  Einleitungen.  —  In  der  Erbacher  Hofgerichtsordnung  Ton 
1552  (4ter  Theil  des  Landrechts  tit.  7)  wird  gleichfalls  darüber  geklagt,  dass 
an  den  Untergerichten  use  EinfäUikheit  oder  geübten  Missbräuchen  oftmals 
nichtig  processirt  werde.  —  Dasselbe  wie  von  den  Hofgerichten  gilt  in  dieser 
Beziehung  auch  von  den  mit  Gelehrten  besetzten  Schöffenstählen.  Der  Erz- 
bißchof  von  Magdeburg  macht  in  seiner  Verordnung  für  den  Schöffenstuhl  zu 
Halle  vom  Jahre  1584  (Dreyhaupt  11.  S.  457)  demselben  den  Vorwurf,  er 
sehe  oft  nur  auf  den  Process  alktne  u,  als  wäre  nichtig  u.  nulliter  procediret, 
daraus  denn  aUerley  Circuitus,  auch  schwere  Unkosten  u.  Schäden  der  Par- 
\hm  erfolgen^  und  verlangt,  die  Schöffen  sollen  mehr  auf  Rechtsgründe  oder 
mmto  causae  dann  auf  Process  oder  alten  stylum  sehen. 
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oder  landeslierrliGhen  Landgerichten,  in  den  Stadt-  nnd  Dorfge- 
gerichten  die  Doctoren  Eingang.  Wenn  auch  hier  wegen  der  so 
oft  wiederkehrenden  Vorschrift,  dass  in  subsidium  nach  gemeinem 
Recht  geurtheilt  werden  sollte,  die  Kenntniss  des  hergebrachten, 
particulären  Rechts  nicht  aasreichen  konnte,  und  gelehrte  Kennt- 
nisse für  den  Spruch  erforderlich  waren,  so  suchte  man  sich  doch 
hier  anders  zu  helfen;  besonders  dadurch,  dass  man  einen  Rechts- 
consulenten  unterhielt,  welcher  bei  vorkommenden  Gelegenheiten 
seinen  Rath  zu  ertheilen  hatte,  oder  dass  man  die  Acten  an  eine 
Uniyersität,  einen  Schöffenstuhl  oder  auch  an  ein  Hofgericbt  zum 
Spruch  versandte. 

In  derselben  Zeit,  in  welcher  die  Hälfte  der  Beisitzerstellen 
bei  den  Hofgerichten  den  Doctoren  eingeräumt  wird,  begnügt 
man  sich  für  die  üntergerichte  zu  bestimmen,  dass  sie  mit  ver- 
ständigen Leuten,  welche  des  Landrechts  und  der  Gerichtssachen 
erfahren  seien,  und  nach  ihrem  besten  Verständniss  Recht  spre- 
chen, besetzt  werden  sollen  '"'). 


77)  Mainzer  üntergerichtsordnung  von  1534  tit.  1  (Saar  fasoic.  jndic.  I. 
p.  4):  mit  frommen,  verstendigen,  ehelichen  u,  uwoerleumhdten  Personen,  so 
eins  vollkommenen  Alters  u.  nicht  im  Bann  oder  Acht;  sie  schwören  Recht 
zu  sprechen  wich  meinem  besten,  verstendnuss;  ebenso  Ohurköhi.  üntergerichts- 
ordnung von  1538  tit.  1  (Säur  I.  p.  40;  Maurenbreeher  L  S.  350);  Spon- 
heim'sche  Untergerichtsordnung  von  1578  0.  1.  §.  1.  —  Vgl.  ferner  Unter- 
gerichtsordnung für  Ohurtrier  von  1537,  für  die  Pfalz  (Säur  I.  fol.  59,  IL 
fol.  2).  —  G^ldem'sches  Landrecht  von  1609  L  1.  §.  1.  Nr.  4  (Maurenbre- 
cher n.  S.  500):  Die  Schöffen  sollen  lesen  und  schreiben  können  und  des 
Landrechts,  der  Gewohnheiten  und  Gerichtssachen  erfahren  sein.  —  Landreoht 
der  Grafschaft  Lingen  von  1639  IV.  §.  1  (bei  SchlüterProv.-Becht  der  Pro- 
vinz Westphalen  n.  S.  81) :  Richter  und  Beisitzer  sollen  sein  fipomme,  redliche 
Leute,  ehelich  und  frei  geboren,  und  über  25  Jahre  alt,  dar  fho  deaer  Eefor- 
mation  unde  simst  des  Landes  lAnge  gebrach  u,  gewonheden  thor  nottroft  er- 
faren,  —  Die  Solmser  Land-  und  Gerichtsordnung  I.  4.  §.  1  sagt:  die  Schöffen 
könnten  an  den  Untergerichten  oft  weder  lesen,  noch  soll^jben,  und  I.  14.  §.  2: 
die  gemeinen  Fürsprecher  seien  meist  ungelehrte  Leute?Vr  Gerichtsordnung 
fär  Jülich  1556  tit.  2  (Säur  III.  foL  17):  der  Richter  soll  ^e  verständige 
Person  sein,  löblicher  u,  guter  Gewohnheiten,  auch  der  Eichtligm  Processen 
wol  kundig  u,  erfahren,  die  Schöffen  verständige,  redliche  Leutc^tit.  ö:  die 
Schöffen  schwören  rechtmässig  ürtheil  zu  sprechen;  vgl.  auch  Jülich.  Landr. 
von  1564  c.  2.  —  Frank.  Land -Gerichtsordnung  von  1618  I.  2.  §.1:  der 
Landrichter  soll  eines  ehrbaren  Wandels  und  verständig  sein,  I.  3.  §.  1:  die 
Beisitzer  Ritter  oder  wenigstens  von  Adel,  ehrbar,  aufrichtig  und  verstän- 
dig. —  Schwab.  Land -Gerichtsordnung  von  1618  I.  tit.  5:  zum  Landgericht 
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Sie  bedurften  des  gelehrten  Beistandes  BowoU  wegen  der  viel- 
fach anzuwendenden  fremden  Rec^tssätze,  sei  es,  dass  dieselben 
in  das  Landrecht  aufgenommen  waren,  sei  es,  dass  dasselbe  die 
Subsidiarität  der  fremden  Rechte  im  Allgemeinen  aussprach,  als 
auch  w'egen  des  Processes.  Denn  es  war  in  besonderen  Gerichts- 
ordnungen ein  sehr  förmliches  und  geordnetes  Verfahren  für  die 
üntergerichte  vorgeschrieben,  welches  auf  den  Grundsätzen  des 
römischen  und  canonischen  Rechts  beruhte;  und  wo  es  an  solchen 
Ordnungen  fehlte,  mussten  die  Untergerichte  befürchten,  dass 
ihre  Erkenntnisse  in  der  Appellatio»  umgestossen  würden,  wenn 
nicht  die  processualischen  Regeln  beobachtet  waren  's).  Jener 
materiellen  Unsicherheit  konnte  man  durch  Actenversendung  abhel- 
fen ;  um  aber  für  das  Verfahren  die  nöthige  Anweisung  zu  erhalten. 


gehören  12  ürtheiler  aus  yerschiedenen  Ständen,  geschickte,  verständige  und 
der  Landgerichtlichen  Processe  und  Gebräuche  wohlerfahrene  Bürger.  —  Ti- 
roler Landesordnung  von  1573  IE.  1:  12  ehrbare,  verständige,  angesessene 
Leute;  vgl.  auch  YIII.  1.  —  Bairischer  Gebrauch  bey  den  Landschrannen 
aus  dem  Anf.  IGten  Jahrh.  (Krenner  XVL  S.  380):  der  Richter  und  Ge- 
pichtschreiber müsse  oft  auf  die  ßechtsprecher  warten ,  bis  dieselben  kommen, 
einer  vom  Pflug,  der  andere  vom  Mad,  der  dritte  von  seinem  Handwerk  u, 
dergleichen  viele  andere  Nachtheile  mehr.  —  Noch  die  Baierische  Gerichtsord- 
nung von  1614  bestimmt  L  1,  dass  der  Richter  edel,  ehrbar,  redlich,  ehelicher 
Geburt,  verständig  und  sigelmässig  sein  solle,  und  I.  4,  dass  die  ürtheiler 
aus  den  besten,  redlichsten  und  verständigsten  ausgewählt  werden  sollen.  —  In 
den  vielen  schlesischen  Landesordnungen  und  Gesetzen  des  16.  und  17.  Jahr- 
hunderts, welche  bei  Weiupgarten  fasciculi  diversorum  jurium  1690  fol.  abge- 
druckt sind,  wird  manches  über  die  Zahl  der  IJrtheiler  in  den  Land-  und 
Kammergerichten  bestimmt,  aber  es  wird  nie  gelehrte  Bildung  verlangt,  son- 
dern nur,  dass  sie  tüchtig  und  tauglich  seien.  —  Ja  selbst  nach  der  Ordnung 
des  kaiserl.  Hofgerichts  zu  Rotweil  von  1572  I.  tit.  1  wird  das  Gericht  be- 
setzt mit  einem  Hofrichter  und  13  Beisitzern  aus  dem  Stadtrath  zu  Rotweil. 
Doch  wolle  der  Kaiser  nachdenken,  wie  er  die  Zahl  der  Beisitzer  mit  etlichen 
von  Adels  u.  Eechtsgelehrten  vermehren  möge ;  bei  besonders  schweren  Sachen 
möge  man  sich  der  Bedenken  von  Advocaten  und  Rechtsgelehrten  bedienen. 
Die  einmal  ernannten  Beisitzer  möge  man  nicht  mit  der  jährlichen  Yerän- 
derung  des  Stadtrechts  wechseln  lassen  und  möge  sie  examiniren,  um  quali- 
ficirte  Personen  zu  erhalten;  tit.  3:  Und  da  Sachen,  die  in  Rechten  be- 
ruheten, fwrkommen,  sollen  sie  nach  gehabten  Bäht  ihrer  dar  zu  ....  in- 
sonderJieit  bestellter  Advocaten  u.  Bechtsgelerten ,  u.  nit  allein  auff  ihr  Gut- 
hedtmcken  oder  eignen  Wahn  ....  kein  Urtheil  fassen.  —  In  dem  Eide  der 
Urtheilsprecher  I.  tit.  19  wird  übrigens  nicht  gesagt,  dass  sie  nach  gemeinen 
Bechten  sprechen  sollen. 
78)  Vgl.  N.  76. 
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bedurfte  es  eines  rechtskundigen  Mannes,  welcher  den  Schöffen 
in  der  Person  des  Gerichtsschreibers  oder  besonderen  Redits- 
consulenten  beigegeben  wurde.  So  wie  in  den  Obergerichten  die 
gelehrten  Beisitzer  den  adligen  regelmässig  überlegen  waren,  so 
war  der  Gerichtsschreiber  oder  Consulent  eigentlich  die  Seele 
des  ganzen  üntergerichts,  und  auf  seine  Ansicht  hin  wurde  regel- 
mässig das  Urtheil  gefällt  '^). 

Die  Solmser  Gerichtsordnung  (I.  4.  §.  1)  sagt  z.  B.,  dass, 
da  die  Schöffen  oft  nicht  lesen  noch  schreiben  können,  es  um  so 
mehr  auf  einen  tüchtigen  Gerichtsschreiber  ankomme.  In  Fran- 
ken schlug  der  Landrichter  Stieber  a.  1536  dem  Bischof  von 
Würzburg  vor,  er  möge,  da  in  den  Landgerichten  (welche  mit 
einem  Richter,  7  Beisitzern  von  Adel  s<>)  und  einem  Gerichtsschrei- 
ber besetzt  waren)  oft  Formfehler  begangen  und  dann  die  Er- 
kenntnisse im  fürstlichen  Hofgericht  reformirt  würden,  den  Ur- 
theil ern,  welche  der  geschriebenen  Hechten  nit  verständig,  einen 
Doctor  beigeben,  welcher  ihnen  in  gchwierigen  Sachen  Rath  er- 
theilen  möge.  Demgemäss  wurden  an  dem  Gericht  nach  und  nach 
mehrere  Consulenten  angestellt  s>).  In  der  Landgerichtsordnung 
von  1618  (I.  3.  §.  5  und  6)  wurde  dann  verfügt:  da  nicht  alle 
Sachen  auf  den  hUndlichen  Lands- Bräuchen,  sondern  eines  theüs 
auf  den  Puncten  des  gemeinen  geschrieben  Hechtens  bestehen,  eines 
theils  irrig  u.  weiüäufftig,  darinnen  viel  Zeugen  verhört  u,  sonsten 
hin  u.  wieder  viele  Schrifften  einbracht  werden,  woUen  wir  den  Bey- 
sit^ern  einen  Doctorem  der  Rechten  zuordnen,  den  sie  0u  ihrer  Ge- 
legenheit in  wichtigen  0weiffeligen ,  irrigen  u,  weitläufftigen  Sachen 
0u  ihnen  mögen  fordern,  die  Acta  neben  ihnen  lassen  verlesen  oder 
ihnen  referiren,  u,  dann  seines  Eaths  in  solchen  Sachen  pflegen,  den 
er  dann  ihnen  soll  mittheileh,  u.  auf  ihr  Erfordern  bey  ihnen  er- 
scheinen, Sie  können  ihm. auch  die  Acten  in  das  Haus  schicken, 
um  ein  schriftliches  Bedenken  von  ihm  zu  erhalten.  Und  im 
Fall  sie  sich  nach  gehabtem  Rath  der  Urtheil  nicht  Jcönnen  verglei- 


79)  Ygl.  N.  71. 

80)  Darüber,  dass  die  Beisitzer  ursprünglich  Ritter  sein  mussten,  dass 
aber  Kaiser  Sigismund  gestattet  habe,  auch  andere  von  A^del  zuzuziehen,  vgl. 
den  Entwurf  der  fränkischen  Landgerichtsordnung  aus  der  ersten  Hälfte  des- 
16.  Jahrhunderts  bei  Sehn  ei  dt  thes.  jur.  franc.  I.  1.  p.  16  ff. 

81)  Sehn  ei  dt  thes.  jur.  franc  I.  1.  p.  51.  53.  —  lieber  das  Hofgericht 
zu  Rotweil  vgl.  N.  77. 
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dim,  sotten  sie  die  Sachen  an  wns  lassen  gelangen  u.  noch  um  einen 
Dodorem  hüten  ®*). 

Eben  darum  betrachtete  man  die  bisherige  Verfassung  dieser 
Gerichte  für  überlebt  und  schlug  vor,  die  Landleute,  für  welche 
das  Beisitzeramt  jetzt  weniger  ein  Recht,  als  eine  Plage  war,  von 
der  Theilnahme  an  dem  Rechtsprechen  zu  befreien  und  dasselbe 
allein  in  die  Hand  des  Richters  zu  geben  ®*).  Auch  in  den 
Städten  war  man  sich  dessen  bewusst,  dass  die  Verfassung  der 
Stadtgerichte  nicht  mehr  den  Ansprüchen  der  neueren  Zeit  ge- 
nügte. So  klagte  Purgoldt  (S.  19)  in  Versen  darüber,  dass 
selten  in  den  Städten  das  Recht  ordentlich  ausgerichtet  werde, 
weil  man  sich  keiner  Bücher  bediene,  und  die  Leute  selten  seien, 
welche  ohne  wissenschaftliche  Bildung  das  Recht  richtig  finden 
könnten,  ja  viele  Schöffen  nicht  einmal  lesen  gelernt  hätten.  Es 
sei  ein  üebelstand,  dass  das  Recht  durch  die  Majorität  derer 
entschieden  werde,  die  sein  nicht  vorstehen. 

Die  Gerichtsverfassung  der  Hofgerichte  nachzubilden,  war 
jRir  die  meisten  Städte  unmöglich,  da  gelehrte  Doctores  nur  mit 
reichlicher  Besoldung  zu  gewinnen  waren.  Selbst  wenn  einzelne 
Gesetze  vorschrieben,  man  möge  die  Gerichte  wo  möglich  mit 
gelehrten  Personen  besetzen-,  blieben  die  Urtheiler  doch  regel- 
mässig   einfache   Bürger    und   Handwerker®*).     Auch  die    Caro- 


82)  In  dem  Neumärkischen  Bescheid  a.  1636  (Mylius  VI.  S.  363)  wird 
geklagt,  dass  fatalia  ac  solennitates  interponendae  et  introducendae  appellationis 
bei  den  Untergerichten  nicht  beobachtet  würden.  Dies  wird  entschuldigt  durch 
hominum  imperitia  et  Juris  ignorantia.  Bei  den  gemeinen  Leuten  auf  dem 
Lande  sei  dieselbe  notoria;  bei  anderen  Untergerichten  habe  man  aber  leicht 
homines  peritos  zur  Hand  und  könne  sie  consuliren.  Daher  unterblieben  hier 
die  Formen  nicht  ex  simplicitate,  sondern  ex  proposito  et  malitia. 

83)  In  der  laiischen  Anzaigung  (vgl.  iiber  sie  §.  66.  N.  35)  heisst 
es  über  Baiem  (Mitte  des  16.  Jahrhunderts):  dann  wie  wol  im  Niderland 
nit  nach  dem  btiech,  sonder  nach  den  stimmen  der  hey sitzer  geurtlet  wirdet, 
yedoch  guet  zugedenckhen  ^  das  der  mererteyl  solcher  urtlung,  am  Richter  u, 
gerichtsehreiber  ligt  ....  So  bedeuchi  mich^  nit  pös,  man  Hesse  den  armen 
Pofvrsman  jm  Niderland  hey  seiner  veldarhayt,  dar  zu  er  on  zwei  fei,  nutzer 
u.  geschickMer  wäre,  da/nn  zum  urteln  sprechen,  sonnderlich  in  peinlichen 
Sachen,  da  es  leib  u,  Leben  andrift     Und  das  der  richter  allain  urtle. 

84)  Vgl.  Wächter  I.  S.  651.  —  Rostocker  Gerichtsordnung  von  1586  bei 
v.Kamptz  Meklenb.  Civilr.  L  2.  S.  351  ff.  —  Hamburger  Statuten  von  1603  L 
6.  art.  1  (fromme,  ehrliche,  tmberüchtigte  Bürger);  nach  der  Hamburger  Nie- 
dergerichtsordnung von  1622  cap.  1   können  die  urtheilenden  Bürger  sich  vom 
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lina  klagt  in  der  Einleitung  darüber,  dass  die  meisten  peinlichen 
Gerichte  mit  Personen  besetzt  sind,  welcBe  der  kaiserlichen  Rechte 
nicht  gelehrt  sind. 

In  den  kleineren  Städten,  welche  sich  nicht  wesentlich  von 
den  Dörfern  unterschieden  und  deren  Einwohner  meistens  auch 
noch  vom  Ackerbau  lebten,  wurde  länger,  als  in  den  grösseren 
nach  den  einheimischen  dürftigen  Statuten  und  den  Gewohnheits- 
rechten geurtheilt.  Wo  in  den  Statuten-  die  Subsidiarität  der 
gemeinen  Rechte  vorgeschrieben  war,  oder  sonst  gelehrte  Kennt- 
nisse erfordert  wurden,  besonders  auch  dann,  wenn  die  Parteien 
gelehrte  Beistände  gewonnen  hatten,  welche  durch  ihre  Deduc- 
tionen  und  durch  Citate  der  Leges  und  der  opiniones  doctorum 
die  Sache  verwirrt  und  die  Beisitzer  um  ihr  gesundes  ürtheil 
gebracht  hatten  s'^),  versandten  die'  ScböflFen  die  Acten  an  ein  ge- 
lehrtes CoUegium,  oder  legten  die  ganze  Angelegenheit  in  die 
Hände    des    Stadtschreibers.     Viele    Stadtschreiber   hatten   ihre 


Bath  advis  oder  raihliches  Bedencken  erbitten,  auch  einen  oder  zwei  Procu- 
ratoren  verlangen  die  mit  ihnen  in  die  Findung  gehen,  auch  wo  es  hegehret 
würde,  dieselbe  Findung  einbringen^  erst  1624  wird  zum  Niedergerioht  ein 
Reohtsgelehrter  deputirt,  vgl.  Westphalen  (Gries)  Oommentar  zum  Ham- 
burger Stadtrecht  I.  S.  4.  N.  —  Gerichtsordnung  für  Stade  1606:  das  Nie- 
dergericht wird  mit  Rathsherren  und  Bürgern  besetzt  (tit.  2  und  8);  daneben 
soU  es  aber  mit  4  gelahrten  Personen  ordinarie  versehen  sein,  welche  als 
Anwälte  fungiren  (tit.  9).  —  In  der  Gerichtsordnung  für  Adelepsen  von  1543 
(Walch  Beiträge  VIII.  S.  6  ff.)  heisst  es,  dass  die  Schöffen  richten  sollen 
naclr  ihren  fünf  Sinnen  und  ihrem  besten  Verstände. 

85)  Barth.  Sastrow  erzählt  in  seiner  Selbstbiographie  (herausgegeben 
von  Mohnike  Greifsw.  1823.  I.  S.  91  ff.),  wie  sein  Vater  im  Jahre  1531  mit 
einer  klaren  Forderung  zu  Stralsund  nicht  habe  durchdringen  können.  Der 
Stadtsjndicus  Johann  Kloke  und  Herr  Nicol.  Bode  halfen  dem  Beklagten, 
„suppeditirten  ime  materiam,  denn  Kloke  sass  stetes  mit  über  der  Sachen, 
brachte  mit  au&  Bathaus,  als  ein  Jurist,  leges  et  Dqptorum  opiniones,  über- 
redete die  anderen  Burgermeister  und  ßathspersonen  als  Leyen  leichtlich,  das 
solche  jura  in  terminis  in  dieser  Sach  stat  heften,  für  B,  (den  Beklagten)  tf. 
ineinem  Vattem  euwidern  weren.^  —  Zugleich  kann  man  aus  dem  Verlauf  der 
Erzählung  sehen,  wie  durch  die  Möglichkeit  der  Appellation  und  durch  das 
langsame  Verfahren  des  Reichskammergerichts  auch  die  ungerechteste  Sache 
zum  Vortheil  des  Beklagten  ausschlagen  konnte.  Sastrow  sagt  S.  97:  das 
Dictum  Hesiodi:  „Dimidium  plus  toto**  reime  sich  nicht  übel  auf  den  Process, 
besonders  des  Kammergerichts;  das  viel  nützlicher  sei,  man  neme  im  Anfang 
das  halb  TeiU,  <Ü3  das  man  das  Gantxe  durch  Erkan^us  des  KammergericMs 
erJhoUe. 
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Weisheit  in  autodidaktischer  Weise  aus  Büchern,  besonders  wohl 
aus  den  seit  der  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  in  zahl- 
reichen Ausgaben  erschienenen  Formelbüchern  und  aus  den  spä- 
teren Spiegeln,  oder  aus  der  Praxis  erworben,  indem  sie  als  Ge- 
hülfen oder  Substituten  in  der  Schreiberstube  eines  Syndicus  oder 
Stadtschreibers  allmähhch  eine  gewisse  Vertrautheit  mit  den  wich- 
tigsten Rechtsgeschäften  und  Rechtssätzen  erlangt  hatten.  In 
den  grösseren  Städten,  welche  ein  höheres  Einkommen  zu  bieten 
im  Stande  waren,  übernahmen  gelehrte  Männer,  welche  den  Doc- 
torgrad  erlangt  hatten,  dies  Amt  und  führten  dann  oft  den  Titel 
Syndici  ®*). 

Auf  dem  Lande  in  den  Dörfern  bUeb  die  Gerichtsbarkeit  in 
den  Händen  der  Schöffen,  denen  der  Amts-  oder  Gerichtsschreiber, 
welcher  gleichfalls  seine  Kenntnisse  aus  der  Praxis  erworben 
hatte,  in  ähnlicher  Weise  zu  Hilfe  kam.  An  einzelnen  Orten,  wo 
bisher  in  ganz  alter  Weise  der  Umstand  das  Recht  gefunden 
hatte,  wurde  jetzt  die  Schöffenverfassung  eingeführt  und  wurden 
Leute,  welche  der  bestehenden  Rechte  besonders  kundig  waren,  zu 
Schöffen  ernannt  s^). 


86)  Eichhorn  IH.  S.  337.  N.  g,  Wächter  I.  S.  294  ff.  Vgl.  oben 
S.  47.  N.  4  und  S.  58  ff.  —  Balthasar  histor.  Nachricht  von  denen  Lan- 
desgerichten in  Pommern  1733  fol.  S.  26;  Verordn.  von  1663:  die  kleinen 
Städte,  80  die  Jitrisdikiion,  aber  keine  Syndicos  hciben,  sollen  gelehrte  Consu- 
lenten  und  Stadtschreiber  halten  oder  eine  rechtsgelehrto  Person  darzu  be- 
stellen. —  Ueber  die  Stadtadvocaten  oder  Syndici  in  Frankfurt  a.  M.  vgl. 
Römer-Büchner  Stadtverfassung  von  Frankfurt  1855.  S.  157;  in  dem  Ent- 
wurf der  Frankf.  Reformation  von  1500  heisst  es^  dass  Schöffen  und  Richter 
nicht  ausreichen,  sondern  man  auch  der  Gelehrten  bedürfe,  welche  ihren  Rath 
in  Schriften  ertheilen.  Thomas  Oberhof  S.  94.  —  Das  Nürnberger  Stadt- 
gericht beschreibt  Christ.  Scheurl  c.  23.  p.  199  (vgl.  oben  S.  62.  N.  40)  als 
aus  ehrbaren  Bürgern  bestehend :  his  patres  deptttant  aaaessores  tres  aut  qua- 
tuar  doctores,  quorum  est  consulere  ei  jus  indicare  tantum:  Scabinorum  dare 
sttffragia;  c.  24;  das  Judicium  rusticorum,  welches  aus  jungen  Bürgern  gebil- 
det werde,  entscheide  praesente  Doctore.  Hegel  (Chroniken  der  deutschen 
Städte  L  1862.  S.  XXVIH.  N.  3)  theilt  ein  Bathsdecret  von  1497  mit;  Es 
ist  bey  einem  erber en  rat  gar  wolbewegen  erteylt,  das  die  Doctores,  die  ein 
erber  rat  in  der  newen  gerichtJsordnung  an  das  Gericht  prauchen  wil,  allein 
ratgeben  und  nit  urteyler  sein,  auch  nit  vocem  haben  sollen,  auch  kein  me- 
rerss  machen, 

87)  Oöhiische  Oer.-O.  von  1538  tit.  1  (Säur  I.  fol.  40),  Verordnung  für 
Jülidi  von  1558  (Sanr  DI.  fol.  37),  Münstersche  Landgerichtsordnung  von 
1571  (Säur  YI.  fol.  205).  ^ 
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In  den  Lehnsgerichten  zog  man  seit  dem  Ende  des  Mittel- 
alters hie  und  da  rechtsverständige  Personen  zu,  welche  nicht 
Vasallen  waren;  auch  hier  wurden  vielfach  die  deutschrechtUcheu 
Auffassungen  verlassen,  so  weit  sie  nicht  völlig  mit  den  Grund- 
sätzen der  Libri  feudorum  harmonirten,  und  gemeinrechtliche 
Sätze  an  ihrer  Stelle  zur  Anwendung  gebracht  *ö). 


{.  65.    Die  SobsidlarUit  der  fremdea  Reehte. 

1.  Die  Idee,  dass  das  römische  Recht  als  Recht  der  Kaiser, 
der  Nachfolger  Justinians,  überall  a^s  Reichsrecht  zur  Anwendung 
kommen  müsse,  war  von  den  Kaisem  schon  im  frühen  Mittel- 
alter mit  Vorliebe  ausgesprochen  >).  Sie  lebte  weiter  fort  und 
Friedrich  III.,  Maximilian,  Carl  V.  liebten  es,  sich  als  Nachfolger 
Justinians  zii  bezeichnen  ^),  Auch  einzelne  Fürsten  des  Reichs 
betrachteten  den  Umstand,  dass  sie  die  Landeshoheit  über  Theile 
des  römischen  Reichs  besassen ,  als  Veranlassung ,  und  Grund, 
das  römische  Recht  bei  sich  einzuführen  ^). 


88)  Vgl.  oben  N.  52.  —  Schon  Fiohard  ergeht  sich  (Oonsilia  I.  Nr.  11. 
§.  6)  in  Spöttereien  über  das  aus  homines  idiotae  bestehende  Judicium  pa- 
rium,  welches  bei  der  Simultan-Investitur  ein  Accrescenzrecht  annehme. 

1)  Vgl.  Band  I.  S.  612-624. 

2)  Friedrich  III.  sagt  a.  1484  in  der  Bestätigungsurkunde  der  Univer- 
sität Tübingen  (Stintzing  Zasius  S.  344),  man  solle  hier  das  Recht  lehren: 
omnes  et  singvJas  Imperiales  leges,  constitutiofies  et  quciecunque  alta  Jwra, 
ubicunque  et  a  quilmscunque  edita  aut  promülgata,  qutbus  sacre  fnemorie 
precessores  nostri  Bomani  Imperatores  Jus  auctoritatemque  dederunt.  — Maxi- 
milians Verordn.  von  den  Gotteslästerern  a.  1495  (Neue  Samml.  11.  S.  28): 
Demnach  ....  Weyland  Kayser  JusUnianus,  unser  Vorfahr  am  Beich  .... 
männiglich  zu  halten  ernstlich  ermahnet.  —  ürk.  a.  1518  (bei  Kopp  Proben 
des  Teutschen  Lehnrechts  II.  1746.  4.,  Vorbericht  S.  30)  bei  Gelegenheit  einer 
venia  aetatis:  derogiren  auch  ....  alles  diss,  so  ...  .  von  unsem  Vor f ahm 
am  Heiligen  Beich  ....  eingeführet  wäre  .  .  .  .  u.  besonderlich  dem  Gesätz 
unsere  Vorfahren  Constantini  u.  s.  w.  mit  Bezug  auf  L.  2.  pr.  0.  II.  45.  — 
Carl  V.  spricht  in  der  Peinl.  H. -G. -0.  mehrmals  von  dem  Recht  unserer 
Vorfahren,  vgl.  art.  117,  118,  120.  —  Sebastian  Münster  (gest.  1552)  sagt  in 
seiner  Oosmographei  (Stintzing  S.  83  f.):  Nachdem  Deutschland  gekommen 
ist  under  die  Begierung  des  Böm.  Beichs  seien  von  Karl  bis  auf  Friedrich 
herab  viele  Landrechte  gemacht;  doch  rührten  die  meisten  Satzungen  die  wir 
haben  im  Böm.  Beich  von  Constantin,  Theodosius  und  Justinian  her.  ~ 

3)  So  bestimmt  Kurfärst  Joachim  von  Brandenburg  1527  (Mjlius  IL 
Nr.  3),  es  solle  in  der  Mark  in  allen  Erbfiillen  und  auch  sonst  nach  Kaiser- 
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.  Aber  wenn  auch  solche  Ansichten  von  allen  denen,  welche 
in  der  Fremde  oder  in  Deutschland  die  Rechte  studirt  hatten, 
ohne  weitere  Frage  nach  ihrer  Begründung,  getheilt  und  bereit- 
willig yerbreitet  wurden,  so  fehlte  doch  viel  an  ihrer  praktischen 
Verwirklichung  und  es  finden  sich  das  ganze  Mittelalter  hinduich 
nur  selten  Spuren  der  Anwendung  römischer  ßechtssätze  im  Le- 
ben und  durch  die  Gerichte  *). 

Dies  änderte  sich  wesentlich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts,  seitdem  auch  in  Deutschland  das  Studium 
des  römischen  Bechts  einen  neuen  Aufschwung  nahm  und  die 
Gerichte  nicht  blos  des  Reichs,  sondern  auch  der  Territorien 
mit  Beisitzern  aus  dem  Gelehrtenstande  besetzt  wurden.  In  den 
Gerichtsordnungen,  welche  die  Zusammensetzung  der  Gerichte  in 
dieser  Weise  neu  ordnen,  findet  sich  regelmässig  die  Bestimmung, 
dass  abgesehen  yon  den  neu  erlassenen  Gesetzbüchern  das  Ur- 
theil  gesprochen  werden  solle  nach  dem  kaiserlichen  Recht,  dem 
kaiserlichen  geschriebenen  Recht,  dem  gemeinen  Recht,  dem  ge- 
meinen Reichsrecht,  dem  gemeinen  kaiserlichen  Recht,  dem  ge- 
meinen geschriebenen  Recht,  sei  es,  dass  man  blos  dieses  Recht 
als  subsidiäre  Quelle  nennt,  sei  es,  dass  man  yor  demselben 
noch  die  ungeschriebenen  Gewohnheitsrechte  als  Rechtsnormen 
bezeichnet.  Unter  jenen  Ausdrücken  verstand  man  ausser  den 
deutschen  Reichsgesetzen  besonders  das  römische  Recht  ^). 


recht  gesprooben  werden;  er  giebt  als  Motiv  dafür  an,  dieweü  tmser  Chwi'- 
fwrstenthumb  Brandenhwrg  im  Eöm,  Beich  begriffen,  so  ordnen  und  setzen 
Witf  als  des  Heil,  Eeichs  Churfii/rst,  wie  sich  attch  woM  ziemet,  dass  in  un- 
sem  Landten  ....  Keyser  Becht  gesprochen  werde, 

4)  Vgl.  I.  S.  646  flf.  —  Die  einzige  ßecbtsquelle,  welcbe  meines  Wissens 
vor  der  Mitte  des  15.  Jabrbunderts  die  Subsidiarität  der  fremden  Rechte  aus- 
spricht, ist  ein  Lüneburger  Rathsschluss  von  1401,  vgl.  I.  S.  652.  N.  121. 
—  Auffallend  ist,  dass  man  bisweilen  das  Köm.  Becht  nicht  als  ein  subsidiäres, 
sondern  als  ein  dem  Landesrecht  ooordinirtes  betrachtet;  in  einem  Streit  zwi- 
schen einem  Baierischen  Herzog  und  dem  Kurfürsten  von  Brandenburg  im 
Anfange  des  15.  Jahrhunderts  wird  auch  darüber  gezweifelt,  ob  nach  päpst- 
hchen  und  kaiserlichen,  nach  geschriebenen  kaiserlichen,  oder  nach  den  deut- 
schen'Landesrechten  zu  entscheiden  ^ei.  Vgl.  die  Mittheilungen  bei  Frank- 
lin Beitr.  S.  177  f. 

5)  Üeber  die  Terminologie  vgl.  L  S.  620  ff.  und  Datt  de  pace  publica 
p.  T14  seqq.,  p.  721  seq.,  Wächter  gemeines  Recht  S.  27  ff.  —  Das  cano- 
nische Becht  bezeichnete  man  durch  geistliche  geschriebene  Rechte  oder  päpst- 
liche Rechte,  und  begriff  es  erst  später  auch  unter,  dem  Ausdruck  gemeines 
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In  den  Werken  der  Juristen  ist  nirgends  mehr  ein  Zweifel 
darüber  vorhanden,  dass  das  römische  Recht  wirklich  die  Bedeu- 
tung des  gemeinen  Rechts  habe  ®) ;  in  vielen  Schriften  und  Re- 
den ^)  sprechen  sie  die  lebhafteste  Freude  darüber  aus,  dass  man 
die  Leges  besitze,  und  dass  man  durch  sie  wie  mit  einem  Sprunge 
aus  tiefster  Barbarei  in  die  Cultur  versetzt  sei.  Aber  es  fallt 
Niemanden  ein  die  Frage  aufzuwerfen,  wie  man  zu  den  Leges 
gekommen  und  ob  man  ein  Recht  habe,  sie  anzuwenden.  Wir 
begegnen  der  ungemessensten  Verehrung  für  das  römische  Recht 
neben  der  entschiedensten  Unkenntniss  der  einheimischen  Rechts- 


Recht  Datf  p.  715.  §.  138,  Wächter  S.  29.  N.  22.  Oft  versteht  man  auch 
unter  die  Bechte  oder  die  geschriebenen  Bechte  xat*  i^oxn^  römisches  Recht 
und  die  Reichsgesetze.  —  Uebrigens  ist  der  Sprachgebrauch  sehr  schwankend, 
und  man  bezeichnet  an  einzelnen  Stellen  mit  jenen  Ausdrücken  allein  die 
Reichsgesetze,  vgl.  Datt  1.  1.  §.  139,  Franklin  Beitr.  S.  140;  z.  B.  a.  1467 
(Krenner  VI.  S.  146):  es  sei  die  Theilung  der  Fürstenthümer  verboten  in 
gemeinen  Kaiserrechten;  die  schwäbischen  Städte  beschweren  sich  über  die 
Uebergriflfe  der  westphälischen  Gerichte  wyder  die  gemayn  Becht  u.  JEwr  Ku- 
niglig  Beformacion  (Harpprecht  I.  S.  327);  Urk.  von  1510  (bei  Wigand 
Denkwürdigkeiten  des  Reichskanunergerichts  S.  103) :  Wie  wohl  die  gemeinen^ 
geschrieben  Bechte,  gülden  BüUe,  auch  wylant  unser  Yorfaren  am  Beich,  Kar 
rölus  der  vierdt,  Fridericus  der  drytt  ....  verboihen ,  dass  keyner  ....  gen 

Westvalen  an  die  Frigericht laden  soll    Vgl.  auch  Kraut  §.  26.  N.  11. 

12.  —  Dass  man  das  sächsische  Recht  bisweilen  unter  dem  gemeinen  Recht 
verstand,  vgl.  oben  S. '  4  N.  2.  —  In  der  Verbindung  Doctores  u,  Licentiaten 
geschriebenes  Bechten  a.  1451  (Harpprecht  IL  S.  561)  bedeutet  geschrie- 
benes Recht  römisches  Recht.  —  Gemeines  Recht  in  der  Bedeutung  von  all- 
gemein geltendem  Recht,  vgl.  Grimm  Weisthümer  I.  S.  112.  a.  1518.  — 
Auffallend  ist,  dass  die  Statuten  von  Kaufbeuren  a.  1764  ( Wale hlll.  S.  305) 
sagen,  dass  die  gemeine  geschriebene  Bechte  den  Verwandten  beim  Verkauf 
von  Immobilien  ein  Retractrecht  gewähren,  da  eine  solche  Bestimmung  sich 
weder  im  römischen  Recht,  noch  in  den  Reichsgesetzen  findet. 

6)  Z.  B.  Ulrich  T  eng  1er  Laienspiegel  (Ausg.  1512  fol.  3)  formulirt  den 
Eid  des  Richters,  er  solle  mit  den  ürtheilern  Recht  sprechen  nach  des  hei- 
ligen reichs  gemainen  rechten,  erbern,  redlichen,  u.  leydenlichen  gewonhaiten 
u.  s.  w.;  dass  er  unter  des  Reichs  gemeinen  Rechten  nicht  etwa  blos  die 
Reichsgesetze  versteht,  darüber  kann  nach  dem  ganzen  Charakter  seines  Werks 
nicht  der  mindeste  Zweifel  sein. 

7)  Wir  besitzen  eine  grosse  Zahl  von  Reden,  welche  den  Vorzug  des  ge- 
schriebenen Rechts  vor  dem  Gewohnheitsrecht  erörtern  und  das  Rechtsprechen 
nach  dem  geschriebeneu  Gesetz  dem  Richten  nach  Wahn  und  Gutdünken  ge- 
genüberstellen,  es  gehören  hieher  besonders  Melanthons  Reden,  in  dem 
Corpus  Reformatorum  tom.  XI  und  XII,  besonders  tom.  XI.  p.  66  seqq.  de 
legibus  (auch  herausgeg.  ¥on  MutherRegiom.  1860. 4),  p.  218 — 223  de  Scripte 
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zustände;  Vigelius  ®)  ging  in  seiner  Vergötterung  der  frem- 
den Rechte  so  weit,  zu  prophezeien,  das  deutsche  Reich  werde 
ein  Raub  der  Türken  und  dem  muhamedanischen  Recht  unter- 
worfen werden,- wenn  man  sich  von  dem  römischen  Recht  Jos- 
sage. Man  war  von  der  Nothwendigkeit,  dass  das  römische  Recht 
in  subsidium  angewendet  werde,  so  allgemein  überzeugt,  dass 
auch  wer  sich  über  die  Herrschaft  des  römischen  Rechts  be- 
schwert ,  gewöhnlich  nichts  gegen  die  Subsidiarität  einwen- 
det, sondern  nur  gegen  das  über  dieselbe  hinausgehende  Ro- 
manisiren polemisirt,  gegen  die  Anwendung  der  fremden  Rechte 
auch  da,  wo  es  deutsches  gesetzliches  oder  Gewohnheitsrecht 
giebt,  gegen  die  Untergrabung  des  bestehenden  Rechts  0).  Die 
blosse  Subsidiarität  des  fremden  Rechts  hat  sich  ohne  Wider- 
spruch, ohne  Bedenken  des  Volks  überall  befestigt. 


jure  et  de  dignitate  vetenim  interpretum  juris,  p.  357  seqq.  und  p.  630  seqq. 
de  dignitate  legum,  p.  908  seqq.  de  legibus,  p.  916  seqq.  de  legum  fontibus 
et  causis,  p.  1016  de  legum  justitia,  tom.  XU.  p.  12.8eqq.  de  reverentia  legum, 
p.  19  seqq.  de  dignitate  legum;  ferner  Sebaldi  Munsteri  Oratio  a.  1532,  da- 
selbst tom.  XI.  p.  215—218.  —  Wenn  man  bei  Erörterung  des  Vorzugs  der 
Gesetze  noch  etwa  andere  Beispiele,  als  die  vom  römischen  Recht  wählt,  so 
nimmt  man  sie  von  den  Völkern  der  alten  Welt  her,  ohne  der  Verhältnisse 
in  den  deutschen  Ländern  zu  gedenken. 

8)  Vgl.  über  ihn  im  Allgemeinen  §.  61.  N.  86.  —  Vigelius  methodus 
de  retractu.  Bas.  1586.  8.  praef.  p.  20:  JEh  sane  si  Bomanae  Jurisprudentiae 
in  viris  armatae  müitiae  nulla  spes  sita  est,  malunt  EloguenÜae,  quam  JuriS' 
prudentiiie  partes  tueri  .  ...  de  Imperto  Romano  actum  est,  ac  Mahometicae 
Jwriaprudentiae  ad  ocddentis  regna  oceupanda  iter  apertum.  —  Derselbe  sagt 
in  der  praef.  «einer  Oonstitutiones  Oarolinae  ed.  3.  Bas.  1603.  8 :  Subinde  no- 
Das  ferre  constitutiones ,  a  Bomano  jure  alienas  ,^  novasque  consuetudines  pati 
inokscere,  nihil  aliud  est,  quam  vincula  Imperii  Bomani  dissolvere  et  formam 
ßju8  mutare.  —  Fuchsberger  meint  in  der  Vorrede  seiner  Institutionen- 
Üebersetzung  (1535),  wenn  man  zum  alten  deutschen  Recht  zurückkehrte, 
werde  wieder  hervorbrechen  die  erst  vyhisch  wildhait^  darin  die  menscJien 
ainmm  in  den  wäMen  sich  mit  aichel  speysten,  ein  yeder  stärkher  den 
schwachem  bezwang, 

9)  So  auch  Luther,  welcher  in  seinen  Ansichten  über  das  römische 
Becht  geschwankt,  aber  niemals  die  einseitige  Verehrung  Melanthon's  getheilt 
hat;  er  will  den  Gebranch  des  fremden  Rechts  beschränkt  wissen  und  sagt  in 
seiner  Schrift  an  den  christl.  Adel  doutscher  Nation  (bei  Walch  X.  S.  382, 
die  Stelle  steht  auch  bei  Wackernagel  Lesebuch  III.  1.  S.  104):  Das  weit- 
Heh  recUy  hilff  got,  wie  ist  das  auch  ein  mldniss  wordenn,  ....  so  ist  sein 
doch  auch  viel  zuviel  worden.  Furwar  vornunfftige  regenten  neben  der  hey- 
ligen  sckrifft,  werenn  übrig  recht  gnug  ....  Es  dunkt  mich  gleich,  das  land 

Deutsche  Rechtsgeschichte  T.     2.  8 
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II.    Es  ist  heut  zu  Tage  die  Ansicht  sehr  verbreitet,  dass  die 
Reception    des   römischen    Hechts   durch    das    Gewohnheitsrecht 
erfolgt  sei.     Sie  hat  gewiss  ihre  Berechtigung;  aber  es  wird  da- 
bei nicht  das  genügende  Gewicht  darauf  gelegt,  dass  sie  zugleich 
durch  die  Gesetzgebung  zur  rechtlichen  Anerkennung  gekommen 
ist.    Freiüch  nicht  in  der  Weise,  dass   sie  von  oben  her,  von 
Seiten  des  Kaisörs  und  Reichs  befohlen  wurde.    Denn  wenn  auch 
im  Jahre  1495  das  ßeichskammergericht  angewiesen  wurde,  seine 
ürtheile  nach  des  Reichs  und  gemeinen  Rechten  zu  sprechen  *®), 
so  galt  diese  Vorschrift  nicht  für  das  deutsche  Reich  selbst,  son- 
dern nur  für  seinen  höchsten  Gerichtshof,  und  hatte  nur  in  so- 
fern eine  allgemeinere  mittelbare  Wirkung,  als  auch  die  unteren 
Gerichte,  um  ihre  Erkenntnisse  vor  der  Vernichtung  in  der  höhe- 
ren Instanz  zu  schützen,  sich  mehr  und  mehr  dem  fremden  Recht 
fugten.     Vielmehr  wurde    durch    die    einzelnen    landesherrlichen 
und  städtischen  Gesetzgebungen   seit  dem  Ende  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  bestimmt,  es  sollten  bei  der  Mangelhaftigkeit  jeder 
particulären  Godification   die  Lücken  aus  dem  gemeinen   Recht 
ergänzt  werden  *>). 

Bevor  wir  die  Nachweise  für  die  einzelnen  Länder  liefern, 
müssen  wir  eingehender  die  Ansichten  erörtern,  welche   sich  in 


recht  u.  land  siUen  den  keyszerliehen  gemeynen  rechten  werden  furgeUfogen, 
w.  die  keyseerlichen  nur  zwr  not  hraucht^  u.  woU  got^  das  tote  ein  yglich  land 
seine  eygen  art  u,  gaben  hat,  älszo  atich  mit  ey genenn  kwrteen  rechten  gere- 
giert wurden,  wie  sie  geregiert  sein  gewessen,  ehe  solch  recht  sein  erfunden, 
u,  noch  on  sie  viel  land  regiert  werden.  Die  wegtUufftigen  u.  fern  gesuchten 
recht  sein  nur  beschwerung  der  leut  u,  mehr  hyndemiss  den  f orderung  der 
Sachen, 

10)  Vgl.  oben  S.  86  ff. 

11)  Auch  hier  sagt  Conring  de  origine  juris  cap.  33  (ed.  4,  p.  211)  sehr 
viel  richtiger,  als  Viele  der  Späteren:  Et  vero  observare  licet,  partim  con- 
snetudine  qnadam  tacita,  partim  Prlncipum,  Gomitnm  aliorumve,  quibus  est 
ferendorum  statutorum  arbitrium,  constitutionibns  diversis  temporibus  in  di- 
versis  locis,  observari  illud  coepisse.  —  Richtig  unterschied  auch  Westpha- 
len  zwischen  der  Beception  bei  den  Reichsgerichten  und  der  in  den  einzelnen 
dentscheü  Territorien;  Tgl.  über  seine  Ansichten  von  der  Reception  H.  Rat- 
jen, J.  0.  H.  Dreyer  und  E.  J.  v.  Westphalen.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
der  Kieler  Universität  1861.  8.  S.  5  ff.  — Sehr  werthvoU  sind  die  Mittheilungen 
bei  V.  Wächter  gemeines  Recht  S.  198  ff.,  welcher  viele  particularrechtliohe 
Bestimmungen  über  die  Subsidiarität  zusammengestellt  hat.  —  Ich  suche  durch 
die  folgenden  Ausföhrungen  das  Material  noch  zu  vermehren,  da  auf  diesem 
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den  Köpfen  der  Gelehrten  über  die  Bedeutung  und  den  Werth 
der  fremden  Rechte  und  über  ihr  Verhältniss  zum  einheimischen 
Recht  gebildet  hatten.    • 

In  Folge  ihr.er  maässlosen  Verehrung  der  fremden  Rechte 
hatten  die  Juristen  sich  von  dem  Gedanken  ganz  und  gar  ent- 
wöhnt, dass  das  einheimische  deutsche  Recht,  welches  sich  in 
allgemeinen  und'  particulären  Gewohnheiten  und  Gesetzen  aus- 
sprach, das  ursprüngliche  Recht  sei  und  dass  zu  ihm  erst  in 
späterer  Zeit  das  römische  Recht  als  subsidiäres  Recht  gekommen 
sei;  für  die  Gleichberechtigung  des  deutschen  Rechts  besassen 
sie  keinen  Sinn  ^^).  Im  Gegentheil  argumentirten  sie  so,  als  ob 
das  allerdings  ältere,  aber  zur  praktischen  Geltung  für  Deutsch- 
land doch  erst  in  spätere^  Zeit  gekommene  römische  Recht  das 
iirsprüngliche  sei,  welches  durch  particuläre  deutsche  Sätze  mo- 
dificirt  oder  ausser  Uebung  gesetzt  worden**).  Statt  zu  sagen,  dass 
eine  römische  Bestimmung  mit  dem  deutschen  Rechtsbewusstsein 


Wege  die  Frage  nach  der  Bedeutung  der  Beception  einer  sicheren  Entschei- 
dung entgegengeht;  wenn  für  eine  grosse  Zahl  von  Territorien  nachgewiesen 
ist,  dass  in  ihnen  das  römische  Becht  in  complexu  recipirt  ist,  wird  dasselbe 
auch  für  Deutschland  im  Allgemeinen  angenommen  werden  dürfen. 

12)  Vgl.  I.  S.  645.  N.  103. 

13)  Melanthon  in  seiner  Bede  de  legibus  (vgl.  N.  7)  wendet  sich  gegen 
diejenigen,  welche  die  Aufnahme  des  römischen  Bechts  bedauern  und  es  vor- 
ziehen ex  aequo  et  bono  sine  seripHs  legibus  judicare  (p.  2).  Er  sagt  dann 
(p.  3):  prudenter  a  majoribus  factum  ,  ,  .  ,,  quod  Bomanas  leges  potisaimum 
delegeruwt,  quas  in  constituendis  Civitatibus  tanquam  fUum  sequerentur,  eas- 
que  summa  cura  a  nobis  studioque  canservandas  esse;  vgl  auch  p.  14.  Er 
setzt  also  die  Beception  schon  in  eine  frühe  Vergangenheit.  Seine  Gründe 
für  das  römische  Becht  sind,  dass  wir  bei  den  Alten  in  jeder  Beziehung  in 
die  Schule  zu  gehen  haben,  dass  unsere  rohen  Sitten  und  unsere  Unbildung 
von  dorther  gemildert  sind  und  wir  von  dorther  die  Oultur  empfangen  müs- 
sen. Komme  nun  noch  die  Vortrefflichkeit  der  Gesetze  hinzu,  so  könne  man 
um  so  weniger  Bedenken  haben,  sie  zu  befolgen.  — Ap.  Wigand  sagt  in  der 
Vorrede  der  Statuten  von  Greussen  a.  1556  (Walch  VII.  S.  76),  das  rö- 
mische Becht  sei  das  jus  aequum;  daher  könne  man  nicht  genug  aus  ihm  in 
die  Gesetzgebung  herübemehmen.  —  Fichard  in  dem  Publ.-**atent  des  Solm- 
ser  Landrechts,  es  seien  die  beschriebenen  kaiserlichen  Satzungen  überall  im 
heil.  röm.  Beich  angenommen,  um  ein  einheitliches  Becht  zu  erhalten;  es  sei 
daher  wünschenswerth ,  dass  demselben  überall  nachgegangen  werde;  in  der 
Frapkf.  Beform.  UI.  8.  §.  1  glaubt  er  alle  Quellen  zu  erschöpfen,  wenn  er 
von  den  göttüohen,  natürlichen  und  kaiserlichen  Bechten  spricht.  —  Vgl.  auch 
V.  Kamptz  Provinzialrechte  IIL  S.  187.  Nr.  3. 

8* 
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im  Widerspruch  stände,  dass  ihre  Anwendung  durch  deutsche 
ßechtssätze  ausgeschlossen  würde,  drehte  man  das  Yerhältniss 
völlig  um:  es  sei  der  fremde  ßechtssatz  durch  eine  deutsche 
Gewohnheit  oder  ein  deutsches  Gesetz  in  Abgang  gekommen  ^*). 
Man  sprach  so,  als  ob  es  vor  der  Beception  gar  kein  Becht  in 
Deutschland  gegeben  habe,  und  als  ob  Alles,  was  von  deutschem 
Recht  in  der  Praxis  gelte  und  nicht  auszurotten  wäre,  als  blosse 
Irregularität  geduldet  würde  *^). 


14)  Zahlreiche  Belege  dafür  finden  sich  in  den  Werken  Fichard^s,  z.  B. 
Consil.  n.  Nr.  112:  die  Artikel  119  und  120  der  Carolina  über  Incest  ver- 
weisen auf  das  fremde    Recht,   welches   Todesstrafe    verhängt.      -Es  ist  aber 

darneben  auch jsu  bedencJcen,  dass  jetet  gemeldte  Schärpffe  der  Keyserlichen 

Becht fast  in  ab  gang  kommen^  u.  dass  solche  strenge  Straffe  ge- 
dachter Keyserlichen  Becht,  durch  sondere  Statuta  u.  Ordnungen  in  andere 
müdtere  Peen  ....  verwandelt  werden;  vgl.  auch  Oonsil.  11.  Nr.  115.  —  In 
der  Frankf.  Reform,  11.  1.  §.  9  sagt  er,  nachdem  er  in  §.  8  die  Lehre  von 
der  römischen  patria  potestas  dargestellt,  diese  Grundsätze  seien  bei  der 
deutschen  Nation  aUerdings  nicht  abgeschafft,  aber  doch  ungleich  gehalten  und 
oftmals  in  Zweifel  gezogen.  —  Noch  schärfer  tritt  diese  Auffassung  in  dem 
Publ. -Patent  des  Solmser  Landrechts  hervor:  Neben  dem  kaiserlichen  Rocht 
habe  sich  ein  gemeiner  unbeschriebener  Landbrauch  eingeschlichen,  welcher  seit 
alten  Zeiten  gehalten  werde ;  in  manchen  Beziehungen  sei  derselbe  dem  Recht 
der  Billigkeit  gemäss  und  könne  dem  gemeinen  Manne  nicht^  genommen  wer- 
den. Vgl.  auch  unten  §.  79.  N.  40;  ferner  die  ältere  Frankf.  Reform,  von 
1509.  fol.  XXX  (§.  79.  N.  12)  und  das  Publ.-Patent  der  Badenschen  Statuten 
von  1511  (§.84:  nach  N.  31).  —  Ja  selbst  die  Particularrechte  betrachtete 
man  nur  als  Ausflüsse  des  gemeinen  Rechts;  so  schreibt  im  Jahre  1544  der 
Ingolstädter  Professor  W.  Hunger  in  seiner  Vorrede  zu  Perneder's  Insti- 
tutiones:  Dieweil  aber  doch  die  Bömischen  Kayserlichen  gemeinen  recht  allen- 
halb  auss  dem  waren  grund  der  höchsten  u.  schönsten  bilUgkeit  also  erbawen, 
das  unmöglich  ain  gleicher,  biUicher  u,  löblicher  recht  zu  wünschen,  so  solle 
jeder  Fürst  dasselbe  kennen  ünnd  sonderlich  in  ansehung  das  dises  gemain 
Kayserlich  recht,  der  Ursprung  u.  ainig  brunn  ist,  dar  auss  mehrerthails  alle 
ander  Land-  oder  Statrecht  herfliessen  u.  jren  verstand,  Weiterung  u.  schme- 
Urung  davon  müssen  empfahen  u.  s.  w.  In  der  vom  Jahre  1592  datirten 
Vorrede  der  Prager  Bürger  vor  dem  Böhmischen  Stadtrecht  (in  den  Ausg* 
Leipz.  fol.  1607  und  1614)  heisst  es:  das  Römische  Recht  hätten  die  christ- 
lichen Länder  angenommen ,  u.  ob  wol  etliche  Länder  jhnen  eine  sonderliche 
Ordnung  auffgeriehtet  so  sind  sie  doch  alle  aus  diesen  Kayserlichen  Rechten 
entsprungen  u.  herkommen,  dann  über  dieselben  Bechte  nichts  gründlichers  u. 
rechtmessigers  erfunden  werden  mag. 

15)  Auch  heute  noch  ist  dieser  romanistische  Standpunkt  nicht  vollständig 
überwunden;  darüber  vgl.  Stobbe  zur  Geschichte  des  deutschen  Vertrags- 
rechts S.  8  ff.  —  Selbst  Wächter,  bei  welchem  sich  die  richtigen  Ansichten 
in  epochemachender  Weise  finden,  hat  sich  nicht  ganz  frei  von  irreführenden 
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Eine  Folge  dieser  Auffassungen  war,  dass  man  das  unge- 
schriebene Recht,  die  deutschen  Gewohnheiten  verachtete  *^),  und 
so  weit  sie  nicht  mit  dem  römischen  Recht  übereinstimmten ,  für 
böse  Gewohnheiten  erklärte  *'').  Wo  man  in  einer  Gesetzgebung 
deutsche  Rechtsgrundsätze  aufnahm,  berief  man  sich  in  seiner 
Vorliebe  für  das  gemeine  und  das  geschriebene  Recht  weniger 
auf  das  in  dem  betreffenden  Lande  geltende  Gewohnheits- 
recht, als  vielmehr  auf  eine  consuetudo  totius  Germaniae  oder 
auf  andere  geschriebene  Land-  oder  Stadtrechte,  in  denen  gleich- 
falls diese  Sätze  zu  finden  wären  i^»)^  Man  hatte  sich  vollständig 
von  dem  Gedanken  entwöhnt,  dass  es  ausser  dem  geschriebenen 
Recht  noch  ein  anderes  Recht  geben  könne,  und  begriflf  nicht 
eine  Rechtsentwickelung,  welche  unmittelbar  in  dem  Volke,  und 
nicht  in  dem  Kaiser  oder  Landesherm  ihre  Wurzel  hatte  i®).    So 


Ansdräcken  gehalten.  So  sagt  er  (gem.  Recht  S.  25):  das  römische  Becht 
habe  im  Strafrecht  soweit  gegolten,  als  sein  Inhalt  „nicht  durch  Reichsgesetze 
und  einheimische  Gewohnheiten  und  Einrichtungen  modificirt  oder  aufgehoben 
wurde."  Auch  hier  sieht  es  so  aus,  als  ob  das  römische  Recht  das  prius  ge- 
wesen sei. 

16)  In   Puchta*s    Gewohnheitsrecht  vermisst  man   eingehende  dogmcn- 
geschichtliche  Bemerkungen  hierüber. 

17)  Vgl.  Band  I.  S.  651  und  unten  §.  71.  N.  4  f.  —  Die  deutschen  Ge- 
brauche über  Erbfolge  der  Ehegatten  bezeichnet  man  im  16.  Jahrhundert  in 
Hessen  als  böse  Gewohnheiten,  vgl.  Kopp  I.  S.  84.  —  Melchior  v.  Osse 
(S.  453)  tadelt,  dass  man  an  den  Untergerichten,  sonderlich  in  den  Aemtem, 
an  den  Land-,  auch  an  der  Prälaien,  auch  Bitterschafft,  auch  vieler  Städte 
Gerichten,  so  schädliche  böse  Gewohnheiten  duldet,  die  zum  theil  wieder  Ver- 
nunft u,  Billigkeit  sind,  dardurch  den  Händeln  grosse  Unrichtigkeit,  Zurüt- 
ttmgen  u.  Verzüge  erfolgen.  —  Tengler  Laiensp.  (ed.  1512.  fol.  35):  Die- 
weü  man  in  den  Statten,  so  nit  aigen  Begalia,  sonder  obemherren,  nicht  macht 
haben  sol,  ainich  gesatz  oder  Statut  wider  gemaine  Becht  an  der  obemfiand 
gunst  fürtzunemen,  wiewol  dann  offt  ain  gebrauch  entsteet,  alle  weil  derselb 
gedult,  u.  nitt  bessers  erlernt,  so  würdet  es  für  ain  gewohnhait  geacht  Aber 
nit  so  krefftig,  das  damit  das  gemayn  recht  mag  leichtlich  auffgehaben  oder 
gedruckt  werden,  Fichard  consilia  I.  Nr.  35  erklärt  sich  gegen  die  Gültig- 
keit der  Erbverträge  (p.  91) :  si  tales  conventiones  sunt  contra  leges  sive  con- 
stitutiones,  non  sunt  observandae.  Ea  enim  quae  lege  fieri  prohibentur,  si 
fuerint  facta,  non  solum  inutüia,  sed  pro  infectis  etiam  habentur  ....  Jus- 
enim  publicum  privatorum  pactis  mutari  non  potest.  Wenn  auch  solche  Ver- 
träge ex  commimi  nobilitatis  Germanicae  instituto  aufgestellt  würden,  folge 
daraus  noch  nicht,  dass  sie  gültig  seien.  —  Vgl.  übrigens  auch  N.  23. 

17a)  V.  Wächter   Vorrede  zu  den   Vorarbeiten  zum    würtemb.  Land- 
rechte S.  22. 

18)  Maurer  Krit,  Uoberschau  H.  2.  S.  245. 
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kam  man  dazu,  die  Gewohnheiten  nicht  für  Recht,  sondern  für 
Facta  auszugeben,  und  von  der  Partei,  welche  sich  auf  ein  Ge- 
wohnheitsrecht stützte,  zu  verlangen,  dass  sie  es  dem  Bichter, 
welcher  es  auf  der  Universität  nicht  hatte  kennen  lernen  können, 
und  auch  keine  Neigung  besass,  mit  demselben  seine  Kenntniss  zu 
bereichern,  eben  so  wie  jede  andere  Thatsache  bewiese.  Aus 
dem  canonischen  Recht  hatte  man  die  Verjährungszeit  als  Er- 
fordemiss  eines  Gewohnheitsrechts  kennen  gelernt;  man  stellte 
nun  in  den  Gesetzgebungen,  der  Literatur  u.  s.  w.  bestimmte 
Zeitläufte  auf,  welche  hindurch .  eine  Gewohnheit  beobachtet  sein 
müsse,  damit  aus  dem  Factum  ein  Recht  werde  '•). 

Solche  Auffassungen  fanden  nicht  blos  in  der  Literatur  weite 
Verbreitung  *®),  sondern  auch  in  vielen  Gesetzgebungen  ausdrück- 


19)  Selbst  der  Magdeburger  SchöfTenstahl ,  welcher  im  übrigen  darchans 
am  deutschen  Recht  festhält,  fügte  sich  dieser  Lehre.  Magdeb.  Schöffenurtheil 
a.  1513  (bei  Neumann  Nr.  68):  es  wäre  denn,  dass  man  eine  solche  cUther- 
gebrachte  ubung  u.  gewonheyt  vorwerte  zceü  aU  dreissig  jarja/r  i*.  tag  hysz  her 
unvorntckt  gehalten  hätte.  —  Frankenhäuser  Statuten  von  1558.  IL  art.  52 
(Walch  L  291):  wer  sich  auf  Gewohnheiten  beruft,  soll  deren  Beobachtung 
über  30  jhar  u.  tagk  beweisen ,  wogegen  die  andere  Partei  ihre  Interruption 
beweisen  könne. 

20)  Sebastian  Brant,  der  patriotische  deutsche  Mann,  schreibt  in  dem 
dem  Tengler'schen  Laienspiegel  vorgedruckten  Gedicht: 

Hastu  ain  recht  vor  dir  geschriben 

So  waerest  billich  dabey  belyben. 

Es  war  dann  umbstännd  daneben 

Von  oder  zu  dem  hanndel  geben. 

Denn  mag  deins  gemüts  bewegliohait 

Sich  halten  nach  der  billichait. 

Doch  das  dieselb  dem  gemainen  rechten 

Nit  thu  zu  gröblich  widerfechten. 

Was  du  nit  waist  das  solt  du  fragen 

Lass  dir  das  ain  geleerten  sagen, 

Oder  der  meer  recht  hab  erfarn 

In  solchen  soll  sich  nyemands  spam 

Das  er  sich  verlass  auff  sein  duncken. 

In  disem  mör  seind  vil  ertrunoken 

Die  selbs  mainten  sy  wölten  finden 

Und  doch  die  tieff  nit  mochten  gründen. 
Melchior  Kling  in   der    Vorrede    zu    seinem   Sachsenspiegel:    Lex   semper 
loquüur  et  est  in  viridi  öbservantia,  niai  sit  sublata  per  ätatuta  vd  consuetti- 
dines  speddUs,   Die  kan  kein  gelerter  wissen,  wie  es  hin  u.  wider  auffm  lande 
gehalten  wird,  —  Fichardi  consilia  I.  Nr.  66.  §.  8:  Doctor  citra  infamiam 
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liehe  Anerkennung  2*).  Ihnen  entsprach  der  in  der  Praxis  aus- 
gebildete Satz,  dass  wer  sich  für  seinen  Anspruch  auf  das  rö- 
ndsche  Recht  stütze,  ftmdatam  mtentionem  habe  und  es  nun  am 
Gegner  sei  zu  beweisen,  dass  ein  besonderes  statutarisches  oder 
Gewohnheitsrecht  entgegen  stehe  **). 

Natürlich  kam  so  das  Gewohnheitsrecht,  dessen  Beweis  grossen 
Schwierigkeiten  unterlag,  in  eine  sehr  nachtheilige  Lage,  und  es 
wurde  oft  wegen  mangelhaften  Beweises  desselben  das  fremde 
Recht  angewendet,* wo  in  der  That  ein  festes  Gewohnheitsrecht 
bestand.  Auch  glaubte  man  einer  besonderen  Rechtfertigung  zu 
bedürfen,  wenn  man  in  den  Particulargesetzgebungen  Gewohn- 
heitsrechte aufnahm,  welche  mit  dem  gemeinen  Recht  nicht  über- 
einstimmten 2®).     Sehr  oft  hob  man  in  den  Codificationen  ein- 


aliquam  ignorwe  potest  consuetudines  locorwm  et  terrarum,  cum  stnt  facti  et 
in  facto  consistant  .  ...  Et  constietudo  cum  facti  sit,  per  dllegantem  deberet 
probari,  nisi  forte  notoria  esset,  vgl.  auch  I.  Nr.  12.  §.  6  und  II.  Nr.  19.  §.  5. 

21)  Z.  B.  in  der  Wormser  ßefoi-mation  von  1498  III.  3.  tit.  11:  Gewohn- 
heiten soUen  von  5  Zeugen  bewiesen  werden,  welche  sagen,  dass  die  Gewohn- 
heit so  bei  ihrem  gedenken  und  auch  von  den  Alteti  so  gehalten  sei;  nicht  sei 
nöthig,  dass  die  Zeugen  Parteien  benennen,  zwischen  denen  die  Gewohnheit 
so  beobachtet  sei,  oder  dass  sie  sagen,  von  wem  sie  gehört  haben,  dass  dies 
eine  Gewohnheit  genannt  werde,  auch  nicht,  dass  eine  solche  Gewohnheit  in 
wiäersprücTüichen  Hechten  erJcent  u.  behalten  sey.  Doch  erhalte  sie  durch 
solche  Umstände  mehr  Glauben.  Wer  eine  Gewohnheit  anfuhrt,  müsse  sie 
beweisen  dann  gewonheyten  stehen  in  der  geschieht,  die  seind  zu  beweisen. 
Pfalz.  Hof- Ger. -O.  vgl.  N.  91.  —  Andere  Stellen  bei  Eiccius  S.  411  f.  — 
Vgl.  auch  unten  §.  71.  N.  26,  §.  74.  N.  32. 

22)  Senckenberg  meditationes  p.  764—776. 

23)  Die  Herzöge  von  Sachsen  glauben  sich  am  Schluss  ihrer  Oberhofge- 
richtsordnung von  1493  (bei  Schöttgen  und  Kreysig  I.  S.  39)  noch 
besonders  rechtfertigen  zu  müssen,  dass  Manches  in  ihr  nicht  mit  dem  gemei- 
nen Becht  übereinstimme;  aber  sie  besässen  die  Befugniss,  auch  ohne  Rück- 
sicht auf  das  gemeine  Recht.  Gesetze  für  das  Wohl  ihrer  Unterthanen  zu  er- 
lassen; eben  so  in  der  verbesserten  Ordnung  von  1529  (Kretöchmann  S. 
83),  der  Oberhofger.-Ord.  von  1548"  (0.  Aug.  I.  p.  1284),  Appell.-G.-0.  von 
1605  (0.  Aug.  I.  p.  1236).  —  Balthasar  Eisengrein  in  seiner  Relation  über 
das  Würtemb.  Landrecht  (Auf.  17.  Jahrhunderts,  in:  Vorarbeiten  zum  Württ. 
Landrechte,  herausgeg.  von  Faber  und  Schloszberger  1859  S.  351):  „Weil  so 
wol  de  jure  civili  als  Oanonico  die  pacta  de  futura  successione  ....  nichts 
gelten  ....  So  würdt  nit  on  ursach  in  Zweivel  gezogen,  ob  das  Landtrecht, 
welches  solch©  pacta  successoria  gar  generaliter  confirmiert,  statt  haben  n.  be- 
ständig sein  möge,  Oum  per  statutum  id  confirmari  nequeat,  quod  per  pactum 
ideo  quia  contra  bonos  mores  sit,  fieri  non  potest  ....  Aber  wie  dem,  so 
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zelne  deutsche  Gewohnheiten  auf  und  führte  statt  ihrer  die  rö- 
mischen Grundsätze  ein.  Vielfach  geschah  dies,  weil  man  dem 
römischen  Recht  in  jeder  Beziehung  den  Vorzug  einzuräumen 
geneigt  war,  in  vielen  Fällen  aber  auch  darum,  weil  sich  die 
Ansichten  über  das  justum  und  aequum  geändert  hatten  und 
die  bisherigen  Grundsätze  den  neueren  Lebensverhältnissen  nicht 
mehr  zu  entsprechen  schienen:  man  nahm  die  römischen  Sätze 
an,  weil  man  sie  für  zweckmässiger  und  gerechter  erachtete  2*). 


hat  man  sich  solcher,  disputation  diss  orts  nit  mehr  zu  beladen,  noch  sonder- 
lich in  acht  zu  nemmen,  was  die  vetera  jura  civilia  de  pactis  successoriis  ac- 
quisitivis  disponiert,  angesehen  die  obgesetzte  senteutia  Doctorum  ....  von 
vilen  Doctoribus,  sonderlich  .aber  den  modernis  reprobiert,  u.-  die  contraria 
opinio  tanquam  verior,  sanior  et  in  praxi  receptior  gehalten  würdt  ....  Ne- 
ben dem  so  seyen  auch  solche  pacta  dotalia  ....  et  statuta  talia  pacta  con- 
firmantia  in  tota  Germania  et  apud  exteras  nationes  communi  quasi  consue- 
tudine  adprobiert"  u.  s.  w.  Vgl.  auch  Wächter  in  der  Vorrede  zu  den 
angeführten  Vorarbeiten  S.  22. 

24)  Besonders  gehört  hieher  das  in  vielen  Particularrechten  und  den 
Beichsgesetzen  'eingeführte  Repräsentationsrecht.  Der  Mangel  desselben  war 
nicht  mehr  vor  der  Billigkeit  zu  rechtfertigen,  und  es  musste  der  Kampf 
zwischen  der  conservativen  und  der  mehr  rationellen  Praxis  und  Richtung 
in  der  Gesetzgebung  zum  Austrage  kommen.  Das  Repräsentationsrecht  war 
in  manchen  Quellen  auch  schon  vor  der  Reception  zur  Anerkennung  gelangt ;  es 
widersprach  nicht  mehr  dem  deutschen  Rechtsbewusstsein  und  die  Reichsge- 
walt koHute  darauf  bestehen,  dass  es  überall  zur  Anwendung  gebracht  werde. 
Allerdings  wäre  es  nicht  noth wendig  gewesen,  sich  für  seine  Einführung  auf 
-^as  römische  Recht  zu  berufen  und  als  Grund  für  die  Beseitigung  des  bis- 
herigen Rechts  anzuführen,  dass  es  dem  gemeinen  Recht  widerspreche.  Aber 
man  that  es,  weil  man  so  an  dem  geschriebenen  Recht  eine  Autorität  gegen- 
über dem  zäh  am  Alten  festhaltenden  Volke  gewann.  Eben  dasselbe  gilt  fiir 
den  allgemein  eingeführten  Grundsatz,  dass  auch  der  unehelich  Gebome  von 
seinen  Kindern  beerbt  werde ;  man  begnügte  "sich  nicht,  auf  das  ungerechte 
der  Mheren  Bestimmung*  zu  verweisen,  sondern  glaubte  noch  darauf  aufinerk- 
sam  machen  zu  müssen,  dass  nach  dem  geschriebenen  Recht  jedes  Kind  Erbe 
seiner  Eltern  werde  (vgl.  z.  B.  den  Mark.  Landtags  -  Recess  von  1534,  My- 
lius  VI.  S.  28).  — 

Das  Kurpfälz.  Landrecht  von  1582  IV.  tit.  11  sagt,  es  seien  in  dem  Lande 
mancherley,  wiewol  ungleich ,  irrige  u.  theils  böse,  übermessige  Gebrauch  ein- 
gerissen, so,  dass  das  Kind,  wenn  es  die  Wände  beschrien,  von  der  Mutter 
beerbt  wird,  das  Verfangenschaftsrecht  mit  seinen  Übeln  Folgen  u^  s.  w.; 
welches  ein  solch  irrig  u.  weitläufftig  Werk  gewesen,  dass  sich  nit  dllein  viel 
unser  underthanen  darüber  offtermals  beschwehrt,  sondern  auch  mehrertheik 
zu  Hader,  Zank  u,  langwirigen  Bechtferiigungen ,  mit  grossen  ihren  kosten 
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Andere  CodificatioBen  ^*)  hoben  alle  Gewohnheitsrechte  auf, 
so  weit  dieselben  nicht  in  dem  Gesetzbuch  Au£nahme  gefunden 
hatten  und  dadurch  zu  geschriebenem  Recht  erhoben  waren,  so 
dass  die  Lücken  der  Gesetzgebung  nicht  durch  das  Gewohnheits- 
recht, sondern  nur  durch  das  gemeine  Recht  ausgefüllt  werden 
sollten.  Hier  hatte  in  Folge  gesetzlicher  Anordnung  die  Subsi- 
diarität in  der  That  die  Bedeutung,  welche  ihr  häufig  auch  sonst 
die  Praxis  beilegte,  nämlich  dass  das  römische  Recht  überall 
gelte,  wo  das  geschriebene  Particularrecht  nichts  bestimme. 

Femer  stellte  die  Doctrin  den  Satz  auf,  dass  in  Fällen,  wo 
das  deutsche  Recht  durch  städtische  oder  landesherrliche  Gesetz- 
gebungen fixirt.  war,  man  demselben  zu  Gunsten  des  fremden 
gemeinen  Rechts  eine  eingeschränkte  Bedeutung  ertheilen  und  es 
in  dem  den  fremden  Rechten  möglichst  gleichförmigen  Sinne  deu- 
ten müsse.  Man  vertheidigte  die  Regel:  statuta  stricte,  sunt  in-- 
telligenda  contra  jus  commune  ^^). 


schaden,    u.  Nacktheü  gerathen.  —   Vgl.   auch  Lauenburger  Stadtrecht    von 
1599  n.  1. 

25)  Vgl.  das  genauere  N.  63.  flf. 

26)  Langenbeck  in  seiner  G-losse  zum  Hamb.  Stadtr.  L.  11  sagt,  man  solle 
die  einheimischen  Gesetze  und  Gewohnheiten  nach  dem  gemeinen  Kaiserrecht 
boghen  u.  duden  (beugen  und  deuten),  wie  man  nur  immer  kann.  —  Zasius 
epp.  p.  150.  —  Sachs.  Constitt.  1572.  11.  45  (vgl.  unten  §.  84.  N.  18).  —  Ei- 
sengrein (S.  336,  vgl.  N.  23):  Cum  casus  in  statutis  specialiter  vel  expresse 
non  dedsi  remaneant  suh  dispositione  juris  communis,  et  statuta  strictissime 
et  ita  interpretanda  sintj  etc*;  vgl.  auch  S.  470,  483.  —  Mevius  ad  jus  Lub. 
III.  5.  1.  Nr.  35:  die  Stelle  derogire  nicht  dem  beneficium  ordinis,  weil  nee 
statutis  obrogatio  juris  communis  praesertim  favorahüis  beneßcii  adscribenda 
est,  tibi  älia  ejus  mens  aut  constat  aut  argui  potest;  vgl.  auch  zu  jus  Lub. 
m.  2.  1.  §.  6  ff,,  §.  27.  —  Vgl.  die  Nachweisungen  bei  Puchta  Gewohn- 
heitsrecht I.  S.  201,  Reyschef  Zeitschrift  für-  deutsches  Recht  IX.  S.  342. 
—  Von  diesen  Regeln  machen  Gebrauch  die  Zeitzer  Räthe  a.  1585,  die  Leip- 
ziger Schöffen,  der  Schöffenstuhl  zu  Halle,  der  Schöffenstuhl  zu  Jena  a.  1694 
(Walch  VL  S.  343,  358,  367,  379);  vgl.  auch  die  Processschrift  circa  a.  1694 
bei  Wa  Ich  VL  S.  369,  370,  374. 

Uebrigens  wendete  man  jene  Regel  nicht  blos  zu  Gunsten  des  fremden 
gemeinen,  sondern  auch  des  gemeinen  sächsischen  Rechts  an.  So  findet 
Modestinus  in  einem  Gutachten,  welches  er  a.  1556  fär  den  Bischof  von 
Naumburg  über  die  Zeitzer  Statuten  ausarbeitete,  gleich  die  Bestimmung  des 
ersten  Artikels  bedenklich,  weil  sie  wider  das  gemeine  Sechsische  Becht 
isi  (Walch  VI.  S.  325);  von  einem  anderen  Satjs  sagt  er,  er  sei  nicht  blos 
contra  jus  Saxonum,  sondern  auch  contra  jus  commune  (Walch  VI.  S.  326; 
Tgl.  auch  S.  329). 
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.  Alle  Bestimmungen,  welche  man  billigte,  selbst  wenn  sie  aus 
heimischer  Wurzel  entsprungen  waren,  alles  was  man  für  gut 
und  recht  hielt,  glaubte  man  dem  fremden  Recht  zu  verdan- 
ken *').  Man  war  eher  geneigt,  um  eine  Uebereinstimmung  zwi- 
schen dem  fremden  Recht  und  dem  in  der  Praxis  beobachteten 
deutschen  Recht  zu  erzielen,  die  Worte  des  ersteren  auf  die 
künstlichste,  der  ursprünglichen  Bedeutung  fremdeste  Weise  zu 
deuten,  als  zuzugestehen,  dass  das  eigne  Recht  eine  dem  Bedürf- 
niss  entsprechendere  Bestimmung  besässe,  wie  das  Corpus  juris  *®). 
Es  gab  Rechtssätze,  welche  so  tief  im  Volke  wurzelten,  dass  sich 
ihnen  auch  der  eifrigste  Schüler  des  römischen  Rechts  nicht  ent- 
ziehen konnte,  weil  er  doch  noch  immer  ein  Glied  seines  Volks 
blieb  und  seine  Nationalität  völlig  abzustreifen  nicht  im  Stande 
war;  da  man  sie  nicht  beseitigen  konnte,  suchte  man  sie  —  oft 
ohne  ein  klares  Bewusstsein  über  dies  Verfahren  zu  haben  — 
aus  den  Quellen  des  fremden  Rechts  abzuleiten  2®). 

Fehlte  es  für  ein  Institut  des  deutschen  Rechts  überhaupt 
an  Grundsätzen  im  Corpus  juris,  weil  es  den  Römern  unbekannt 
gewesen  war,  so  war  man  nicht  um  Analogien  des  fremden 
Rechts  verlegen,  mochten  sie  auch  mit  noch  so  grosser  Gewalt- 
samkeit   gewonnen    werden  ^^).     Besonders    gefährlich    mussten 


27)  Vgl.  die  zweite  Hälfte  der  N.  14.  Schon  in  den  älteren  deutschen 
Bechtsquellen  kommt  der  Satz  vor,  dass  Adlige  und  Vasallen  sich  der  bürger- 
lichen Gewerbe,  besonders  des  Handels  enthalten  sollen  (Kraut  §.  60.  Nr.  2; 
3.  Ausgabe  §.  62.  Nr.  1,  2);  spätere  Quellen  berufen  sich  für  diesen  Satz  auf 
c.  3.  0.  IV.  63,  wo  der  Handel  den  nobiliores  natalibus  verboten  wird;  vgl. 
Heydemann  Elemente  S.  25. 

28)  Darüber,  dass  man  die  Carolina  und  die  reichsgesetzlichen  Bestim- 
mungen aus  dem  römischen  Recht  und  den  Postglossatoren  abzuleiten  suchte, 
vgl.  Wächter  gemeines  Recht  S.  70  f. 

29)  So  kam  die  gemeinrechtliche  Doctrin  zu  manchen  Ansichten  über  den 
Inhalt  der  römischen  Gesetzbücher,  von  denen  wir  heut  zu  Tage,  wo  wir 
den  Sinn  objectiv  zu  gewinnen  bestrebt  sind,  ohne  uns  zunächst  um  seine  un- 
mittelbare Anwendbarkeit  zu  kümmern,  kaum  begreifen,  wie  sie  bei  den  kla- 
ren Qnellenaussprüchen  entstehen  konnten.  Vgl.  über  diesen  Punkt  Duncker 
Zeitschr.  für  d.  Recht  IL  2.  S.  28,  29,  Kraut  Vormundschaft  n.  S.  243.  N. 
10,  Bruns  Recht  des  Besitzes  S.  251,  Gerber  Princip  S.  18,  Lenz  Studien 
und  Kritiken  S.  26  f.,  Bekker  in  Goldschmidt's  Zeitschr.  für  Handels- 
recht IV.  S.  458;  vgl.  auch  Stobbe  zur  Geschichte  des  deutschen  Vertrags- 
rechts  S.  229  f. 

30)  Fichart  Gonsilia  11.  Nr.  22.  §.  5:  Cum  enim  vasdlli  nostri  temporis 
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solche  Analogien  im  Staatsrecht  erscheinen,  wo  manche  Juristen 
geneigt  waren,  die  Sätze  des  absoluten  römischen  Staats  auf 
völlig  verschiedene  Zustände  des  deutschen  Reichs  zum  Nachtheil 
deutscher  Freiheit  zu  übertragend^). 


{ieguipcMrentur  libertis,  secundum  gl  in  tit  de  forma  fidel,  et  ihi  BD,  übt  etiam 
Matth.  de  Affiictis  num.  19  scribit,  qmd  Summistae  dicant,  quod  omnia  jura, 
quae  loquuntur  de  HberÜs,  hdbeant  locum  in  vasaUis  atque  ita  non  minus  Uli 
reverentiam  dominis  debeant  etc.  —  Den  deutschen  Adel  parallelisirte  man 
den  römischen  Milites  und  wandte  die  Sätze  vom  Testamentum  militum  auch 
auf  die  deutschen  Ritter  an.  Notar.-Ordnung  von  1512  über* Testamente  §.  2 
(Neue  Sammlung  IL  S.  160) j  Walter  System  des  deutschen  Privatrechts 
§.  426.  N.  1.  —  Freilich  schreibt  Zasiusepist.  p.  175:  Et  tandem  hoc  maxi- 
moper e  considerandum  est,  quod  judices  laici  .  .  ,  .  ad  hujusmodi  doctrinas 
tnüitares,  quae  jure  iraduntur,  non  semper  advertant 

31)  Vgl.  oben  Band  I.  S.  619.  Die  Fürsten  erklärte  man  für  Senatoren, 
die  Reichsversammlung  für  eine  Fortsetzung  des  alten  Senats,  die  Landesho- 
heit fasste  man  häufig  seit  dem  12.  Jahrhundert  als  merum  et  mixtum  impe- 
rium  auf  Die  Fürsten,  welche  Conrad  IV.  wählen,  nennen  sich  im  Jahre 
1237  prindpes  qui  circa  hoc  Bomani  senatus  locum  accepimus,  qui  patres  et 
imperii  lumina  reputamur  (Mon.  Germ.  IL  p.  328).  Man  erklärte  die  Kur- 
fürsten für  praefecti  praetorio,  die  duces  und  principes  für  Praetoren  und 
wendete  auf  die  Oomites  die  römischen  Sätze  über  dieselben  an.  Bei  den  Be- 
stimmungen über  die  Wahl  des  Stadtraths  nimmt  man  in  dem  Stadtbuch  von 
Frankfurt  a.  d.  0.  nach  1516  auf  die  römischen  Sätze  über  die  Wahl  der  De- 
corionen  Rücksicht  (Heydemann  Elemente  S.  24  f).  In  Frankfurt  a.  M. 
nannte  man  den  Schultheiss  Praetor,  die  Bürgermeister  Oonsules,  die  Rath- 
männer  Senatores,  die Rathsschlüsse  Senatus  consulta  u.  s.  w.  (Römer -Büch- 
ner Stadtverfassung  von  Frankfurt  a.  M.  1855.  S.  41).  Viele  Nachweise  dar- 
über giebt  Pütt  er  specimen  juris  publici  cap.  12,  besonders  p..  218  flF.;  vgl. 
auch  p.  109  ff.,  126  ff.,  225  ff.,  251,  über  Missheirathen  S.  327,  institutt.  jur. 
publici  §.  22,  28,  not.  o.  Liter,  des  deutschen  Staatsrechts  III.  p.  92.  — 
Senckenberg  methodus  jurisprudentiae  p.  97.  —  Liter,  auch  bei  Zacha- 
riae  Staatsrecht  §.  5.  N.  2,  §.  7,  §.  15.  N.  8.  —  Gegen  die  Anwendung  des 
römischen  und  canonischen  Rechts  auf  d^s  Staatsrecht  erschien  zu  Frankfurt 
eine  Dissertation  Praes.  Lautensack  Resp.  Mitschky  1710.  4.  zweite  Aus- 
gabe Lips.  1788.  4.  —  Selbst  bei  den  tüchtigsten  und  aufgeklärtesten  Männern 
war  der  Binfluss  des  Rechtsstudiums  stärker,  als  die  Atmosphäre  einer  sich 
selbst  regierenden  Munioipalität;  so  scheut  sich  z.  B.  Fichart  nicht,  mit  Zu- 
grundelegung romanistischer  Principien  Sätze  auszusprechen,  welche  mit  dem 
bestehenden  aristokratisch-monarchischen  Staatsrecht  unvereinbar,  und  vor  der 
Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Recht  unerhört  waren.  Er  sagt  in  Oonsil. 
n.  Nr.  8  (a.  1550  fol.  15):  Bisputari  enim  de  principali  juäicio  non  oportet, 
cum  id  Sacrüegii  instar  sii.  Cum  princeps  omnia  quae  ex  cerfa  scientia  agit, 
praesumatwr  ju^te  kgitimeque  facere,  adeo  ut  nemo  sit,  qui  ei  dicere  possit, 
cwr  Tmvel  illa  facis?  imo  sufficit  dicere:  hoc  princeps  vult  Est  enim  infinita, 
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TJmgekehrt  that  man  auch  dem  deutschen  Recht  Zwang  an, 
indem  man,  wenn  ein  Satz  des  fremden  Rechts  sich  Eingang  ver- 
schafft hatte,  denselben  auch  durch  Sätze  der  einheimischen 
Rechtsquellen  zu  unterstützen  suchte,  welche  vorurtheilsfrei  be- 
trachtet, etwas  ganz  Anderes,  oft  das  vollständige  Gegentheil  ent- 
halten «2). 

Solche  falsche  Deutungen  der  einheimischen  und  der  frem- 
den Rechtsquellen  erklären  sich  daraus,  dass  die  Interpreten  das 
Bedürfniss  fühlten,  aus  den  verschiedenartigen  Quellen  ein  ein- 
heitliches Resultat  flir  die  Praxis  herzustellen. 

Die  Nachtheile ,  welche  sich  für  das  Volk  aus  der  Herüber- 
nahme des  ihm  völlig  heterogenen  Rechts  ergeben  mussten,  wur- 
den einigermaassen  dadurch  gemildert,  dass  das  römische  Recht 
nicht  in  der  unveränderten  Gestalt  recipirt  wurde,  wie  es  in  dem 
Cbrpus  juris  civilis  enthalten  ist,  sondern  so,  wie  es  unter  den 
Händen  der  Glossatoren  modificirt  worden  war;  diese  hatten 
sich  mit  dem  römischen  Recht  nicht  in  blos  theoretischer  Weise 
beschäftigt,  sondern  waren  auch  bestrebt,  dasselbe  wenigstens  in 
einzelnen  Beziehungen  für  die  Praxis  Italiens  zu  bearbeiten. 
Hier  in  Italien  bestanden  manche  verwandte  Verhältnisse  und 
Zustände  wie  in  Deutschland,  welche  sich  zum  Theil  auf  das 
moderne  Leben  in  allen  Ländern  überhaupt,  zum  Theil  auf  ger- 
manische Einflüsse  von  Seiten  der  zahlreichen  deutschen  Ein- 
wanderer zurückführen  lassen.  Da  in  Italien  nur  dies  modificirte 
Recht  gelehrt  wurde  ^  und  sich  hier  die  Wissenschaft  bald  eben 
so  viel  mit  der  Glosse,  wie  mit  dem  Text  des  Corpus  juris  be- 
schäftigte, "so  war  es  erklärlich,  dass  die  in  der  Fremde  gebil- 
deten Juristen  auch  in  Deutschland  das  römische  Recht  nur  so 
studirten  und  zur  Geltung  zu  bringen  suchten,  wie  es  durch  Eiu- 


amplissima  et  summa  principis  potestas  ....  Cum  enim  jura  principi  conee- 
dant,  ut  possit  jus  et  bona  etiam  alterius  ex  ccmssa  tollere;  quanto  fortius 
eidem  lidtum  erit  in  suo  proprio  pro  eommoäo  suo  et  imperii  et  subditorum 
disponere  .  ,  .  ,  Ob  bonum  enim  publicum  et  imperii  princeps  multa  facere 
potestj  et  minus  legitima  ....  Nam  ea,  quae  facto  Frindpis  acquisita  sunt, 
etiam  sine  caussa  princeps  tollere  posset  ....  quanto  fortius  ergo  poterit  suam- 
met  gratiam  indigno,  ingrato  et-  rebelli  ex  justissimis  caussis  auferre  et  re- 
trahere.  —  Es  bat  lange  Kämpfe  in  der  Literatur  gekostet,  bis  diese  nnan- 
gemessene  Uebertragung  der  römischen  staatsrechtlichen  Principien  beseitigt 
wurde. 

32)  Dies  zeigt  sich  zuerst  bei  der  Glosse  des  Sachsenspiegels. 
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fliißse  germanischen,  italienischen  und  canonischen  Ursprungs  sich 
umgebildet  hatte.  £s  galt  daher  auch  in  Deutschland  der  Satz : 
qmd  non  agnoscü  glossa,  non  oLgnosdt  curia  **). 

in.  Indem  wir  jetzt  verfolgen,  wie  diese  Ansichten  von  der^ 
Subsidiarität  der  fremden  Rechte  in  den  Gesetzgebungen  der  ein- 
zelnen Länder  zur  Geltung  gelangten,  nehmen  wir  unseren  Aus- 
gang von  Sachsen,  wo  die  Grundsätze  des  Sachsenspiegels,  wie 
sie  in  seiner  Glosse  mit  dem  römischen  Becht  in  Verbindung  ge- 
bracht waren,  gesetzliches  Ansehen  genossen  **).  Zuerst  sprach 
die  Leipziger  Oberhofgerichtsordnung  von  1488  die  Subsidiarität 
des  gemeinen  Rechts  aus: 

Es  sollen  atich  alle  Sachenn  vor  dem  Gerichte  nach  Sechsgi- 
scJienn  Becht&nn,  wu  das  rechtlich  u.  bestenditigk  afASsgedrudd^ 
vorsprochen  werdden,  wu  es  abher  unausgedrticket,  tunkd  ad- 
der  unvornendich  ist,  soll  es  erfoUunge  u.  detdunge  nach  ge- 
meynen  Bechtenn  nehmenn^^). 

Gerichtsordnung  für   das  Wittenberger  Oberhofgericht   vom 
Jahre  1550; 

^  Sächsische  Rechte^  so  fern  die  nicht  tvider  Gottes  Wort  oder 
von  der  Christlichen  Kirche  nicht  dbgethan  seyn  ^%  sollen  ge- 
halten werden,  u,  in  tvelchen  Fällen  das  Sächsische  Recht  nicht 
sonderlich  ordnet  u,  statuiret,  sollen  die  gemeine  geschriebene 
'   Recht  gebrauchet  werden  ^'). 

Seit  der  Mitte   des  sechzehnten  Jahrhunderts  wird  in  vielen 
Statuten    der  sächsisch -thüringischen  Städte  bestimmt,  dass  in 


33)  üeber  die  Bedeutung  dieser  Begel,  welche  ursprünglich  nur  sagen 
wollte,  dass  die  nicht  glossirten  Stellen  des  Corpus  juris  ohne  Ansehen  seien, 
oft  aber  auch  in  dem  Sinne  genommen  wurde ,  dass  bei  Oontroversen  die  in 
der  Glosse  vertretene  Ansicht  zu  beobachten  und  selbst  dem  Text  vorzuziehen 
sei,  vgl.  die  literargeschichtlichen  Nach  Weisungen  bei  Dieck  Literärgeschichte 
des  langob.  Lehnrechts  S.  303.  N.  3,  Savigny  Geschichte  des  röm.  Bechts 
V.  S.  295  ff.,  System  L  S.  66  ff.,  Osenbruggen  Zeitschrift  für  Oivil-Bocht 
und  Proc.  XY.  S.  172  ff.,  und  Delbrück  die  dingliche  Klage  dos  doutschen 
Rechts  1857.  S.  88  f. 

34)  Vgl.  Band  L  S.  652.  N.  120. 

35)  Bei  Kretschmann  S.  30.  —  Es  ist  dieser  Satz  wörtlich  herüber- 
genommen aus  dem  standischen  Bedenken  von  1487  bei  Günther  priv.  de  n. 
appell.  8.  95. 

36)  Vgl.  Band  L  S.  374.  N.  72. 

37)  0.  Aug.  I.  p.  1340;  vgl.  auch  Sachs.  AppeU.  -  Ger.  -  O.  von  1605,  0. 
Aug.  I.  p.  1236. 
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snbsidium  nach  dem  gemeinen  geschriebenen  Recht  zu  urtheilen 
sei  *®) ,  und  eben  so  dessen  Subsidiarität  in  den  verschiedenen 
Obergerichtsordnungen  anerkannt  *®).  Im  Anhaltinischen  trifft 
diese  Bestimmung  die  Landesordnung  von  1572  *^). 

Im  Churfiirstenthum  Braunschweig  ♦*)  hatte  die  Stadt 
Lüneburg  schon  im  Jahre  1401  die  Subsidiarität  der  fremden 
Rechte  anerkannt***).  In  Heinrichsstadt  wurde  im  Jahre  1592 
das  gemeine  beschriebene  Kayserliche  Recht  an  Stelle  des  abge- 
schafften Sachsenrechts  eingeführt  **)  und  eben  so  in  der  Stadt 
Braunschweig  a.  1675  mit  der  weiteren  Ausdehnung,  dass  in  ihr 
nur  gesprochen  werden  solle  nach  dem  allgemeinen  beschriebenen, 
im  Fürstenthum  recipirten  Kaiserlichen  Recht  sammt  den  Reichs- 
und Landes  -  Constitutionen  ♦»).  Die  Wolfenbütteische  Hofge- 
richstordnung  von  1559  (tit.  31)  verfugt,  dass  das  Hofgericht  nicM 
nach  Sächsischen,  sondern  nach  den  gemeinen  geschriebenen  kaiser- 
lichen Bechten  0u  regiUiren  ist;  die  für  Zelle  von  1564  bestimmt, 


38)  Ordnung  von  Budissin  a.  1548  (Schott  Sammlung  II.  S.  42):  nach 
gemeinen  Weltlichen  u.  Sächsischen  Bechten.  —  Statuten  von.  Greussen  im 
Schwarzburgischen  a.  1556.  I.  art.  57  (Walch  yil.  S.  118):  nach  den  Sta- 
tuten oder  andern  gemeinen  ubelichen  rechten;  eben  so  Statuten  von  Franken- 
hausen a.  1558.  I.  83  (Walch  V.  S.  253).  —  Statuten  von  Langensalza  a. 
1556.  art.  63  (Walch  VII.  S.  352j:  nach  den  Willküren,  dem  sächsischen 
Landrecht  u.  in  Mangel  desselben  nach  Gemeinen  Kayserlichen  Bechten.  — 
Statuten  von  Schmollen  im  Altenburgischen  a.  1602  art.  41  (Walch  VIII. 
S.  178) :  nach  Stadtrecht  oder  sächsischem  Recht  u.  was  des  auch  nicht  wei- 
set, den  gemeinen  Key  serrecht.  —  Statuten  von  Coburg  aus  dem  Ende  des  16. 
Jahrhunderts  art.  14.  §.  29  (Kreysig  Beiträge  zur  Hist.  der  sächs.  Lande 
I.  1754.  S.  354):  wird  in  andern  Fällen  den  allgemeinen  beschriebenen  Key- 
serlichen  Bechten  nachgegangen;  eben  so  Statuten  von  Schalckau  art.  17.  §.  3 
und  von  Heldburg  a.  1672  tit.  13  (Kreysig  11.  236  fif.,  HL  215  flf.)  u.  s.  w. 

39)  Vgl.  die  Stellen  aus  der  JensÜschen  Hof- Ger. -0.  von  1566  und  der 
von  1653,  der  Eisenacher  Canzlei-0.  von  1696,  der  Reussischen  Ger,-0.  von 
1551,  bei  Heim b ach  (in  der  oben  §.  60.  N.  5  angeführten  Schrift)  S.  16.  17. 
—  Erftirter  Proc.-O.,  vgl.  Riccius  zuverl.  Entwurf  S.  326. 

40)  Vgl.  Heimbach  §.  49.  N.  2. 

41)  Vgl.  darüber  v.  Selchow  in  den  Hannov.  Beyträgen  1760.  4.  Sp. 
1388  fif.,  du  Roi  System.  Anleitung  zur  Kenntniss  der  Quellen  und  Liter,  des 
Braunschweig- Wolfenbütteischen  Staats-  und  Privatrechts  1792.  S.  5  fiF.,  örefe^ 
Hannov.  Privatrecht  (zweite  Ausg.)  I.  S.  15  flf. 

41a)  Vgl.  Band  L  S.  652.  —  Vgl.  auch  unten  §.  79.  N.  4  fiF. 

42)  Riccius  S.  166.  —  Ueber  das  Magdeburgische  vgl.  oben  S,  68.  N.  21. 

43)  Riccius  S.  164,  325  und  unten  §.  74.  N.  32. 
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es  solle  geurtheilt  werden,  nach  hergebrachten  bestendigen  gewöhn- 
heüen,  u.  StoMen  dieses  Fürstenthumbs  u.  in  numgd  deren  ^  ncuA 
gemeinen  beschriebenen  Eechten  u.  des  Heü.  Beichs  Constitution  **). 

Nach  dem  Epilog  des  Hamburger  Stadtrechts  von  1605 
(hinter  IV.  69)  sollen  nächst  dem  geschriebenen  Stadtrecht  das 
Gewohnheitsrecht  und  in  subsidium  die  Reichsgesetze  und  die 
gemeinen  beschriebenen  kaiserlichen  Rechte  zur  Anwendung  kom- 
men; eben  dasselbe  enthält  die  Gerichtsordnung  für  Stade  vom 
Jahre  1606**).  Das  Stadtrecht  von  Lauenburg  a.  1599  lässt 
nach  den  Statuten  die  Gewohnheiten  des  Fiirstenthums  und  das 
sächsische  Recht  eintreten  und  iw  dass  aufhöret  oder  in  abgang 
kommen,  die  beschriebenen  Kay serr echte  *^) ;  dasselbe  bestimmt  die 
Hofgerichtsordnung  von  1621  für  das  Fürstenthum  Lauenburg*'). 
Das  revidirte  Liibische  Stadtrecht  enthält  noch  keine  solche 
Bestimmung. 

Nach  der  Holsteinschen  Landgerichtsordnung  von  1573 
tritt  das  gemeine  Recht  ein  in  Ermangelung  einheimischer  Be- 
stimmungen oder  des  gemeinen  Sachsenrechts*®).    Das  Butja- 


44)  Vgl.  oben  §.  64.  N.  57  a.  —  Auf  dem  Landtage  zu  Ghindersheim  be- 
schwerten sich  a.  1585  die  Stände,  dasB  das  Sachsenrecht  und  andere  löbliche 
Landesgebrauche  ganzlich  aufgehoben  wurden;  der  Landesherr  erklärt,  er 
wolle  dies  nicht;  es  sollten  nur  rerständige  Gelehrte  und  erfahrene  Leute  aus 
der  Landschaft  zugezogen  werden,  welche  bei  jedem  Falle  zu  erwägen  hätten, 
ob  derselbe  nach  Sachsenrecht  und  altem  Brauche  oder  nicht  zu  entscheiden 
sei.  Ha ye mann  Geschichte  Ton  Braunschweig-Lüneburg  III.  S.  155.  — Auf 
dem  Landtage  zu  Elze  a.  1593  wird  eine  endliche  Entscheidung  darüber  ver- 
langt, ob  Sachsenrecht  oder  gemeines  Beoht  gelten  solle.  Hayemann  IL 
8.  517.  —  A^  1597  erfolgte  die  commissarische  Entscheidung  der  Stände,  im 
Ho%ericht  zu  Wolfenbättel  solle  m'an  sich  des  Kaiserrechts  und  nicht  des 
Sachsenreohts  bedienen,  es  sei  denn,  dass  irgend  eine  sonderliche  Ordnung 
im  Fiirstenthum  auf  Sachsenrecht  beruhe.    Havemann  III.  S.  155.  N.  1.  — 

Die  Hofgerichtsordnung  für  Zelle  tit.  2  (Säur  III.  fol.  3)  bestimmt,  man 
solle  richten  nach  Gewohnheiten,  Statuten  und  in  deren  Mangel  nach  dem 
gemeinen  beschriebenen  Recht  und  den  Beichsgesetzen ;  ygl.  auch  tit.  10. 
fol.  5  und  die  Mündensche  Hofgerichtsordnung  von  1544  (Grupen  disc.  for. 
p.  607). 

45)  Pufendorf  obss.  11.  p.  294. 

4ß)  L  tit.  8  bei  Pufendorf  IIL  p.  298;  vgl.  auch  H.  tit.  8,  die  Succes* 
sionsordnung  nach  Sadisenrecht,  in  subsidium  nach  geschriebenem  gemeinem 
ßecht  und  des  Heichs  Constitutionen. 

47)  Tit.  1;  vgl.  v.  Selchow  a.  a.  0.  Sp.  1391. 

48)  n.  tit.  3;  vgl.  auch  Falck  Handbuch  des  Schleswig -Holsteinschen 
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dinger  Landrecht  von  1664**)  und  das  ostfriesische  Land- 
recht aus  dem  Anfange  des  sechzehnten  Jahrhunderts  *®)  erken- 
nen gleichfalls  die  Subsidiarität  des  kaiserlichen  Rechts  an. 

In  der  Mark  Brandenburg*")  war  das  römische  Recht, 
wie  sich  aus  der  Glosse  zum  Sachsenspiegel  ergiebt,  in  der  Mitte 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  schon  in  einem  gewissen  Umfange 
bekannt.  Gesetzlich  wurde  seine  Subsidiarität  durch  die  Kam- 
mergerichtsordnung  von  1516  anerkannt**): 

Als  wir  auch  in  Unsern  Landen  u.'Fürstenthum  der  vielfel- 
tigen  Hechts  Unordnung  befunden,  wollen  u,  setzen  Wir,  dass 
hinführo  in  TJnserm  Cammer- Gericht,  Fürstenthums,  Landen 
u.  Gebieten  gemeine  Kayserliche  Recht  gehaUen  u.  darnctch 
gesprochen  werden  soll. 
Römische   Grundsätze  wurden  für  das   Erbrecht  durch   die 


Privatrechts  I.  1825.  §.  46.  N.  72.  —  üeber  Schleswig  vgl.  ausser  der  I. 
S.  611  citirten  Schrift  von  Sarauw  denselben  auch  in  Falck's  Archiv  für 
Geschichte,  Statistik,  Kunde  der  Verwaltung  und  Landesrechte  der  Herzog- 
thümer  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg  I.  1842.  S.-272  flf.  Gegen  seine 
Ansicht,  dass  in  Schleswig  das  römische  Recht  subsidiäre  Rechtsquelle  sei, 
vgl.  Paulsen  in  demselben  Archiv  III.  S.  224  ff.  Seine  Ansicht  vertheidigt 
dann  wieder  Sarauw  daselbst  III.  S.  546  ff.  —  Vgl.  auch  Tönsen  Beiträge 
zur  Kritik  und  zur  Basis  eines  allgem.  posit.  Privatrechts  I.  1.  S.  114  ff.,  und 
Friedlieb  in  Schletter's  Jahrbüchern  11.  S.  351,  352. 

49)  Art.  79  (Pufcndorf  IV.  p.  623). 

50)  Vgl.  unten  §.  81.  N.  39  und  45. 

51)  Vgl.  ausser  den  Band  L  S.  611  citirten  Schriften  auch  Riedel  Ma- 
gazin des  Prov.  und  statutar.  Rechts  der  Mark  Brandenburg  I.  1.  1837.  S.  6ff. 

52)  Jedenfalls  kann  man  nicht  mit  G.  W.  v.  Raum  er  Cod.  dipl.  Brand. 
U.  p.  115  behaupten,  dass  das  römische  Recht  mit  dem  Eintritt  des  13.  Jahr- 
hunderts in  der  Mark  zu  Ansehen  gelangte.  Die  von  ihm  angeführte  Chronik 
des  Klosters  Petersberg  bei  Halle  erzählt  zum  Jahre  1205:  frairea  montis 
sereni  appeüattonis  et  verborum  decretalium  eis  hactenus  ignotorum  tisum  ha^ 
bere  coeperunt,  quarum  verum  a  Mersebu/rgensi  praeposito  informaH  sunt. 
Diese  Nachricht  sagt  aber  nur,  dass  man  in  dem  Kloster  mit  den  Grundsätzen 
des  canonischen  Rechts  und  einer  Sanunlung  von  Decretalen  bekannt  wurde. 
—  Eine  Urkunde  von  1440  (Raumer  1.  1.  I.  p.  145)  bestimmte,  dass  in  Salz- 
Wedel  gerichtet  werden  solle  nach  gemeinen  bektendigen  Sachsen  u,  beschriben 
rechten.  Heydemann  Elemente  S.  4  f.  glaubt,  dass  auch  unter  dem  be- 
schriebenen Recht  nur  an  das  Sachsenrecht  zu  denken  sei;  ich  schliesse  mich 
ihm  gegen  Laspeyres  Zeitschrift  für  d.  Recht  VLS. 6  an,  welcher  darunter 
das  römische  Recht  versteht ;  eine  Bestimmung  der  Subsidiarität  des  römischen 
Rechts  im  Jahre  1440  würde  auffallend  sein. 

53)  Mylius  C.  C.  March.  IL  1.  S.  10. 
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Joachimische  Constitution  yon  1627  eingeführt  und  zugleich  durch 
dieselbe  die  Subsidiarität  von  Neuem  anerkannt,  eben  so  wie 
durch  manche  spätere  Landtagsabschiede  und  Gesetze  **). 

Nach  der  Pommerschen  Gerichtsordnung  von  1566  ***)  soll 
geurtheilt  werden  nadh  des  Reichs  gemeinen  Reckt ,  Constitution^ 
Abschiede,  Mandatj  Landt-  u.  Religion  frieden  u.  umere  Lcmd  Ord- 
nung, Erbare  Stattd  u.  getwnheiten.  Von  Pommerschen  Stadt- 
rechten bestimmt  das  von  Rügenwalde  vom  Jahre  1609**), 
dass  man  nach  Lübischem  Recht  lebe,  und  in  subsidium  nach 
den  Landes  ConstittUionen  u.  dem  jm  cwüe  svoe  commme,  wie  von 
Alters  gebräuchlich  gewesen.  —  Zu  den  Worten  der  Statuten  von 
Stolpe  a.  1611,  dass  man  nach  Lübischem  Rectt  lebe*®),  macht 
der  Notar  Peter  Andreae  die  Parenthese:  quatenus  longo  usu  et 
consuäudine  rec^tum  est,  sonsten  deficiente  statuto  et  more  Civitatis 
wird  mich  dem  Jwre  dvßi  gesprochen. 

In  Meklenburg  war  die  Subsidiarität  seit  der  Mitte  des 
sechzehnten  Jahrhunderts,  für  Goldberg  seit  1571  anerkannt*'). 


54)  Vgl.  Nachweise  auch  bei  Hälschner  Preuss.  Strafrecht  I.  S.  103, 
Hejdemann  S.  31.  —  Gegen  die  biBweilen,  besonders  auch  von  t.  Baum  er 
(in  V.  Ledebnr's  Archiv  V.  S.  316  ff.)  rertheidigte  Ansicht,  dass  sich  die 
Subsidiarität  nur  auf  das  Erbrecht  erstrecken  sollte,  vgl.  Biedel  S.  33  ff. 
und  Laspeyres  S.  11  f.  Gegen  die  Ansicht,  als  sei  in  Üer  Mark  durch  die 
Kanunergerichtsordnung  yon  1516  und  die  folgenden  Gesetze  alles  römische 
Beeht  eingeführt  und  alles  einheimische  Becht  beseitigt  worden,  vgl.  Laspey- 
res  S.  6  ff.;  es  sollte  nicht  das  bestehende  Gewohnheits-  oder  Particularrecht 
abgeschafft  werden,  sondern  nur  die  gesetzliche  Autorität  der  sächsischen 
Bechtsbücher  aufhören.  Auch  fährt  Laspeyres  S.  19  ff.  den  interessanten 
nnd  gelehrten  Nachweis",  wie  sich  im  späteren  märkischen  Landrecht  Vieles 
von  dem  einheimischen  Becht  im  Gegensatz  gegen  das  römische  erhalten  hat. 
—  Für  diese  Fragen  ist  auch  der  Entwurf  einer  altmärkischen  Gerichtsord- 
nung von  1531  sehr  interessant,  welchen  die  Stände  auf  dem  Landtage  zu 
Öardelegen  proponirten  (bei  v.  Kamptz  Jahrbücher  XLV.  S.  111):  in  Erb- 
föllen  sollen  die  Gerichte  entscheiden  nach  des  Kurfürsten  Ordnung,  in  ande- 
ren Schaken  nach  oläen  herkomede  unde  Landes  ghewonheith;  über  diese  Be- 
stimmung vgl.  auch  Hübbe  bei  v.  Kamptz  a.  a.  O.  S.  124.  —  Vgl.  auch 
nnten  §.  82.  N.  17, 

54a)  Stettin  1569.  4.  p.  14b.  40a. 

55)  Schott  Sammlungen  IL  S.  75.  §.  6. 

56)  L  5.   Schott  L  S.  241  ff.;  vgl.  auch  IL  §.  7.     , 

57)  V.  Kamptz  Meklenb.  Oivib-echt  L  1.  S.  31.  N.  2,  S.  183;  vgl.  auch 
oben  8.  82. 

Deutsch«  Reehtsgeschichte  I.    8.  9 
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Für  Preussen  erklärt  die  vor  1541  ^)  geachriebeae  (unge- 
druckte) Vorrede  zur  Glosse  des  Gulm,  man  richte  nach  dem 
Culm  und  nach  den  Magdeburger  Rechten.  Wo  die  aber  nickt 
seifiy  da  soUen  sie  halten  die  Leges  u.  Cafwms.  Wenn  da/rm  ist 
ein  Itdicher  verpflicht  *»). 

Die  schlesischen  Stände  behaupteten  auf  dem  Landtage 
von  1554,  sich  bisher  nicht  des  kaiserlichen  sondern  über  Men- 
schengedenken des  Sachsenrechts  bedient  zu  haben  und  a.  1559, 
dass  beim  Mangel  der  sächsischen  Rechte  die  der  gemeinen  be- 
schriebenen Kaiserrechte  gebrauchten  «®).  Im  Jahre  1570  erklärte 
Kaiser  Maximilian  II.  für  Münsterberg  und  Frankenstein  ^^),  es 
solle  erkannt  werden,  wie  nach  gemeinem  u.  Sachsenrecht  in  garUn 
Schlesien  der  Gehrauch  u.  solches  ausgesetift  w.  üblich  herkommen 
ist.  —  Auch  für  die  Städte  d^r  Lausitz  wurden  im  Jahre  1547 
Appellationen  nach  Prag  geboten  und  dabei  gesagt,  dass  man 
dort  erjcennen  werde  dem  beschriebenen  Bechte  u,  denen  daselbst 
in  Ober-Lo/usit^  gebrämhlichen  Processis  u,  Urtheüen  gemäss  ^% 

Schonungsloser  führte  die  Gesetzgebung  das  römische- Recht 
am  Rhein  ein,  indem  man  hier  in  mehreren  Codificationen  alle 
in  das  Stadtreqht  oder  Landrecht  nicht  aufgenommenen  Gewohn- 
heiten für  aufgehoben  erklärte  und  dem  geschriebenen  Recht  den 
Vorzug  gab  ®*).     Während  die  Gerichtsordnung  der  Stadt  Cöln 

58)  Of.  Steffenhagen  Catalogus  Oodicum  MSStorom  Bibl.  Begiom. 
fascic.  L  1861.  4  p.  13.  Nr.  30. 

59)  Auch  ergiebt  sich  aus  Processacten  im  Königsberger  Geh.  Archiv, 
deren  Abschrift  ich  Herrn  Dr.  y.  Martitz  verdanke  (Process  des  Herzogs 
Albrecht  gegen  Paul  Fesolt  a.  1530),  dass  man  in  den  dreissiger  Jahren  des 
16.  Jahrhunderts  neben  weiteren  Berufiingen  auf  die  sächsischen  Rechte  un- 
bedenklich das  gemeine  Recht,  besonders  im  Process  anwendete.  —  Räthsel- 
haft  kUngt  die  Nachricht  bei  v.  Kamptz  Provinzialreohte  I.  S.  172,  man 
habe  in  Bischofstein  die  Werke  der  Rechtsgelehrten  Covarruviae  und  Oarpzow 
als  G-esetzbiicher  betrachtet;  ich  kann  sie  mir  nur  so  erklären,  dass  man  sich 
bei  Rechtsunwissenheit  aus  diesen  Werken  zu  belehren  suchte,  welche  durch 
irgend  einen  Zufall  in  die  kleine-  Stadt  gekonmien  sein  mögen  und  bei  dem 
wahrscheinlich  grossen  Mangel  an  juristischen  Büchern  das  einzige  Orakel 
bildeten. 

60)  Tzschoppe  und  Stenzel  ürkundensammlung  S.  107.  N.  2;  vgl. 
auch  oben  S.  66.  N.  10,  S.  102.  N.  72. 

61)  Weingarten  fascic.  diversorum  jurium  1690.  IL  p.  151. 

62)  Riccius  S.  206. 

63)  Das  Detail-  vgl.  bei  den  einzelnen,  später  ausführlich  zu  besprechenden 
Rechtsquellen. 
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von  1570  Boch  sagt,  dass  das  Recht  gesprochen  werde  nach  red- 
lichen Ordnungen,  Statuten  und  Gewohnheiten,  oder  sonst  nach 
gemeinen  beschriehenen  Bechten,  bestimmt  das  Churkölnische 
Landrecht  von  1663,  dass  alle  in  dasselbe  nicht  aufgenommenen 
Gewohnheiten  ohne  Ausnahme  nichtig  und  kraftlos  sein  sollen, 
und  man  bei  Lücken  des  Gesetzbuchs  sich  nach  dem  gemeinen 
beschriebenen  Recht  richten  solle.  Dieselbe  Bichtjong  findet  sich 
in  dem  Wildenburgischen  Landrecht  von  1607,  dem  Churtrierer 
Landrecht  von  1668.  Während  nach  der  Mainzer  Hofgerichts- 
ordnung von  1516  (tit.  9)  die  Beisitzer  schwören  zu  urtheilen 
ivach  gemeinen  rechten  u.  redlichen,  erbaren  u.  leidlichen  Ordnungen 
Statuten,  Gewohnheiten  u.  Gebrauch,  so  ferr  sie  bracM  werden,  hebt 
das  Mainzer  Landrecht  von  1755  alle  ihm  zuwider  laufenden  Ge- 
wohnheiten auf.  Die  Subsidiarität  der  fremden  Bechte  wird  fer- 
ner anerkannt,  das  Gewohnheitsrecht  aber  geschont,  in  der  Jü- 
Heb -Bergischen  Bechtsordnung  von  1564  (c.  108),  der  Hofge- 
richtsordnung für  die  hintere  Grafschaft  Sponheim  von  1586  0*), 
dem  Landrecht  der  Obergrafschaft  Lingen  von  1639  ^*)  u.  s.  w. 
In  Hessen  lautete  der  Eid  der  Urtheiler  schon  nach  der 
Hofgerichtsordnung  von  1500  tit.  2  ««),  sie  wollen  richten  nmh 
gemeynen  keyserlichenn  besdmebenn  rechten.  Auch  nach  redddichen 
u,  Erbam  Statuten  ordemmgen  u,  gewonheyten  unsers  Fürstenr 
(humbs  u.  landtschafft  wo  die  für  sie  bracht  werden.  Das  Solm- 
ser  Landrecht  von  1571  sagt  in  seinem  Publications- Patent,  es 
., wolle  nicht  aus  dem  Landesbrauch,  sondern  nur  aus  dem  römi- 
schen Becht  ergänzt  werden.  In  Frankfurt  hatte  bereits  das 
Stadtrecht  von  1509  sehr  viel  römisches  Becht  aufgenommen; 
die  Beformation  von  1578  geht  überall  von  der  gemeinrechtlichen 
Gültigkeit  desselben  aus.  In  der  Pfalz  wird  die  Subsidiarität 
ia  der  Hofgerichtsordnung  von  1573  bestimmt «').    Die  von  Ul- 


64)  Säur  IV.  fol.  1.  tit.  4  und  tit.  9. 

65)  Schlüter  Provinzialrecht  der  Provinz  Westphalen  11.  S.  89. 

66)  Sammlung  heesischer  Landesordnungen  I.  S.  30;  ebenso  die  Hof- 
Ger.-O.  von  1524.  —  Die  Ansicht  Kopp's  (Hessische  Gerichte  I.  S.  65  und 
S.  257  —  265),  dass  unter  den  gemeinen  kaiserlichen  beschriebenen  Bechten 
nicht  blos  das  fremde  Becht  nebst  den  neueren  Beichsgesetzen ,  sondern  auch 
das  schwäbische  und  sächsische  Landrecht  ^  und  das  kleine  Kaiserrecht  zu 
verstehen  sei,  ist  unhaltbar. 

67)  Pfälzische  Hof-Ger.-O.  von  1573;  in  der  von  1582  tit.  4.  §.  4  (Säur 
n.  fol.  14),  vgl.  auch  tit.  10;  Pfälzische  Unter  -  Ger.  -  O.  (Säur  IL  fol.  2);  es 

9* 
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rieh  Zasius  im  Jahre  1511  yerfassten  Statuten  der  Markgrafschaft 
Baden  bestimmen  im  Publications- Patent:  In  wdichen  fetten  wir 
gemeynen  geschribenen  rechten  nit  anderung  getan,  wollen  ww  das 

an  unsem  ober  u.  undergerichten  gesprochen  u.  herkent  werde, 

inhait  gemeyns  gesckrihnen  rechtens. 

Die  Würtembergische  Hofgerichtsordnung  von  1514  weist 
den  Richter  an,  nach  den  Landesgesetzen,  Statuten,  Gewohnheits- 
rechten, Herkommen  und  endlich  nach  des  heiligen  Reichs  Rech- 
ten zu  sprechen  ^).  Die  Schwäbische  Landgerichtsordnimg 
von  1618  ®^)  sagt,  bei  Lücken  der  Gesetzgebung  sollen  die  alte 
löbliche  Gebrauch,  Gewohnheiten  u,  da  dieselbe  nicht  beftmden,  das 
gemein  geschrieben  Becht,  u.  was  demselben  zwn  ebenmässigsten  ist, 
u.  nach  dem  allen  ein  Ehrbarer  guter  besonderer  Verstand,  Arbi- 
trium boni  viri  ex  aequo  et  bona  statt  hohen  u.  vermög  derselben 
gehandlet  u,  procediri  werden.  Die  Fränkische  Landgerichts- 
ordnung von  1580  will,  dass  bei  Lücken  nach  gemeinem  Recht 
gesprochen  werde '<>).  Nach  der  Baierischen  Gerichtsordnung 
von  1520  schwören  die  Beisitzer,  zu  urtheilen  nach  den  Landes- 
gesetzen und  Gewohnheiten  und .  im  Mangel  derselben  nach  des 
heiligen  Reichs  Rechten'*). 

In  Tirol'*)  ^ar  gegen  Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts 


sollen  hier  auch  beobachtet  werden  Statuten  und  redliche,  ehrbare  Gewohn- 
heiten. 

68)  Wächter  Würtemb.  Privatreoht  L  S.  94;  über  spätere  Bestimmun- 
gen I.  2.  S.  1076  f. 

69)  Am  Schluss,  bei  Ludolf  Colleotio  statntorum .  p.  303 — 416;  sie  ist 
eine  Wiederholung  der  Ordnung  von  1562. 

70)  AmSchluss,  bei  Schnei  dt  thes.  jur.  Francon.  I.  1.  p.  9.  N:  falls  eine 
Lücke  sich  finde  in  dieser  Ordnung  des  gerichtlichen  Prozess  haXben.  S  c  h  n  e  i  d  t 
glaubt  dieser  Worte  wegen,  dass  die  Ordnung  Ton  1580  nur  für  den  Process, 
und  erst  die  Land-Ger.-O.  von  1618  III.  tit.  122.  §.  3  allgemein  die  Subsidia- 
rität gebiete.  Eine  solche  Bestimmung  wäre  ohne  Analogie  und  jene  Worte 
wollen  nur  sagen,  dass  wo  in  dieser  Gerichtsordnung  eine  Lücke  sei,  ge- 
meines Becht  eintrete. 

71)  Vgl.  Beyscher  Zeitschr.  für  d.  Becht  IX.  S.  402.  —  Die  Statuten 
von  Nördlingen  (Schott  Sammlungen  I.  4.  S.  201 — 240  bestimmen  für 
Testamente,  Eherecht,  Verträge  u.  s.  w.  (IL  20,  III.  15,  V.  19),  dass  nach 
den  gemeinen  geschriebenen  Bechten  und  den  Beichs  Oonstitutionen  gesprochen 
werden  soU.  Dabei  ist  aber  besonders  V.  19  hervorzuheben,  wo  dem  geschrie- 
benen Becht  die  communis  opinio  doctorum  zur  Seite  gestellt  wird:  Wich  den 
beschriehnen  Keyserlichen  Becklen  u,  der  Lehrer  gemeinen  ScMuss. 

72)  Vgl.  oben  S.  80  und  unten  §.  87.  N.  7. 
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die  Subsidiarität  noch  nicht  anerkannt,  und  auch  in  der  Schweiz 
drang,  mit  Ausnahme  Basels,  das  römische  Hecht  nicht  bis  zur 
Subsidiarität  durch,  wenngleich  auch  viele  Gesetze  auf  es  Bück- 
sicht nahmen ''«). 

IV.  Im  Allgemeinen  trifft  dasselbe,  was  wir  bisher  für  das 
römische  Becht  nachgewiesen  haben,  auch  für  die  Libri  feudo- 
rum  zu.  Wenn  sie  auch  schon  im  vierzehnten  Jahrhundert  öfter 
als  beschriebenes  Eaiserrecht  und  als  bedeutende  Autorität  citirt 
worden  waren  ''*),  so  begann  man  doch  erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  ihnen  die  Bedeutung  eines  gemeinen 
subsidiären  Bechts  beizulegen  ''^).  Da  die  Lehnsgerichte  nicht 
mehr  ausschliesslich  mit  Vasallen,  sondern  auch  schon  mit  Ge* 
lehrten  besetzt  wurden  ^ö)  ^  und  das  Langobardische  Lehnrecht 
als  Theil  des  Corpus  juris  auf  deutschen  Universitäten  Gegen* 
stand  von  Vorlesungen  wurde,  so  trug  man  kein  Bedenken,  es 
nicht  blos  in  subsidium,  sondern  auch  als  eigentliches  Kaiser- 
recht, dessen  Sätze  zum  Theil  aus  deutschen  Beichsgesetzen  her- 


73)  Henke  Zeitschr.  für  gesch.  Rechts w.  HI.  S.  230,  Merkel  de  repubL 
Alam.  XVI.  N.  23.  —  Für  die  Subsidiarität  in  Basel  war  wohl  entscheidend, 
dass  hier  nm  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  eine  Universität  errichtet  wurde. 
Die  Basler  Statuten  und  Gerichtsordnung  von  1719  (zuletzt  in:  Bechtsquellen 
von  Basel  Stadt  und  LandJ.  2.  1859  S.  749—924)  enthalten  sehr  viel  römi- 
sches Becht,  schon  in  Folge  des  ümstandes,  dass  sie  neben  früheren  Basler 
Gesetzen  auch  das  Würtembergisohe  Landrecht  zur  Grundlage  haben.  In  Zü- 
rich begegnen  wir  erst  spät  römischen  Einflüssen;  niemals  erlangte  das  rö- 
mische Becht  hier  die  Bedeutung  einer  subsidiären Bechtsquelle,  Bluntschli 
Bechtsgeschichte  von  Zürich  (erste  Ausgabe)  11.  S.  46  ff.  Bemerkenswerth 
ist  ein  Brief  des  Züricher  Theologen  Joh.  Wilh.  Stuck  aus  dem  Jahre  1605 
an  Goldast  (Yirorum  doctorum  ad  M.  Goldastum  epistolae  1688  4.  p.  136): 
Natn  in  Helvetia  nostra  ....  Jims  JProfessio  atque  actentia  pctrvo  vel  ntdlo 
pene  est  in  pretio.  Juriseonsultorum  non  modo  consilia  atque  monita,  verum 
etiam  vultua  ipse  atqt*e  nomen  plerisque  est  suspectum  est  despectum,  invisum 
et  odiosum,  Pluris  apud  nos  fieri  solet  ru^ieus  aliquis  vel  parum  juris  nostri 
vemaicuü  peritua  et  parum  diseriua  vel  loquax  potius  et  garruhts,  quam  Bar- 
tolus  et  Bäldus,  et  JuriscansuUus  quivis  vel  disertissimus  et  juris  acientia 
praestantissimus.  Juristas  ut  vulgo  loquuntur  Lwristas  appeUant  per  contem' 
tum  et  contumeliam. 

74)  Vgl.  Band  I.  S.  654  und  655. 

75)  Eine  der  sprechendsten  Beweisstellen  liefert  die  Informatio  ex  spec. 
Sax.  (Home y er  Abhh.  der  Berl.  Akad.  1856  S.  644),  wo  von  dem  Liber 
feudormn  gesagt  wird:  dal  gemeine  lenrecht  is  oever  alle  cristen  rike, 

76)  Vgl.  S.  97.  N.  52. 
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stammten,  selbst  deutschen  Gewohnheiten  und  Gesetzen  gegen- 
über zur  Anwendung  zu  bringen.  Den  Gelehrten  freilich  schien 
es,  dass  den  rechten  Lehenbräuchen  nicht  genug  Ehre  ertheilt 
und  auf  Rechtsbücher  und  Lehnsgewohnheiten  zu  viel  Ge- 
wicht gelegt  werde  ^^,  aber  die  Stimmen  aus  dem  Volke  lauteten 
anders  ''®). 

Mit  dem  canonischen  Recht  steht  die  Sache  anders: 
seine  Einführung  und  Geltung  ging  der  des  römischen  Rechts 
voran,  trat  unmerklicher  ein  und  stiess  auf  geringeren  Wider- 
stand. Der  Inhalt  des  Corpus  juris  canonici  war  für  die  gesammte 
Christenheit  bestimmt  und  sollte  besonders  in  den  geistlichen 
Gerichten,  welche  dem  Volke  ferner  standen  und  trotz  ihrer  wei- 
ten Competenz  weniger  häufig  in  das  Leben  eingriffen,  zur  An- 
wendung kommen.  An  der  Berechtigung  des  Papstes,  allgemeine 
Vorschriften  zu  erlassen  und  auch  einzelne  Fragen  des  Civil- 
rechts,  sobald  sich  für  die  Kirche  eine, Veranlassung  dazu  bot, 
durch  seine  Decretalen  zu  regeln,  zweifelte  vor  der  Reformation 
Niemand.  Die  Bestimmungen  des  canonischen  Rechts  standen 
aber  auch  dem  deutschen  Volke  sehr  viel  näher,  als  das  Corpus 
juris  civilis,  weil  sie  mit  Beziehung  auf  die  modernen,  überall 
lebendigen  Verhältnisse  erlassen  waren,  und  darum  nicht  erst 
einer  besonderen   Modernisirung  oder  Germanisirung  bedurften. 


77)  Vorrede  der  üebersetznng  des  Langob.  Lehnreohts  von  1530  (vgL 
§.  67.  N.  3):  es  wird  getadelt,  dass  man  yerfalle  auff  etJich  alte  geschribne 
Lehenbücher,  welche  zum  theü  auch  im  truek  aussgangen,  u,  Keyser  Carlen 
dem  grossen  u.  sunst  andern  zugeschriben  worden  oder  dass  mau  sieh  auf 
Gebräuche  berufe,  wie  sie  dieseJbigen  etwan  von  jren  vorältem  oder  sunst  ge- 
hört ....  Hierdttrch  die  recht  Lehenbreuch,  so  durch  etlich  Eömisch  Keyser 
.  ,  ,  ,  zu  ThoUen  gebotten:  auch  den  andern  gemepnen  Keiserlichen  re^en  in 
geHetbt,  in  vergess^  auch  zu  Zeiten  in  Verachtung  gesteh  u.  gehalten  werden. 
Zweifel,  welche  sich  aus  diesem  Buch  nicht  erledigen  lassen,  seien  durch  an- 
der Keyserlich  gesatz,  mit  vergliehnen  rechnen  zu  entscheiden. 

78)  Im  Jahre  1609  heisst  es  in  der  Beschwerde  des  Hans  v.  Steinach  an 
den  Bischof  von  Würzburg  (Pütt er  Beytrage  zum  teutschen  Staats-  und  Für- 
stenrechte II.  S.  50  f.):  Wollten  Ew.  fürstl  Gnaden  ....  zur  Neuerung 
allerley  Widerwärtigkeit  aufdringen,  als  nehmlich  die  Lumpartische,  Italiäm- 
sehe  ....  Lehngebräuche  u.  Bechte  für  die  alte  Dränkische  hergebrachte  Ge- 
bräuche neuerlich  einführen.  Zudem  ist  das  Würzburgische  Lehngericht  also 
bestellt,  dass  der  Bichter  ein  Ausländer,  die  Ässessores  junge  Leute,  weiche 
....  von  den  Fränkischen  Bräuchen  u,  Ijehnsherkommen  weniger  dann  nichts 
wissen.    Vgl.  auch  §.  66.  N.  6. 
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um  im  Leben  zur  Geltung  zu  kommen.  Es  wurden  tiberall,  wo 
Juristenfacultäten  bestanden,  Vorlesungen  über  das  canonische 
Recht  auch  zu  der  Zeit  gehalten,  als  man  die  Studien  des  römi- 
schen Rechts  wieder  unterbrach.  ' 

Aus  diesen  Gründen  bedurfte  es  keiner  eigentlichen  Einfüh- 
rung des  canonischen  Rechts:  in  allen  zahlreichen,  von  uns  an^ 
geführten  Bestimmungen,  welche  die  Subsidiarität  des  gemeinen 
Rechts  anordnen,  ist  nur  immer  von  dem  gemeinen  kaiserlichen, 
den  gemeinen  geschriebenen  Rechten,  nirgends  noch  besonders 
Yon  den  geistlichen  Rechten  die  Rede,  und  es  verstand  sich  für 
die  Juristen  von  selbst,  dass  sie  da,  wo  ein  römischer  Satz  durch 
das  canonische  Recht  modificirt  worden  war,  die  der  neueren 
Zeit  angehörige  und  den  neueren  Verhältnissen  angepasste  Be- 
stimmung des  canonischen  Rechts  zur  Anwendung  brächten  '*). 
Hierauf  wirkte  auch  besonders  der  Umstand  ein,  dass  die  Juri- 
sten das  Corpus  juris  civilis  mit  seiner  Glosse  benützten  und 
überhaupt  das  römische  Recht  in  derjenigen  Gestalt  annahmen, 
welche  es  unter  den  Händen  der  Glossatoren  und  späteren  Le- 
gisten  auf  den  italienischen  Universitäten  gewonnen  hatte®®). 
Und  hier  war  bereits  von  Anfang  an  das  römische  mit  dem  ca- 
nonischen Recht,  besonders  was  den  Process  betrifft,  zu  einem 
Ganzen  verarbeitet  worden®^). 

Seitdem  Gelehrte  in  den  Gerichten  sassen,  musste  das  cano- 
nische Recht  besonderen  Einfluss  auf  das  Gerichtswesen  gewinnen. 
Das  alte  Verfahren  war  ihnen  unverständliöh  und  reichte  in  der 
That  auch  riicht  mehr  aus.  Dagegen  hatte  sich  in  den  geistlichen 
Gerichten  ein  ausgebildetes  Processverfahren  entwickelt,  für  wel- 
ches das  Corpus  juris  canonici  sehr  viel  mehr  die  Grundlage  ab- 
gab, als  Justinians  Compilation  mit  ihren  für  die  neuere  Zeit 
erst  zu  modificirenden  Sätzen.  Jetzt  galt  es  nur  diesen  Process 
auch  auf  die  weltlichen  Gerichte  zu  übertragen  ^^). 

Mit  der  Reformation  wurde  das  Studium  des  canonischen 
Rechts  auf  den  protestantischen  Universitäten  vernachlässigt  und 
nur  80  weit  getrieben,  als  es  für  die  weltlichen  öerichte  Interesse 


79)  Pur  Braunschweig  vgl.  Du  Roi  (vgl.  N.  41)  S.  9  ff. 

80)  Vgl.  Note  33. 

81)  Vgl.  Biene r  Neues  Archiv  des  Orim.-Reohts  X.  S.  609—611. 

82)  Vgl,  Maurer  Gerichtsverfahren  S.  316  ff. 
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hatte  «*).  Wenn  aber  auch  einzehie  Reformatoren,  wie  besonders 
Luther,  in  ihrem  Eifer  gegen  Rom,  den  Papst  und  Alles,  was  von 
ihm  ausgegangen  war,  das  ganze  Corpus  juris  canonici  bis  auf 
den  letzten  Buchstaben  vertilgen  wollten,  so  gewann  die  Beson- 
nenheit doch  bald  wieder  die  Oberhand,'  und  es  blieb  das  cano- 
nische Recht  selbst  in  protestantischen  Ländern  in  den  Grenzen 
praktischer  Gültigkeit  bestehen,  welche  es  sich  im  Lauf  der  Zeit 
errungen  hatte,  und  so  weit  es  nicht  den  Grundsätzen  der  Re- 
formation widersprach  ®*). 

y .  Fassen  wir  das  bisher  Ausgeführte  zusammen,  so  war  die 
durch  das  ausgedehntere  Studium  des  römischen  Rechts  vorbe- 
reitete Subsidiarität  der  fremden  Rechte  seit  dem  Anfange  des 
sechzehnten  Jahrhunderts  in  vielen  Theilen  Deutschlands  prak- 
tisch geworden,  und  wurde  durch  die  particuläre  Gesetzgebung 
besonders  seit  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  fast  über- 
all in  Deutschland  auch  gesetzlich  anerkannt.  Der  grosse  Kampf 
zwischen  dem  einheimischen  und  dem  fremden  Recht  war  wesent- 
lich zu  Gunsten  des  letzteren  entschieden;  die  alte  Schöflfenver- 
fassung  hatte  den  Gerichten  mit  rechtsgelehrten  Richtern  weichen 
müssen,  Deutschland,  welches  wenig  ausgebildete  und  fast  nur 
particuläre  Rechtsquellen  besessen  hatte,  war  zu  einem  gemeinen 
Recht  gelangt,  welches  uns  noch  heute  mit  gerechter  Bewunde- 
rung erfüllt®*). 


83)  Vgl.  oben  S.  16  ff. 

84)  Besonders  waren  Henning  Goede  und  Hier.  Schurpff  in  dieser  Be- 
ziehung Luther *s  Gegner;  vgl.  darüber  B.  G.  Struv  historia  juris  1718  4. 
p.  662  seq.  und  Jacobson  in  Weiske's  Rechtslexikon  VIII.  S.  768  f. 

85)  Im  Einzelnen  auszuführen,  wie  viel  vom  römischen  Becht  in  Deutsch- 
land überhaupt  und  in  seinen  einzelnen  Theilen  recipirt  wurde,  und  wie  viel  vom 
einheimischen  Becht  steheh  blieb ,  gehört  nicht  in  die  Quellengeschichte,  son- 
dern ist  eine  Arbeit  der  inneren  Bechtsgeschichte ,  welche  noch  ihrer  Lösung 
harrt  und  sowohl  für  die  einzelnen  Disciplinen,  als  innerhalb  i^erselben  für 
die  einzelnen  Institute  nachzuweisen  hat,  wie  das  Becht  durch  Au£iahme  der 
fremden  Bechte  umgestaltet  wurde.  Im  Oivilreoht  giebt  es  eine  Anzahl  yon 
Instituten,  welche  auch  in  solchen  Gesetzbüchern,  welche  sieh  im  Allgemeinen 
vom  römischen  Becht  frei  hielten,  aufgenommen  wurden,  weil  ihre  Zweck- 
mässigkeit oder  Billigkeit  überall  anerkannt  wurde,  so  die  Usucapion,  das 
Beneficium  inventarii,  das  Pfandrecht  des  Vermiethers  und  Verpächters,  das  Be- 
präsentationsrecht ,  das  römische  Notherbenrecht.  Am  weitesten  drang  das 
römische  Becht  ein  im  Obligationenrecht  und  dem  testamentarischen  Erbrecht, 
sodann  im  Intestaterbrecht,   wenigei*  im  Sachenrecht,  besonders  dem  Immo- 
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Aber  es  war  und  blieb  dies  Recht  ein  fremdes;  das  Volk 
kannte  und  verstand  es  nicht;  es  dauerte  Jahrhunderte,  bis  die 
Disharmonie,  welche  mit  der  Au&ahme  der  heterogenen  Elemente 
verbunden  sein  musste,  überwunden  wurde.  Nichts  weniger*  als 
mit  einem  Schlage,  war  das  fremde  Recht  eingeführt*  Während 
es  in  den  Hof-  und  Stadtgerichten  fast  zu  unumschränkter  Herr- 
schaft gelangt  war,  erhielt  sich  das  Gewohnheitsrecht  und  der 
althergebrachte  Brauch  .noch  Jahrhunderte  lang  in  den  bäuer- 
lichen Gerichten.  Lange  nachdem  in  den  Processordnungen  der 
Hofgerichte,  in  den  Reformationen  und  Landrechten  die  Regeln 
des  römisch- canonischen  Processes  zur  Geltung  gebracht  waren, 
beharrte  man  in  den  bäuerlichen  Gerichten  noch  bei  den  alten 
formellen  Beweismitteln,  besonders  der  Eideshilfe®®).  Erst  all- 
mählich wurde  das  fremde  Recht  dem  einheimischen  assimilirt; 
und  Yolksthümlich,  d.  h.  dem  allgemeinen  Rechtsgefiihl  entspre- 
chend, ist  mancher  aus  dem  fremden  Recht  herübergenommene 
Satz  auch  heute  noch  nicht  geworden  s^).  Mögen  wir  auch  in 
heutiger  Zeit,  wenn  wir  die  Entwickelung  im  Ganzen  übersehen, 
es  für  heilsam  erachten  ®®),  dass-  das  deutsche  Recht  mit  fremden 
Elementen  versetzt  wurde,  dass  es  von  aussen  her  einen  befruch- 
tenden Einfluss,  gewissermaassen  zu  dem  vortrefflichen  Material 
auch  das  Handwerkszeug,  um  es  zu  bearbeiten  erhielt,  dass  wir 
mit  Hilfe  des  Corpus  juris  zu  einer  Rechtswissenschaft,  zur  feste- 
ren Gestaltung  der  Rechtsinstitute,  zur  Entwickelung  von  abstracten 


biKarsachen recht,  am  wenigsten  im  Familienrecht.  Auch  da,  wo  man  in 
der  Erbfolgeordnung  sich  an  das  justinianische  NoTcUenrecht  ansohloss,  konnte 
man  sich  doch  nicht  dazu  verstehen,  dasselbe  durchweg  zu  adoptiren.  Wohl 
überall  erhielt  die  Ehefrau  ein  ausgedehnteres  Erbrecht;  auch  in  anderen 
Besiehungen  konnte  man  sich  dem  fremden  Recht  nicht  durchweg  unterordnen, 
sondern  liess  Grundsätze  des  deutschen  Bechts  hineinspielen,  so  den  absoluten 
Vorzug  der  Ascendenz  Tor  den  Oollateralen,  die  Gleichberechtigung  ,der  Halb- 
gcschwister  mit  den  Geschwisterkindern  u.  s.  w.;  Sätze  der  Parentelenord- 
nang  blieben  hie  und  da  stehen  und  durchbrachen  das  römische  Princip  der 
Gradesnähe  für  die  Oollateralen. 

86)  Vgl.  z.  B.  den  interessanten  Process  wegen  Nothzuoht  in  dem  im 
Jahre  1547  von  dem  Herrn  y.  Hardenberg  abgehaltenen  Gericht  zu  Geismar 
bei  Havemann  11.  S.  515.  N.  4. 

87)  Mit  viel  zu  günstigen  Augen  sieht  dies  Röder  an  (Grundgedanken 
und  Bedeutung  des  römischen  und  germanischen  Rechts  1855  S.  91  flf.). 

88)  Vgl.  Band  I.  S.  636  ff.,  besonders  S.  638.  N.  83.  -  Vgl.  auch  Kost- 
lin  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  S.  250. 
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Rechtssätzen,  und  zu  einer  grösseren  Einheit  des  Rechts  gelang- 
ten, so  haben  die  Zeiten  vom  sechzehnten  bis  achtzehnten  Jahr- 
hundert doch  schwer  unter  der  absoluten  Herrschaft  des  römi- 
schen Rechts  und  seiner  gelehrten  Vertreter  zu  leiden  gehabt. 
Die  Aufnahme  des  römischen  Rechts  wirkte  nicht  wie  ein  milder 
Regen,  sondern  wie  eine  Sindfluth,  und  es  war  den  Epigonen 
aufbehalten,  nachdem  die  Wasser  sich  verlaufen,  den  fiir  eine 
gesunde  Frucht  durchfeuchteten  Boden  aufs  Neue  mit  Fleiss  zu 
bestellen. 

Während  Peter  v.  Andlo  (c.  1460)  darüber  klagt«»),  dass 
die  Fürsten  von  un gelehrten  Rittern  berathen  werden  und  den 
Beistand  der  Gelehrten  verachten,  dass  man  das  Gutdünken  des 
Einzelnen  dem  geschriebenen  Gesetz  vorziehe,  nach  einem  jus 
incertum  lebe  und  das  Recht  von  ungebildeten  Bauern  finden 
lasse,  begegnen  wir  seit  dem  Anfange  des  sechzehnten  Jahrhun- 
derts überall,  wo  das  Volk  spricht,  gerade  den  entgegengesetzten 
Klagen  »<*) ,  welche  den  alten  glücklichen  Zustand  sich  zurück- 
wünschen. Man  beschwert  sich  nicht  so  sehr  über  das  römische 
Recht  und  seine  Bestimmungen,  als  über  die  Art,  wie  dasselbe 
von  den  zum  Theil  ausländischen  Gelehrten ,  welche  von  den 
Verhältnissen  des  Landes,  seinen  Sitten,  seinem  Recht  oft  nicht 
das  Mindeste  wussten,  zur  Anwendung  gebracht  wurde;  man 
klagt  darüber,  dass  die  durch  alte  üebung  geheiligten  Gebräuche 
unterdrückt  und  auch  da  das  einheimische  Recht  vernachlässigt 
werde,  wo  es  in  besonderen  Land-  und  Stadtrechten  verzeichnet 
ist.  Das  römische  Recht  selbst  war  unter  den  Händen  der  Ju- 
risten in  den  allertraurigstetf  Zustand  gebracht ;  es  wimmelte  von 
Controversen  über  die  wichtigsten  Fragen,  so  dass  man  nicht  blos 
das  einheimische  Recht,  wie  die  Juristen  es  thaten,  sondern  noch 
mit   mehr    Wahrheit    auch    dies   neue    gemeine    Recht    ein   jus 


89)  Band  I.  S.  645.  N.  103. 

90)  Vgl.  oben  S.  45.  N.  3  ff.,  S.  81.  N.  61  ff.,  S.  95.  N.  40  ff.,  72  ff.  - 
In  dem  siebenten  Artikel  der  sogenannten  Eeformation  Friedriche  in.  (vgl. 
oben  S.  52.  N.  14)  heisst  es:  Alk  Kay  serliche,  Weltliche  Becht,  so  bissher 
im  h.  Eöm.  Beich  teutzscher  Nation  gebraucht  u,  darfür  geheilten  seyndt,  sol- 
len alle  tod  u.  ab  sein:  ällayn  die,  so  durch  die  Bechtvorstendigen  mit  lau- 
terem Grunndt  u,  klarer  Warheydt  one  argelist  BechtHich  erkandt  sindt,  sollen 
gehalten  u.  bestetigt  werden,  damit  der  arm  so  vil  Freyhaydt  u,  Zugangs  habe 
im  Bechten  alss  der  reich. 
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incertttm  nennen  konnte.  Die  Juristen  stritten  sich  um  die 
Auslegung  dieser  oder  jener  Gesetzesstelle,  und  tiber  die  Ent- 
scheidung der  Controversen;  das  Volk,  ohne  Ausnahme,  hatte 
kein  Interesse  und  kein  Verständniss  für  diese  Schulfragen  und 
begab  sich  allen  Einflusses  auf  die  Bestimmung  und  Ent- 
wickelung  seines  Rechts.  Wohl  nichts  kann  uns  einen  deutliche- 
ren Einblick  in  das  Gewirr  des  fremden  und  einheimischen  Rechts, 
in  die  Unfähigkeit  sich  in  demselben  zurecht  zu  finden  und  den 
verzweifelten  Zustand  der  Praxis  gewähren,  als  die  zahlreichen 
deutsch  geschriebenen  Werke,  welche  seit  dem  Ende  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  in  vielen  Auflagen  erschienen,  um  dem 
Volk,  dem  Richter,  dem  Advocaten  und  Geschäftsmann  Rath 
zu  ertheilen  und  die  Bekanntschaft  mit  dem  gemeinen  Recht  zu 
erleichtern.  Wie  musste  auf  solcher  Grundlage  Recht  gesprochen 
werden ! 

Noch  beklagenswerther  als  der  Zustand  des  materiellen  Rechts 
war  der  des  Processes.  In  demselben  herrschten  jetzt  kunst- 
reiche, dem  Volke  fremde  Regeln,  deren  Vernachlässigung  zum 
Nachtheil  des  Processirenden  ausschlug ;  an  Stelle  der  alten  Münd- 
lichkeit war  ein  langwieriger  und  schleppender  Schriftenwechsel 
getreten;  die  alten  Vorsprecher  wurden  durch  theure  Advocaten 
ersetzt,  welche  ihre  chaotischen  und  mangelhaften  Kenntnisse  durch 
zahlreiche  Allegate  aus  den  fremden  Rechten  und  deren  Literatur 
zu  verwerthen,  den  Process  durch  künstliche  Kniffe  zu  verwirren 
und  hinzuziehen  suchten  und  für  die  allerklarsten  Dinge,  in  denen 
der  gesunde  Menschenverstand  leicht  das  Richtige  zu  finden  glaubt, 
bogenlange    Deductionen    anfertigten  ^^).     Abgesehen    von    den 


91)  Dagegen  hatte»  arich .  wenig  die  vielfachen  Verordnungen  gegen  den 
übermässigen  Gebrauch  fremder  termini  technici  und  gegen  das  beständige 
Allegiren  von  Gesetzesstellen,  ausgerichtet :  Sächsische  Ober  -  Hof.  -  Ger.  -  0.  von 
1488  (Kretschmann  S.  38):  Die  Advocaten  sollen  bei  ihren  mündlichen 
Ansfuhrnngen  lateinische  Worte  u.  AUegate  vermeiden;  dagegen  dürfen  sie 
dieselben  in  ihren  Schriftsätzen  vorbringen;  ebenso  von  1493  (Schöttgen 
und  Kreisig  I.  S.  31).  —  Pfälzische  Hof-Ger.-O.  von  1582  tit.  4  §.  7  (Säur 
IL  f.  15),  tit.  6.  §.  2:  Die  Advocaten  sollen  vermeiden  viel  u.  unnotttürfftig 
gemeine  geschriebene  Eecht  in  der  Klag  eynzumengen  oder  anzuziehen,  aber 
Statuta,  löbliche  Gewohnheiten,  landtrecht,  Gebrauch  u.  alte  herkommen  sollen, 
wie  andere  Geschichten  angezogen  w.  fürgetragen  werden,  dann  dieselben  nicht 
m  den  geschriebenen  Bechten,  sonder  in  Facto  ^  in  der  Geschieht  oder  That 
stehen  u,  befunden  werden,  —  Kammer-Ger.-O.   von  1508  tit.  IV.  §.  4  (Neue 
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grossen  Kosten  des  neuen  Verfahrens,  war  es  ein  trauriger  Miss- 
stand, dass  die  Processe  durch  die  vielen  dilatorischen  und  pe- 
remtorischen  Einreden,  welche  man  aus  dem  fremden  Recht  ken- 
nen lernte,  und  durch  die  Möglichkeit  vieler  Schriftsätze  und 
mehrfacher  Appellationen  in  das  Endloseste  fortgeschleppt  wurden 
und  auch  den  begründetsten  Anspruch  nicht  zu  seinem  Recht 
kommen  liessen  ®2). 

Der  Vorschlag,  die  Doctoren  wieder  nicht  blps  aus  den  Ge- 
richten, sondern  auch  aus  dem  Rath  der  Fürsten  zu  entfernen, 
oder  die  gemeinen  Rechte  wieder  abzuschaffen  und  alle  Streitig- 
keiten blos  nach  dem  gemeinen  Menschenverstände  zu  entschei- 
den ®®),   war   nicht  durchführbar;    denn   es  Hess  sich  nicht  ein 


Sammlung  II.  S.  130):  In  den  Parteischriften  brauche  man  nicht  die  Bechte 
zu  allegiren.  Wo  ober  der  Etchter  nicTU  gelehrt,  wäre  es  von  nöthen  vor  ihm 
die  Becht  zu  allegiren,  —  Jüngster  Reichsabsch.  §.  96.  —  Lüneburger  Refor- 
mation I.  tit.  2:  Die  Procuratoren  sollen  nicht  viel  lateinische  Worte  und 
Rechtsallegate  anziehen,  noch  ^unnöthiges  langes  Geschwätz  gebrauchen.  — 
Oldendorp,  selbst  ein  gelehrter  Jurist,  charakterisirt  das  Gerichtsverfahren 
folgendermaassen  (in  einer  bei  Adam  vitae  Jurisconsultorum  p.  80  mitge- 
theilten  Stelle):  Forma  judiciorum,  qua  nunc  utimur,  neque  ordo  est^  neque 
Processus,  sed  magis  confusio,  et  nullum  est  in  toto  jure  exemplum,  quo  pro- 
bari  possit.  Nam  quid  est  aliud,  quam  calumniosa  ceremoniarvm  atque  scrip- 
torum  älter catio  extra  omnem  causae  cognitionem?  adeo  ut  judex  ipse  non 
habeat  saepe  in  manu  officium  suum  exercere  in  litibus,  imo  cogitur  ad  seden- 
tariam  audiendi  operam,  donec  omnes  istae  ceremoniarum  praestigiae  pera- 
gantur, 

92)  Hütten  praedones  (Böcking  IV.  p.  385):  Quälern  Francofurdiae 
vidi  'quendam  vetulum  räbulam,  qui  cum  adver sario  contra  amicum  meum 
patrocinaretur,  et  caussae,  quam  def endebat,  diffideret:  „Noti  promitto,^  in- 
quit,  „quod  fieri  non  potest,  pervicturum,  sed,  quod  adver sarium  franget, 
caussae  dilationem  promitto  in  decimum  usque  annum.^  —  Vom  Reichskam- 
mergericht zu  Speier  sagte  man:  Spirae  quidem  res  controversae  Spirant,  sed 
non  exspirant 

93)  Vgl.  S.  52  ff.  und  Melchior  v.  Osse  S.  45;  er  nennt  dies  eine 
teufelische  Meinung.  Ab  egg  (Archiv  des  Oriminalr.  1854  S.  451)  fuhrt 
„als  Beleg  für  die  Abneigung  gegen  das  fremde  Recht"  eine  Bestinmiung  des 
schwäbischen  Bundes  von  1487  an:  Item  ob  jeman  ....  unsz  ....  mit 
främden  auselendigen  rechten,  gaisilichen  oder  weltlichen,  dahin  wir  zu  recht 
nit  gehören  zu  verfolgen  sich  unterstünde,  so  wolle  man  sich  gegenseitig  da- 
gegen schützen,  damit  wir  ....  soUicher  främder  u.  auszlendiger  gericht  ent- 
laden u.  bei  ziemlichen  u,  billigen  Bechten  mögen  beliben.  Doch  handelt  es 
sich  hier  wohl  nicht  um  Anwendung  des  fremden  Rechts,  als  vielmehr  um  Vor- 
ladungen vor  fremde,  d.  h.  incompetente,  geistliche  oder  weltliche  Gerichte. 
Es  wird  hier  nur  ein  Protest  gegen  die  Evocationen  erhoben. 
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Element,  welches  zum  Theil  wenigstens  in  das  deutsche  Rechts- 
leben übergegangen  war,  nach  Willkür  wieder  entfernen.  Andere 
schlugen  vor,  das  gesammte  Recht  für  Deutschland  zu  codifici- 
ren»*);  und  es  wird  uns  auch  über  Maximilian  I.  mitgetheilt,  er 


94)  So  schrieb  Hemrich  Bebel,  Professor  zu  Tübingen  (ygl.  über  ihn 
den  Artikel  in  Ersch  und  Gruber's  Encyklop.)  im  Jahre  1506  (Zasius 
epistolae  p.  404):  Creverunt  glossatorum  commentaria  super  omnes  eonstitu- 
tumes  et  contra  diram  principis  tntertninationem ,  nee  uüus  finis  est  speran- 
duSy  nisi  scLcratissimus  et  Ghristianisstmus  Caesar  et  itnperator  noster  Äu- 
gt48tus  Maxmüianus  sua  incredibüi  prudentia  divinisque  oracülis  tot  com' 
mentaria  supprimat,  verbositatemque  obscurissimam  atque  nodosissimatn  in 
compendium  et  declarationem  redttcat,  —  Joh.  Cochlaeus  schreibt  ai  1521 
aus  Worms  an  Zasius  (epp.  p.  501),  er  wolle  durch  seine  lucubrationes  in- 
authenticas  zeigen,  dass  eine  andere  Darstellung  des  Bechts  möglich  sei,  als 
bei  Justinian:  Ädde  necessitatem  mutandarum  legum^opter  mutoHonem  to- 
tius  Status  imperti  et  reipubUcae.  Optimum  foret,  si  opinionum  sylva  in  bre- 
ves  et  certas  leges  decideretur:  id  quod  gloriosum  foret  novo  nostro  principi, 
utile  discentibus,  salutare  reipubUcae  in  foro  et  in  omnibus  paene  negotiis,  — 
Nicol.  Yigelius  (vgl.  oben  S.  44.  N.  86  schreibt  in  der  seinem  a.  1579  zu- 
erst erschienenen  Biohterbüchlehi  angehängten  Oratio  ad  S.  B.  Imperü  ordines 
uniyersos:  Multiiudo  legum  canonumque  ingens  est:  quae  tarnen  ad  certas  re- 
gulas  et  reguJarum  exceptiones  redigi  ac  in  pauca  eontrahi  potest:  cujus  exem^ 
plum  in  Insiitutionibus  meis  de  jure  pitblico  exhibui,  Pessimum  omnium  Vi- 
tium est  ipsa  legum  canonumque  incertitudo,  quae  ex  interpretum  disputatio- 
nibus  ac  opinionibus  procedit  ....  Potest  autem  huic  incertitudinis  vitio 
remedium  odMberi,  si  certum  Jus  ab  incerto  distingiMtur,  quidve  certum,  quid 
controversimi  sit,  ostendatur:  nee  non  ratio  monstretur,  qua  judex  se  ex  isttus- 
modi  jure  eontroverso  extricare  queat  Cujus  rei  specimen  in  Juris  feudalis 
tractatu  8uperior%  anno  exhibui,  idemque  per  utrumque  Jus  CHvUe  simul  et 
Pontificium  facturus,  si  qui  ex  Ordine  vestro,  Viri  Principes,  caeterique  Im» 
perii  Proceres,  reperiri  queant,  qui  ad  hoc  opus  aliquid  sint  coUaturi,  ne 
mihi  necesse  sit,  praeter  summos  labores  etiam  patrimonii  mei  reditus,  dum 
excolendo  Jv/ri  vaco,  insumere.  —  Andere  dachten  dadurch  zu  helfen,  dass 
man,  wie  in  der  römischen  Kaiserzeit  einzelne  Juristen  das  jus  respondendi 
hatten,  so  auch  in  Deutschland  besonders  tüchtigen  Vertretern  der  Jurispru- 
denz das  Becht  ertheilte ,  OontroTersen  durch  ihre  Aussprüche  mit  Gesetzes- 
kraft abzuschneiden.  So  schrieb  Mynsinger  im  Vorwort  seiner  Observatio- 
ne8(156d.  8.)  an  König  Maximilian:  nullum  fuerit  hocquidem  tempore,  summa 
atque  Caesarea  consultatione  dignius  negodum,  quam  repurgandi  Juris,  cir- 
cumscribendique  ac  resecandi  tot  voluminum  acervos,  gp*ibus  haec  Juris  dis- 
ciplina  a  muUis  annis  valde  oppressa,  ac  tantum  non  extincta  est,  Atque 
utinam  Ferdinandus  pater  tuus  ac  reliqui  Imperii  Proceres  una  te^um  in 
eam  aliquando  cogitationem  incumberent,  ut  quos  aequitatis  ac  justitiae  Conr 
mltos  ....  quos  puriori  Legum  cognitione,  altissimoque  mentis  consüio  cae- 
teris  praestare  videnf,  hanc  Ulis  provinciam  demandarent,  ut  sublatis  tarn 
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habe  einen  solchen  Plan  gehabt,  ihn  aber  wieder  aufgegeben, 
weil  es  an  Männern  fehlte,  denen  er  die  Ausfuhrung  desselben 
häAte  übertragen  können  ®*).  Ein  solcher  Plan  konnte  nicht  durch- 
geführt werden,  weil  man  durch  eine  centrf^lisirende  Godification 
nicht  alle  particulären  Elemente  beseitigen  durfte.  Ihm  war  aber 
auch  die  Zeit  nicht  gewachsen.  Denn  wenn  der  Wissenschaft 
die  Einsicht  und  Kraft  mangelte,  um  die  Gegensätze  zwischen 
dem  fremden  und  einheimischen  Recht  auszugleichen,  so  war  die 
Gesetzgebung  um  so  weniger  dazu  befähigt,  weil  sie  sich  in  den 
Händen  von  unvollkommen  und  einseitig  gebildeten  Männern  be- 
fand. Nur  in  beschränkterem  Kreise  konnte  versucht  werden, 
durch  particuläre  Gesetzgebung  gesündere  Zustände  herbeizu- 
fiihren. 


vimi  Juris  pugnis  et  antinomiis,  omnia  ad  aequifatta  Itbram  düigeniur  ap- 
pensa  ac  pra^dicata,  publica  totius  Imperii  auctoritate  tandem  pramtdgarent, 
atque  in  forum  proferrent  Man  möge  einzelne  ControTersen  so  abschneiden, 
wie  dies  von  Carl  V.  für  das  Erbrecht  geschehen  sei.  —  VgL  auch  S.  90. 
N.  19.  —  Nachrichten  über  Yorschläge  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  zu  einem 
allgemeinen  deutschen  Gesetzbuch  sammelt  auch  B.  G.  Struv  historia  juris. 
1718.  4.  p.  557  seqq. 

95)  Darüber  schreibt  Sebast.  Derrer  Jurisprud.  Liber  I.  Ep.  dedic.  (a. 
1540  bei  Senckenberg  method.  p.  100):  Is  (Maximilian)  hoc  scUubre  et 
egregium  opus  moUtus  est,  quo  Jus  Civile  in  ordinem  et  compenditwi,  reseca- 
tis  superfluis  redigeret.  Fecisset  id,  ni  viris,  qui  id  agereni,  se  destitutum 
vidisset.  Es  sei  seine  Sorge  gewesen,  ut  nominatissimos  ^quosque  totius  Im- 
perii Doctores  in  Catalogum  eonscribere  eoeperit,  ex  quibus  tandem  quosdam 
seligeret,  qui  hanc  provinciam  suseiperent,  atque  desideratum  opus  aggrederen- 
tur  ,  .  .  ,  Cujus  rei  testes  extant  viri  elarissimi  et  fide  digni,  qui  tarn  inclyti 
Frindpis  a  secretis  et  sacris  scriniis  proximi  fuerunt 
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Zweiter  Absclmitt. 

Die  Literatur  des  deutschen  und  fremden  Rechts  bis  zum  Schluss 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  ^). 

§.  66,    Arbeiten  über  das  einheimische  Recht. 

Die  Literatur  des  fünfzehnten  und  sechzehnten  Jahrhunderts 
schritt  zum  Theil  noch  in  den  älteren  Bahnen  weiter  fort,  indem 
sie  das  einheimische'  Recht  im  Allgemeinen  o'der  mit  Bezug  auf 
einzelne  Gegenden  oder  Materien  darzustellen  suchte;  zum  Theil 
eröffneten  sich  ihr  neue  Aufgaben  dadurch,  dass  das  auf  den 
Universitäten  gelehrte  und  im  praktischen  Leben  geübte  fremde 
Recht  eine  wissenschaftliche  Pflege  erforderte,  durch  welche 
auch  für  die  Praxis  die  Gebiete  seiner  Herrschaft  neben  dem 
deutschen  Recht  abgesteckt  würden.  Es  kann,  da  auch  die 
Schriften  über  einheimisches  Recht  das  fremde  bald  berücksich- 
tigen mussten,  bei  manchen  Arbeiten  dieser  Zeit  zweifelhaft  sein, 
ob  sie  mehr  dieser  oder  jener  Kategorie  zuzuweisen  sind  *). 

Die  Wissenschaft  war  von  einer  geschichtlichen  Pflege  des 
deutschen  Rechts  weit  entfernt.  Denn  wenn  auch  seit  dem  An- 
fange des  sechzehnten  Jahrhunderts  einzelne  Volksrechte  und  die 


1)  Wir  beschränken  uns  auf  die  Zeit  bis  zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts, 
weil  sie  für  die  Geschichte  der  Beception  der  fremden  Rechte  von  grossem 
Interesse  ist,  und  glauben  die  folgende  Zeit  der  Literärgeschichte  überweisen 
zu  dürfen.  Die  ünvoUkommenheit  dieser  Partie  seines  Werks  verkennt  der 
Verfasser  gewiss  nicht;  vielleicht  lässt  man  den  Mangel- an  Vorarbeiten  als 
Entschuldigung  gelten. 

2)  Unberücksichtigt  bleiben  diejenigen  Werke ,  welche  wesentlich  auf  die 
Erkenntniss  des  fremden  Rechts  gerichtet  sind,  und  sich  gleichgültig  gegen 
die  deutsche  Praxis*verhalten. 
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Capitularien  herausgegeben  waren*),  so  wurden  dieselben  doch  nur 
der  Curiosität  wegen  hie  und  da  einmal  angeführt,  ohne  dass 
man  eingehender  das  ältere  mit  dem  neueren  Recht  verglich,  oder 
die  Rechtsentwickelung  in  historischer  Weise  verfolgte.  Die 
Rechtsbücher  dagegen  behielten  zu  Anfang  der  neueren  Zeit, 
weil  das  römische  Recht  nicht  mit  einem  Schlage  das  deutsche 
Recht  verdrängen  konnte,  noch  ihre  alte  Autorität.  Wir  wissen 
dies  nicht  nur  aus  directen  Zeugnissen,  sondern  können  es  ganz 
besonders  aus  den  zahlreichen  Drucken  schliessen,  in  welchen  sie, 
besonders  der  Sachsenspiegel,  daneben  aber  auch  der  Schwaben- 
spiegel, das  sächsische  Lehnrecht,  das  Weichbildrecht  und  das 
Remissorium  über  das  sächsische  Recht,  seit  Erfindung  der  Buch- 
druckerkunst verbreitet  wurden  *).  Man  citirte  den  Sachsenspie- 
gel nicht  blos  in  Werken,  welche  sich  mit  dem  sächsischen  Recht 
beschäftigten,  sondern  holte  sich  aus  ihm,  nachdem  er  im  Druck 
erschienen  war,  auch  in  Ländern  nicht -sächsischen  Rechts  gele- 
gentlich Belehrung^).  Erst  allmählich  hörte  man  auf,  sich  zum 
Beweise  einer  deutschen  Gewohnheit  auf  die  Rechtsbücher  zu 
berufen  ®). 

In  dieser  Zeit  entstanden  aber  auch  theils  neue  Rechtsbücber, 
theils  unternahm  man  Bearbeitungen  der  älteren.  Zu  den  neue- 
ren gehört  insbesondere: 

L    Das    Rechtsbuch  Johann   Purgoldt's "').     Johann 


3)  Vgl.  über  die  Ausgaben  Band  I.  S.  8  ff.,  210  f. 

4)  Sie  sind  die  ältesten  gedruckten  juristischen  Werke  deutscher  Sprache. 

5)  Im  Vorwort  der  lauschen  Anzaigung  (vgl.  N.  35)  heisst  es,  die- 
selbe könne  in  Niederbaiern  dem  Bichter  eben  so  gut  zur  Anweisung  dienen 
als  des  Tenglers  Layenspiegel,  der  Sächssisch  spigl  u.  ander  dergleichen 
Teutsche  Beehtbücher. 

6)  Ein  amtliches  Attest  von  1717  (bei  Wigand  Provinzial- Recht  von 
Paderborn  und  Corvey  IIL  S.  234)  sagt,  dass  man  im  Paderbomschen  und 
im  Stift  zu  Münster  von  dergleichen  Schwaben  Spiegel  u,  düen  Teuischen 
Bechten  wenig  u.  nur  dasjenige  zu  sagen  weiss  y  was  etwa  ein  oder  anderer 
ad  ostentandum  ingenium  oder  zu  Verleitung  der  ohnwissenden  Practidanien 
herausgeben  lassen,  sonsten  aber  dasselbe  in  decidendis  causis  feudalibus  itn 
geringsten  eingefolget  wird. 

7)  Ueber  dasselbe  waren  in  der  Literatur  bereits  einzelne  Nachrichten 
verbreitet,  vgl.  Sachse  Handbuch  §.  44,  Ortloff  Rechtsbuch  nach  Distinc- 
tionen  S.  LIV— LXII,  W.  Rein  in  der  Zeitschrift  für  thüring.  Geschichte  und 
Alterthumskunde  1857  11.  S.  161  f. ;  herausgegeben  ist  es  nach  den  3  bekann- 
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Purgoldt,  welcher  aus  einer  angesehenen  Familie  stammte,  zwi- 
schen 1480  —  90  Beisitzer  des  Schöflfenstuhls  zu  Eisenach  war 
und  als  Stadtschreiber  daselbst  a.  1490  erwähnt  wird,  scheint 
sein  Werk  im  ersten  Decennium  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
verfasst  zu  haben,  da  hinter  der  Vorrede  des  ersten  Buchs  die 
Jahrzahl  1503,  hinter  der  des  neunten  Buchs  1504  steht  s).  Das 
Rechtsbuch  zerfällt  in  zehn  Bücher,  welche  in  Capitel  getheilt 
sind.  Die  vier  ersten  Bücher  enthalten  das  bürgerhche  Recht, 
die  vier  folgenden  (SchöflFenbücher)  den  Process,  das  neunte  und 
zehnte  die  städtische  Verfassung;  das  Strafrecht  ist  ausgeschlos- 
sen. Das  elfte  und  zwölfte  Buch  enthält  ein  Gothaisches  Stadt- 
recht ohne  alle  systematische  Ordnung,  welches  gar  nicht  von 
Purgoldt  herrührt,  sondern  nur  zufällig  dem  Werk  desselben  zu- 
gefügt wurde  und  zum  Theil  auch  andere  Grundsätze  enthält, 
als  die  früheren  Bücher  ®). 

Purgoldt  liefert  eine  systematische  Compilation  aus  sehr  ver- 
schiedenen Bestand theilen  und  Quellen,  welche  er  g;e wohnlich  am 
Schluss  der  eiüzelnen  Capitel  anführt.  Er  geht  weniger  darauf 
aus,  ein  einheitliches  Rechtsbuch  zu  schaffen,  als  einen  umfang- 


ten  Handschriften  erst  neuerlich  von  J.  Ortloff  Jena  1860,  als  zweiter  Band 
seiner  Sammlung  deutscher  Rechtsquellen.  lieber  das  Werk  vgl.  Ortloff 
S.  1  ff. 

8}  Sachsse  a.  a.  0.  bezieht  diese  Jahrzahlen  nur  auf  die  Entstehung  der 
Vorreden  und  glaubt,  dass  das  Werk  vor  1488  resp.  1495  geschrieben  sei, 
da  es  nirgends  die  sächsische  Hofgerichtsordnung  von  1488  oder  die  Kam- 
mergerichtsordnung  oder  den  allgemeinen  Landfrieden  erwähne,  sondern  die 
Gerichtsverfassung  so  schildere,  wie  sie  vor  1488  bestand.  Indessen  lag  für 
den  Verfasser  keine  Veranlassung  vor,  auf  diese  Hof-  oder  die  Kammerge- 
richtsordnung näher  einzugehen;  überdies  bezog  sich  die  erstere  nur  auf  das 
zu  Leipzig  abzuhaltende  Hofgericht. 

9)  Vgl.  z.  B.  XI.  85  mit  11.  69.  Diese,  beiden  Bücher  enthalten  Ge- 
richtswesen, Strafrecht  und  Privatrecht.  Als  Gothaisches  Stadtreoht  ergeben 
sie  sich  nach  der  Vorrede  des  elften  Buchs:  Von  Gotha  aJher  ist  kommen 
dyczs  buch'undt  äbgeschryben ,  heimlich  vorswygen;  XL  c.  122:  Eyn  iglich 
besessen  burger  zcu  Gotha,  Gotha  hatte  mit  Eisenach  dasselbe  Becht  und 
holte  auch  dort  bei  seinem  Oberhofe  die  Urtheile.  Man  scheint  sich  nun  in 
filBenach  die  Bechtsaufiseichnung  der  Tochterstadt  zu  Nutze  gemacht  zu  ha- 
ben. Wenn  es  XL  c.  1  heisst :  Wyrih  eyn  man  ecu  Isenach  beelagt,  so  glaube 
ich,  dass  hier  der  Abschreiber  statt  Gotha  in  seiner  Vorlage,  Eisenach  gesetzt 
hat,  um  die  Schrift  seiner  Stadt  anzupassen,  eine  Tendenz,  welche  er  dann 
in  dem  Folgenden  (vgl.  das  eben  angeführte  XL.c.  122)  wieder  Jiat  feilen 
lassen. 

Deutsche  Uechtsgeschichtq  I.    2.  XO 
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i^eichen  Stoff  und  die  am  Anfange  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
praktisch  wichtigsten  Sätze  zusammenzustellen.  Daher  verbindet 
er  das  deutsche  mit  dem  römischen  und  canonischen  Recht,  nimmt 
eine  grosse  Zahl  von  Sätzen  des  Mosaischen  Rechts  auf,  und 
berücksichtigt,  weil  er  zunächst  für  Eisenach  schreibt '®),  das  Ei- 
senacher  Stadtrecht.  So  finden  sich  neben  einander  heterogene 
Bestimmungen  über  dasselbe  Rechtsverhältniss,  je  nachdem  zuerst 
diese,  dann  jene  Quelle  benützt  ist,  und  es  bleibt  dem  Richter 
überlassen,  diejenige  unter  ihnen  zu  wählen,  welche  ihm  als  die 
geeignete  für  den  speciellen  Fall  erscheint  i^).  Das  römische 
Recht  gilt  dem  Verfasser  nicht  als  subsidiär  gemeines  Recht,  son- 
dern nur  als  ratio  scripta  *2) ;  er  schreibt  ihm  keine  höhere  Be- 
deutung zu  als  dem  Pentateuch  und  führt  es  öfter  auch  da  an, 
wo  er  für  das  betreffende  Verhältniss  einen  ausreichenden  ger- 
manischen Satz  kennt.  Die  deutschrechtlichen  Capitel  nahm  er 
besonders  aus  dem  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  und  aus  dem 
sogenannten  Eisenacher  Rechtsbuch,  welches  aus  jenem  abgeleitet 
ist  ^^);  ausserdem  sind  seine  Quellen  der  Sachsenspiegel  und  das 
Eisenacher  Stadtrecht,  welches  unter  dem  Namen  Eisenacher 
Rechtsläuffte  bekannt  ist  ^*);  von  dessen  102  Artikeln  hat  Pur- 
goldt  49  aufgenommen  ^*).  Für  das  römische  Recht  benützte  er 
besonders  die  Institutionen,  seltener  die  Pandekten  und  den  Co- 
dex-, für  das  canonische  Recht  Raymundus  (VI.  103),  Hostiensis 
(Vin.  45,  47),  Joh.  Andreae  (IH.  23,  89,  V.  83,  86,  Vm.  45; 
seine  Summe  citirt  er  VIII.  34,  sein  Buch  novella  VI.  37,  92), 
Meister  Wühelm  (VI.  90,  VHL  43,  96,  101),  Meister  Heinrich 


10)  YI.  c.  2  am  Scblnss :  Wu  auch  in  dtssen  buche**n  beschriben  stett  der 
staätrechty  da  säl  man  vorstehen  Tsenach,  da  man  sich  von  rechte  heneeyhen 
aai;  vgl.  auch  Auf.  der  Vorrede  des  neunten  Buchs. 

11)  So  z.  B.  in  Betreff  der  Frachte,  welche  Jemand  aus  fremdem  Acker 
gewinnt,  giebt  II.  36  das  Land-  und  Stadtreoht  an,  11.  37  das  bescJmebin 
recht  u.  stet  instit  sec,  libro,  tit,  primo.  Ein  Verzeichniss  wirklicher  Wieder- 
holungen vgl.  bei  Ortloff  S.  9.  N.  9. 

12)  Er  nennt  es  beschrieben  Recht,  vgl.  I.  110,  11.  37  (N.  11),  bezeichnet 
so  aber  auch  das  Saohsenspiegelreoht ;  vgl.  oben  S.  4.  N.  2. 

13)  Vgl.  Band  I.  §.  39. 

14)  Abgedruckt  bei  Ortloff  S.  360—377. 

15)  IL  21  bezieht  er  sich  auf  ein  Privileg  Oarls  lY.»  welchee  sich  zuLeip- 
lig  auf  dem  Bathhause  befinde. 
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von  Merseburg  »«)  (I.  78,  ü.  37,  VI.  15,  90,  95,  VIJI.  34),  Mei- 
ster Peter  in  seiner  Summe  (VIIL  34).  Ausserdem  citirt  er  häufig 
die  Bibel,  Kirchenväter,  Stellen  aus  den  Classikem  und  entwirft 
im  neunten  und  zehnten  Buch,  von  der  Stadtverfassung,  im  An- 
schluss  an  Cicero  und  Aristoteles  *')  eine  Art  von  Politik,  in 
welcher  er  Rathschläge  für  die  Behandlung  der  öffentlichen  Ge- 
schäfte und  ftir  das  Verfahren  und  Betragen  der  Beamten  und 
Gemeindevertreter  ertheilt.  üeberhaupt  hat  er,  auch  abgesehen 
von  den  gereimten  Einleitungen  der  einzelnen  Bücher,  Neigung 
zu  weitläufigen,  mehr  ethischen  und  politischen,  als  juristischen 
Auseinandersetzungen. 

n.  Bearbeitungen  des  Sachsenspiegels. 

Auch  im  sechzehnten  Jahrhundert  wurde  der  Sachsenspiegel 
von  seinen  Herausgebern  bearbeitet,  so  übersetzte  ihn  Zobel  ^^) 
in  das  Hochdeutsche  und  fügte  zu  den  Glossen  Zusätze  hinzu. 
Die  an  eine  grössere  Systematik  gewöhnte  spätere  Zeit  fand  die 
Darstellung  des  Rechtsbuchs  zu  ungeordnet  und  versuchte  es,  das- 
selbe durch  eine  neue  Sjstematisirung  den  modernen  Ansprüchen  an 
eine  wissenschaftliche  Arbeit  anzunähern.  Schon  im  Jahre  1542 
hatte  sich  Melchior  Kling  v.  Steinau,  welcher  auch  sonst 
durch  canonistische  und  civilistische  Arbeiten  bekannt  ist  ^®),  mit 
dieser  Idee  herumgetragen  und  schrieb  deshalb  an  den  Eurfür- 


'  16)  üeber  ihn  und  sein  Werk  ygl.  Steffenhagen  Oatalogas  Oodiomn 
bibl.  Begimont.  Nr.  99—101,  p.  41  seqq.  Dieser  H.  de  Merseburg  oder  Mag- 
deburg, im  14.  Jahrhundert,  (Hin.  de  mersebttreh,  de  ardine  minorum,  quon- 
dam  lector  in  magdeburch,  Steffenhagen  p.  43)  hatte  eine  summa  Deore- 
talium  Gregorii  IX.  geschrieben. 

17)  EX.  47  citirt  er  Meister  Averroys,  den  arabischen  Aristoteliker 
des  12.  Jahrhunderts  (Joch er  Gelehrtenlexikon  L  S,  634  f.),  IX.  119  Lehrer 
Hugo. 

18)  Vgl.  Band  I.  S.  290  f. 

19)  üeber  ihn  vgl.  Dreyhaupt  Beschreibung  des  Saalkreises  11.  S.  649  f., 
(Nettelbladt)  Hallische  Beytrage  zu  der  Juj*.  Gelehrtengeschichte  11.  1758 
S.  141  ff.  und  Jugler  Beiträge  zur  jur.  Biogr.  lY.  S.  1  ff.  Zwischen  1504 
and  1505  zu  Steinau  an  der  Strassen,  in  der  Gra&chaft  Hanau  geboren,  stu- 
dirte  er  zu  Wittenberg  (a.  1527  inscribirt:  Melchior  Klinge  8tenen,  dioe*  Mo- 
gtmtinen.  Förstemann  Album  Acad.  Viteberg.  Lips.  1841  p.  130),  wurde 
Kanzler  zu  Dresden,  1538  Professor  zu  Wittenberg,  1539  Bector  daselbst,  war 
später  Kanzler  des  Erzbischofs  zu  Magdeburg  und  starb  1571.  —  üeber  seine 
schon  in  seinen  Institutionen  a.  1542  hervortretende  systematisirende  Bichtung 
Tgl.  Muther  ApeU  S.  35. 

10*      ' 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—     148     — 

sten  von  Sachsen,  da  er  von  dem  Plan  desselben  gehört  habe, 
den  Sachsenspiegel  durch  einige  Käthe  systematisch  bearbeiten 
zu  lassen  ^o).  Der  Kurfürst  antwortete  ihm ,  er  möge  das  Werk 
nur  in  AngriflF  nehmen  und  ihm  vor  der  Publication  zuschicken. 
Doch  scheint  Kling  die  Arbeit  erst  in  späterer  Zeit  unternommen 
zu  haben,  da  sie  erst  nach  seinem  Tode  1572  herausgegeben 
wurde-').  Gewonnen  wurde  mit  dieser  systematischen  Behand- 
lung gar  nichts,  da  sich  der  Verfasser  an  den  schlechten  ZobeF- 
schen  Text  hält  und  sowohl  in  der  Vorrede,  als  auch  auf  dem 
Titel  anerkennen  muss,  dass  der  alte  Sachsenspiegel  nicht  ent- 
behrlich geworden  sei.  Auch  die  Glossen,  welche  er  hinzufügte, 
sind  von  sehr  geringer  Bedeutung. 


20)  Die  Abschrift  des  folgenden,  bisher  unbekannten  Briefes  (aus  dem 
Weimarer  Archiv  Lit.  CCO.  (n.  3)  fol.  159)  yerdanke  ich  Mut  her 's  Güte: 

„Zum  Andern  ....  wissen  E.  0.  Gnaden  ....  wie  gantz  an  Ordnung 
das  Sechsißch  Recht  geschriben  ist,  das  sich  schir  Niemandts  darein  Eichten 
kan  Unnd  ist  doch  in  teglicher  ubung.  Da  Ich  aber  gehört  habe  das  e.  eh.  g. 
sambt  derselbigen  Vettern  zum  oflPbermal  furgehabt,  etliche  Bethe  zusamen  zu 
ordnen  die  den  Sachsenspiegel  Inn  ein  Ordnung  brechten  die  auch  statlich 
darfär  haben  besoldt  werden  solenn  u.  aber  gleich  wol  solchs  bis  anhero  ver- 
bliben,  Sowere  ich  des  underthcnig  erbietens  wo  e.  c.  g.  mich  fiir  solche  mue 
die  mit  grossem  vleis  geschehen  muss  gnediglichen  bedenken,  u.  solchs  der- 
selbigen gefallen  wollt,  das  Sachssisch  Becht  In  eine  solche  Ordnung  zubringen 
das  es  ein  Jeder  leichtlich  verstehen  u.  sich  drein  richten  solt,  u.  wolt  e.  c.  g. 
als  dem  Burggraven  u.  obersten  Haupt  uff  Sechssischem  poden  derselbigen  zu- 
schreiben." —  Dann  verbreitet  er  sich  über  die  von  ihm  beabsichtigte  Sy- 
stematik und  fährt  fort:  „Und  wolte  es  mit  gueten  verstendigen  deutzschen 
wortenn,  vermittelst  gottlicher  hulffe  dermassen  schreiben,  das  In  gantzen 
Sachssenspiegel  nicht  ein  einige  Zeil  sein  solte,  die  nicht  unter  Irem  orden- 
lichen tittl  gebracht  were.  Wo  nun  solchs  e.  c.  g.  gefallen  u.  dieselbig  mir 
das  widerumb  antzeigen  wurden,  so  wil  ich  das  werk  so  bald  vor  die  Handt 
nehmen  u.  also  iiirdern,  das  es  e.  c.  g.  meines  hoffens  gefallen  u.  der  landt- 
schafft  nutz  sein  solte." 

21)  Das  gantze  Sechsisch  Landrecht  mit  Text  u.  Gloss  in  eine  richtige 
Ordnung  gebracht,  durch  Doctor  Melchior  Klingen,  von  Steinaw,  an  der  Stras- 
sen, itzo  zu  Halle.  Doch  mit  dieser  Erklerunge,  das  er  den  Stenden,  die  das 
Sechssisch  Becht  gebrauchen,  nicht  genugsam,  sondern  der  Alte  Sachssen- 
spiegel, sonderlich  Doctor  Ohristoff  Zobels,  welcher  wol  erklert,  dabey  sein 
mus.  Leipz.  1572  fol.  —  Dies  ist  die  erste  Ausgabe;  die  Vorreden  zeigen, 
dass  der  Verfasser  vor  der  Herausgabe  starb.  Es  ist  also  ein  Irrthum,  wenn 
Dreyhaupt  a.  a.  O.,  Spangenberg  Beiträge  S.  144  u.  A.  als  erste  Aus- 
gabe Leipz.  1570,  oder  Jugler  S.  7  und  nach  ihm  Botermund  zu  Jöoher 
in.  S.  502  f.  Leipz.  1571  bezeichnen.  Spätere  Ausgaben  sind  Leipz.  1577 
und  Frankf.  1600  foL 
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III.    Erb  rechts  regeln. 

Bereits  oben  ^^)  sind  die  Regeln  der  Sippezahl  und  die  ähn- 
liche Arbeit  von  Thammo  von  Boxdorf  erwähnt  worden;  ausser 
ihnen  ist  noch  eine  grössere  Zahl  von  kleinen  Schriften  über  die- 
sen Gegenstand  bekannt  **^).  Die  dürftigen  und  dunkeln  Sätze 
des  Sachsenspiegels  über  die  Successionsordnung ,  die  häufige 
Veranlassung  für  Gerichte,  besonders  den  Magdeburger  Schöffen- 
stuhl, zwischen  Erbprätendenten  zu  entscheiden,  die  abweichende 
Berechnung  der  Verwandtschaft,  welche  man  aus  dem  römischen 
Recht  kennen  lernte,  und  dessen  heterogene  Regeln  über  die 
Erbfolgeordnung  Hessen  es  als  eine  dankenswerthe  Aufgabe  er- 
scheinen, die  einzelnen  möglichen  Fälle  in  reichlicher  Uebersicht 
zusammenzustellen,  um  dem  Richter  durch  dieses  Hilfswerk  die 
Anwendung  der  allgemeinen  Principien  zu  erleichtern  2*).  Wir 
heben  zwei  Formen  heraus: 

a)  Eine  in  Preussen  entstandene  Sammlung,  welche  die  Mag- 
deburger Successionsordnung  in  Regeln  und  detaillirter  Casuistik 
darstellt;  sie  benützt  die  sächsischen  Rechtsbücher,  die  Magde- 
burger Fragen,  das  Culmische  Recht,  aber  auch  römisch -recht- 
hche  Literatur  und  den  richterlichen  Klagspiegel  '*). 


22)  Band  I.  S.  389  und  S.  383.  N.  40. 

23)  Vgl.  jetzt  besonders  Wasserschieben  Suco.  -  Ordnung  S.  23  ff., 
125  ff.,  welcher  eine  Zahl  Ton  Formen  dieser  Regeln  abdruckt;  S.  125—134 
stehen  die  Regeln  Boxdorfs,  Ton  denen  eine  etwas  abweichende  Redaction 
bei  Kilian  König  gedruckt  ist;  vgl.  oben  I.  S.  389.  N.  71.  —  Sie  sind  auch 
enthalten  in  zwei  Königsb.  Handschr.,  vgl.  Steffenhagen  Nr.  166  und  172. 

24)  Da  man  sich  fiir  die  römischen  Erbrechtsregeln  lebhaft  interessirte, 
wurde  vielen  Handschriften  und  Drucken  der  arbor  consanguinitatis  beigege- 
ben und  wurden  Schriften  über  denselben,  von  Joh.  Andreae  und  Anderen 
sehr  schnell  in  vielen  Ausgaben  auch  in  Deutschland  verbreitet.  Das 
Werk  des  Joh.  Andreae  war  schon  früh  in  einer  allerdiugs  nicht  ganz  wört- 
lichen Uebersetzung  noch  weiteren  Kreisen  bekannt  geworden .  Panzer  Annalen 
der  teutschen  Buchdruckerkunst  I.  S.  35.  Nr.  57:  die  dry  boume  dor  inne 
erklert  u.  erlüttert  werden  dryerleye  zugehörende  Sypschafflb,  MagschafPb  Und 
geistliche  MagschaflPt  fol.  s.  1.  et  a.;  I.  S.  81.  Nr.  44:  Augsb.  1474  fol.  Vgl. 
auch  die  Anführungen  bei  Steffenhagen  Nr.  8  und  Nr,  119. 

25)  Bei  Wasserschieben  S.  134 — 153  aus  der  Biener'schen,  um  die 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  zu  Königsberg  geschriebenen  Handschrift ;  S.  135 — 
137  scheint  ein  besonderer  Abschnitt  zu  sein,  da  er  vermehrt  in  der  Danziger 
Handschrift  (bei  Wasserschieben  S.  157)  und  in  der  Königsberger  Hand- 
schrift (Steffenhagen  Nr.  119.  p.  54)  enthalten  ist.  —  Andere  Theile  der 
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b)  Eine  andere,  gleichfalls  nach  Preussen  gehörende  Samm- 
lirng,  welche  zunächst  die  römische,  dann  die  sächsisch* magde- 
burgische Erbfolgeordnung  angiebt,  und  in  einzelnen  Theilen  mit 
der  vorigen  Sammlung  verwandt  ist  ^e). 

Allgemeiner  stellt  das  Erbrecht  dar: 

Wolff  Los.  Vonn  ErbschaflFfcen  der  Erb  u.  Lehengüter,  wie 
die  nach  Sechssischen  Landt  Weichbildt,  u.  Lehen,  auch  gemei- 
nen Keiser  rechten,  ane  Testament  u.  ab  intestato  vererbt  u. 
vorfellet  werden.    Frankf.  1556  fol. 

IV.  In  den  Zobel'schen  Ausgaben  des  Sachsenspiegels  finden 
sich  hinter  demselben  einige,  ihrem  Ursprünge  nach  unbekannte 
Stücke  sächsischen  Rechts,  welche  sich  besonders  auf  den  Pro- 
cess  und  das  Strafrecht  beziehen.  Sie  führen  als  Quellen  den 
Sachsenspiegel,  das  Lehnrecht,  die  Glossen  zu  denselben  an, 
erläutern  sie  und  weisen  einzelne  bisherige  Au£fassungen  als 
irrig  zurück;  selten  nehmen  sie  Bezug  auf  das  fremde  Recht  und 
die  fremde  Doctrin,  und  wo  sich  eüi  Widerspruch  zwischen  frem- 
dem und  einheimischem  Recht  findet,  geben  sie  diesem  regelmässig 
den  Vorzug.  Sie  stammen  aus  der  ersten  Hälfte  des  sechzehn- 
ten Jahrhunderts,  da  in  dem  zweiten  Abschnitt  ein  Wormser 
Reichsgesetz  von  1521  und  gegen  den  Schluss  die  Carolina 
angeführt  wird  ^7).    Es  sind  7  Abschnitte : 

1)  „Von  Lehengericht,  wie  dasselbige  sol  gehegt  u.  gehalten 
werden;*« 

2)  „Process,  wie  diejenigen,  so  in  jemandes  Oberkeit  u.  Ge- 
richten frevelen  u.  mishandelen,  in  die  Vorfestung  oder  Acht  be- 
stendiger  weise  mögen  erklaget  und  erfolget  werden;'^  nach  eini- 


Bedaction  stehen  auch  in  der  Königsberger  Handschrift.  Nr.  161  und  Nr.  166 
(Steffenhagen  p.  72  und  p.  75).  — 

Sie  gehören  nach  Preussen  wegen  der  Quellen  ^  der  häufigen  Bezugnahme 
auf  den  Oulm  und  der  Correcturen  desselben  (vgl.  S.  152)  und  wegen  des 
übrigen  Inhalts  der  Handschriften,  in  denen  sie  stehen. 

26y  Aus  einer  Danziger  Handschrift  bei  Wasserschieben  S.  153 — 163. 
Als  Preussisoh  erscheint  sie  wegen  der  handschriftlichen  Verbindung,  der  Be- 
nützung der  Poelmann'schen  Distinctiouen  und  der  Bezugnahme  auf  Preussen, 
vgl.  S.  156. 

27)  Als  Strafe  des  Ehebruchs  wird  für  die  Frau  Staupenschlag  und  Ver- 
stossung  in  ein  Kloster  genannt  tote  denn  aolchs  die  neulichsten  Keiserrecht 
geordent  haben.  Die  Carolina  art.  120  verweist  auf  das  römische  Recht  und 
dieses  hat  die  eben  genannte  Strafe. 
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gen  einleitenden  Bemerkungen  wird  der  ganze  AchtprooesB  mit 
allen  seinen  Formalien  u.  Formularen  dargestellt; 

3)  „Von  der  Vorfestung  oder  Acht,  was  die  sey,  oder  wirckt, 
sampt  dem  Process  u.  Ordnung,  wie  sich  der  vorfest  man  aus- 
ziehen sol  u.  zu  seinem  Rechten  komen  mag;'' 

^)  »Volget,  wie  in  Bürglichen  Sachen  sol  volfam  u.  das 
gericht  gehalten  u.  bestetiget  werden;'' 

5)  ;yVon  Appellation,  wie  die  sol  anbracht  u.  gerechtfertiget 
werden;'^ 

6)  ;,Von  hülflf  u.  execution  den  ürteiln  nach;" 

7)  „Von  Wetten  u.  Bussen,  auch  allerley  brüchen  u.  straffen 
nach  Sechssischem  Recht  u.  desselbigen  gebrauch.^ 

V.  Von  der  sogenannten  Weise  des  Lehnrechts  *®)  wurde 
in  unbestimmter  Zeit  eine  bisher  ungedruckte  Bearbeitung  unter- 
nommen; es  legte  dieselSe  im  Jahre  1500  der  damals  zu  Braun- 
schweig alsSyndicus  lebende  Dr.  Christoph.  Cup p euer  dem  Her- 
zoge von  Braunschweig  vor. 

VI.  Die  sogenannte  Hu  sing 'sehe  Glosse  zum  Culmischen 
Recht,  vor  1541  entstanden,  welche  aber  nicht  Husing  zum  Ver- 
fasser hat,  sondern  von  ihm  nur  in  einer  Handschrift  abgeschrie- 
ben wurde  ^^). 

Vn.  Ambrosius  Adler,  Fiscal  zu  Königsberg,  verfasste  im 
Jahre  1539  ein  handschriftlich  erhaltenes  alphabetisches  Werk  «<>) 
aus  den  in  Preussen  beobachteten  deutschen  Rechtsquellen,  dem 
Sachsenspiegel,  den  Poelmann'schen  Distinctionen ,  dem  Culmi- 
schen Recht,    den  Magdeburger  Fragen,  dem  Rechtsbuch  nach 


28)  Vgl.  Band  I.  S.  398.  —  Vgl  über  diese  Form  Homeyer  in  Mn- 
ther's  Aufsatz  über  Euppener  (Bekker's  und  Muther's  Jahrbuch  VL 
S.  166):  die  Abweichung  dieser  Form  „besteht  vornehmlich  darin,  dass  ein 
Vergehen  des  verklagten  Vasallen  —  die  falschliche  Bezüchtigung,  dass  der 
Lehnsherr  Brief  und  Zusage  gebrochen  —  gesetzt  und  die  Localität  nach  der 
Altmark  verlegt  wird." 

29)  Schweikart  in  v.  Kamptz  Jahrbb.  XXVL  S.251.  N.  16.  —  Sie  be- 
findet sich  in  drei  Köm'gsberger  Handschriften  des  Culmischen  Bechts;^gl. 
Steffenhagen  Oatalogus  Nr.  30,  172,  175.  —  Ueber  weitere  kleine  in 
Preussen  entstandene  und  nur  handschriftlich  erhaltene  Arbeiten  über  Preus- 
sisches  Becht  vgl.  Steffenhagen  in  Hiersemenzel's  Gerichtszeitung  1863.  Nr. 
39.  N.  32.  , 

30)  Steffenhagen  CataLNr.  166.  p.  75  und  Dissertatio  de  inedito  juris 
Germanici  monumento  etc.  Begim.  .1863  p.  29.  N.  ww. 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—     152     — 

Dißtinctiouen,  dem  Weichbild,  Leipziger  Schöffenurtheilen,  Sipp- 
zahlregeln u.  s.  w. 

Sodann  sind  hieher  noch  die  von  Privatmännern  ausgehenden 
Aufzeichnungen  über  Particularrechte  zu  ziehen**). 

Vin.  In  Mähren  verfasste  ein  Privatmann  gegen  das  Ende 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  ein  Rechtsbuch  in  böhmischer 
Sprache,  das  sogenannte  Tobitschauer  Rechtsbuch,  welches 
zu  weitem  Ansehen  und  allmählich  zu  gesetzlicher  Autorität  ge- 
langte *^*).  Sein  Verfasser  war  Herr  Ctibor  von  Cimburg  und 
von  Tobitschau  «8),  innerhalb  der  Jahre  1480 — 1494;  später  wurde 
es  mit  Zusätzen  vermehrt.  Ctibor  arbeitete  es  auf  Antrieb  des 
Bischofs  von  Olmütz  und  der  Barone  des  Landes  aus  und  stellte 
in  demselben  die  alten  Sitten  und  Gebräuche  des  Landes  zusam- 
men, wie  er  sie  im  Leben  kennen  gelernt  hatte.  Er  benützte 
die  Landfrieden  und  Landtafeln,  dagegen  nicht  das  römische  und 
canonische  Recht,  wie  dasselbe  überhaupt  in  Mähren  bis  in  das 
siebenzehnte  Jahrhundert  keine  Bedeutung  hatte.  Es  begreift 
das  Werk  das  gesammte  öffentliche  und  Privatrecht,  ohne  be- 
stimmte Systematik. 

IX.  Dem  Anfange  des  sechzehnten  Jahrhunderts  scheint  eine 
kleine  Schrift  anzugehören,  deren  Titel  lautet :  Ein  Rathschlag, 
trnach  die  Bauern  u.  gemeinen  Bürgers  leute  an  ih- 
ren bürgerlichen  Gerichten  in  etlichen  gemeinen  Fäl- 
len urtheilen  mögen  s*).  In  der  Einleitung  bemerkt  der  Ver- 
fasser, er  wolle  einzelner  Fälle,  wie  Erbschaft,  Verjährung,  Ge- 
währ oder  Entsetzung  und  anderer  subtilen  Sachen,  darinn  dem 
gemeinen  Bauersmann,  der  die  Rechte  nicht  gelernt  hat,  Tmne  kur^e 
verständliche  Regel  m  gehen  ist  .  ,  ,  .  aUhier  geschweigen,  und  han- 
delt dann  von  Schuld,  Schaden,  Betrug  bei  Käufen  und  Verkäufen, 


31)  lieber  die  Frankenberger  Statuten  des  Job.  Emmerich  vgl.  Band  I. 
S.  433  f. ;  über  die  DarsteUungen  österreichischen  Rechts  vgl.  unten  §.  70.  N.  31. 
^2)  Wegen  der  böhmischen  Sprache  habe  ich  es  nicht  benützen  können, 
sondern  mich  an  das  Referat  von  Tomaschek,  Recht  und  Verfassung  der 
Markgrafschafb  Mähren  im  15.  Jahrhundert  1863.  S.  13 — 20  angeschlossen. 
Das  Bechtsbuch  ist  herausgegeben  von  Demuth  Brunn  1858:  Kniha  Tova- 
coYska. 

33)  Seit  1469  Landeshauptmann  von  Mähren,  gestorben  1494. 

34)  Bei  Krenner  Baierische  Landtagshandlungen  XVm.  S.  175—183. 
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Nicht -Erfüllung  von  Verträgen,  Schlägen,  Verwundungen  und 
Injurien.  Wegen  der  Grundsätze  über  die  Appellation  an  den 
Bischof  von  Bamberg  und  der  Bezugnahme  auf  die  Reformation 
des  Bamberger  Hofgerichts  ist  dieser  fassliche  Unterricht  für  das 
Bambergische  bestimmt. 

X.    Gleichfalls  nach   Baiern  gehört  eine  kleine   Schrift  mit 
dem  ausführlichen  Titel: 

Ain  laijsche  anzaigung,   So   allen  Landsässen  u.  denen  die 
ördenlich  oder  bevolhen  oberkhait  haben,  als  Hofmarch  u. 
gerichtsherren,  Pflegern,  Richtern,  Gerichtsschreibern,  auch 
der  Stött,  u.  schrannenrednem  (wölbe  sünst  der  lateinischen 
gerichtsübung  oder  gebreuch,  gütlicher  ausrichtung  u._ver- 
waltung,  nit  merers  wissens  haben),  auch  in  gemain,  allen 
jnwonern  des  löblichen  hauss  u.  Fürstenthumbs  Bairn,   zu 
Dienst  u.  gutem,  in  druckh  geben  worden  •*). 
'Wegen  des   im    Buche  öfter    vorkommenden  Datums:   1531 
wurde  es  wohl  in  diesem  Jahre  oder  bald  nachher  geschrieben. 
Es  ist  in  die  Form  eingekleidet,  dass  ein  gewesener  Landpfleger 
seinem   Schwager,  welcher  jetzt  Landpfleger  wird,  seine  Erfah- 
rungen mittheilt,  und  ihn  anweist,  wie  er  sein  Amt  gut  verwalten 
möge.    Es  bezieht  sich  zunächst  auf  Oberbaiern ;  doch  meint  der 
Verfasser,  dass  es  auch  in  Niederbaiern  zu  gebrauchen  sei  und 
hier  dem  Richter  eben   so  gut  Anweisung  geben  werde,  als  „des 
Tenglers  Layenspiegel,  der  Sächssisch  spigl  und  ander  dergleichen 
Teutsche  Rechtsbücher".    Zum  besonderen  Studium  empfiehlt  er 
dem  neuen  Pfleger  die  baierische  Landesordnung,  die  Erklärung 
der  baierischen  Freiheit,  die  Reformation  des  baieriscLen  Land- 
rechts,  die  Gerichtsordnung  und  die  Bamberger  Hofgerichtsord- 
nung.   Das  Werk  ertheilt  manchen«  Rath  über  die  Wahl  des  Ge- 
richtsschreibers und  Richters,  giebt  eine  populäre  Anleitung  zum 
Rechtsprechen  und  einige  Auskunft  über  die  Ordnung  des  Pro- 
cesses    und   erörtert  einzelne  Fragen  in   Verfolg  eines  fingirten 
Rechtsfalles.    Hie   und   da  wird  auch  die  Praxis  des  Kammer- 
gerichts besprochen. 


35)  34  Folioseiten  (München)  s.  a.  —  Eine  zweite  Ausgabe  erschien 
München  1595  kl.  fol.  —  Maurer  Ruprecht  von  Freys.  S.  LXX.  N.  glaubf, 
dass  diese  Schrift  bisher  ganz  unbekannt  geblieben  sei;  sie  erwähnt  aber  be- 
reits Senckenberg  corp.  jur.  Germ.  IT.  1.  praef.  §.  9. 
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XL  Der  sogenannte"  Wendisch-Rügianische  Land- 
gebrauch««), welcher  in  der  That  nicht  wendisches,  wie  der 
Sammler  glaubte,  sondern  deutsches  Recht  enthält,  wie  dasselbe 
sich  auf  der  den  fremden  Einflüssen  schwer  zugänglichen  Insel 
Rügen  seit  alter  Zeit  erhalten  hatte.  Der  Verfasser  des  Werks 
ist  Matthäus  Normann,  ein  Adliger  Rügens.  Er  sagt  (tit.  102), 
Rügen  habe  dreierlei  Recht  besessen,  wendisches,  welches  eigent- 
lich allein  berechtigt  sei,  dänisches  und  Schweriner  Recht.  Da 
durch  ihr  Nebeneinanderbestehen  grosse  Rechtsunsicherheit  ent- 
standen sei,  wolle  er,  um  derselben  abzuhelfen,  das  einheimische 
Recht,  welches  nach  seiner  Meinung  wendischen  Ursprungs  ist, 
mit  Ausschluss  des  dänischen  und  Schweriner  Rechts,  theils  nach 
seiner  Erfahrung,  theils  nach  von  ihm  durchgesehenen  Erkennt- 
nissen, theils  nach  den  Belehrungen  besonders  rechtskundiger, 
von  ihm  namhaft  gemachter  Männer,  darstellen.  Der  Verfasser 
besass  gelehrte  Kenntnisse  und  liebte  es.  Ausdrücke,  welche  der 
technischen  Sprache  des  fremden  Rechts  entlehnt  sind,  zu  ge- 
brauchen *'),  ohne  darum  den  einheimischen  Rechtssätzen  zu  nahe 
zu  treten.  Oft  führt  er  im  Munde,  des  Volks  lebende  Sprichwör- 
ter an.  Ohne  ein  festes  System  stellt  er  das  gesammte  Recht 
dar,  Process,  Strafrecht,  Privatrecht,  Gewerberecht,  Staatsrecht, 
die  Verhältnisse  der  Kirche,  des  Fiscus  u.  s.  w.;  er  nimmt  auch 
besonders  auf  die  aus  dem  Stande  der  Personen  sich  ergebenden 
Rechtsverschiedenheiten  Rücksicht,  so  dass  grosse  Partien  über 
das  Adelsrecht,  andere  über  das  Bauernrecht  handeln,  und  nicht 


36)  In  zwei  ßecensionen  erhalten:  die  kürzere  nach  schlechten  Codices 
bei  Dreyer  Monnmenta  anecdota.  Tom.  I.  Lüb.  1760.  4.  p.  229 — 460;  die 
längere  in  271  Titeln  bei  Gadebusch  Matthäus  v.  Normanne,  vormals  Fürstl. 
Landvogts  auf  Bügen,  Wendisch -Bügianischer  Landgebrauch.  Stralsund  1777. 
fol.  —  Ueber  diese  Quelle  vgl.  Gadebusch  in  der  Einleitung  zu  seiner  Aus- 
gabe (diese  Einleitung  war  auch  schon  3  Jahre  vorher  erschienen  unter  dem 
Titel:  Vom  Wendisch -Bügianischen  Landgebrauche  Stralsund  1774.  fol.),  wo 
sich  auch  eine  Uebersicht  der  Titel  der  beiden  Becensionen  und  Nachrichten 
über  die  beiden  von  Dreyer  benützten  und  zehn  weitere  Handschriften  fin- 
den. Besonders  vgl.  aber  Homeyer  historiae  juris  Pomeranici  capita  quae- 
dam.    Berol.  1821.  p.  44  seqq. 

37)  Z.  B.  tit.  52:  Instrumenta  u.  ProthocoUa  eines  behandenu,lovenwerdigen 
Notarien,  de  reine  undt  ungecancelliert  wehren,  bewesen  so  lange,  dcU  sei  mit 
ffyern  Vordregen  edder  andere  dergUken  loffwerdigen  Bewyse  up  andere  Wege 
älss  Urnbhandelinge,  in  latin,  NovaUone  aut  acceptüatione ,  gedeUiget  edder 
solutione  facta  vorlechi  werden. 
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blos  das  Privatrecht,  sondern  auch  das  Strafrecht,  der  Procets 
u.  8.  w.  in  seinen  Modificationen  dargestellt  wird. 

Wir  kennen  zwei  verschiedene  Eedactionen,  welche  beide  der 
Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  angehören«^).  Die  Samm- 
lung besass  grosse  Autorität,  ohne  Gesetzeskraft  zu  haben,  und 
wurde  erst  gegen  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  durch  das 
gemeine  Recht  und  das  Pommersche  Provinzialrecht  ausser  Uebung 


XII.  Ferner  sind  die  sogenannten  Differentiae  zu  er- 
wähnen. 

Schon  die  oberflächlichste  Kenntniss  des  fremden  Rechts  lehrte, 
dass  es  sehr- viele,  von  dem  Gewohnheitsrecht  oder  dem  geschrie- 
benen Recht  der  einzelnen  Länder  abweichende  Bestimmungen 
enthielt,  und  dass  eine  ausnahmslose  Anwendung  des  ersteren 
unmöglich  erfolgen  durfte.  Daher  stellte  man  ähnlich,  wie  früher 
in  Italien  Differentiae  legum  et  canonum  entstanden  waren,  so 
jetzt  in  Deutschland  in  allerdings .  sehr  trockner  und  wenig  be- 
friedigender Aufzählung  die  Unterschiede  des  römischen  und  des 
deutschen  Rechts  neben  einander  **).  Da  man  zu  einem  gründ- 
lichen Bewusstsein  über  das  deutsche  Recht  im  Allgemeinen  nicht 
gelangte,  beschränkte  man  sich  auf  eine  Vergleichung  des  Par- 
ticularrechts  mit  dem  fremden  Recht.  Die  ältesten  derartigen 
Arbeiten  scheinen  nach  Sachsen  zu  gehören,  wo  der  inhaltsreiche 
und  in  der  Praxis  wie  ein  Gesetz  behandelte  Sachsenspiegel  zu 
einer  Vergleichung  mit  dem  römischen  Recht  aufforderte,  und  die 
Glosse  zum  Sachsenspiegel  gewissermaassen  schon  ein  Vorbild 
lieferte.    Zuerst  gedruckt  ♦<>)  wurde  ein  mehrere  Jahre  nur  Land- 


38)  Homeyer  1.  1.  p.  46. 

39)  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Arbeiten  sagt  Velmann  in  der  N.  41 
citirten  Vorrede:  Tametsi  merüo  sibi  grattdari  possint,  qui  Juris  scripti  sei- 
enttarn  consecuU  sunt,  nist  tarnen  in  communi  praxi,  quae  magna  ex  parte  a 
Juris  Consuetudinarii  cognitione  dependet,  mültum  diuque  sini  exereitati,  quid 
praeclari  efßeere  possint  equidem  nan  video,  plane  cum  sine  ea  omnia  iUis 
tanquam  peregrina  sint  observaturi. 

40)  Handschriftlicb  cursirte  eine  solche  Arbeit  von  dem  schwarzbnrgischen 
Canzler  Reinhard.  In  einem  antiquarischen  Oatalog  finde  ich  angegeben:  B. 
Reinhard  differentiae  aliquot  inter  jus  commune  et  jus  saxonioum.  OoUectae 
a.  1551.  fol.  Unzweifelhaft  dasselbe  Werk  findet  sich  auch  in  einer  Breslauer 
Handschrift  der  Rhediger'schen  Bibliothek  (Wendroth  Zeitschrift  f.  Gesch. 
Schlesiens  IT.  S.  46),  hier  heisst  es  Scripsi  Lipsiae  Anno  1549. 
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schriftlich  verbreitetes  Werk  des  Ordinarius  der  Leipziger  Juri- 
stenfacultät  Dr..  Fachs,  welcher  im  Jahre  1554  als  Mitglied  des 
Hofgerichts  zu  Jena  starb;  es  erschien  ohne  den  Namen  des 
Verfassers  als  *DiflFerentiae  aliquot  juris  civilis  et  Saxonici  in 
quatuor  partes  divisae,  nunc  primum  in  lucem  editae.  Colon. 
1567.  8.**).  Die  Schrift  von  Fachs  genoss  in  Sachsen  so  be- 
deutendes Ansehen,  dass  die  mit  Abfassung  der  sächsischen 
Constitutionen  im  Jahre  1571  betraute  Commission  zugleich  eine 
Revision  derselben  unternahm  ♦2). 


41)  Es  erschienen  dann  weiter  Sebast.  Stelbagii  Epitomes sive Siunmae 
universae  doctrinae  justiciae  legalis  Pars  prima,  praeoipuis  ao  usitatis  suo  quo- 
libet  loco  junctis  Diflferentiis  et  Antinomiis  juris  Civilis  et  Saxonici  (Bndiss.) 
1568.  8.  und:  Differentiae  aliquot  juris  civilis  et  Saxonici  in  quatuor  partes 
divisae:  quibus  accessit  secunda  Pars  Dififerentiarum  inter  Jus  Oivile  Commune 
et  Jus  Saxonicum,  antehac  nunquam  typis  edita,  Collecta  per  Juris  Saxonici 
Peritissimum  virum  D.  R.  B.  Cöln  1569.  8.  (auf  diese  bisher  übersehene,  auch 
zu  Breslau  befindliche  Ausgabe  macht  Muther  Gewissensvertretung "  S.  46. 
N.  2'aufinerksam),  mit  einer  Vorrede  des  Gerardus  Velmannus  Geldriensis. 
Auf  die  in  vier  Partes  eingetheilten  70  Differentiae  folgen  weitere  149  Differen- 
tiae, welche  unzweifelhaft  von  B.  Reinhard  sind  (N.  40),  indem  auf  dem  Titel 
statt  R.  B.  wohl  zu  lesen  ist  B.  R. 

42)  Ueber  diese  Revisio  differentiarum  vgl.  Schletter  Chursächsisohe 
Constitutionen  S.  8,  55  f.,  356  f.  Die  Werke  von  Fachs  und  Reinhard  wurden 
in  der  Folge  regelmässig  mit  einander  verbunden,  erweitert  und  öfter  ge- 
druckt. Schletter  S.  8  N.  führt  als  Ausgaben  an:  1573,  1586,  1597.  —  Die 
Breslauer  Bibliothek  besitzt  auch  eine  Ausgabe:  Differentiarum  Juris  civilis 
et  Saxonici  libri  duo,  quorum  prior  vulgo  adscribitur  D.  Ludovico  Fachsio 
quondam  ....  Ordinario  Lipsiensi  ....  posterior  vero  D.  Benedicto  Reinhardo 
olim  Cancellario  Schwartzburgensi.  Jenae  1595.  8.  Der  Herausgeber  Leop. 
Hakelmann  zu  Jena  sagt  in  der  Vorrede,  dass  er  das  Werk  noch  mit  neuen  Diffe- 
rentiae vermehrt  habe ;  der  zweite  Theil  enthält  nämlich  jetzt  273  Differen- 
tiae. —  Auch  erschien  1586  eine  deutsche  Uebersetzung,  welche  mit  neuen 
Vermehrungen  auch  1588  herausgegeben  wurde:  Differentiae  juris  civilis  et 
Saxonici :  Das  ist  Underscheide  der  Keyserlichen  und  sechsischen  Rechte,  men- 
niglichen zu  nutz  und  gutem  in  die  deutsche  Sprach  vorsetzet  ....  durch 
Georgium  Schwärt z^kopf,  Procuratom  zii  Braunschweig.  Heimst.  1588.  8. 
Der  Uebersetzer  erklärt  sein  Interesse  an  dieser  Schrift  besonders  auch  aus 
dem  Umstände,  dass  das  Braunschweigische  Stadtrecht  theils  auf  gemeinem, 
theils  auf  sächsischem  Recht  beruhe.  —  Sodann  wurden  diese  Differentiae  un- 
ter ZobeFs  Namen,  als  des  Redacteurs,  mit  weiteren  Vermehrungen  herausge- 
geben Leipz.  1598.  4.  und  Leipz.  1610.  4.  Herausgeber  ist  Franc.  Romanus, 
da  Zobel  seine  Arbeit  zu  vollenden  und  herauszugeben  durch  den  Tod  ver- 
hindert wurde. 
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Auch  verglich  man  bald  andere  Particular-  und  Statu  tar- 
rechte und  die  Reichsgesetze  mit  dem  gemeinen  geschriebenen 
Recht;  die  Literatur  der  DiflFerentiae ist ausserordenthch  reich*«). 

Xin.     Endlich  die  Formelbücher. 

Schon  seit  den  ältesten  Zeiten  hatte  man  in  Deutschland  für 
den  Gebrauch  der  Notare  Formelbücher  verfasst  und  die  Nota- 
riatskunst in  Verbindung  mit  der  Rhetorik  gebracht  ♦♦).  In  Italien 
war  eine  besondere  Wissenschaft  des  ürkundenstils  entstanden; 
es  waren  viele  Werke  verfasst  theils  mit  allgemeinen  Anleitungen  für 
denselben,  theils  mit  speciellen  Beispielen.  Nach  Erfindung  der 
Buchdruckerkunst  wurden  auch  in  Deutschland  viele  Bücher  mit 
Titeln  verlegt,  wie  de  arte  notarii,  Formulare  instrumentorum, 
Formularium  diversorum  contractuum,  Rhetorica  pro  conficiendis 
epistolis  accommodata,  Speculum  notariorum,  tabeUionum  et  scri- 
barum  u.  s.  w.  ♦^).  Da  aber  die  Urkunden  jetzt  regelmässig  in 
deutscher  Sprache  geschrieben  wurden,  so  befriedigte  man  das 
Bedürfniss  nach  Lehrbüchern  und  Mustern  in  höherem  Grade 
durch  deutsche  Werke,  und  es  erschien  bereits  im  fünfzehnten 
Jahrhundert,  besonders  im  südHchen  Deutschland,  in  vielen  Aus- 
gaben eine  grosse  Zahl  von  Formelbüchern,  welche  sich  vielfach 
an  einander  anlehnen**).    Sie    sind  theils  Anleitungen   für   den 


43)  Eine  Beihe  solcher  Schriften  fuhrt  Ludolf  CoUectio  statutormn  in 
der  Vorrede  auf;  über  Würtemberg  vgl.  Wächter  I.  S.  674.  Auch  verglich 
man  an  Orten,  wo  das  gemeine  Sachsenrecht  oder  das  Magdeburger  Becht  in 
subsidium  galt,  dessen  Sätze  mit  dem  Particularrecht. 

44)  Vgl.  Band  L  §.  23,  24,  46. 

45)  Auch  deutsche  Uebersetzungen  solcher  Werke  erschienen.  Panzer 
deutsche  Annalen  I.  S.  258  fuhrt  an:  Kunst  des  Notariat  und  wie  sich  der 
Notarius  in  seinem  Ampt  halten  und  regieren  soU.  Ist  verdeutscht  durch  den 
Erwyrdigen  geistlichen  Herrn  Andressen  nawer  Arcium  Magister,  der  tzeit 
Pfarrer  zu  Lorch.    Nürnb.  1502.  4.  (26  Capp.  auf  10  Blättern). 

46)  Ueber  dieselben  vgl.  F.  0.  Moser  Kleine  Schriften  zur  Erläuterung 
des  Staats-  und  Völkerrechts  III.  1752.  S.  895  ff.,  G.  D.  Hoffmann  Ver- 
mischte Beobachtungen  aus  denen  deutschen  Staatsgeschichten  und  Bechten. 
m.  1762.  S.  186  ff.,  IV.  1764.  S.  65  ff.,  Senckenberg  de  methodo  jurispru- 
dentiae  p.  146,  Eichhorn  III.  S.  350.  k.,  Bockinger  über  Formelbücher 
1855.  S.  98.  N.  187.  —  Im  Folgenden  beschränke  ich  mich  im  Wesentlichen 
auf  von  mir  selbst  eingesehene  Arbeiten,  da  sich  aus  Panzer 's  (Annalen  der 
teutschen  Buchdruckerkunst)  und  Hain's  (Bepertorium  bibUographicum  I.  2. 
p.  404  ff.)  zahlreichen  Angaben  über  die  alten  Drucke  nicht  immer  mit  Sicher- 
heit entnehmen  lässt,  ob  es  sich  um  dasselbe  oder  um  verschiedene  Werke 
handelt. 
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Brief-,  Urkunden-,  Geschäftsstil,  theils  Mustersammlungen.  Die 
grosse  Verwandtschaft  vieler  solcher  Werke  unter  einander  ist 
theils  darauf  zurückzufahren,  dass  die  Verfasser  die  früher  er- 
schienenen Werke  benützten  und  ausschrieben,  theils  wohl  auch 
darauf,  dass  sie  sich  an  ältere  handschriftliche  Werke  in  gleich- 
massiger  Weise  anschlössen. 

Hatten  schon  die  älteren  Formelbücher  einen  weitschweifigen 
und  wenig  präcisen  Urkundenstil  befördert,  so  war  dies  bei  den 
neueren  noch  in  höherem  Grade  der  Fall,  indem  man  sich  be- 
mühte, nach  den  Regeln  der  in  Italien  ausgebildeten  Rhetorik  die 
einheimischen  Verhältnisse  zu  behandeln. 

Ueberdies  machte  sich  in  solchen  Werken  eine  halbe  Gelehr- 
samkeit breit,  so  dass  wirkliche  Gelehrte  gegen  die  durch  die 
Formelbücher  beförderte  Verwirrung  Protest  einlegten  ♦'). 

In  so  weit  sie  von  den  Titulaturen  und  dem  Stil  handeln, 
sind  sie  natürlich  heut  zu  Tage  ohne  wissenschaftlichen  Werth. 
Aber  nicht  zu  gering  ist  ihre  Bedeutung  fiir  die  Reception  der 
fremden  Rechte  zu  veranschlagen,  und  zwar  nicht  blos  in  Rück- 
sicht auf  die  Formulare  selbst,  in  welchen  manche  fremde  Sätze 
auf  die  einheimischen  Verhältnisse  angewendet  werden,  so  dass 
sie  in  materieller  und  processualischer  Beziehung  ein  Bild  von 
dem  damaligen  Rechtszustande  gewähren,  sondern  auch  wegen 
der  meist  mit  ihnen  in  Verbindung  gebrachten  theoretischen  Aus- 
führungen über  die  anzuwendenden  Rechtssätze,  über  den  Inhalt 
der  fremden  Rechte,  über  die  Mittel,  Nichtigkeiten  vorzubeugen 
u.  s.  w.  ♦®).  Insbesondere  enthalten  viele  auch  mehr  oder  weniger 
weitläufige  Vorschriften  über  das  gerichtliche  Verfahren  ganz  im 
Allgemeinen,  so  dass  sie  zugleich  als  Lehrbücher  des  Processes 
gelten  konnten. 

1.  Das  älteste  derartige  gedruckte  Werk  beginnt:  In  dem 
Namen  der  heiligen  unjserteüten  drivaltigkeit  Amen:  Eye  hebt  an  der 
Formtdari  darinn  begriffen  sind  allerhand  brieff  atich  Bethorick 
mit  frag  v/nd  anttvurt  gegeben  tittd  aUer  stä/ndt,  SennMrieff,  Syno- 


47)  Ueber  Zasins  vgl.  Stintzing  S.  155  f.  —  Melanthon  de  legibus 
(ed.  Muther  p.  20):  Ingenia  in  slültis  farmülariorum  Uteris  ohrutueruntJMS- 
que  in  scholis  et  foro  non  aliter  atgue  auas  epodas  Magi  non  inieUectaa  re- 
censeni, 

48)  Vgl.  Eockinger  S.  61  f. 
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nma  w.  Cöhres,  das  alles  zum  brieffmachen  dyenent  ist;  die  älteste 
datirte  Ausgabe  erschien  1 483  *•). 

2.  Mit  demselben  nahe  verwandt  ist  ein  im  Jahre  1486  und 
1488  erschienenes  Formelbuch,  welches  beginnt:  Hie  vdhet  an  ein 
Ehetorica  haltende  die  i/ritten  stat  der  siben  fryen  Jcünsten,  Doruss 
zdernen  ist,  wie  man  tützsch  missiven,  dat  sint  sendtbrieff,  orden- 
lich yeglichem  noch  synem  stat  u,  tmrden  setzen  soU,  Dyalogus 
Das  ist  da  eyner  fraget  und  ym  selhs  antivurtet  ^^),  Nach  diesem 
Eingange  heisst  es:  Nu  sag  mir  woruss  lernet  man  brieff  dichten. 
Ardwwt.     üss  rhetorica,  der  siben  fryen  Jcünsten  eine  u.  s.  w. 

Das  Werk  handelt  vom  Briefstil  im  Allgemeinen,  den  Titu- 
laturen und  Curialien,  enthält  Vorreden  zu  den  verschiedenen 
Schriftstücken  und  Formulare  für  diese  selbst.  Am  Schlüsse  steht 
Friedrichs  III.  Reformation  von  1442  nach  einem  Vidimus  unter 
dem  Siegel  des  Landgerichts  zu  Nürnberg. 

Diese  Sammlung  enthält  grossentheils  dieselben  Stücke,  wie 
die  zuerst  angeführte,  aber  auch  Einzelnes  mehr  (so  einige  Formu- 
lare, und  die  Reformation  Friedrichs  III.)  und  Einzelnes  weniger; 
auch  generalisirt  sie  die  Formulare  der  ersten  Sammlung,  welche 
noch  manche  Namen  und  speciellere  Angaben  enthält. 

3.  Formulare  und  tütsch  Rhetorica,  von  Heynricus 
Gessler  aus  Freiburg,  seit  1493  in  vielen  Ausgaben  verbreitet**). 
Der  Verfasser  nennt  sich  in  der  Vorrede :  Hab  Ich  Heynricus  gess- 
ler  von  Fryburg  schüler  der  kayserlichen  rechten,  meyn  erfarenheyt, 
so  auss  des  adels  zucht,  der  stetten  pollicy  u,  lendem  gewonheiten, 


49)  loh  benützte  die  Ausgabe  Augsb.  Schoensperger.  1483.  fol.,  welche  sich 
auf  der  Berliner  Bibliothek  befindet.  —  lieber  die  Atisgabe  s.  1.  et  a.  vgl. 
Pan«er  I.  S.  35;  unter  dem  Titel  Formulare  und  Tütsch  rhetorica.  Strassb. 
1483  fol.  vgl.  Panzer  I.  S.  140  f.;  dann  noch  sehr  oft.  Ueber  die  zu  Bam- 
berg befindlichen  Ausgaben  1483,  1488  und  1492  vgl.  Serapeum  1843.  S.  299, 
300,  302. 

50)  S.  1.  fol.  1486  (85  Blätter);  diese  Ausgabe,  welche  sich  zu  Breslau 
befindet,  ist  weder  bei  Panzer  noch  bei  Hain  angegeben.  Dieselben  erwäh- 
nen nur  die  zu  Breslau  und  auch  zu  Berlin  vorhandene  Ausgabe  s.  1.  1488, 
welcher  noch  der  Titel  vorangeht:  Formulare  und  Tütsch  rethorica.  Sie 
stimmt  mit  der  Ausgabe  von  1486  im  Druck  vollständig  überein,  ausgenommen 
dass  die  Angabe  über  die  Zahl  der  Blätter  auf  den  einzelnen  Seiten  mit  an- 
dern Lettern  gesetzt  ist. 

51)  Panzer  LS.  424  nennt  Ausgaben  von  1493,  1507,  1511,  1514;  Eich- 
liorn  ni.  S.  850.  N.  k  erwähnt  auch  eine  Ausgabe  von  1502;  ich  benützte 
Strassb.  1511.  fol.  83  Blätter. 
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dif/rch  die  lantschafften  Schwaben  w.  elsass  mit  Wesenheit  stett  übender 
pradic  jn  schulen  der  rechtshendeln  ratschlegen  tagen  u.  tegdingen 
hy  den  dryssigjaren  bissher  ernietet  jn  diss  biUMy  geformt  u.  s.  w.  *^). 
Er  giebt  die  Titulaturen  und  Formulare  für  verschiedene  Briefe 
an  und  bringt  damit  theoretische  Ausführungen  über  das  mate- 
rielle Recht  und  besondere  Anweisungen  für  die  Notare  in  Ver- 
bindung. Auch  in  den  Formularen  selbst  wird  häufig  auf  römi- 
sches Recht  verwiesen. 

4.  Riedrer  Spiegel  der  wahren  Rhetoric.  1493*«).  In  der 
Vorrede  dedicirt  der  Verfasser,  Friedrich  Riedrer  von  Mulhusen 
in  Hegow,  sein  Werk  der  Universität  zu  Freiburg  und  der  Stadt, 
minen  günstigen  lieben  Herren^*).     Es  zerfällt  in  3  Theile;  der 


52)  Auch  beziehen  sich  mehrere  Formulare  auf  ihn,  z.  B.  Fol.  8  b  nennt  er 
sich  Fürsprech  des  grossen  Raths  zu  Strassburg,  Fol.  36:  keyserlichen  rech- 
ten schuler  uflf  der  hohen  schul  zu  Fryburg  in  bryssgew. 

53)  Der  Name  wird  oft  falsch:  Biederer  geschrieben.  —  Ich  benützte  die 
Originalausgabe,  deren  Titel  lautet:  Spiegel  der  waren  Rhetoric  uss  M.  Tnllio 
0.  und  andern  getütscht:  mit  Im  gliedern  cluger  reden  Sandbri^fen  und  for- 
men menicher  contract,  seltzam  Regulirts  Tütschs  und  nutzbar  exempliert,  mit 
fugen  uff  göttlich  und  keiserlich  schrifft  und  rechte  gegründt :  nuwlich  und  vor- 
maln  jn  gemein  nye  gesehen,  jetz  loblich  ussgangen.  fol.  (s.  1.  et  a.).  180  Blät- 
ter ohne  das  Register.  Am  Schluss  des  Registers  heisst  es:  Rhethorichscher 
Spiegel  tmd  luchtender  Stern  wolerwegens  redens  und  schribens  zu  friburg 
in  Brissgaw  ....  Durch  Fridrichen  Riedrer  versamelt,  gedruckt  und  volen- 
det  .  .  .  .  1493.  Weitere  Ausgaben  sind  Strassburg  1505,  1509,  1517  fol. 
(Panzer  Zusätze  S.  102,  und  I.  S.  310,  406).  Schaab  Erfindung  der  Buch- 
druckerkunst I.  S.  551  fuhrt  ohne  den  Namen  Riedrer's  ein  Werk  an:  Rhetoric  uss 
marco  tulio  Cicerone  und  andern  geteutschet  Mainz.  1508. 4.  Wahrscheinlich  ist 
dies  doch  auch  eine  Ausgabe  von  Riedrer. 

54)  üeber  sein  Leben  deutet  der  Verfasser  Einiges  in  der  Vorrede  an: 
es  würde  ihm  schwer  sein,  söU  ich  U8z  der  Edlen  miner  gnädigen  Juncmll^^ 

von  Fridingen  zu  Hohenkraygen  usprüngklichi  darnach  von  des  Ersannen 

Johansen  voglers  imers  gerichtschribers  mins  lieben  herren  seligen  anwysung 
unnd  briefenscher  (!)  practic.  Soden  von  üch  lesenden  in  gemelter  schul  vü- 
valtig  artickel  süsser  Tcunst  zu  solicher  practic  u.  zu  Rhetoric  ....  Und  von 
üch  fürwesern  der  loblichen  Stat  Friburg  in  Rat  u,  gericht  unzalbar  wysdich 
geübt  handhmg  Ouch  formlichs  gebruchss  der  loolerfamen  ,  .  .  ,  her  Johans 
Gotschal  ....  und  Johans  Sünlins  •.  .  .  .  Ober  und  under  Stattschriber  lieplich 
ussge flössen:  gehört,  gelesen,  erkonnet,  abgeschriben  und  des  ettwas  mir  seJbs 
zu  underwysung  versamUt  haben,  solt  das  ....  vertust  ligen  lassen.  Nach 
diesen  Bemerkungen,  welche  zugleich  als  Stilprobe  dienen  können,  scheint  der 
Verfasser  studirt  und  die  Schreiberei  unter  den  Stadtschreibem  erlernt  zu 
haben. 
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erste  enthält  eine  Theorie  der  Rhetorik  und  des  Urkunden-  und 
Briefstils  im  Allgemeinen;  der  zweite  handelt  von  den  Titulaturen, 
Curialien  und  den  verschiedenen  Arten  der  Briefe  nicht  juristischen 
Inhalts;  der  dritte  liefert  Formulare  für  dife  verschiedenen  recht- 
lichen Acte.  Der  Stil  ist  unerträglich  breit,  in  langathmigen, 
floskelreichen  Perioden;  die  selbstverständlichsten  Dinge  werden 
in  weitläufigster  Form  dargestellt, 

5.  Die  Rhetorik  von  Alexander  Hug  1528**).  Sie  handelt 
zunächst  von  den  verschiedenen  Ständen,  den  Theilen,  Titulaturen 
und  der  Form  der  Briefe,  giebt  Formulare  für  dieselben,  je  nach 
den  verschiedenen  Personen  und  dem  verschiedenen  Inhalt  *^),  und 
enthält  dann  (Fol.  53  ff.  der  Ausg.  von  1537)  ein  gantz  gericld- 
Ikher  process  mit  allem  anhang,  mit  Formularen  für  die  verschie- 
denen gerichtlichen  Schreiben  und  Contracte.  Es  folgt  (Fol.  102  ff.) 
Von  appeUationibus  ein  ganbzer  process,  in  welchem  sich  auch  Ur- 
kunden für  Juden,  Testamente,  Einkindschaften,  Kauf-  und  Lehens- 
verhältnisse finden,  und  endlich  (Fol.  173  ff.)  von  güUbrieffen 
vieUerlei  gtäter  formen,  an  welche  sich  noch  andere  Urkunden 
anschliessen. 

6.  Im  Jahre  1534  erschien  zu  Frankfurt  a.  M.  bei  Egenolff 
ein  anonymes  Werk,  dessen-  Titel  lautet: 

Notariatbuch,   Was   einem  Notarien    oder  Schreiber,   aller 
seiner  Practic,  in  ieden  Sachen,  Contracten  u.  Verbrieffun- 
gen, zu  wissen  ....  sei  ...  .  *'). 
In  der  Vorrede  behauptet  der  ungenannte  Verfasser,   wohl 
um  einen  grösseren  Anspruch  auf  Originalität  zu  erheben,  als  ihm 
gebührte,  bisher  seien  nur  lateinische  Werke  über  die  Notariats- 


55)  Zu  Breslau  3  Ausgaben:  Tübingen  1528,  1537,  1548  fol.:  Rhetorica 
und  Formulare,  Teutsch,  dergleich  nie  gesehen  ist,  bcinach  alle  Schreiberei 
betreffendt,  von  vielerlei  Episteln  u.  s.  w.  Auf  dem  ersten  Blatt  vor  dem 
Register  heisst  es :  Bhetorica  und  Formulare  durch  ÄUxandrum  Hugen  vtl- 
järigen  Statschreibern  zu  mindern  Basel,  auch  zu  Pfortzheim  in  der  Marg- 
graveschafft  Baden,  u.  zu  CaJb  im  Fürstenthumb  Wirtemberg  etc.,  beynach 
oUe  Schreiberei  betreffendt,  dergleich  nie  gedruckt  oder  gesehen  ist,  aus  andern 
Büchern,  und  sein  seJbs  geübten  erfarung,  versamelt.  —  In  der  Ausgabe  von 
1537:  220  Folioblätter. 

56)  Fol.  27  ff.  enthält  eine  Abhandlung  über  die  Colores  thetoficales, 
gerichtet  an  Georg  JS hing  er,  beider  Bechten  leerer,  meinen  lieben  Herrn  u. 
Schwager. 

57)  105  Folioblätter.  Eine  übereinstimmende  Ausgabe:  Frankf.  1535  fin- 
det sich  gleichfalls  auf  der  Breslauer  Bibliothek. 

Deutsche  Rechtsgeschichte  J.    8.  11 
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kunst  erschienen.    In  der  That  ist  dieses  Notariatbuch  aber  ein 
Plagiat  und  zwar  wesentlich  aus  dem  Werke  von  Hug*®). 

Im  Jahre  1538  erschien  gleichfalls  bei  Egenolff  eine  Bearbei- 
tung des  Werks,  mit  Beibehaltung  der  Vorrede,  unter  dem  Titel: 
Notariat  unnd  Teutsche  Rhetoric,  Was  einem  iedenn  Notarien, 
'  Redner  oder  Schreiber  aller   seiner  Practic,   Handlung  u. 
Commission  in  allen  Sachen,  Contracten  u.  Verbrieffungen 
zu  wissen  ....  sei  ...  . 
Sie   unterscheidet  sich  von   dem   ursprünglichen   Werk  nur 
durch  Umstellungen  und  einige  Erweiterungen  *•). 

Dann  wieder, mit  manchen  Umstellungen*®)  von  Neuem  unter 
dem  Titel: 

Rhetoric  unnd  Teutsch  Notariat,  Wes  jeden  Notarien,  Schrei- 
bern ....  zu  wissen  ....  von  nöten  ....  Jetzund  Neu  wider- 
umb  ersehen,  gebessert  u.  an  vielen  ort^n  gemehret.  Frankf. 
1556.  fol.  «i). 

Ferner  sind  zu  erwähnen: 

7 .    Zwei  Werke ^ von  J ohann  Helias  Meichssner,  Wirtemb. 
Hofgerichtssekretär : 

Handbüchlein  gründtlichs  Berichts,  recht  u.  wolschreibens 
u.  8.  w.  1537««);  und 


-  58)  Das  Werk  beginnt:  Notariat  Jcunst,  alles  toas  sich  ein  Notarius  oder 
offner  Schreiber  in  seinem  ampt  ,  .  .  ,  zu  gebrauchen  hctb.  Es  folgen  Ausfuh- 
rungen über  einzelne  Partien  des  materiellen  Rechts  mit  zahlreich  angehängten 
Formularen.  Zum  Schluss  Fol.  99  flf.:  Titel-  und  Oantzley  Buch,  eine  Vor- 
schrift über  Titulaturen  und  Ourialien. 

59)  149  Folioblätter.  Die  Lehre  von  den  Titulaturen  und  Curialien  ist 
an  den  Anfang  gestellt  und  vollständiger  mitgetheilt;  die  Ausführungen  über 
das  materielle  Recht  sind  hier  unmittelbar  zusammengestellt,  indem  die«  zu 
ihnen  gehörigen  Formulare  in  einem  weiteren  Abschnitt  zusammengestellt  nach- 
folgen. Neu  sind  die  Formulare  Fol.  32-38  und  Fol.  133  fiT.,  und  Fol.  126 
eine  Anleitung  zur  Vernehmung  der  Zeugen.  Angehängt  sind  dem  Werk  die 
Notariatsordnnhg  von  1512  (Fol.  139  ff.),  Eidesformulare  beim  Kammergericht 
nach  den  Ordnungen  von  1495,  1521  u.  s.  w.  (Fol.  144  ff.),  die  Reformation 
des  Femgerichts  von  1495  (Fol.  147). 

•  60)  Es  wurden  die  Notariatsordnung  und  die  Eidesformulare  in  das  Werk 
selbst  aufgenommen. 

61)  146  Folioblätter.  Nur  Titelausgaben  scheinen  zu  sein  Frankf.  1561 
und  1565  fol.;  es  ist  bei  ihnen  nur  das  letzte  Blatt  umgedruckt,  um  die  neue 
Jahrzahl  des  Drucks  anzugeben. 

62)  Ueber  eine  Ausgabe  Tüb.  1541.  8.  vgl,  Longolischen  Yorraths 
u.  s.  w.  I.  S.  142  ff.;  die  fünfte  Ausgabe  Frankf.  a.  M.  1562  fol. 
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Hoch  und  gemeiner  Teutschen  Nation. Formular.    Frankf.  a. 
M.  1562  foL;  nach  seinem  Tode  herausgegeben. 

8.  Formular,  Allerlei  Schreiben,  als  Instrument,  Sendbrieff, 
Anlass  ....  Vorhin  im  Truck  nie  aussgangen  ....  Wi- 
derumb  von  newem  ersehen,  gebessert  und  gemehrt,  Frank- 
furt 1544.  fol.  «»). 

Eine  Bearbeitung  desselben  ist: 

Formular,  Allerlai  Schrifften,  Briefe  und  Instrumenta,  So  in 

hohen  Cantzlein  ....  gefertigt  und  gestellt  werden  .... 

darbei  auch  ein  gantze  Rechtlichen  Process  Form,  . .». .  Frankf. 

a.  M.  1557.  fol. 
Die  Vorrede  ist  dieselbe,  der  Inhalt  grossentheils  derselbe  geblie- 
ben; die  Ordnung  ist  verändert,  Einzelnes  zugesetzt.  Anderes  fort- 
gelassen; am  Schluss  (Fol.  146  ff.)  steht  Forma  ains  gantzm  rechU 
liehen  Process,  gemainer  Oberlendischer  Statt  und  Consistorien  u.  s.  w., 
deren  erstes  Actenstück  eine  Supplication  von  1545  ist. 

9.  Ein  dem  Erzbischof  von  Magdeburg  durch  den  Verfasser 
dedicirtes  Formelbuch  ist: 

Formular  oder  Schreiber  Buch,  dergleichen  zuvor  also  nie 
gesehen,  noch  gelesen,  viel  weniger  im  Druck  ausgangen. 
Zusampt  einem  sonderlichen  mit  angehengten  Process  .... 
durch  Alexandrum  Machholth  .  ,  .  .  zuhauff,  und  jtzo  in 
Druck  gebracht.    Eisleben.  1560.  fol.«*). 

10.  Von  Job.  Thom,  Frey,  beider  Rechte  Doctor  u.  der  Phi- 
losophey  Professor  zu  Freyburg  im  Breisgow: 

Neue  Practica  Juris  u.  Formulen  oder  Concepten  allerley.  Ba- 
sel 1574  ««). 


63)  138  Folioblätter;  eine  ältere  Außgabe  kenne  ich  nicht. 

64)  134  Folioblätter;  auf  dem  Titelblatt  steht  noch:  Auffs  newe  Oorri- 
girt,  und  zum  andern  mal  Gedruckt.  Die  erste  Ausgabe  muss  auch  wohl  von 
1560  sein,  da  dies  das  Jahr  der  Dedication  in  der  Vorrede  ist.  Weitere  Aus- 
gaben, Eisleben  1565  fol.  und  1567  fol.  befinden  sich  auch  zu  Breslau. 

65)  698  Folioseiten.  Von  Fol.  561  an  deutsche  Consilia  des  Zasius.  Nach 
Senckenberg's  (methodus  p.  146)  Urtheil  ist  dies  das  beste  derartige 
Werk.  —  Ueber  das  Leben  des  Verfassers,  der  sonst  auch  Freigius  genannt 
wird,  vgl.  Adam  vitae  JOtorum  p.  114,  Z  ei  dl  er  vitae  professorum  juris,  qui 
in  Academia  Altdorffina  vixerunt,  1770.  4.  p.  1  fT.,  welcher  ebenso  wie  Adam 
bei  Aufzählung  seiner  yielseitigen  Schriften  dies  Werk  übergeht.  Will  die 
Universität  Altorf  S.  11,  82  f.,  102,  317,  Hugo  S.  364.  Aus  Freiburg  gebür- 
tig, hörte  er  den  Zasius  und  lehrte  dann  selbst  zu  Freiburg,  Basel  und  Altorf; 
er  starb  1583  zu  Basel  an  der  Pest. 

11* 
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11.    Samuel  Lettscher  von  Ulm: 

Notäriatbuch  oder  Kunst,  so  zuvor  dergleichen  nie  nit  in 
Teutscher  Sprach  gesehen  ....  Dilingen  1576.  fol. 
Ausser  diesen  erschienen  noch  zahlreiche  grössere  und  kleinere 
derartige  Werke  «®)  und  sodann  auch  Formelbücher,  welche  für 
bestimmte  Orte,  Gerichte  und  Behörden  berechnet  waren  <*^. 


66)  Bhetoric  und  Teutsch  Formular,  In  aUen  Gerichtshendeln.  Kunst  und 
Begel  der  Notarien  u.  s.  w.  Nürnberg  1537.  8.  In  der  Vorrede  von  1537,  von 
Frankfurt  datirt,  sagt  der  Buchdrucker,  er  drucke  nach  neuer  Beyision  dies 
Buch  vormals  von  mir  {tote  es  vor  etlichen  Jaren  durch  Ludwig  Fruek  jb^u- 
Samen  bracht)  getrucket,  —  Zu  Breslau  noch  Ausgaben:  Wittenb.  1560.  8., 
Frankf.  1565.  8.,  Wittenb.  1575.  8.,  Frankf.  1602.  8.  —  Angeführt  wird  noch 
Strassb.  1529.  4.  und  Wittenb.  1556.  8.,  mit  der  Vorrede  Frankfurt.  1549,  vgl. 
Longolischen  Vorraths  I.  S.  147. 

Ein  kurtz  Formular  und  Oantzeley-Büchlin.  Leipz.  154L  8.,  Wittenb.  1565.  8. 
Als  Herausgeber  nennt  sich  in  der  Vorrede  Mauritius  Breunle;  er  bemerkt, 
dass  er  nur  ein  älteres  s.  1.  et  a.  erschienenes  Werk  vermehrt  herausgebe.  — 
Eine  Ausgabe  Augsb.  1530.  8.  erwähnt  Zapf  Augsburgs  Buchdruckergeschichte 
II.  S.  194.  —  Bpistelbüchlein  und  Teutsch  Bhetorick  u.  s.  w.  Frankf.  a.  M.  1580. 
8.;  der  Titel  theilt  mit,  es  sei  dies  Buch  eine  von  Abr.  Sawr  v.  Francken- 
berg besorgte  neue  Auflage  des  Werks  von  Heinr.  Fabri  v.  Hönningen. 
Der  Buchhändler  sagt  in  der  Vorrede,  er  habe  es  vor  einigen  Jahren  heraus- 
gegeben und  nun  von  Säur  von  Neuem  übersehen  lassen.  —  u.  s.  w. 

Ueber  ein  zu  Nürnberg  im  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  entstandenes, 
wohl  von  Apell  und  Fischer  herrülirendes Formelbuch,  welches  sich  imKö- 
nigsb.  Geh.  Archiv  befindet,  vgl.  Muther  Apell  S.  14.  —  Will  Nürnberg. 
Gelehrten -Lexikon  VIII.  S.  429  f.  theilt  mit,  Mass  Nicolaus  .v.  Wyle,  wel- 
cher 1445—1447  Bathschreiber  zu  Nürnberg,  1462  Stadtschreiber  zu  Esslingen 
und  1478  würtembergischer  Canzler  war,  ein  Notariatsbuch  schrieb.  —  Auch 
erwähnt  Bockinger  (Formelbücher  z.B.  S.  77.  N.  145,  S.  79.  N.  148,  S.  92. 
N.  175,  176)  einzelne  handschriftliche  Werke  der  späteren  Zeit. 

67)  Ein  Formelbuch  der  Universität  Leipzig  von  1495  erwähnt  Zarncke 
die  deutschen  Universitäten  im  Mittelalter.  1.  Beitr.  1857.  S.  155.  —  G^edmckt 
jst  Breve  formularium  Botwilense,  bei  Wehner  Beformation  des  Rotweiler 
Hofgerichts  1610  fol.  p.  341-373;  und:  Gerichtlich  Formular  Allerley  Gewälden 
Tutorien,  Ouratorien,  Actorien,  so  im  Hochlöbl.  Keyserlichen  Oammergericht 
eingebracht:  Jetzt  aber  mit  sonderm  Fleiss  und  ordentlich  zusammengetragen, 
durch  den  Ehrentvesten  und  Hochgelehrten  Herrn  Nicolaum  Cisnerum,  bey- 
der  Rechten  Doctorem,  Und  weylandt  dess  Kayserlichen  Oammergerichts 
Assess.  (bei  Säur  fascic.  judic.  ordin.  Theil  IL  Frankf.  1589.  S.  42— 91).  Ueber 
den  Verf.  Nicol.  Gisner  (gest.  1583),  welcher  auch  einen  Oommentar  zur 
Kamm.-Ger.-O.  schrieb,  vgl.  Adam  p.  115  seqq.,  Wund  progr.  IV.  p.  8  seqq.. 
Pütter  Litt,  des  teutsch.  Staatsr.  IE.  S.  419,  Haubold  p.  82,  Hugo  S.361.— 
Ueber  ein  ungedrucktes  Breslauer  Formelbnch  aus  der  Mitte  des  16.  Jahrh. 
vgl.  Lab  and  in  d.  Ztschr.  f.  Gesch.  Schlesiens  V.  S.  179. 
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{.  67.    Arbeiten  ftber  das  fremde  Reeht  zum  Gebraneh  für  die  Praxis. 

I.  Zunächst  sind  hier  die  üebersetzungen  der  frem- 
den Bechtsquellen  zu  nennen. 

Um  den  Kichtem,  welche  nach  dem  fremden  Recht  entschei- 
den sollten  und  oft  nicht  einmal  der  lateinischen  Sprache  mäch- 
tig waren,  den  Inhalt  der  fremden  Gesetzbücher  näher  zu  brin- 
gen, übertrug  man  theils  diese,  theils  bedeutende  Schriften  über 
dieselben  in  die  Landessprache  ^).  Zuerst  übersetzte  man  die  Libri 
feudorum.  Die  erste  Uebersetzung machte  Jqdocus  Pflantzmann, 
1493,  welcher  sich  in  der  Vorrede  Procurator  und  Fürsprech  des 
Hofs  zu  Augsburg  nennt  und  erzählt,  dass  er  seine  Arbeit  im  J, 
1482  begonnen  habe  *).  Eine  zweite  Uebersetzung,  welche  in  neuer 
Anordnung  die  Titel  in  8  Abschnitten  zusammenstellt,  rührt 
von  Lorenz  Weidmann  (1530)  her  *). 


1)  Einige  ältere  Üebersetzungen  Bind  schon  Band  I.  S.  634.  N.  78  ange- 
führt. Hinzuzufügen  ist  die  Uebersetzung  oder  vielmehr  Bearbeitung  des 
dem  Joh.  Andreae  zugeschriebenen  Ordo  judiciarius;  ygL  darüber  Rndorff 
Zeitschr.  f.  gesch.  Bechtswiss.  XL  S.  102  ff.  und  Bockinger  über  einen  Ordo 
judiciarius  bisher  dem  Joh.  Aüdreae  zugeschrieben  Münch.  1855.  S.  19.  —  Sie 
gab  Senckenberg  Gorpus  jur.  I.  2.  p.  145—155  unter  dem  Titel  Gerichts- 
bücMein  heraus.  Aber  auch  schon  vorher  war  sie  öfter  erschienen:  ein  Ord- 
nung unnd  underweysunge,  wie  sich  ein  jegUcher  halten  soll  vor  dem  rechten. 
Heidelb.  1490,  und  in  Verbindung  mit  einer  Anleitung  zur  gerichtlichen  Be- 
redsamkeit, welche  aus  einer  alten  Bhetorik  entnommen  ist,  Augsb.  1498.  fol. 
Beide  Formen  sind  herausgegeben  von  *  Hubert  Hörn  München  1837,  mit  einer 
Vorrede  von  Bayer.  —  Mit  Unrecht  schreibt  Senckenberg  1.  1.  praef.  p.  17, 
dass  die  Terminologie  römisch,  der  Process  aber  deutsch  sei.  —  Ausserdem 
wurde  dieser  Ordo  judiciarius  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  ins  Friesische 
(bei  Bichthofen  fries.  Bechtsquellen  S.  248 — 257),  und  um  dieselbe  Zeit 
vom  Bischof  Knud  v.  Viborg,  dem  Verfasser  einer  Glosse  zum  Jütischen  Low, 
in  das  Dänische  übersetzt,  vgl.  Budorff  S.  105  ff.  —  Dieser  Ordo  hatte  einen 
grossen  Einfluss  auf  die  ganze  folgende  processualische  Literatur,  vgl.  Budorff 
Grundriss  zu  Vorlesungen  über  den  Oivilprocess.    Berl.  1837.  S.  V.  N.  2. 

2)  Augsb.  1493  fol.,  1494  fol.;  vgl.  Zapf  Augsburgs  Buchdruckergeschichte 
L  S.  107,  L  S.  110.    Panzer  Annalcn  L  S.  201,  212. 

3)  Der  Name  des  Uebersetzprs  ist  in  der  Vorrede  angedeutet  durch  L. 
W.  D.  (doctor);  ihn,  selbst  erfahren  wir  durch  Jo.  Ferrarius  Montanus,  vgl. 
Laspeyres  Entstehung  der  Libri  feudorum  p.  132.  N.  370.  —  Erste  Ausübe 
Worms  1530.  4.;  vgl.  über  dieselbe  Sc  ha  ab  Erfindung  der  Buchdruckerkunst 
L  S.  580.  —  Auch  scheint  dieselbe  Uebersetzung  Augsb.  1530.  4.  gedruckt  zu 
sein,  vgl.  Zapf  a.  a.  0.  IL  S.  195;  weitere  Ausgaben  nach  Di  eck  Liter.-Gesch. 
des  Lang.  Lehnrechts  S.  131:  Leipzig  1533,  Worms  1536,  1541  und  in  Lünig's 
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Am  zahlreichsten  waren  die  Uebersetzungen  der  Institutionen 
Justinians,  so  von  Thomas  Murner,  welcher  1518  sein  Chartilu- 
dium  Institutionum  herausgegeben  hatte,  aus  welchem  ein  Unwissen- 
der in  vier  Wochen  die  Institutionen  lernen  könne,  in  Verbindung 
mit  einer  Uebersetzung  der  utriusque  juris  tituli  et  regulae  ^), 
von  Fuchsperger*),  Justinus  G  o  b  1  e  r  ^.  Letzterer  gab  auch  eine 
deutsche  Uebersetzung  der  Novellen  Justinians  und  des  Julian  "0 
und  des  Harmenopulus  heraus  ^. 

Eine  Uebersetzung  des  ganzen  Corpus  juris  unterblieb  aus 
leicht  erklärlichen  Gründen  % 


Oorp.  j.  feud.  L  p.  211  seqq.  —  Eichhorn  III.  S.  342.  N.  e.  fiihrt  noch  an 
Worms  1539;  ich  benützte  eine  Ausgabe  Worms  1537  fol.  —  Aus  der  Vorrede 
ist  eine  Stelle  S.  134.  N.  77  mitgetheilt. 

4)  Ausgaben  Basel  1518,  1519,  1520.  4.;  vgl.  Panzer  Annalen  I.  S.  414, 
424,  445. 

5)  Ausser  der  gewöhnlich  citirten  Ausgabe :  Justinianischer  Instituten  war- 
hafifte  dolmetschung  ....  durch  Orth.  Fuchsperger  you  Ditmoning.  Ingoist. 
1541  fol.  kenne  ich  Augsb.  1536  fol.  und  s.  1.  1538  foL  (die  Vorrede  ist  datirt 
1535).  Angehängt  ist  eine  Uebersetzung  der  Begulae  juris,  Jacob  Köbers  von 
Intestaterbrecht,  Uebersetzung  von  Pomponius  de  origine  juris  u.  s.  w. 

6)  Billenb.  1551.  8.,  Frankf.  1552.  fol.,  mit  eingestreutem  Oommentar  Fran- 
cof.  1557.  fol.  (fehlt  bei  Spangenberg);  dann  mit  lat.  Text  Oöln  1563,  1565, 
1570,  1574,,  1583.  8.,  Mainz  1599.  8.;  vgl.  Spangenberg  im  N.  Arch.  des 
Orim.-Rechts.  VH.  S.  443.    Ueber  Gobier  vgl.  unten  N.  35. 

7)  Frankf.  1566.  fol.  Vgl.  Spangenberg  S.  448.  Die  von  letzterem 
bezweifelte  Ausgabe  Francof.  1564.  fol.  kenne  ich  aus  Autopsie;  in  ihrem  An- 
hang findet  sich  auch  eine  Uebersetzung  der  Beschlüsse  der  vier  ersten  ökume- 
nischen Ooncilicn. 

8)  Frankf.  1566  fol.,  Spangenberg  S.  449  fiihrt  nur  diese  Ausgabe  an; 
ich  selbst  kenne  noch  Frankf.  1564  fol.  und  1576  fol.;  letztere  bezeichnet  sich 
selbst  als  dritte  Ausgabe. 

9)  So  schreibt  z.  B.  Schwartzkopff  (1588)  in  der  Vorrede  der  S.  156. 
N.  42  angefahrten  Schrift;  Bieweü  aber  diese  Gesetze  in  röm.  Sptach  beschrie- 
ben u.  der  grosseste  teil  der  Obrigkeit  Deutschlandes  dieser  Sprach  tmerfah- 
ren,  wie  "können  denn  alle  Richter  dieses  Vaterlandes  nach  den  Born.  Rechten^ 
denen,  sie  seind  unterthan^  richten?  Und  dessentwegen  ist  diesen  Hegiments- 
personen  daran  zum  höchsten  gelegen,  das  das  römische  Recht,  wo  nicht  gantz, 
doch  zum  teü  in  die  deutsche  Sprach  gebracht  werde,  auff  das  sie  dasselbig 
sehen,  lesen,  einnemen  u.  darnach  richten  u.  urteilen  mögen.  —  Leibnitz 
nova  methodus  discendae  docendaeque  jurisprudentiae  II.  §.  65:  Germanicam 
juris  versionem  dudum  moliti  sunt  egregii  et  promovit  valde  institiUum  Er- 
nestus  Princeps  Saxo  Gothanus.  JDifficilis  labor,  inprimis  in  Digestis,  ob 
inimitäbilem  prope  styli,  in  tanta  simplicitate  brevitatem.  Sed  ....  apparet 
ran  vasiam  magis  quam  arduam  esse. 
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II.  Werke,  welche  das  fremde  Recht  in  populärer 
Weise  für  die  Praxis  darstellen. 

Noch  mehr  als  durch  üehersetzungen  suchte  man  den  Richtern 
und  Gerichtsschreibern  durch  Werke  zu  helfen,  welche  in  ausführ- 
licher Weise  den  Inhalt  der  fremden  Rechte  darstellten  und  ihre 
Anwendung  auf  die  heterogenen  deutschen  Verhältnisse  zeigten, 
um  das  Zurückgehen  auf  den  sowohl  der  Sprache,  als  auch  beson- 
ders  dem  Inhalte  nach  schwer  zugänglichen  Rechtsstoff  überflüssig  zu 
machen  und  auch  dem  ungelehrten  Richter  die  Möglichkeit  zu  ge- 
ben, seiner  Pflicht  gemäss  in  subsidium  die  fremden  Rechte  anzu- 
wenden. Es  sind  dies  Werke,  welche  sich  nicht  die  wissenschaft- 
liche und  gelehrte  Bearbeitung  zur  Aufgabe  stellen,  sondern  nur 
die  Mittheilung  des  fremden  Rechts  beabsichtigen,  wie  dasselbe 
in  den  Rechtsquellen  vorliegt  oder  von  den  gelehrten  Juristen 
zur  Darstellung  gebracht  ist.  Bei  den  Gelehrten  stand  diese  Art 
von  Schriftstellerei  von  vorne  herein  in  Missachtung ;  sie  erklärten 
sich  gegen  die  Popularisirung  der  Rechtswissenschaft,  da  sie  nur 
in  den  seltensten  Fällen  auf  eine  gesunde  und  brauchbare  Weise 
die  fremde  Rechtskenntniss  verbreite,  regelmässig  nur  Oberfläch- 
Kchkeit  und  Scheinwissen  befördere  *<^). 

1.  Das  seit  1516  von  Sebastian  Brandt  unter  dem  Titel 
Klagspiegel,  unter  anderem  Titel  aber  schon  früher  herausge- 
gebene Werk  ^0- 

Ungefähr  um  das  Jahr  1480  wurde  eine  Schrift,  welche  die 
wichtigsten  Titel  des  gemeinen  Rechts,  besonders  der  Pandekten, 
durchgeht  und  die  Erfordernisse  zur  Klage  bei  den  verschiedenen 
Rechtsverhältnissen  erläutert,  unter  dem  Titel  gedruckt: 

Clag^  cmtwort  u.  ussgesprochene  tirteyl  gebogen  us  geistlichen 
u.  vueUlichen  rechten  w.  s.  w,  *2).  Im  letzten  Decennium  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  erhielt  sie  den  fern  eren  Titel :  Ein  new  getetdscht 
Eechibuch  gebogen  auss  Geystlichen  w.  weltlichen  Bechten  *^).    Im 


10)  Vgl.  Stintzing  S.  156  über  Zasius. 

11)  Adrian  in  d.  Ztschr.  f.  Oiv.-R.  u.  Proc.  N.  F.  I.  S.  425—438. 

12)  Mehrere  Ausgaben  fol.  s.  1.  et  a.,  sodann  Augsburg  1497  und  1500; 
vgl.  Zapf  Augsburgs  Buchdruckergeschichte  I.  1788.  S.  122  f.,  136.  Panzer 
Annalen  I.  S.  33,  226,  245,  Zusätze  S.  12.  N.  54b.  Dass  die  älteste  Ausgabe 
c.  1480  erschien,  vgl.  Adrian  S.  432  f. 

13)  S.  1.  et  a.  fol.,  auf  der  Rückseite  des  Titelblatts  steht  noch  der  alte 
Titel:  Klag  Antwort  u.  s.  w.  Dass  dies  die  Reihenfolge  der  Ausgaben  sei, 
nicht  umgekehrt,  wie  Panzep  meinte,  vgl.  Adrian  S.  430. 
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Jahre  1516  verband  dann  Seb.  Brandt,  der  bekannte  Verfasser 
des  Narrenschiffs,  mit  seiner  Ausgabe  des  Tengler'schen  Laienspie- 
gels jenes  Rechtsbuch  unter  dem  Titel:  Der  richterlich  Clagspk- 
gel.  Ein  ntUzbarlicher  Begriff  ....  durch  doctorem  Sebastiamm 
Brandt  tmeder  durchsichtiget  und  mm  teyl  g^ssert,  Strassb.  1516. 
fol.  1*). 

Die  früher  gewöhnliche,  aber  bereits  von  Senckenberg  (vgl. 
Note  14)  bestrittene  Annahme,  als  ob  Brandt  der  Verfasser  des 
Klagspiegels  sei,  wird  schon  durch  den  Titel  widerlegt,  auf  wel- 
chem Brandt  erklärt,  er  habe  das  Werk  wieder  durchgesehen  und 
zum  Theil  gebessert,  und  ebenso  durch  das  kleine,  dem  Titel  fol- 
gende Gedicht,  welches  die  Tendenz  der  Schrift  angiebt  und  schhesst 

Mich  hat  gemustert  Bootor  Brandt 
Und  den  Klagspiegel  genant  ^^). 


14)  lieber  die  Ausgaben  des  "Werks  vgl.  Senckenberg  visiones  p.  119 
seqq.:  1516,  1518,  1521,  1529,  1530,  1533,  Nümb.  1536,  Strassb.  1538,  1550, 
1553,  1560.  —  üeber  Seb.  Brandt  vgl.  Ehrbar  dt  Wiederaufblühen  der  Wis- 
sensch.  III.  S.  350  ff.,  Strobel  Beitr.  z.  deutsch.  Liter.  1827.  8.  S.  1  ff.,  Stru- 
bel das  Narrenschiff  v.  Dr.  S.  Brandt.  1839  (Bibl.  der  Nat.-Liter.  XVn.). 
S.  1—36;  eine  Aufzählung  seiner  Werke  S.  37  ff.,  Za rucke  S.  Brandt's  Nar- 
renschiff 1854.  S.  XL  f.,  S.  XXVI.  ff.  — 

1458  zu  Strassburg  geb.,  studirte  seit  1475  untor  Reuchün  zu  Basel,  1477 
Baccalaureus,  1484  Licent.,  1489  Dr.  j.  utr.,  dann  mehrere  Jahre  zu  Basel  Prof. 
der  Jurisprudenz;  ging  1501  nach  seiner  Vaterstadt  Strassburg,  als  hier  die 
Stelle  efnes  Syndious  vacant  wurde;  1503  wurde  er  auch  Stadtschreiber  und 
nannte  sich  gern  als  solcher  Oanzler.  1502  ertheilte  ihm  der  Kaiser  den  Ti- 
tel eines  kaiserl.  Baths,  später  eines  Comes  Falatinus,  mit  50  Gulden  Gehalt. 
Er  war  auch  Rath  des  Kurfürsten  von  Mainz  und  Mitglied  der  von  Wimpfeling 
gestifteten  gelehrten  Gesellschaft.     Gest.  1521. 

15)  Uebrigens  hat  Brandt  eine  grosse  Zahl  poetischer,'  historischer  und 
juristischer,  besonders  kirchenrechtlicher  Werke  im  Auftrage  Basler  Buch- 
drucker herausgegeben,  vgl.  Strobel  Beiträge  S.  30,  Narrensch.  S.  76  f., 
Zarncke  S.  XXVII.,  so  die  Decretalen,  die  Panormia  Ivonis,  die  Decreta 
Ooncil.  Basil.  (von  ihm  zuerst  publicirt),  das  Decretum  Gratiani,  den  Liber 
sextus  u.  8.  w.  Er  ist  der  Verfasser  der  Bxpositiones  s.  declarationes  admo- 
dum  necessariae  ac  perutiles  omnium  titulorum  legalium.  Brunn  1488,  Bas. 
1490. 4.,  und  dann  noch  in  sehr  vielen  Ausgaben,  vgl.  Panzer  Annal.  typogr.  — 
Dagegen  ist  die  Annahme  irrig,  dass  er  auch  der  Verfasser  der  Margarita  de- 
cretaGum  oder  des  ohne  diesen  Titel  nur  als  Annotationes  sive  reportationes 
margaritarum  omnium  decretalium  secundum  alphabeti  ordinem  erschienenen 
Werks  sei  (zu  Breslau  eine  Folio-  und  eine  Quartausgabe  s.  1.  [Bas.]  et  a.). 
Wie  sich  aus  Brandt's  voi^drucktem  Gedicht  an  den  Buchhändler  Nicol.  Kess- 
ler ergiebt,  war  er  nur  der  Herausgeber. 
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In  einem  folgenden  Gedicht  preist  er  das  Tengler'sche  Werk 
und  sagt  dann: 

Dameben  ich  zu  disen  stunden 

diss  wolgeschiokt  wercklin  befunden. 
Darinn  auss  keiserlichen  rechten 

all  forderung,  klag  widerfechten, 
So  fein  u.  wol  ist  dargethon 

ein  gantz  parrat  auff  fechtens  plon. 
Mit  anzeyg  u.  allegieren 

wo  man  mit  Becht  das  moeg  probieren. 


Das  zeigt  diss^buch  gründtlich  vor  äugen, 

das  ich  mit  fleiss  hab  wollen  schawcn. 
TJiid  nach  dem  besten  corrigieren 

damit  es  dester  bass  hofieren. 
Und  dienen  mög  dem  Spiegel  klor, 

den  ich  bestimmet  hab  hievor. 
Im  auch  gestalt  u.  aufmutz  geben 

ein  yeder  spüren  mag  dameben. 
Was  dort  gebrist,  das  findt  er  hie 

was  zum  gerichts  gang  dient  und  wie.    (1516) 

Einen  Grund,  warum  sich  Brandt  dieses  Werkes  annahm,  wer- 
den wir  in  seiner  Liebe  zur  deutschen  Sprache  finden  ^^).  Seine 
Verbesserungen  sind  übrigens  nur  unbedeutender  Art  und  beschrän- 
ken sich  auf  einzelne  Worte  und  ganz  kurze  Zusätze;  im  Allge- 
meinen ist  das  Werk  dasselbe  geblieben,  wie  es  bereits  in  der 
ersten  Auflage  vorlag  ^^).         . 

Der  unbekannte  Verfasser  des  Klagspiegels,  welcher  möglicher- 
weise im  Anfange  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  lebte  *s),  erklärt  in 
der  Vorrede,  er  habe,  da  Jeder  dasEecht  kennen  müsste,  aus  den 
gemeinrechtlichen  Quellen  etliche  Klagen  und  gemeinnützige  Leh- 
ren ausgezogen,  'damit  die  finstemüss  der  umoissenheit  hingelegt, 
mn  das  gemein  recht  in  trefferdicher  handlung  offenbar  werde  in 
Teutschen  gesatjs,  des  sich  ein  jeder  im  rechten,  so  jm  not  sein  wärt, 
heilten  u.  in  warheit  bestehen  mag. 


16)  In  einem  Gedicht,  welches  er  dem  Tengler'schen  Laienspiegel  vorsetzt, 
sagt  er,  er  woUe  ihn  in  deutscher  Sprache  preisen: 

So  nn  ain  teutscher  laj  ich  bin 
Und  in  ainer  teutschen  Cantzley. 

17)  Adrian  a.  a.  O.  I.  S.  435  ff. 

18)  Es  finden  sich  in  dem  Werk  Beziehungen  auf  Bischof  Johann  11.  Yon 
Mainz,  vgl.  Adrian  S.  433.  N.  11. 
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Das  umßingreiche  Werk  zerfällt  in  2  Theile,  deren  erster  deli 
Civilprocess,  der  zweite  den  Criminalprocess  nach  dem  gemeinen,  be- 
sonders römischen  Recht  enthält;  es  schliesst  sich  oft  wörtlich 
nicht  blos  an  die  Quellen,  sondern  auch  an  die  italienischen 
Schriftsteller,  Legisten,  Cahonisten  und  die  Theologen  an  *®).  Nach 
Darstellung  der  Voraussetzungen  eines  Rechtsanspruchs  werden 
die  Formulare  für  die  einzelnen  Klagen  in  einer  sehr  weitläufigen 
und  fiir  die  deutschen  Verhältnisse  durchaus  unbrauchbaren  Weise 
angegeben  ^^).  * 

Der  häufige  Gebrauch  des  Werks  wird  uns  erklärlich,  wenn 
wir  den  heillosen  Zustand  der  Praxis  in  Rechnung  ziehen,  und 
besonders  bedenken,  dass  es  den  Adyocaten,  Schreibern  und 
auch  den  Richtern  um  gelehrte  Ausführungen  zu  thun  war,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  sie  selbst  auch  nur  im  mindesten  verstan- 
den, was  sie  schrieben,  oder  nicht. 

2.  Ein  Werk  ähnlichen  Charakters  ist  Ulrich  Tengler's 
Laienspiegel,  welcher  gleichfalls  ausserordentlich  häufig  seit  dem 
J.  1509  verlegt  ist  ^i)  und  daher  ebenfalls   ein  für  die  Praxis  der 


19)  Vgl.  Malblank  Geschichte  der  peinl.  Gerichtsordnuog  S.  109  ff.; 
ßos Shirt  Geschichte  des  d.  Straft-echts  I.  S.  230  flf.,  Biener  Inquisitions- 
proeess  S.  147  f.,  Hälschner  Preuss.  Strafrecht.  I.  S.  90.  * 

20)  Mal  blank  a.  a.  0.  sagt,  es  gehöre  dies  Werk  zum  Elendesten ,  was 
existire;  sein  Verfasser,  wofür  er  Brandt  hält,  denke  und  sage  fast  lauter  Un- 
sinn; Eichhorn  S.  353  urtheilt,  es  sei  ein  so  unverständlicher  und  verwirr- 
ter Auszug  aus  den  Schriften  der  Glossatoren ,  besonders  dem  Speculum  juris 
von  Durantis,  dass  man  seinen  häufigen  Gebrauch  für  unmöglich  halten  müsste, 
wenn  er  nicht  so  oft  gedruckt  wäre.  —  Sehr  viel  günstigere  Urtheile  von 
BoBshirt,  Zöpfl  u.  A.  stellt  Adrian  S.  426  f.  zusammen. 

21)  Layenspiegel  von  rechtmässigen  Ordnungen  in  bürgerlichen  und  peinn- 
lichen  Regimenten.  —  Rosshirt  a.  a.  O.  I.  S.  233  sagt,  dass  die  erste  Aus- 
gabe Strassb.  1507  erschien.  Die  Richtigkeit  dieser  Notiz  bezweifele  ich,  da 
Ten  gl  er  in  den  Späteren  Ausgaben  (ich  selbst  benützte  Augsb.  1512  fol.)  so- 
wohl in  der  Vorrede,  als  in  dem  auf  sie  folgenden  Brief  a.  1510  an  seinen 
Sohn  schreibt,  dass  sein  Werk  Vor  Kurzem  —  und  zwar  scheint  er,  in  erster 
Ausgäbe  andeuten  zu  wollen  —  zu  Augsburg  erschienen  sei;  auch  aus  dem 
Schlussgedicht  ergiebt  sich,  dass  es  zu  Augsburg  zuerst  gedruckt  wurde.  — 
Panzer  I.  S.  307  flf.,  Zapf  Augsburgs  Buchdr.-Gesch.  II.  S.  40  f.  und  viele 
Andere  führen  als  erste  Ausgabe  Augsburg  1509  an.  lieber  die  weiteren  Aus- 
gaben vgl.  Panzer  I.  S.  322  f.,  332,  342f.,  367,  416  und  Senckenborg  vi- 
siones  p.  119  seqq.:  Strassb.  1510,  1511;  unter  dem  Titel:  der  neue  Laien- 
Spiegel,  weil  er  einige,  aber  nicht  wesentliche  Zusätze  erhalten  hat,  Augsb. 
1511,  1512,  Strassb.  1513,  welches  die  älteste  von  Brandt  besorgte  Ausgabe 
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ersten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  sehr  wichtiges  Hülfsbuch 
gewesen  zu  sein  scheint.  Von  den  Lebensumständen  des  Verfassers 
wissen  wir  wenig  mehr,  als  dass  er  zwischen  1480 — 85  Stadtschrei- 
ber zuNördlingen  und  dann  in  baierischen  Diensten  Landvogt  zu 
Höchstätt  war;  er  starb  1510  oder  1511  als  Greis  ^2).  Einer  sei- 
ner Söhne,  Christoph,  war  Professor  juris  canonici  zu  Ingolstadt**). 

Schon  bei  der  ersten  Ausgabe  liess  Tengler,  der  Sitte  seiner 
Zeit  gemäss,  Zeugnisse  voq  Freunden  dem  Werk  mitzugeben,  eine 
Vorrede  und  ein  sein  Werk  preisendes  Gedicht  von  seinem  Freunde 
Seb.  Brandt  abdrucken  **). 

Wie  es  der  Name  des  Werks  andeutet  und  ausführlicher  die 
Vorrede  sagt,  wollte  der  Verfasser  den  des  Latein  unkundigen 
und  der  Rechte  nicht  gelehrten  Laien,  welche  sich  des  fremden 
Rechts  bedienen  sollten,  zu  Hilfe  kommen,  es  seym  tvdtlich  richter 
vorgeer,  beysitjser,  urtaylsprecher,  radtgeben,  schreiber,  dager,  antwidr- 
ter,  zeugen,  gewcUthaber,  redner  und  andter  gerichte  oder  radts  per- 

Das  Werk  zerfällt  in  3  Theile:  Der  erste  Theil  handelt  von 
Richtern  und  anderen  Beamten  und  ihren  Amtsgeschäften,  wobei 
auch  von  den  Parteien  im  Process,  von  Vormündern,  Grundstücken, 
Regalien,  Eigenthumserwerb,  Handwerkern,  Servituten,  Erbschaften, 
Verjährung,  Wucher  u.  s.  w.  die  Rede  ist.  Er  enthält  also  Staats- 
recht, Gerichtswesen,  Privatrecht  und  Polizeirecht;  den  Schluss 


iBt,   Strassb.  1514,   1516  in  Verbiodung  mit  dem  Olagspiegel,  1518  und  dann 
noch  sehr  häufig. 

22)  Longolischen  Vorraths  allerlay  brauchbarer  Nachrichten  zweites 
Fach,  1766.  S.  97  flf.,  Panzer  I.  S.  307  ff. 

23)  Nach  der  ersten  Ausgabe  schrieb  der  Vater  an  diesen  seinen  Sohn 
Christoph  im  April  1510,  und  forderte  ihn  auf,  er  möge  ihm  Zusätze  zu  sei- 
nem Werk  schicken.  Der  Sohn  lehnt  es  in  seiner  Antwort  ab,  ihm  Beihülfe 
bei  einer  lauschen  Arbeit  zu  leisten ;  er  wolle,  wenn  Gott  ihm  Zeit  und  Gnade 
verleihe,  selbst  «inen  Priesterspiegel  iengeln  und  verfertigen.  Doch  muss  er 
bald  anderen  Sinnes  geworden  sein;  denn  Ulrich  Tengler  schreibt  in  seinem 
gleichfalls  der  neuen  Ausgabe  vorgedruckten  Schreiben  an  den  Buchhändler, 
sein  Sohn  habe  ihm  sein  Buch  mit  etlichen  Addition  j  merungen  der  Titel  u. 
guottierten  regiater  darüber  coUigirt,  widerumb  überantwurt. 

24)  Wir  haben  Note  21  berichtet,  wie  Brandt  später  selbst  den  Laien- 
spiegel herausgab  und  mit  dem  Olagspiegel  verband. 

25)  Uebrigens  war  der  Name  Laienspiegel  für  populäre  Werke  schon  seit 
dem  14.  Jahrhundert  oft  gebraucht,  vgl.  Belege  bei  Panzer  11.  S.  106, 
Mone  Anzeiger  1835  S.  61-64,  1838.  S.  87  ff. 
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bildet  eine  deutsche  üebersetzung  der  goldnen  Bulle.  —  Der  zweite 
Theil  stellt  den  Civilprocess  dar  und  giebt  zugleich  die  Formulare 
för  die  einzelnen  Processacte  an ;  gegen  den  Schluss  hin  folgt  die  Re- 
formation Friedrichs  III.  von  1442,  der  Wormser  Landfrieden  von 
1495,  die  Landfriedenserklärung  des  Augsburger  Reichstages  von 
1500,  und  nach  einer  Ausführung  über  die  Austräge:  Ain  Tmrtjs 
gedichter  Process  vertetdscM,  wie  der  Verfasser  selbst  angiebt,  eine 
nicht  wörtliche  üebersetzung.  Es  ist  iJies  eine  Bearbeitung  von 
Bartolus :  Tractatus  procuratoris  editus  sub  nomine  diaboli,  quando 
petiit  justitiam  coram  deo,  et  beata  virgo  Maria  se  opposuit  con- 
tra ipsum  2ß).  Der  dritte  Theil  enthält  den  peinlichen  Process; 
zum  Schluss,  grösstentheils  in  Form  eines  Gedichts:  Vom  jüngsten 
geridit 

Der  Verfasser  will  nicht  bloss  theoretisch  gemeines  Recht 
liefern,  sondern  für  die  Praxis  schreiben  und  auch  das  in  Deutsch- 
land geltende  Recht  deutschen  Ursprungs  berücksichtigen.  Er 
sagt  zum  Schluss:  so  ist  atich  diss  bücMin  nit  gentdich  nach  dem 
huchstoibm  der  geschriben  recht ,  sunder  am  maisten  auss  erfam 
Übungen  zusammen  getrogen.  Ob  der  Gebrau/ch  allenthalben  nit  gleich 
also,  wie  darinn  angetjsaigt  ist,  so  mag  doch  ein  yeder  darauss  m- 
men  das  jm  oder  sein  landss  prauch  nutz  oder  dienstlich  sein  wiU, 
Und  auch  in  dem  Vorwort  beruft  er  sich  auf  seine  praktische 
Erfahrung,  die  ihn  die  Mängel  der  Justiz  kennen  gelehrt  habe^'). 
Aber  im  Wesentlichen  schliesst  er  sich  an  die  fremden  Rechte 
an,   in   einzelnen   Partien   an    den    Schwabenspiegel  ^®),   in    dem 


26)  Derselbe  war  schon  vorher,  von  Georg  Alt  verdeutscht,  im  Jahre  1493 
erschienen;  Panzer  in  den  Zuss.  zu  seinen  Annalen  S.  73 fuhrt  diese  seltene 
Schrift  an,  von  welcher  sich  auch  in  der  Breslauer  Bibliothek  ein  Exemplar 
befindet:  JSin  nützlicher  gerichteshandel  vorgot  dem  cUmechtigenunserm  Herren 
dv/reh  die  gloriwirdigsten  Junglcfrcmeri  ma^iam  fu/rsprecherin  dess  menschH- 
chen  gescMechts  am  einen  u.  vermaledegten  sathanam  anwali  der  hellischen 
schalckeit  cm  andern  teil  geübet,  durch  den  hoehgelarten  doctorem  Bartholum 
begriffen,  s.  a.  4.  (Leipzig,  Martin.  Herbip.).  Die  Dedication,  in  welcher  sich 
Georg  Alt,  Losungsschreiter  zu  Nürnberg,  als  Uebersetzer  nennt,  ist  datirt 
1493. 

27)  Als  ich  ....  ettlich  jar  u.  zeit  bey  den  obgenannten  (den  Herzogen 
von  Baiem)  u.  andern  meinen  genädigen,  des  heü,  Beichs  Fürsten,  Herren, 
Stetten  u.  annderen,  in  erbem  geschafften,  ampten,  diensten^  procureyen,  gericht- 
lichen, bürgerlichen  w.  peinlichen  Sachen,  an  hof-,  land,  hohen  u.  nidern  ge- 
richten,  auch  andern  enden  meermdls  zühandeln  gebraucht  u.  a.  w, 

28)  Eichhorn  in.  S.  353. 
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dritten    strafrechtlichen    Theil    besonders    an    die    Bambergen- 

sis  29). 

Eine  Vergleichung  des  Klagspiegels  mit  dem  Laienspiegel 
muss  sowohl  in  Eücksicht  auf  Darstellung  und  Sprache,  als  die 
gelegentliche  Berücksichtigung  deutscher  Gesetze  und  Gewohn- 
heiten und  das  Anpassen  des  gemeinrechtlichen  Rechtsstoffes  an 
die  einheimischen  Zustände  und  Bedürfnisse  bei  weitem  zu  Gun- 
sten des  letzteren  ausfallen.  Tengler  beschränkt  sich  nicht  auf 
die  blosse  Mittheilung  des  fremden  Rechts,  sondern  versucht  auch 
dasselbe  für  die  Praxis  zurecht  zu  legen  ^^), 

3.  Aus  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  sind  beson- 
ders die  Werke  von  Perneder  und  Justus  Gobi  er   zu  nennen. 

Zu  den  vielgebrauchtesten  und  vergleichsweise  auch  besten  Schrif- 
ten der  popularisirenden  Richtung  gehören  die  von  Perneder; 
über  ihn  sagt  der  Ingolstädter  Professor  Hunger,  welcher  seine 
verschiedenen  Werke  nach  seinem  etwa  1540  erfolgten  Tode  her- 
ausgab *^),  er  habe  nicht  bloss  practicirt,  sondern  auch  studirt, 
und  habe  seine  Kunst  täglich  ungefähr  20  Jahre  geübt;  er  .sei 
Unterrichter  der  Stadt  München  und  dann  16  Jahre  fürstlich-baieri- 
scher  Lateinischer  u,  Tetdscher  Secretarius^  auch  lieher  getrewer 
Eath  und  diener  gewesen.  Seine  Institutimies.  Auss^ug  u.  an^ai- 
gung  etlicher  geschriben  kaiserlichen  u.  des  h.  Reichs  rechte,  tvie  die 
gegenwertiger  Zeiten  inn  uhung  gehalten  werden,  verbinden  üeber- 
setzung,  Paraphrase,  Commentar  und  systematische  Darstellung 
und  sind  gewissermaassen  ein  Vorläufer  des  späteren  Usus  moder- 
nus. Trotz  allen  sklavischen  Anschliessens  an  die  fremden  Quel- 
len und  ihre  Bearbeiter  kann  sich  der  in  der  Praxis  wohlbewan- 
derte Verfasser  nicht  ganz  den  heimischen  Rechtsanschauungen 
entziehen;  es   ist   sein   Werk   der   erste  Versuch,   einheimisches 


2^)  Malblank  S.  108,  Feuerbach  in  d.  Bibl.  für  die  peinl.  ßechtswiss. 
IL  1.  1800.  S.  146  ff.,  Eichhorn  III.  S.  448.  N.  5,  Hälschner  I.  S.  96. 

30)  Köstlin  Gesch.  des  deutschen  Strafrechts  1859  S.  197  thut  dem  Klag- 
spiegel zu  grosse  Ehre  an,  wenn  er  ihm  gleiche  Verdienste,  wie  dem  Laien- 
spiegel zuschreibt. 

31)  In  der  Vorrede  zum  gerichtlichen  Process.  —  Ueber  Perneder  in 
criminalistischer  Beziehung  vgl.  Wächter  Arch.  f.  Crim.-R.  1836.  S.  121 — 126, 
gem.  Recht  S.  76—79,  Hälschner  L  S.  119  ff.,  Geib  Gesch.  des  Strafrechts 
I.  S.  286  f.,  wo  auch  über  die'  verschiedenen  Ausgaben  berichtet  wird.  Ich 
benützte  die  Ausgabe  Ingoist.  1564.  foL;  aber  auch  schon  vorher  waren  sein® 
Werke  sehr  oft  herausgegeben. 
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und  fremdes  Recht  in  einem  sich  an  die  Legalordnung  anschlies- 
senden System  zu  verbinden  ®2).  Wo  er  auf  deutsches  Recht 
eingeht,  stellt  er  dasselbe  bisweilen  mit  seinen,  eigenen  Worten 
dar,  meistens  schliesst  er  sich  an  den  Wortlaut  der  einheimi- 
schen Gesetze  an;  er  benützte  die  baierischen  Quellen,  die 
Nürnberger  und  Wormser  Reformation,  die  Freiburger  Statuten 
u.  s.  w.  ä*).  In  ähnlicher  Tendenz  sind  seine  Werke  über  Lehn- 
recht, Strafrecht  und  Process  gearbeitet  »♦). 

Von  geringerem  Werth  sind  die  Werke  von  Justinus  Gobier  **), 
der  sich  durch  seine  Vielschreiberei,  aber  auch  zugleich  durch  die 


32)  Hunger  sagt  in  der  Vorrede,  Ferne  der  habe  das  gemeine  Recht 
mit  Benützung  von  Particular-  nnd  Statutarrechten  dargestellt;  er  habe  alle 
veralte,  unbreuchliche  u.  erloschne  Materien  umbgangen  u,  aussgelasaen,  son- 
dern ällenthalb  so  vil  müglich  gewesen  andere,  so  den  selben  nit  gante  unge- 
mäss  u.  ietz  dieser  Zeit  in  üblichem  gebrauch,  fleissig  u.  artlich  an  die  stai 
gesetzt.  Von  seinem  Werk  könne  der  homerische  Vers  gelten:  Ille  sapit  Sa- 
lus, volitant  alii  velut  umbrae. 

33)  Ein  Beispiel  der  praktischen  Richtung  liefert  Fol.  6  f.:  für  die  Leib- 
eigenen gelte  nicht  das  gemeine  Recht,  sie  seien  den  Liberti  zu  yergleichen. 
Mit  Uebergehung  der  gemeinrechtlichen  Sätze  stellt  der  Verf.  das  Recht  der 
deutschen  Leibeigenschaft  mit  besonderer  Beziehung  auf  Baiem  dar. 

34)  a)  Der  Lehenrecht  kurtze  u.  aygentliche  Verteutschung  ....  mit  ein- 
fürung  ällenthalb  an  gelegen  orten  der  gemainen  des  Hayl,  Eeichs  u.  besonder 
des  Bayrischen  Hofs  diser  Zeit  üblichen  Lehengebreuchen, 

b)  Von  straff  u.  Peen  aller  u.  yeder  Malefitzhandlungen  u.  s.  w. ;  später 
auch  unter  dem  Titel  Halsgerichtsordnung;  über  diese  Schrift,  welche  die 
Grundlage  der  späteren  deutschen  criminalistischen  Literatur  bildet,  ygl.  die 
Literatur  in  N.  31. 

c)  Gerichtlicher  Prozess;  ausser  den  Partictilarrrechten  sind  hier  auch  die 
Tcrschiedenen  Ordnungen  des  Kammergerichts  benützt. 

d)  Endlich  rührt  von  ihm  auch  eine  üebersetzung  der  Summa  Rolandina 
und  der  Regeln  deS  Barthol.  gocoinus  her. 

35)  Biographisches  über  ihn  liefert  Spangenberg  Neues  Archiv  desCri- 
min.- Rechts  VIL  S.  439  flf.  Es  kann  zweifelhaft  sein,  ob  er  1503  oder  1505 
geboren  ist.  Hinter  seinem  Rechtenspiegel  von  1550  steht  das  Bildniss  des 
Verfassers  mit  der  Jahrzahl  1550,  und  darüber  gedruckt:  Tali  Justinus  Goble- 
rus  imagine  vivus,  attigit  aetatis  ter  tria  lustra  suae.  Dasselbe  Bild  findet 
sich  auch  am  Anfange  des  Werks  mit  der  Unterschrift: 

Dum  tibi  lustra  decem  numerantur  Carole  Caesar 
ipse  novem  numerans  corpore  talis  eram.    1550. 

Karl  V.  war  1500  geboren ;  hiernach  wäre  Gobier  also  1505  geboren.  —  Dage- 
gen findet  sich  in  seiner  lateinischen  üebersetzung  der  Reichspolizeiordnung  ein 
anderes  Bild  mit  der  Jahrzahl  1564  und  der  Bemerkung  Aetatis  LXL,  und 
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unverschämte  Art  auszeichnet,  mit  welcher  er  andere  Arbeiten 
benützt  und  ausschreibt;  wenn  es  auch  seinen  Arbeiten  grossen- 
theils  an  jedem  selbstständigen  Verdienst  gebricht,  sind  sie  doch 
zu  erwähnen,  weil  sie  sehr  viel  gebraucht  wurden.  Zunächst: 
Der  Hechten  Spiegel  Ätiss  den  beschribenen  Geystticherij  WeU- 
liehen,  Natürlichen  u,  andern' gebreucMichen  Bechten,  aach-gemeynen 
im  Heiligen  Reich  Teutscher  Nation  Constitutionen  und  Übungen 
zugerickt,  Frankfurt  1550.  fol^%  Er  zerfällt  in  10  Theile: 
I.  von  den  Landesherren  und  Beamten,  11.  Eechtsquellen,  IIL  Con-. 
tracte,  IV.  Erbrecht,  V.  Sachenrecht,  VI.  Klagen  aus  verschiede- 
nen Rechtsverhältnissen,  Vll.Civilprocess,  VIIL  Strafrecht,  IX.  Lehn- 
recht, X.  Landjfrieden  und  Polizei,  angehängt  ist  die  goldene  Bulle. 
Der  Verfasser  lieferte  hier  also  ein  ziemlich  vollständiges  System 
des  gesammten  Rechts;  doch  gehört  das  Werk  zum  grossen 
Theile  den  Vorgängern  des  Verfassers  an,  aus  deren  Schriften  er 
grosse  Partien  wörtlich  aufnahm  «^).    In  der  Vorrede  sagt  er,  er 


auf  dem  Titel  seiner  Braunschweigischen  Chronik  ein  Portrait  Yon  1561  mit 
der  Inschrift  Aetatis  LYIU.  Nach  diesen  beiden  letzten  Bildern  wäre  er  also 
1503  geboren.  —  Er  hatte  zu  Mainz  studiri  und  wurde  hier  Doctor ,  lebte  zu 
Trier,  war  Syndicus  zu  Lübeck,  1539  Herzogl.  Braunschweig -Lüneburgischer 
ßath  zu  Münden,  1544  Hofrichter  zu  Münden,  1546  Kanzler  des  Bischöfe  Ton 
Münster,  Osnabrück  und  Minden,  1549  Nassauischer  Bath,  seit  1559  zu  Frank- 
furt a.  M.  Er  lehnt  einen  Ruf  als  Professor  nach  Marburg  ab  und  stirbt  zu 
Frankfurt  1567.  —  lieber  seine  Uebersetzungen  deutscher  Reichsgesetze  Tgl. 
§.  69.  N.~49  und  N.  87,  §.  72.  N.  61  und  die  Senckenberg'sche  Vorrede 
zur  Ausgabe  der  Reichsabschiede  S.  29.  —  üeber  seine  Uebersetzungen  römi- 
scher Rechtsquellen  vgl.  S.  166.  N.  6—8.  Auch  hat  Gobier  die  Schrift  Guilehni 
Hannetonii  de  judiciorum  ordine  ac  forma  tractatus  in  das  Deutsche  übersetzt: 
Gerichtlichen  Prooess  vornembste  hauptpuncten  undArtickel,  durch  den  Hoch- 
geleerten Herrn  Wilhelmen  Hannetonium,  Rechtslerern  erstlich  in  Latein  be- 
schriben  und  nachfolgend  durch  Herrn  Justin  Gobler  ....  in  gemein  Teutsche 
spraach  verwandelt.  Frankf.  1559.  8.  —  Ausserdem  gab  er  auch  historische 
Schriften  heraus:  Chronica  und  Historien  der  Braunschw.  Fürstenherkommen 
n.  s.  w.  Vor  Zeiten  in  Reimen  schlecht  einfeltiglich  beschrieben,  jetzt  aber 
durch  Herrn  Justinum  Gobler  von  S.  Gewer,  der  Rechten  Doctorem  gebessert 
und  im  Truck  aussgaugen.  Frankf.  a.  M.  1566.  fol. ;  und  Chronica  der  Kriegss- 
händel  ....  Maximiliani  ....  durch  den  Hochgeleerten  Herrn  J.  Göblem  von 
St.  Gewere  ....  im  Truck  aussgangeu.    Frankf.  1566.  fol. 

36)  Der  gewöhnlichen  Augabe  (z.  B.  Wächter  gem.  Recht  S.  81)  ge- 
genüber, dass  die  erste  Ausgabe  1552  gedruckt  sei,  bemerke  ich,  dass  das  Jahr 
1550  auf  Einsicht  eines  Breslauer  Exemplars  beruht.  Ausserdem  werden  an- 
geführt 1552,  1558,  1564,  1567,  1573. 

37)  Für  den  achten  Theil  vgl.  Wächter  S.  81,  Geib  S.  287  f.:   er  ist 
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habe  das  Werk  auss  den  BechtsMchern  u.  Scribenien,  auch  andern 
Lerem,  welcher  namen  hie  eu  melden  unnötig  zusammen  getragen; 
als  Plagiarius  hielt  er  für  zweckmässig,  seine  Gewährsmänner  zu 
verschweigen. 

Das  Statuten  Bu^h,  Gesatz,  Ordnungen  u.  Gebrauch,  Kaiserli- 
cher^ Allgemeiner  u.  etlicher  Besonderer  Land  u,  Stett  Bechten 
(1553)  8®),  welches  anonym  erschien,  aber  wegen  der  Art  der  Ar- 
beit Gobier,  wenn  auch  nicht  zum  Verfasser,  so  doch  zum  Com- 
pilator  hat,  ist  zum  grössten  Theil  nichts  weiter,  ajs  ein  wört- 
licher, sklavischer  Auszug  aus  Perneder's  Institutionen  und  gericht- 
lichem Process,  und  aus  Gobler^s  eigenem  gerichtUchen  Process. 
Das  Werk  enthält  eine  Darstellung  des  gemeinen  Rechts  (Civil- 
recht,  Process,  Einzelnes  über  Lehnrecht  und  Strafrecht).  Eine 
Bezugnahme  auf  die  Statuten  und  Particularrechte  wird  man  ver- 
geblich suchen;  im  Gegentheil  liess  der  Verfasser  dasjenige  fort, 
was  er  von  Particularrechten  bei  Perneder  fand  ^^), 


wörtlicli  aus  Perneder's  Halsgerichtsordnung,  der  Carolina  und  dem  Clagspie- 
gel  geschöpffc;  der  neunte  Theil,  das  Lehnrecht,  ist  eine  durchaus  wörtliche 
Abschrift  yon  Perneder's  Lehnrecht,  mit  kurzen  Auslassungen,  besonders  auch 
der  Mittheilungen  Perneder's  über  das  baierische  Partioularrecht.  Der  zehnte 
Theil  enthält  zunächst  eine  kurze  römische  Beohtsgeschichte ,  dann  Auszüge 
aus  den  Beichsgese1;zen,  Uebersetzungen  aus  dem  Corpus  juris  civilis  u.  s.  w. 

38)  Auch  sonst,  so  Frankf.  1558,  1572.  fol.  lieber  dies  Werk  Wächter 
Archiv  des  Criminalrechts  1836  S.  135  flf.  —  Das  Werk  ist  vielfach  überschätzt 
worden;  Senckenberg  praef.  zum  Brachylogus  p.  XXYm.  sagt  von  dem 
Verfasser:  Homo  sane  rei  Germanicae^ac  ejus  Legum  studiosiesimus ,  quigue 
post  fata,  nostro  aevo  a  me  primam  fert  laudem,  poatmodum  etiam  laturus  ab 
aiiis, 

39)  Ueber  seinen  anonym,  zuerst  1536  erschienenen  gerichüichen  Prosess 
vgl.  Bosshirt  Geschichte  des  Strafrechts  L  S.  251  f.,  Wächter  gem.  Becht 
S.  74.  N.  82;  auch  er  ist  Oompilation  und  besonders  der  zweite  Theil  völlig 
aus  dem  Klagspiegel  abgeschrieben.  Zu  den  von  Bosshirt  angeführten  Aus- 
gaben 1536,  1542,  1555,  1562  ist  noch  hinzuzufügen  Frankfurt  1538  und  1578. 
fol.  (zu  Breslau);  Budorff  Grundriss  S.  10  erwähnt  noch  1567.  —  üebrigens 
sagt  das  Titelblatt  der  Ausgabe  von  1538,  dass  das  Werk  jetzt  zum  ersten 
Male  gedruckt  werde.  Und  doch  habe  ich  mich  durch  Autopsie  überzeugt, 
dass  die  Ausgaben  von  1536  und  1538  ganz  dasselbe  enthalten,  ohne  dass  letztere 
eine  blosse  Titelausgabe  sei.  —  In  der  Frankfurter  Ausgabe  von  1542  ist  die 
Systematisirung  geändert,  indem  aus  den  drei  Büchern  der  früheren  Ausga- 
ben zwei  geworden  sind.  In  der  Ausgabe  von  1562,  ich  weiss  nicht,  ob 
schon  früher  y  findet  sich  auch  Gobler's  Name  auf  dem  Titelblatt  und  in  der 
Vorrede. 
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Eine  viel  ausgedehntere  Benützung  der  Particularrechte,  frei- 
lich in  sehr  äusserlicher,  blos  excerpirender  Weise  findet  Statt 
in  Noe  M  eurer 's  Liberey  Keyserlicher,  Auch  Teutscher  Nation 
Lcmät  und  Statt  Becht.  Heidelberg  1582.  fol.*^).  ImAnschluss  an 
die  Ordnung  des  Würtembergischen  Landrechts  stellt  er  in  vier  Thei- 
len  den  Civilprocess  und  das  Privatrecht  (Process,  Contracte, 
Testamente  und  Intestaterbrecht)  dar  und  giebt,  nachdem  er 
jede  Lehre  zunächst  nach  dem  gemeinen  Recht  behandelt  hat, 
Mittheilungen  über  die  kammergerichtliche  Praxis  aus  Schriften 
der  Beisitzer,  besonders  Gail  und  Mynsinger,  und  Auszüge  aus 
Particularrechten,  dem  Würtemberger  Landrecht,  der  Frankfurter 
Reformation,  dem  sächsischen  Recht  nach  dem  Sachsenspiegel 
und  seiner  Glosse  und  den  sächsischen  Constitutionen,  der  Jülich- 
schen  Reformation,  der  Nürnberger  Reformation,  dem  Solmser 
Landrecht,  der  Wormser  Reformation. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  hörte 
diese  populäre  Art  der  Schriftstellerei  auf**). 

Noch  mehr,  als  mit  dem  Privatrecht,  beschäftigte  man  sich 
mit  dem  Process^^^^  hier  handelte  es  sich  um  eine  völlige  Um- 
gestaltung des  Verfahrens,  indem  man  das  den  fremden  Rechten 
entlehnte  Material  für  die  deutschen  Verhältnisse  zu  bearbeiten 
hatte.  Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  welchen  Einfluss  der 
dem  Joh.  Andrea  zugeschriebene  Ordo  judiciarius  halte  (Note  1), 
ebenso  ist  der  Formelbücher  in  ihrer  processualischen  Beziehung, 
der  Spiegel  und  der  Werke  von  Gobier  und  Perneder  gedacht 
worden.  Aber  auch  sonst  war  die  deutsche  processualische  Lite- 
ratur von  den  italienischen  Processualisten  sehr  abhängig. 


40)  Später  noch  öfter,  auch  Frankf.  a.  M.  1597  fol.  —  Vgl.  Wächter 
gei6.  Becht  S.  83.  N.  98;  über  andere  Werke  des  Verfassers  vgl.  Sencken- 
berg  in  seinem  Sendschreiben,  vor  der  neuen  und  vollständigen  Ausgabe  der 
Beichsgesetzo  S.  52  und  Pütt  er  Litteratur  des  Staatsrechts  L  S.  130,  139, 
n.  S.  453. 

41)  Biener  im  Archiv  des  Orim.-Bechts  X.  S.  620. 

42)  Ich  muss  mich  hier  auf  andeutende  Bemerkungen  und  abgerissene 
Angaben  beschränken,  dji  es  an  einer  Literärgeschichte  des  Processes  fehlt. 
WerthvoU  sind  die  Nachweisungen  von  W.  A.  F.  Danz  Grundsätze 
des  ord.  Processes.  Fünfte  Ausg.  1821.  S.  27  flf.  und  von  Budorff 
Grundr.  z.  Vorlesungen  über  den  Civilprocess.  Berl.  1837;  durch  Wetz  eil 
System  des  Civil  -  Proc.  ist  das  literarhistorische  Material  nicht  ver- 
mehrt. 

Oeutoche  Beohtsgeschichte  I.    9.  22 
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Besondere. Aofinerksamkeit  erregten  Schriften,  in  denen  die 
Processlehren  und  die  einzelnen  Rechtshandlungen  in  der  ge- 
schmacklosen Einkleidung  eines  Streits  zwischen  dem  Teufel  und 
Christus  oder  der  Jungfrau  Maria  zur  Darstellung  gebracht  wer- 
den. Bartolus^  derartige  Schrift  und  ihre  Bearbeitungen  sind 
schon  erwähnt  (Note  26)..  Ein  ähnliches  Werk  des  Jacobus  de 
Theramo  (Trani;  oder  de  Ancharano)  *•),  Lis  Christi  contra 
Belial  siye  processus  judiciarius,  fand  sowohl  in  der  ursprünglichen 
Form,  als  in  deutscher  Uebersetzung  und  Bearbeitung  in  Deutsch- 
land weite  Verbreitung^*).  Später  wurde  diese  Schrift  noch  von 
Jakob  Ayrer  bearbeitet,  welcher  von  1594  in  Nürnberg  Advocat 
war  und  1603  in  Pfälzische  Dienste  trat**). 


43)  p^eb.  1349,  Lehrer  des  canon.  Bechts  zu  Padua,  Bischof  zu  Floreni, 
Spoleto,  Erzbischof  von  Taranto,  gest.  1417.    Vgl.  Rudorff  S.  6. 

44)  In  lateinischer  Form  (vgl.  Panzer  Annales  typogr.  V.  p.  258,  X.  p. 
430,  Zapf  Augsb.  ßuchdruckergeschichte  I.  S.  17,  42,  IL  223):  Augsb.  1472, 
1477,  1482,  8.  1.  1482,  1484,  Ulm  1483,  Strassb.  1488  und  s.  a.,  Oöln  s.  a., 
ausserdem  auch  in  französ.  und  belgischer  Sprache.  —  Homeyer  Rechtsbü- 
cher S.  174  fuhrt  gelegentlich  9  Handschriften  des  Belial -Prooesses  an, 
alle  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhundert,  von  denen  er  allerdings  nicht  genauer 
angiebt,  ob  sie  das  Werk  deutsch  oder  lateinisch  enthalten,  und  ob  die  deut- 
sche Uebersetzung  mit  der  gedruckten  übereinstimmt;  eine  Dresdner  Hand- 
schrift des  fünfzehnten  Jahrhunderts  beschreibt  Falkenstein  Beschreibung 
der  Bibliothek  zu  Dresden.  S.  377.  —  Die  Uebersetzung  erschien  in  Deutsch- 
land in  sehr  vielen  Ausgaben.  Von  1472—1508  erwähnt  Panzer  18  Ausga- 
ben (Anualen  I.  S.  63,  64,  70,  98,  104,  109,  117,  137,  170,  183,  194,  199,  225, 
245,  288,  Zusätze  S.  3,  21,  37),  Heller  21  Ausgaben  (in  den  Beiträgen  zur 
Kunst-  und  Literatur  -  Geschichte  Heft  1  und  2.  Nürnb.  1822.  S.  LXXVI  ff., 
S.  LXXIX  f.,  LXXXIII  f.).  Vgl.  auch  Heller  im  Serapeum  1843.  S.  299  f., 
Sprenger  Aelteste  Buchdruckergeschichte  von  Bamberg.  1800.  4.  S.  28  ff., 
Jaeck  Denkschrift  für  das  Jubelfest  der  Buchdruckerkunst  1840.  S.  24  und 
Meager  Augsburgs  älteste  Druckdenkmale.  1840.  4.  S..  52;  über  die  Ausgabe 
Ulm  1483  vgl.  Hassler  Buchdruckergeschichte  Ulms.  S.  103.  —  Die  älteste 
Ausgabe  s.  1.  et  a.  ist  wohl  schon  1462  gedruckt,  vgl.  Falkenstein  a.  a.  0. 
S.  140  f.;  über  die  Ausgabe  Bamberg  s.  1.  et  a.  vgl.  Bibliotheca  Spenceriana. 
vol.  III.  Lond.  1814.  p.  181.  Ich  benützte  die  Ausgabe  der  Berl.  Bibl.  Augsb. 
Bämler.  1473  fol.  mit  vielen  Holzschnitten;  sie  beginnt:  Hie  hebt  sich  an  das 
buch  Belial  genant,  von  des  gerichts  Ordnung  zu  einer  besunderin  lere  und 
underweysung  der  menschen,  ein  nücelich  u,  kostlich  buch. 

45)  Ueber  ihn  Will  Nürnberg.  Gel. -Lex.  L  S.  46,  V.  S.  42  f.  —  Die 
£d.  princ.  ist  1597  fol.;  zu  den  von  Will  angeführten  7  Ausgaben  sind  noch 
andere  nachzutragen.  Auf  der  Breslauer  Bibliothek  allein  finden  sich  folgende 
Ausgaben:  Frankf.  1601,  1604^  1607,  1612,  1616,  1617,  1624  fol.,  1643,  1656, 
1680, 1691.  4.,  Nürnb.  und  Frankf.  1716.  4.  —  Ausserdem  existiren  noch  bohnii- 
eche  and  firaniösische  Bearbeitungen;  vgl.  Rudorff  S.  7. 
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Ebenso  ist  der  Processus  juris  des  Johannes  v.  Auer- 
bach (Urbach,  Aurbach)  ♦*)  von  der  italienischen  Doctrin  durch- 
aus abhängig,  indem  er  im  Allgemeinen  identisch  ist  mit  Nicolai 
de  Tudescbis  judiciarii  ordinis  processus;  nur  wird  in  den 
Formularen  regelmässig  Erfurt  als  locus  judicii  genannt  *'). 

Wir  sehen  yon  der  weiteren  Bearbeitung  des  gemeinen  Pro- 
cesses  ab  und  beschränken  uns  auf  einige  Werke  des  particular- 
rechtlichen,  besonders  sächsischen  Processes.  Eine  Darstellung 
des  letztergn  mit  Benützung  der  gemeinrechtlichen  Regeln  lie- 
ferte Georg  V.  Eotschitz,  der  sich  nur  in  der  Vorrede  seines 
Werks  nennt  und  als  freibergischen  Kanzler  bezeichnet,  in  sei- 
nem zuerst  1529  erschienenen  Processus  juris  deut0sch  oder  Ord- 
nunge  der  GericUsleuffte  u.  s.  w,  ^®),  einem  Werk,  welches  bis  in 


In  wie  weit  die  Schrift  Bechtsstreit  zwischen  Tod  u,  Menschen,  welcher 
zwischen  dem  Kläger  Johann  u,  seiner  Ehefrau  Margareih  in  34  Kapi- 
teln ....  vorgestellt  wirdt,  hieher  gehört,  vermag  ich  nicht  zu  beurtheilen, 
da  ich  sie  nie  habe  einsehen  können.  Panzer  Zusätze  S.  20  f.  Nr.  87b.  und 
0.  fuhrt  2  Ausgaben  in  kl.  Folio  an;  Tgl.  ausserdem  Sprenger  a.  a.  O.  S.  27 
und  34,  y.  Beider  in  den  Beiträgen  zur  Kunst-  und  Literar-Gesch.  (vgl.  N.  44) 
S.  OXXI  ff.,  Jaeck  Beschreibung  der  Bibl.  zu  Bamberg  Hl.  2.  1835.  S.  IX, 
Denkschrift  (vgl.  in  dieser  Note)  S.  23  f.  und  Falkenstein  Gesch.  derBuch- 
druckerk.  1840.  S.  138  f. 

46)  Panzer  Annal.  typogr.  V.  p.  56  führt  an:  Augsb.  1467,  Strassb.  s.  a. 
(über  letztere  Ausgabe  vgL  auch:  Verzeichn.  typograph.  Denkmäler  aus  d. 
fünfeehnten  Jahrb.,  welche  sich  in  der  Bibl.  des  reg.  Korherrenstifts  z.  Neu- 
ßtift  in  Tirol  befinden.  Brixen  1789.  4.  S.  267  f.);  Eudorff  S.  V.  N.  2: 
Strassb.  1490,  Nümb.  1494.  4.,  E.  0.  Baur  primitiae  typogr.  Spirens.  1764.  8. 
p.  32:  Speier  1486.  Die  Breslauer  Bibliothek  besitzt  Ausgaben:  Leipz. 
1489  und  Hagenau  1506  fol.  —  In  antiq.  Katalogen  fand  ich  noch  verzeichnet 
Strassb.  1488,  Leipzig  1512  fol. 

üeber  den  Verfasser  und  die  Frage,  ob  es  einen  oder  mehrere  Juristen 
dieses  Namens  gegeben  habe,  vgl.  Adelung  zu  Jöcher  I.  S.  1270  und 
Jaeck  Bamberger  Bibl.  II.  S.  XL. 

47)  Vgl.  Rudorff  a.  a.  0. 

Keine  Nachricht  weiss  ich  zu  geben  über  die  in  bibliographischen  Werken, 
z.  B.  bei  Panzer,  Falkenstein  Geschichte  der  Buchdruckerk.  1840. 
S.  196  öfter  erwähnte  Schrift :  In  diessez  nachgesetzten  ira>ctat  wird  gemelt 
eyn  hwrtz  begriff  Ordnung  u.  volfürung  zu  beschirmen  u,  handeln  eyn  yede 
sach  in  recht,    Heidelb.  1490.  4. 

48)  8.  s.  1.  et  a. ;  am  Schluss  Leipz.  1529.  Ich  benützte  diese  Editio  prin- 
ceps.  —  Ausserdem  kenne  ich  aus  literar.  Angaben  oder  eigener  Anschauung 
noch  folgende  (die  zu  Breslau  vorhandenen  bezeichne  ich  mit  einem  Kreuz): 
Leptzigk  1530.  8.,  Erfurt  1531.  8.,  Antw.  1531.  8.,  f  Leipzig  1539.  8.,  f  154:3. 

12* 
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das  siebenzehnte  Jahrhundert  hinein  in  grossem  Ansehen  stand.  Es 
kann  zweifelhaft  sein,  wie  viel  von  dem  Werk  Rotschitz  angehört ; 
denn  zunächst  heisst  es  auf  dem  Bückblatt  des  Titels,  dies  Buch 
sei  durch  eüiche  hochgelerte  u.  wolberümbte  Doctor  oder  Lerer  der 
BecMe  ....  vorsandet  und  approbiert.  Und  in  der  Vorrede  an 
Wolflf  V.  Schönburgk  sagt  Rotschitz,  da  Wolfif  ihn  um  ein  deutsches 
Buch  über  das  Gerichtswesen  gebeten,  sei  unter  denen,  die  ich 
hehendet^  und  gelesen,  auch  dieses  gewesen ,  so  von  hochgderten  u. 
der  Becht  wöl  vorsteiidigen  Doäorn  zusammengetragen  ^nd  heweret; 
dann  weiter  meint  er,  kein  grosses  Verdienst  zu  besitzen  ynn  de- 
nen^  das  ich  von  meinen  preceptorn  als  ein  schüller  erlernet.  Das 
Werk  zerfällt  in  2  Theile,  deren  erster  den  Givilprocess,  der  zweite 
den  Criminalprocess  behandelt,  daneben  aber  auch  auf  das  Straf- 
recht eingeht  und  auch  einzelne  gemeinrechtliche  Bestimmungen  zum 
Vergleich  mit  dem  sächsischen  Recht  heranzieht;  am  ausführlich- 
sten wird  die  peinliche  Frage  behandelt.  Es  beschliessen  den 
Process  Abschnitte  über  Wergeid  und  Gewette.  Angehängt  sind 
Ausführungen  über  das  sächsische  Familien-  und  Erbrecht*®). 

Nicht  minderes  Ansehen  genoss  in  der  sächsischen  Praxis 
der  Process  von  Kilian  König,  der  erst  nach  des  Verfassers 
Tode,  zuerst  1541  herausgegeben  wurde ''^^);  er  schrieb  denselben 


8.,  t  Bautzen  1559.  8.,  f  1565.  8.,  f  Zittau  1587.  8.,  Frankf.  1594.  —  f  Jetzo 
auffß  newe  übersehen  ....  durch  Jacob  Schultes  Leipz.  s.  a.  4.  (Yorr.  von 
Schultesa.  1598),  Eisleben  1604.  4.,  f  Leipzig  1614.  4.  Ed.  tertia,  f  Leipz. 
1623.  4.  Ed.  quarta.  —  Die  Notiz  von  Rudorff  S.  10,  dass  Schultes  Aus- 
gaben in  den  Jahren  1598,  1612,  1613,  1623  und  1625  besorgt  habe,  muss 
Irrthümer  enthalten. 

49)  Fol.  91b.:  Hiernach  wir  dt  ferner  volgen  von  Gerade,  Morgengabe, 
Musstheyl,  Seergewetthe  u.  Erbe.  Zuerst  über  Leibgedinge,  mit  Benützung 
des  Sachsenspiegels,  der  Glosse  und  des  gemeinen  Eechts;  fol.  102b.  Ge-x 
rade,  fol.  lila.  Morgengabe  und  Musstheil,  fol.  114  Heergewethe,  fol.  117a. 
Erbe,  fol.  128  a.  Sippschaftsregeln. 

50)  Ueber  den  Verfasser  vgl.  Mut  her  Gewissensvertretung  S.  49  f.,  und 
nachträglich  in  s.  Jahrb.  VT.  S.  169.  —  Geb.  1460,  von  1498  an  im  Rath  zu 
Zwickau,  seit  1504  Kanzler  in  Friesland',  später  wieder  in  Zwickau  als  Syn- 
dikus, 1507  betheiligt  an  der  Bearbeitung  der  Zwickauer  Statuten,  gest.  1526, 
nicht  erst  1540.  Kurze  Notizen  bei  Adam  vitae  JOtorum,  der  aber  unrichtig 
sagt:  floruit  stib  annum  1527.  —  Das  Werk  erhielt  in  den  verschiedenen  Exem- 
plaren der  Ausgabe  von  1541  fol.  verschiedene  Titel;  bei  einigen  lautet  er: 
Ein  fast  seer  wnd  auserlesen  guter,  gebreuchlicher,  nützlicher  Process,  Practica 
und  Gerichtsordnung  u.  b.  w.,  bei  anderen:  Processfis  und  Practica  der  Ge- 
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auf  Begehren  des  Raths  von  Zwickau  und  stellte  in  ihm  den 
Civilprocess  nach  sächsischem  Recht,  und  in  der  Kürze  auch  den 
Criminalprocess  dar*^). 

Seit   Mitte  des    sechzehnten   Jahrhunderts  wandte  sich  die 
Wissenschaft  auch  den  Kammergerichtsordnungen  zu**). 


ricMsleuffte ,  nach  Sechsisehem  gebrauch,  aus  Bepstlichenf  KeiserUehen  und 
Sechsischen  Bechten  durch  D.  Chüianum  König  zusammen  gezogen.  Der  ein- 
zige weitere  Unterschied  ist,  dass  die  Exemplare  mit  diesem  Titel  zugleich 
noch  als  Anhang  die  Sippschaftsregeln  von  Boxdorf  enthalten.  —  Sodann  besitzt 
die  Breslauer  Bibliothek  eine  Ausgabe ,  welche  sich  als  zweite  auf  dem  Titel 
ankündigt;  a.  Schi.  Leipz.  1541.  (mit  Tinte  verbessert  in  1544)  4.;  auf  dem 
Titelblatt  scheint  ursprünglich  1546  gestanden  zu  haben ;  es  ist  dann  eorrigirt 
in  1541;  diese  Ausgabe  finde  ich  nirgends  erwähnt.  —  Als  fernere  Ausgaben 
erwähnen  noch  Wächter  Archiv  f.  Orim.-R.  1836  S.  141,  Muther  a.  a.  O, 
und  Eudorff  S.  10:  (Frankf.  a.  d.  0.)  1550.  foL,  Bautzen  1555.  4.,  Leipz. 
1567.  4.,  1572,  1577,  Leipz.  1581:  1588.  1594.  4.  (alle  zu  Breslau  mit  Aus- 
nahme der  von  1572  und  1577).  Später  wurde  das  Werk  umgearbeitet  von 
Joaeh.  Georg  Prietzenj.  utr.  Dr.,  Beisitzer  desMagdeb.  Schöflfenst.,  Leipzig 
1599.  4.,  1617.  4.,  1625,  1687.  —  Gelegentlich  bemerke  ich,  dass  wegen  Nach- 
drucks von  Gregorii  Commentaria  und  Annotationes  zu  K.  König  im  J.  1595 
ein  Process  verhandelt  wurde,  vgl.  Wigand  Wetzlar.  Beitr.  L  S.  237  ff.  — 
Für  die  Bedeutung  des  Werks  spricht  auch,  dass  die  Statuten  vonBudissin 
(bei  Schott  Sammlungen  11.  S.  3  —  70)  einen  besonderen  Abschnitt  S.  52—55 
enthalten :  Von  dem  Process  des  ordentlichen  Gedinges  a.  1594  confirmiret  und 
von  einem  Math  geordnet  Am  Schluss  desselben  S.  55  heisst  es:  Hierauf 
wird  der  Process  auf  die  Acht  angefangen,  aUermassen  von  Kilian  König  be- 
schrieben und  sonst  Land  üblich  gehalten  wird.  —  lieber  die  Practica  vgl. 
auch  Wächter  Archiv  a.  a.  O.  S.  140-146,  gem.  Recht  S.  79.  N.  90. 

51)  Ueber  die  späteren  Processualisten  vgl.  die  reichhaltigen  literar-histo- 
risch  interessanten  Nachweisungen  bei  Muther  Gewissensvertretung  S.  55  ff. 
—  Unzugänglich  war  mir  Jacob  KöbeTs  (Stadtschreibers  zu  Oppenheim): 
Gerichtsordnung,  Ant zeigung  und  Inleitung  gerichtlicher  Ordnung  zu  voJn- 
fürung  der  Sachen  inn  Becht,  den  Fürsprechen  in  den  Undem  oder  Nydem 
Gerichten  zu  Einer  Anweisung.    Oppenheim  1523.  4. 

52)  Ueber  die  Anmerkungen  der  Gebrüder  Koch  vgl.  Harpprecht 
Geschichte  des  Kammergerichts  von  1545—1558  S.  38.  Pütter  Litteratur  L 
S.  118  ff.  —  Nur  aus  Panzer  Annalen  I.  S.  254  kenne  ich:  Lantfrids  auch 
etüicher  camergerichtlicher  artichel  u.  zu  dyser  zeit  lantleuffiger  hendel  dispu- 
tirung  so  doctor  Ulrich  Molitoris  von  Constenz  -  seynem  sun  in  form  eynes 
dyalogus  da  dann  der  sun  fragt  und  der  vatter  antwort  gemacht.  Nürnberg 
1501.  4.  Der  Sohn  redet  den  Vater  an  als  Doctor  universitatis  papiensis, 
welcher  an  vielen  Orten,'  auch  zu  Rom  als  Advocat  und  Procurator  prakticirt 
habe.  —  Er  wird  auch  beim  J.  1497  als  Procurator  des  Kammergeriohts  er- 
wähnt, vgl.  Harpprecht  Staatsarohiv  III.  S.  467. 
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Was  das  Strafrecht  angeht  *»),  so  beschäftigte  man  sich  nicht 
mit  dem  einheimischen,  weder  dem  particulären  noch  dem  ge- 
meinen Recht,  sondern  nur  mit  den  fremden  Rechten,  ohne  ein 
Auge  für  die  entgegenstehenden  deutschen  Gewohnheiten  und  sta- 
tutarischen Bestimmungen  zu  haben.  Man  schloss  sich  ohne  eigene 
Arbeit  an  die  italienischen  Vorbilder  und  Vorgänger  an  und 
pflegte  das  gesammte  Strafrecht  in  den  Institutionen,  am  Schluss 
der  Pandekten  oder  beim  Codex  abzuhandeln.  Und  auch  als  die 
Carolina  nicht  mehr  umgangen  werden  konnte,  bildete  sie  nicht 
den  Mittelpunkt  der  Doctrin ,  welche  Ergänzung  und  Erläuterung 
aus  dem  gemeinen  Recht  empfing ,  sondern  nur  ausnahmsweise 
führte  man  ihre  Sätze  bei  den  einzelnen  Lehren  an,  ohne  in  ihren 
Geist  einzudringen  und  sie  mit  den  fremden  Rechten  zu  einem 
lebendigen  Ganzen  zu  verschmelzen.  So  stehen  die  deutsch  ge- 
schriebenen Werke  Perneder's,  Gobler's,Rauchdorn's  und 
Anderer  auf  einer  sehr  niedrigen  wissenschaftlichen  Stufe;  etwas 
höher  stehen  die  lateinischen  Werke  yon  Nicol.  Vigelius,  Lud- 
wig Gilhausen  u.  A.  Erst  seit  der  Mitte  des  siebenzehnten 
Jahrhunderts  erhob  sich  die  Wissenschaft  des  Strafrechts  durch 
die  Leistungen  der  sächsischen  Criminalisten,  besonders  Berlich 
und  Carpzov. 

Zu  einer  Literatur  des  deutschen  Staatsrechts  und  deut- 
schen Kirchenrechts  fehlt  es  im  sechzehnten  Jahrhundert  auch 
an  den  ersten  Anfängen.  Nur  einzelne  staatsrechtHche  Fragen, 
welche  im  Gefolge  der  Reformation,  oder  sonst  bei  der  Unsicher- 
heit der  Grenzen  der  kaiserlichen  Gewalt  und  der  Landeshoheit 
hervortraten,  wurden  von  den  Beisitzern  und  Advocaten  des 
Reichskammergerichts  in  ihren  ConsiUen,  Commentarien  u.  s.  w. 
erörtert. 


53)  Vgl.  Malblanck  S.  87  ff.,  besonders  aber  die  vorzüglichen  Ausfüh- 
rungen von  Wächter  Archiv  des  Orim.-Rechts  1836  S.  115  ff.,  1837  S.  71  ff., 
gem.  Eeoht  S.  67,  auch  öeib  S.  283  ff. 
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Dritter  Abschnitt. 

Die  Gesetzgebung  des  Reichs. 

§.  68.    Ble  Gesetzgebnog  des  Reichs  Im  Allgemeinen. 

Ausgaben:  Ueber  alte  Abdrücke  einzelner  Reichsgesetze 
und  ältere  Sammlungen  derselben  vgl.  Pütt  er  Litter.  des 
Teutscbeü  Staatsrechts  II.  S.  391  und  432  ff. »)  und  Sencken- 
berg  in  dem  seiner  Sammlung  vorgedruckten  Sendschreiben 
S.  47.  —  Die  älteste  Sammlung  ist  München  1501.  fol.;  vgl. 
über  dieselbe  Panzer  Annalen  I.  S.  252  f.  —  Die  beste  Aus- 
gabe ist:  Neue  und  vollständige  Sammlung  der  Keichsab- 
schiede:  4  Thle.  in  2  Bänden.  Frankf.  a.  M.  1747;  vgl.  über 
sie  Band  I.  S.  459  f.  und  Pütter  IL  S.  440.    ^ 

Ueber  die  Versuche,  die  Reichsgesetze  systematisch  zusam- 
menzustellen,  welche  Noe  Meurer  in  seilien:  Loci  comr- 
munes  aller  des  h.  R.  R.  gehaltenen  Reichsordnungen,  Reichs- 
tage u.  Abschiede  gemeine  Titel  in  gute  Ordnung  u.  s.  w. 
2te  Ausg.  Mainz  1578.  fol.,  und  in  dem  Auszuge  daraus: 
Handtbüchlein  Oder  Compendium,  Darinnen  Summarie  und 
auffs  Kürtzest,  gleich  als  in  einem  Register,  alle  u.  jede  des 
heil.  R.  R.  Abschied,  Ordnungen  und  Constitutiones  .... 
extrahirt ....  Mainz  1586.  4.  2),  und  Franz  Friedrich  Frei- 
herr V.  Andlern  in  seinem  Corpus  constitutionum  imperia- 
hum  Regensb.  1675.  foL;  neue  Ausg.  Frankf.  1700.  fol.,  mach- 


1)  Zu  den  Angaben  bei  Pütt  er  ist  noch  zu  S.  487  hinzuzufügen,  dass  zu 
Worms  im  Jahre  1536  zwei  Ausgaben  in  Folio  erschienen;  zu  S.  438  sind  die 
Ausgaben  Mainz  1579  und  1597  fol.  nachzutragen,  welche  sich  auf  der  Breslauer 
Bibliothek  befinden. 

2)  Pütt  er  n.  S.  453  erwähnt  nur  die  Anegabe  1680.    8. 
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ten,  vgL  Senckenberg  a.  a.  0.  S.  52  f.  und  Pütter  I.  S. 
139,  IL  S.  453,  und  I.  S.  247  flf.,  11. 361 «.  —  Eine  neuere  Samm- 
lung,  welche  die  ßeichsgesetze  gleichfalls  nach  den  Gegen- 
ständen in  verschiedenen  Theilen  zusammenstellt,  ist  Gerst- 
lacher Handbuch  der  deutschen  Beichsgesetze.  11  Theile. 
Karlsr.  1786—1794.  8. 

Eine  zweckmässige  üebersicht  über  die  Geschichte  der 
Reichstage  giebt  v.  Daniels  Handbuch  der  deutschen 
Reichs-  und  Staatenrechtsgeschichte  H.  2.  —  Ueber  die  ein- 
zelnen Reichsgesetze  vgl.  Vitriarius  illustratus  I.  p.  263 — 
288.  —  Für  die  Geschichte  der  Reichsgesetze  sind  beson- 
ders wichtig  die  Acten  der  Reichstage,  deren  Sammlung 
und  Publication  in  neuerer  Zeit  zu  erwarten  steht.  Wormser 
Reichstagsacten  von  1495  theilt  mit  Datt  de  pace  publica 
p.  825  seqq.;  Acten  anderer  Reichstage  stehen  in  Sen- 
ckenberg's  Sammlung  von  imgedruckten  und  raren  Schrif- 
ten. 4  Theile.  Frankfurt  1751.  8.  Sodann  ist  »u  vergleichen 
Förstemann  Urkundenbuch  zu  der  Geschichte  des  Reichs- 
tages zu  Augsburg  im  Jahre  1530.  2  Bände  1833,  35  und 
M.  Facius  Geschichte  des  Reichstages  zu  Augsburg  im  J. 
1530.  Leipzig  1830. 

Seit  dem  Ende  des  fiinfzehnten  Jahrhunderts,  seit  den  Ver- 
suchen, dem  deutschen  Reiche  eine  neue  staatsrechtliche  Gestaltung 
zugeben,  versammelten  sich  in  kürzeren  Fristen  die  Stände  des  Reichs 
um  den  Kaiser  oder  seinen  Stellvertreter  und  begann  eine  neue 
Epoche  der  Gesetzgebung.  Bis  zur  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhun- 
derts jrurde  eine  Reihe  sehr  wichtiger  und  zum  Theil  auch  sehr 
umfangreicher  Gesetze  erlassen;  fast  jährlich,  in  manchem  Jahre 
auch  mehrere  Male  wurden  Reichstage  abgehalten.  Die  Einrich- 
tungen aus  dem  Schluss  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zur  Herstel- 
lung des  Friedens  und  zum  Aufbau  einer  Reichsverfassung  erforder- 
ten in  der  folgenden  Zeit  noch  weitere  Berathungen  und  Festsetzungen. 
Aber  die  Schäden,  an  welchen  der  gesammte  Rechtszustand 
des  Vaterlandes  in  seinen  einzelnen  Theilen  krankte,  wurden 
auch  durch  diese  Gesetze  nicht  geheilt «).  Denn  auch  jetzt 
bezog  sich  die  Reichsgesetzgebung  nur  auf  wenige  Seiten  des 
Rechtslebens,   im   Wesentlichen   nur   auf  den   Landfrieden,    die 


3)  VgL  oben  S.  141.  N.  94  u.  95. 
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öflFentliohe  Sicherheit  und  Polizei »  das  Strafrecjit,  die  Reichsver- 
fassung und  das  Beichsjustizwesen.  Das  Recht  der  einzelnen 
Territorien  wurde,  im  Allgemeinen  nur  von  den  Landfrieden, 
den  Polizeiordnungen  und  der  Carolina  erfasst,  und  das  Privat- 
recht und  der  Process  blieb  auch  noch  weiter  der  Gesetzge- 
bung und  llechtsbildung  der  einzelnen  Theile  überlassen;  wo 
Fragen  des  Privatrechts  von  der  Gesetzgebung  in  Angriff  genom- 
men wurden,  geschah  es  regelmässig  nur  aus  dem  Gesichtspunkt 
der  Polizei. 

Es  lag  dies  wesentlich  darin,  dass  nach  Ausbildung  der 
Landeshoheit  sich  bei  Landesherren  und  Städten  die  Neigung 
verstärkt  hatte,  ihre  speciellen  Angelegenheiten  der  allgemeinen 
Oberaufsicht  und  Anordnung  zu  entziehen  und  auch  ihr  Recht 
isolirt  und  selbstständig  auszubilden.  Es  fehlte  den  Deutschen 
an  dem  Patriotismus,  welcher  das  gesammte  Vaterland  umfasst, 
und  an  der  Opferwilligkeit,  das  Particuläre  zu  Gunsten  des  Allgemei- 
nen aufzugeben.  Da  sich  der  Satz  entwickelt  hatte,  dass  der  Landes- 
herr Kaiser  in  seinem  Territorium  sei,  suchten  die  auf  den  Reichs- 
tagen versammelten  Stände  nur  ihr  Verhältniss  unter  einander 
und  zum  Kaiser  zu  regeln.  Da  traten  denn  die  Verfassungsfra- 
gen besonders  in  den  Vordergrund,  die  Theilnahme  der  Stände 
am  Regiment  des  Reichs,  die  Zahlung  von  Reichssteuern,  die 
Verpflichtung  zu  Reichskriegen  u.  s.  w.  Die  vielen  Streitigkeiten 
der  einzelnen  Stände  unter  einander,  die  drohenden  Kriege  mit 
civilisirten  Staaten,  noch  mehr  mit  den  Türken,  Hessen  die  Ver- 
handlungen über  Krieg  und  Frieden  und  über  die  Mittel,  den 
Feinden  zu  begegnen,  sehr  viel  dringlicher  erscheinen,  als  Bera- 
thuugen  über  das  Recht  des  Vaterlandes.  Die  Zähigkeit  der  ein- 
zelnen Stände,  der  Mangel  an  Bereitwilligkeit,  dem  Kaiser  mit 
Truppen  und  Geld  zum  allgemeinen  Besten  zur  Seite  zu  stehen, 
die  grosse  Zahl  der  stimmberechtigten  Stände,  ihre  Abtheilung 
in  mehrere  Curien  machten  die  Verhandlungen  so  schleppend  und 
zeitraubend,  dass  nach  nothdürftiger  Einigung  über  die  unabweis- 
lichsten  Angelegenheiten  keine  Zeit  für  die  inneren  Fragen  mehr 
übrig  war.  Die  Religionsstreitigkeiten  spalteten  das  deutsche 
Reich  in  zwei  grosse  Parteien;  die  Angelegenheiten  der  Refor- 
mation boten  einen  neuen  schwierigen  Stoff  für  Festsetzungen 
dar,  machten  aber  auch  andererseits  die  Verhandlungen  über  an- 
dere Fragen  bei  der  Gespanntheit  der  Parteien  um  so  schwieri- 
ger.    Mit  dem  dreissigjährigen  Kriege  und   dem  westphälischen 
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Frieden,  welcher  die  Einheit  noch  mehr  lockerte  und  die  Landes- 
hoheit der  Souveränetät  nahe  brachte,  schlummerte  die  Reichs* 
gesetzgebung  fast  ganz  ein. 

Aber  auch  dann,  wenn  ein  Gesetz  auf  einem  fieichstage  zu 
Stande  gekommen  war,  hatte  dasselbe  meistens  keinen  absolut 
gebietenden,  gemeinrechtlichett-  Charakter;  es  überliess  die  ge- 
nauere Durchfuhrung  der  aufgestellten  Normen  noch  speciellen 
Vorschriften  der  einzelnen  Stände*),  oder  es  duldete  abweichende 
Statuten  und  Gewohnheitsrechte  (salvatorische  Clausel),  oder  gab 
den  einzelnen  Ständen  das  Recht,  durch  ihre  besonderen  Gesetze 
Abänderungen  vorzunehmen.  Nur  auf  solche  Bedingungen  hin 
war  eine  Einigung  zu  erzielen*).  Ausserdem  schoben  die  Landes- 
herren die  Publication  der  Reichsgesetze  oft  Jahre  lang  hinaus, 
oder  unterliessen  sie  wohl  auch  ganz  ß). 

Auch  in  den  Reichsgesetzen,  ebenso  wie  in  so  vielen  gesetz- 
geberischen Arbeiten  der  Territorien  und  Städte  sind  es  fortwährend 
dieselben  Gegenstände,  welche  behandelt,  dieselben  Sätze,  welche 
wörtlich  immer  von  Neuem  wiederholt  werden.  Es  findet  dies 
theils  darin  seinen  Grund,  dass  manche  Bestimmungen  der  Reichs- 
gesetze eine  nur  temporäre  Bedeutung  haben  sollten  und  daher 
einer  Wiederholung  bedurften,  theils  darin,  dass  die  Reichsgesetz- 
gebung keinen  tiefer  in  das  Volk  hineingreifenden  Einfluss  aus- 
übte, und  dass  eben  wie  zur  Zeit  des  Mittelalters,  so  auch  jetzt, 
die  ausgesprochenen  Sätze  oft  nur  fromme  Wünsche  blieben;  so 
musste  man  es  immer  wieder  versuchen,  sie  durch  neue  Einschär- 
fung  auch  der  factischen  Geltung  näher  zu  bringen.  Endlich  lag  das 
auch  darin,  dass,  wenn  man  Einzelnheiten  an  einem  Gesetze 
glaubte  ändern  zu  müssen,  man  auch  alle  stehen  gebliebenen 
Sätze  wiederholte. 

Dasjenige,  worüber  auf  einem  Reichstage  zvnschen  dem  Kai- 
ser und   den  Ständen  eine  Einigung  erfolgt  war,   fasste  man  am 


4)  Dies  ist  vielfach  bei  den  Polizeiordnungen  der  Fall ;  vergl.  Vitriarius 
illustr.  m.  p.  115.  N.  a,  p.  1147  seqq.  N.  c,  Eichhorn  IV.  S.  274. 

5)  Ueber  die  in  der  Doctrin  aufgestellten  Ansichten  von  dem  Verhaltniss 
der  Beichsgesetzgebung  zur  Landesgesetzgebung  vgl.  Vitriarius  ilL  lU.  p. 
1149  seq.  u.  Eichhorn  IV.  S.  292. 

6)  Einen  Beleg  dafär  werden  unten  die  Angaben  über  die  Publication 
der  Carolina  geben.  Auch  die  auf  die  Successionsordnung  bezüglichen  Reichs- 
schlüsse, welche  vielen  Partioularrechten  entgegentraten,  wurden  erst  sehr 
aUmählich  in  den  einzelnen  Theilen  Deutschlands  geltendes  Recht. 
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ScUuss  desselben  in  dem  sogenannten  Eeichsabschiede  zusam- 
men.  Die  Abschiede  enthalten  daher  auch  viele  Festsetzungen 
über  rein  politische  Fragen  oder  Dinge  von  ganz  concreter  vor- 
übergehender Bedeutung,  Beschlüsse  über  die  äussere  Politik  und 
die  Verhältnisse  der  einzelnen  Fürsten  unter  einander,  besonders 
über  Kriegszüge,  das  zu  stellende  Heer,  die  aufzubringenden  Geld- 
mittel und  deren  Vertheilung  unter  die  einzelnen  Stände  u.  s.  w. 
Von  den  Reichsabschieden  sind  die  Reichsgesetze  zu  unter- 
scheiden, über  welche  man  sich  meistens  schon  vor  der  Abfassung 
des  Reichsabschiedes  geeinigt  hatte ;  der  Reichsabschied  pflegt  nur 
kurze  Bestimmungen  übier  den  Gegenstand  des  Reichsgesetzes 
und  seine  Motive  zu  enthalten  und  im  Allgemeinen  auf  dieses 
selbst  zu  verweisen.  Weiter  sind  zu  unterscheiden  die  Wahl- 
Capitulationen,  welche  die  Rechte  des  Kaisers  im  Reich 
und  einzelne  Beziehungen  seiner  Herrschaft  feststellen  sollten, 
und  die  Reichsdeputationsabschiede,  welche  nicht  von 
dem  gesammten  Reichstage,  sondern  einzelnen  Deputationen  des-, 
selben  ausgehen. 

Seit  dem  Jahre  1654,  wo  der  Reichstag  zum  letzten  Male 
auseinander  ging,  giebt  es  keine  Reichsabschiede  mehr;  die  Be- 
schlüsse des  permanent  zusammenbleibenden  Reichstages  heissen 
Reichsschlüsse ''). 

§.  69.     Einzelne  Reiehsgesetze. 
I.    Gesetze,  welche  jieh  anf  die  Reiehsverfassung  and  das  Reiehskrlegswesen 

beziehen. 

Zunächst  gehören  hieher  die  Vorschriften  über  die  Errich- 
tung eines  Reichsregiments,   welche  in  die  ersten  Decennien  des 


7)  Eine  Sammlung  derselben  ist:  J.  J.  Pachner  v.  Eggenstorf  Samm- 
lung aller  von  Anfang  des  Reichstages  vom  Jahre  1663  bis  anhero  abgefasster 
Reichsschlüsse.  4  Theile.  Regensb.  1740 — 1777.  fol.  —  Ohne  auch  nur  im  ent- 
ferntesten erschöpfen  zu  wollen,  stellen  wir  im  folgenden  §.  die  wichtigsten 
Beichsgesetze  zusammen.  Wir  übergehen  dabei  die  Carolina,  welche  zweck- 
mässig mit  den  übrigen  Halsgerichtsordnungen  verbunden  wird,  die  Oonoordate 
mit  dem  päpstlichen  Stuhl  und  die  verschiedenen  auf  die  Reformation  bezüg- 
lichen Eeichsabschiede  und  handeln  auch  von  den  auf  die  Verfassung  bezüg- 
Hchen  Ordnungen  nur  kurz.  Ebenso  gehören  auch  nicht  hieher  die  vielen  nur 
auf  vorübergehende  Verhältnisse  sich  beziehenden  Reichstagsabschiede.  Ueber 
die  Reichsmatrikeln  vgl.  Pfeffinger  Vitriarius  illustratus  I.  p.  1001  seqq. 
und  Eichhorn  IH.  S.  318  f.,  IV.  S.  301  ff. 
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sechzehnten  Jahrhunderts  fallen  und  von  keiner  langen  Geltung 
gewesen  sind.  Die  erste  Reichsregimentsordnung  wurde  zu  Augs- 
burg im  Jahre  1500  erlassen  i);  indem  man  auf  ältere  Vorschläge 
zur  Reorganisation  des  Reichs  zurückging,  wurde  mit  ihr  zugleich 
eine  Eintheilung  des  Reichs  in  Kreise,  mit  Ausnahme  der  kur- 
fürstlichen, östreichischen  und  burgundischen  Lande  verbunden. 
Nachdem  im  Jahre  1512  die  Kreiseintheilung  erweitert*  worden 
war*),  wurde  auf  dem  Reichstage  zu  Worms  im  Jahre  1521  von 
Neuem  ein  Reichsregiment  aufgerichtet®). 

Seit  der  Wahl  Karl's  V.  zum  deutschen  Kaiser  wurde  es 
Sitte,  dass-  die  Kurfürsten  mit  dem  zu  wählenden  Fürsten  die 
Bedingungen  feststellten,  unter  denen  sie  ihn  wählen  wollten,  und 
zu  denen  er  sich  fiir  seine  Regierung  zu  verpflichten  hätte,  die 
sogenannten  Wahlcapitulationen*).  Sie  sind  die  wichtigsten 
Urkunden  der  Reichsverfassung  und  wurden,  indem  man  einzelne 
Sätze  genauer  präcisirte  oder  neu  aus  den  Reichsgesetzen  hinzu- 
fügte, im  Laufe  der  Zeit  immer  weiter  ausgebildet.  Es  war  der 
Wunsch  des  Reichs,  dass  diese  Grundsätze  nicht  erst  bei  jeder 
Wahl  von  Neuem  vereinbart,  sondern  fiir  die  Dauer  festgestellt 
würden  und  dass  ihre  Ausarbeitung  nicht  allein  in  die  Hand  der 
Kurfiirsten  gegeben  würde.  In  den  westphälischen  Frieden  wurde 
die  Bestimmung  aufgenommen*),  dass  der  nächste  Reichstag  be- 
rathen  solle  de  eledione  Bomanorum  Begunty  certa  constantique 
Caesarea  Capüidatione  concipienda.  Der  jüngste  Reichsabschied 
von  1654  ö)  verwies  die  Ausarbeitung  der  Wahlcapitulation  vor 
den  zu  Frankfurt  abzuhaltenden  Reichsdeputationstag.  Auf  dem 
permanenten  Reichstage  wurde  eine  Anzahl   von  Projecten  aus- 


1)  Neue  Samml.  11.  S.  56—63;  vgl.  auch  Augsb.  ReichsabBch.  v.  1500. 
§.  36-38  (N.  Samml.  II.  S.  82). 

2)  Vgl.  das  Verzeichniss  der  zu  den  einzelnen  Kreisen  gehörigen  Stände 
N.  SammL  II.  S.  211-216. 

3)  Ordnung  von  1521  in  N.  Samml.  II.  S.  172—179;  vgl.  auch  den  R.-A. 
"von  Worms,   das.  IL  S.  204  ff.  u.  zur  Geschichte  der  Ordnung  Harpprccht 

Staatsarchiv  lY.  2.  S.  21  ff.,  83  ff.;  ausserdem  noch  die  Bestimmungen  des 
R.-A.  V.  Speier  1526.  §.  16  ff  (N.  Samml.  II.  S.  277  ff). 

4)  Vgl.  Vitriarius  illustr.  I.  p. 834  seqq.,  Eichhorn  §.  477,  531,  594. 
Üeber  sie  und  ihre  Ausgaben  vgl.  Pütt  er  II.  S.  392  ff.,  über  die  neueren 
Oapitulationen  vgl.  H.  A.  Zaohariä  Staatsr.  I.  §.  33.  N.  7: 

5)  Instrument,  pacis  Osnabr.  Art.  8.  §.  3. 

6)  §.  192  (N.  Samml.  IH.  S.  677). 
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gearbeitet;  da  man  sich  aber  nicht  über  alle  Punkte  vereinigen 
konnte,  so  blieb  es  bei  dem  Project  einer  perpetuirlichen  Wahl- 
capitulation  vom  Jahre  1711 ''),  welchem  die  .Kurfürsten  später  noch 
einzelne,  in  ihrer  Geltung  bestrittene  Sätze  zusetzten®).  Die  letzte 
Wahlcapitulation  wurde  im  Jahre  1792  mit  Franz  IL  vereinbart. 

In  Betreff  des  Reichsheers  wurden  auch  abgesehen  von 
den  Matrikeln  ^)  allgemeinere  Vorschriften  erlassen,  so  in  dem  Augs- 
burger Reichsabschiede  von  1500***),  besonders  in  der  auf  dem 
Reichstage  zu  Speier  im  Jahre  1570  erlassenen  „Reichs-Reuter- 
bestallung"  und  den  sich  daran  schliessenden  „Articuln  auf  die 
Teutsche  Knecht^  >*);  es  wird  hier  gehandelt  von  der  Rüstung,  dem 
Sold,  der  Beurlaubung,  den  Pferden  u.  s.  w.,  besonders  auch  von 
dem  alt  löblichen  Teutsch  Reuter-  oder  Ritterrecht,  d.  h,  dem 
Kriegsgericht  und  der  Bestrafung  der  einzelnen  Verbrechen. 

Durch  den  Westphälischen  Frieden  vom  Jahre  1648, 
über  welchen  seit  1643  zu  Osnabrück  und  Münster,  dort  mit 
Schweden,  hier  mit  Frankreich  (Instrumentum  pacis  Osnabrucen- 
sis  und  Instrumentum  pacis  Monasteriensis)  verhandelt  worden 
war,  wurden  nicht  blos  die  territorialen  und  religiösen  Verhält- 
nisse Deutschlands  geordnet,  sondern  auch  einzelne  Verfassungs- 
fragen geregelt  *^).  Er  wurde  später  vollständig  in  den  fünften 
Paragraphen  des  jüngsten  Reichsabschiedes  von  1654  aufgenom- 
men. Endlich  ist  der  die  Auflösung  des  deutschen  Reichs  bereits 
vorbereitende  Reichs-Deputations^Hauptschluss  von  1803  zu  er- 
wähnen *^). 

II.    Gesetze,  welche  sich  auf  den  UndA*iedeii  beziehen. 

Dem  fünfzehnten  Jahrhundert  gehören  viele  Landfrieden  an, 
welche   aber   alle   eine   nur  vorübergehende  Geltung  für  wenige 


7)  N.  Samml.  IV.  S.  233—259. 

8)  Die  Wahlcapitulation  yon  1745  in  d.  N.  Samml.  IV.  Zugabe  S.  2—33. 

9)  Vgl.  S.  187.  N.  7. 

10)  §.  54  ff.    N.  Samml.  IL  S.  85  ff. 

11)  N.  Samml.  HI.  S.  321—341. 

12)  Ueber  die  Geschichte  des  Friedens  und  die  Literatur  desselben  hat 
die  Verfassungsgeschichte  zu  handeln;  vgl.  auch  Daniels  Handb.  II«  2. 
S.  548. 

13)  VgL  Literatur  bei  Zach ariä  Staatsrecht.  §.  35.  N.  12. 
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Jahre  haben  sollten  **).  Abgesehen  von  dem  Verbot  der  Fehde 
beschäftigen  sie  sich  eingehend  mit  Anstalten,  um  die  Rechts- 
pflege zu  fordern  und  zu  bessern ;  sie  treten  den  westphälischen 
Fehmgerichten  entgegen,  ordnen  Austräge  an,  bestimmen,  welches 
Gericht  für  die  verschiedenen  Fälle  von  Streitigkeiten  competent 
sei,  sorgen  für  die  Execution  der  Urtheile  ü.  s.  w. 

Einen  anderen  Charakter  hatte  der  auf  dem  Keichstage  zu 
Worms  im  Jahre  1495  aufgerichtete  Landfriede,  welcher  ein  ewi- 
ger sein  und  die  Fehde  ganz  abschaffen  will  ^*) ;  ihm  liegt  grossen- 
theils  der  Frankfurter  Landfriede  von  1486  zu  Grunde  •^);  in 
Verbindung  mit  ihm  steht  die  Kammergerichtsordnung  und  die 
Executionsordnung  desselben  Jahres  *').  Die  Bestimmungen  des 
ewigen  Landfriedens  wurden  auf  den  folgenden  Reichstagen  noch 
mehrmals  wiederholt,  erläutert  und  mit  weiteren  Zusätzen  ver- 
mehrt. So  erfolgten  zunächst  1498  zu  Freiburg  einzelne  Decla- 
rationen  und  Zusätze  **^),  dann  zu  Augsburg  1500  *®).  Bei  seiner 
neuen  Verkündigung  auf  dem  Wormser  Reichstage  von  1521  wur- 
den die  Freiburger  Declarationen  aufgenommen  und  durch  neue 
Declarationen  vermehrt  2«).  Eine  neue  ausführliche  Executions- 
ordnung mit  Bestimmungen  über  die  Bedeutung  der  Kreise  für 
den  Landfrieden  erging  zu  Nürnberg  1522  2*).  Auch  später  wurde 
der  Landfrieden  noch  öfter  verkündet  2^). 


14)  Vgl.  Eichhorn  III.  S.  109  ff.,  118  f. 

15)  N.  Samml.  II.  S.  3-6. 

16)  N.  Samml.  I.  S.  275—278.  lieber  die  Entstehung  des  ewigen  Land- 
friedens und  die  Verhandlungen  zwischen  Kaiser  und  Ständen  vgl.  Datt  de 
pace  publica.  Ulm.  1698.  fol.  p.  784  seqq.;  aus  den  Acten,  welche  derselbe 
p.  825  seqq.  über  den  "Wormser  Reichstag  mifctheilt,  sind  für  den  Landfrieden 
besonders  wichtig  p.  856,  860,  870,  871,  874,  887,  889  seqq. 

17)  Handhabung  Friedens  und  Rechtens,  N.  Samml.  IL  S.  11—13. 

18)  N.  Samml.  IL  S.  39-42. 

19)  N.  Samml.  IL  S.63— 67.  —  Der  Befehl  einer  neuen  Verkündigung  und 
Verschärfung  im  Augsburger  Reichsabschiede  von  1510.  §.  17,  in  dem  Abschied 
des  Reichstages  von  Cöln  und  Trier  von  1512  §.  3,  N.  Samml.  IL  S.  134,  137. 

20)  N.  Samml.  IL  S.  194-203. 

21)  N.  Samml.  H.  S.  229-241. 

22)  Zu  Speier  1542,  §.  124,  N.  Samml.  IL  S.'464;  eine  neue  Publication 
mit  Verbesserungen,  Erklärungen  und  Zusätzen  zu  Augsburg  1548,  N.  Samml. 

"n.  574—587;  vgl.  auch  den  Abschied  dieses  Reichstages  §.  17—20.  —  Eine 
neue  Executionsordnung,  mit  Bestimmungen  über  die  Kreisverfassung  auf  dem 
Augsb.  Reichstage  von  1555.  N.  Samml.  UI.  S.  20 — 32.    Weitere  Bestiounun- 
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Mit  diesen  Gesetzen  verbinden  wir  zugleich  die  Decrete  ge- 
gen die  Duelle  von  1668  und  1670««). 

111.    Gesetze»  weiche  sieh  aaf  das  Gerichtswesen  beziehen  2^). 

Allgemein  war  es  anerkannt,  dass  alle  Landfriedensgebote 
vergeblich  seien,  wenn  nicht  für  die  ordentliche  Besetzung  eines 
höchsten  Reichsgerichts  gesorgt  und  die  Execution  der  Urtheile 
mit  Strenge  durchgeführt  .würde.  Ein  kaiserliches  Kammerge- 
richt'*) gab  es  schon  seit  Jahrhunderten ;  allein  dasselbe  wanderte 
mit  dem  Hofe  des  Kaisers  und  war  mit  von  ihm  allein  ernann- 
ten und  von  ihm  abhängigen  Beisitzern  besetzt.  Beides  genügte 
den  neueren  Anforderungen  nicht  mehr.  Kaiser  Friedrich  III. 
gab  ihm  im  Jahre  1471  eine  Gerichtsordnung '*),  in  deren  Eingange 
es  ganz  unbestimmt  heisst,  der  Kaiser  wolle  es  mit  einem  Kam- 
merrichter und  einer  ziemlichen  Anzahl  ehrbarer  und  redlicher 
XJrtheiler  besetzen;  es  solle  seine  Sitzungen  da  halten,  wo 
sich  der  Kaiser  befände,  oder  wo  er  die  Abhaltung  beföhle.  Sie 
enthält  Eidesformulare  für  die  ürtheiler,  Gerichtsschreiber,  Pro- 
curatoren,  Advocaten,  Gerichtsboten  und  Bestimmungen  über  Con- 
tumacia,  Appellation  und  Gerichtskosten.  Eine  weitere  Ordnung 
wurde  im  Jahre  1487  ausgearbeitet^'') ;  doch  blieb  sie  wohl  nur 
Entwurf.  Sie  bestimmt  bereits  genauer  die  Zahl  der  Beisitzer 
auf  zwölf,  deren  Hälfte  der  Rechte  gelehrt  und  gewürdigt  sein 
soll;  die  Beisitzer  werden  angewiesen,  nach  den  Statuten,  aber 
auch  nach  des  Reichs  gemeinen  Rechten  zu  richten.  Sie  enthält 
ausser  den  Eidesformularen  für  die  Gerichtspersonen  auch  Vor- 
schriften über  den   schriftlichen  Process,  Citationen,  Competenz, 


gen  über  den  Landfrieden  und  seine  Handhabung  enthalten  die  Beichsabschiede 
von  Augsburg  von  1559  §.  19  AT.,  von  1566  §.  8  ff.,  von  Regensburg  von  1594 
§.  67  ff.     N.  Samml.  III.  S.  166  ff,  215  f.,  432  ff. 

23)  N.  Samml.  IV.  S.  55  f.  u.  S.  70  ff. 

24)  Die  Ordnungen  der  Kaiserlichen  Landgerichte  vgl.  unten  §.  73. 

25>  Harppreoht  Staatsarchiv  (vgl.  oben  S.  84.  N.  2)  und  desselben  Ge- 
schichte des  Kaiserl.  u.  Beichs-Cammergerichts  von  den  Jahren  1545—1558. 
ühn  1785.  4.  (Diesen  Specialtitel  führt  der  sechste  Theil  des  Staats-Archivs.) 

26J  N.  Samml.  LS.  249-252,  Harppreoht  L  S.  220-252,  Herchen- 
hahn Geschichte  des  Kaiserl.  Beichshofraths  I.  1792.  S«  448—454. 

27)  Nach  Schilter's  Mittheilung  der  Handschrift  vrurde  sie  zuerst  ge- 
druckt von  Datt  de  p.  p.p.  718-724;  dann  bei  Harppreoht  IL  S.223— 23L 
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über  den  Sitz  des  Gerichts,  Sportein,  Contumacia,  Acht,  Appella- 
tion. Es  ist  dies  wohl  diejenige  Eammergerichtsordnung^  auf 
welche  sich  die  Stände  in  dem  Frankfurter  Reichsabschiede  von 
1489  beziehen,  und  deren  Bestimmungen  gemäss  sie  die  Besetzung 
des  Gerichts  begehren^®). 

Das^  Verlangen  der  Stände  wurde  aber  erst  *auf  dem  Reichs- 
tage zu  Worms  (1495)  befriedigt,  wo  eine  Kammergerichtsord- 
nung zwischen  dem  Kaiser  und  den  Ständen  vereinbart  wurde  *^). 
Dieselbe  gab  dem  Gericht  einen  festen  Sitz,  bestimmte  12  ürthei- 
1er,  von  denen  die  Hälfte  der  Rechte  gelehrt  und  gewürdigt  sein 
sollte,  und  überliess  den  Ständen  ihre  Präsentation; -in  sie  wur- 
den die  meisten  Artikel  der  Gerichtsordnung  von  1487  herüber- 
genommen®®). Sie  handelt  von  der  Besetzung  des  Gerichts, 
Sportein,  Contumacia,  Acht,  den  Sitzungen,  dem  Armenrecht, 
Austrägen,  Klagen  gegen  Reichsstände.  In  den  Territorien  soll 
die  Gerichtsbarkeit  verwaltet  werden  nach  Herkommen  und  Ge- 
bräuchen (§.  29),  Declarationen  für  das  Kammergericht  sollen 
vom  Reichstage  ausgehen  (§.  32). 

Zugleich  wurde  auf  demselben  Reichstage  in  weiterer  Sorge 
für  das  Gerichtswesen  eine  Reformation,  die  FreischöflFen  und  das 
heimliche  Gericht  zu  Westphalen  betreffend,  erlassen**),  welche  im 
Wesentlichen  in  einer  Wiederholung  und  Einschärfung  der  Sätze 
der  Reformation  Friedrichs  HI.  von  1442  besteht»*). 

Die  Ordnung  des  Kammergerichts  war  sehr  kurz  und  bezog 
sich  mehr  auf  die  Gerichtsverfassung,  als  auf  den  Process,  so 
dass  man  ihre  Ergänzung  und  Erklärung  bereits  sehr  bald   auf 


28)  Die  Ordnung  wnd  Ärticül  auf  vorgehalten  Tagen  zu  Frankfurt 
(1486)  und  Nürnberg  (1487)  auf  das  Kaiserliche  Cammergericht  begriffen  u. 
seinen  Kaiserlichen  Grnaden  übergeben,  Frankf.  R.-A.  von  1489  §.  11.  N.  Samml. 
I.  S.  288  f. 

29)  N.  Samml.  H.  S.  6—11. 

30)  üeber  die  Entstehmig  der  Ordnung  von  1495  vgl.  Datt  p.  710  seqq. 
Aus  den  bei  Datt  p.  825  seqq.  mitgetheilten  Acten  desWormser  Reichstages 
ist  für  die  Geschichte  der  Ordnung  besonders  zu  bemerken  p.  856  seq.,  866, 
870,  871,  873,  876  seqq.;  ein  Auszug  aus  Datt  bei  Harpprecht  ü.  S.  199 
—213.  —  Nach  Datt  p.  712  erfolgte  die  endliche  Eedaction  der  Ordnung 
1495  durch  Vitus  Wolckenstein,  nach  Hommel  Jjiteratura  juris  p.  160 
wurde  sie  verfasst  von  Caspar  Quno  und  Conrad  Vischius. 

31)  N.  Samml.  H.  S.  18—20. 

32)  N.  Samml.  I.  S.  172,  173;  vgl.  B.  L  S.  401. 
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den  folgenden  Reichstagen  unternehmen  musste.  Schon  auf  dem 
^Reichstage  zu  Lindau  (1496),  wo  Bestimmungen  über  den  Pro- 
cess  erlassen  wurden»»),  dann  auf  dem  zu  Freiburg  (1498)»*) 
wurde  sie  Gegenstand  neuer  Berathungen.  Es  sei  dem  Kammer- 
richter unrd  den  Beisitzern  befohlen  worden,  über  die  Gebrechen, 
welche  sich  gezeigt  hätten,  Bericht  zu  erstatten.  Demgemäss 
wurden  Beschlüsse  gefasst»*)  über  Vertretung  des  Richters,  die 
Zahl  der  Beisitzer^  Vertheilung  der  Geschäfte  unter  denselben, 
Citation,  Qualification  der  Notare,  das  Recht  der  Procuratoren, 
die  Acten  einzusehen,  das  Amt  der  Notare.  lieber  andei^e  Punkte 
wurde  die  Entscheidung  bis  zum  folgenden  Reichstage  ausgesetzt. 
Auf  dem  Augsburger  Reichstage  1500  wurden  diese  Zusätze  theils 
von  Neuem  bestätigt,  theils  noch  weitere  erlassen  »^),  über  Klagen 
gegen  Fürsten,  Prüfung  der  Procuratores ,  Citation,  die  Acten, 
den  Fiscal,  Gerichtsboten,  Armenrecht,  Kosten,  über  den  Process 
erster  Instanz,  Einreden,  Appellation,  Contumacialv'erfahren.  Durch 
die  neu  hinzukommenden  Vorschriften  wurde  die  Schriftlichkeit 
des  Verfahrens  und  die  Beseitigung  der  deutschrechtlichen  Grund- 
sätze noch  mehr  befördert.  Auch  auf  den  Reichstagen  zu  Costnitz 
und  Regensburg  (1507)»')  kamen  noch  einzelne  Sätze  über  die 
Gerichtspersonen,  die  Visitationen  des  Gerichts,  Execution  u.  s.  w. 
hinzu.  In  demselben  Jahre  wurde  auf  dem  Regensburger  Reichs- 
tage auch  eine  Processordnung  vorgelegt,  die  zu  ihrem  Inhalt  Ci- 
tationen,  den  ersten  Termin,  Litis  contestatio,  die  verschiedenen 
Verhandlungen  und  Appellation  hat  ^),  Nach  Art  eines  processua- 


33)  Ueber  die   Verhandlungen  zu  Lindau  Tgl.  Harpprecht  IL  S.  243. 

34)  Auszüge  aus  den  Verhandlungen  des  Freiburger  Reichstages  bei 
Hurpprecht  IL  S.  305  ff.,  das  Kammergericht  betreffend  S.  346  ff.,  358. 

35)  N.  Samml.  II,  S.  43—46. 

36)  N.  SammL  IL  S.  67—77. 

37)  N.  Samml.  n.  S.  113—116;  Auszüge  aus  den  Reichstagsacten  von 
1507  bei  Harpprecht  H.  S.  441  ff. 

38)  N.  Samml.  11.  S.  123—132.  Die  Ueberschriftheisst:  Der  Kaiserlichen 
Commissarien  und  Churfwrstlichen  Bäthe  Ordnung  der  Termin  am  Kayserl 
Gammergericht  eu  halten,  m  Begenspurg  gemacht,  approbirt  und  publicirt  im 
Jahre  1508.  Dieselbe  scheint  aber  mehr  eine  Vorarbeit  der  Oommission,  als 
eine  ausgearbeitete  Ordnung  zu  sein,  und  es  bleibt  mir  zweifelhaft,  ob  sie  je 
publicirt  worden  ist.  -^  Ueber  ihren  gelehrten,  romanisirenden  Charakter  vgl. 
B riegleb  Executiv-Process  L  1839.  S.  33  ff. 

OottUche  Bechtsgesohichte  I.    9.  13 
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lischen  Handbuchs  ist  sie  mit  vielen  fremden  Kuustausdrücken, 
Citaten  aus  den  Quellen  und  dör  Literatur,  aus  der  Glosse,  Barto- 
lus,  Baldus,  Panormitanus ,  ßainaldus  ausgestattet  und  vergleicht 
die  kammergerichtliche  Praxis  mit  der  der  römischen  Gerichts- 
höfe. Zu  Worms  machten  im  Jahre  1517  kaiserhche  und  kur- 
fürstliche Commissarien  Vorschläge  zur  Beschleunigung  des  Pro- 
cesses  und  über  einzelne  andere  Punkte«®). 

Das  Material  war  seit  der  Ordnung  von  1495  so  bedeutend 
angewachsen,  dass  eine  neueBedaction  als  entschiedenes  Bedüräuss 
galt;  es  wurde  daher  auf  dem  Wormser  Reichstage  von  1521  eine 
ausführliche,  allerdings  noch  wenig  systematische  Kammergerichts- 
ordnung in  33  Titeln  und  einzelnen  Paragraphen  publicirt*®), 
welche  sowohl  die  Gerichtsverfassung  als"  das  Verfahren  zum  Ge- 
genstande hat.  Es  ist  dies  also  die  zweite  Kammergerichts- 
ordnung; in  ihr  heisst  es,  man  habe  sich  genöthigt  gesehen, 
die  Ordnung  und  ihre  späteren  häufigen  Declarationen  zu  re^i- 
diren,  mit  Zusätzen  und  Aenderungen  zu  versehen  und  von  Neuem 
in  eine  Ordnung  zu  setzen. 

In  den  folgenden  Jahren  wurde  das  Reichsregiment  für  die 
Ausbildung  des  kammergerichtlichen  Verfahrens  thätig,  durch  die 
Beschlüsse  zu  Nürnberg  1523*')  und  zu  Speier  1527*«).  Auf 
dem  Speierer  Reichstage  von  1529**)  wurde  beschlossen,  einige 
Personen  vom  Reichsregiment  und  vom  Kammergericht  abzuord- 
nen, um  die  Kammergerichtsordnung  aus  eitlen  Abschieden  jsfusanh 
men  zu  ziehen,  das  überflüssig  zu  unterlassen  und  was  gebessert,  an 
desselben  statt  in  Ordnung  0U  bringen,  0u  stellen  und  eu  ruhricirm; 


39)  N.  Samml.  II.  S.  166--169.  —  Vgl.  auch  den  Bericht  des  Ausschusses 
auf  dem  Reichstage  zu  Mainz  von  1517  über  Mängel  des  Justizwesens  bei 
Harpp recht  III.  S.  355  f.;  in  ihm  wird  geklagt  über Nichtbeobaohtung  der 
Ordnungen,  über  langwierige  Disputationes,  Verschleppung  derProcesse,  man- 
gelhafte Execution  u.  s.  w.  S.  363  ff.  ein  Schreiben  des  Reichstages  in  dersel- 
ben Angelegenheit.  —  Verhandlungen  auf  dem  Augsburger  Reichstage  von 
1518  bei  Harpprecht  IH.  S.  380  ff. 

40)  N.  Samml.  n.  S.  179—194. 

41)  N.  Samml.  n.  S.  247—252:  über  Thätigkeit  der  Beisitzer,  Oitation, 
Verfahren  in  erster  Instanz  und  in  appellatorio,  Oontumacialyerfahren,  Procu- 
ratoren. 

42)  N.  Samml.  11.  S.  289—292:  das  Reichsregiment,  der  Kammerrichter 
und  die  Beisitzer  erlassen  eine  Ordnung  für  das  Verfahren. 

43)  §.  29.    N.  Samml.  II.  S.  299. 
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wenn  dann  der  Erzbischof  von  Mainz  den  Entwurf  billige,  solle 
er  die  Ordnung  pubüciren.  Zu  Augsburg  im  Jahre  1530**)  be- 
schloss  man  noch  einzelne  Sätze  über  Besetzung,  Einrichtung  des 
Eammergerichts  u.  s.  w.  Eine  Visitation  sollte  das  Eammergericht 
an  Personen  und  andern  Mängeln  und  Gebrechen  reformiren  und 
in  gute  nützliche  Ordnung  steilen^  besonders  um  das  schlep- 
pende Verfahren  abzukürzen;  drei  Kammergerichtsbeisitzer  sollten 
mit  dem  Verwalter  aUe  neue  und  aite  Ordnung,  Decla/ration  und 
Besserung  des  Kammergerichts  in  ein  Buch  ziehen  und  zusammenr 
bringen,  und  den  Entwurf  dem  Erzbischof  von  Mainz  vorlegen. 
Mit  dieser  Arbeit  wareri.die  Visitatoren  zu  Speier  im  Jahre  1531 
so  weit  fertig  geworden,  dass  sie  nach  Prüfang  aller  Mängel  eine 
Ordnung  und  Beformaiion  in  58  Paragraphen  zusammengestellt 
hatten***)  und  dieselbe  zur  Redaction  den  drei  Beisitzern,  Joh. 
Sebastian  v.  Hurnheim,  Franc.  Frosch  und  Eitel  Trautwein,  Probst 
zu  Neuhausen,  welche  alle  drei  Doctoren  waren,  und  dem  Ver- 
walter Ulrich  Varnbüler  übergaben**).  Die  Vorschläge  der  Visi- 
tation wurden  mit  Ausnahme  weniger  Aenderungen  von  dem  Re- 
gensburger Reichstage  1532  angenommen*^).  Neue  Mängel  wur- 
den von  den  Visitatoren  des  Jahres  1533  angegeben  und  Voj- 
schläge  zu  ihrer  Besserung  gemacht*');  im  Jahre  1538  ordnete 
das  Gericht  selbst  etliche  Punkte,  stellte  Eidesformulare  für  die 
Gerichtspersonen  und  Parteien  auf  und  erliess  eine  Verordnung 
fiir  die  Eammerboten.  Im  Jahre  1548  war  man  mit  den  Arbeiten  für 


44)  N.  Samml.  H.  S.  318  flF. 
44a)  N.  Samml.  H.  S.  345-352. 

45)  Vgl.  §.  33,  34.  S.  351.  —  Von  diesen  drei  Männern  ist  nur  Franz 
Frosch  (vgl.  über  ihn  Hugo  S.  213  und  Anm.  3  und  Will  Nürnb.  Gel.- 
Leatikon  V.  S.  372  f.)  genauer  bekannt,  als  Schriftsteller  durch  seine  Isagoge 
in  juris  civilis  Studium  1533.  Zu  Nürnberg  geboren,  studirte  er  in  Italien, 
Ingolstadt  und  Freiburg,  wo  er  mit  Zasius  sehr  befreundet  war  und  für  den- 
selben auch  Vorlesungen  zur  grossen  Unzufriedenheit  seiner  OoUegen  hielt, 
welche  Frosch  als  einen  rebeUis^  alienus  ab  Universitäten  qui  per  rebeUionem  et 
incbedientiam  ab  ea  decessisaet,  ansahen  (vgl.  die  Freiburger  Universitätsacten  v,  J. 
1520  bei  ßiegger  Zasii  epistolae  p.  41);  1522  schreibt  Zasius  an  ihn  wegen 
einer  Anstellung  in  Nürnberg  (vgl.  oben  S.  61.  N.  38);  er  lebte  also  damals 
wohl  dort.  Später  (1525)  ist  er  Kanzler  beim  Bischof  zu  Würzburg  (Zasius 
epp.  p.  449),  seit  1530  Assessor  am  Kammergericht,  1533  Advocat  zu  Strass- 
borg.    Er  stirbt  1540. 

.46)  N.  Samml.  H.  S.  356-360. 
47)  N.  Samml.  U.  S.  403—406. 
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die  neue  Kammergerichtsordnung  fertig*'*),  sodass  sie  in  diesem 
Jahre  auf  dem  Augsburger Reichstage  publicirt  wurde  (die  dritte 
Kammergerichtsordnung).  Der  Reichsabschied *s)  sagt,  der 
Kaiser  habe  alle  Kammergerichtsordnungen  durchsehen  und  in 
eme  latUere,  gemeine  Ordnung  bringen  y  verfertigen  und  ausgehen 
Uissen^^).  Auf  Grund  des  Passauer  Religionsfriedens  wurden  auf 
dem  Augsburger  Reichstage  von  1555  noch  einige  Modificationen 
zu  Gunsten  der  Augsburgischen  Confessionsverwandten  beliebt 
und  ihre  Einschaltung  an  den  betreffenden  Stellen  der  Kammer- 
gerichtsordnung angeordnet  60).  Demgemäss  wurde  dann  die  Ge- 
richtsordnung von  1548  mit  diesen  geringen  Aenderungen  im 
Jahre  1555  von  Neuem  publicirt*^). 

Dieselbe  besteht  aus  drei  Theüen,  welche  in  Titel  und  Para- 
graphen zerfallen  *2).  In  ihr  wird  (II.  36)  die  weitere  Fortbildung 
des  Processes  dem  Kammergericht  unter  Mitwirkung  der  Yisita- 
toren  überlassen: 


47a)  Ueber  dieselben  Harpprecht  Geschichte  S.  19  flF. 

48)  §.  36.    N.  Samml.  II.  8.  534. 

49)  Da  die  K.-G.-O.  von  1555  mit  ihr  in  allem  Wesentlichen  überein- 
stimmt, ist  sie  in  die  Sammlung  der  Beichsabschiede  nicht  aufgenommen.  Von 
Justinus  Gobier  wurde  sie  in  das  Lateinische  übersetzt r  vgl.  Harpprecht 
Geschichte  S.  21,  22. 

50)  Augsb.  R.-A.  von  1555  §.  104—114.  N.  Samml.  m.  S.  33  f.,  in  Be- 
treff anderer  Artikel  fand  noch  keine  Vereinbarung  Statt ;  sie  sollten  in  einem 
Memorialzettel  zusammengefasst  und  den  Visitatoren  vorgelegt  werden.  —  Vgl. 
auch  Harpprecht  Geschichte  S.  77  ff. 

51)  N.  Samml.  IH.  S.  43-136. 

52)  Erster  Theil  in  86  Titeln:  Von  den  Personen  des  Kammergerichts : 
Von  der  Besetzung  des  Gerichts*  von  den  Pflichten  ,und  Functionen  der  Ge- 
richtspersonen, der  Vertheilung  der  Acten,  Referiren  und  Votiren;  über  den 
Fiscal,  die  Advocaten  und  Procuratoren,  Oanzlei-Personen,  Notare  u.  weitere 
Beamte,  über  arme  Parteien,  Besoldungen,  freies  Geleit,  Visitationen  und  die 
verschiedenen  Eidesformulare. 

Zweiter  Theil  in  36  Titeln:  Von  Gewalt  und  Gerichtszwang  in  erster 
Instanz,  Austräge,  Vorschriften  für  das  Verfahren  in  einzelnen  Arten  von 
Sachen ;  über  die  Oompetenz  in  zweiter  Instanz,  Vorschriften  über  die  Appella- 
tion, Ferien. 

Dritter  Theil  in  55  Titeln:  Von  dem  gerichtlichen  Prooess;  Gerichts* 
tage,  causae  ordinariae  und  extraordinariae,  Verfahren  in  erster  und  zweiter 
Instanz,  Nullität,  Supplication,  Abhaltung  der  Termine,  Schriften,  Contumaciam 
Urtheil,  Execution,  Kosten,  Rechtsmittel  gegen  kammergerichtliche  Urtheile. 
—  Ueber  Beweismittel  enthält  die  Ordnung  ikeine  eingehenden  Vorschriften. 
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/fem,  ob  dieser  Ordntmg  des  Process  halben  des  Cammer- 
gerichts  Zweiffei  einfallen,  oder  weiter  Ordnung  und  Fürsehu/ng 
zu  thun  vonnöthen  seyn  würde,  wollen  unr  CammerriefUer  und 
Bey sitzer  befohlen  haben,  jederzeit  wann  es  die  Nothdurfft  er- 
fordert, des  Process  halben,  diese  Ordnung  ihres  besten  Ver- 
ständnuss  zu  dedariren,  zu  bessern,  amh  weiter  nothwendige 
Für  sehung  und  Ordnung  fürzunehmen  und  zu  machen,  und 
dieselbig  also  bis  zu  der  jährlichen  Visitation  ....  zu  hatten  be- 
fehlen und  alsdann  dieseUnge  samt  andern  Mängeln,  den 
verordneten  Commissarien  und  Visitatom  fürzubringen,  die 
dann  dieselbig  apprcbiren,  oder  sonst  derhalben  gebührlichs  Ein- 
sehens thun  sollen. 

Die  Eammergerichtsordnung  von  1555  blieb  die  neueste,  und 
es  kamen  zu  ihr  nur  Declarationen,  Bescheide  und  Zusätze 
hinzu. 

Schon  auf  dem  Reichstage  zu  Speier  von  1557  wurden  auf 
Grund  der  Acten  der  Visitation  von  1556  und  1557  Bestimmun- 
gen über  die  Visitation,  die  Anstellung  ausserordentlicher  Bei- 
sitzer, über  Referiren  u.  s.  w.  getroffen  und  in  den  Reichsabschied 
aufgenommen^^).  Ebenso  nahm  man  Sätze  über  das  Kammerge- 
richt in  die  Reichsabschiede  von  Augsburg  1559**)  und  1566**), 
von  Speier  1570*6),  Regensburg  1576*^),  1594*»)  und  1598*»)  auf. 
Auf  diesem  Reichstage  von  1598  wurde  zugleich  bestimmt  (§.  69), 
dass  die  Kammergerichtsordnung  von  1555  revidirt  werde  gemäss 
den  seither  ergangenen  Reichsdeputations-  und  Kammergerichts- 
Visitationsabschieden,  Memorialen ,  Conclusis    und   gemeinen  Be- 


53)  N.  Samml.  m.  S.  153-162;  vgl  auch  Harpprecht  Geschieht« 
S.  96  ff. 

54)  §.  51  ff.   N.  Samml.  IH.  S.  171  ff. 

55)  §.  72  ff.  N.  Samml.  III.  S.  224  ff.  Berathungen  auf  dem  Augsbnrger 
Beichstage  von  1566  vgl.  Senckenberg  ungedruckte  Urkunden  I.  S.  237  fT 

56)  §.  42  ff.,  74  ff.  N.  Samml.  m.  S.  294  ff  In  Bezug  auf  das  Verfahren 
solle  man  sich  an  den  hergebrachten  Stilus  halten,  denselben  sammeln  laanün 
u.  g.  w.     S.  315  ff.  sind  Formeln  für  Mandate  angehängt. 

57)  §.  52  ff.  S.  361  ff.,  gemäss  den  im  Visitationsabschiede  von  1573  be- 
schlossenen  Verbesserungen.  —  Vgl.  auch  den  Wormser  ReichsdeputationHüli- 
schied  von  1586  bei  Lünig  Pars  gen.  contin.  Erste  Fortsetzung  (tom.  III.  1) 
p.  317  ff 

58)  §.  50  ff  S.  429  ff. 

59)  §.  58  ff.  S.  462  ff. 
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scheiden.  Der  Beichsdeputationsabschied  von  Speier  von  1600^^) 
stellte  darauf  eine  Reihe  sehr  wichtiger,  besonders  das  Verfahren 
betreffender  Punkte  fest. 

Im  Jahre  1603  war  ein  Concept  der  erneuerten  und  verbesser- 
ten Cammergerichtsordnung  aus  der  Ordnung  von  1555  und  den 
späteren  Gesetzen  und  Bescheiden  ausgearbeitet  und  dem  Kur- 
fürsten von  Mainz  übergeben.  Obgleich  es  von  diesem  1603  und 
1613  dem  Reichstage  vorgelegt  wurde ®^),  erhielt  es  doch  wegen 
mangelhafter  Thätigkeit  des  Reichstages  keine  reichsgesetzhche 
Bestätigung.  Indessen  ist  auch  ohne  dieselbe  das  Concept  beim 
Kammergericht  in  steter  praktischer  Anwendung  beobachtet  wor- 
den ß«). 

Nachdem  der  Westphälische  Frieden  Einzelnes  über  die  Be- 
setzung des  Kammergerichts  und  seine  Visitation  bestimmt  hatte  ^^)^ 
wurden  zahlreiche,  sowohl  auf  die  Verfassung,  als  den  Process 
des  Kammergerichts  bezügliche  Vorschriften  dem  jüngsten  Reichs- 
abschied von  1654  einverleibt  ß*).  Die  Paragraphen  134  und  135 
desselben  bestimmen,  dass  das  Concept  von  1613  bei  der  nach- 
.sten  Visitation  mit  Zuziehung  von  Assessoren,  Procuratoren  und 
Advocaten  des  Kammergerichts  und  unter  Berücksichtigung  der 
Sätze  dieses  Abschieds  von  1654  berathen  werden  solle;  inzwischen 
sollen  die  Assessoren  auch  die  Dubia  cameralia  zusammentragen, 
damit  auch  auf  sie  bei  der  Visitation  Rücksicht  genommen  wer- 
den könne.  —  Unter  den  späteren  Quellen  ist  besonders  der  aus 


60)  K  SammL  HL  S.  472—498. 
^^     61)  Vorarbeiten  zu  einer  solchen  Verbesserung  der  K.-G.-O.,  insbesondere 
Zusammenstellungen  des  Materials  waren  schon  im  16.  Jahrhundert  von  einzel- 
nien  Männern    unternommen'  worden;  über  Oisner  und    Seyler    vgl.  Pütt  er 
Litter.  H.  S.  419. 

62)  Gedruckt  z.  B.  in  Schmauss  Oorp.  jur.publ.  Neue  Aufl.  1770.  S.330 
—703;  daselbst  S.  330  fif.  in  der  Anmerkung  weitere  Nachricht  über  Drucke 
und  Literatur. 

63)  Instr.  pac.  Osnabr.  art.  5. 

64)  Von  §.  7  an,  N.  Samml.  IIL  8.  640  ff.  Nach  Leyser  meditationes 
tom.  I.  spec.  36.  §.  2  war  die  Eedaction  des  jüngsten  Beichsabsohiedes  Augustin 
Strauch,  dem  Geh.  Rath  des  Kurfürsten  von  Sachsen,  übertragen;  derselbe 
habe  Manches  aus  dem  sächsischen  Becht,  besonders  der  Frocessordnung  Jo- 
hann Georges  I.  von  1622  entnommen.  Selchow  Geschichte  der  in  Deutsch- 
land geltenden  Bechte  S.  253  sagt,  der  kui-mainzische  Oanzler  Joh.  Jac 
V.  Las 8 er  sei  der  Verfasser  gewesen.  Vgl.  auch  Sartorius  in  d, Z^tschr. 
f.  Oivilr.  u.  Proo.  N.  F.  I.  S.  171.  N.  2. 
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115   Paragraphen  bestehende  Visitationsabschied  von   1713  her« 
Yorzuheben  **). 

Im  Auftrage  der  Visitation  von  1767 — 1776  wurde  ein  neues 
Concept  ausgearbeitet,  im  ersten  Theile  von  Loskant  und  v. 
Harpprecht,  im  zweiten  von  Gramer  und  v.  Albini,  im  dritten 
Yon  V.  Ortmann,  v.  Zillerberg  und  v.  Riedesel;  aber  auch  diese 
neueste  Arbeit  erlangte  keine  reichsgesetzliche  Confirmation  <*®). 

Mit  dem  Reichskammergericht  hatte  der  vom  Kaiser  abhän- 
gige Reichshofrath  concurrirende  Gerichtsbarkeit;  er  beobachtete 
für  sein  Verfahren  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  des  Kammer-» 
gerichts.  Einzelne  Reichsabschiede  trafen  auch  für  ihn  Bestim- 
mungen; ausserdem  erhielt  er  besondere  Ordnungen,  welche  vom 
Kaiser  einseitig,  ohne  Genehmigung  der  Stände  erlassen  wurden; 
dieselben  besassen  nicht  den  Charakter  von  Reichsgesetzen,  son- 
dern vielmehr  von  Instructionen  ®').  Nachdem  schon  in  den 
Reichsabschied  von  Cöln  und  Trier  von  1512  einzelne  auf  den 
Reichshofrath  bezügliche  Sätze  aufgenommen  waren  ®®),  erhielt  er 
seine  erste  Ordnung  von  Karl  V.^^);  die  erste  durch  den  Druck 
bekannt  gemachte  Ordnung  ist  die  Ferdinand's  I.  vom  Jahre 
1559'**).  Es  kamen  später  neue  Instructionen  hinzu''*).  Unter 
Matthias,  von  welchem  die  Kurfürsten  in  der  Wahl-Gapitulation 
eine  Revision  der  Reichshofrathsordnung  verlangt  hatten,  wurde 


65)  N.  Samml,  IV.  S.  261  flF.,  Schmauss  S.  1144-1192. 

66)  Vgl.  Putte r  Litt.  IL  S.  427  f.  —  Herausgegeben  von  Selohow, 
Concepte  der  Eeichßkammergerichtsordnung,  auf  Befehl  der  jüngsten  Visitation 
entworfen.  Drei  Theile.  Göti.  1782.  8.;  in  wenigen  Exemplaren  war  es  vor- 
her 1769  infimfFoliobänden  gedruckt  worden;  vgl.  die  Vorrede  v.  Selchow's 
zam  ersten  Bande. 

67)  Vgl.  Vitriarius  illustr.  IV.  p.  645  seqq.  —  Ueber  Quellen  und 
Literatur  vgl.  P ü 1 1 e r  II.  S.  424  £,  IIL  436  AT. ;  besonders  aber  J.  0.  Herchen- 
hahn, Geschichte  der  Entstehung,  Bildung  und  gegenwärtigen  Verfassung 
des  Kaiserl.  Beichshofraths.    2  Bände.  1792.  8. 

68)  §.  8  ff.     N.  Samml.  IL  S.  148. 

69)  Die  Ordnung  ist  ungedruckt,  ihre  Existenz  sogar  ungewiss.  Auch 
Herchenhahn  hat  sie  nicht  auftreiben  können,  vgl.  I.  S.  541.  N.  z,  IL 
S.  213. 

70)  Bei  Lünig  Pars  gen.  Oontin.  Erste  Forts,  (tom.  HI.  1.)  p.  56  seqq., 
Herchenhahn  I.  S.  541  ff.  —  Von  Maximilian  I.  rührt  nur  eine  sehr  kurze 
Bestimmung  her,  welche  er  selbst  LüteU  nannte,  Herchenhahn  L  S.  501. 

71)  Herchenhahn  L  S.  546  ff. 
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im  Jahre  1617  eine  neue  Ordnung  ausgearbeitet;  doch  erlangte 
sie  keine  praktische  Geltung  ''2).  Ferdinand  III.  hatte  im  Regens- 
burger  Reichsabschied  "'s)  von  1641  eine  Reichshofrathsordnang 
versprochen,  bei  welcher  alle  von  den  Kurfürsten  und  Ständen 
vorgebrachten  Erinnerungen  und  Erklärungen  berücksichtigt  wer- 
den sollten;  bevor  dieselbe  erlassen  wurde,  bestimmte  der  West- 
phälische  Friede  '*)  quoad  processumjudiciarmm  Ordinatio  Camerae 
Imperialis  etiam  in  judicio  Aulico  servabitti/r  per  omnia.  Im  Jahre 
1654  kam  Ferdinand  III.  durch  eine  neue  Reichshofrathsordnnng 
seinem  Versprechen  nach ;  obgleich  für  sie  die  ständische  Geneh- 
migung nicht  zu  erlangen  war,  wurde  sie  doch  durch  den  Ge- 
richtsgebrauch eingeführt  und  in  den  WaUcapitulationen  aner- 
kannt ■'*). 

IV.     Gesetze,  welche  sich  auf  die  Polizei  beziehen. 

Die  Polizei  in  ihren  verschiedensten  Gebieten  war  dasjenige 
Thema,  über  welches  auf  den  ' Reichstagen  die  meisten  Bestim- 
mungen und  oft  in  sehr  kleinlicher,  in  das  Privatleben  tief  ein- 
greifender Weise  erlassen  wurden;  theils  wurden,  einzelne  Sätze 
in  die  Reichsabschiede  aufgenommen,  theils  Reichspolizeiordnun- 
gen oder  besondere  Ordnungen  für  einzelne  Gegenstände  er- 
lassen. 

Da  durch  den  schlechten  Wein  viele  Krankheiten  entstanden 
seien,  wird  auf  dem  Rothenburger  Reichstage  von  1487  eine  Ord- 
nung über  die  Behandlung  des  Weins  gegeben 'ß).  Auf  dem 
Wormser  Reichstage  von  1495  wird  eine  Münzordnung  und  eine 
Ordnung  gegen  Gotteslästerung  erlassen  ^'^),  und  werden  Sätze 
über  Gotteslästerung,  unmässiges  Trinken,  über  Kleider  und  über 
Münzverschlechterung  in  den  Reichsabschied  aufgenommen.  Ebenso 
handelt  der  Reichsabschied  von  Lindau  (1497)  und  von  Freiburg 
(1498)''®)  über  Kleider,  Hochzeiten,  Handel,  Spielleute  und  Narren, 


72)  Herohenhahn  I.  ß.  569  ff.,  IL.  ß.  214  ff. 

73)  §.  90  ff    N.  ßamml.  IH.  S.  565.  ^     . 

74)  Instr.  pao.  Osnabr.  V.  §.  55. 

75)  üober  diese  Ordnung  von  1654  Herchenhahn  I.  S.  626  ff.,  U. 
S.  215.  Gedruckt  ist  sie  z.  B.  in  der  neuen  Sammlung  IV.  Zugabe  S.  44—75 
(S.  75  ff.  noch  einige  kaiserliche  Decrete  an  den  Eeichshofirath)  und  bei 
Schmauss  p.  898  seqq. 

76)  N.  Sampil.  I.  S.  282  f. 

77)  N.  Samml.  n.  S.  27  f.  u.  IL  S.  28  f. 

78)  N.  Samml.  H.  S.  31  ff.,  46  ff. 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


--     201     — 

Bettler,  Zigeuner,  Zutrinken,  Behandlung  des  Weins  und  Wucher. 
Mit  denselben  Fragen  beschäftigt  sich  der  Reichsabschied  von 
Augsburg  (1500)  und  von  Trier  und  Cöln  (1512)''^),  ausserdem 
noch  mit  der  Verfolgung  der  Verbrecher,  dem  Verfahren  in  Straf- 
sachen u.  8  w.  Im  Jahre  1512  vmrde  auch  eine  Notariatsord- 
nung erlassen  ^<^),  nach  welcher  die  Stände  schon  auf  dem  Frei- 
burger  Reichstage  von  1498  verlangt  hatten®*);  sie  enthält  auch 
,  Vorschriften  über  den  Inhalt  und  die  Abfassung  der  Notariatsur- 
kunden und  behandelt  mit  besonderer  Ausführlichkeit  die  Lehre 
von  den  Testamenten  nach  gemeinem  Recht,  in  ähnlicher  Weise, 
wie  es  in  Formelbüchern  und  Rhetoriken  geschieht.  Die  Reichs- 
tage von  Nürnberg  und  Esslingen  (1524)  gaben  neue  Vorschriften 
über  Münze  und  Handel  *''^). 

Eine  ausführliche  Ordnung  und  Reformation  guter 
Police y  in  39  Titeln  und  einzelnen  Paragraphen  wurde  auf  dem 
Augsburger  Reichstage  (1530)  erlassen®*),  und  in  den  Reichsab- 
schied die  Erklärung  aufgenommen®*),  sie  sei  gegeben,  da  die 
bisherigen  Bestimmungen  von  gtden  Ordnungen  und  Pclicey,  als 
wegen  Gotteslästerung,  ünmässigkeit ,  Kleidung,  Festlichkeiten, 
Maass  und  Gewicht  nicht  genügend  beobachtet  seien.  Siehandelt 
von  Gotteslästerung,  Schwören  und  Zutrinken,  von  Luxus  in  Klei- 
dern und  Bewirthung,  von  Wucher,  Handel,  Maass  und  Gewicht, 
Reisigen,  Knechten  und  Dienstboten,  dem  Waffentragen,  Concubi- 
nat  und  Ehebruch,  Bettlern  und  Schalksnarren,  Pfeifern  u.  s.  w. 
und  Handwerksgesellen.  Abgesehen  von  der  Publication  in  den 
Territorien,  verlangt  die  .Polizeiordnung,  dass  die  Reichsstände 
für  einzelne  Gegenstände  noch  besondere  Ordnungen  mit  Rück- 
sicht auf  Landesbrauch  oder  bestehende  Verhältnisse  zur  Aus- 
fiihrung  der  vom  Reichstage  beabsichtigten  Erfolge  erlassen 
mögen®*). 


79)  N.  Samml.  IL  S.  141  ff. 

80)  Mit  emer  alten,  aber  nicht  officiellen  üebersetzung  N.  Samml.  II. 
ß.  151-166. 

81)  Harpprecht  IL  S.  349. 

82)  N.  SammL  H.  S.  257  f.  u.  n.  S.  261—269. 

83)  N.  SammL  H.  S.  332—345. 

84)  §.  98,  99.  N.  Samml.  IL  S.  322. 

85)  Tit.  23  in  Bezug  auf  Bewirthung  bei  Festlichkeiten,  tit.  24  den  Lohn 
der  Tagelöhner,  tit.  25  die  Forderungen  der  Gkistwirthe,  tit.  31  den  Lohn  der 
I^enstboten. 
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Nachdem  die  Polizeiordnung  auf  dem  Regensburger  Reichs- 
tage von  1541  von  Neuem  eingeschärft  worden  war^^),  erfolgte 
eine  Revision  auf  dem  Augsburger  Reichstage  von  1548  in  37 
Titehi®^);  es  sei  nothwendig  gewesen,  sagt  der  Abschied  dieses 
Reichstages®®),  die'  Reichspolizeiordnung  in  eÜichen  Funden  isu 
ändern^  zu  erklären,  zu  mehren  und  eu  mmäem;  diese  neue  Ord- 
nung solle  überall  gehalten  und  von  den  Ständen  in  den  beson- 
ders angegebenen  Beziehungen  durch  besondere  Gesetze  innerhalb 
Jahresfrist  ergänzt  werden. 

Die  folgende  Zeit®^)  brachte  theils  wiederholte  Einschärfun- 
gen der  Ordnung  im  Allgemeinen,  theils  Wiederholungen  älterer 
Bestimmungen,  theils  neue  Sätze,  wie  über  Gession  von  Schulden, 
wandernde  Handwerksgesellen,  Verfälschung  der  Wolle,  Pasquille, 
Beaufsichtigung  des  Bücherwesens  u.  s.  w.;  besonders  häufig  waren 
Münzverordnungen. 

Auf  dem  Regensburger  Reichstage  von  1576  erkannte  man 
das  Bedürfniss  einer  neuen  Publication  und  Revision  der  Polizei- 
ordnung an®^);  es  erliess  demgemäss  der  Frankfurter  Reichsde- 
putationstag von  1577  die  reformirte  und  gebesserte  Polizeiord- 
nung »>),  welche  im  Allgemeinen  mit  den  Ordnungen  von  1530  und 
1548  übereinstimmt,  aber  auch  neue  wichtige  Abschnitte,  welche 
zum  Theil  aus  anderen  reichsgesetzlichen  Normen  entlehnt  sind, 
enthältst). 


86)  §.  76,  77.    N.  SammL  H.  S.  440. 

87)  N.  Samml.  II.  S.  588—606.  —  Justinus  Gobier  übersetzte  sie  in  das 
Lateinische  und  versah  sie  mit  einem  Commentar,  welcher  zahlreiche  Oitato  aus 
griechischen  und  lateinischen  Schriftstellern  entlehnt  (Frankf.  1566  fol.). 

88)  §.  90-93.    N.  SammL  H.  S-  543. 

89)  Vgl.  den  Augsburger  Reichsabschied  von  1551  §.  34-52,  69—71,  72— 
85  (N.  Samml.  II.  S.  618  ff.);  Ausgb.  v.  1555  §.  135,  136  (HI.  S.  37),  Augsb.  1559 
§.  75  ff.  (in.  S.  174  f.,  186  ff),  Augsb.  1566  §.  147  ff,  177  f.  (III.  8.  235  ff), 
Kreistag  zu  Erfurt  v.  1567  §.  61—63  (III.  S.  273),  Reichsabschied  zu  Speier 
von  1570  §.  120  ff.  (IH.  S.  303  ff.,  319  ff.),  Reiohsdeput.-Absch.  von  Frankf. 
von  1571  (HL  S.  341),  Rcichsabsch.  zu  Regensb.  von  1576  §.  65  ff.,  134  ff. 
(in.  S.  363  ff). 

90)  §.  116,  117.    N.  Samml.  III.  S.  371. 
^1)  N.  Samml.  HI.  S.  379-398. 

92)  Tit.  32  über  Vormundschaft,  tit.  33  über  Advocaten  und  Procurato- 
ren,  tit.  34  über  Apotheker,  tit.  35  über  Buchhandel,  tit.  36—38  Handwerke. 
—  Das  Sponheimische  Landrecht  tit.  107  (Maurenbreoher  Bheinpreuss. 
Landrechte  11.  S.  270)    ordnet  übrigens  im  Jahre  1578  die  Pablicafcioii  der 
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Die  folgenden  Beichstage  haben  keine  nene  Polizeiordnung 
mehr  zu  Stande  gebracht,  sondern  nur  zahlreiche  Verordnungen 
über  Münzen,  Handwerk  und  Handel  erlassen. 

V.    Bestimmungen  über  das  Privatrecht  wurden  ge- 
legentlich in  den  Polizeiordnungen  und  aus  polizeilichen  Gesichts- 
punkten erlassen,  so  über  Wucher,  über  Cession  von  Forderun- 
gen u.  s.  w.  Zu  einer  ausdrücklichen  Begelung  einer  die  Succes- 
sionsordnung  betreffenden  Frage  wurde  der  Beichstag  durch  das 
Kammergericht  veranlasst,    dessen    gelehrte  Mitglieder   deutsch- 
rechtliche Grundsätze  dem  Corpus  juris   zu  Liebe  zu  beseitigen 
suchten.    In  diesem  Falle  standen  auf  Seite  des  deutschen  Bechts 
Statuten  und  Herkommen,  auf  Seite   der  reformirenden  Partei 
nicht  blos  das  geschriebene,  gemeine  Becht,  sondern  auch  das 
vorgeschrittene  Eechtsbewusstsein ,  welches  unabhängig  von  dem 
justinianischen  Becht  in  Betreff  des  Bepräsentationsrechts  zu  den« 
selben  Ansichten  gekommen  war.    Das  Kammergericht  ertheilte 
ein  Bedenken  darüber  ö^),  dass  in  vielen  Ländern  wider  das   ge- 
schriebene Becht  mit  den  Geschwistern  deren  Kinder  nicht  gleich- 
massig  erbten,  und   verlangte  eine  Declaration  zu  Gunsten  des 
geschriebenen  Bechts.    Die  Städte  protestirten  dagegen,  weil  der 
Sachsenspiegel  beim  dritten  Theil  der  Nation  gebraucht  werde. 
In  den  Beichstagsacten  von  Freiburg  vom  Jahre  1498  heisst  es«*): 
Ein  Schrift  von  dem  CammergericM  ....  Item  dieweüe   in 
vielen  Landen  und  Städten  eine  Gewohnheit  wäre,  dass  des  ver- 
storbenen Bruder  oder  Schwester  Kind  nicht  mit  dem  verschie- 
denen Bruder  oder  Schwester  0U  Erhfalls  Rechte  gehen  sollen, 
und  dann  solches  gegen  und  wider  das  geschriebene  Becht  wäre, 
dass  man  dann  eine  declaration  thun  sölt,  dass  hinfür.  in  dem 
nicht  änderst  dann  nach  beschrieben  Becht  gericht  und  solch 
unlöUiche  Gewohnheit  abgethan  und  derogirt  werde,  aber  so  man 
d0,von   gehandelt  und  der  mehr  er  Theil  der  Meynung  gewest, 
solches  so  zu  beschliessen,  habe  ich  (Löbl,   Beichsstadt  Mühl- 
hat^en  Sendbott)  im  Bathe  der  Städte  gesaget,  ich  versehe  mich, 
dass  solches  wider  den  Sachsenspiegel   seyn   werde,  des   sich 
dann  beynahe  das  Drittel  deutscher  Nation  gebrauche ;  dass.  man 


PolizeiordnuDg  von  1548  so  an,  als  ob  die  von  1577  noch  gar  nicht  erlassen 
wäre. 

93)  Harpprecht  n.  S.  126;  vgl.  auch  S.  182  ff. 

94)  Harpprecht  H.  S.  341;  vgl.  auch  S.  349. 
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ZU  Sinne  nehme,  chss  daraus  nicM  weiter  Irrung  entstehen  u. 
erwachsen  möchten,  so  solches  vorkommen,  und  Er  Heinrich  von 
Bänaw  Ritter  von  toegen  der  Fürsten  von  Sachsen  gehört  und 
gewust,  da^s  man  sich  in  ihrer  Fürstenihum  des  Sa>chsenspie' 
gds  gehraucht  dergleichen  in  der  Margke,  hat  man  den  bis  auf 
Ziikunfft  hon.  Magt.  aufgeschoben. 

In  dem  ßeichsabschiede  von  Freiburg  (1498)  wurde  das  ße- 
präsentationsrecht  nur  für  die  unmittelbaren  Descendenten  aner- 
kannt 0^),  diese  Bestimmung  dann  im  Reichsabschied  von  Augs- 
burg von  1500  (§.  19)  und  von  Worms  von  1521  (§.  18)  wieder- 
holt®*)/ Der  letztere  Reichstag  bestimmte  in  seinem  Abschiede 
(§.  19),  indem  jener  Antrag  des  Reichskammergerichts  jetzt  zur 
Ausfuhrung  gelangte,  dass  allgemein  den  gemeinen  Hechten  gemäss 
auch  die  Geschwisterkinder  mit  den  Geschwistern  in  stirpes 
succediren  und  entgegenstehende  Gewohnheiten  und  Gebräuche 
abgethan  sein  sollen.  Demgemäss  wurde  im  Jahre  1521  auf  dem 
Reichstag  zu  Nürnberg  ein  Edict  dieses  Inhalts  erlassen®^). 

Die  Entscheidung  der  Controverse,  ob  Geschwisterkinder  in 
capita  oder  in  stirpes  erben,  überliess  der  Wormser  Reichstag 
von  1521«*»)  dem  Reichsregiment;  aber  erst  der  Reichstag  zu 
Speier  von  1529*^)  entschied,  dass  sie  in  capita  erben  und  dass 
alle  entgegenstehenden  Statuten,    Gewohnheiten  und  Gebräuche 


95)  §.  37.  N.  Samml.  IL  S.  46:  Enkel  sollen  mit  den  unmittelbaren  De- 
scendenten erben  nach  laut  gemeiner  geschribner  Key  serlicher  Eecht ....  der  Ge- 
wohnheit, 80  an  etlichen  Orten  datoider  seyn  macht,  unangesehen,  wenn  Wir 
auch  dieselben  Gewohnheyt,  als  der  MiUigkeit,  Bechten  und  BiUicheyt  wider- 
wertig  und  ungeniess  hiemit,  aus  VoUkomenheyt  Unser  Macht  und  rechter 
Wissen,  äbthun  und  vemichtigen;  allen  und  yeden  Bichtem  und  Gerichten 
ernstlich  gebietendt,  hinßir  nit  mer  nach  soUicher  Gewonheyt,  sondern  nach 
des  heyl.  Beichs  geschriben  Bechten  in  sollichen  Fällen  zu  urteylen.  Wenn 
irgendwo  diese  Gewohnheit  ein  gantjser  LandS'Bruch  und  Gewonheyt  ist,  so 
sollen  die  Stände  darüber  auf  dem  künftigen  Reichstage  berichten. 

96)  N.  Samml.  II.  S.  71,  206.    ^ 

97)  N.  Samml.  11.  S.  210  f.  —  Doch  wurde  trotzdem  das  Bepräsentations- 
recht  für  die  Oollateralen  nicht  überall  eingeführt,  z.  B.  nicht  in  Sachsen,  vgl. 
Yitriarius  illustr.  DI.  p.  1148,  Schletter  kursächs.  Constitutionen  S.  15, 
nicht  im.  Lauenburger  Stadtrecht  von  1599.  11.  8.  (vgl.  unten).  Vgl.  übrigens 
auch  §.  81.  N.  24. 

98)  §.  20.    N.  Samml.  II.  S.  206.  -  ' 

99)  §.  31.    N.  Samml.  H.  S.  299. 
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aufzuheben  seien;  es  wurde  demgemäss  eine  eigne  Constitution 
dieses  Inhalts  erlassen  i^<>). 


100)  N.  Samml.  II.  S.  301  f.  —  Ulrich  Zasius,  welcher  sich  zu  der  von 
Azo  yertheidigten  Ansicht  der  Succession  in  capita  im  Gegensatz  gegen  die 
communis  opinio  bekannte,  erzählt,  dass  seine  Ansicht  in  Deutschland  viele 
Anhanger  gefanden  habe,  und  dass  sein  Schüler  und  Freund  Hieronjmus  Yehus, 
Kanzler  des  Markgrafen  von  Baden,  mit  anderen  Gelehrten  bei  der  Fassung 
des  Beichsschlusses  betheiligt  gewesen  sei.  Vgl.  Stintzing  Ulrich  Zasius. 
S.  140  ff., 


Digitized  by  LjOOQ  IC 


Vierter  Abschnitt. 

Die  Gesetzgebung  in  den  Territorien  und  Gemeinden. 

§.  70.    Die  Landreehte  und  die  landesherrliehe  Gesetzgebnng. 

I.  Es  waren  Gründe  verschiedener  Art,  welche  seit  der  zwei- 
ten Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  gesetzgeberische 
Thätigkeit  in  den  Territorien,  den  Reichs-  und  Landstädten  an- 
regten. Indem  wir  zunächst  die  Statuten  und  Reformationen  der 
Städte  bei  Seite  lassen,  wenden  wir  uns  zur  Gesetzgebung  und 
Rechtsaufzeichnung  in  den  Territorien. 

Zur  Aufzeichnung  der  Landrechte  musste  vor  Allem  der  be- 
dauerliche Rechtszustand  in  Deutschland  seit  der  Reception  der 
fremden  Rechte  auffordern;  denn  obgleich  dieselben  nur  eine 
subsidiäre  Geltung  haben  sollten,  so  drohte  doch  die  ungemessene 
Ausdehnung,  welche  die  Gelehrten  wegen  ihrer  ünbekanntschaft 
mit  dem  deutschen,  grösstentheils  auf  Gewohnheiten  beruhenden 
Recht  und  wegen  ihrer  Vorliebe  für  ihre  gelehrten  Kenntnisse  den 
fremden  Rechten  zii  geben  suchten,  zu  einer  völligen  Beseitigung 
und  Verdrängung  des  nationalen  Rechts  zu  führen.  Da  in  der 
Theorie  der  Satz  aufgestellt  war,  dass  die  Partei,  welche  sich  auf 
ein  Gewohnheitsrecht  beruft,  dasselbe  zu  beweisen  habe,  und  dass 
das  römische  Recht  die  Präsumtion  für  sich  habe,  musste  es  als 
ein  dringendes  Bedürfniss  erscheinen,  die  in  üebung  befindlichen, 
dem  römischen  Recht  widersprechenden  Gewohnheitsrechte  durch 
Aufzeichnung  in  ihrem  weiteren  Bestände  zu  sichern  und  zu  er- 
halten: ständische  Versammlungen  haben  öfter  die  Redaction  des 
Landrechts  beantragt,  damit  das  Volk  nicht  seines  Rechts  beraubt 
werde  ^).    In  manchen  Territorien,  besonders  den  kleineren,  ist 


1)  Vgl.  z.  B.  auch  Wächter  Würt.  Privatr.  I.  S.  91. 
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man  über  die  blosse  Verzeichnung    einzelner  Gewohnheitsrechte 
nicht  hinausgekommen. 

Zur  Aufzeichnung  forderte  die  Natur  der  deutschen  Gewohn- 
heitsrechte selbst  auf;  sie  waren  vielfach  unsicher  und  bestritten, 
und  es  herrschte  oft  nicht  einmal  bei  denen,  in  deren  Kreise  sie 
zur  Anwendung  kamen,  ein  klares  Bewusstsein,  sondern  nur  ein 
dunkles,  des  präcisen  Ausdrucks  entbehrendes  Gefühl  über  das, 
was  als  Becht  anzusehen  sei^).    Man  musste  sich  aber  auch  die 
Frage  vorlegen,  ob  die  alten  Gewohnheiten,  welche  noch  im  Volke 
lebten,  billig  und  zweckmässig  seien,    ob  nicht  eine  Veränderung 
und  die  Einführung  neuer  Grundsätze  Noth  thue,  sei  es,  dass  die- 
selben dem  fremden  Recht  entlehnt;  sei  es,  durch  freie  Gesetzge- 
bung  neu  geschaffen   würden.    Die    Ansichten  über  Becht  und 
Billigkeit  hatten  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  geändert*),  und 
da  das  Volk  in  conservativer  und  misstrauischer  Richtung  an  sei- 
nen Gewohnheiten  festhielt,  weil   sie  alt  und  von  den  Vorfahren 
überliefert  waren,   so  bedurfte   es  in  manchen  Beziehungen  der 
Hand  des  Gesetzgebers^  um  das  Recht  in  eine  gesunde  Harmonie 
mit  den  allgemeinen  Anschauungen  zu   bringen,  welche  in  den 
Gebildeten  und  Besten  der  Nation  lebten.    Einer  solchen  kriti- 
schen Reformation   bedurften  manche  Sätzie  des  Erbrechts  und 
ehelichen  Güterrechts;  das   Repräsentationsrecht  z.  B.*)  musste, 
obgleich  sich   manche   Stände    dagegen   sträubten   und    einzelne 
Länder  trotz  des  allgemeinen  reichsgesetzlichen  Gebots  sich  lange 
von  ihm  freizuhalten  suchten,  doch  endlich  zur  allgemeinen  Aner- 
kennung gelangen.    Leider  hat  man  aber  auch  bei  jener  Prüfung 
der   bestehenden   Gewohnheitsrechte   nicht   immer  blos  das  Be- 
dür&iss  im  Auge  gehabt,  sondern,  ohne  die  Zweckmässigkeit  der 
fremden   Sätze  für  die  bestehenden  Verhältnisse  zu  prüfen,  die 
deutschen  Gewohnheiten  rücksichtlos  abgeschafft  und  in  blinder 
Vorliebe  für  das  römische  Recht  die  Lücken  aus  dem  Corpus  juris 
ausgefüllt. 

Sodann  beförderte  aber  auch  die  Ausbildung  der  Landes- 
hoheit das  Streben  nach  Gleichmässigkeit  in  Verwaltung  und 
Recht.  Es  erschien  als  eine  Pflicht  der  Landesherren,  der  grossen 


2)  Die  Vorrede  zum  Solmser  Landrecht  giebt  dem  gemeinen  Landesbrauch 
das  Prädicat  zweiffelig,  diaputirUch. 

3)  Vgl.  oben  S.  120.  N.  24. 

4)  Vgl.  auch  oben  S.  203  S,  N.  93  flf. 
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Mannigfaltigkeit  und  Ungleichheit  der  Recht  ssätze  zu  steuern,  welche, 
da  es  an  allgemeineren  Normen  fehlte,  nothwendig  herrschen  musste, 
und  in  Folge  deren  in  dicht  bei  einander  liegenden  Gemeinden 
die  abweithendsten  Bestimmungen  z.  B.  über  die  Erbfolgeordnung, 
das  eheliche  Güterrecht,  den  Retract  u.  s.  w.  galten;  sie  muss- 
ten  die  Sammlung  der  Statutarrechte  anordnen,  um  unter  Be- 
seitigung dessen,  was  als  unbillig,  unzweckmässig  oder  willkürlich 
erkannt  wurde,  ein  einheitliches  und  billiges  Recht  herzustel- 
len*). Man  gab  dann  einer  Gestalt  den  Vorzug,  oder  erliess  auf 
deutscher  Basis  ein  neues  Gesetz,  durch  welches  man  allen  An- 


5)  Ueber  die  Absicht  Landgraf  Wilhelms  11.  von  Hessen  im  Anfange 
des  16.  Jahrhunderts^  eine  Landesordnnng  verfassen  zu  lassen,  theilt  Kopp 
hessische  Gerichte  I.  S.  84.  N.  u  aus  Lanzü  geschriebener  Chronik  mit:  „Als 
Landgraf  Wilhelm  ü.  vemam,  das  der  Erbfelle  halben  in  seinen  Fürsten- 
thumben  und  Graveschafiten  so  mancherhand  grosse  Unordnung  und  "Unrichtig- 
keit were  und  gebraucht  würde,  das  auch  aus  solchen  widerwertigen  und  un- 
gleichen Rechten  nichts  gutes,  sondern  ein  ewiger  Zanck  und  ander  Übel 
folgen  musste^ ,  liess  er  sich  von  den  Städten  ihre  erbrechtlichen  Gebränehe 
beschreiben.  Er  wollte  von  seinen  Rathen  eine  Landesordnung  und  gleich^ 
messig  Becht  setzen  lassen  in  Betreff  des  Erbrechts,  damit  seine  Unterthanen 
ein  gewisses  Recht  erhielten  und  ferner  nicht  zu  aussubung  und  erlemung  des 
ungemssen  Bechten  solche  grosse  mühe  und  Unkosten  dorften  anwenden,  — 
Allein  man  gelangte  nur  bis  zur  Sammlung,  und  aus  den  Vorarbeiten  ging 
keine  Gesetzgebung  hervor,  Roth  kurhess.  Privatr.  L  S.  48  f.  —  Aehnlich 
verhielt  es  sich  mit  Mecklenburg;  vgl.  v.  Kamptz  mecklenb.  Oivilr.  L  1. 
S.  23;  die  Berichte  der  mecklenb.  Städte  vom  Jahre  1589  über  die  in  ihnen 
geltenden  Gebräuche  vgl.  in  Westphalen  monum.  ined.  L  p.  2049 — 2106.  — 
Die  Mannigfaltigkeit  in  dem  Erbrechte  bewog  auch  den  Kurfürsten  Joachim  L 
von  Brandenburg,  im  Jahre  1527  ein  ausfährliches  Gesetz  über  das  Erbrecht 
zu  erlassen  (vgL,  unten  §.  82.  N.  16).  In  der  Vorrede  desselben  heisst  es : 
„So  wir  aber  befinden,  das  die  Erbfelle  in  unsern  Landen  mancherlei  gestalt, 
als  etwan  durch  sonderliche  Constitution  und  Ordnung,  etwa  durch  erwunnen 
Privilegia,  bey  etlichen  auch  allein  aus  angenommener  ubung  und  langem  her* 
gebrachtem  gebrauch  eingefäret  und  ungleich  gehalten  werden.  Welches  .... 
gemeinem  geschrieben  Rechten  ungemes  ....  und  aller  Billichkeit  stracks 
entgegen  und  von  deswegen  uns  ....  nach  eines  jeglichen  Orts  gebrauch,  Recht 
zu  sprechen  nicht  müglich,  dadurch  manchem  sein  Recht  entzogen  und  des 
seinen  aus  unschickligkeit  der  vielen  Recht  in  unsern  Landen,  so  oftmals  ge- 
gen einander  und  widerwertig  gespüret,  verlustig  werden  möchte"  u.  s.  w.  — 
Die  Untergerichtsordnung  der  hinteren  Grafschaft  Sponheim  von  1578  sagt  in 
der  Vorrede  (Maurenbrecher ü.  S.  222),  sie  sei  erlassen,  da  in  Suocessio- 
nibus,  Einkindschaften  u.  s.  w.  eine  grosse  Ungleichheit  herrsche  und  mancher 
ungebührende  Vortheil  aus  angemaassten  Gewohnheiten  vorfalle.  Vgl.  auch 
§.  74.  N.  21. 
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forderungen  zu  genügen  hoffte,  oder  erklärte  alle  Statuten  für 
abgeschafft  und  das  römische  Recht  fiir  eingeführt*).  Wir  kön- 
nen es  nicht  leugnen,  in  vielen  Fällen  war  die  Beseitigung  der 
Particularitäten  ein  Segen,  denn  es  beruhten  viele  statutarische 
Bestimmungen  nicht  auf  der  Ueberzeugung  von  ihrer  Nothwendigkeit, 
sondern  auf  Willkür  oder  Zufall,  und  es  war  durch  sie  das  ßechts- 
bewusstsein  überhaupt  dem  grössten  Schwanken  ausgesetzt). 

Nicht  minder  forderte  die  Natur  des  gemeinen  Rechts  zur 
Gesetzgebung  auf.  Denn  bei  aller  seiner  Vortrefflichkeit  war  das 
römische  Recht  doch  das  Recht  eines  fremden  Volkes,  welches 
einer  ganz  anderen  Zeit,  anderen  sittlichen  Anschauungen  und  an- 
deren Verkehrs  Verhältnissen  angehört,  und  nicht  unmittelbar  zur 
Geltung  gebracht  werden  konnte.  Da  die  Wissenschaft  ihre  Un- 
fähigkeit zu  dieser  Leistung  bewiesen  hatte  ^),  musste  die  Gesetz- 
gebung versuchen  festzustellen,  was  von  dem  fremden  Recht  an- 
zuwenden und  wie  dasselbe  für  die  verschiedenen  Lebensverhält- 
nisse abzuändern  sei.  Ausserdem  war  das  Corpus  juris  sehr 
weitläufig,  schon  wegen  der  Art  seiner  Redaction  für  die  unmittel- 
bare Anwendung  wenig  geeignet  und  dem  gemeinen  Mann  un- 
verständlich. Dazu  kam  der  auch  für  einen  wirklichen  Gelehr- 
ten kaum  entwirrbare  Wust  gelehrter  Controversen,  denen  gegen- 
über der  Mann  aus  dem  Volke,  ebenso  wie  der  auf  einer  Univer- 
sität, doch  nur  sehr  unvollkommen  gebildete  Richter,  fast  rathlos 
sein  musste.  Da  nun  die  Landesherren  in  Folge  des  neu  ausge- 
bildeten Begriffs  der  Polizei  die  Verpflichtung  anerkannten,  in 
allen   Beziehungen   für  das  Wohl  ihrer  ünterthanen   zu  sorgen. 


6)  So  in  dem  eben  augefahrten  Mark.  Gesetz  von  1527;  in  dem  karkölu. 
Landrecht  von  1538  (Maurenbrecher  I.  S.  365):  die  Grundsätze  über  die 
£rbfo]ge  seien  in  verschiedenen  Theilen  des  Fürstenthums  verschieden  und  an 
vielen  Orten  dem  gemeinen  beschriebenen  Becht  und  des  Reichs  Ordnungen, 
zum  Theil  auch  der  natürlichen  Billigkeit  zuwider.  Zu  dem,  das  die  parthien, 
toan  solche  sacken  dwrch  Appellation  an  die  iibergericht,  da  mehe  nach  gemei- 
nen beschriben  rechten  j  dan  nach  angewissen  gewohnheiten  oder  unredlichen 
gebrauchen  gehandelt  toird,  erwachsen  in  grossen  beschwerlichen  schaden  und 
kosten  gefii/rt  werden;  WelcJhS  alles  v^rlmt  werden  mocht,  so  die  Ordnung  ge- 
meiner beschriebner  Bechten,  welche  in  den  Erbfellen  ab  intestato  lauter  und 
klar,  auch  der  nafii/rlicher  ....  billichet,  ^anz  gleich  und  gemess  ist,  gehalten 
wurde,  —  Vgl.  auch  S.  102.  N.  72. 

7)  Wächter  Würt.  Privatr.  I.  S.  290. 

8)  Gerber  wissenschaftliches  Princip  des  gem.  Privatrechts  S.  162  f. 

Deutsche  fiechtsge&chichte  I.    8.  14 
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so  musste  es  auch  als  ihre  Aufgabe  erscheinen,  den  Inhalt  des 
Corpus  juris  in  deutscher  Sprache ,  populärer  Form  und  über- 
sichtlicher Weise,  unter  Abschneidung  der  Controversen ») ,  dem 
gemeinen  Mann,  in  neuen  Gesetzbüchern  verständlich  zu  machen. 
Manche  Landrechte  enthalten  in  langen  Abschnitten  nichts  wei- 
ter, als  eine  Zusammenstellung  römischer  Regeln  über  einzelne 
Materien.  Aber  man  musste  auch  versuchen,  für  solche  Institute, 
welche  das  römische  Recht  nicht  kannte,  und  für  welche  dasselbe 
keine  unzweideutige  Analogie  darbot,  wie  Retract,  Einkind- 
schaft 1**)  u.  s.  w.,  und  in  Betreff  deren  die  alten  Gebräuche  nicht 
mehr  ausreichten,  in  den  Gesetzbüchern  zweckmässige  Grundsätze 
zu  entwickeln  und  dieselben  mit  den  übrigen  dem  römischen  Recht 
entlehnten  Bestimmungen  und  Begriffen  in  Einklang  zu  bringen. 

Endlich  kam  aber  auch  die  grosse  Ungleichheit  der  Praxis 
bei  den  verschiedenen  (Jerichten  hinzu '  i).  Besonders  wichtig 
war  der  Umstand,  dass  an  den  mit  Gelehrten  besetzten  Oberge- 
richten hauptsächlich  nach  gemeinem  Recht,  an  den  Untergerichten 
nach  dem  Xandesbrauch  entschieden  wurde.  Daher  waren  die 
Laridrechte  wesentlich  zur  Belehrung  für  die  Untergerichte  be- 
stimmt, um  bei  ihnen  gleichmässig  wie  bei  den  Obergerichten 
-das  gemeine  Recht  zur  Geltung  zu  bringen*^). 

n.  Die  Landesherren,  welche  ursprünglich  kaiserliche  Beamte 
gewesen  waren,  hatten  mit  der  Entwickelung  der  Landeshoheit 
auch  das  Gesetzgebungsrecht  erhalten,  in  Folge  dessen  sie  sei  es 
mit,  sei  es  ohne  Zuziehung  ihrer  Stände  die  Rechtsverhältnisse  ihres 
Territoriums  ordnen    durften.     Ihre    Gesetzgebung  nahm   davon 


9)  Z.  B.  Bdict  für  die  Nemnark  a.  1569  wegen  revocatio  feudi  (Mylius 
VI.  S.  238):  wegen  des  widerwertigen  und  ungleichen  Verstandes  der  Beckts- 
lehrer  über  solchen  redlichen  Satzungen  und  sonderlich  des  §.  Titius,  darüber 
wenig  mit  Interpretation,  Indiction  und  Intelleetibus  mit  einander  einig  und 
gleichstimmig  seyn.  Um  weitläufige  Disputationen  abzuschneiden,  wird  eine  Ver- 
ordnung gegeben. 

10)  Das  Reichskammergericht  hatte  1526  beim  Reichsregiment  eine  Ord- 
nung über  diQ  Einkindschaft  für  das  gesammte  Reich  verlangt,  da  die  Ein- 
kindschaft in  der  deutschen  Nation  fast  allgemein  sei;  vgl.  Eichhorn  III. 
S.  342.  N.  d. 

11)  Diesell)e  war  die  Veranlas«ing  für  die  Constitutiones  Saxonicae. 

12)  Vgl.  oben  N.  6.  Trierer  Unterger.-O.  von  1537  Vorrede  (Manren- 
brecher  IL  S.  15  f.),  Sponheim er  Landrecht  von  1578  Vorrede  (Maurenbr. 
S.  221). 
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ihren  Ausgang,  dass  sie  als  höchste  Eichter  für  die  Anordnung  der 
Gerichte  zu  sorgen  hatten  und  dass  ihre  Oberaufsicht  sie  berech- 
tigte, Verfügungen  nach  allen  Kichtungen  hin  zu  treffen,  um  das 
Wohl  ihres  Landes  und  ihrer  Unterthanen  zu  befördern.  Von 
diesen  Ausgangspunkten  gelangten  sie  leicht  zur  allgemeinen 
Gesetzgebung;  das  eindringende  römische  Recht  verlangte  Ord- 
nungen in  Betreff  der  anzuwendenden  Rechtssätze,  und  die  Ge- 
setzgebung über  Angelegenheiten  des  Processes  gab  Anlass,  auch 
in  das  materielle  Recht  hineinzugreifen  ^^). 

Ob  es  gestattet  war,  in  deji  Territorien  ohne  Rücksicht  auf 
das  Reich  und  dessen  Ordnungen  Gesetze  zu  erlassen,  welche  ge- 
gen das  gemeine  Recht  Verstössen,  diese  Frage  wurde  von  den 
Gelehrten  viel  behandelt',  und  regelmässig  bejahend  beantwortet, 
insofern  nicht  ein  Reichsgesetz  die  entgegengesetzte  Rechtsbil- 
dung geradezu  untersagt  hätte  '*) ;  ttnd  die  Landesherren  hoben 
es  oft  hervor,  dass  ihre  Gesetze,  auch  wenn  sie  dem«gemeinen 
Recht  widersprächeü,  doch  gelten  sollten. 

Die  Gesetzgebung  übten  aber  nicht  blos  die  Landesherren 
und  die  ihnen  gleichstehenden  Reichsstädte ,  sondern  auch  die 
einem  Landesherm  unterworfenen  grossen  Grundbesitzer,  welche 
eine  beschränkte  Landeshoheit  besassen;  es  war  die  Gerichts- 
herrschaft berechtigt,  für  ihren  Bezirk  auch  strafrechtliche  Nor- 
men zu  erlassen  i^).  So  erhielt  z.  B.  der  Flecken  Adelepsen  mit 
sechs  Dörfern  von  dem  Herrn  v.  Adelepsen,  ohne  dass  eine  lan- 
desherrliche Bestätigung  erwähnt  wurde,  im  Jahre  1543  eine  Ge- 
richtsordnung und  1550  eine  Polizeiordnung*®;. 

Wenn  trotzdem  hie  und  da  eine  Bestätigung  landesherrlicher 


13)  Gerber  wissenschaftliches  Princip  S.  163  ff. 

14)  Vgl.  Vitriarius  illustr.  IIL  p.  1149  und  die  Nach  Weisungen  bei 
Eichhorn  IV.  S.  292  ff. 

15)  So  heisst  es  in  der  S.  150.  N.  27  citirten  Schrift  sächsischen  Rechts,  im 
Abschnitt  von  Wetten  und  Bussen:  „denn  im  Rechten  ist  erleubt  einem  jeden  der 
Gericht  hat,  Statut  und  ordenung  zu  machen,  wie  er  es  in  seinem  Gericht  mit 
straffe  und  anderm  wil  gehalten  haben.  Solche  statuta  sein  albereit  durch 
das  Recht  bestetiget,  und  bleiben  krefftig,  wie  das  gemein  Sprichwort  auch 
vermag,  Willkür  bricht  Landtrecht.  Es  kan  aber  niemaSnds  widerfechten,  so 
die  statuta  durch  den  Landsfürsten  bestetigt  sein,  das  man  sich  so  viel  mehr 
darauff  zu  verlassen  hat,  Und  ist  auch  gemeiniglich  jederman  zu  rathen,  das 
er  sein  Statut  oder  Ordnung  oonfirmiren  und  bestetigen  lasse." 

16)  Walch  Beiträge  VIII.  S.  6-21  u.  S.  24-42. 

14* 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—     212    — 

Gesetze  durch  den  Kaiser  erfolgte,  so  wurde  sie  doch  nur  als 
weitere  Cautel  zur  grösseren  Bekräftigung  eingeholt;  sie  hatte 
aber  auch  den  Vortheil,  dass'  das  Kammergericht  bei  einer  Appella- 
tion an  dasselbe  die  Gültigkeit  solcher  Statuten  ohne  Weiteres 
annehmen  musste  ^'). 

IIL  In  Betreff  der  ständischen  Zuziehung  bei  den  Arbeiten 
der  Gesetzgebung  begegnen  wir  in  dien  verschiedenen  Theilen 
Deutschlands  ausserordentlich  verschiedenen  Uebungen,  und  es 
lässt  sich  in  dieser  Beziehung  kein  fiir  ganz  Deutschland  allge- 
mein gültiger  Satz  aufstellen.    Wenn  man  die  Juristen  über  das 


17)  Eichhorn  IV.  S.  299.  —  Herzog  Georg  von  Landshut  sagt  in  sei- 
ner Landesordnung  vpn  1501  (Krenner  Baier.  Landtagshandlungen  XTTL 
S.  270),  er  wolle,  wenn  die  RefoMnation  von  Kaiser  Ludwig's  Rechtsbuch  be- 
rathen  sei,  dieselbe  vom  Kaiser  bestätigen  lassen.  —  Der  Brzbischof  von  Mainz 
Hess  seine  Hofgerichtsordnung  von  1516  durch  den  Kaiser  im  Jahre  1521  be- 
stätigen (Säur  fascicul.  I.  fol.  22 — 37).  —  Herzog  Christoph  von  Würtemberg 
legte  dem  Kaiser  seine  Landesordnung  von  1552  zur  Bestätigung  vor,  damit 
sie  desto  kräftiger  sey,  auch  ohne  Eintrag,  Irrung  oder  Verhinderung  man- 
niglich  bleiben  möge;  sie  erfolgte  1555  (Wächter  L  S.  33.  N.  4);  ebenso 
Uess  er  1555  sein  Landrecht  bestätigen.  —  Wächter  L  S.  239.  N.  17a.  sagt: 
„der  Herzog  forderte  vorher  vom  Kanzler  und  zwei  Oberräthen  Bericht  über 
die  Nothwendigkeit  dieser  Bestätigung.  In  ihrem  Berichte  hielten  sie  dieselbe 
fär  nutz  und  nothwendig.  Denn,  sagen  sie,  das  Landrecht  werde  vielen  Ein 
und  Ausländischen y  sonderlich  in  Erbfällen,  Nahmhaftiges  entziehen,  und 
überhand  Bechtfertigung ,  auch  vielleicht  der  Fremden  halber  ÄppeUationen 
an  das  Kayserh  Kammergerichi  erwecken.^  —  Es  wurden  femer  von  den 
Kaisern  bestätigt  das  Jülich'sche  Landrecht  von  1555  und  von  1564  (vgL  un- 
ten §.  86),  die  Braunschweig-Lüneburgische  Hofgerichtsordnung  Herzog  Hein- 
rich's  des  Jüngeren  im  Jahre  1559  (vgl.  die  Bestätigung  durch  Kaiser  Ferdi- 
nand :  in  Ohur-Braunschw.-Lüneburg.  Landesordnungen  und  Gesetze  Calenberg. 
Theils  IL  S.  498  flf.,  aber  auch  in  der  Ausg.  der  Ordnung  bei  Säur  fasc.  VII.) 
die  Pommersche  Hofgerichtsordnung  von  1566  (auch  ])ei  Säur  fasc.  VII.  p. 
81  fif.;  vgl.  über  sie  v.  Hymmen  Bey träge  IH.  S.  358  ff.)  im  Jahre  1568 
(vgl.  D ähner t  Sammlung.  Pommerscher  Landesurkunden  III.  S.  93),  die 
Mecklenburgische  Hofgerichtsordnung  von  1568  im  Jahre  1569  (die  Bestätigung 
durch  MaxinulianH.  ist  der  Ausgabe  der  Ordnung  Rostock  1570.4.  vorangedruckt), 
die  Münsterische  Hof-  und  Landgerichtsordnung  von  1571  (Walch  I.  S  378), 
die  fränkische  Landgerichtsordnung  von  1580,  und  die  von  1618  im  Jahre  1622 
(Schneidt  thesaurus  jur.  francon.  I.  S.  4  und  5),  die  revidirte  holsteinsche 
Landgerichtsordnung  von  1637  im  Jahre  1641  (v.  Oronhelm  Corp.  Statute- 
rum  proVinciaUum  Holsatiae  1750.  S.  250  flf.).  —  Von  Stadtrechten  wui;de  die 
Wormser  Reformation  von  1498  im  Jahre  1505  durch  den  Kaiser  bestätigt 
vgl.  unten  §.  80.  N.  4. 
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Recht  der  Stände  befragte,  waren  sie  meist  geneigt,  die  Theil-  ] 
nähme  der  Landstände  für  überflüssig  zu  erklären,  da  von  der-^/' 
selben  in  dem  römischen  Recht  keine  Rede  sei  *s).'^  Bei"  den  Ar- 
beiten für  das  dritte  würtembergische  Landrecht  erklärten  Dr. 
Reinhardt  und  Dr.  Entzlin  im  Jahre  1608  *®),  dass  es  jedem  re- 
gierenden Landesfürsten  zustehe,  solche  Landrechte  und  Ordnun- 
gen gebührlich  zu  machen;  ausführlich  erklärten  sich  dagegen 
Balthasar  Eisengrein  und  der  Geheime  Rath  Melchior  Jäger*®). 
In  manchen  Territorien,  und  zwar  nicht  blos  in  den  kleineren, 
welche  etwa  nur  aus  einem  Stammsitz  und  einigen  Dörfern  be- 
standen, sondern  auch  in  grösseren  Territorien  gab  es  überhaupt 
keine  landständische  Verfassung,  und  lag  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung allein  in  der  Hand  der  Landesherren,  welche  es  durch 
ihre  gelehrten  Räthe  ausübten*').  Aber  auch  wo  eine  landstän- 
dische Verfassung  bestand,  suchte  man  oft  den  ständischen  Beirath 
zu  umgehen ;  die  Landesherren  publicirten  die  allein  mit  ihren 
Käthen  berathenen  und  beschlossenen  Gesetze  ohne  Weiteres  und 
erklärten  in  besonderen  Clausein,  dass  sie  es  sich  vorbehielten, 
wie  und  wann  es  ihnen  beliebte,  das  gegebene  Recht  zu  erklären, 
zu  mehren  und  zu  mindern  **).     In  Hessen,  wo  die  Stände  um  die 


18)  Vgl.  z.  B.  Ouppenerins  Oommentarii  in  Authent.  habita.  Francof. 
1605.  p.  16. 

19)  Die  Vorarbeiten  zum  Würtemb.  Landr.  von  1610,  herausgegeben  von 
Faber  und  Schlossberger  1859.  S.  684. 

20)  A.  a.  0.  S.  694  f.,  699  u.  703. 

21)  In  Hanau,  Kurmainz,  Isenburg  gab  es  keine  Landstände,  vgl.  Both 
Kurhess  Privatr.  L  S.  73,  76,  75.  —  Maurenbrecher  I.  S.  29  bemerkt,  dass 
von  den  Territorien  der  heutigen  Rheinprovinz  eine  landständische  Verfassung 
nur  bcsassen  Berg,  Trier,  Cöln,  Geldern,  Zütphen,  Malmcdy,  Luxemburg;  er 
fuhrt  auch  Mainz  an,  vgl.  aber  Roth  I.  S.  76.  —  Beispiele  für  die  ständische 
Zuziehung  vgl.  bei  Selchow  elem.  juris  germ.  §.  48.  N.  2 — 4,  und  ganz  be- 
sonders Zachariae  Staatsrecht  IT.  §.  157  mit  den  dortigen  Nachweisen ;  Einzel- 
nes auch  bei  Unger  Geschichte  der  Landstände  IT.  1844.  S.  210  ff. 

22)  Im  Patent  der  Solmser  Landesordnung  heis.st  es  nur,  dass  der  Lan- 
desherr sein  Gesetz  erliess  mit  samenthafftigen  zeittigen  vorgehabten  Bath, 
guter  Vorbetrachtung  und  rechten  einhelligen  Wissen;  dach  behalte  er  sich 
vor,  dasselbe  zu  erklären,  bessern,  vermehren,  vermindern  und  ganz  abzuthun. 
Im  Gegensatz  heisst  es  im  Hadeler  Landrecht,  welches  eine  Aufzeichnung 
von  Gewohnheitsrecht  enthält,  der  Landesherr  habe  dasselbe  durch  gelehrte 
Bathe  prüfen  lassen  und  bestätigt,  und  verspreche  dasselbe  nicht  ein- 
seitig  zu  ändern. 
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Mitte  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  die  Theilnahme  an  der  Ge- 
setzgebung beanspruchten,  kehrten  sich  die  Landesherren  nicht  an 
ihren  Widerspruch  und  erklärten,  dass  es  ganz  von  ihrem  Belie- 
ben abhinge,  die  Stände  zuzuziehen  oder  nicht  ^b).  In  Würtemberg 
fehlte  es  bis  zum  siebenzehnten  Jahrhundert  an  allen«  festen 
Grundsätzen  über  das  Kecht  der  Stände;  bald  kümmerte  man 
sich  um  sie  gar  nicht,  bald  hörte  man  nur  ihren  Rath,  bald 
holte  man  ihre  Zustimmung  .ein;  öfter  nahmen  die  Landesherren 
auf  ihren  Widerspruch  keine  Rücksicht  24).  —  Das  kurkölnische 
Landrecht  von  1663  wurde  publicirt,  ohne  dass  die  Bemerkungen, 
welche  die  Stände  über  das  Project  übergeben  hatten,  Berück- 
sichtigung gefunden  hatten.  — •  Bei  der  Gesetzgebung  der  kur- 
sächsischen Constitutionen  waren  die  Stände  überhaupt  gar  nicht 
zugezogen. 

Oft  zeigten  sich  auch  die  Stände  selbst  sehr  gleichgültig  in 
Betreff  ihrer   Mitwirkung    und  suchten   sich   den   zeitraubenden 
Verhandlungen  über  den  Inhalt  und  die  Form  der  Gesetze  und 
der  einzelnen  Bestimmungen  zu  entziehen,  besonders  auch,  weil 
ihnen  die  Fragen,  um  welche  es  sich  handelte,  bei  der  Bedeu- 
tung, welche  man  dem  römischen  Recht  in   diesen  Legislationen 
einräumte,  zum  grossen  Theil  unverständlich  bleiben  mussten. 
Die    Commission    zur   Ausarbeitung   des    Würtembergischen 
;  Landrechts  erklärte  im  Jahre  1552  2*),  die  Arbeit  sei  sehr  schwer, 
■  da  man  zu  ihr  der  gelehrten  Bücherkenntniss  bedürfe ;  am  besten 
i  übertrage   man    sie    gelehrten  Juristen   und   lege    sie    dann  nur 
\dem  ständischen  Ausschusse  vor. 

Als  Herzog  Christoph  von  Würtemberg  dem  landschaftlichen 
grossen  Ausschusse  seine  Landesordnung  zur  Berathung  übergab, 
erklärte  derselbe  im  Jahre  1566:  „es  sey  wohl  unnöthig,  dass  er 
bei  der  Berathung  sei,  und  der  Herzog  werde  solches  in  ander- 
weg  verrichten  können" ;  indessen  bestand  der  Herzog  auf  seiner 
Betheiligung  2®). 
f  So  dürfen  wir  denn  nicht  überall,   wo  dem  römischen  Recht 

in    den  Landrechten    eine   ungemessene   Bedeutung   eingeräumt 


23)  Roth  I.  S.  51,  N.  24,  S.  65.  N.  8. 

24)  Wächter  I.  S.  147  ff.,  S.  323.  N.  1,  S.  369.  N.  9. 

25)  Wächter  I.  S.  230. 

26)  Wächter  I.  S.  107. 
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ifird,  allein  den  Juristen  und  den  Landesherren  die  Schuld  geben ; 
zum  Theil  trugen  sie  auch  die  Stände,  welche  von  ihrem  Recht 
keinen  Gebrauch  machen  wollten,  oder  dem  Landesherrn  gegen- 
über nicht  nachdrücklich  genug  auf  demselben  bestanden. 

IV.  In  einer  Anzahl  von  Territorien  wurde  seit  dem  Anfange 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  das  Recht  in  umfangreichen  Land- 
rechten  aufgezeichnet;  es  folgten  die  Landesherren  den  Beispielen 
der  Reichsstädte,  von  denen  mehrere  schon  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  Reformationen  besassen.  Am  thä- 
tigsten  war  die  landesherrliche  Gesetzgebung  im  sechzehnten 
Jahrhundert;  im  siebenzehnten  trat  sie  zurück;  in  der  Mitte  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  begann  sie  einen,  weitere  Ziele  ins 
Auge  fassenden  Aufschwung  zu  nehmen. 

Die  Lajidrechte  haben  einen  sehr  verschiedenen  Charakter, 
sowohl  was  Umfang,  Vollständigkeit,  als -was  ihr  Verhalten  gegen- 
über dem  römischen  Recht  betrifft.  In  einzelnen,  besonders  den 
kleineren  Landstrichen  beschränkte  man  sich  auf  die  Aufzeich- 
nung des  Gewohnheitsrechts,  sei  es,  dass  man  dabei  nichts  weiter 
beabsichtigte,  als  die  bisher  in  dem  Bewusstsein  der  Einzelnen 
lebenden  Sätze  durch  die  Schrift  zu  befestigen 2^),  sei  es,  dass 
man  sie  gegenüber  dem  römischen  Recht  in  ihrer  Existenz  sichern 
wollte. 

In  anderen,  besonders  grösseren  Territorien  wollte  man  in 
den  ausführlicheren  Landrechten  genauer  die  Grenzen  zwischen 
dem  einheimischen  und  firemden  Recht  ziehen  und  stellte  grosse 
römisch-rechtliche  Partien  so  dar,  wie  man  ihre  Anwendung  in 
den  Gerichten  verlangte.  Die  Verfassung  der  unteren  Gerichte, 
in  welchen  meistens  noch  ungelehrte  Leute  sassen,  erforderte  eine 
Darstellung  der  wichtigsten,  nach  dem  römischen  Recht  zu  beur- 
theilenden  Rechtsinstitute.  Aber  es  fand  nirgends  eine  vollstän- 
dige, erschöpfende  Codification  Statt,  sondern  es  wurden  nur 
immer  die  wichtigsten,  im  Leben  häufigsten  Rechtsverhältnisse 
normirt,  so  dass  der  Richter,  wo  ihn  das  Gesetzbuch  im  Stiche 
liess,  entweder  Sätze  des  deutschen  Gewohnheitsrechts   oder  des 


27)  Dieses  ist  besonders  auch  bei  solchen  Quellen  der  Fall,   welche  in 
Fonn  von  Weisthümem,  in  Fragen  und  Antworten  der  verschiedenen  Perso- 
nen des  Gerichts,  die  an  demselben  übHchen  Beohtssätze  (Strafrecht,  Prooess,^ 
bäuerüche  Verhältnisse  u.  s,  w.)  deolariren. 
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römischen  Rechts  anzuwenden  hatte.  Wir  haben  bereits  bemerkt, 
dass  eine  Zahl  von  Gesetzbüchern  die  Anwendung  des  Gewohn- 
heitsrechts ganz  ausschloss  und  den  Richter  allein  auf  das  rö- 
mische Recht  als  subsidiäre  Rechtsquelle  verwies  ^s). 

Bei  der  Aufnahme  des  römischen  Rechts  schlössen  sich 
meistens  die  Redactoren  nicht  sklavisch  an  den  Buchstaben  des 
Corpus  juris  an,  sondern  verhielten  sich  ihm  gegenüber  als  Gesetz- 
geber, welche  das  in  ihm  enthaltene  Material  einer  Prüfung  mit 
Rücksicht  auf  die  vorliegenden  Lebensverhältnisse  unterwarfen 
und  nach  Zweckmässigkeitsgründen  frei  umgestalteten. 

Freilich  sagt  Maurenbrecher 2^),  dass  ^nur  das  Beste- 
hende, das  schon  längst  seine  Kraft  gezeigt  hatte,  ehe  der  Lan- 
desherr es  aussprach,  in  den  Rechtsbüchern  damaliger  Zeit  auf- 
gezeichnet und  publicirt  wurde.  Die  ganze  Territorialgesetz- 
gebung ist  bis  ins  siebenzehnte  Jahrhundert  nur  Aufzeichnung 
des  Gewohnheitsrechts  gewesen,  und  so  sind  die  meisten  Rechts- 
bücher auch  dieser  Sammlung  nichts  weiter,  als  niedergeschrie- 
bene Landesbräuche." 

Diese  Ansicht  kann  aber  nicht  als  richtig  gelten;  denn  wir 
sehen  die  Gesetzgeber  die  bestehenden  Rechtssätze  völlig  aufhe- 
ben oder  modificiren;  und  was  das  römische  Recht  anbetrifft,  so 
war  es  allerdings  kein  Zweifel  mehr,  dass  es  zur  Anwendung  zu 
bringen  sei,  aber  in  welchen  Grenzen  und  mit  welchen  Modifica- 
tionen,  darüber  fehlte  es  im  Volke  und  bei  den  Richtern  an  einer 
festen  üeberzeugung,  welche  der  Landesherr  nur  einfach  zu  ver- 
zeichnen gehabt  hätte.  Dies  war  Gegenstand  langer  Streitigkeit 
und  vielfacher  Unsicherheit,  und  hier  musste  die  Gesetzgebung 
eingreifen.  Daher  verdienen  die  Landrechte  dieser  Periode  nicht 
den  Namen  blosser  Landbräuche  ^o). 


28)  Vgl.  S.  121,  130  f.  und  überhaupt  den  §.  65.  Vgl.  auch  §.  84  nach 
N.  37. 

29)  Rheinpreuss.  Landrechte  I.  S.  27. 

30)  v.  Savigny  Vom  Beruf  unserer  Zeit  u.  s.  w.  3.  Aufl.  1840.  S.  39: 
„Nicht  nur  ist  in  den  Landesrechten  selbst  sehr  vieles  blos  Römisches  Recht 
und  nur  in  seinem  ursprünglichen  Römischen  Zusammenhang  verständlich,  son- 
dern auch  da,  wo  man  absichtlich  seine  Bestimmungen  verlassen  hat,  hat  es 
häufig  die  Richtung  und  Ansicht  des  neu  eingeführten  Rechts  bestimmt,  so 
dass  die  Aufgabe,  die  durch  dieses  neue  Recht  gelöst  werden  soll,  ohne  Rö- 
misches Recht  gar  nicht  verstanden  werden  kann." 
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In  manchen  Ländern,  und  zwar  nicht  immer,  blos  in  den 
kleineren,  kam  es  in  diesen  Jahrhunderten  zu  keiner  umfangreicheren 
Gesetzgebung  8 '),  sondern  begnügte  man  sich,  im  Allgemeinen  die 
Geltung  des  gemeinen  Rechts  anzuerkennen,  und  einzelne 
Verordnungen  über  bestimmte  Gegenstände  zu  erlassen,  so  Ge- 
richts- ,  Kirchen- ,  Polizei- ,  Landesordnungen ,  Geset:5e  über  Erb- 
recht, eheliches  Güterrecht,  Pfandrecht,  Abtrieb,  Gesetze,  welche 
die  Regalien  und  Landescultur  betreffen,  so  Jagd-,  Foreil;-,  Weide-, 
Bergwerksordnungen  u.  s.  w.  In  manchen  solcher  Gesetze  folg- 
ten die  Landesherren  nur  dem  Gebot  der  Reichsgewalt,  welche  in 
einzelnen  Reichsgesetzen  verlangt  hatte,  dass  ihre  allgemeinen 
Bestimmungen  durch  specielle  Verordnungen  zur  Ausfuhrung  ge- 
bracht würden  *2)^ 


31)  So  z.  B.  in  den  .einzeliien  Theilen  Schlesiens;  hier  wurden  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  Landesordnungen  erlassen,  voa  denen  eine  Anzahl  gedruckt 
ist  in  Weingarten  fasciculi  diversorum  jurium.  1690.  fol.  ^- 

In  manchen  Ländern,  in  welchen  es  an  einer  befriedigenden  Gesetzgebung 
fehlte,  wurde  die  Lücke  durch  Werke  über  das  Particularrecht  ausgefüllt, 
welche  von  einzelnen  Privatleuten  ausgingen,  aber  nach  Art  der  alten  Rechts- 
bücher fast  legis  vicem  erlangten.  Für  die  Mark  Brandenburg  ist  unten  das 
Werk  von  Scheplitz  zu  erwähnen,  für  Oesterreich  zunächst  ein  Werk  vonB. 
Walther,  welcher  seit  1556  Kanzler  der  niederösterr.  Regierung  war  (gest. 
1564),  und  auf  Veranlassung  der  Regierung  die  österr.  Gewohnheitsrechte 
sammelte.  Sein  Werk  ist  als  Anhang  der  gleich  zu  nennenden  Schrift  von 
Suttinger  in  den  Ausgaben  seif  1718  gedruckt;  der  Titel  der  Ausgabe  von 
1718  lautet:  Consuetudines  Austriacae  ad  Stylum  excclsi  Regiminis  infra 
Anasum  oUm  accommodatae  per  Joann.  Bapt.  Suttingei* ;  nunc  vero  accesserunt 
additiones  praedictarum  consuetudinum  Austriacarum  renovatae,  nee  non  aureus 
juris  austriaci  traetatus  continens  observationes  selectas,  Authore  Dre  Bemh. 
Walthero.  Norimb.  1718.  4.  Sodann  das  Werk  von  J.  B.  Suttinger  (gest. 
1672,  vgl.  Joch  er  IV.  S.  948)  Consuetudines  Austriacae,  welches  zuerst  Wien 
1650.  4.  erschien,  und  dann  von  dem  Verfasser  im  Jahre  1656  neu  herausge- 
geben wurde  mit  Rücksicht  auf  die  ijn  Jahre  1655  erschienene  Revisionsord- 
nung.  Weiter  findet  sich  zu  Breslau  noch  eine  Ausgabe.  Nürnb.  1669.  4. 
Vemeuerte  Observationes  practicae  u.  s.  w. ;  das  Werk  zerfallt  in  150  Obser- 
vationes, welche  den  Process  nach  dem  gemeinen  Recht,  der  österreichischen 
Praxis  und  Gesetzgebung  darstellen.  Mittermaier  Privatr.  (6.  Ausgabe) 
L  S.  51.  N.  12  führl  als  Ausgaben  noch  an:  Wien  1650,  Nürnberg  1678,  1710. 
—  Die  Ausgabe  von  1718  unterscheidet  sich  wesentlich  von  den  früheren,  in- 
dem sie  das  gesammte  österr.  Recht  in  alphabetisch -lexikalischer  Weise  dar- 
stellt und  sich  dabei  auf  viele  Erkenntnisse  und  auf  das  Oonsuetudinarium 
beruft. 

32)  Vgl.  oben  S.  201.  N.  85.    —  Wenngleich  oft  darüber  von  Seiten  des 
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üeber  die  Geschichte  einzelner  Gesetzgebungen  sind  wir  ge- 
nauen unterrichtet,  indem  uns  die  Entwürfe,  Gutachten  über  die- 
selben, die  Verhandlungen  der  Commissionen  aufbehalten  *und 
zum  Theil  auch  durch  den  Druck  zugänglich  geworden  sind.  Am 
reichhaltigsten  sind  die  Acten  über  die  Entstehung  der  Consti- 
tutiönes  Saxonicae  und  des  Würtembergischen  Landrechts  von 
1610;  für  andere  Gesetzbücher  fehlen  die  speciellen  Nachrichten 
über  die  Entstehung  und  sind  wir  auf  die  ihnen  vorgesetzten 
Publicationspatente  verwiesen. 

Um  das  erforderliche  legislatorische  Material  zu  gewinnen, 
pflegte  die  Regierung  von  den  einzelnen  Gerichten  die  Einsen- 
dung der  beobachteten  Rechtssätze,  des  bestehenden  Statutar- 
und  Localrechts,  so  z.  B.  in  Würtemberg,  oder  eine  Zusammen- 
stellung derjenigen  Rechtssätze  zu  verlangen,  in  Betreff  deren  an 
dem  Gericht  keine  feste  Ueberzeugung  bestünde,  so  z.  B.  in  Sachsen. 
Wo  bereits  ältere  gesetzliche  Quellen  vorlagen,  pflegte  man  die- 
selben zu  benützen;  wo  es  an  denselben  fehlte,  war  man  nicht 
gerade  sehr  bedenklich  in  der  Benützung  der  in  anderen  Territorien 
erlassenen  Gesetzbücher  oder  angesehener  städtischer  Reforma- 
tionen, und  nahm  grosse  Abschnitte  aus  denselben  herüber.  Man 
hielt  sich  dabei  durchaus  nicht  strenge  nur  an  die  Rechte  aus 
der  Umgegend  und  solche,  welche  demselben  Stamme  angehör- 
ten^^), sondern  auch  an  ferner  abliegende  Rechtsquellen.  Wie  die 
Lex  Baiwariorum  Vieles  aus  der  Lex  Wisigothorum  genommen 
hat,  so  besteht  z.  B.  die  Henneberger  Landesordnung  von  1539  in 
einer  fast  wörtlichen  Wiederholung  der  Tiroler  Landesordnung,  Je 


Beichs  geklagt  wird,  dass  viele  Landesherren  nicht  genug  aof  die  Befolgong 
der  ßeichsgesetze  sähen,  oder  jene  Specialverordnungen  unterliessen,  so  sind 
doch  auch  andere  dem  Auftrage  nachgekommen  und  haben  den  Inhalt  der 
Reichspolizeiordnungen  in  ihre  Landes-  oder  Polizeiordnnngen  aufgenommen 
und  durch  neue  Bestimmungen  ergänzt.  Z.  B.  erliess  im  Jahre  1550  Mark- 
graf Joachim  von  Brandenburg  (Mylius  VI.  N.  2)  eine  Beihe  von  Artikeln 
zur  Einfährung  der  Beichpolizeiordnung.  —  In  der  Einleitung  zur  kurkölui- 
schen Polizeiordnung  von  1538  (in  der  kurköln.  Reform. ;  bei  Maurenbreoher 
I.  S.  376—382  im  Auszuge)  heisst  es,  mit  Rath  der  Stände  sei  die  Ordnung 
aufgerichtet,  welche  wir  U88  den  gemeinen  beschrieben  rechkn  und  des  h, 
Beichs  Ordnungen  ziehen  und  sunst  nctch  gelegenheit  berwrter  unser  Landt* 
schafften  ....  stellen  lassen  haben,  —  Ygl.  auch  unten  §.  83.  N.  13. 

33)  Die  Rheinischen  Landrechte  stimmen  unter  einander  vielfach  wörtlich 
nberein. 
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freier  sich  in  späterer  Zeit  die  Gesetzgebung  bewegte,  je  mehr 
sie  das  Beste  zu  geben  wünschte,  um  so  mehr  berücksichtigte 
sie  überhaupt  die  vorliegenden  Particularrechte  und  wählte  unter 
den  verschiedenen  Grundsätzen  denjenigen,  für  welchen  die 
grösste  Zweckmässigkeit  sprach  ^*). 

Was  die  Aufnahme  des  römischen  Rechts  in  den  Landrechten 
betrifft,  so  mochten  allerdings  einzelne  Juristen  und,  durch  sie 
verführt,  auch  einzelne  Landesherren  angenommen  haben,  dass 
eigentlich  nur  gemeines  Recht  zur  Anwendung  kommen  dürfe  ^*), 
und  es  haben  die  grossentheils  aus  Romanisten  bestehenden  Ge- 
setzgebungs-Commissionen,  wo  ihnen  in  Berichten  das  bisher  gel- 
tende Recht  dargelegt  wurde,  sich  oft  gegen  dasselbe  erklärt, 
'weil  es  gegen  das  gemeine  Recht  Verstösse  ^*).    Aber  es  war  doch 


34)  So  stellt  z.  B.  Eisengrein  im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  in 
seinen  Relationen  zum  Würtemb.  Landrecht  (Vorarbeiten  [vgl.  N.  19]  S.  468  f.) 
bei- Gelegenheit  einer  Frage  des  Erbrechts  der  Ehegatten  die  Grundsätze  zu- 
sammen, welche  die  Stadtrechte  von  Cassel  und  Ulm,  das  kurpfalzische  Land- 
recht,  die  hessische  Erbordnung,  das  Badensche  und  das  Solmser  Land- 
recht,  das  Wimpfener,  Nürnberger,  Wormser  und  Frankfurter  Stadtrecht  ent- 
halten. 

So  wie  man  in  früherer  Zeit  bei  Rechtsungewissheit  sich  beliebiger  Quel- 
len bediente,  so  zog  man  auch  jetzt,  wenn  es  in  einem  Territorium  an  einem 
Gesetzbuch  fehlte,  die  Rechtsquellen  anderer  Länder  und  Städte  zu  Rathe, 
um  das  Bedürfniss  der  Praxis  zu  befriedigen.  Schon  auf  dem  Titel  mancher 
Land-  und  Stadtrechte  oder  in  dem  Vorbericht  derselben  bemerken  die  Drucker, 
dass  dieselben  auch  fär  andere  Gerichte  sehr  wohl  brauchbar  sein  würden. 
Da  man  in  ihnen  allgemein  anwendbare  Sätze  zu  finden  glaubte,  wurden  sie 
auch  an  anderen  Orten  oft  nachgedruckt;  das  Bedürfniss  nach  Exemplaren 
war  sehr  gross. 

35)  Es  wird  sich  dies  im  Verlaufe  noch  genauer  aus  den  Vorreden  der 
einzelnen  Gesetzbücher  ergeben. 

36)  Die  Commission  zur  Bntwerfung  des  ersten  Würt.  Landrechts  erklärte 
im  Jahre  1552:  dieweü  .^ . .  die  eingesendeten  EecJUe  aber  ganz  ungleich,  ein 
ander  widrig,  auch  meistentheüs  den  gemeinen  gesehtHebenen  Bechten,  mitun- 
ter auch  der  Billigkeit  entgegen  seyen:  so  sey  es  vergeblich,  unmöglich  und  in 
keiner  Hinsieht  zu  rathen  und  zu  thun,  dass  die  in  grossen  Haufen  vor  sie 
gelegten  Gebräuche  und  Satzungen  diesesmal  gelesen  oder^  erwogen wer- 
den könne.  Sie  halte  daher  fü/r's  Beste ,  ohne  Bücksicht  auf  die  Locälrechte 
von  einem  gemeinen,  gleichen,  auch  dem  gemeinen,  geschriebenen  Becht  und 
menschlicher  Billigkeit  gemässen  Weg^  Ordnung  oder  Maass  aller  Handlungen, 
Geschäfte  und  Fälle  zu  dispuiiren  und  zuberathsehlagen  (W  acht  er  L  S.  229). 
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unmöglich,  das  deutsche  Recht  völlig  zu  ignoriren;  man  musste 
auch  deutsche  Sätze  über  deutsche  Institute  aufnehmen  8'). 

V.  Die  Landrechte  enthalten  hauptsächlich  Privatrecht  und 
Process*®);  das  Strafrecht  wird  in  vielen  übergangen,  zum  Theil 
wohl  darum,  weil  das  deutsche  Reich  in  der  Carolina  eine  ge- 
meinrechtliche Quelle  des  Strafrechts  und  Stra^rocesses  besass. 
Einzelne  Gesetzbücher,  wie  die  Tiroler  Landesordnung,  handeln 
auch  von  der  Verfassung,  der  Polizei,  Handel  und  Gewerbe,  den 
Regalien  u.  s.  w.  Gewöhnlich  wurde  für  das  Lehnrecht,  für 
die  aus  der  Regalität  sich  ergebenden  Rechtsverhältnisse 
(Bergwerke,  Forsten,  Jagden  u.  s.  w.),  för  die  Verhältnisse  des 
Handels  und  Wandels  (Zünfte,  Wechselwesen,  Makler  u.  s.  w.), 
für  die  Rechtsverhältnisse  der  bäuerlichen  Gemeinden,  besondere," 
neben  dem  Landrecht  stehende  Ordnungen  erlassen. 

Oft  wird  der  Ausdruck  Landesordnung  gleichbedeutend 
mit  Landrecht  gebraucht;  bisweilen  werden  aber  auch  beide 
einander  gegenübergestellt.     Dann  versteht  man  unter  Landrecht 


37)  Meiner  Meinung  nach  drückt  sich  Maurenbrecher  I.  S.  47  f.  viel 
zu  stark  aus  über  die  allerdings  mehr  als  andere  Quellen  romanisirenden  rhei- 
nischen Landrechte:  „Denn  es  ist  zu  augenscheinlich,  welches  Bewandniss  es 
hier  mit  dem  einheimischen  Becht  hat.  Es  ist  damit  nirgends  aufrichtig  und 
redlich  gemeint.  In  jenen  Zeiten  der  noch  wankenden  Landeshoheit  haben 
sich  die  Landesherren,  wiewohl  sie  das  römische  Recht  ganz  allein  wollten, 
dennoch  gegen  das  Volk  abfinden  müssen.  Wären  sie,  mit  ihi^en  römischge- 
sinnten Käthen,  stark  genug  gewesen,  das  römische  Becht  geradezu  als  die 
einzige  Rechtsquelle  in  ihren  Ländern  zu  befehlen,  so  hätte  man  den  Umweg 
mit  den  Landrechten  gar  nicht  zu  maclien  brauchen;  diese  wären  vieUeicht 
gar  nicht  entstanden.  So  sehr  bin  ich  überzeugt,  dass  mit  ihnen  Alles  nur 
auf  die  Einführung  des  römischen  Rechts  gerichtet  gewesen  ....  AnknüpAmg, 
Hinweisung,  Erklärung  und  Modification  aus  dem  fremden  Rechte  fehlt  nir- 
gends. Ueberall  ist  heimliches  Unterschieben,  absichtliches  Hineinpracticiren 
des  römischen  Rechts  nur  zu  sichtbar."  —  Jedenfalls  schreibt  der  Verfasser 
den  Juristen  eine  zu  bewusste  Tendenz  zu;  sie  ginjgen  wohl  zum  kleinsten 
Theil  in  böswilliger  Absicht  darauf  aus,  das  Volk  um  sein  Recht  zu  betrugen, 
sondern  waren  durch  die  gesammte  wissenschaftliche  Doctrin  ihrer  Zeit  für 
das  fremde  Recht  so  befangen,  dass  sie  an  jeder  Berechtigung  eines  anderen 
Rechts  neben  dem  römischen  zweifelten.  Auch  ist  die  Allgemeinheit  des 
Maurenbrecher 'sehen  Satzes  L  S.  50,  dass  wir  die  meisten  Sätze  einhei- 
mischen Rechts  in  unseren  Rechtsbüchem  ständischen  Protestationen  verdanken, 
sehr  zu  beschränken.  In  vielen  Fällen  zeigten  sich  die  Stände  durchaus  gleich- 
gültig gegen  die  Gesetzgebung.    Vgl.  oben  N.  25,  26. 

38)  Vgl.  Maurenbrecher  L  S.  64  ff. 
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die  Gesetzgebung  über  Privatrecht  und  Process,  falls  nicht  etwa 
der  letztere  durch  eine  besondere  Gerichtsordnung  geregelt  ist, 
und  unter  der  Landesordnung,  in  wesentlich  gleichem  Sinn  wie 
Polizeiordnung,  eine  mehr  auf  das  öflFentliche  Recht  bezügliche 
Gesetzgebung,  welche  auch  manche  Bestimmungen  aus  dem  Straf- 
recht enthält*®).  In  viele  Landesordnungen  nahm  man  auch 
einzelne  Bestimmungen  über  Privatrecht  auf,  besonders  über  Erb- 
recht, Familienrecht,  Vormundschaft,  Abschliessung  der  Ehe,  Kauf- 
geschäfte u.  s.  w.  Ausserdem  beschäftigten  sie  sich  mit  der 
PoUzei  und  enthielten  die  genauesten  Vorschriften  für  Gesinde 
und  Handwerker,  suchten  den  Gefahren  für  das  Gemeinwohl,  mit 
Rücksicht  auf  Brand-  und  Wasserschaden,  auf  Strassen  und  Wege 
zu  begegnen,  dem  Luxus  in  Kleidern  und  bei  Festhchkeiten,  der 
Unsitte  des  Zutrinkens  u.  s.  w.  zu  steuern*®).  In  diesen  Bezie- 
hungen schlössen  sich  die  Landesordnungen  besonders  an  die 
Eeichspolizeiordnungen  an  und  stimmten  daher  nicht  blos  was 
die  Themata,  sondern  auch,  die  Bestimmungen  selbst  angeht,  viel- 
fach unter  einander  überein**). 


39)  Da  die  Landesordnnngen  im  Vergleich  zu  den  Laudrechten  und  Pro- 
cessordnungen  als  verhältnissmässig  untergeordnet  erscheinen,  und  da  sie 
ausserordentlich  zahlreich  sind,  indem  für  dasselbe  Land  in  demselben  Jahr- 
hundert oft  eine  grössere  Zahl  erlassen  wurde,  von  welcher  immer  die  eine 
auf  der  anderen  Aisste,  so  ist  es  überflüssig,  eine  üebersicht  über  die  deutschen 
Landesordnnngen  zu  geben.  In  Würtemberg  z.  B.  wurden  von  1495 — 1567 
sechs  Landesordnungen  erlassen;  sächsische  Landes-  und  Polizeiordnungen  von 
1482,  1543,  1550,  1555,  1612  stehen  Cod.  August.  L  p.  1-12,  13—24,  27—38, 
43 — 74,  1451 — 1480;  sächsisch-emestinisohe  Landesordnungen  von  1556,  1580, 
1589  bei  Walch  IV.  S.  426  flF.  —  Beispiele  führt  auch  Eichhorn  in.  S. 
258.  N.  q,  IV.  S.  417.  N.  f  an;  sie  können  fast  für  jedes  Territorium  ausser- 
ordentlich vermehrt  werden. 

Zu  den  älteren  Landesordnungon  gehört  auch  die  des  Markgrafen  Christoph 
von  Baden  und  Bernhard  Grafen  zu  Eberstein  vom  Jahre  1508  für  die  Graf- 
schaft Eberstein  (bei  Krieg  v.  Hochfeldcn  Geschichte  der  Grafen  von 
Eberstein  in  Schwaben  1836.  8.  S.  442—464),  welche  jährlich  mindestens  ein- 
mal verlesen  werden  soll.  Sie  anerkennt  (S.  447)  das  Repräsentationsrecht, 
wie  es  enthalten  ist  in  gesetzten  und  natürlichen  Rechten  ^  und  enthält  auch 
weitere  privatrechtliche  Bestimmungen  über  Erbrecht,  Familienrecht,  Be- 
lastung des  Grundeigenthums. 

40)  Für  Hannover  vgl.  Bodemeyer  Hannoversche  Bechtsalterthümer 
erster  Beitr.  Die  Luxus-  und ,  Sittengesetze.  Gott.  1857.  —  Vgl.  auch  ßoth 
V.  Schreckenstein  das  Patriciat.  1856.  S.  424  ff. 

41)  Vgl  N.  32. 
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VI.  Die  landrechtliche  Gesetzgebung  schliesst  im  AUgemei-" 
nen  mit  dem  Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts  ab,  und  es  ge- 
hören verhältnissmässig  wenige  umfassendere  Gesetzgebungen  in 
das  siebenzehnte  und  die  erste  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts. Man  begnügte  sich,  die  vorhandenen  Landrechte  von 
Neuem  zu  drucken,  zu  revidiren  oder  umzuarbeiten. 

Doch  ist  diese  spätere  Zeit  nicht  arm  an  Gesetzen;  im  Ge- 
gentheil,  das  siebenzehnte  und  achtzehnte  Jahrhundert  brachten 
eine  kaum  übersehbare  Masse  von  Verordnungen  und  Gesetzen 
hervor,  welche  aber  im  Verhältniss  zu  denen  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  den  entschiedensten  Verfall  bekunden.  In  der  trau- 
rigsten Weise  ergeht  sich  in  ihnen  die  Willkür  des  Gesetzgebers 
und  seine  Neigung,  in  alle  Verhältnisse  des  Lebens  und  des 
Hauses  mit  seinen  Vorschriften  einzudringen,  in  allen  Beziehun- 
gen den  Einzelnen  zu  regieren,  zu  bevormunden  und  zu  beschränken. 
Die  Sitte  und  Gebräuche  des  Volkes  werden  nicht  geachtet  und 
jede  freie  Bewegung  durch  unzählige  Normen  ertödtet*^).  Je 
mehr  die  Sitten  sich  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  verfeiner- 
ten, und  raffinirte  oder  plumpe  grossthuerische  Genusssucht  zu- 
nahm, um  so  detaillirter ,  aber  auch  zugleich  wirkungsloser  zog 
die  Gesetzgebung  dagegen  zu  Felde.  Sie  stellte  eine  Unzahl 
von  kleinlichen,  polizeilichen  Normen  auf,  welche  durchzuführen 
geradezu  unmöglich  war,  und  welche  wegen  ihrer  Gleichmässig- 
keit  und  Gleichgültigkeit  gegen  individuelle  Verhältnisse  als  die 
schwerste  Bedrückung  und  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit 
erscheinen  mussten. 

Ohne  den  Bedürfnissen  des  Volkes  Rechnung  zu  tragen  und 
die  Lebensverhältnisse  einer  eingehenden  Berücksichtigung  zu  un- 
terwerfen, sucht  man  für  den  Augenblick  zu  reformiren,  um  schon 
in  den  nächsten  Jahren  ein  neues  Gesetz  zu  erlassen,  welches 
einen  ganz  anderen  Ausgangspunkt  nimmt.  So  fehlte  es  an  der 
Continuität  der  Rechtsentwickelung  und  es  erscheint  das  sieben- 
zehnte und  die  erste  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  auch 
in  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebung  als  die  traurigste  Zeit  der 
deutschen  Entwickelung  *^). 


42)  Wächter  Würt.  Privatr.  I.  S.  82. 

43)  Köstlin  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  S.  225  sagt:  „Diese 
desnltorische,  ans  der  Laune  des  Moments  gebome^  allen  heilsamen  Schran- 
ken   des  Verhältnisses  zum  Beich  und  zu  den  Landständen  entwachsene,  den 
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Vn.  Die  grösseren  Gesetzgebungen  wurden  auf  Veranstal- 
tung der  Regierungen  gedruckt  und  auch  öfter  auf  Speculation  nach- 
gedruckt. Exemplare  derselben  wurden  an  die  verschiedenen 
Behörden  zur  Bekanntmachung  geschickt  und  in  der  ersten  Zeit 
nur  diesen  mitgetheilt,  so  dass  der  Einzelne,  da  das  Gesetz  bis- 
weilen im  Buchhandel  nicht  zu  haben  war,  nur  sehr  unvollkom- 
men sich  mit  dem  Inhalt  bekannt  machen  konnte  *■•).  Bei  kleine- 
ren Gesetzen  und  in  kleineren  Territorien,  fiir  welche  der  Druck  zu 
kostspielig  war,  liess  man  nur  eine  Anzahl  von  Abschriften  aus- 
fertigen. ^Daher  bedurfte  es  noch  weiterer  Publicationen  durch 
Verlesen  vor  dem  versammelten  Volk;  in  älterer  Zeit  bediente 
man  sich  noch  der  Kirche  als  Ort   der  Bekanntmachung,  indem 


Kitzel  despotischer  Willkür  ausßprechende  Gesetzgebung  war  der  reine  Aus- 
druck dieser  zu  schneidender  Einseitigkeit  entwickelten  Macht  der  fürstlichen 
Gewalt." 

Als  Beleg  für  unsere  obige  Charakteristik  kann  dienen  die  üebersicht 
über  die  Salzburgischen  Verordnungen  seit  dem  17.  Jahrhundert  bei  Sieben- 
kees  Beitrage  S.  35  ff.,  z.  B.  a.  1618  S.  45:  Mandat,  dass  die  Eltern  sowohl 
als  andere  Leute  die  kleinen  Kinder,  die  noch  nicht  vollkommentlich  ein  Jahr 
ihres  Alters  erreicht  haben,  bei  schwerer  Straf  nicht  zu  sich  in  das  Bett  le- 
gen sollen;  a.  1657  S.  47:  Verordnung,  wodurch  aller  Gebrauch  und  Verkauf 
des  Tabacks  bei  Strafe  verboten  wird;  a.  1669  S.  49:  Generalbefehl,  wodurch 
allen  Nachtwächtern  im  ganzen  Erzstift  aufgetragen  wird,  wenn  sie  bey  der 
Nacht  die  Uhr  ausrufen,  die  Schlussworte  beyzusetzen:  So  loben  wir  Gott  den 
Herrn;  a.  1671  S.  50:  Generale,  wodurch  der  bei  dem  Tanzen  eingeschlichene 
Missbrauch,  die  Weibsbilder  und  Tanzerinnen  dergestalt  umzudrehen,  dass 
hierdurch  die  Kleider  sich  so  hoch  erheben,  dass  deren  blosser  Leib  nicht 
ohne  Aergemiss  ersehen  werden  mag,  bei  schwerer  Strafe  verbothen  wird; 
a.  1671  S.  50:  Generale,  wodurch  den  Nachtwächtern  anbefohlen  wird,  dass 
sie  beym  ührenausrufen  zu  den  Schlussworten:  So  loben  wir  Gott  den  Herrn, 
auch  diese:  Und  unsere  liebe  Frau,  anhängen  sollten;  a.  1700  S.  57:  General- 
befehl, wodurch  den  Beamten  aufgetragen  wird,  dass  sie  den  Kindern  auf  dem 
Gäu  sowohl  als  in  den  Städten  und  Märkten  das  Dusitzen  (Dutzen)  ihrer  El- 
tern nicht  gestatten,  sondern  sie  ihre  Eltern  zu  ihrzen  bei  Androhung  einer 
Strafe  anhalten  sollen;  a.  1753  S.  69:  Generalbefehl,  dass,  wenn  junge  Leute 
an  Sonn-  und  Feyertägen  in  den  Ställen  und  Futterstädeln  ihre  Zusammen- 
künfte pflegen,  im  Betretungsfall  das  Mannsbild  für  das  erstemal  bloss  wegen 
der  verbothenen  Zusammenkunft,  es  sey  etwas  oder  nichts  TOrbeygegangen, 
auf  ein  Vierteljahr  auf  die  Schanz  verschaflfet,  das  Weibsbild  hingegen  gestal- 
ten Dingen  nach  mit  einer  Kirchenbusse  abgestraft  werden  soll.  —  Vgl.  auch 
Hausse r  Geschichte  der  Pfalz  IL  S.  126. 

44)  Mit  Bezug  auf  Wurtemberg  vgl.  Wächter  L  S.  96.  N.  9,  S.  273. 
N.  24. 
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der  Pfarrer  nach  beendetem  Gottesdienst  das  Gesetz  vorlas,  spä- 
ter geschah  es  auf  dem  Markt,  vom  Kathhause  herab  u.  s.  w. 
Um  immer  wieder  von  Neuem  die  Bestimmungen  dem  Volke  ein- 
zuschärfen, wurde  in  manchen  Gesetzen  angeordnet,  dass  sie  an 
bestimmten  Terminen  jährlich  regelmässig  verlesen  würden  **)• 

Dies  waren  nur  sehr  unyoUkommene  Anstalten,  durch  welche 
eine  genauere  Bekanntschaft  des  Volks  mit  seinem  Recht  und 
seinen  Gesetzen  nicht  erreicht  werden  konnte.  Ja  es  kommt 
auch  vor,  dass  ein  Gesetzgeber  absichtlich  sein  Gesetz  nicht  all- 
gemein bekannt  macht,  weil  seine  strafrechtlichen  Sät^  im  Ver- 
hältniss  zum  früheren  Recht  Milderungen  einführen*®). 

§.  71.    Die  SUdtrechte  i). 

I.  Was  wir  über  die  Gesetzgebung  der  Landesherren  bemerkt 
haben,  gilt  grossentheils  auch  fiir  die  Städte.    Es  waren  für  die- 


45)  Das  Solmser  Recht  (vgl.  II.  32)  soll  in  zwei  Terminen  jährlich  ver- 
lesen werden,  einmal  die  Gerichtsordnung,  und  einmal  die  Landesordnung; 
ähnliche  Vorschriften  sind  ausserordentlich  häufig.  —  üeber  die  particular- 
rechtlichen  Bestimmungen  in  Hessen  und  Würtemberg  vgl.  Both  I.  S.  66  u. 
Wächter  I.  S.  375. 

46)  Vgl.  Sohletter  Kursächsische  Constitutionen.  S.  86. 

1)  Von  allgemeineren  Werken,  in  welchen  Stadtrechte  verzeichnet  sind, 
und  Literatur  über  dieselben  nachgewiesen  ist,  vgl.  die  schon  Band  I.  S.  500  ff. 
angeführten  Werke  von  Riccius,  Dreyer  und  Bischoff;  der  letztere  ist 
sehr  unvollständig;  es  fehlen  ihm  z.  B.  die  allerdings  weniger  für  die  deutsche, 
als  für  die  italienische  Bechtsgeschichte  wichtigen  tiroler  Statuten;  über  sie 
vgl.  Bapp  über  das  vaterländische  Statutenwesen,  in  den  Beiträgen  z.  Gesch., 
Statistik,  Naturk.  und  Kunst  von  Tirol  und  Voralberg  Vm.  1834u  S.  1—89. 
Für  Preussen  besitzen  wir  die  reichhaltigsten  Nach  Weisungen  in  v.  K  amptz 
die  Provinzial-  und  statutarischen  Rechte  in  der  preuss.  Monarchie,  3  Bände. 
1826—1828;  es  ist  hier  ein  Staunens werthes  Material,  aber  mit  keiner  grossen 
Zuverlässigkeit  zusammengetragen;  K amptz  giebt  auch  zahlreiche  Auszüge,, 
besonders  fär  Erbrecht  und  eheliches  Güterrecht.  —  Auch  fiir  die  einzelnen 
preussischen  Provinzen  ist  viel  geschehen :  für  Ost-  und  Westpreussen  S ch  w ei c- 
kart  in  v.  Kamptz  Jahrbüchern  XXVI.  1825.  S.  239  ff.;  für  Schlesien 
Wentzel  Skizze  des  schlesischen  Localrechts,  ebendas.  LU.  S.  367 — 416, 
ganz  besonders  aber  Wentzel  das  jetzt  bestehende  Provinzialrecht  des  Her- 
zogthums  Schlesien  und  der  Grafschaft  Glatz.  II.  1840.  8.;  über  das  Becht 
der  Pommerschen  Städte  vgl.  Provinzialrecht  des  Herzogthums  Neu- Vorpom- 
mern und  des  Fürstenthums  Bügen.  VI.  S.  3  fi.  —  Für  andere  Länder  sind  be- 
sonders die  Handbücher  der  Particularrechte  zu  vergleichen;  so  für  Mecklenburg 
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selben  Motiye  und  Tendenzen,  welche  zur  Aufzeichnung  des 
Rechts  yeranlassten.  Es  entstand  durch  die  in  einem  weiteren 
oder  engeren  Umfange  geübte  Gesetzgebung,  durch  die  mehr 
oder  weniger  erschöpfende  Godification,  durch  eine  grössere  oder 
geringere  Berücksichtigung  der  fremden  Hechte  ein  sehr  verschier 
dener  Bechtszustand  in  den  einzelnen  Städten. 

Im  Mittelalter  hatten  die  meisten  Städte  ihre  eigenen  Rechts- 
quellen  gehabt,  meistens  nur  einzelne  landesherrliche  oderkönig* 
üche  Pirivilegien,  Willküren  der  Gemeinde,  Weisthümer  und  Be- 
lehrungen Yon  anderen,  rechtsyerwandten  Städten.  Nur  einzelne 
Städte  besassen  ausführliche  Stadtrechte,  welche  über  die  wich- 
tigsten Gegenstände  der  Verfassung,  des  Strafirechts,  Gerichtswe- 
sens und  Privatrechts  umfassendere  Vorschriften  enthielten.  In 
wenigen  war  ein  tieferer  Einfluss  römischen  Rechts  nachweisbar; 
die  naeisten  beschränkten  sich  darauf,  die  durch  das  GewohnheitB- 
recht  ausgebildeten  Sätze  zu  verzeichnen  oder  neue  Normen  den 
Bedürfnissen  gemäss  aufzustellen. 

Mit  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  tritt 
eine  grössere  Rührigkeit  der  Gesetzgebung  ein,  welche  sich  wei- 
tere Ziele  steckt,  das  ganze  Rechtsgebiet  umfassen  will  und  das 
nicht  mehr  abzuweisende  fremde  Recht  mit  dem  einheimischen 
Recht  in  mehr  oder  weniger  harmonischer  Weise  verarbeitet. 
Freilich  gilt  dies  nur  von  den  grösseren  Städten,  besonders  von 
Reichsstädten,  welche  ebenso  wie  die  Landesherren  in  ihrem  Ter- 
ritorium das  Recht  der  Gesetzgebung  besassen.  Die  Landstädte 
waren  der  landesherrlichen  Gesetzgebung  unterworfen,  muasten 


y.  Kamptz  Civilrecht  der  Herzogthümer  Meoklenbttrg  I.  1,  2.  1805  (vgl. 
auch  §.  70.  N.  5);  für  die  thüring.  Städte  Sachse  Handbuch  des  Grossher- 
zogL  Sachs.  Privatrechts.  1824.  —  Für  die  Schweiz  enthalt  eine  grosse  Zahl 
Yon  Quellen  Pestalutz  Vollständige  Sammlung  der  Statute  des  Eidgenössi- 
schen Oantons  Zürich.  I.  II.  1830—1834.  —  Die  Dresdner  Bibliothek  enthält 
eine  handschriftliche  Sammlung  Ton  Statuten  der  sächsischen  Städte  und  Ort- 
schafiben  in  51  Folior  und  12  Quartbänden;  vgL  Falkenstein  Beschreibuii^ 
der  kgl.  Bibliothek  zu  Dresden.  —  An  einem  so  vortrefflichen  Werk  für 
die  städtischen  BechtsqueUen ,  wie  wir  es  für  die  Zeit  bis  zum  Jahre  1500 
von  Gengier  besitzen,  fehlt  es  für  die  spätere  Zeit.  Es  ist  ein  solches  auch 
weniger  für  die  allgemeine  Bechtsgeschichte,  als  für  einzelne  Länder  wichtig, 
da  für  die  Geschichte  unserer  Bechtsentwickelung  im  Allgemeinen  jene  zahl- 
reichen Statuten  der  kleineren  Städte  ran  yerhältaiflsmäsBig  untergcordaeter 
Bedeutung  sind. 

Deutsche  Reohtsgeschichte  I.    2.  15 
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die  Land^sooBstitutionen,  an  deren  Berathung  sie  sieh  öfter  be- 
theiligt  hatten,  auch  för  sich  gelten  lassen,  und  besassen  gewöhn- 
lich nur  kleinere  Rechtsaufajeichnungen  oder  Ordnungen  über  ein- 
zelne besonders  wichtige  Partien  des  Rechts.  In  einzekten  Ländern 
wurden  allgemeine  städtische  Ordnungen  gegeben,  weldie  sich 
auf  alle  Städte  des  ganzen  Landes  im  Gegensatz  gegen  das  platte 
Land  belogen.  Bei  dieser  bunten  Mannigfaltigkeit  der  Entwick- 
lung des  geschriebenen  Btadtrechts  giebt  es  Städte,  deren  Reehts- 
quellen  auf  dem  mittelalterlichen  Standpunkte  stehen  bleiben, 
während  die  von  anderen  sich  in  verschiedenen  Graden  den  mo- 
dernen Codificationen  annähern. 

II.  Den  Landstädten  wurde  mit  der  weiteren  Ausbildung  der 
Landeshoheit  und  mit  der  Auffassung,  dass  die  Gesetzgebung  mit 
oder  ohne  Mitwirkung  der  Landstände  ein  Recht  des  Landesherrn 
sei*),  ihr  Recht  der  Autonomie  entweder  genommen  oder  verküm- 
mert. Waren  schon  im  Mittelalter  zwischen  den  Städten  und 
ihren  Herren  viele  Streitigkeiten  über  das  Recht  der  Autonomie 
geführt  >^),  so  wiederiiolten  sich  dieselben  im  sechzehnten  Jahr- 
hundert, und  schlugen,  während  im  Mittelalter  die  Städte  die 
Autonomie  zu  erwerben  gewusst  hatten,  jetzt  fast  überall  zu 
ihrem  Nachtheil  aus.  Sie  mussten  sich  nicht  blos  den  Verord- 
nungen fügen,  welche  der  Landesherr  für  sie  speciell  in  Berück- 
sichtigung ihrer  eigenthümlichen  Verhältnisse  erlassen  hatte, 
sondern  auch  den  allgemeinen  Landesconstitutionen  nachkoHmien. 

In  dieser  Beziehung  ist  der  Widerstand  besond^s  interessant, 
welchen  die  säcfai^sche  Stadt  Freiberg  in  den  Jahren  1572  and 
1573  gegen  die Publication  der  Constitutiones  Saxonicae  leistete*). 
Da  die  Stadt  sich  durch  dieselben  im  Genuss  ihres  Stadtrechts 
beeinträöhtigt  glaubte,  stellte  sie  die  Gegensätze  zwischen  dem 
Stadtrecht  und  den  Constitutionen  zusammen  und  verhandelte 
über  diese  mit  dem  kurfürstlichen  Rath  Dr.  Cracau,  welcher  einen 
grossen  Antheil  an  der  sächsischen  Landesgesetzgebung  gehabt 
hatte.  Aber  Cracau  erklärte^  es  solle  in  Sachsen  ein  gleichmäs- 
siges  Recht  gelten,  und  es  müsse  aus  den  alten  Statutarrechten 


2)  Vgl.  §.  70.  N.  13  ff. 

3)  Vgl.  Band  I.  S.  492.  N.  24. 

4)  Vgl.  Schott  Sammlnng  zu  den  deutschen  Land-*  und  Stadtreöhten  III. 
S.  59  ff.,  102  ff. 
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Alles  weichet!,  was  ein  grob  unvamunßig  Seehi  oder  tvider  die 
Natur  sei;  in  Betreff  eines  Satzes  des  Stadtrechts  sagt  er,  er 
wäre  ivider  der  wüden  Thiere  Becht^  wehhsjs  auch  die  Katjifen 
niM  ifieUen;  das  Freib^ger  Recht  enthalte  grobe  mhische  utir 
menschlidie,  wnibitlicke  BecUe,  so  auch  wider  die  Natur  seinM^). 
Wiederholte  Proteste  halfen  der  Stadt  nichts;  sie  musste  noch 
im  Jahre  1573  die  Constitutionen  publiciren. 

Auch  dann,  wenn  eine  Stadt  in  früherer  Zeit  die  Befdgniss 
erhalten  hatte,  Statuten  zu  erlassen,  öder  wenn  sie  sich  bei  ihren 
Bechtsaufzeichnungen  darauf  beschränkte,  das  bisher  praktische 
Recht  zusammenzustellen,  verlangte  man  in  den  meisten  Ländern 
noch  die  landesherrliche  Bestätigung;  und  bevor  der  Landesherr 
dieselbe  ertheilte,  legte  er  regelmässig  die  Statuten  seinen  rechts- 
gelehrten Rätben  zur  Prüfung  vor,  um  zu  entscheiden,  wie  weit 
sie  zweckmässig  seien,  oder  einer  Abänderung  bedürften.  Bei 
dieser  Gelegenheit  mag  in  manchen  Städten,  welche  bisher  nur 
nach  ihrem  localen  Recht,  oder,  wie  die  sächsisch-thüringischen 
Gegenden,  in  subsidium  nach  dem  sächsischen  Recht  lebten,  das- 
jenige aus  dem  römischen  Recht  hineingekommen  sein,  was  siei 
davon  zwischen  den  einheimischen  Sätzen  enthalten.  Und  wenn 
dann  die  Landesherren  die  Statuten  bestätigten,  behielten  sie  sich 
doch  sein*  häufig  die  Befugniss  vor,  dieselben,  wenn  es  ihnen 
nathwendig  sdiiene,  oder  gefallen  sollte,  zu  ändern  und  neue 
Ordnungen  an  ihre  Stelle  treten  zu  lassen  <^).  An  manchen  Orten 
gaben  die  Landesherren  ihren  Städten  auch  in  ganz  einseitiger 
Weise  eine  Stadtordnung  ^). 


5)  In  dem  uns  erhaltenen  Protokoll  üher  die  Verhandlung  2u  Dresden 
Schott  m.  S.  106  flF. 

6)  Walch  Beiträge  H.  S.  203,  HI.  S.  294,  V.  S.  72,  VI.  S.  200.  —  Für 
den  Streit  der  Städte  und  Landesherren  kommt  auch  eine  Urkunde  der  Bür- 
ger Ton  Veringen  aus  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  in  Betracht  (Wigand 
Denkwürdigkeiten  des  Reiöhskammergerichtd.  S.  11):  Item  die  stai  hat  aUe 
pot  sfu  setzen,  und  lassen  die  alle  jar  verkünden  y  in  i/r  staibuch  meniglich; 

und  haben  dieselben  pot  zu  meren  und  zu  mindern Nun  vermeint  graf 

Creerg  von  Werdenbetg,  er  woU  gebot  gebieten  und  machen  nach  seinem  synn 
und  wolgefaUen,  anders  dann  von  alter  herkommen  ist  Das  ist  der  stat  mei- 
nung  nit,  sondern  das  heg  alter  löblicher  gewonheit  und  herkommen  lassen 
hki^>en. 

7>  So  «rhielt  eine  solche  Badön  im  Jahre  1507,  bei  Mone  Zeitschr.  IV. 
S.  291  ff. 

15* 
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Waren  die  Statuten  einmal  bestätigt,  80  konnte  nun  auch 
die  Stadt  an  den  aufgestellten  Sätzen  einseitig  keine  Aenderung 
mehr  treffen®). 

ni.  Die  Aujfrichtung  von  Statuten  war  in  denjenigen  Ge- 
genden ein  ganz  besonderes  Bedür&iss,  in  welchen  es  zu  keiner 
umfassenden  Godification  des  Landrechts  kam,  besonders  in  den 
kleinen  Ländchen ,  deren  geringer  Umkreis  keine  dringende  Ver- 
anlassung und  zum  Theil  auch  keine  genügenden  Kräfte  darbot, 
um  bei  der  zunehmenden  Bedeutung  des  römischen  Bachts  den 
gesammten  Bechtszustand  durch  neue  Gesetzbücher  oder  orga- 
nische  Gesetze  zu  ordnen.  Dies  war  auch  der  Fall  für  die  Städte 
des  mittleren  Deutschlands,  für  Sachsen  und  Thüringen,  wo^e 
Aufgabe,  welche  Kurfürst  August  für  das  Kurfurstenthum  Sachsen 
gelöst  hatte,  den  Widerstreit  sächsischen  und  römischen  Bechts 
auszusöhnen  und  das  Gebiet  beider  zu  bestimmen,  sich  auch  den 
kleinsten  Landstädten  aufdrängte.  Die  Bechtsunsicherheit  war 
hier  gross;  die  Berufungen  an  Oberhöfe  und  die  Ertheilung  von 
Bechtsbelehrungen  konnten  derselben  nicht  abhelfen,  und  unmög- 
lich einen  gesunden  Bechtszustand  herbeifuhren®).  So  wurden 
denn  in  vielen  Landrechten  das  Localrecht  im  Laufe  des  sechzehn^ 
ten  Jahrhunderts  neu  ausgearbeitet,  und  zahlreiche  Statuten  er< 
lassen.  Was  das  Privatrecht  betrifft;,  so  handelt  es  sich  in 
ihnen  um  das  eheliche  Güterrecht,  die  Successionsordnung,  die 
Form  der  Testamente,  um  Erbrecht  in  Heergewedde  und  Gerade  *9), 
um  Erbgüter,  den  Verkauf  von  Liegenschaften,  Betract,  Beuten, 
Verpfändungen,  Bürgschaft;  u.  s.  w.  Einen  wie  grossen  Baum 
dann  das  römische  Becht  einnahm,  hing  meistens  von  Zufällig- 
keiten ab,  besonders  davon  ob  in  der  Gemeinde  bereits  gelehrte 
Juristen  als  Syndici  oder  sonstige  Beamte  festen  Fuss  gefasst  hat- 


8)  Vgl.  z.  B.  das  Schreiben  der  Zeitzer  kurfürstlichen  Bäthe  vom  Jahre 
1576  an  den  Naumburger  Eath  über  das  Naumburger  Stadtrecht,  bei  Walch 
VI.  S.  320. 

9)  Z.  B.  im  Sondershäusenschen  wurde  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
das  Becht  verzeichnet,  damit  es  nicht  der  fortwährenden  Berufungen  nadi 
Leipzig  und  Wittenberg  bedürfe.  » 

10)  Eine  grosse  Zahl  yon  Statuten  über  diese  erbrechtlidien  Fragen  ist 
zusanmiengedruckt  in  G.  A.  Hoffmann  Statuta  localia  von  Ober-  undNied^- 
Sachssen,  auch  andern  Orten  und  Städten  mehr,  so  von  ^er  Gkirade  und  dem 
Heergeräthe  handeln.    Frankfurt  und  Leipzig.  1733.  4.    Zweiter  Theil. 
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ten,  ob  man  sie  oder  auswärtige  Gelehrte  bei  der  Abfassung  der 
Statuten  zugezogen  oder  mit  derselben  beauftragt  hatte  i>).  Aber 
auch  an  solchen  Orten,  an  denen  das  römische  Recht  schon  seit 
lange  in  Uebung  war,  und  seine  Bedeutung  als  gemeines  Recht 
behauptete,  überzeugte  man  sich  davon,  dass  es  nicht  auf  alle 
Rechtsverhältnisse  mit  gleicher  Leichtigkeit  anzuwenden  sei,  und 
hielt  besondere  Statuten  für  unumgänglich,  welche  aus  dem  Ge- 
wohnheitsrecht geschöpft  würden  ^'). 

Ausser  dem  Priyatrecht  verlangten  viele  processualische  Fra- 
gen eine  Beantwortung.  Eine  weitere  Veranlassung  zu  statutari- 
schen Bestimmungen  boten  die  communalen  Verhältnisse  der 
Städte  dar,  ihre  Verfassung,  die  Handhabung  der  Polizei,  die 
Verhältnisse  des  Handwerks  und  des  Handels,  die-  Ueberhand- 
nahme  des  Luxus  bei  Verlöbnissen,  Hochzeiten,  Eindtaufen,  Be- 
gräbnissen; es  erschienen  polizeiliche  Verordnungen  über  Sonn- 
tagsheiligung, Ehebruch,  Wucher,  Spiel,  Injurien  u,  s.  w.  erforder- 
lich. In  diesen  Beziehungen  behielten  viele  Städte  auch  noch  in 
der  Folge  das  Recht,  sich  selbst  ihre  Normen  zu  geben. 

Abgesehen  von  den  Stadtrechten,  welche  einen  sehr  verschie- 
denen Inhalt  und  Umfang  haben,  je  nachdem  sie  Privatrecht,  Pro- 
cess,  Verfassung,  Strafrecht  und  Polizei  aufnehmen,  oder  Manches 
davon  unberücksichtigt  lassen,  gab  es  ebenso  wie  in  der  vorigen 
Periode**)  Bauersprachen,  oder  mit  dem  neueren  Namen, 
welcher  aber  im  Wesentlichen  dasselbe  bezeichnet,  Polizeiord- 
nungen **).  Sie  gleichen  sich  vielfach  unter  einander,  nehmen 
Manches  aus  den  Reichspolizeiordnungen  auf  und  sind  ebenso  zu 
charakterisiren,  wie  die  Polizeiordnungen  ganzer  Länder  **).  Neben 


11)  Qtitaohten  des  Modestinus  Pistoris  über  die  Revision  der  Nftiim- 
boiger  Statuten  vom  Jahre  1556,  bei  Walch  YI.  S.  325—830;  im  Text  steht 
Zeitz;  es  ist  dies  aber  wohl  ein  Versehen.  —  Kamptz  I.  S.  433  fährt  es 
för  Naumburg  auf,  und  erwähnt  S.  434  auch  ein  Gutachten  für  Zeitz. 

12)  Vgl.  über  Trient  Tomasohek  die  ältesten  Statuten  der  Stadt  und 
des  Bisthums  Trient  {Archiv  für  Kunde  österr.  Gbschichtsq.  XXVI.  S.  6.  18). 

13)  Vgl.  Band  I.  S.  498  f. 

14)  Sie  sind  in  sehr  grosser  Zahl  erhalten»  bieten  aber  weniger  Interesse 
für  die  Bechtsgeschichte,  als  für  die  Sittengeschichte  dar.  —  Manche  sind  von 
einer  zelotisch-ascetischen  Strenge  dictirt,  welche  dem  Volke  jedes  herge- 
brachte Vergnügen  oder  Volksfest  rauben  wiU;  vgl.  z.  B.  die  ersten  Oapitel 
der  Statuten  von  Eimbeck  a.  1658  (Pufendorf  obss.  11.  p.  203  ff.). 

15)  Vgl.  oben  S.  220  f.  —  In  einzelnen  Ländern  wurden  Polizeiordnun- 
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den  der  Polizei  im  eigecrtlichea  Simne  und  der  Verfaflsnng  ange- 
hörenden Bestimmungen  enthalten  ^  manche  von  ihnen  auch  ein- 
zelne Sätze  über  Priyatrecht  oder  andere  Materien ,  besonders 
über  solche,  bei  denen  noch  ein  commtmales  Interesse  hinzutritt, 
^e  z.  B.  Vormundschaft,  Gesinderechfc  u.  s.  w. 

In  manchen  Städten,  besonders  in  den  norddeutschen  Hanse- 
städten erhielt  sich  der  alte  Brauch,  jährlich  einmal  od^r  mehr- 
mals  an  bestimmten  Tagen  die  Bauerspraehe  der  gesammten 
Bürgerschaft  vorzulesen,  wobei  dann  kleinere  oder  grössere  Ver- 
änderungen vorgenommen  ynirden^^).  An  einzehien  Orten  galt 
dieser  Brauch  nicht  blos  für  die  Polizeiordnungen,  sondern  über* 
haupt  für  die  Statuten  und  sonstigen  Stadtrechtsquellen  ^^). 


gen  gegeben,  welche  sich  auf  alle  Städte  dea  Landes  beziehen  sollten,  so  von 
Joachim  I.  für  die  Brandenburgischen  Städte  a.  1515  bei  Mylius  0.  0.  March* 
VI.  Nachlese  N.  1. 

16)  lieber  das  Verlesen  der  Bauerspraohe  in  Lübeck  noch  im  18.  Jahr- 
hundert, und  in  Bremen  bis  zum  Jahre  1759  vgl.  Band  I.  S.  499.  N.  45.  Li 
Boi^ock,  Schwerin  und  Boitzenburg  wurde  die  Bauerapraofae  auch  noch  im  18. 
Jahrhundert  verlesen,  vgL  v.  Kamptz  Mflpkl.  Oiv.*B.  L  S.  310,  315,  316.  -- 
Ueber  Mecklenburgische  Bauersprachen  überhaupt  vgl.  v.  Kamptz  I.  S.  307 
— 317.  —  Die  Bauersprache  von  Anklam  vom  Jahre  1544  (bei  Stavenbagen 
Beschreibung  der  Pommersohen  Kauf-  und  Handelsstadt  Anklam.  1773.  4. 
S.  431 — 439)  in  85  kurzen  Sättsen  über  öottesfiiroht,  Straft^cht,  Polizei  und 
Gerichtswesen  wurde  bis  zum  Jahre  1730  öfifentlich  al^elesen  (vgl.  Staven- 
bagen S.  247)*  Ueber  eine  andere  ungedruckte  Bauersprache  vgl.  Beok  in 
RiedeTs  Magazin  L  1.  S.  125. 

17)  Das  Braunschweiger  Stadtrecht  von  1532  soll  jährlich  verlesen  wer- 
den, Pufendorf  IV.  S.  117;  in  Saalfeld  sollen  nach  den  Statuten  von  1558 
jährlich  ätte  Statuta,  WiUkühr,  Ordnung,  Gesetze  allenthalben  nach  einander 
verlesen  werden^  ähnlich  in  Frankenhausen  (Walch  I.  S.  136,  I.  S.  218),  und 
so  noch  sonst  an  vielen  Orten.  Ueber  dies  Verlesen  vgl.  auch  Walch  IIL 
S.  295  flP.  —  An  manchen  Orten  war  es  zu  einer  blossen  Forai  ohne  Bedeu- 
tung geworden  und  wurde  darum  abgeschafft;.  In  einer  Nürnberger  Verord- 
nung von  1621  (bei  Siebenkees  Materialien  z.  Nümb.  Geschichte  I.  S.  55 f.) 
heisst  es,  bisher  sei  das  Stadt»  oder  WandeUmch  (insgemein  Verrätherbuch 
genannt)  von  den  Stadiknechien  in  der  Färb  in  die  Kirchen  getragen,  auf 
die  Kanzel  aufgelegt  und  von  den  Canzellisten,  einem  nach  dem  andern  etliche 
Bugs-Artikel  von  der  Kanzel  ahg^esen  worden.  Es  hätten  dabei  nur  Mägde 
mit  Kindern  und  solche,  die  man  für  Verratber  hielt,  zugehört;  es  sei  man- 
cher Spott  darüber  und  über  die  Canzellisten  laut  geworden;  Manches  aus 
dem  Buch  gehöre  auch  nicht  auf  die  Kanzel;  daher  sei  das  Nöthigste  zusam- 
mengebracht, auf  drei  Bogen  zttsammengedru<^,  vom  Bathhause  abgelesen  und 
zum  Kauf  feilgeboten. 
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IV.  ßo  wie  zwischen  den  Landrechtea,  so. findet  auch  zwi- 
schen den  Stadtrechten  manche  Verwandtschnit  Statt,  zunächst 
zwischen  den  Stadtrechten  desselben  Territoriums,  weil  in  ihm 
derselbe  Stamm  sass,  gleiche  Verhältnisse  und  Voraussetzungen 
bestanden,  oft  auch  denselben  Personen  die  Bedaction  der  Sta- 
tuten übertragen,  oder  die  eine  Quelle  wörtlich  bei  Abfassung  der 
anderen  benützt  war>®).  Die  Neigung,  die  Statuten  desselben 
Territoriums  einander  anzunähern,  wurde  durch  die  Errichtung 
der  Hofgerichte,  welche  als  höhere  Instanz  dem  ganzen  Territo* 
rium  oder  einem  grösseren  Theile  desselben  vorstanden,  befördert; 
denn  sie  mussten  es  besonders  unangenebm  empfinden,  wenn  sie 
bei  ihren  Erkenntnissen  auf  verschiedene  ihnen  unbekannte  Local- 
rechte  Bücksieht  nehmen  sollten.  Auch  gab  die  Verpflichtung 
der  Gerichte,  nach  Statutarrecht  zu  urtheilen,  bisweilen  erst  die 
Veranlassung,  die  Willküren  zu  codificiren  i»). 

In  grösster  Zahl  besitzen  wir  solche  Statuten  aus  dem  sech- 
zehnten Jahrhundert  und  aus  der  ersten  Hälfte  des  siebenzehn- 
ten ;  hie  und  da  fand  auch  noch  im  achtzehnten  Jahrhundert  eine 
derartige  statutarische  Gesetzgebung  Statt.  So  wurden  im  Jahre 
1701  die  Statuten  von  Salzungen  bestätigt  ^<)) ;  eine  neueBevision 


18)  Das  Stadtrecht  yod  Asperg  in  Würtemberg  rom  Jahre  1510  ist  gross- 
tentheils  nur  eine  Abschrift  des  Tübinger  Stadtrechts  von  1493  (Wächter  I. 
S.  90.  N.  3).  Die  Statuten  von  öeithayn  im  Meissnischen  von  1553  (Walch 
n.  S.  183  AT.)  nehmen  fast  wörtlich  die  Statuten  von  Grosenhayn  von  1545 
(Walch  TU.  S.  9  ff.)  herüber.  Aber  man  benützte  bei  der  Abfassung  auch 
dio  Bechtsquellen  benachbarter  Territorien,  so  stinmien  z.  B.  die  Statuten  von 
Langensalza  von  1556  und  von  Alstedt  von  1565  (Walch  YII.  S.  253  ff.  und 
VI.  S.  224  ff.);  was  die  Successionsordnung  betrifft,  sowohl  unter  sich,  als  mit 
der  Successionsordnung  für  die  Grafschaft  Schwarzburg  von  1551  (Walch  VIII. 
S.  45  ff.)  wörtlich  überein,  was  Walch  übersehen  hat.  Auf  den  Statuten  von 
Coburg  aus  dem  16.  Jahrhundert  (in  Kreysig^s  Beiträgen  z.  Historie  der  Sachs. 
Lande  I.  1754.  S.  354—399)  beruhen  die  von  Hildburghausen,  Heldburg,  Eis- 
feld und  Ummerstadt;  vgl.  Heimbach  Sachs.  Privatr.  §.  60.  N.  1  a  u.  b.  — 
Die  Statuten  von  Blankenburg  im  Schwarzburgischen  von  1594  (Walch  V. 
S.  75 — 116)  stimmen  mit  denen  von  Rudolstadt  von  1594  fast  wörtlich  überein 
(Walch  V.  S.  26-72). 

19)  So  schreibt  s^.  B.  Herzog  Philipp  von  Pommern  im  Jahre  1609  (Schott 
Sammlnng  II.  S.  73)  nach  Rügen waldo,  man  möge  die  Statuten,  Bürgerspra- 
cken  u.  s.  w.  sanuneln  und  d^u  Ho^erioht  überschicken  ^  damit  dieses  nach 
ihnen  in  den  betreffenden  Processen  urtheilen  könne, 

20)  XJngedmokt  vgl.  Heimbach  §.  60.  N.  1. 
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der  Statuten  von  Altenburg  fand  im  Jahre  1724  Statt'*);  in  Har- 
burg wurden  im  Jahre  1739  einige  Sätze  über  eheliches  Güterrecht 
und  Bauten  verzeichnet).  In  Rostock,  wo  im  Jahre  1597  eiB 
modificirtes  Lübisches  Recht  publicirt  worden  war,  da  sich 
nicht  alle  lübischen  Sätze  direct  übertragen  Hessen  (vgl.  §.  76. 
N.  29),  erliess  im  Jahre  1757  der  Magistrat  ein  neues  Stadtrecht 

nach  Anleitung  der  Artikeln des  LübiscJien  Beckts,  insoweit 

solche  ssu  Bosto(^  ImbehoiUen  werden  Jeönnen^^).  Die  ehemalige 
Reichsstadt  Wimpfen,  welche  im  Jahre  1544  eine  Reformation 
über  Erbrecht,  Concurs  und  Executionsverfahren  sich  gegeben 
hatte,  erhielt  noch  im  Jahre  1775  ein  sehr  ausführliches  Stadt- 
recht«^). 

An  vielen  anderen  Orten  war  man  den  Statuten  nicht  gün- 
stig und  beförderte  nicht  blos  nicht  mehr  die  Aufzeichnung  des 
localen  Rechts ,  sondern  hob  auch  die  bestehenden  Statuten  auf, 
entweder  weil  man  das  Landrecht  aufgezeichnet  hatte  und  sich 
auch  die  Städte  demselben  fugen  sollten,  oder  weil  die  localen 
Rechtsquellen  den  gegenwärtigen  Zeitverhältnissen  nicht  mehr  zu 
entsprechen  schienen 2«).  Auch  da,  wo  keine  ausdrückliche  Auf- 
hebung stattfand,  kamen  die  älteren  Statuten  wegen  des  eindrin- 
genden römischen  Rechts  und  wegen  des  grösseren  Einflusses,  wel- 
chen die  Gelehrten  auf  die  Rechtsprechung  gewannen,  vielfach 
ausser  Gebrauch*«). 


21)  Walch  m.  S.  83  f. 

22)  Pufendorf  observationes  IV.  p.  236,  237. 

23)  Den  grössten  Theil  desselben  verfasste  der  damalige  Professor,  nach- 
herige Bürgermeister  Jacob  Heinr.  Baleke:  vgl.  v.  Kamptz  Mecklenb.  Oivilr. 
I.  1.  S.  275  ff. 

24)  Es  war  nie  gedruckt  worden;  den  oivilrechtlichen  Theil  und  einzel- 
Yies  Processualische  hat  dann  v.  d.  Nahm  er  Handbuch  des  Rhein.  Particular- 
rechts  ü.  S.  1044—1240  herausgegeben. 

25)  So  in  Braunschweig  im  Jahre  1675  vgl.  unten.  Ueber  die  Aufhebung 
des  Goslarer  Rechts  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  vgl.  Grefe  Hannoversches 
Privatr.  I.  S.  139  f. 

26)  V.  Kamptz  Provinzialrechte  II.  S.  338  fahrt  in  Betreff  des  Soester 
Stadtrechts  ein  Attest  von  1691  an :  das  parHum  (tdvocati  patrocinando  »ich 

immer  <mf  das  beschriebene  Recht,  auctoritatem  Doctorum  und  sonsten 

fundiret  wnd  bezogen Es  wird  aber  auf  hiesige  Schrae ,  wenn  sjß  gleich 

äUegirt  werden  mögte,  dessen  man  sich  aber  nicht  zu  erinnern  weiss  ^  keine 
B^Uxion  genommen,  es  sei  denn,  dass  ein  oder  anderer  Artikel  mit  der  Ob- 
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y.  Von  den  im  Allgemeinen  bisher  besprochenen  Statuten 
sind  die  ausführlichen  Stadtrechtsredactionen  weit  verschieden, 
welche  wir  mit  dem  Namen  Reformationen  bezeichnen.  Die« 
ser  Name,  welchen  einzelne  derselben  sich  selbst  bereits  beilegen, 
deutet  an,  dass  durch  die  Rechtsquelle  entweder  überhaupt  der 
bestehende  Rechtszustand  geändert,  oder  dass  in  ihr  eine  ältere 
Rechtsquelle  umgearbeitet  werde ;  er  scheint  yon  Italien  herüber 
gekommen  zu  sein,  wo  man  ihn  für  umfangreiche  Stadtrechte  ver- 
wendete^''). In  Deutschland  finden  wir  ihn  in  diesem  Sinne  zuerst, 
wie  es  scheint,  im  Jahre  1437,  indem  von  den  in  diesem  Jahre 
publicirten  Gölner  Statuten  ein  Theil  so  genannt  wird;  ebenso 
heissen  auch  die  in  demselben  Jahre  zu  Arnsberg  auf  dem  6e- 
neralcapitel  der  Freigrafen  und  Freischöffen  gefassten  Beschlüsse, 
wie  den  Missbräuchen  der  Fehmgerichte  zu  begegnen  sei,  Refor^ 
mation  des  heimlichen  Gerichts^).  Um  ein  ausfuhrliches,  mit 
Hülfe  des  römischen  Rechts  redigirtes  Gesetzbuch  einer  Stadt  zu 
bezeichnen,  scheint  der  Name  Reformation  zuerst  im  Jahre  1479 
zu  Nürnberg,  vielleicht  nach  dem  Muster  von  Venedig**)  ge- 
braucht zu  sein  und  von  dort  aus  weitere  Verbreitung  gefunden 
zu  haben;  er  verweist  nichjb  immer  auf  eine  zu  verbessernde 
Rechtsquelle,  aber  jedenfalls  auf  ein  zu  verbesserndes  älteres 
Recht. 

Derartige  Stadtrechts-Reformationen ,  in  welchen  man  das 
Recht  zu  codificiren  und  die  deutschen  und  römischen  Elemente 
zu  concordiren  suchte,  wurden  hauptsächlich  in  Reichsstädten 
unternommen,  wie  Cöln,  Nürnberg,  Worms,  Frankfurt,  Hamburg, 
und  es  sind  verhältnissmässig  nur  wenige  einem  Lahdesherrn 
unterworfene  Städte,  welche  gleichfalls  eine  umfassende  Godifi- 
cation  erhielten,  wie  Braunscbweig ,  Lüneburg,  Rostock.  In  den 
Reichsstädten  besass  der  Magistrat  in  Gemeinschaft  mit  der  Ge- 
meinde die  gesetzgebende  Gewalt,  ebenso  wie  in  einem  Territo- 
rium der  Landesherr  mit  den  Landständen;  die  städtische Obrig- 


servanz  übereinstimmt,  und  selbige  a  pa/rte  dUegante  enoiesen  werden  könne. 
—  Vgl.  auch  Eichhorn  IV.  S.  420.  N.  e. 

27)  Vgl.  Bischoff  Stadtrechte  S.  142,  161,  163,  166. 

28)  Vgl.  Band  I.  S.  400.  —  Ausserdem  hiessen  so  auch  vor  den  Reichs- 
tag gebrachte  Propositionen  oder  yon  ihm  gefasste  Beschlüsse. 

29)  Vgl.  Bischoff  S.  161,  163,  166. 
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Stadtrechte  weit  über  die  Grenzen  ihres  Stammes  aus  und  wur« 
den  auch  in  entfernten  Städten  benützt  und  zu  Grunde  gelegt*^)* 
Die  Bedactoren  besassen  keinen  Sinn  für  das  althergebrachte 
Recht ;  es  lag  nicht  in  ihrer  Art,  Gewohnheitsrecht  und  Herkom- 
men mit  Pietät  zu  schonen.  Sie  fühlten  nur  den  Mangel  an 
ausreichenden  geschriebenen  Grundsätzen  und  suchten  demselben 
durch  irgend  welche  Mittel  abzuhelfen.  So  kam  es  ihnen  auch 
nicht  darauf  an,  ob  sie  ihrer  Stadt  ein  völlig  fremdes  Recht  zu- 
führten. Hatten  sie  keine  Scheu  gehabt,  das  römische  Recht 
einzuführen  und  nicht  blos  als  subsidiäres  Recht  zu  behandeln, 
sondern  oft  genug  auch  an  die  Stelle  des  bestehenden  Rechts  zu 
setzen,  so  konnten  sie  um  so  weniger  Bedenken  trafen,  das  in 
einer  anderen  deutschen  Stadt  ausgearbeitete  Stadtrecht  zu  be- 
nutzen oder  zu  recipiren.  Sodann  suchte  man  sich  auch  seine 
Arbeit  dadurch  zu  erleichtern,  dass  man  die  concreto  Gestalt, 
welche  das  römische  Recht  in  einer  Stadt  gewonnen  hatte,  be- 
nützte oder  auch  ausschrieb.  Da  man  römisches  Recht,  so  weit 
es  die  bestehenden  Veriiältnisse  und  die  noch  erhaltenen  und 
nicht  zu  beseitigenden  deutschen  Rechtssätze  und  deutschen 
Recfatsinstitute  nur  irgend  wie  zuliessen,  einzufahren  gedachte, 
so  war  man  auch  in  der  Vorfrage  wenig  difficil,  ob  denn  auch 
die  deutschrechtlichen  Reste  des  benützten  Stadtrechts  ton  der* 
selben  Art  wären,  wie  die  in  der  Heimath. 

Ein  fernerer  Grund  liegt  darin,  dass  manche  der  umfang- 
reichsten Stadtrechte  (Revisionen,  Reformationen)  seit  dem  Ende 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  gedruckt  vorlagen»*);  statt  sich 
ein  Exemplar  von  dem  Recht  einer  stammverwandten  Stadt,  welche 
auch  ein  ausführliches,  aber  nur  geschriebenes,  nicht  durch  den 
Druck  publicirtes  Recht  besass,  vielleicht  mit  grossen  Kosten  zu 
besorgen,  hielt  man  sich  an  eine  gedruckte  Reformation,  aus 
welcher  man  sich  mit  geringereli  Kosten  und  leichter  Mühe  be- 
lehren konnte. 


34)  So  wurde  bekpiels weise  die  Nürnberger  Beformation  in  dem.  Ham- 
burger Stadtrecht,  die  Frankforter  Beformation  in  der  Lüneburger  benutzt 
n.  8.  w. 

35)  Ebenso  wie  auf  den  Titeln  und  in  den  Vorreden  mancher  Landrechte 
(vgl.  S.  219.  N.  34)  heisst  es  auch  in  den  Ausgaben  vieler  Stadtreohte,  dass 
sie  nicht  blos  für  ihre  Stadt,  sondern  auch  für  andere  Städte  und  Lander 
brauchbar  sein  würden. 
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So  kam  es,  dass  einzelne  Stadtrechte,  bei  welchen  mehrere 
Reformationen  benützt  wurden,  einen  compilatorischen  Charakter 
erhielten. 


{.  72.     Die  KalsgericliteordBOiigeii. 

In  der  Geschichte  des  Strafrechts  und  des  Strafprocesses  in 
Deutschland  macht  den  bedeutendsten  Abschnitt  die  Bamberger 
flalsgerichtsordnung  vom  Jahre  1507  und  die  auf  ihr  beruhende 
Carolina  aus  dem  Jahre  1532.  Vor  dem  Jahre  1507  gab  es 
allerdings  schon  strafrechtliche  Bestimmungen,  sei  es  in  Gesetz- 
büchern, welche  das  deutsche  Recht  überhaupt  im  weiteren  Um- 
fange umfassten,  wie  Landrechte,  Landesordnungen,  Stadtrechte  *)) 
sei  es  in  Quellen,  welche  sich  auf  das  Strafrecht  beschränkten. 
Aber  es  fehlte  noch  der  Versuch,  die  einheimischen  Grundsätze 
mit  den  fremdländischen  Auffassungen,  mit  den  aus  dem  römischen 
und  canonischen  Recht  stammenden  Beweisregeln  zu  yerarbeiten. 
Die  alten  Halsgerichtsordnungen,  welche  sehr  unvollständig  sind, 
enthalten  grösstentheils  nur  Bestimmungen  über  den  endlichen 
ßechtstag ,  über  das  Verfahren  bei  der  Hinrichtung,  dagegen  We- 
niges über  das  materielle  Recht  und  über  den  gesammten  Gang 
des  Processes. 

L  Wir  stellen  zunächst  einige  ältere  Halsgerichtsordnungen 
zusammen ,  und  zwar  nicht  blos  solche ,  welche  ror  dem  Jahre 
1507  oder  1532  entstanden  sind,  sondern  auch  solche,  welche 
trotz  ihres  späteren  Ursprungs  doch  noch  den  älteren  Charakter 
beibehalten. 

1.  Die  Reformation  dies  Oentgericbts  zu  Würzburg,  yon 
Bischof  Gottfried  vom  Jahre  1447*),  welche  sich  besonders  auf 
die  Competenz  und  den  Stra^rocess  bezieht;  sie  wurde  einseitig 
Yom  Bischof,  ohne  Beirath  des  Capitels,  erlassen  und  hat  daher 
keine  praktische  Gültigkeit  erlangt'),  —  Sehr  alterthümlich  sei- 
nem Inhalt  nach  ist  das  aus  der   ersten  Hälfte  des  fönfzehnten 


1)  Vgl.  z.  B.  über  die  Wormser  Befonnation  unten. 

2)  Bei  Ladewig  Qeschiclitsßchreiber  des  BisohofUiumB  Wüinsbnrg.  fol B02, 
und  bei  ♦Schneidt  Theaaur,  jur.  Franc.  II.  4.  p.  583—589. 

3)  Vgl.  Loreutz  Friess  bei  Lndewig  1.  1.  fol.  803. 
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Jährhundörtls   stammende    Kampfrecht  am  Würzburger  Landge- 
richt«). 

2.  Die  Nürnberger  Halsgerichtsordnung  von  1481*)  schil- 
dert das  Verfahren  und  giebt  alle  die  Formeln  an,  welche  vor 
dem  Gericht,  welches  aus  dem  Eichter  und  zwei  oder  drei  Schöf- 
fen gebildet  wird,  die  Parteien  und  sonstigen  Gerichtspersonen 
?iu  sprechep  haben.  Es  werden  dabei  nur  wenige  Verbrechen  be- 
i^ücksichtigt,  Diebstahl,  Mord,  Eichten  übe;r  einen  todten  Menschen, 
über  einen  verleumtUen  Mann.  Eine  andere  Halsgerichtsordnung 
von  1526  ®)  handelt  nur  von  dem  Verfahren  beim  endlichen  Rechts- 
tag, nachdem  der  Uebelthäter  überführt  ist. 

3.  Das  gestrenge  Recht  von  Altorf  aus  dem  fünfzehnten 
Jahrhundert '). 

4.  Eine  Züricher  Blutgerichts-  und  Landtagsordnung  des 
freien  Amts  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhundert®). 

5.  Die  Halsgerichtsordnung  Kaiser  MaximiUan's  I.  vom  Jahre 
1499  für  Tirol:  GesatjK  und  Ordnungen  der  yn^ichten  Maleße 
Heckten  und  annderer  noiMrftigen  henddn  des  Lands  der  Grave- 
schafft  TyroU%  Da  im  Lande  Tirol  bisher  nicht  nach  geschrie- 
be^^em  Recht  geurtheilt  sei  und  sich  daraus  manche  Missbräuche 
ergeben  hätten,   so   giebt   der  König   auf  Bitte  der  Landschaft 


40  Bei  ♦Sohneidt  thee.  p.  590—603;  vgl.  auch  örimia  Weisthümer  UI. 
S,  601—605.  —  Ueber  die  Würzburger  Ordnungen  vgl  auch  Eosshirt 
Geschichte  und  System  des  d.  Strafr.  I.  1838.  S.  134  ff. 

5)  Bei  Siebenkees  Materialien  zur  Mrtiberg.  Ö6schiohte  11.  S.  Ö32— 
550.  -  Tgl.  auch  §.  74.  N.  33. 

6)  Im  Histor.-diplooQ.  Magaz.  f.  d.  Yaterl.  und  aitgreDizerideu  Gegenden  I. 
J78J..  S.  271t-278. 

,     7)  Vgl.  z.  B.  Gen  gier  Stadtrechte  S.  5. 

8)  Angeführt  von  Bluntschli    Zur.  Rechtsgesch,  I.  S.  200  f. 

9)  Ueber  ihre  Ausgaben  vgl.  Wächter  gem.  Recht  S.  41.  K.  40».  Die 
erste  Ausübe  ist  1500,  nach  ihr  ia  den  Bairisoh^n  Annalen  1834.  n.  137 
Be^;  die  zweite  Ausgabe/  in  Yerbindsing  Boit  der  Titoler  Polizeiordnnng  und 
einzelnen  anderen  Landtagsbeschlüssen  Augsb.  1506  (vgl.  Zapf  Augsburg's 
Buchdruckergesch.  11.  S.  23  f.  Panzer  Annalen  I.  S.  273  und  Zusätze  S.  103) 
und  danach  bei  Rapp  in  den  Beiträgen  z.  Geschichte  Tirols  V.  1829.  S.  131 
— 142  und  Weiske  Abhandlungen  aus  dem  Gebiet  des  deutschen  Rechts.  S. 
187—198.  Vgl.  auch  unten  §.  87.  N.  2  ff.  —  Ueber  diese  und  die  weiteren 
Ordnungen  Tgl.  £m  AUgemeiuen  Wahlberg  dieMa^dmilianischenHalfi^enehtß- 
Ordnungen.  iVien  1859  {Sepi4i*atÄbdrück  aus  'Haimer^l's  österr.  YlertelSahr- 
Bchrift  IV.  1). 
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and  ans  föistlicheir  Maeht  dem  Lande  neue  BeBtimmungen ;  bisher 
sei  öffentlich  verhandelt  worden,  jetzt  soll  es  mit  versehlossner 
thür  geschehen;  es  folgen  dann  Bestimmungen  über  Tortur, 
Strafrecht,  Mord,  Verrath,  Baub  u.  s.  w. 

6.  Mit  der  Tiroler  stimmt  fast  wörtlich  überein  Maximilian's 
Halsgeriohteordnnng  fiir  das  Städtchen  Badolphzell  am  Unter- 
see vom  Jahre  1506  *•) ; 

7.  Und   ebenso    die   für   die   Stadt   Laib  ach   vom   Jahre 

1514  >»)• 

8.  In  demselben  Jahre  erliess  der  Kaiser  auch  eine  Land« 

gerichtsordnung  für  das  Erzhereogthum  Oestreich  unter  der 
Enns^»). 

9.  Das  Salzburgische  Landtäding  ^^),  bekannt  ans 
einer  Abschrift,  welche  im  Jahre  1534  der  Verwalter  des  Gerichts 
zu  St.  Veit  im  Pongew  anfertigen  bess.  Die  Quelle  selbst  ist  we- 
gen ihrer  alterthümlichen  Bestimmungen  wohl  dem  fünfzehnten 
Jahrhundert  zuzuschreiben  und  bezieht  sich  nicht  auf  das  ganse 
Erzl»sthum  Salzburg,  sondern  nur  auf  den  Pongau  mit  dem  Land- 
gericht zu  Werfen  »*)»  Sie  besteht  aus  einer  Beihe  von  Fragen 
und  Antworten  (Urtheil«n);  die  Fragen  werden  von  dem  Land^ 
richter  gestellt  und  beziehen  sich  auf  Gerichtswesen,  Verbrechen, 
Frevel,  Pohzei,  einiges  Wenige  auch  auf  das  Privatrecht. 

10.  Die  Witzenhäuser  Halsgerichtsordnung.**),  mit 
dem  Anfange  Voigt  gemeyner  Bruch  jnu  hegen,  und  eu  holden  das 


10}  HentüBgegebeiL  von  Walehndr  Oeschiokte  der  Stedt  B8t4>lph«6ll. 
Freib.  1825.  S.  278>-286  und  in  Falck's  Eranien  zum  dtntsoliGiL  Beeht. 
1826.  2.  Lief.  8.  80--89.  -*  Ueber  sie  t^I.  Mittermai  er  N.  Arckiv  des 
Orim.-Recht8.  IX.  1827.  S.  44  jBf. 

11)  Abgedr.  im  Biploiüatoriiim  Oamiolioum  I.  Laib.  1855;  ee  referirt  über 
sie  aasfohrlich  Wahlberg  in  der  Zeitscbr.  f.  Reebtsgeschiohte  I.  2.  S.  460 
--467. 

12)  Hye  Beitr.  z.  östr.  Bechtsgescbiohte  1844  (Separatabdr.  ans  der 
Zeitscbr.  f.  d.  östr.  Bechtsgelehrsamkeit  u.  s.  w.  1844.  I.  S.  353  ff.),  -vro  er 
auch  ein  Yereeiofaniss  der  alten  Ausgaben  liefert;  nach  der  ältesten  Ausgabe 
druckt  er  sie  ab  S.  20  ff. 

18)  Waloh  n.  S.  149--181. 

14)  Ausgenommen  ron  demselben  sind  nach  S.  158  t  die  QeistUolikfiii;^ 
die  hehamten  Lev^  des  Mrabischofs,  Möller,  Backer  nnd  die  Bfirger. 

15)  Bcd  Kop<p  Hessiseke  G«rtcli^e  L  Beil.  8..  232^241;  er  sehveibt  si«  . 
dem  16.  Jahrhundert  zu;  doch  möchte  ich  sie,  wegen  der  8.  241-^243  stehen^ 
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Hälsfferichte  nadi  duasir  Stadt  gewanheit  und  aU  herkommen^  ent- 
hält ein  sehr  genaues  Formular  für  die  Klage  wegen  Todtschlag 
und  über  das  Gerüchte  ^®), 

11.  Baierische  Formulare  für  den  geschwornen  Redner  beim 
endlichen  Rechtstage  vor  1518  i^). 

12.  Die  reformirte  Chur-Gerichtsordnung  von  Aachen  vom 
Jahre  1577  "®).  In  der  Vorrede  sagen  Schöffen  und  Gemeinde, 
Ghurgericht  sei  ein  Oriminalgericht ;  da  an  dem  Gericht  etliche 
Zeit  Missbräuche  und  Unordnungen  geherrscht  hätten,  so  habe  man 
seine. alten  Gesetze  reformirt  und  erneuert.  Die  Ordnung,  welche 
aus  47  Titeln  besteht ,  bezieht  sich  eb^i  so  sehr  auf  das  Straf- 
recht,  wie  auf  den  Strafprocess,  und  trägt  durchaus  den  Charak- 
ter yon  ursprünglichem,  altem  Recht;  als  Strafe  für  die  einzel- 
nen Verbrechen  wird  besonders  Verbannung  und  Greldstrafe  an- 
gegeben.   Ein  Einfluss  der  Carolina  ist  nicht  zu  bemerken  ^^). 

1 3.  Das  peinliche  Halsgericht  zu  Höxter  yom  Jahre  1605  '^). 
Im  Eingang  heisst  es,  Abt  Dietrich  von  Corvey  habe  Bürgermei- 
ster und  Rath  der  Stadt  vor  Notarien  und  Zeugen  requiriren 
lassen,  wie  sie  es  von  Altersher  mit  Hegung  und  Process  des 
peinlichen  Gerichts  in  der  Stadt  gehalten  hätten.  Diese  geben 
nun  ihre  Erklärungen  ab,  über  die  gefängliche  Einziehung  der 
Verbrecher,  ihre  Inquisition,  die  peinliche  Frage,  die  Abht^tung 
des  Gerichts  und  die  Verhandlung  in  demselben.    Es  wird,  wie 


den  Angaben  über  die  Wette  der  yerBchiedenen  Frevel,  mit  der  Jahrzahl  1487, 
in  das  15.  Jahrhimdert  setsen.  Sa  scheint  diese  Ordnung  von  den  Chnmina- 
listen  wenig  beachtet  zu  sein. 

16)  Der  Kläger  sagt,  es  sei  ihm  ein  Verwandter  getödtet,  der  ihm  viel 
lieber  war,  als  dreissig  Pfund. 

17)  In  zwei  verschiedenen  Fassungen,  mitgetiieilt  von  Föringer  im  Ober- 
bayrischen Archiv  YII.  1846.  S.  447-453,  u.  S.  453  f .  —  Eine  auf  die  Caro- 
lina basirte  Darstellung  des  Malefizprocesses  in  Baiem  zwischen  1550 — 1575 
theüt  derselbe  mit  S.  437->447. 

18)  Bei  Ludalf  OoUectio  statutorum  1734.  4.  p.  522-559. 

19)  Dagegen  steht  nach  dem  Schlüsse  noch  eine  Note  (p.  559):  die  weä 
hie  oben  Cap.  XXIII  von  einer  rechten  NoUwehr  Meldung  geacTUcht,  derowe^ 
gen  zu  wiesen,  dass  dieses  hey  der  Feifd.  Halsz-GeridUS' Ordnung  OaroU 
QuinH  im  140.  Ärtieül  eine  reehie  Nohhoehr  ef*kani  werde  u.  s.  w. 

20)  Bei  Wigand  denkwürdige  Beiträge.  1858.  S.  168-173.  -~  S.  172, 
1:73  steht  eine  zweite  Form  des  WeiBthnms  vom  Jahre  1650,  aus  der  Relation 
dm  Bürgermeisters  EeQing. 
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in  den  alten  Hegeformeln  gefragt ^  ob  es  Tag  und  Zeit  sei,  um 
(Mhie  ein  hochnothiges  kaiserh  frey  peinlich  HaisgericM  ssu  hegen^ 
lege^i,  schlüUen  und  spannen,  wie  oft  es  zu  liegen  sei,  was  zu  heis- 
sen  und  zu  verbieten,  worüber  zu  richten  sei,  ob  auch  Nachmit- 
tags das  Urtheil  gefällt  werden  dürfe.  Um  das  Gericht  herum 
findet  sich  der  Umstand  ein  u.  s.  w.^*). 

U.  Eine  neue  Epoche  in  der  Gesetzgebung  des  Griminalpro- 
cesses  begründete  die  Bajnberger  Halsgerichtsordnung 
vom  Jahre  1507**),  welche  unter  Bischof  Georg  von  Bamberg 
für  das  Bisthum  erlassen  wurde  *8).    Ohne  dass  Genaueres  über 


21)  Die  alten  Hegeformeln  für  das  peinliche  Gericht  erhielten  sich  in  vie- 
len Gegenden  noch  lange ;  vgl.  z.  B.  ans  der  Altmark  vom  Jahre  1629  Process 
oder  Ordnung,  wie  das  hochnothpeinliche  Halsgerichte  angestellt,  gehegt  und 
gehalten  bei  Yerurtheilung  des  Hans  EbeUng  (in  v.  Kamptz  Jahrb.  XXXIX. 
S.  79—81);  das  FrotocoU  über  das  zu  Jork  im  alten  Lande  im  Jahre  1782 
abgehaltene  Nothgericht  (mit  Anmerkungen  von  Eisenhart  abgedruckt  in 
Hagemann's  und  Günther^s  Archiv  für  die  theoretische  und  praktische 
Bechtsgelehrsamkeit  I.  1788.  S.  218—224);  das  Festgericht  (d.  h.  Gericht,  in 
welchem  verfestet  wird)  zu  Hemmendorf  (zwischen  Hameln  und  Gronau)  bei 
Grimm  Weisth.  IV.  S.  654  f.  Vgl.  auch  über  das  Lüneburgische  peinliche 
Gericht  unten  §.  79  nach  N.  51. 

22)  Ueber  sie  vgL  Malblank  Geschichte  der  peinl.  Gerichtsordnung  Kai- 
ser Karrs  V.  1783.  S.  135  ff.,  Bosshirt  Geschichte  u.  s.  w.  L  S.  235  ff., 
Hals  ebner  Preuss.  Strafrecht  L  S.  78—96.  —  Ueber  Werth,  Lihalt  u.  s.  w, 
der  Bambergensis  gilt  grösstentheils  dasselbe,  was  unten  über  die  Carolina 
zu  bemerken  ist.  —  Ueber  die  Ausgaben  der  Bambergensis  vgl.  Spangen- 
berg im  N.  Arch.  des  Crim.-Bechts  VH.  S.  452  ff.,  Bosshirt  ebendas.  IX. 
S.  244  f.,  Schunck's  Jahrb.  IV.  S.  105  ff.  und  Heibig  im  Archiv  f.  hess. 
Gesch.  ra.  Heft  2.  S.  5  f.  S.  11.  —  Der  erste  Druck  ist  Bamberg  1507  fol. 
VgL  Panzer  Annalen  I.  S.  279  ff.;  über  die  3  Mainzer  Ausgaben  von  1508 
vgl.  Panzer  I.  S.  295  f.  —  Im  Jahre  1510  unternahm  der  Buchdrucker 
Herm.  Barckhusen  zu  Bestock  einen  jetzt  sehr  seltenen  Druck  in  klein  Folio 
mit  Holzschnitten  und  Beimen;  in  demselben  wurde  der  Text  aus  dem  Hoch- 
deutschen in  das  Niederdeutsche  übertragen;  am  Schluss  sagt  er,  es  sei  di(t 
hahgherichte  uth  deme  overlendessehen  jn  dusse  nedderlendessche  sprake  ge- 
dutzschet;  vgl.  Lisch  Geschichte  der  Buchdruckerknnst  in  Meklenburg  S. 
73  f.  S.  84—86.  —  Ueber  die  seltene  Ausgabe  Mainz  1531  fol.  vgl.  Schaab 
Geschichte  der  Buchdruckerkunst  I.  S.  582  f.  —  Neueste  Ausgabe  von  Zoepfl 
die  peinliche  Gerichtsordnung  Kaiser  OarFs  V.  nebst  der  Bamberger  und  der 
Brandenburger  Halsgerichtsordnung,  sämmtlich  nach  den  ältesten  Drucken  und 
mit  den  Projecten  der  p.  H.-G.-O.  Kaiser  Oarl's  V.  von  den  Jahren  1521  und 
1529.    Heidelb.  1842.  8. 

23)  Ueber  ihr  vorangehende  Bamberger  Bechtsquellen  vgl.  Geib  im  N. 
Arch.    1845.    S.   112  f.    —  Zoepfl    Bamberger  Becht.   Anhang  S.  129—136 

Deutsche  Kechtsgeschichte  I.    8.  16 
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ihre  Entstehungsgeschichte  bekannt  wäre,  wissen  wir  nnr,  dass 
sie  unter  dem  Einfluss  des  Bamberger  Hofmeisters,  Johann  Frei- 
herrn zu  Schwarzenberg  und  zu  Hohenlandsberg  (1463 — 1528)  2*) 
ausgearbeitet  wurde.  „Schwarzenberg,  ein  eben  so  heller,  als 
kräftiger,  durch  das  Studium  der  Alten  erleuchteter  und  gestäJbl- 
ter,  in  der  Schule  des  Lebens  gewitzigter,  in  der  Hingebung  an 
die  Reformation  bewährter  Geist,  in  Arbeitsamkeit  ausgezeichnet, . 
in  Geschäften  vielerfahren,  bei  grosser  Gelehrsamkeit  natürlichem 
Scharfsinn  und  Geschmack  nicht  entfremdet,  mit  ritterlicher  Le- 
bensart und  Hofleben  wohl  vertraut,  aber  von  keinem  Standes- 
geist verblendet,  durch  tiefstes  Verständniss  seiner  Zeit  über 
ihr  stehend,  war  nach  allen  Seiten  hin  dazu  ausgestattet,  das 
rechte  Organ  fiir  di^  im  Bedürfniss  des  Jahrhunderts  liegende 
Reform  des  peinlichen  Rechts  imd  Verfahrens  zu  werden**  **).  Er 
war  ganz  besonders  dadurch  fiir  eine  solche  Arbeit  vorbereitet,  dass 
er  während  seines  Aufenthalts  zu  Bamberg  seit  dem  Jahre  1490  die 
Praxis  daselbst  kennen  gelernt  hatte.  Seit  1501  hatte  er  als  Hof- 
meister des  Bischofs  dem  Hofgericht  präsidirt  *«).  Obgleich  er  keine 
wirklich  gelehrte  Bildung  besass^^),  und  auch  keine  juristischen 
Studien  auf  Universitäten  gemacht  hatte,  so  befähigte  ihn  doch  sein 


druckt  eine  peinliche  Gkrichtsordnnng  for  das  Bamberger  Zentgericht  ans  dem 
15.  Jahrhundert  ab,  welche  in  Fragen  und  Antworten  das  Verfahren  bei  hand- 
haftem  Diebstahl,  bei  einer  Mordklage  gegen  einen  abwesenden  oder  anwesen- 
den Mörder  darstellt;  vgl.  über  sie  Zoepfl  S.  43;  über  ihre  Verwandtschaft 
mit  der  Nürnberger  Halsgerichtsordnung  (vgl.  N.  5)  Zo&pfl  S.  174. 

24)  Vgl.  über  ihn  Malblank  S.  112  ff.,  Bosshirt  Joh.  v.  SchwarECn- 
berg  in  seiner  Beziehung  zur  Bambergensis  und  CaroUna,  im  N.  Archiv  des 
Grim.-B.  IX.  1827.  S.  243  ff.,  B.  Hermann  Schwarzenberg,  ein  Beitrag  zur 
G^Bch.  des  Orim.-Bechts  und  der  Gründung  der  protest.  Kirche  1841,  Osen- 
brüggen  in  d.  AUg.  Österreich.  Gerichtszeitung  1857  n.  89—91.  — Unbedeu- 
tend ist  Zoepfl's  Aufsatz  in  d.  Zeitschr.  f.  deutsches  Strafverfahren.  1840. 
I.  2.  S.  134  ff.,  und  daraus  in  s.  Alterthnmem  des  deutschen  Reichs  und 
Rechts,  n.  S.  431—440.  —  Literatur  über  ihn  und  über  seine  verschiedenen  . 
Schriften  bei  Geib  Strafr.  I.  S.  254,  258  f. 

25)  So  urtheilt  über  ihn  Kösslin  Geschichte  des  deutschen  Strafirechts. 
1859.  S.  200. 

26)  Seit z  in  d.  Zeitschr.  f.  Rechtsgeschichte  11.  S.  436. 

27)  Schwarzenberg  verstand  kein  Latein ;  die  Uebersetzungen,  welche  sei- 
nen Namen  führen,  hatte  er  zunächst  durch  andere  Personen  anfertigen  lassen 
und  brachte  sie  dann  nur  in  ein  besseres  Hochdeutsch;  vgl.  die  Stellen  bei 
Geib  S.  258  £ 
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klarer  Öeist,  die  von  Anderen  iür  ihn  unternommenen  Arbeiten  zu 
beaufsichtigen  und  zu  kritisiren.  Wahrscheinlich  war  die  eigent- 
liche Ausarbeitung  der  Bambergensis  Fachleuten  übertragen; 
Schwarzenberg  überwachte  dieselbe  nur  und  übernahm  die  end- 
liche ßedaction*«). 

Man  beabsichtigte  durch  diese  Gerichtsordnung  nicht  sowohl 
ein  Gesetzbuch,  als  vielmehr  eine  Anweisung  zu  liefern  für  die 
grösstentheils  aus  Laien  zusammengesetzten  Gerichte,  wie  in  pein- 
hohen  Sachen  zu  verfahren  sei.  Damit  der  laiische  Richter  den 
neueren  Ansprüchen  genügen  konnte ,  suchte  Schwarzenberg  die 
einheimischen,  gewohnheitsmässigen  mit  den  fremdländischen,  durch 
die  Italiäner  und  ihre  Literatur  überlieferten  Principien  zusam^ 
menzuarbeiten.  Auch  sagt  er  in  der  Einleitung,  dass  er  nicht 
blos  einer  Reihe  von  Missbräuchen  habe  begegnen,  sondern  auch 
den  Personen,  welche  der  Rechte  nicht  gelehrt  seien,  eine  Anlei- 
tung habe  geben  wollen,  wie  sie  den  kaiserlichen  Rechten  und 
den  guten  Gewohnheiten  gemäss  zu  verfahren  hätten.  Da  man 
aber  nicht  für  alle  Fälle  dem  Laien  eine  genügende  Vorschrift 
ertheilen  könnte ,  so  sollten  die  Urtheiler  in  Fällen ,  wo  sie  ohne 
gelehrte  Bildung  zu  keiner  Entscheidung  kommen  könnten,  sich 
Raths  bei  den  Rechtsgelehrten  erholen^®).  Aus  dieser  Intention 
des  Verfassers  erklärt  sich  denn  auch  die  declarative  und  doctri- 
näre  Form,  in  welcher  die  einzelnen  Themata  behandelt  werden. 
Die  Darstellung  ist  im  Vergleich  mit  den  gleichzeitigen  schrift- 
stellerischen Arbeiten  über  Strafrecht  vortrefflich;  sie  ist  das  Er- 
gebniss  einerseits  der  classischen  Bildung  des  Verfassers,  anderer- 
seits aber  auch  seines  gesunden  und  verständigen  Sinnes,  welcher 
durch  wissenschaftliche  Beschäftigung  nicht  von  dem  Wesen  der 
Sache  entfernt  wird,  überall  den  realen  Verhältnissen  Rechnung 
trägt  und  auf  dieselben  die  Grundsätze  der  fremden  Rechte  in 
einheitlicher  Weise  zu  übertragen  versteht. 

Ihrem  Inhalt  nach  ist  die  Bambergensis  mehr  eme  Halsge- 
richtsordnung, als  ein  Strafgesetzbuch;  sie  beschäftigt  sich  mehr 
mit  dem  Verfahren,  als  mit  dem  materiellen  Recht.     Schwarzen- 


.28)  lieber  sein  YerhaltnisB  zur  Bambergensis  spricht  sich  die  Vorrede  zu 
seiner  Uebersetznng  der  Officia  des  Cicero  ans :  Wte  er  dann  die  Bambergisch 
halssgeriehtsordnung ,  zu  der  Zeit  seines  Hofmaysterampts  daselbst,  nach  rat 
der  gelerten  und  ander  verstendigen  eusamen  gebracht,    Geib  S.  259. 
29)  Vgl.  anch  art.  175  und  274. 

16* 
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berg  wandte  seine  Aufinerksamkeit  hauptsächlich  auf  den  Beweis 
und  gab  unter  Verwerfung  der  bisher  noch  vielfach  angewandten 
formalen  Beweismittel,  besonders  auch  des  alten  üebersiebnens, 
Vorschriften,  nach  denen  der  Richter  die  Schuld  oder  Unschuld 
des  Angeklagten  anzunehmen  habe.  Er  stellt  nach  Anleitung 
fremder  Muster  Regeln  über  den  Indicienbeweis,  besonders  auch 
über  die  Frage  auf,  unter  welchen  Voraussetzungen  zur  peinlichen 
Frage  geschritten  werden  solle.  Daneben  geht  er  auch  die  ein- 
zelnen Verbrechen  durch,  und  bestimmt  entweder  eine  feste  Strafe 
oder  verweist  in  Betreff  derselben  den  Richter  an  die  Gelehr- 
ten ®®).  Die  grosse  Härte  der  Strafen,  die  häufige  Anwendung 
der  verschiedenen  Gattungen  der  Todesstrafe  darf  nicht  Schwar- 
zenberg,  sondern  der  ganzen  Zeit  zum  Vorwurf  gemacht  wer- 
den. 

Wenn  auch  mancher  Satz  der  Bambergensis  mit  dem  alten 
Bamberger  Stadtrecht  übereinstimmt'^ ) ,  so  ist  dasselbe  doch 
nicht  die  Hauptquelle  gewesen  *2).  Es  scheinen  die  Verfasser 
Einzelnes  aus  anderen  Griminalordnungen,  wie  denen  fär  Tirol 
und  Ratolphzell,  aus  süddeutschen  Stadtrechten,  besonders  aber 
aus  italienischen  Griminalisten '')  geschöpft  zu  haben;  jedoch  be- 
handelten sie  ihre  Quellen  in  sehr  freier  Weise,  so  dass  dieselben 
schwer  für  die  einzelnen  Sätze  nachzuweisen  sind  und  die  Bam- 
bergensis  selbst  immer  als  ein  Originalwerk  erscheint. 

In  der  folgenden  Zeit  wurde  der  Inhalt  der  Bambergensis 
durch  einzelne  Verordnungen  des  Bischofs  und  durch  Urtheils- 
sprüche  festgestellt,  ergänzt  oder  modificirt;  es  finden  sich  die- 
selben   in    einer    Züricher    Handschrift    unter   der   Ueberschrift 


30)  Vgl.  die  üebersicht  bei  Malblank  S.  144  jff. 

31)  Für  die  Beurtheilung  des  Inhalts  der  Bamberger  Halsgerichtsordnung 
und  ihres  Verhältnisses  zum  alten  Bamberger  Recht  sind  die  Bamberger  Hof- 
gerichtsprotocoUe  sehr  wichtig,  welche  mit  dem  Jahre  1500  beginnen  und  auf 
deren  Vorhandensein  in  Bamberg  Seitz  (in  der  Zeitschr.  f.  Rechtsgeschichte 
n.  S.  435  ff.)  die  Aufmerksamkeit  gelenkt  hat. 

32)  Dies  ist  die  Ansicht  von  Zoepfl  Bamberger  Recht  S.  159  fil 

33)  Hals  ebner  S.  82  ff.  bezeichnet  als  Quelle  besonders  Angelns  Are- 
tinus  de  Gambilionibus  de  maleficiis,  Franciscus  Bruni  tractatos  de  indicüs  et 
tortura  aus  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  und  Andere;  ygl.  auch  Osen- 
brüggen  a.  a.  0.  n.  91.  S.  368. 
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^Correctorium  in  der  Bamberg,  neuen  Halsgerichts- 
ordnung** und  rühren  aus  den  Jahren  1507  bis  1515  her«*). 

Die  Bambergensis  wurde  nicht  nur  den  Berathungen  über 
die  Constitutio  criminalis  für  das  ganze  Reich  zu  Grunde  gelegt, 
sondern  ist  auch  sonst,  weil  sie  einem  dringenden  Bedürfniss  ent- 
gegenkam, in  Deutschland  vielfach  zur  Anwendung  gekommen. 
Es  beweisen  dies  viele  ürtheilssprüche ,  bei  denen  sie  die  Norm 
abgab**),  und  die  sfählreichen  Ausgaben,  welche  bemerken,  dass 
sie  allen  Städten,  Gommunen,  Regimenten,  Amptleuten,  Vög- 
ten, Verwesern,  Schultheissen,  Schöffen  und  Richtern  dienlich  sei, 
da  sie  mit  den  gemeinen  geschriebenen  Rechten  übereinstimme 
und  aus  denselben  gezogen  sei. 

Sodann  wurde  sie  aber  auch  mit  wenigen  Veränderungen  in 
den  fränkischen  Landen  der  Markgrafen  von  Brandenburg  im 
Jahre  1516  als  Brandenburgische  Halsgerichtsordnung 
eingeführt  8«) ;  eine  neue  Publication  daselbst  mit  einzelnen  Zu- 
sätzen aus  der  Carolitia  erfolgte  im  Jahre  1582«'). 

ni.  War  eine  Reichsgesetzgebung  für  das  Givilrecht  und 
den  Civilprocess  nicht  zu  erreichen  gewesen  und  blieb  es  hier  bei 
den  vielen  particularen  Rechten,  so  konnten  sich  doch  die  Kaiser 
dem  Verlangen   nach  eineT  allgemeinen   Strafgesetzgebung  nicht 


34)  Vgl.  über  dies  Oorrectorium  Hohbach  im  N.  Archiv  des  Oriminal- 
Rechts  1844.  S.  233  ff.,  und  Geib  ebendas.  1845.  S.  105  ff.,  122  ff,  173  ff 

35)  So  in  Brandenburgischen  ürtheilen,  vgl.  Hälschner  S.  108. 

36)  üeber  6  Ausgaben  der  Brandenburgensis  referirt  Bosshirt  im  N. 
Archiv  IX.  S.  245  f.;  die  neueste  Ausgabe  ist  von  Zoepfl  in  der  N.  22  an- 
gefahrten Ausgabe  der  Carolina.  — Ueber  die  Brandenburgensis  Ab  egg  Sym- 
bolae  ad  historiam  juris  criminalis  literariam.  1843.  4.  p.  4  seqq. 

37)  Auch  gedruckt  in  Sam.  Friedr.  de  Böhmer  meditationes  in  consti- 
tutionem  criminalem  Garolinam  Hai.  1770.  4.  Anhang  p.  93  seqq. 

In  einer  Urkunde  vom  Jahre  1522  in  Schultes  diplomat.  Geschichte  des 
Hauses  Henneberg  Ü.  1791.  4.  Ürk.-Buch  S.  341  f.  heisst  es,  das  Halsgerioht 
zu  Wallenberg  solle  abgehalten  werden  nach  der  Hennebergischen  peinlichen 
Hdlszgerichts  Ordtnung,  wie  die  an  unsers  Oheiyns  Grave  Wühehn  und  sei- 
ner Erben  Haikzgeriehten  jfieo  geprauehi  oder  kunftiglich  geendert  und  geord- 
net wird.  Von  einer  Hennebergischen  Halsgerichtsordnung  ist  nichts  bekannt ; 
ich  möchte  daher  annehmen,  dass,  da  diese  Urkunde  von  dem  Bischof  Georg 
von  Bamberg  ausgestellt  ist,  unter  dessen  Vermittlung  ein  Streit  beigelegt 
wird,  die  Bamberger  Halsgeriohtsordnung  auch  in  den  Hennebergischen  Lan- 
den angenommen  war,  und  Bischof  Georg  die  Gelegenheit  nicht  vorbeigehen 
liess,  ihre  Beobachtung  auch  hier  einzuschärfen. 
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eutziehen"^).  Hier  sprangen  ^die  Uebelstände  der  bisherigen 
Praxis  mehr  in  die  Augen,  war  der  Mangel  an  festen  Principien 
fühlbarer.  Die  Rechtsunsicherheit  war  in  dieser  Beziehung  stö- 
render, da  das  bisherige  Verfahren  und  die  bisherigen  Grund- 
sätze über  die  Strafen  nicht  ausreichten  und  die  römischen  Sätze 
als  gemeines  subsidiäres  Recht  nicht  sogleich  eine  unmittelbare 
praktische  Anwendung  finden  konnten.  Aber  es  war  auch  das 
Gebiet  der  Gesetzgebung  hier  nicht  so  gross,  als  für  das  Civilrecht 
und  es  schien  unter  Berücksichtigung  der  Bedür£aisse  des  Volks 
und  unter  tieferer  Erfassung  dessen,  was  die  Natur  der  Verhält- 
nisse verlangte,  leichter  möghch,  die  Aufgabe  zu  lösen.  Gegen  das 
Fehdewesen  war  der  allgemeine  Landfrieden  im  Jahre  1495  er- 
richtet; jetzt  sollte  den  übrigen  Verbrechen  durch  feste  Strafge- 
setze begegnet  werden. 

An  Stelle  des  Anklageprocesses  musste  der  Inquisitionspro- 
cess  Yon  Amts  wegen  treten,  an  Stelle  der  formalen  Beweismittel 
mussten  materielle  gesetzt  werden.  Es  waren  Vorschriften  erfor- 
derlich, wann  ein  Verbrechen  als  erwiesen  anzusehen,  mit  wel- 
cher Strafe  es  zu  belegen,  wie  auch  durch  Indicien  ein  Beweis  zu 
fuhren  sei,  unter  welchen  Voraussetzungen  zur  Tortur  gegriffen 
werden  dürfe.  Schranken  mussten  aufgeführt  werden  gegen  die 
Willkür,  mit  welcher  bisher  an  vielen  Orten  Landesherren  und 
Schöffen  die  Strafen  verhängt  hatten,  und  Straferkenntnisse  un- 
möglich gemacht  werden,  welche  weniger  darauf  abzielten,  Ge- 
rechtigkeit zu  üben,  als  des  Richters  Beutel  zu  füllen«^). 


38)  Literatur  über  die  Carolina:  Malblank  (vgl.  N.  22)  S.  172  ffi, 
Bosshirt  Gesch.  und  Syst.  des  deutschen  Strafrechts  I.  1838.  S.  245  ff., 
Wächter  gem.  Recht  S.  19  ff.,  Geib  I.  S.  2ö0  ff. 

39)  üeber  die  Missbräuche  des  alten  Verfahrens  und  das  Bedürfioiss  einer 
neuen  Gesetzgebung  vergl.  Malblank  S.  40  ff.  —  Die  Carolina  selbst 
fuhrt  art.  218  eine  Beihe  von  Missbräuchen  auf,  deren  Abstellung  sie  rer- 
langt. 

Beschwerde  der  baierischen  Stände  auf  dem  Münchener  Landtage  Ton 
1493  (Krenner  Baierische  Landtagshandlungen  IX.  S.  234):  dass  im  Nieder- 
lande die  a/rtiien  Leute  in  den  Landgerichten  von  den  Eichtem  über  die  Maas 
und  höher  dann  ihr  Verbrechen  und  Vermögen  ist,  gehandelt  werden,  ur- 
Sachet  sich  aus  dem,  dass  in  etlichen  den  meisten  Landgerichten  die  Bichter 
und  Schergen  Theile  in  den  Wandeln  haben.  Die  Stände  dringen  darauf  dws 
der  Herzog  Sätze  in  den  Verbrechen  und  Wändein  mache,  damit  die  BuMer 
bey  einer  Maas  bleiben,  —  Im  Jahre  1512  stellte  der  Herzog  selbst  eine  Beihe 
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Karl  V.  erklärt  selbst  in  der  Vorrede  zu  seiner  peinlichen  Hals- 
gerichtsordnung,  er  habe  der  Rechtsungewissheit  und  den  Miss« 
brauchen  steuern  wollen: 

Nachdem  durch  unsere  ....  Fürsten  und  andere   Stende, 
stattlich  cm  tmsz  gelangt^  wie  mm  Römischen  Reich  teutscher 
Nation,  altem  gebroAJich  u/nd  herkommen  nachy  die  meyesten 
peinlich    getickt  mit  Personen,  die  unsere  Key  serliche  Recht 
nö  gdert,  erfam,  oder  Übung  haben,  l§setd  werden,  Unnd  dass 
aus  dem  selben  an  viel  orten  offter  mäls  wider  recht  und  gute 
vemtm/ft  geha/nddt,  unnd  entweder  die  unschtddigen  gepeinigt 
und  getödt,  oder  aber  die  schuldigen  durch  unordentliche  ge- 
verliehe  und  verlengerliche   handltmg   den  peinlichen  Tdegem 
und  gemeynem  nuiz  eu  grossen  nachtheyl  gefridet,  weggescho- 
ben und  erledigt  werden,  und  das  nach  gelegenheyt  Teutscher 
land  inn  diesen  aUen,  altem  tangtvirigem  gebrauch  unnd  her" 
kommen  nach,  die  peinlichen  gericht  an  manchen  orten,  mit 
rechtverstendigen,  erfam  umd  geübten  personen  nit  besetzt  wer- 
den mögen. 
Die  erste  Anregung  zur  Abüstssung  eines  Reichsgesetzes  fiir 
das  Strafrecht  und  Verfahren  ging  von  dem  Eammergericht  aus. 
Auf  seine  Beschwerde,  dass  in  den  Territorien  häufig  Leute  ohne 
Recht  und  Ursache  zum  Tode  verurtheilt  würden,  und  man  am 
Eammergericht  nicht  wisse ,  wie  man  sich  in  solchen  Fällen  ver- 
halten solle ,  wurde  im  Freiburger  Reichsabschiede  von  1498  er- 
klärt  4<*),  es   thue    ein  gemein  Reformation  und  Ordnung  in  dem 
Reich  Noth,  wie  in  criminalibus  zu  verfahren  sei;  man  wolle  dar- 
über auf  dem  nächsten  Reichstage  rathschlagen.    In  dem  Augs- 
burger Reichsabschiede  von  1500  wurde  beschlossen*'),  es  solle 
das  Reichsregiment    mit  dem  Kammergericht  nach  Erkundigung 
der  Gewohnheiten  und  Gebräuche  eine  Reformation  und  Ordnung 
verfassen  und  dieselbe  überall  verkünden.    Da  aber  die  Angele- 
genheit keinen  Fortgang  nahm,  wiederholten  sich  auf  den  Reichs- 


Ton  MissBtänden  zuBammen  (E  renn  er  XYm.  S.  321  ff.);  es  würden  ohne 
Vorwissen  der  höheren  Obrigkeit  die  Gefangenen  wieder  freigelassen,  die  pein- 
liche Frage  nachlässig  gehandhabt,  den  Angeschuldigten  nicht  die  Umstände, 
wo,  wie,  wann  die  That  geschehen,  yorgehalten^  das  Geständniss  nicht  richtig 
protocoUirt  u.  s.  w. 

40)  §.  34.    N.  Samml.  U.  S.  46. 

41)  §.  13.    N.  Samml.  H.  S.  70. 
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tagen  die  Klagen  über  die  mangelhafte  Rechtspflege,  über  schlechte 
Bestellung  der  Untergerichte,  über  ungerechtes  Blutvergiessen 
u.  8.  w.  *2).  Von  Neuem  wurde  auf-  dem  ersten  Reichstage,  wel- 
chen der  junge  Kaiser  Karl  V.  im  Jahre  1521  zu  Worms  abhielt, 
über  eine  Halsgerichtsordnung  verhandelt,  und  in  dem  Reichsab- 
schiede geboten  *^) ,  dass  der  mit  Beirath  der  Stände  inzwischen 
ausgearbeitete  Entwurf  von  Statthalter  und  Räthen  berathen,  er- 
wogen und  dann  pub^cirt  werden  solle.  Das  Reichsregiment, 
dessen  Mitglied  im  Jahre  1522  Schwarzenberg  geworden  war,  re- 
vidirte  den  Entwurf,  zögerte  aber  mit  der  Publication  *♦).  Man 
war  auch  mit  diesem  Entwurf  nicht  zufrieden;  wenigstens  ist  uns 
eine  Instruction  für  die  Ulmer  Gesandten  auf  dem  Städtetage  zu 
Esslingen  vom  Jahre  1523  erhalten**),  in  welcher  es  heisst,  die 
Hälsgericktsordnung  sei  niemanden  mehr  als  den  Reichsstädten  zwm 
Nachtheü  erdacht  und  zu  nichts  fürständiger,  als  aUe  üebeUhäter  zu 
ha/rzen  und  zu  pflanzen.  Und  da  sie  den  Freiheiten  der  Reichsstädte 
entgegen  sei,  so  sei  sie  ihnen  nicht  annehmlich*^). 

Im  Jahre  1529  auf  dem  Reichstage  zu  Speier  sollte  die  Ord- 
nung publicirt  werden*');  doch  verlangten  die  Stände  eine  noch- 
malige Revision,  da  die  Angelegenheit  von  grosser  Wichtigkeit, 


42)  Vgl.  die  Stellen  bei  Harppr  echt  Staatsarchiv  m.  S.  57  und  Mal - 
blank  S.  176 ff. 

43)  §.  17.    N.  Samml.  II.  S.  206. 

44)  Protocoll  von  1524  bei  Malblank  S.182  f.  —  In  früherer  Zeit  hat  nur 
Kr  e  8 8  den  Entwurf  nach  einer  Nürnberger,  jetzt  verlorenen  Handschrift  benützt. 
Nach  einer  Handschrift  in  dem  Fürstlich  Schwarzenberg'schen  Archive  auf  Schloss 
Schwarzenberg  in  Franken  ist  dies  Project  vom  Jahre  1521  zuerst  mitgetheilt 
von  Zoepfl  in  seiner  Ausgabe.  Es  stimmt  fast  überall  mit  der  Bambergen- 
sis  überein.  üeber  eine  andere  HandschrifU  desselben  im  Dresdener  Staats- 
archive  vgl.  Schletter  zur  Textkritik  der  Carolina  1854.  8.  S.  8.  (Vgl.  auch 
Schletter  Jahrbücher  I.  S.  93  f.) 

45)  Auf  dieselbe  hat  zuerst  aufinerksam  gemacht  Ab  egg  im  N.  Archiv 
1854.  S.  440  ff. 

46)  "Wahrscheinlich  war  man,  wie  Ab  egg  a.  a.  0.  S.  443  ff.  ausführt  j  in 
den  Städten  nicht  zufrieden  mit  der  nach  dem  Project  sich  ergebenden  Lang- 
samkeit des  Verfahrens,  der  Beschränkung  der  peinlichen  Frage,  mit  der  Ver- 
weisung an  das  Gutachten  der  Rechtsverständigen.  Darauf  bezieht  Ab  egg 
auch  das  harzen  =  herziehen,  in  die  Länge  ziehen.  Meiner  Meinung  nach  be- 
deutet harzen,  besonders  auck  wegen  der  Verbindung  mit  pflanzen,  so  viel 
wie  herzen,  lieb  haben,  pflegen. 

47)  Malblank  S.M83  ff. 
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das  Gesetz  umfangreich  sei,  Gebräuche  und  Herkommen  sehr 
mannigfaltig  seien  und  daher  eine  üebereilung  nicht  gerechtfer- 
tigt werden  könne.  Gemäss  dem  Beichsabschiede  ^®)  sollten  den 
Ständen  Abschriften  des  Entwurfs  *•)  zugestellt  werden,  und  jeder 
Kreis  zwei  Deputirte  (geschickte,  gelehrte,  verständige  Personen) 
nach  Speyer  zur  kaiserlichen  Regierung  senden,  um  mit  ihnen 
noch  einmal  die  Ordnung  zu  berathen  und  dann  zu  publiciren. 
Auf  dem  Augsburger  Reichstage  von.  1530  wurde  im  Reichsab- 
schiede erklärt  *<>) ,  jener  Beschluss  von  Speyer  sei  darum  nicht 
zur  Ausfuhrung  gekommen,  weil  die  Erei&e  ihre  Deputirten  nicht 
geschickt  hätten ;  inzwischen  sei  der  Entwurf  noch  einmal  über- 
sehen worden;  es  möchten  sich  von  ihm  die  einzelnen  Stände 
Abschriften  nehmen,  und  auf  dem  nächsten  Reichstage  ihren 
Willen  offenbaren,  damit  man  zu  einem  einhelligen  Beschlüsse 
kommen  möge*'). 

Endlich  auf  dem  Augsburger  Reichstage  von  1532  wurde  die 
Halsgerichtsordnung  publicirt  und  ihr  Druck  beschlossen**).  Es 
sollen  sich  die  Stände  und  Unterthanen  in  peinlichen  Sachen 
nach  dieser  Ordnung  den  gemeinen  BecJUeny  Billigkeit  und  ISblichm 
hergebrachten    Gebräuchen  halten ;    doch    wollen   mr  durch   öbge- 


48)  §.  32.  N.  Samml.  11.  S.  300;  nicht  S.  292,  wie  Malblank  citirt  und 
dies  falsche  Oitat  dann  in  andere  Schriften  übergegangen  ist. 

49)  Das  Project  des  J.  1529,  welches  gleichfalls  schon  Eress  nnd  dann 
R.  Schmid  bei  seiner  2.  Ausgabe  der  Carolina  (Jena  1835)  benützt  hatte, 
ist  von  Zoepfl  in  seiner  Ausgabe  nach  einer  Handschrift  des  Weimarschen 
Archivs  herausgegeben  worden,  üeber  eine  weitere  Handschrift  desselben 
im  Dresdener  Hauptstaatsarchiv  vgl.  Schletter  a.  a.  0.  S.  8  ff. 

50)  §.  97.    N.  Samml.  IL  S.  321. 

51)  In  der  eben  in  der  Note  49  erwähnten  Dresdener  Handschrift  finden 
sich  Correcturen  und  Zusätze  von  verschiedenen  Händen.  Wahrscheinlich 
wurden  dieselben  bei  jener  Bevision  zu  Augsburg  beschlossen;  denn  es  findet 
sich  im  Dresdener  Archiv  noch  eine  andere  Handschrift,  welche  in  einer  Ab- 
schrift des  Projects  von  1521  unter  Aufnahme  jener  Correcturen  besteht,  und 
den  Titel  hat:  Hdlsgericht  zu  Augspurgk  beschlossen  ao,  XXX.  vgl.  Schlet- 
ter S.  8  ff.,  12  ff. 

52)  N.  Samml.  H.  S.  360.  tit.  IV.  —  Literatur  über  die  Ausgaben  bei 
Gelb  S.  264  f.  —  Die  älteste  bekannte  Ausgabe  ist  Mainz  bei  Ivo  Schöffer 
1533.  fol.  Vgl.  über  dieselbe  auch  Schaab  Erfindung  der  Buchdruckerkunst 
I.  S.  587  f.  —  Neuere  Ausgaben  von  J.  Chr.  Koch,  die  erste  1769,  die  achte 
1824.8.;  von  E.  Schmid,  Jena  1826,  2.  Ausg.  1835.8.  Die  letzte  Ausgabe  der 
Carolina  in  Verbindung  mit  den  ihr  vorhergehenden  Arbeiten  ist  von  Zoepfl, 
vgl.  N.  22. 
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mddte  Orämmg  CfmrfUrsten,  Fürsten  und  Ständen  an  ihren  otten 
wohlhergdMracMen  rechtmässigen  und  bülidien  Gebräuchen  nichts  U- 
nammen  haben  (die  sogenannte  salvatorische  Glausel). 

Durch  die  Halsgerichtsordnung  oder  peinliche  Gerichtsord- 
nung KarPs  V.  (Carolina,  Constitutio  criminalis  Carolina),  oder 
wie  sie  später  auch  pleonastisch  genannt  wurde  ^*) ,  die  peinliche 
Halsgerichtsordnung,  hatte  Deutschland  eine  gemeine  Strafgerichts- 
ordnung und  ein  gemeines  Strafrecht  erhalten;  .es  wurden  durch 
sie  die  Principien  des  Strafrechts  und  Verfahrens  festgestellt,  die 
Abstellung  allgemein  verbreiteter  Missbräuche  versucht  und  der 
Kampf  zwischen  den  einheimischen  Gewohnheiten  und  den  frem- 
den Rechten  ausgeglichen. 

Die  Carolina  besteht  aus  219  Artikeln,  welche  zum  Theil  in 
Paragraphen  zerfallen.  Sie  beginnt  mit  der  Gerichtsverfassung, 
mit  Vorschriften  über  Untersuchung  und  Verhaftung,  über  pein- 
liche Frage  und  die  Judicien,  um  zu  ihr  zu  schreiten;  dann  art. 
33  ff.  über  die  Anzeichen  einzelner  Verbrechen,  art.  48  ff.  über 
die  Untersuchung,  nachdem  das  Geständniss  auf  der  Folter  er- 
reicht ist,  art.  68  ff.  Beweis  durch  Zeugen,  art.  78  ff.  über  den 
endlichen  Rechtstag  und  Fällung  des  Urtheils;  art.  104  ff.  wird 
von  den  Strafen  im  Allgemeinen  und  für  die  einzelnen  Verbrechen 
gehandelt,  und  dabei  zugleich  in  der  Kürze  der  Thatbestand  der 
einzelnen  Verbrechen  angegeben.  Hier  finden  sich  auch  unter  An- 
derem Bestimmungen  über  die  Nothwehr  (art.  139  ff.),  Bestrafung 
der  Helfershelfer  (art.  177),  Versuch  (art.  178,)  Bestrafung  junger 
Verbrecher  (art.  179),  über  Führung  der  Acten  und  die  Formu- 
lirung  des  Urtheils  Cart.  181  ff.),  über  Gerichtskosten  (art.  204  f.), 
Beschlagnahme  der  Güter  (art.  206  ff.),  Aufrichtung  des  Galgens 
(art.  215  ff.). 

Bambergensis  und  .Carolina  zeichnen  sich  vor  den  früheren 
Halsgerichtsordnungen,  abgesehen  von  den  ausführlicheren  Be- 
stimmungen über  das  Verfahren  und  die  Durchführung  des  Inqui- 
sitionsprincips  auch  dadurch  aus,  dass  sie  nicht  blos  die  einzelnen 
Verbrechen  und  ihre  Strafe  nennen,  sondern  den  Thatbestand  des 
Verbrechens  genauer  angeben  und  die  Grade  der  Schuld  strenger 


53)  Ueber  die  Namen  und,  dass  die  Carolina  anoh  öfter  unter  dem  Aus- 
druck kaiaerliehe  BeMe  mitbegrüBfen  wurde,  ygl.  Wäohter  gemeines  Beoht 
S.  28.  Anm.  2L 
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unterscheiden^^).  Die  Carolina  schliesst  sich  in  ihren  Sätzen 
hauptsächlich  an  die  Bambergensis  an ,  deren  Fortbildung  wir 
durch  die  verschiedenen  Projecte  hindurch  bis  zur  Carolina  ver- 
folgen können.  Auch  wurden  die  im  Bambergischen  selbst  aner- 
kannten Verbesserungen^,  wie  sie  in  dem  Correctorium  .(vgl.  N. 
34)  vorliegen,  zu  Rathe  gezogen  und  häufig  angenommene^).  Im 
Verhältniss  zur  Bambergensis  wurde  besonders  das  Strafmaass 
öfter  verändert  oder  an  Stelle  der  bestimmten  Strafe  der  Bam- 
« bergensis  auf  das  römische  Recht  oder  auf  den  Rath  der  Rechts- 
verständigen  verwiesen*^).  Wegen  dieser  Quelle  ist  der  Inhalt 
grossentheils  den  fremden  Rechten  entlehnt;  die  Carolina  verar- 
beitet unter  Berücksichtigung  der  deutschen  Verhältnisse  und 
deutschen  Uebung,  welche  sich  auch  jetzt  noch  mannigfach  gel- 
tend machen  darf,  die  römischen  Rechtsgrundsätze  für  die  prak- 
tische Anwendung;  da  sie  aber  nicht  überall  erschöpfende  Normen 
aufstellt,  verweist  sie  den  Richter  an  vielen  Stellen  über  den 
wahren  Sinn  der  gemeinrechtlichen,  in  subsidium  anzuwenden- 
den Normen  an  den  Rath  der  Rechtsverständigen*®),  welche  ent- 
scheiden werden,  was  das  römische  Recht  bestimmt  und  in  wel- 
cher Weise  dasselbe  auf  die  concreten  deutsthen  Verhältnisse 
seine  Anwendung  finden  müsse. 

Gegen  die  absolute  Geltung  der  Carolina  und  die  Verdrän- 
gung aller  particularrechtlichen  Bestimmungen  durch  sie  sprachen 
sich  vor  ihrer  Publication  mehrere  Reichsstände  aus.  Sie  wollten 
sich,  da  in  den  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  sehr  ver- 
schiedene criminalrechtliche  Auffassungen  geherrscht  hatten,  nicht 
ohne  weiteres  einem  nivellirenden  Gesetzbuch  fügen ;  so  die 
Pfalz,  Brandenburg,  besonders  Sachsen  (1530),  welches  dem  Sach- 


54)  Gelb  I.  S.  267  f. 

56)  Die  Benützung  des  Correctoriums  dürfen  wü'  wohl  dem  EinflnsB  zu- 
schreiben,  welchen  Schwarzenberg  als  Mitglied  des  Beichsregiments  auf  die 
Ausarbeitung  der  Carolina  ausüben  mochte.  Vgl.  Geib  N.  Archiv  1845  S. 
122  ff.,  174  ff 

56)  Ueber  die  Yeränderungen  der  Bambergensis  vgl.  Malblank  S. 
204  ff 

57)  Vgl.  z.  B.  art.  82,  87,  besonders  aber  art.  104:  dieselben  straff  (der 
fremden  Beohte)  mag  man  auch  erkennen  und  gehrauchen,  nach  guter  gewon* 
heffi  eyna  jeden  Lands,  oder  aber  nach  ermesaung  eyns  jeden  guten  versten- 
digen  richters»  —  Vgl.  auch  Geib  Strafrecht  L  S.  269. 

58)  Vgl.  obcÄ  S.  77  f. 
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senrecht  und  dem  Sachsenspiegel,  der  über  manche  in  der  Caro- 
lina übergangene  Dinge  handle,  nichts  durch  das  neue  Reichs- 
gesetz  benommen  wissen  wollte*®).  Auf  Gmnd  solcher  Protesta- 
tionen wurde  dann  in  die  Vorrede  die  salvatorische  Glausel  aufge- 
nommen (vgl.  oben  S.  249  f.) ;  ihr  Sinn  ist  nicht,  dass  es  vom  Be- 
lieben der  Stände  abhinge,  ob  sie  die  Carolina  bei  sich  pubhciren 
wollten  oder  nicht,  sondern  dass  in  eina^lnen  Beziehungen,  in 
welchen  sie  einen  abweichenden,  althergebrachten  und  rechtmässi- 
gen Gebrauch  besässen,  derselbe  bestehen  bleiben,  im  üebrigen  ^ 
aber  die  Carolina,  besonders  in  den  von  ihr  absolut  aufgestellten 
Sätzen,  gelten  solle  und  die  von  ihr  gemissbilligten  Missbräuche 
überall  abzuschaffen  seien  ^o). 

Noch  im  sechzehnten  Jahrhundert  erschienen  mehrere  latei- 
nische Uebersetzuiigen  der  Carolina,  welche  zugleich  als  Hülfs- 
mittel  der  Interpretation  zu  benützen  sind.  Unter  ihnen  ist  be- 
sonders hervorzuheben  die  üebersetzung  von  JustinusGobler  ®')^ 
Augustissimi  imperatoris  Caroli  V.  de  capitalibus  judiciis  consti- 

tutio  Germanice  primum  evulgata  nuncquam in  Latinum  versa 

et  aequo   Commentario   aucta.     Basil.   1543.  foL,  und  die  Para- 
phrase von  Georg  Remus   (1561 — 1625):   Nemesis  Caruhna  D. 

Caruli  V leges  capitales  ....  paraphrasi  expositae  et  scho- 

liis  auctae.    Herbomae  1594.  8.  und  öfter**). 


59)  Vgl.  Malblank  S.  197. 

60)  Vgl.  über  diesen  Sinn  der  salvatorisclien  Olansel  Wächter  gem. 
Eecht  S.  30—32. 

61)  Vgl.  über  ihn  S.  174.  N.  35. —  Es  ist  nur  eine  Ausgabe  erschienen; 
über  ihre  grosse  Seltenheit  (sie  ist  jetzt  nur  aus  8  Exemplaren  bekannt)  und 
die  Mühe,  welche  es  im  vorigen  und  in  diesem  Jahrhundert  machte,  ein  Exem- 
plar zu  erlangen,  vgl.  Ab  egg  (N.  62)  p.  VII  seq.  Uebrigens  war  sie  auch 
schon  am  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  sehr  selten,  wie  sich  aus  der  Gor- 
respondenz  von  Goldast  ergiebt.  So  schreibt  Marq.  Freher  1609  an  Goldast 
(Virorum  Oll.  et  doctorum  ad  M.  Goldastum.  Francof.  1688.  4.  p.  334):  Coro- 
linam  legem  Criminalem  Goblero  interprete,  passim  hie  inquiro;  frustra  hac- 
tenus;  Philipp  Camerarius  kann  sie  auch  nicht  auftreiben  (ibid.  p.  343);  spä- 
ter schreibt  Freher  (p.  377),  er  wolle  sich  nach  ihr  in  Speier  umthun. 

62)  Auf  eine  dritte  Üebersetzung  aus  dem  Anfange  des  17.  Jahrhunderts, 
von  Beruh.  Zieritz  in  seiner  Schrift:  ad  ... .  Caroli  V.  ....  constitutionem 
criminalem  notae  et  observationes.  Francof.  1622.  4.,  2.  Ausg.  1776,  macht 
Wächter  N.  Aroh.  für  Orim.-Recht  XII.  1830.  S.  82  flf.  aufmerksam.— Beide 
oben  genannten  Üebersetzungen  mit  Auszügen  ans  den  Oommentaren  von 
Zieritz  und  von  Dan.  Glasen  (Heimst.  1685)  hat  Abegg.  von  Neuem  her- 
ausgegeben :  J.  Gobleri  interpretationem  G.  G.  G q^  G.  Bemi  Nemesin 
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lY.  Obgleich  die  Carolina  als  gemeines  Recht  gelten  sollte, 
wurde  sie  doch  nicht  überall  sogleich  in  den  Territorien  publi- 
cirt  oder  das  Particularrecht  mit  Rücksicht  auf  sie  revidirt.  Man- 
che Landesherren  waren  ebenso  wie  auch  bei  anderen  Reichsge- 
setzen in  der  Ausfuhrung  der  Publication  mehr  oder  weniger 
lässig,  und  Hessen  das  Reichsgesetz  bei  ihren  Gesetzbüchern  ganz 
oder  fast  ganz  unberücksichtigt^^).  In  manchen  Ländern  wurde 
die  Carolina  bald  recipirt,  in  anderen  liess  man  es  bei  dem  bis- 
herigen Recht.  Die  Carolina  gab  den  Landesherren  eine  beson*- 
dere  Veranlassung  zu  gesetzgeberischer  Thätigkeit,  weil  sie  bis- 
weilen auf  das  Landesherkommen  oder  particuläre  Bestimmungen 
in  gewissen  Grenzen  verweist;  es  musste  nun  ihr  Yerhältniss  zu 
dem  gemeinen  Recht  festgestellt  werden. 

Li  dem  Erzstift  Co  In  wurde  die  Carolina  in  den  vierten  Ab- 
schnitt der  Reformation  des  Erzstifts  Cöln  vom  J.  1538  aufge- 
nommen«*). In  Hessen  wurde  im  J.  1535  eine  Halsgerichts- 
ordnung in  103  Artikeln  publicirt,  welche  abgesehen  von  einzelnen 
Auslassungen  fast  wörtlich  aus  der  Carolina  genommen  ist**). 
In  Pommern  wurden  die  Richter  in  der  1566  verfassten,  1569 
publicirten  Hofgerichtsordnung  (tit.  70)  für  den  Strai^rocess  auf 
die  Carolina  verwiesen,  und  dieselbe  mit  der  Hofgerichtsordnung 
zusammen  publicirt.  Im  Braunschweig-Lüneburgischen 
verweist  die  Hofgerichtsordnung  für  Celle  vom  Jahre  1564  auf 
die  Carolina  ®®);  im  Jahre  1568  liess  der  Herzog  einen  Abdruck 
derselben,  mit  Modificationen  für  sein  Land  veranstalten*^). 


Garulinam  ....  denao  vulgavit  ....  Abegg.  Heidelb.  1837.  8.  —  Vgl.  Literatur 
über  diese  üebersetznngen  nifd  über  ihren  Werth  Qeib  Strafrecht  I.  S.  291. 

63)  Das  Detail  darüber  liefert  Wächter  N.  Archiv.  1887.  S.  59  ff.,  be- 
sonders S.  73  ff.  (über  ihre  Anwendung  in  Sachsen  seit  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts), gem.  Recht  S.  32  ff.,  Qeib  I.  S.  277  ff.;  ich  fuge  diesen  Mitthei- 
lungen noch  einige  Ergänzungen  hinzu. 

64)  Vgl.  unten  §.  86.  N.  14  ff. 

65)  Bei  Säur  fasc.  VIII.  p.  37  seqq.,  Schmincke  Monumenta  Hassiaoa 
ni.  1750,  p.  117  seqq.,  in  (Kleinschmidt' s)  Samml. Hess.  Landosordnungen 
I.  S.  68—89;  auch  im  Anhange  zu  Böhmer's  meditt.  in  Oarolinam.  —  Vgl. 
auch  Koch  in  d.  Vorr.  seiner  Ausgabe  der  Carolina  §.  10. 

66)  In  der  Ausgabe  Wittenb.  1564.  4.  vgl.  0.  3  ff. ;^  bei  Säur  fascic.  HI. 
p.  16». 

67)  2.  Ausg.  1570,  vgl.  du  Eoi  S.  26  (vgl.  oben  S.  126.  N.  41).  —  Bei  ihrer 
Einführung  und  Revision  habe  besonders  Mynsingcr  v.  Frundeck  Einfluss  gehabt^ 
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Auch  in  anderen  Ländern  fanden  bald  Verweisungen  auf  die 
Carolina  Statt,  unter  etwaiger  Hervorhebung  einzelner  Bestim- 
mungen, welche  sie  modificiren  oder  ergänzen  sollten.  Das  Stadt- 
recht von  Otterndorfim  Lande  Hadeln  vom  J.  1541  ß^),  welches 
nur  wenige  Sätze  über  Strafrecht  und  Process  enthält,  will,-das8 
im  Allgemeinen  nach  der  Carolina  entschieden  werde.  'Der  Erz- 
bischof von  Bremen  verweist  im  Jahre  1556  auf  sie  in  seinem 
Edict  von  Todtschlägem^®).  Die  Solmser  Gerichtsordnung  von 
1571  bestimmt,  das  peinliche  Gericht  solle  besetzt  und  gehalten 
werden  nach  der  Carolina '°).  Aehnliche  Bestimmungen  erfolgten 
für  Münster  (1571),  Butzbach  (1578),  Mecklenburg  (1570), 
Schleswig  und  Holstein'''),  für  die  Grafschaft  Sponheim 
(1578) '2),  für  die  Herrschaft  Wildenburg  (1592)'«),  Frank- 
fürt  u.  s.w.'*).  Der  Brandenburger  SchöflFenstuhl  wendete 
die  Carolina  schon  seit  dem  vierten  Jahrzehend  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  an  u.  s.  w.  '*). 

Die  Henneberger  Landesordnung  von  1539,  welche  im  7. 
und  8.  Buch  Strafrecht,  Process  und,  Polizei  enthält,   sagt  aller- 


sagt dn  Boi  in  Hagemann's  and  Günther's  Archiv  IL' S.  104  Für  die 
Stadt  Lüneburg  vgl.  die  Niedergerichtsordnung  (Pufendorf  obss.  III.  p.  382) 
und  die  Reformation  von  1583.  VIII.  tit.  4,  34. 

68)  Pufendorf  observatt.  IL  p.  180.    - 

69)  Cassel  Bremensia  IL  1767.  p.  662  seqq.  Vgl.  aber  insbesondere 
anch  das  ausführliche^  viele  Sätze  der  Carolina  anziehende  und  in  doctrinärer 
Form  abgefasste  Edict  über  Processe  in  Zaubereisachen  y.  J.  1603 ,  ebendas. 
S.  705  ff. 

70)  L  40.  §.  5-8. 

71)  Die  Belege  hiefnr  bei  Wächter  gem.  Recht  S.  45  ff.  Was  Mecklen- 
burg angeht)  so  bestimmt  anch  das  Privileg  für  Goldberg  v.  J.  1571,  es  sollen 
die  Oapitalverbrechen  nach  gemeinen  geseh/riehenen  Eechten  und  des  h,  Born. 
Beichs  peinl  Halsgerichtsordnung  allein  und  mit  nickten  nach  einigem  an- 
dern Gebrauch  gestrafet  werden,  geringere  Verbrechen  nach  Schwerinschem 
Recht,  V.  Kamptz  Mecklenb.  Oivilr.  I.  1.  S.  183;  vgl.  auch  för  Lübtz  a.  1575. 
S.  269. 

72)  Untergerichtsordnung  c.  111  (bei  Maurenbrecher  Rheinpreuss. 
Landrechte  n.  S.  271):  es  soll  nach  der  Carolina  geurtheilt  werden  und  bei 
jedem  Gericht  ein  Abdruck  derselben  vorhanden  sein. 

73)  Landrecht  o.  1,  §.  4  (Maurenbrecher  IL  S.  375). 

74)  Die  Frankfurter  Reformation  von  1578.  X.  tit.  8  will,  dass  die  Ver- 
brechen nach  dem  römischen  Recht,  der  peinlichen  Gerichtsordnung  und  dem 
Herkommen  gerichtet  werden. 

75)  Hälsohner  L  S.  109  ff. 
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dings  in  der  Einleitung  zum  7.  Buch,  dass  sie  die  Carolina  mit 
dem  gemeinen  Kaiserrecht  zur  Quelle  habe,  folgt  aber  im  Wesent- 
lichen der  Tiroler  Landesordnung  von  1532  und  gewährt  nur  hie 
und  da  der  Carolina  eine  Berücksichtigung^^).  In  der  Tiroler 
Landesordnung  von  1573  wird  die  Carolina  in  den  straf- 
rechtlichen Partien  berücksichtigt  und  Einzelnes  aus  ihr  aufge- 
nommen''^), ebenso  in  der  Steierischen  Land-  und  peinlichen 
Gerichtsordnung  (1574)  '^),  in  dem  5.  Theil  des  Kurpfälzi- 
schen Landrechts  (1582)  7»),  im  Landrecht  von  Hadeln(1583)8o) 
u.  8.  w. 

In  Bai  er  n  hatte  man  in  den  Landesordnungen  und  Land- 
boten seit  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  man- 
che strafrechtliche  Bestimmungen  erlassen,  welche  in  den  folgen- 
den Gesetzen  vielfach  wiederholt  oder  verändert  wurden®').  Die 
im  Jahre  1616  für  Ober-  und  Nieder-Baiem  unter  dem  Titel 
Landreckt  erschienenen  Ordnungen  enthalten  am  Schlnss  auch  eine 
Malefizordnung,  welche  vom  Verfahren  und  von  den  Strafen  han- 
delt, und  mit  Berücksichtigung  der  Carolina  und  unter  Durch- 
führung des  Inquisitionsprincips  zweckmässige  Vorschriften  ent- 
hält»«). 

Da  man  in  Bamberg  die  Quelle  der  Carolina  als  Strafge- 
setz besass,  scheint  man  hier  diese  selbst  nicht  eingeführt  zu 
haben.  Wegen  der  Verschiedenheiten,  welche  zwischen  der  Bam- 
bergensis  und  der  Carolina  bestehen,  fühlte  man  sich  gegen  Ende 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  zu  einer  Revision  der  Bambergen- 
sis  angeregt  und  es  erschien  im  Jahre  1580  unter  Bischof  Johann 
Georg  die  revidirte  Bambergische  Halsgerichtsordnung®'),  in  wel- 


76)  Wächter  gem.  Recht  S.  40.     Vgl.  auch  oben  N.  37. 

77)  Wächter  S.  42. 

78)  Wächter  S.  55  f. 

79)  Wächter  S.  56. 

80)  In  seinem  5.  Theil  yon  peinlichen  Fällen.  —  üeber  österreichische 
Malefizordnnngen  vgl.  Wächter  S.  158.  —  üeber  den  Entwnrf  einer  Orimi- 
nalordnung  fiir  Würtemberg  im  J.  1609,  bei  welcher  man  beabsichtigte,  da, 
wo  das  gemeine  Ilecht  nnr  unbestimmt  spricht,  eine  feste  Bestimmung  su 
geben,  vgl.  Gessler  in  d.  Zeitschr.  f.  deutsches  Becht.  XX.  S.  223  ff. 

81)  Besonders:  Gemeines  Landbot  und  Ordnung  wider  die  Mörder,  Tod- 
Bchleger,  Austretter,  ihre  Helfer  und  Enthallter  u.  s.  w.  1512.  fol. ;  dann  auch 
bei  Krenner  Baier.  Landtagshandlungen.  YIII.  S.  380-416. 

82)  Wächter  S.  48  ff. 

83)  Im  J.  1580  erschienen  bereits  swei  Ausgaben  ^  später  noch  mehrere« . 
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eher  bei  Differenzen  zwischen  beiden  Gesetzen  nur  theil weise  die 
Bestimmungen  der  Carolina  Aufnahme  fanden.  Andere  Verbes- 
serungen entnahm  man,  wie  sich  die  Vorrede  ausdrückt,  etlichen 
(Uten  rathschlägenj  worunter  hauptsächlich  die  aus  den  Jahren 
1507  — 1515,  also  aus  der  Zeit  vor  der  Carolina  herrührenden 
Entscheidungen  und  Verordnungen  des  bereits  angeführten  Cor- 
rectoriums  (vgl.  S.  245)  zu  verstehen  sind®*). 

§.  73.    Die  Geriehtsordnongen  ■). 

Seit  dem  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  wendeten  sich 
Landesherren  und  Städte  in  ihrer  Gesetzgebung  auch  dem  for- 
mellen Recht  zu;  in  vielen  Ländern  ist  die  Gesetzgebung  über 
den  Process  älter,  als  über  das  materielle  Recht.  Während 
das  Privatrecht  in  seinem  bisherigen  Bestände  gelassen,  und 
nur  den  Urtheilern  geboten  wurde,  in  allen  Fragen,  auf  welche 
das  einheimische  Recht  keine  Antwort  ertheilte,  sich  zu  den 
Quellen  des  gemeinen  Rechts  zu  wenden,  verlangte  die  mit  dem 


üeber  diese  Bevision  vgl  Wächter  gem.  Recht  S.  62  f.,  Geib  N.  Archiv. 
1845.  S.  116  ff.,  178  ff. 

84)  Eine  weitere  Darstellung  der  Geschichte  der  Strafgesetzgebung  scheint 
die  Grenzen  dieses  Buchs  zu  überschreiten;  vgl.  darüber  besonders  Wächter 
gem.  Recht  S.  50  ff.,  153  ff.  —  Einzelnes  wird  noch  später  bei  den  einzelnen 
Particularrechten  angeführt  werden. 

1)  Für  die  Geschichte  des  Oivilprocesses  ist  noch  ausserordentlich  viel 
zu  thun.  Die  Lehrbücher  und  die  meisten  Monographien  des  Oivilprocesses 
pflegen  sich,  selbst  wenn  sie  die  Absicht  haben,  rechtshistorisch  zu  Werke 
zu  gehen,  auf  die  Bestimmungen  des  römischen  und  canonischen  Rechts,  der 
Reichskammergerichts-  und  der  Hofrathsordnungen  zu  beschränken  und  die 
in  grosser  Zahl  erhaltenen  particulären  Gerichtsordnungen  fast  ganz  unberück- 
sichtigt zu  lassen.  Und  doch  ist  in  ihnen  ein  ausserordentlich  reiches  Mate- 
rial enthalten  für  die  Geschichte  des  Processes  und  die  Art  und  Weise,  jvie 
die  gemeinrechtlichen  Yorschrifben  zur  Ausführung  gekommen  sind.  Die  Me- 
thode, welche  wir  schon  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  für  das  deutsche 
Privatrecht  befolgen,  aus  den  Particularrechten  die  dem  deutschen  Recht  ge- 
meinsamen, leitenden  Ideen  zu  gewinnen,  harrt  noch  ihrer  Anwendung  auf 
die  Geschichte  des  Processes.  Auch  das  Werk  von  Wetz  eil  System  des 
ordentlichen  Oivilprocesses  1861  stellt  nur  den  Kammergerichtsprocess  dar 
und  benützt  wenig  die  ältere  particularrechtliche  Literatur  und  Gesetzgebung. 
Dagegen  zeichnet  sich  in  dieser  Beziehung  aus  Muther  die  Gewissensver- 
tretung. Erl.  1860.  —  Vielleicht  gereicht  diese  Beschaffenheit  der  Literatur 
der  Mangelhaftigkeit  dieses  Paragraphen  einigermaassen  zur  Entschuldigung. 
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Eindringen  der  gelehrten  Richter  erfolgte  Umgestaltung  der  Qe- 
richtsyer&ssang  und  die  Errichtung  der  Hofgerichte  zugleich 
Ordnungen,  nach  denen  der  Process  geführt  werden  sollte,  lieber 
den  Process  .konnte  sich  der  Bichter  nicht  so  leicht  unterrichten, 
wie  über  das  materielle  Recht;  die  processualischen  Vorschriften 
waren  sehr  zerstreut  in  den  Gesetzbüchern  des  römischen  und 
canonischen  Rechts  enthalten  und  bedurften  einer  Uebertragung 
auf  die  deutschen  Verhältnisse.  Daraus  erklärt  sich  der  didak- 
tische, lehrbuchartige  Ton,  in  welchem  die  alten  Gerichtsord- 
nungen yerfasst  sind.  —  Man  hielt  sich  bei  ihrer  Ausarbeitung 
an  die  bereits  für  andere  Gerichte  erlassenen  Ordnungen,  so 
dass  sie  unter  einander  in  noch  höherem  Grade  übereinstimmen, 
als  die  Landrechte  oder  die  Gesetze  über  das  materielle  Recht. 

Aber  auch  die  üntergerichte  mussten  mit  Gerichtsord- 
nungen versehen  werden.  Da  in  den  Untergerichten  keine  oder  nur 
wenige  Gelehrte  sassen,  erhielten  sich  in  manchen  Gegenden 
bei  ihnen  viele  alterthümliche ,  deutschrechtliche  Bestimmun- 
gen noch  zu  einer  Zeit,  in  welcher  bei  den  Hofgerichten  bereits 
der  römisch- canonische  Process  herrschte.  In  anderen  Ländern 
bestimmte  man,  dass  auch  bei  den  Untergerichten  der  fremdlän- 
dische Process  beobachtet  würde :  an  Stelle  der  mündlichen  Ver- 
handlungen, auf  welche  bald  der  Urtheilsspruch  folgte,  trat  ein 
weitläufiges  schriftliches  Verfahren.  Es  sollte  derselbe  Process  in 
dem  ganzen  Territorium  gehandhabt  werden,  damit  nicht  die 
von  den  Untergerichten  gefällten  Urtheüe  wegen  Nichtigkeit  des 
Verfahrens  in  der  höheren  Instanz  umgestossen  würden*).  Durch 
die  in  dieser  Absicht  erlassenen  Untergericht^ordnungen  wurde, 
indem  nun  nicht  mehr  jede  einzelne  Landstadt  und  jedes  kleine 
Gericht  nach  ihren  eigenen  Normen  den  Process  führten,  ein  Fort- 
schrit    in  der  Rechtsgleichheit  gemacht. 

Wo  es  in  einem  Territorium  an  einer  besonderen  Unterge- 
richtsordnung fehlte,  war  es  natürlich,  dass  sich  die  Untergerichte 
mutatis  mutandis  an  die  für  die  Obergerichte  erlassenen  Ord- 
nungen anschlössen. 

Die  particulären  Gerichtsordnungen  beziehen  sich  besonders 
au^den  Civilprocess,  indem  es  für  den  Criminalprocess  entweder 
bei  den  alten  Formen  blieb,  oder  man  einfach  die  Carolina  beob- 


2)  Vgl.  oben  S.  102  t 

Deutsche  Bechtsgeschichte  I«    8.  27 
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achtete,  oder  dieselbe  bei  besonderen  Strafprocessordnungen  zu 
Grande  legte.  Die  älteren  Givilprocessordnungen  beschäftigen 
sich  meistens  nur  mit  der  Gerichtsverfassung,  mit  den  Personen, 
welche  das  Gericht  bilden,  den  Unterbeamten  desselben,  den  Ein- 
künften und  Taxen  für  die  einzelnen  Gerichtshandlungen,  den 
Zeiten,  zu  welchen  Gericht  abzuhalten  ist  u.  s.  w.;  sie  enthalten 
dann  zum  Theil  auch  die  uralten  Hegungsformeln,  mit  welchen 
die  Gerichtssitzung  eingeleitet  wurde.  Allmählich  wurden  sie  aus- 
führlicher und  stellten  auch  das  Verfahren  dar,  die  Lehre  von  den 
Klagen,  Einreden,  dem  Beweise,  Urtheil,  Appellation  und  Exe- 
cution. 

Seitdem  die  Eeichsgerichte  ausführliche  Ordnungen  erhalten 
hatten,  lehnten  sich  die  Ordnungen  für  die  Territorialgeriohte  an 
sie  aus  demselben  Grunde  an,  aus  welchem  die  Untergerichte  ge- 
nöthigt  waren,  die  Normen  der  Hofgerichte  zu  befolgen;  auch 
fand  man  in  ihnen  das  Material  bereits  eingehend  verarbeitet 
vor.  Später  verlangten  es  die  Reichsgesetze  ausdrücklich,  dass 
das  Verfahren  in  den  Territorien  dem  ßeichskammergerichtspro- 
cess  accommodirt  würde  *). 

Mit  den  Gerichtsordnungen  verband  man  auch  häufig  der 
weiteren  Belehrung  wegen  Formulare  für  einzelne  gerichtliche 
Acte*),  und  nahm  in  solchen  Ländern,   in  welchen  es  bisher  an 


3)  Vgl.  oben  S.  91.  N.  20.  —  In  der  Trierschen  Verordnung  -von  1569 
lur  Reform  des  Hofgerichts  (Hontheim  III.  p.  18,  Marx  Geschichte  des 
Erzstifbs  Trier  I.  2.  S.  33)  heisst  es:  Wir  befehlen,  dass  ihr  in  dem  allem 
euch  so  viel  die  proeess,  auch  gepuer  dero  Gerichtspersonen  belangt,  der  Kay- 
serlichen  Cammergerichtsordnung  ....  gemess  haltet  —  Ygl.  auch  unten  §.  82. 
N.  19. 

4)  Eine  grosse  Zahl  Formulare  findet  sich  in  den  processualischen  Theüen 
der  Wprmser  Reformation  von  1498,  ferner  in  der  Mainzer  Untergerichts- 
ordnung von  1534  (gedr.  1534,  1535,  1539,  vgl.  Sohaab  Erfind,  der  Buchdr.- 
Kunst  I.  S.  590,  591  und  Heibig  im  Arch.  für  Hess..  Geschichte  11.  S.  495; 
auch  bei  Säur  fasc.  I.  fol.  1—21)  bei  Säur  fol.  15  ff.:  Form  etlicher  Klagen 
und  JEndturtheil,  so  an  unsern  Undergerichten  am  meysten  furbracht  und  ge- 
hraucht werden:  Klagen  wegen  Eigenthnm,  Servituten  (confessoria  und  nega- 
toria), aus  Kaufcontracten,  wegen  Schulden,  aus  Vormundschaft,  Erbmcht, 
Oommodat,  Depositum,  Mandat,  Besitz,  Injurien,  —  immer  mit  den  entspre- 
chenden ürtheilen.  (Zu  der  Mainzer  Untergerichtsordnung, ' gewissermaassen 
als  Illustration,  ist  noch  zu  vgl.  das  Landgerichtsweisthum  zu  Steinheim  aus 
dem  16.  Jahrhundert  bei  Grimm  Weisthümer  IV.  S.555  f.,  welches  von  der 
Abhaltung  des  Landgerichts  handelt  und  auf  die  Mainzer  üntergerichtsord- 
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ausführlichen  Landrechten  fehlte,  anch  Yorschrifken  tiber  das 
materielle,  besonders  über  Privatrecht  au^  um  dem  nicht  gelehr- 
ten Richter  für  einzelne,  besonders  wichtige  Gebiete  die  ent- 
scheidenden Vorschriften  an  die  Hand  zu  geben*). 

Abgesehen  yon  den  ftir  ein  ganzes  Territorium  oder  fiir  eine 
Reichsstadt  erlassenen  Gerichtsordnungen^),  erhielten  auch  ein- 
zelne Gerichte  besondere  Vorschriften,  und  zwar  nicht  blos 
Stadt-,  sondern  auch  Dorfgerichte.  In  den  Rechtsquellen  der 
Bauergemeinden  finden  sich  bis  in  das  achtzehnte  Jahrhundert 
hinein  Bestimmungen  über  die  Dorfgerichtsbarkeit,  über  Compe- 
tenz,  Zusammensetzung  des  Gerichts,  FormaUtäten,  besonders  die 
Hegung,  die  Art  des  Urtheilfindens ,  Contumacia,  Beweismittel 
u.   8.  w.^).    Auch   geistliche  Gerichte   wurden   mit   Gerichtsord- 


nung yerweist.  In  ihm  finden  sich  anch,  was  sonst  in'.Weisthümem^^nicht  yor^ 
zukommen  pflegt,  Ausdrücke,  welche  dem  römischen  Recht  entlehnt  sind,  Tgl. 
Grimm  lY.  S.  556.  §.  9.)  — Ebenso  enthält  solctie  und  andere  Formulare  die 
Cölner  weltliche  Gerichtsordnung  von  1538;  aus  diesef  und  der  Trierer  Ord- 
nung entnahm  Fichard  die  25  Formulare,  welche  er  der  Solmser  Gerichts- 
ordnung anhängte,  damit  solches  aües  dem  gemeinen  Mann  noch  verstendüicher 
seye;  vgl.  Fuchs  Zeitschr.  f.  deutsches  Hecht  XYII.  S.  299. 

5)  Z.  B.  enthalt  die  N.  4  angeführte  Mainzer  Gerichtsordnung  Bestim- 
mungen über  Yormundschafb  und  Einkindschafb;  andere  Beispiele  werden  unten 
vorkommen;  z.  B.  nach  N.  12,  nach  N.  40,  §.  74.  N.  28,  §.  83  nach  N. . 

6)  Eine  grosse  Zahl  solcher  alter  Gerichtsordnungen  des  16.  Jahrhunderts 
ist  zusammengedruckt  in:  Abrah.  Säur  Fasciculus  judiciarii  ordinis  singuläris,  das 
ist  Ein  schöner  Aussbund:  Etlicher  Chur:  und  Fürsten  Gerichts  ober  nnd  under 
auch  Grafen  und  Herrn,  Land  Ordnung,  dessgleichen  vomemmer  Reichs  Stät- 
ten emenerten  Reformationen  und  Processen  in  Bürgerlichen  Bechtsachen  .... 
Frank£  a.  M.  1588,  1589.  foL  ~  Sodann  mache  ich  hier  auf  eine,  wie  mir 
scheint,  unberücksichtigt  gebliebene  Ordnung  aufmerksam:  Unser  Walther's 
vonn  Oronberg's  Administrators  etc.  und  teutschen  maister  etc.  appellation  Ord- 
nung in  unsers  ordens  amptem  Mergethejm  Newenhausz  und  Geylichszheim. 
1587  foL  s.  1.  (auf  der  Berliner  Bibliothek),  und  auf  die  Processordnung  der 
schwäbischen  Beichsritterschaft  von  1560  (Lünig  pars  spec  cont.  III.  p.  27-* 
34),  confirmirt  vom  Kaiser  a.  1672  (p.  114  seq.). 

7)  Ygl.  z.  B.  die  im  J.  1615  erneuerte  Dorfgerichtsordnung  des  Amtsorts 
Sondernau  bei  Zoepfl  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts.  L 
S.  306  t  —  Hieher  gehören  auch  die  ausführlichen  Bestimmungen  der  Neu- 
münster'schen  Kirchspielsgebräuche  bei  Seestern-Pauly  (vgl.  §.81.  N. 55) 
S.  5  ff.:  Was  hey  Haltung  des  Loth- Dinges  von  den  Vögten  zum  Eingange 
fürgebraeht  und  wie  das  Becht  geheget  wird,  in  Form  eines  Dialogs  zwischen 
dem  Dingvogt  nnd  dem  Yorsprake;  das  sogen.  Holsien-Landredit,  wie  es  im' 
j.  1649  abgehalten  worden  ist  (öfter  gednickt,  besonders  bei  J.G.Lehmann 

17* 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—     260    — 

nungen  versehen,  welche  sich  in  erhöhterem  Maasse  an  die  durch 
das  canonische  Recht  ausgebildeten  processualischen  Sätze  an- 
schlössen ®). 

Wir  erwähnen  zunächst  einige  Gerichtsordnungen  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts: 

1.  Reformation  des  kaiserlichen  Landgerichts  in  Anspach 
und  Baireuth  von  1447  und  des  Hofgerichts  von  1458®). 

2.  Für  Hessen  wurde  nach Berathung  mit  den  landesherr- 
lichen Käthen  und  dem  Stadtrath  von  Cassel  im  J.  L455  eine 
Landgerichtsordnung  ^^)  für  alle  Städte  und  Dörfer  erlassen;  am 
Schluss  stehen  einige  polizeiliche  Verordnungen.  Sie  enthält  nur 
deutsches  Recht. 

Dagegen  führt  die  Gerichtsordnung  für  Oberhessen  vom  Jahre 
1497*^)  bereits  den  fremdländischen  Process  ein^^);  sie  fügt  den 
processualischen  Artikeln  noch  eine  Anzahl  von  Sätzen  über  Erb- 
recht und  eheliches  Güterrecht  hinzu,  welche  sie  der  Nürnberger 
Reformation  entnimmt. 

3.  Bas  1er  erneuerte  Satzungen  über  Stadtrecht  und  Rechts- 
gang vom  Jahre  1457,  in  119  Abschnitten^'). 


ausführliche  Anmerkimgeii  über  das  sogen.  Holsten-Landrecht.  Glüokst.  1735. 
4.  und  danach  bei  Seestern-Paulj  S.  4  ff.,  dem  neumünsterschen  Recht 
-gegenüber  gedruckt)  in  Dialogen  zwischen  dem  Dinge-Yagt,  Affinder  und  Yör- 
sprack.  —  üeber  das  Holstenrecht  vgl.  Falck  Handbuch  L  §.  149,  Zoepfl 
a.  a.  Ö.  n.  441— 4Ö4.  —  Ueber  seine  Abhaltung  im  J.  1839  und  1843  vgl. 
Francke  in  Falck's  Archiv  f.  Geschichte  u.  s.  w.  der  Herzogthümer  Schles- 
wig, Holstein  und  Lauenburg  IV.  1847.  S.  137  ff.,  welcher  mittheilt,  wie  diese 
Formeln  von  den  Gerichtspersonen  noch  jetzt  ohne  Anstoss  aus  dem  blossen 
Gedächtniss  mit  grösster  Würde  gesprochen  werden.  —  lieber  die  Abhaltung 
des  Holstengerichts  im  J.  1858  vgl.  Zeitschrift  f.  deutsch.  Becht  XX.  S.  97  t 
—  Von  den  Gerichtsformalitäten  in  andereü  Theilen  Holsteins  vgl  v.  Oron- 
heim  Corpus  statutorum  provincialium  Holsatiae.  1750.  4.  p.  125  seqq. 

8)  Z.  B.  die  Beformatio  jurisdictionis  ecclesiasticae  archiepiscopalis  Qu- 
riae  Ooloniensis.  Monasterii  Westph.  1594.  fol. 

9)  Lang  Geschichte  des  Fürstenthums  Baireuth  L  S.  75  ff.  u.  S.  78  f. 

10)  Bei  Senckenberg  Oorp.  juris  Germ.  L  2.  p.  141 — 144,  in  Klein - 
sohmid's  Sammlung  Hess.  Landesordnungen.  L  S.  10 — 13. 

11)  Bei  Säur  fasc.  VHI.  p.  L  seqq.  Kleinschmid  L  S.  15—28;  vgl 
über  sie  Both  Kurhess.  Privatr.  L  S.  46  ff. 

12)  In  der  Vorrede  heisst  es:  wir  haben  betrachtet,  dass  in  dem  Lande 
mehrerhand  gewonheit  und  Übung,  die  eu  eeiten  eincmder  wtdenoertig  erfun- 
den werden,  darauss  irrunge  den  Unterthanen  ....  erwachsen» 

13)  Bechtsquellen  von  Stadt  und  Land  Basel  L  S.  150^186, 
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4.  In  Baiern  beschwerten  sich  auf  dem  Landtage  zu  Lands- 
hut im  Jahre  1471  die  Stände  über  das  Gerichtswesen  i^) ;  aus 
den  Verhandlungen  zwischen  ihnen  und  den  fürstlichen  Bäthen 
ging  im  Jahre  1474  die  Rechts-,  Gerichts-  und  Landespohzeiord- 
nung  hervor'*). 

5.  Die  Gerichtsordnung  zu  Theilheim  vom  Jahre  1473*^). 

6.  Die  in  Würtemberg  vor  1480,  wahrscheinlich  1475  er- 
lassene Hofgerichtsordnung  ist  verloren  gegangen  ^^. 

7.  Die  Reformation  des  Domdechaneigerichts  zu  Bamberg 
vom  Jahre  1463  und  die  Erklärung  derselben  vom  Jahre  1488  i®); 
die  Bamberger  Hofgerichtsordnung  vom  Jahre  1497  und  die  Land- 
gerichtsordnung von  1503*^). 

8.  Im  fünfzehnten  Jahrhundert  entstand  in  Frankfurt  a.  M.: 
Regimen  sive  baculus  judicii  secularis  in  Franckenford,  in  88  Ab- 
schnitten ?®) ;   er  handelt  vom  Fankfurter  Reichsgericht,  den  Ge- 


14)  K  renn  er  Baier.  Landtagshandlangen  YII.  S.  265 — 278. 

15)  Krenner  Yn.  S.  472—512,  vgl.  auch  §.  83.  N.  9.  Ungefähr  in  die- 
selbe Zeit,  yielleicht  erst  in  den  Anfang  des  folgenden  Jahrhunderts,  gehört 
ein  sehr  dürftiger  Gehrauch  hey  den  Landschrannen  auf  dem  Lande  (Eren- 
ner  XYI.  S.  379—381)  mit  dem  Anfange:  Zu  merken  den  Gebrauch  hey  den 
Landschrannen  in  dem  Vizedomamt  Straubing  und  sonderlieh  jenhaXb  der 
Donau, 

16)  Herausgeg.  im  *  Archiv  des  histor.  Vereins  im  üntermainkreiBe.  V.  3. 
S.  97. 

17)  Vgl.  Wächter  Wurtemb.  Priv.-E.  I.  S.  53  f. 

18)  Es  fuhrt  an  Panzer  Annales  typ.  I.  p.  144  Nr.  9:  Beformatio  judicii 
decanatus  ecclesie  Bamberg,  per  ....  in  christo  patrem  ....  Georgium  Epi- 
Bcopum  Bambei^.  facta  et  ordinata  Bamb.  1491.  foL  —  Da  Georg  I.  Bischof  v. 
Bamberg  1459— 1475  war,  so  ist  dies  wohl  dieselbe  Befonnation,  welche  Pan- 
zer in  den  Zusätzen  zu  seinen  Annalen  S.  62  anfuhrt:  Die  Beformation  des 
Gerichtes  der  Dechaney  des  Thumstifts  zu  Bamberg  ....  Geben  zu  Bamberg 

1463  ....  Ordnung  und  Brclerung  der  Beformation  ....  Geben  1488  fol. 

8.  1.  et  a.  —  üeber  einzelne  Drucke  dieser  Quelle  vgl.  auch  Sprenger  Ael- 
teste  Buchdruckergeschichte  von  Bamberg.  1800.  4.  S.  65  ff.  Ausserdem  auch 
bei  Lud  ewig  Scriptores  rer.  episc.  Bamberg.  1718.  fol.  p.  1168  seqq. 

19)  Nach  Handschriften  nachgewiesen  von  Geib  im  N.  Archiv  1845.  S. 
114  f.;  vgl.  auch  Köstlin  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  S.  201.  — 
Panzer  Annalen  I.  S.  262  führt  einen  Druck  an:  des  lantgerichts  zu  Bam- 
berg Beformation.  1503  fol. ;  über  einen  Abdruck  auf  Pergament  im  Bamberger 
Archiv  vgl.  Anzeiger  f.  Kunde  des  deutschen  Mittelalters.  3.  Jahrg.  1834 
S.  18. 

20)  Nach  dem  Manuscript,  welches  Fichard  besessen  hatte,  gedruckt  bei 
Thomas  der  Oberhof  v.  Prankfurt  S.  222—254 
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richtspersonen,  dem  peinlichen  Process,  dem  Verfahren  bei  Strei- 
tigkeiten.  über  Grundstücke,  Gontumacialverfahren,  Streitigkeiten 
wegen  Zins,  in  Bausachen,  von  Aufgabe  des  Eigenthums,  Mess- 
händel, Kummer,  Schuldsachen,  Vollziehung  der  ürtheile.  Frank- 
furt besass  im  fünfzehnten  Jahrhundert  auch  mehrere  kleine 
.Schöffengerichtsordnungen 21)  u.  s.  w.^*). 

Wegen  der  besonderen  Bedeutung,  welche  der  sächsische 
Process  für  die  Entwicklung  des  gemeinen  Processes  gehabt  hat, 
fuhren  wir  femer  die  sächsischen  ProcessordnungeQ  an: 

1.  Die  Oberhofgerichtsordnung  Albrecht  des  Beherzten  för 
das  Oberhofgericht  zu  Leipzig  vom  Jahre  1488  ^^). 

2.  Die  Oberhofgerichtsordnung  von  1493,  welche  die  Her- 
zöge Friedrich,  Johann  und  Georg  ihrem  gemeinschaftlichen,  zu 
Altenburg  und  zu  Leipzig  abzuhaltenden  Oberhofgericht  gaben  2*). 

3.  Die  verbesserte  Oberhofgerichtsordnung  für  Leipzig  vom 
Jahre  1529  »*). 

4.  Die  Oberhofgerichtsordnung  Kurfürst  Johann's  vom  Jahre 
1529  für  das  in  demselben  Jahre  gegründete  Hofgericht  zu  Wit- 
tenberg ^ß);  eine  kurze,  wesentlich  die  Gerichtspersonen  betref- 
fende Ordnung. 

5.  Die  Oberhofgerichtsordnung  für  Leipzig  vom  Jahre  1548 


.  21)  Bei  Thomas  S.  255  —  287;  Tgl.  auch  Orth  Anmerkangen  über  die 
Frankfl  Bef.    4.  Fortsetz.  S.  14  f. 

22)  Ein  Ordo  judicii  provincialiB  Alsatiensis  des  15.  Jahrhunderts  vgL 
Mone  Anzeiger.  1838.  S.  463,  eine  handschriftliche  Hof-  und  Landsgerichts- 
ordnung für  Kempten  von  1481  fuhrt  an  Lassberg  Schwabensp.  zu  art.  93. 
Note  53. 

23)  Bei  K.  G.  Günther  das  Privilegium  de  non  appellando  des  Kur-  und 
Fürstl.  Hauses  Sachsen  1788.  S.  96—108  und  bei  Kretschmann  Geschichte 
des  Sachs.  Oberhofgerichts  zu  Leipzig.  1804.  S.  27—39. 

24)  Bei  Schöttgen  und  Kreysig  L  S.  18—39  und  nach  einer  anderen 
Handschrift  bei  Kretschmann  S.  45  —  61.  Wegen  einzelner  Uebereinstim- 
mungen  dieser  Ordnung  mit  der  Reichskammergerichtsordnung  will  Hellfeld 
Yersuch  einer  Geschichte  der  Gerichtsbarkeit  in  Sachsen  1781.  S.  128  flf.  sie 
zwischen  die  Jahre  1495 — 1500  setzen;  aber  dieselbe  TJebereinstimmung  findet 
im  Wesentlichen  auch  schon  zwischen  der  Ordnung  von  1488  und  der  .Reichs- 
kammergerichtsordnung Statt ;  und  um  dieses  zu  erklären,  mag  man  bedenken,  dass 
der  Reichskammergerichtsordnung  von  1495  mehrere  sehr  ähnliche  Entwürfe  vor- 
hergingen; vgl.  §.69.  N.  27  und  30.  In  das  Jahr  1493  setzt  diese  Ordnung  Za- 
chariae  in  Weisse's  Museum  für  Sachs.  Geschichte  L  2.  S.  27  u.  Andere. 

25)  Bei  Kretschmann  S.  75—94. 

26)  Cod.  Augusteus  L  p.  1333-1336.' 
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YOm  Eurförst  Moritz  ^^) ;  auf  Verlangen  der  Stände  wird  in  ihr 
die  alte  Oberhofgerichtsordnung  verbessert.  Auch  diese  Ordnung, 
ebenso  wie  die  früheren,  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  die  beim 
Process  vorkommenden  Personen  und  enthält  nur  wenig  über 
den  Gang  des  Processes. 

6.  Derselbe  Kurfürst  Moritz  erliess  für  Wittenberg  im 
Jahre  1550  eine  verbesserte  Oberhofgerichtsordnung  ^s). 

7.  Im  Jahre  1555  bestätigte  Kurfürst  August^®)  die  alte 
Hofgerichtsordnung  für  Leipzig,  wie  sie  von  seinem  seligen  Bru- 
der vermehrt  und  verbessert  ist,  und  versprach,  sie  nach  dem 
Antrage  der  Stände,  mit  Rath  der  Rechtsgelehrten  und  einiger 
Mitglieder  der  Landschaft  noch  vermehren  und  verbessern  zu 
wollen;  in  diesem  seinem  Ausschreiben  von  1555  lässt  er  noch 
einige  processualische  Artikel  folgen. 

8.  Abgesehen  von  einzelnen  kleineren  Gesetzen  wurden  auf 
Grund  der  Visitation  des  Leipziger  Oberhofgerichts  von  1576 
einige  Artikel  im  Jahre  1583  erlassen  ^*^)  und  im  Jahre  1588  be- 
stimmt, dass  das  Gericht  jedesmal  3  Wocheii  zusammen  bleiben 

solle  «0- 

9.  Die  Ordnung  für  den  Leipziger  Schöffenstuhl  vom  Jahre 
1574  «2). 

10.  Auf  Grund  eines  von  Hartmann  Pistoris  ausgearbei- 
teten Entwurfes  83)  wurde  eine  ausführliche  Appellationsgerichts- 
ordnung im  Jahre  1605  erlassen«*). 

11.  Für  die  niederen  Gerichte  wurde  erst  1622  gesorgt,  in 


27)  Säur  fasc.  II.  p.  43—49,  C.  August.  L  p.  1279—1290,  Kreta ch- 
mann  S.  102—125. 

28)  Saup  fasc.  IL  p.  50—55  und  0.  August.  I.  p.  1337—1346. 

29)  0.  Aug.  I.  p.  47. 

30)  0.  Aug.  I.  p.  1303-1310. 

31)  0.  Aug.  I.  p.  1313. 

32)  VgL  oben  S.  70. 

33)  H.  Pistoris  starb  1600;  über  die  Zeit,  in  welcher  er  den  Entwurf 
ausarbeitete,  vgl.  Schletter  Zur  Gescb. d. sächs.  Justizpflege u.  Gesetzgeb.  im  17. 
Jahrhundert  (Beiträge  zur  deutschen  insbesondere  sächs.  Bechtsgeschichte  1. 1843) 
S.  13  f. ;  er  schloss  sich  bei  demselben  zum  Theil  wörtlich  an  die  Braunschwei- 
gische Hofgerichtsordnung  des  Mynsinger  v.  Frundeck  (vgl.  S.  98.  N.  56)  und 
an  die  Nürnberger  Reformation  an;  vgl.  Haubold  legis  judiciariae  titriusque, 
qua  Sazonia  regia  utitur,  origines.  1809  (auch  in  s.  opusc.  acad.  II.  p.  299  seqq.). 
Es  bezieht  sich  diese  Schrift  auf  die  Ordnungen  von  1605,  1622  u.  1724. 

34)  0.  Aug.  I.  p.  1225—1242. 
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welchem  Jahre,  gleichfalls  mit  Benützung  des  Pistoris'schen  Ent- 
wurfes, publicirt  wurde:  Process  tmd  Gerichtsordntmg  Churf.  Jo- 
hann Georgens  L  isu  Sachsen,  darnach  man  sich  in  dero  Landen 
hey  Ober-  und  Untergerichten  gleichförmig  ^u  achten  ^^) ;  sie  behan- 
delt auch  das  Pfand-  und  Concursrecht.  Auf  dieser  Ordnung 
beruht  im  Wesentlichen  der  sächsische  Process,  auch  ist  dieselbe 
die  Grundlage  vieler  anderer  Processordnungen  geworden*^). 

12.  Die  erläuterte  und  verbesserte  Processordnung  von 
1724  8'),  welche  gleichfalls  die  Quelle  anderer  Processgesetzge- 
bungen  wurde  s®). 

Indem  wir  hier  die  Processgesetze  anderer  Länder  über- 
gehen, handeln  wir  nur  noch  von  den  Ordnungen  des  Rotw^ei- 
1er  Hofgerichts  und  des  Schwäbischen  Landgerichts. 

Das  Hofgericht  zu  Rotweil,  welches  mit  zahlreichen 
Privilegien  bedacht  ^ar«»),  besass  im  fünfzehnten  Jahrhundert 
eine  umfangreiche,  in  12  Theile  zerfallende  Gerichtsordnung*®), 


35)  0.  Aug.  I.  p.  1067 — 1122,  auch  in  Weiske^s  Quellen  des  gemeinen 
Sachs.  Rechts  1846.  S.  102—178,  vgl.  über  sie  Schletter  (N.  33).  Nach  der 
Einleitung  soll  dies  eine  allgemeine  Gerichtsordnung  sein  für  äüe  Gerichte  un- 
serer Lande ^  wie  sie  Nahmen  haben  mögen,  auch  für  die  Juristenfacultäten 
und  Schöffenstähle.  Der  Entwurf  habe  den  Hof-  und  Appellationsgerichten, 
^den  Facultäten  und  Schöffenstühlen  Yorgelegen  und  es  seien  ihre  Bedenken 
berücksichtigt  worden. 

36)  Vgl.  Heimbach  sächs.  Privatrecht.  §.  57.  N.  2,  4  ff. 

37)  C.  Aug.  I.  p.  2381—2510;  vgl.  über  sie  Hommel  Literatura  juris 
p.  166  seqq.,  Haubold  sächs.  Privatrecht  §.  22.  und  Schletter  (N.  33) 
S.  27  ff 

38)  Heimbach  §.  57.  N.  2  und  ,N.  11. 

39)  P.  M.  Wehner  Alte  und  erneuerte  Ordnung  und  Beformation  der 
Rom.  Kays.  Majestät,  Key  serlichen  Hofgerichts  zuRotweiJ.  Cum  notis  et  ob- 
servationibus.  Frankf.  1610.  fol.  —  Ausser  den  bei  Wehner  abgedruckten 
finden  sich  auch  viele  auf  das  Hofgericht  bezügliche  Urkunden  in  den  Beilagen 
zu  Senckenberg  von  der  kaiserl.  höchsten  Gerichtsbarkeit  1760.  4.,  und  in 
Schauberg' s  Zeitschrift  11.  S.  95  ff.  Ueber  das  Hofgericht  vgl.  Sencken- 
berg S.  33  ff.;  auch  Vitriarius  illust.  IV.  p.  688  seqq. 

40)  Angefahrt  wird  eine  Ausgabe  fol.  1523;  mir  sind  bekannt  folgende 
3  Ausgaben:  Rotweilisch  Hofgericht-Ordenung . unnd  sundere  Gesatz  des  Heil. 
Rom.  Reichs  Hoffgericht  zu  Rotweil,  Wie  weilant  Künig  Oonrat,  ein  Herzog 
zu  Schwaben  solichs  einer  statt  Rotweil  umb  jren  sonderen  verdienst  gnedig- 
lich  geben  und  zugestellt  hat.  Frankf.  a.  M.  fol.  (1535),  femer  Frankf.  a.  M. 
1564.  fol.  und  bei  Wehner  p.  199—330.  —  Senckenberg  visiones  p.  143 
erwähnt  auch  eine  Handschrift,  welche  eine  von  diesw  sehr  abweichende  Form 
enthält.  —  Ihr  geht  eine  geschichtliche  Einleitung  über  die  schwäbischen  Her- 
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welche  sich  auf  die  Gerichtsverfassung  und  das  Verfahren  bezieht, 
besonders  ausführlich  über  den  Achtprocess  handelt,  und  im  elf- 
ten Theile  auch  materielle  Rechtsgrundsätze  über  Vormundschaft, 
Morgengabe,  Erbverzicht,  letztwillige  Verfügungen  u.  s.  w.  zu- 
sammenstellt. Eine  Reformation  des  Verfahrens  am  Hofgericht 
zu  Rotweil  war  von  den  Kaisern  und  Reichstagen  öfter  in  Aus- 
sicht genommen  worden  *  *) ;  aber  erst  auf  Grund  des  Reichstags- 
beschlusses  zu  Speier  v.  J.  1570*'")  wurde  eine  neue  Ordnung 
ausgearbeitet  und  im  Jahre  1572  publicirt*^).  In  dem  ihr  vor- 
gesetzten Privileg  erklärt  Kaiser  Maximilian  II.,  sie  sei  auf  Grund 
von  Visitationen  erlassen,  die  Commissarien  hätten  die  aUe  Hof- 
gericUsordnung  fürgenommen,  dieselbe  mit  ünsers  Kaiserl.  Garn- 
mergerichts  Ordnung  conferieret,  darams  auff  Unsem  sondern  Befdch 
ein  Beformation  und  newe  Ordnung  gebogen;  der  Kaiser  habe  sie 
mit  seinen  Kammergerich tsräthen  übersehen,  mit  Zusätzen  ver- 
mehrt, verbessert  und  bestätigt.  Sie  zerfällt  wie  die  Kammer- 
gerichtsordnung in  drei  Theile:  der  erste  handelt  von  den  Ge- 
richtsformularen und  verweist  in  Betreff  mancher  Eidesformulare 
auf  die  Kammergerichtsordnung,  der  zweite  von  der  Competenz 
des  Gerichts,  den  Sitzungen,  Ladungen  und  Supplicationen,  der 
dritte  Theil  von  dem  gerichtlichen  Verfahren.  Am  Schluss  (in 
in.  tit.  21)  wird  bestimmt,  dass  das  Gericht  in  subsidium  ent- 
scheiden solle  nach  altem  Brauch  und  Herkommen  oder  aber  nach 


ÄÖge  biß  auf  König  Conrad  III.  voran;  auf  Grund  derselben  nahm  man  an, 
dass  sie  von  Conrad  III.  herrühre;  Senckenberg  visiones  p.  143  glaubt, 
dass  sie  um  das  Jahr  1380  entstanden  sei.  Ich  möchte  sie  wegen  ihrer 
grossen  Ausführlichkeit  erst  an  den  Schluss  des  15.  Jahrhunderts  setzen. 

41)  Auf  dem  Mainzer  Beichstagc  von  1517  verlangte  zunächst  der  Aus- 
schußs  ein  erkom  leidlich  Ordnung  oder  Maass  für  das  ßotweiler  Gericht, 
dann  der  Beichstag  selbst  (vgl.  Harpprecht  Staatsarchiv  III.  S.  358,  367); 
ebenso  die  Reichstage  von  Augsburg  1518  (Harpprecht  III.  S.  388),  und 
von  Worms  1521,  (Keichsabsch.  §.  17.  N.  Samml.  11.  S.  206).  Auf  dem  Reichs- 
tage zu  Regensburg  von  1532  (N.  Samml.  II.  S.  360)  wurde  beschlossen,  dass 
das  Gericht  eine  Ordnung  verfassen  und  den  Yisitatoren  des  Reichskammer- 
gerichts vorlegen  möge. 

41a)  Speierer  Reichsabschied  1570.  §.  71—73  (N.  Samml.  m.  S.  ?97j:  der 
Kaiser  verspricht  das  Hofgericht  visitiren  zu  lassen,  mit  verständigen  Ur- 
theilern  zu  besetzen  und  mit  einer  neuen  Ordnung  zu  versehen. 

42)  Mainz  1573  foL  Bei  Säur  fasc.  VI,  Wehner,  auch  in  Goldast's 
Reichs-Satzung  u.  s.  w.    Anderer  Theil.    Frankf.  a.  M.  1613.  foL  S.  296  flf. 
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gemeifim  geschriebenen   Bechten,   dess   K  Bdchs  Abschieden  und 
Ordnung. 

Das  freye  Kaiserliche  Landgericht  in  Ober-  und 
Nieder-Schwaben  erhielt  von  König  Ferdinand  im  Jahre  1562 
eine  Ordnung;  derselbe  erklärt  in  seinem  Privileg,  um  den  M&i- 
geln  des  Gerichts  mit  Aufrichtung  und  Beschreibung  einer  ordent- 
lichen Lands- Ordnung  abzuhelfen,  habe  er  dasselbe  durch  seine 
der  Landesfreiheiten  und  Gebräuche  kundigen  Räthe  visitiren 
und  reformiren,  und  eine  Landgerichtsordnung  entwerfen  lassen. 
Maximilian  Hess  dieselbe  von  Neuem  berathschlagen  und  verbes*- 
sem  und  publicirte  diese  verbesserte  Ordnung  im  Jahre  1618*'). 

§.  74.    Gesetze  fiber  einzelne  Gegenstlnde. 

L    Kirchenordnungen. 

Seit  der  Reformation  wurden  im  sechzehnten  und  sieben- 
zehnten Jahrhundert  für  die  evangelische  Kirche  ganzer  Länder 
oder  einzelner  Städte  Ordnungen  von  der  Obrigkeit  erlassen "), 
welche  sich  sowohl  auf  Lehre  und  Cultus,  als  auf  die  Verfassung 
und  das  kirchliche  Leben,  besonders  Eherecht,  Schulen,  Kirchen- 
güter u.  s.  w.  beziehen.  Gewöhnlich  zer&Den  sie  in  zwei  Theile, 
Credenda  und  Agenda,  welcher  letztere  nicht  blos  die  Liturgie^ 
sondern  auch  die  anderen  nicht  auf  die  Lehre  bezüglichen  Be- 
stimmungen enthält.     Sie  wurden  zum  Theil  noch  von  den  Re- 


43)  Gedruckt  Innsbr.  1618  fol.  und  bei  Lndolf  Collectio  statatomm 
p.  303—416.  —  Nach  I.  1.  richtet  das  Landgericht  vher  die  Tonau  hisz  an 
das  Land  Würteniberg,  und  hisz  an  den  Lech,  dem  Lech  nach  hinauf  gen 
BeiUi  an  die  Brücken^  darnach  hinüber  auf  Tanheim,  an  die  Grrauen  Pündt, 
zu  Anfang  des  Schweitzerlandes,  folgends  gen  Consiantz,  auch  herüber  auf 
Stockach,  und  von  dannen  so  weit  sich  der  Bezirk  des  Schwaben- Lands  er^ 
strecket.  —  Es  wird  (I.  5)  abgehalten  in  den  3  Reichsstädten  Rayenspurg, 
Wangen,  Yszni  und  in  dem  Flecken  Altdorff,  genannt  Weingarten. 

1)  Die  vollständigste  Sammlung  in  Aem.  L.  Richter  die  evangelischen 
Kirchenordnungen  des  16.  Jahrhunderts.  Weim.  1846.  2  Bände.  4.  —  Vgl.  im 
allg.  Eichhorn  lY.  S.  385.  N.  b,  Jacobson  in  Weiske's  Rechtslexikon 
Vin.  S.776f.  und  in  Herzog's  Real-Encyklopädie  für  protest.  Theologie  VII. 
8.  662—665.  —  Ueber  die  Theilnahme  der  Kirche  und  Stände  bei  dieser  Ge- 
setzgebung vgl.  Jacobson  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  XIX.  S.  25  f.  Ueber 
Pommersche  Kirchenordnungen  vgl.  Kosegarten  Universität  Greifswald  I. 
S.  187  f.,  207  f.,  Aber  Wärtembergische  Eheordnungen  und  Kirohenordnimgen 
vgL  Wächter  Würt.  Privatr.  I.  S.  102,  173,  175. 
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formatoren  selbst  ausgearbeitet^)  und  stimmen  wegen  der  Be^ 
Ziehungen  der  Bedactoren  unter  einander  und  wegen  der  Gleich« 
heit  der  Verhältnisse  vielfach  überein.  Es  lassen  sich  aus  ihnen 
einige  als  die  Typen  hervorheben:  „dahin  gehören  das  Sächsische 
Visitationsbuch  (1528),  die  Braunschweigische  Kirchenordnung 
von  1528,  welche  das  Muster  für  andere  Ordnungen  norddeut- 
scher  Städte  wurde,  die  Brandenburg- Ansbach-Nümbergische  Kir- 
chenordnung'von  1533,  die  Mecklenburgische  Kirchenordnung  von 
1552,  welche,  an  die  Reformationsformel  von  1545  angelehnt,  weite 
Verbreitung  und  Nachahmung  fand,  und  die  Würtembergische 
Kirchenordnung  von  1559,  welche  in  Braunschweig -Wolfenbüttel 
(1569)  und  Sachsen  (1580)  wieder  erscheint**  •). 

n.    Lehnrechte. 

Grundsätze  über  Lehnrecht  finden  sich  in  vielen  Landespri- 
vilegien und  ausfuhrlichen  Gesetzbüchern.  Daneben  wurden  aber 
auch  für  die  einzelnen  Territorien  besondere  Lehnsgesetze,  -Man- 
date, -Edicte  ausgearbeitet,  in  denen  man  besonders  die  Gewohn- 
heitsrechte aufzeichnete,  im  Gegensatz  gegen  das  gemeine  Lehn- 
recht genauer  bestimmte,  oder  neue  Grundsätze  aufstellte*). 

jQL    Seerechte. 

Von  den  deutschen  Hansestädten  besassen  Lübeck  und  Ham- 
burg schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  Seerechte.  Das  Hambur- 
ger Seerecht  wurde  bei  der  Revision  der  Statuten  im  Jahre  1497 


2)  So  arbeitete  Bugenhagen  die  Eirohenordnungen  ans  für  Hamburg, 
Lübeck,  HUdesheim,  Braunschweig,  Pommern,  Schleswig,  Holstein  n.  s.  w. 

3)  So  Bichter  Kirchenrecht.    5.  Aufl.  1858.  §.  80. 

4)  Eine  grosse  Zahl  lehnrechtlicher  Quellen  ist  zusammengedruckt  in  Lü- 
•nig's  Corpus  juris  feudalis  öermanici.  Frankf.  a.  M.  1727.  3  Thle.  fol.;  Ein- 
zelnes fuhrt  an  Eichhorn  deutsches  FriTatrecht.  §.  17.  N.  c  und  e;  viele 
Naohweisungen  für  Preussen  in  v.  Kamptz  Preuss.  Provinzialrechte.' 

Ich  bebe  hier  noch  das  Osnabrnckische  Lehnrecht  yon  1561  hervor  (in 
Duve's  Zeitschr.  f.  Gesetzgebung  u.  s.  w.  Hannovers.  I.  3.  1823.  S.  9—23). 
Fürst  Johann,  Postulirter  des  Stifts,  habe  einen  Lehnstag  im  J.  1556  aus- 
sehreiben lassen;  derselbe  sei  aber  erst  1561  binnen  der  Stadt  Osnabrück  mi/' 
dem  grossen  Freithove  abgehalten  worden.  Nachdem  die  Formalitäten  und 
Handlungen  desselben  beschrieben  sind,  folgen  in  Form  von  Fragen  des  Lehn- 
richters an  einzelne  Mannen  und  deren  Antworten  die  Bechtssätze  des  Stifts 
(13  Artikel  S.  13—19).  Den  Beschluss  machen  Fragen  der  Mannschaft  an  den 
Lehnrichter  (6  Artikel,  S.  19,  20)  und  einige  Protestationen  des  Lehnsherrn 
(S.  20-22). 
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überarbeitet  und  mit  weiteren  Sätzen  yermehrt^),  ebenso  das 
Lübische  Seerecht  bei  der  Revision  des  Lübischen  Stadtrechts, 
in  welchem  es  das  sechste  Buch  bildet^. 

Auf  den  Hansetagen,  zu  welchen  sich  die  Vertreter  der  ver- 
schiedenen Hansestädte  versammelten,  wurden  viele  Bestimmungen 
über  das  Seerecht,  wesentlich  polizeilichen  Inhalts,  getrofifen, 
welche  in  die  Recesse  der  Hansa  aufgenommen  wurden. 

Diese  Statuten  und  die  Gewohnheitsrechte  der  Hansa  wur- 
den zuerst  1591  gesammelt,  und  darauf  nach  neuer  Revision  im 
Jahre  1614  äu  Lübeck  gedruckt^). 

Eine  sehr  weite  Geltung  in  den  Städten  der  Hansa  hatte 
auch  das  sogenannte  Wisbysche  Seerecht,  welches  im  Norden, 
wahrscheinlich  aber  nicht  zu  Wisby  auf  der  Insel  Gothland,  im 
fünfzehnten  Jahrhundert  von  einem  Privatmann  in  plattdeutscher 
Sprache  aus  dem  Lübischen  Recht  und  verschiedenen  niederlän- 
dischen Seerechten  zusammengestellt  wurde  ®).  Nach  diesem  Wis- 
byschen  Seerechte  wurde  insbesondere  auch  in  Danzig  geurtheilt, 
wo  der  Stadtrath  die  oberste  richterliche  Behörde  für  alle  Pro- 
cesse  in  Schiffsangelegenheiten  war®»). 

Als  in  Preussen  im  Jahre  1721  das  Landrecht  umgearbeitet 
wurde,  liess  man  aus  demselben  die  seerechtlichen  Bestimmungen 
fort  und  arbeitete  ein  umfassendes  Seerecht  aus,  welches  im  Jahre 
1727  publicirt  wurde®). 

IV.    Wechselordnungen. 

Die  für  das  Wechselrecht  gültigen  Rechtssätze,  welche  man 


5)  Vgl.  Band  l  S.  508,  511.  6)  Vgl.  unten  §.  76. 

7)  Literatur  darüber  in  Kraut's  Grundriss  (4.  Ausg.)  S.  533.  —  Ueber 
die  Drucke  Biccins  Zuverläss.  Entwurf  yon  Stadtgesetzen  S.  91  f.;  auch  ge- 
druckt im  Anhange  zu  Mevius  Commentar  zum  Lüb.  Stadtrecht. 

8)  Zuerst  1505  zu  Kopenhagen  herausgegeben,  zuletzt  und  nach  yielen 
Handschriften  von  *Schlyter,  Lund.  1853,  in  dem  Corp.  jur.  Sveogothici 
antiqui  ed.  Oollin  et  Schlüter.  4.  T.VIII.  Ueber  diese  Ausgabe  Goldschmidt 
in  der  (Heidelb.)  krit.  Zeitsohr.  III.  S.  28  ff. —  Ueber  seine  Verbreitung  vgl. 
V.  Kamptz  Prövinzialr.  1.  S.  200  (ungenau),  Sohweickart  in  v.  Kamptz 
Jahrbüchern  XXVI.  S.  352  f.  —  Ueber  Preussische  Handschriften  vgl.  Was- 
serschieben Princip'der  Successionsordnung  S.  163 und  Steffenhagen  Ca- 
talogns  Nr.  166  und  172. 

8a)  Th. Hir  seh  Danzigs Handels- u.öewerbsgeschichte.  1858.  S.  57 f.,  75—80. 

9)  Es  wurde  verfasst  von  Bone,  dem  Buchhalter  und  Secretair  bei  der 
Admiralitätskanuner  zu  Königsberg,  und  dem  SchifiEsoapitain  Lorenz  Ohri- 
ßtianszen;  vgl.  Schweickart  a.  a.  0.  undMittermaier  Privatr.  §.  26.N.67. 
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in  Italien  seit  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  in  Ord- 
nungen zusammenfasste,  sind  in  Deutschland  erst  seit  dem  Beginn 
des  siebenzehnten  Jahrhunderts  codificirt  worden.  Es  erhielt  nun 
nicht  blos  jedes  Land,  sondern  auch  fast  jeder  Handelsplatz 
seine  besondere  Wechselordnung '®).  Die  älteste  deutsche  Wech- 
selordnung ist  in  den  Hamburger  Statuten  von  1603 — 1605  ent- 
halten, welche  sich  an  die  Antwerpener  Bestimmungen  von  1578 
anlehnen  ^^). 

V.  Bergrechte. 

Unter  den  Bergrechten  sind  ihres  hohen  Alters  wegen  her- 
vorzuheben: Yom  Jahre  1488  Herzog  Georg's  von  Baiem  Berg- 
werksfreiheit in  Ratenberg,  Kizpichl  und  Eufstein  i^)  und  das 
Freiberger  Bergrecht.  In  Freiberg,  wo  man  die  Iglauer  Berg- 
rechte anwandte  und  auch  Abschriften  derselben  besass,  bestan- 
den und  entwickelten  sich  auch  eigene  Gewohnheiten,  welche  im 
Jahre  1529  codificirt  wurden  ^®). 

VI.  Bäuerliche  Rechtsquellen. 

A.  So  wie  man  in  vielen  Städten  zu  keinen  umfassenden, 
neuen  Rechtsquellen  gelangte,  sondern  die  althergebrachten  Sätze 
der  Bauersprachen  oder  Statuten  durch  Vorlesen  dem  Gedächt- 
niss  der  Bürger  einschärfte,  so  haben  sich  auch  in  den  Dörfern 


10)  Ueber  die  Geschiclite  der  älteren  deutschen  Wechselordnungen  vgl. 
M.  Neumann  Geschichte  des  Wechsels  im  Hansagebiete  1863.  8.  S.  177  ff. 
Nachweisungen  über  die  einzelnen  Wechselordnungen  liefert  (Thöl)  Quellen 
und  Zeugnisse  des  Wechselrechts.  Leipz.  1847  und  Thöl  Wechselrecht.  Gott. 
1847.  S.  10  ff. 

11)  Vgl.  Gengier  deutsches  Privatrecht.  I.  S.  557  f.,  Biener  Wechsel- 
rechtliche Abhandlungen  1859.  S.  297.  y.  Kaltenborn  de  cambiis  statuta 
Hamburgensia  edidit  breyemque  eorum  de  natura  atque  origine  deque  juris 
cambiahs  libris  et  legibus  ante  a.  1605  editis  dissertationem  praemisit.  Begiom. 
1862.  8.,  Neumann  S.  182  ff.  Ueber  die  Würtembergische  Wechselordnung 
von  1759  vgl.  Wächter  I.  S.  512-515. 

12)  Krenner  Baier.  Landtagshandlungen.  Xu.  S.  256—263. 

13)  Vgl.  Klotz  seh  über  die  Geschichte  des  Freyberger  Bergrechts ,  in 
Schott' s  Sammlung  III.  S.  19  ff.  —  Ueber  sächsische  Bergrechtcrquellen  vgl. 
Haubold  sächs.  Privatr.  §.  238—241. —  Die  Nassau-Catzenelenbogische  Berg- 
ordnung von  1559  und  1592  bei  v.  d.  Nahm  er  Rhein.  Particularrecht.  I. 
S.  323  ff.;  die  Churpfalzische  Bergordnung  von  1781,  ebendas.  11.  S. 781— 827. 
Eine  Lobensteinsche  Bergordnung  von  1530  in  Longolischen  Vorraths  2. 
Fach  1766.  S.  58  ff.. —  Allgemeine  QueüennacWeise  bei  Mittermai  er  §.  242. 
N.  5  und  N.  11  und  Weiske  in  seinem  Bechtslexikon  I.  S.  938  t 
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und  in  einzelnen  Landgemeinden,   besonders  des  südlichen  und 
westlichen  Deutschlands  die  alten  Weisthümer  erhalten.    Sie 
wurden  an  den  hergebrachten  Tagen,  einmal  oder  mehrmals  in 
jedem  Jahre ,  oder  auch  nach  längeren  Zwischenräumen  verlesen, 
oder  es  wurden  die  wichtigsten  Rechtssätze   durch  Fragen  der 
Obrigkeit  und  Antworten  der  Schöffen  oder  Gemeindeglieder  im 
Bewusstsein  des  Volks  wach  erhalten.     Ebenso  wie  Sitten  und 
Auffassungen  der  Bauern  Jahrhunderte  lang  sich  unverändert  er- 
hielten, so  sprach  sich  auch  in  ihren  Weisthümern  das  bäuer- 
liche ßechtsbewusstsein  in  stereotyper  Form  aus,  und  die  Ver- 
gleichung  eines  späteren  Weisthums  mit  einer  Bechtsaufzeichnung 
desselben  Dorfs  aus  sehr  viel  früherer  Zeit  zeigt  oft  in  wesent- 
lichen und  unwesentlichen  Beziehungen  eine  sehr  grosse  üeber- 
einsthnmung.  Die  späteren  Weisthümer  beruhen  grossentheils  auf 
alten  üeberlieferungen ;  nur  hie  und  da,  wenn  die  Verhältnisse 
sich  geändert  hatten,  wurden  sie  im  Laufe  der  Zeit  modificirt  ^*), 
durch  neue  Sätze  vermehrt  **),  oder  bearbeitet.    Wenn  sich  auch  in 
einzelnen  Weisthümern  des  sechzehnten  und  der  folgenden  Jahr- 
hunderte ^®)  darum,  weil  sie  von  Gelehrten  oder  Notaren  nieder- 
geschrieben wurden,  dem  fremden  Recht  entlehnte  Ausdrücke  oder 
Anschauungen  hie  und  da  finden,  so  hat  doch  die  fremde  Doctrin 
nur  selten  einen  tiefer  gehenden  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der 
Rechtssätze  ausgeübt.    Die  bäuerlichen  Weisthümer  des  sechzehn- 
ten  bis  achtzehnten  Jahrhunderts   haben   im  Ganzen   denselben 
Charakter,  wie  die  der  früheren  Zeit,  und  wir  können  daher  in 
Betreff  ihrer  auf  die  vorige  Periode  verweisen  ''). 


14)  In  Einbrach  im  Zürichschen  nimmt  man  mit  Bäcksicht  auf  die  Yer- 
findenmg  der  Zeiten  im  J.  1518  eine  neue  Aufeeichnung  vor  (Grimm  Weis- 
thümer I.  S.  111):  es  sei  die  Gemeinde  mit  besonderen  Rechten  und  Frei- 
heiten begabt,  die  bisher  im  Mai  und  Herbst  geöffnet  seien;  und  aber  nit  äü 
artickel  nctch  dem  huchstahen  gehaUten  sind  uss  der  ursach,  das  sich  die  sfit 
und  alle  ding  darinn  verennderent;  ouch  die  gegenwürtig  sich  mit  der  ver- 
ruchten nit  verglichen  mag;  daher  habe  das  Capitel  mit  den  Gbtteshansleuten 
sich  vereinigt,  in  der  allten  offnung  ettlich  artikel,  so  wider  das  gemein  recht, 
gütt  siten  u.  teigigen  bruchen  warent,  geändert,  unnd  dise  so  hernach  volgent 
....  eu  hdlUen  angenommen. 

15)  In  der  Oefhung  von  Dachsen  im  Zürichschen  vom  J.  1534  (Grimm 
L  S.  108  ff.)  wird  berichtet,  dass  etliche  Sätze  erst  neuerdings  zugefügt  seien. 

16)  Vgl.  z.  B.  Grimm  Weisth.  IV.  S.  15. 

17)  VgL  Band  I.  §.  56.  —  Da  von  ihrem  Alter  Charakter  und  Inhalt  dieser 
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Während  in  einzelnen  Ländern  die  Landesherren  auch  in  den 
bäuerlichen  Verhältnissen  das  Gesetzgebungsrecht,  zuerst  mit  Zu- 
ziehung der  Gemeinden,  dann  aber  auch  ohne  dieselbe  ausübten  >^), 
blieben  in  anderen  Ländern  die  Gemeinden  auch  noch  in  späteren 
Jahrhunderten  im  Besitz  des  Rechts  der  Autonomie  und  stellten 
unter  Zuziehung  der  Gutsherren  oder  Landesherren  sich  ihre  eige- 
nen ^formen  für  das*  Priyatrecht  auf  ^^).  Auch  noch  aus  dem 
achtzehnten  Jahrhundert  besitzen  wir  Weisthümer  in  nicht  kleiner 
Zahl  20). 

Einzelne  Landesherren  liessen  das  bäuerliche  Recht  verzeich- 
nen im  Zusammenhange  mit  ihren  Arbeiten  für  eine  umfassendere 
Legislation;  man  verlangte  Auskunft  über  das  in  den  einzelnen 
Gemeinden  geltende  Recht,  besonders  über  die  Besitzrechte  an 
den  Bauergütem  und  über  das  Erbrecht,  um  auf  Grund  dieses 


Qaellen  nicht  abhängig  sind,  so  durften  wir  aach  schon  im  1.  Bande  auf  man- 
che Weisthümer  der  späteren  Zeit  Bücksicht  nehmen. 

18)  Vgl.  Maurer  Geschichte  der  Markenverfassung  S.  414— 419.  —  Thu- 
dichum  die  Gau-  und  Markverfassung  S.  150  f. 

19)  Wächter  I.  S.  89. 

20)  Z.  B.  W.  von  Dingen  in  der  Saargegend  a.  1700  (Grimm  Weisth. 
n.  S.  54),  W.  von  Waldesch  an  d.  Mosel  a.  1722  (Grimm  ü.  S.  504  £), 
Holtingira  Harenberg  bei  Hannover  a.  1720  (Grimm  III.  S.  283  ff.),  Zehnt- 
weisthnm  zu  Hayna  im  Hennebergischen  (Grimm  III.  581  ff.),  Weis- 
thum  zu  Bohrungen,  bestätigt  1782  (Grimm  IH.  S.  895  f.)  u.  s.  w.  —  lieber 
das  Becht  der  7  freien  Hagen  (bei  Grimm  III.  S.  306  ff.)  sagt  Grimm  IH. 
S.  306  in  der  Anmerkung:  „in  der  Grafschaft  Schaumburg,  bei  Stadthagen, 
hegen  7  Dörfer,  namentlich  Wendhagen,  Pollhagen,  Oberlüdersfeld  u.  s.  w., 
die  noch  bis  heute  ihr  hergebrachtes  Becht  auf  öffentlichen  Bauertagen  unter 
freiem  Himmel  verkündigen.  Man  bewahrt  in  jeder  Gemeinde  schriftliche, 
nicht  über  das  18.  Jahrhundert  zurückreichende  Aufeeichnungen  desselben, 
welche  grösstentheils  zusammenstimmen,  und  sich  nur  durch  längere  oder 
kürzere  Prologe  und  die  Abwesenheit  einiger- Fragen  und  Antworten  unter- 
scheiden;" ein  Weisthum  zu  Wendthagen  vom  J.  1731  bei  Spangenberg 
Beiträge  S.  199  ff.  —  Verschieden  davon  ist  das  Becht  der  7  freien  Hagen 
ans  dem  J.  1541  und  den  folgenden,  bei  Wigand  Archiv  for  Gesch.  West- 
phalens  V.  S.  386—390.  —  Hofsprache  zu  Letzinghausen  vom  J.  1710  be- 
stehend aus  einzelnen  kurzen  Sätzen  über  Herrschaft,  Besitzrecht,  Holzimgs- 
recht bei  Wigand  Provinzialreehte  von  Minden.  11.  S.  326  f.  —  Haingerichta- 
ordnnngen  für  den  Bheingan  aus  dem  18.  Jahrhundert  bei  B  od  mann  Bhein- 
ganische  Alterthumer  S.  456.  —  Schlesischc  Dreidingsartikel  der  Gemeinde 
DomslaUf  herausgegeben  von  Meitzen,  im  Cod.  dipl.  Siles.  IV.  p.  126  ff.,  die 
Dorfertikel  für  Krampitz  aus  dem  J.  1744  a.  a.  0.  p.  239  ff. 
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Materials  allgemeine  Bestimmungen  zu  erlassen^').  An  einzelnen 
Orten  redigirte  man  erst  in  späterer  Zeit  das  Gewohnheitsrecht, 
um  die  Verhältnisse  zu  fiiiren  und  die  Berechtigungen  sowohl  der 
Herrschaft,  als  auch  der  Gemeinden  über  allen  Zweifel  zu  er- 
heben 22). 

B.  Bei  der  grossen  Masse  des  Stoffs  begnügen  wir  uns  da- 
mit, einige  Beispiele  von  Aufzeichnungen  des  Gewohnheitsrechts 
anzuführen. 

1.  Das  Witzenmühlenrecht^*) ,  das  Recht  des  alten 
Landgerichts,  welches  in  der  Mühle  des  Dorfes  Wietze  in  der 
Vogtei  Winsen  an  der  Aller,  seit  1570  zu  Winsen  selbst  abgehalten 
wurde**).  Es  ist  im  Jahre  1570  in  niederdeutschem  Dialekt  auf- 
gezeichnet und  enthält  in  Fragen  und  Antworten  Sätze  über  das 
Hagestolzenrecht,  Abmeierung,  Erblosung,  Zehnten,  Bienenzucht, 


21)  YgL  auch  S.  208.  N.  5.  —  Dieser  Yeranlassnng  verdanken  wir  auch 
die  Würtembergischen  Dorfrechte ,  welche  in  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
angezeichnet  wurden;  vgl.  Wächter  I.  S.  193  ff.,  über  einzelne  derselben 
S.  786  ff.  —  Nachdem  viele  Auszüge  aus  ihnen  schon  in  F.  C.  J.  Fisch  er s 
Versuch  über  die  Geschichte  der  teutschen  Erbfolge  11.  1778.  S.  131  ff.  ge- 
druckt waren,  sind  sie  herausgegeben  von  Beyscher  Sammlung  altwürttem- 
bergischer  Statutarrechte.  1834.  —  Dieselbe  Veranlassung  scheint  auch  für  die 
Au&eichnungen  im  Jülichschen  zu  gelten,  über  die  Gerichtsverhaltnisse  und 
andere  Fragen:  üffzeichnüs  der  Hoffegerichter  und  Laetbenck,  auch  anderer 
gerechtigkeit ,  so  in  und  auslendige  geistliche  und  Bittersohaffb  im  Fnrsten- 
thumb  Jülich  haben,  was  gestalten  ein  jeder  darin  berechtiget  a.  1&54  und 
15ÖÖ,  in  Lacomblet's  Archiv  UL  S.  309-374. 

22)  Z.  B.  Oefnung  von  Rorbas  a.  1605  (Grimm  HI.  S.  88):  Äh  btsshar 
ein  gmeind  Borbis  am  Frygenstein  kein  offnung  oder  verschrybung  trer  rech- 
tungen  gehept,  sinnd  uff  ir  begeren  uss  bewtüigung  unser err  gnedigen  herren 
....  ir  der  gmeind  Borbiss  ....  rechtungen,  brück  unnd  herkhommen  .... 
dwrch  den  atattschryber  von  Zu/rich  inn  geschrifft  verfasset  u,  zesamen  inn 
dies  büMi  u,  offnung  gezogen  worden;  es  wird  nun  das  Recht  aufgezeichnet 
über  Grenzen,  Gerichtsbann,  Weinverkauf,  Gemeindebeamten,  Wege  und  Stege 
u.  s.  w.  und  besonders  auch  über  das  Gerichtswesen. 

23)  In  hochdeutscher  und  niederdeutscher  Abfassung  bei  Masoov  notitia 
juris  brunsv.  luneb.  Anhang,  p.  1 — 21,  resp.  22—46,  in  der  niederdeutschen 
Abfassung  auch  bei  Grimm  m.  S.  231—235.  üeber  dasselbe  vgl.  Grefe 
Hannöv.  Privatr.  I.  S.  61  und  Spangenberg  in  v.  Duve's  Zeitschr.  för 
Gesetzgebung  Hannovers.  I.  1823.  S.  57—65. 

24)  §.  3:  Weü  das  gerichte  thor  Witzenmühlen  vor  das  högeste  gerichte 
geholden  wert,  u.  wat  dar  tho  rechte  erkandt,  ob  es  ock  in  anderen  vogedeyen 
aXles  schall  geholden  werden?  darup^erkandt:  Wo  idt  tho  rechte  gefunden  undt 
erkandt  wardt,  aJs  schall  idt  ock  blieven  im  ambte  ZeHe* 
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Abfindung  der  Miterben.    Im  Jahre   1584  wurde  es  in  die  hoch- 
deutsche Sprache  umgeschrieben. 

2.  Das  Landrecht  der  Grafschaft  Rietberg,  zwischen  Pa- 
derborn, Münster  und  Lippe  an  der  Ems^^).  Jährlich  wurden 
hier  die  Gewohnheitsrechte  den  Vorstehern  der  ländlichen  Ge- 
meinden in  Versammlungen  vorgehalten,  welche  man  Landrecht 
nannte.  Wir  besitzen  Aufzeichnungen  über  dies  Recht  vom  Jahre 
1659  und  1697««). 

3.  Der  Rheingauische  Landbrauch;  im  Rheingau,  wo 
schon  am  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  ein  Landrecht  ent- 
standen war  3^),  wurde  der  Landbrauch  in  der  Mitte  des  sieben- 
zehnten Jahrhunderts  von  dem  rheingauischen  Gewaltsboten  Ni- 
clas  Itzstein  verzeichnet  und  im  Jahre  1643  bestätigt.  Aber 
schon  im  Jahre  1719  begann  die  kurmainzische  Regierung  an 
seiner  Gültigkeit  zu  zweifeln  und  setzte  ihn  im  Jahre  1755  durch 
das  Mainzer  Landrecht  ausser  Kraft  2®). 

4.  Das  sogenannte  Theelrecht.  Im  Jahre  1585  wurden 
die  uralten  Bestimmungen  des  Theellandes  in  Ostfriesland  ver- 
zeichnet 2«>). 

5.  Der.  Breidenbacher  Landbrauch*®)  ist  eine  im 
Jahre  1729  angefertigte  und  dann  vermehrte  Sammlung  von  pri- 
vatrechtlichen Gewohnheiten,  welche  in  einer  Reihe  von  Ort- 
schaften des  Grossherzogthums  Hessen  galten;  sie  sind  aus  Ge- 
richtsprotokollen aus  den  Jahren  1596—1759  extrahirt. 

6.  Das  Landrecht  von  Delbrück.  Nach  dem  Jahre 
1724  wurden  in  dem  kleinen  Ländchen  Delbrück  zwischen  Lippe 


25)  Vgl.  V.  Kampta  Provinzialrechte  U.  S.  629  «.  und  Jahrb.  XXIX. 
S.  183-192. 

26)  Die  Form  der  Vorhaltung  von  1697  in  v.  Kamptz  Jahrb.  a.  a.  0, 
S.  184—191  und  daraus  bei  Grimm  Weisthümer  III.  S.  103—107;  auch  bei 
Wigand  Archiv  V.  1832.  S.  132— 142,  wo  der  Text  nach  anderen  Abschriften 
berichtigt  und  zugleich  Varianten  aus  einer  älteren  Aufzeichnung  des  Land- 
rechts  vom  J.  1659  benützt  worden;  daselbst  S.  142—154  auch  ein  protokol- 
larischer Bericht  aus  unge&hr  derselben  Zeit  über  einzelne  das  Landrecht  be- 
trefPende  Fragen. 

27)  Vgl.  L  S.  555. 

28)  Vgl.  Bodmann  Bheingauische  Alterthümer  L  1819.  S.  504  ff. 

29)  VgL  darüber  Wiarda  Asegabuch  S.  LI  £  und  Spangenberg  in  v. 
Duve's  Hannöv.  Zeitschrift  L  1.  S.  97—99. 

30)  V.  d.  Nahmer  Rhein.  Particularrecht  11.  S.  885-921. 
Peatsche  Rechtsgesohichte  I.    2.       ^  18 
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und  Ems,  welches  zum  Bisthum  Paderborn  gehörte,  von  einem 
Privatmanne  die  geltenden  Gewohnheitsrechte  verzeichnet.  Das 
Landrecht  bezieht  sich  auf  die  ländlichen  Verhältnisse,  besonders 
Erbrecht,  Weinkauf,  Sterbefall,  Brautschatz,  Leibzucht  u.  s.  w-**), 

7.  Einen  anderen  Charakter  als  die  eben  angeführten  Quel- 
len hat  die,  wie  es  scheint,  wenig  beachtete:  Beformation  unn- 
sers  Gonvents  u.  Closters  GericM  u,  arm  Leut  berürend,  eine  Ord- 
nung des  Klosters  St.  Egidien  in  Nürnberg  vom  Jahre 
1478*?);  sie.  wurde,  ohne  dass  einer  Mitwirkung  der  Bauern  er- 
wähnt würde,  von  dem  Kloster  erlassen  nach  mancher  vorbetrach- 
ttmg  0€iäichs  Bats  unnsers  Capütels.  Diese  Quelle  umfasst  die 
verschiedenen  Gebiete  deutschen  Rechts,  besonders  das  Gerichts- 
verfahren, für  welches  Schriftlichkeit  angeordnet  wird,  und  ent- 
hält auch  strafrechtliche  Bestimmungen  alterthümlichen  Inhalts  ®^). 

C.  Allmählich  wurde  die  Autonomie  der  bäuerlichen  Ge- 
meinden unterdrückt  und  trat,  an  dem  einen  Ort  früher,  an  dem 
anderen  später,  die  landesherrliche  Gesetzgebung,  bei  welcher  die 
Bauern  nicht  zugezogen  wurden,  an  ihre  Stelle;  dieselbe  traf  ihre 


31)  üeber  die  Geschichte  der  Verfassung  nnd  das  Recht  des  Landes  Del- 
brück vgl.  Wigand  Prov.-ßechte  von  Paderborn  und  Corvey.  IL  S.  395  und 
in  seinem  Archiv  für  Gesch.  Westphalens.  IV.  1831.  S.  430  flf.  —  üeber  die 
Grenzen  des  Bezirks  Wigand  Prov.-ßechte.  IE.  S.  396,  einzelne  Delbrücker 
Rechtsquellon.  III.  S.  68  flf. 

Der  Titel  des  Landrechts  lautet:  Kurz  gefasster  Entwurf  des  delbrück- 
schen  Landrechts  oder  deren  im  Lande  D.  vigirende  Statuten ,  besondere  Pri- 
vilegien, löbliche  Gebräuche  und  wohlhergebrachte  Gewohnheiten,  zusanunen- 
getragen  und  theils  aus  deren  gemeinen  Rechten,  theils  mit  vernünftigen  Ur- 
sachen, theils  durch  die  in  dasigor  Landesrepositur  vorhandenen  LandesherrL 
bestätigten  Urkunden  bewährt,  von  J.  W.  S.  J.  ü.  S.  ehemaligem  delbrücki- 
schen Landschreiber  ....  nach  Absterben  des  Verf.  herausgegeben.  Delbrück. 
1.  Dec.  1757.  —  Ein  Auszug  aus  dem  Landrecht  in  v.  Kamptz  Jahrb.  XXIK. 
S.  68—84,  und  daraus  ein  Auszug  bei  Grimm  Weisthümer  ÜI.  S.  101 — 103; 
vollständig  gedruckt  bei  Wigand  Archiv  V.  S.  221—261.  —  üeber  dies 
Landrecht  vgl.  v.  Kamptz  a.  a.  0.  S.  62 — 68;  vgl.  auch  die  Naohweisungen 
bei  V.  Kamptz  Provinzialrechte.  11.  S.  539,  540^ 

32)  Im  histor.  diplom.  Magazin  für  das  Vaterland  und  angrenzende  Gegen- 
den, n.  1782.  S.  291—317. 

33)  Am  Schluss  derselben  (S.  314-  -317)  steht  ein  Bathschlag  der  Boctor, 
wer  zu  eeugschafft  zugelassen  8oU  werden,  welcher  auf  die  geschriebenen  Beditc 
Bezug  nimmt.  Uebrigens  scheint  derselbe  gar  nicht  zu  dieser  Quelle  eu  ge- 
hören, sondern  sich  auf  die  Stadt  Nürnberg  zu  beziehen.    In  der  Nürnberger 

'  Beformation  ist  er  freilich  unberücksichtigt  geblieben. 
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Bestimmungen  nicht  blos  für  einzelne  Gemeinden,  Dörfer  oder 
kleinere  Landstriche,  sondern  erliess,  besonders  in  den  westlichen 
Gegenden  Deutschlands  •*),  Ordnungen  über  die  persönlichen  und 
dinglichen  Bechtsverhältnisse  der  Bauern  des  ganzen  Territo- 
riums.    Dahin  gehören: 

1.  Die  Ravensbergische  Eigenthumsordnung  yom  Jahre 
1669»*); 

2.  Die  Minden- Ravensbergische  Eigenthumsordnung 
vom  Jahre  1741««); 

3.  Die   Dorfordnung  für   Minden,  Ravensberg,   Teck- 
lenburg  und  Lingen  vom  Jahre  1755«'); 

4.  Die    Eigenthumsordnung    für    Recklinghausen    vom 
Jahre  1781  «s); 

5.  Die  Osnabrückische   Eigenthumsordnung  vom  Jahre 
1722  8»); 

6.  Die  Paderborner  Meyerordnung  vom  Jahre   1765*<>); 

7.  Die   Münsterische   Eigenthumsordnung  vom  Jahre 
1770  *>); 


34)  Vgl.  aber  auch  den  Entwurf  einer  altmärkischen  Bauerrechtsordnung 
Ton  J.  1531,  auf  dem  Landtage  zu  Gardelegen  von  den  Ständen  proponirt,  in 
T.  Kamptz  Jahrbüchern  XLV.  S.  92  ff. 

35)  Bei  Ludolf  observationes  forenses  U.  obs.  150.  p.  168—188  undl)ei 
W  ig  and  Proyinzialreoht  des  Fürstenthums  Minden.  U.  S.  302  ff.;  ygL  über 
sie  Wigand  S.  162  ff. 

36)  Bei  Schlüter  Provinzialrecht  der  Provinz  Westphalen.  11.  S.  121— 
143  und  bei- Wigand  a.  a.  O.  IL  S.  332  ff.;  über  sie  Wigand  S:  180  ff. 

37)  Bei  Schlüter  H.  S.  158-187  und  Wigand  ü.  S.  363  ff. 

38)  Bei  Schlüter  m.  S.  224-246. 

39)  Bei  Ludolf  1.  1.  U.  obs.  151.  p.  193—228  und  Wigand  Provinzialr. 
von  Paderborn  und  Oorvey  HI.  S.  144  ff.  —  Ueber  sie  theilt  Mas  cot  notitia 
jur.  Brunsy.-Luneb.  p.  362  ff.,  p.  388  Folgendes  mit:  Itelius  Justus  de  Vin- 
eken,  Erbherr  in  Ostenwalde  sammelte  die  bäuerlichen  Grundsätze  und  ver- 
fasste  einen  JEntwurf,  welchen  er  mit  lateinischen  Anmerkungen  1721  unter 
dem  Titel  drucken  liess:  Unmassgebliche  Gedanken  über  das  Osnabrückiflche 
Eigenthumsrecht.  Lemgo  1721.  4.  —  Nach  ständischen  Berathungen  und  ein- 
zelnen Aenderungen  wurde  derselbe  unter  Protest  der  Stadt  Osnabrück  publi- 
cum, welche  mit  den  erbrechtlichen  Grundsätzen  nicht  einyerstanden  war. 
Falsch  ist  die  Annahme,  dass  Elias  Schnegas,  vulgo  Antonius  a  Marca  der 
Verfasser  sei. 

40)  Bei  Wigand  Provinzialrechte  von  Paderborn  und  Oorvey.  in, 
S.  40-46. 

41)  Vgl.  y.  Kamptz  Proyinziabechte  n.  S.497  f. 

18'" 
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8.  Die  Mänsteriscbe  Erbpachtordnung  vom  Jahre  1783  ^^) 
u.  8.  w.*«). 

Vn.    Deichrechte. 

üeber  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  /  welche  am  Wasser 
wohnen,  und  ebenso  auch  der  einzelnen  Grundbesitzer  Deiche  an- 
zulegen und  zu  erhalten  und  über  die  damit  in  Verbinching 
stehenden  Rechtsverhältnisse,  die  Organisation,  Beamten  der 
Deichverbände,  die  Strafen  für  Nachlässigkeit  und  Deichfrevel 
u.  s.  w.  wurden  besonders  im  Nordwesten  Deutschlands  Deich-- 
Ordnungen,  Deichrechte  erlassen. 

1.  Dieck  Recht  in  den  Bremischen  veer  Gehen  errichtet 
a.  1449**),  und  Des  Capittels  u.  Rades  Verordnung  wie  sich 
der  teichgraefe  und  seine  schwären  verhalten  sollen,  aus  dem- 
selben Jahre**). 

2.  Dieckrecht  des  Stedinger  Landes  vom  Jahre  1446*®), 
eine  Vereinbarung  des  Erzbischofs  und  Capitels  von  Bremen,  der 
Stadt  Bremen  und  der  gemeinen  Erfexen  des  Stedinger  Landes; 
im  Jahre  1525  wurden  Zusätze  erlassen,  welche  ausser  dem  Deich- 
recht* auch  noch  sonstige  Grundbesitzverhältnisse  betreffen*'). 


42)  Bei  Schlüter  a.a.O.  I.  S.338— 395;  vgl.  v.Kamptz  a.a.0.n.  8.499. 

48)  Zu  dieser  Periode  gehören  anch'^zmn  Theil  die  Qaellennachweise  von 
Band  I.  S.  586.  N.  2.  —  Eine  grosse  Zahl  schweizerischer  Qnellen  in  Pesta- 
Intz  Sammlung  (rgl.  S.  225.  N.  1);  vgl.  auch  das  Yerzeichmss  Züricher  Öff- 
nungen und  Herrschaftsrechte  am  Schluss  des  2.  Bandes  von  Blnntschli's 
Züricher  Bechtsgeschichte.  —  Märkische  Quellen  in  v.  Kamptz  Jahrbüchern 
XXXIX.  S.  8  ff.;  rheinische  und  westphalische  in  Bive  üeber  das  Bauer- 
güterwesen  in  den  Ghra&chaften  Mark  Becklinghausen  n.  s.  w.     Köln  1824. 

—  üeber  die  hildesheimischen  bäuerlichen  Quellen  vgl.  Grefe  hannöv.  Pri- 
vatr.  I.  S.  136  ff.,  über  sächsische  Haubold  sächs.  Privatr.  §.  36.  —  Nach- 
weisungen über  bäuerliche  Quellen  in  y.  Kamptz  Proyinzialrechten,  an  ver- 
schiedenen Orten,  besonders  H.  S.  342  ff.,  444  f.,  604,  607,  m.  S.  244  f.,  285, 
480  f.,  496  ff.  —  Eine  grosse  Zahl  Qnellen  besonders  der  späteren  Zeit  in 
J.  G.  Klingner  Sanmilungen  zum  Dorf-  und  Bauernrechte.  Leipz.  1749 — 
1755.  4.  4  Bände;  einige  auch  in  Nolten  de  juribus  et  consuetudinibus  circa 
vilHöos.  1738.  4.  p.  84  ff. 

'  44)  Bei  Oelrichs  Bremer  Becht.  S.  567—574. 

45)  Oelrichs  S.  575—579,  noch  weitere  kleinere  Bremer  Quellen  S.  579 
ff.;  vgl.  auch  bei  Pufendorf  observatt.  IV.  p.  56  ff, 

46)  Bei  Oetken  corp.  constit.  Oldenb.  lU.  p.  114—117,  Oelrichs  S.  587 

-  591,  Grimm  Weisthümer  m.  S.  215—217. 

47)  Oetken  p.  117—119,  Oelrichs  S.  592—598,  weitere  Quellen  Gel- 
ri  oh  s  S.  599  ff. 
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3.  Das  Deichrecht  des  alten  Landes^^). 

4.  Dithmarsische  Deichrechte*®). 

5.  Das  ausführlichste  ältere  Deichrecht  ist  das  ostfriesi- 
sche Deich-  und  Syhlrecht*®),  welches  ausser  Nachrichten  über 
die  Thätigkeit  der  einzelnen  Landesherren  für  die  Deiche  auch 
eine  Reihe  von  einzelnen  Ordnungen  enthält,  das  alte  Deichrecht, 
das  Deichrecht  Edgard's  I.,  welches  von  ihm  und  seinen  Ständen 
im  Jahre  1515  zu  Emden  berathen  wurde,  die  Deichordnung  des 
Grafen  Johann  des  Aeltem  von  1541,  1542,  der  Gräfin  Anna  von 
1556,  des  Grafen  Enno  von  1608,  endlich  das  Syhlrecht. 

6.  Die  Billwärder  Land-  und  Deichordnung  von  1639**). 

7.  Die  oldenburgische  Deichordnung  von  168 l")u. s.w.**). 

VIIL    Reichsritters  chafts  Ordnungen. 

Die  freie  Reichsritterschaft,  welche  in  ihrer  Reichsunmittel- 
barkeit  seitens  des  Kaisers  anerkannt  worden  war,  ordnete  ihre 
inneren  Angelegenheiten,  besonders  die  Organisation  ihrer  Ver^ 
einigungen  durch  besondere  Ritterordnungen: 

Ritterordnung  der  freyen  Reichs -Ritterschaft  der  5  Theile 
im  Land  zu  Schwaben,  aufgericht  im  Jahre  1560,  nebst  kaiser- 
licher Bestätigung  von  1561**); 

Ritterordnung   der  fränkischen  Reichsritterschaft  von   1590, 


48)  üeber  dasselbe  in  ^J.  Hackmann  traotatns  de  joro  aggemm.  Stade 
1690.  4.  Mant.  Nr.  1  und  2,  Tgl.  Spangenberg  in  v.  Dnve's  Zeitschrift. 
I.  1.  S.  85. 

49)  Bei  Mich  eisen  Sammlung  altdithmarscher  Bechtsqnellen  1842.  S.  247 
— 250;  die  Teichordnung  in  Süd-Dithmarschen  vom  J.  1643  in  der  Ausgabe 
des  dithmarschen  Landrechts.    Glückst.  1721.  4.  S.  140—148. 

50)  In  (v.  Wicht)  das  ostfriesische  Landrecht  1746.  4.  S.  871—962,  in 
friesischem  und  hochdeutschem  Text.   .   " 

51)  In  den  alten  Ausgaben  dös  Hamb.  Stadtrechts  (vgl.  §.  78.  N.  2),  z.B. 
der  von  1681—83,  im  2.  Anhange  S.  57—64,  und  bei  *J.  J.Müller  Sammlung 
der  hamb.  Gess.  und  Verff.  XI.  S,  696—703. 

52)  Bei  Oetken  n.  p.  256  ff. 

53)  Vgl.  weitere  Nachweisuugen  bei  Mittermaier  Privatrecht  §.  224. 
N.IO. —  Bin  Wetter  au  i  seh  es  Wassergerichts  weisthum  theilt  Grimm  Weis- 
thümer  III.  S.  463—470  mit. 

54)  Lünig  p.  special  cont.  HE.  p.  34 — 39. 

55)  Lünig  L  L  IH.  2.  p.  15  ff. 

56)  Lünig  1.1.  HI.  2.  p.  3  ff. 
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bestätigt  im  Jahre  1652,  nebst  einem  aus  den  Becessen  gezoge* 
nen  Anhange**); 

Vertrag  etlicher  Herrn  von  der  fränkischen  Reichsritterschaft 
wegen  Beobachtung  der  Polizei,  vom  Jahre  1517  *ö)  u.  s.  w.  *'). 

IX.    Hausgesetze. 

Die  Hausgesetze  der  hochadligen  Familien  sind  nicht  blos 
für  die  Familienverhältnisse,  sondern  auch  für  die  Landesver- 
fassung der  einzelnen  Territorien  von  der  grössten  Wichtigkeit, 
da  in  ihnen  auch  die  Successionsordnung ,  die  Frage  nach  der 
Urtheilbarkeit  u.  s.  w.  geordnet  wird,  sei  es,  dass  sie  in  der 
Form  von  Familienverträgen  oder  von  testamentarischen  Ver- 
fugungen erscheinen*®). 


57)  Eine  Anstragsordnnng  der  fränkischen  Beichsritterscliaft  von  1700  L  1. 
p.  201  £f. ;  eine  andere  Process-  und  Augtragsordnnng  von  1711  1.  L  p.  328  iL ; 
eine  Baths-Satz-  und  Ordnung  der  rheinischen  Ritterschaft  von  1652  L  1.  ITC. 
3.  p.  36  ff.  —  Eine  grosse  Zahl  von  auf  die  Beichsritterschaft  bezüglichen 
Quellen  enthalten  die  Werke  von  Joh.  Steph.  Bürgermeister,  über  welche 
zu  vgl.  ist  Pütt  er  Litt,  des  Teutschen  Staatsrechts.  I.  S.  306  ff.  —Vgl.  auch 
Selohow  elementa  juris  Germ.  priv.  §.  38 — 40. 

58)  Ausführlicher  handelt  über  die  Hausgesetze  §.  97;  vgl.  auch  die  Vor- 
rede. 
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Ffinfter  Abschnitt« 

Einzelne  Stadtrechte  *). 

§.  7&.     Die  Stadtreehte  von  Breslau ,  Grenssen,  FrankenhaiiseD,  UDgensalz«, 
Braunsehweig  nod  Lanenbiirg. 

I.    Breslau. 

Breslau,  welches  im  Jahre  1261  vom  Herzoge  von  Schlesien 
mit  Magdeburger  Recht  bewidmet  war,  hatte  sowohl  in  diesem 
als  in  späteren  Jahren  ausrührliche  Bechtsaufzeichnungen  von 
Magdeburg  empfangen*)  und  stand  auch  während  der  folgenden 
Jahrhunderte  mit  Magdeburg,  als  dem  Oberhofe,  von  welchem 
man  zahlreiche  Schöflfensprüche  einholte,  in  fortwährender  Ver- 
bindung ^).  Auf  Grundlage  der  alten  Bewidmungsbriefe,  der 
Schöffensprüche,  aber  auch  der  sächsischen  ßechtsbücher  wurde 
das  Recht  der  Stadt  im  Sinne  des  Magdeburger  Rechts  durch 
Willküren  und  durch  Privilegien  weiter  entwickelt;  mit  letzteren 
wurde  sie  in  sehr  grosser  Zahl  von  den  schlesischen  Herzögen  und 
den  Königen  von  Böhmen  bedacht.  Mehrmals  hat  man  in  Bres- 
lau diese  reichhaltigen  Materialien  in  mehr  oder  weniger  umfas- 


1)  Da  die  aasführliohen  Stadtrechte,  die  Beformationen,  yielfach  in  den 
Landrechten  benutzt  sind,  so  halte  ich  es  einer  historischen  Darstellung  ent- 
sprechend, wenn  ich  die  Stadtrechte  vor  den  Landrechten  abhandele. 
Was  die  von  mir  beobachtete  Beiheiifolge  der  einzelnen  Stadtrechte  anbetrifit, 
80  leitete  mich  bei  derselben  weniger  der  geographische  oder  chronologische 
Gbsichtspimkt,  als  vielmehr  die  Bücksicht,  in  wie  weit  sie  römisches  Beoht 
enthalten  und  eine  umfassendere  Oodification  bieten.  Ich  beabsichtige  durch 
diesen  Abschnitt  die  stufenweise  Entwickelung  der  Statuten  zu  ausführlichen 
Beformationen  darzustellen. 

2)  Vgl.  Band  L  S.  515  flf. 

3)  Vgl  Band  L  S.  279.  N.  10. 
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senden  Sanunlungen  vereinigt,  yon  welchen  die  wichtigste  das 
dem  Gulmischen  Recht  vorhergehende  sogenannte  systematische 
Schöffenrecht  ist*);  dasselbe  scheint  auch  officielle  Gültigkeit 
in  Breslau  gehabt  zu  haben**).  Im  sechzehnten  Jahrhundert 
wurden  mehrere  Sammlungen  der  Breslauer  Statuten  und  des  zu 
Breslau  vorhandenen  juristischen  Materials  unternommen,  ohne 
dass  es  jedoch  vor  dem  Jahre  1577  zu  einer  ofGciellen  Redaction 
kam;  in  einzelnen  Stücken  stimmen  die  Sammlungen  verschie- 
dener Handschriften  überein.  Eine  Form,  in  ^echs  Abschnitten, 
wurde  neuerdings  herausgegeben*).  Ihr  Inhalt  ist  keine  einheit- 
liche Gesetzgebung  •),  sondern  eine  durchaus  ungeordnete,  unvoll- 
ständige und  sehr  sorglos  angelegte  Gompilation  aus  dem  um- 
üeussenden  Material,  welches  die  Stadt  'besass.  Bunt  durchein- 
ander stehen  die  heterogensten  Statuten  zusammen,  von  denen  es 


4)  YgL  Band  I.  S.  425  f.;  jetzt  heransgegeben  von  Laban d  das  Magde- 
burg-Breslauer Systematische  Schöfifenrecht.  1863.  —  Sehr  reichhaltig  ist  anch 
das  der  rechte  weg  genannte  Bechtsbuch  einer  Breslauer  Handschrift  ans  dem 
Ende  des  15.  Jahrhunderts ,  über  welche  Laband  in  d.  Zeitschr.  f.  Rechts- 
gesch.  I.  S.  242  referirt. 

4a)  Laband  Schöffenrecht  S.  XXIX f. 

5)  Herausgeg.  von  Wendroth  Statuten  der  Stadt  Breslau  von  1527/1534, 
in  der  Zeitschrift  f.  Gesch.  u.  Alterth.  Schlesiens  IV.  1862.  S.  39  ff.;  S.  109 
— 113  druckt  er  noch  Statuten  vom  J.  1554  über  Succession  und  eheliches 
Qüterrecht  ab.  ~  Gegen  Einzelnheiten  der  Wendroth' sehen  AufiGusung  vgl. 
Laband  ebendas.  V.  S.  172 ff.  —  Die  Annahme  Wendroth*s,  dass  die  ron 
ihm  herausgegebenen  Statuten  1527  und  1534  publicirt  worden  seien,  ist 
nicht  zu  rechtfertigen.  Im  Jahre  1534  fasste  der  Bath  den  Beschluss,  die 
wichtigeren  Willküren  und  sonstigen  Bechtsquellen  in  einem  Buch,  dem  Liber 
decretorum,  ordentlich  zusammentragen  zu  lassen  (vgl.  Wendroth  S.  50); 
was  dann  in  dem  herausgegebenen  Text  folgt,  gehört  aber  durchaus  nicht  Alles 
diesem  Jahre  an,  vgl.  Laband  S.  174.  —  Aus  dem  Liber  decretorum  wurde 
im  J.  1535  ein  Auszug  durch  den  Stadtsohreiber  Steph.  Heu  gell  angefer- 
tigt; vgl.  Wendroth  S.  45.  —  Eine  frühere  Publication  im  J.  1527  nimmt 
Wendroth  S.  41  darum  an,  weil  im  Eingange  eines  Mannscripts  sich  der 
Vermerk  findet:  Publiciret  am  Tage  WaJpurgis  Anno  1527;  da  dieselbe  Noti« 
sich  aber  auch  am  Schluss  der  ganzen  Sanunlung  befindet  und  hier  sich 
augenscheinlich  nur  auf  die  am  Ende  stehende  Willkür  bezieht,  so  ist  anzu- 
nehmen, dass  sie  von  hier  nur  durch  ein  Missverstandniss  auch  an  den  An- 
fang der  Sammlung  gestellt  wurde;  übrigens  giebt  Wendroth  S.  41.  N.  3 
selbst  an,  dass  sie  in  dem  Eingange  von  sehr  viel  jüngerer  Hand  geschrieben 
ist;  vgl.  auch  Laband  S.  172  ff.  —  üeber  eine  der  Wendroth'schen  vor- 
gehende Sammlung  vgL  Laband  S.  177. 

6)  Wofür  sie  Wendroth  S.  42  ausgiebt. 
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zum  Theil  gewiss  ist,  dass  sie  damals  gar  nicht  mehr  praktisch 
waren.  Der  erste  Theil  enthält  Verordnungen,  welche  grossen- 
thefls  dem  Jahre  1534  angehören,  üher  Marktyerhältnisse,  Kauf, 
Yormimdschaft,  eheliches  Güterrecht,  Bauten  u.  s.  w.,  ausfuhr« 
liehe  Statuten  über  Widerklage  und  Gewere  der  Klage;  in  man- 
chen derselben  macht  sich  römisches  Recht  geltend.  Der  zweite 
Theil  ist  eine  Bauordnung,  von  1377  und  1380,  der  dritte  eine^ 
Ordnung,  uoie  man  das  Vcick  in  dieser  Stadt  Breslaw  wnterhaUen 
soll,  d.  h.  eine  Polizeiordnung,  der  vierte  eine  Feuerordnung,  der 
fünfte  (S.  72—83)  gerichüicher  Prostess  der  KönigMiehen  Stadt 
Bresslau,  eine  Gerichtsordnung  in  den  herkömmlichen,  durchaus 
alten  Formen,  mit  genauer  Angabe  der  Fragen  und  Antworten 
für  die  verschiedenen  Personen  •*).  Der  sechste  Theil  fuhrt  die 
Ueberschrift  Statuta  U9td  PrivHegia  und  ist  wesentlich  privat- 
rechtlichen Inhalts.  Seine  Bestimmungen  sind  zum  Theil  dem 
Sachsenspiegel  oder  dem  systematischen  Schöfifenrecht  entlehnt, 
zum  Theil  Privilegien  oder  Willküren,  von  denen  für  einzelne  das 
Datum  nachweisbar  ist ''). 

Im  Jahre  1577  wurden,  nachdem  man  noch  von  den  Universitäten 
Wittenberg  und  Ingolstadt  und  dem  Leipziger  Professor  Thom- 


6  a)  Ueber  die  Gestalt  dieses  5.  Theüs  in  einer  anderen  Handschrift  ygl. 
Meitzen  im  0.  Dipl.  Sü.  IV.  p.  126.  N.  1. 

7)  Anoh  dieser  6.  Theil  ist  nnr  einePriyatarbeit;  vgl.  La  band  S.  175  f.; 
insbesondere  spricht  art.  74  meiner  'Herren,  des  Baths  JSüld  dafür,  dass 
der  Verfasser  ein  Stadtschreiber  war.  ~  Es  lässt  sich  nicht  genan  übersehen, 
in  wie  weit  diese  Sammlung  als  Vorarbeit  für  eine  spätere  statutarische  Ge- 
setzgebung dienen  sollte,  für  welche  sich  insbesondere  Dr.  Joh.  Metzler,  wel- 
cher 1532—1534  Bathsmitglied,  1534  u.  1535  Landeshauptmann  war  u;  1538 
starb,  lebhaft  interessirte.  —  Adam  (yitae  JOtorump.  31)  sagt  in  der  Lebens- 
beschreibung des  Metzler:  Eo  magistratu  (Landeshauptmann)  cum  fungere- 
iur,  civitatis  statuta,  senatus  canauUa  et  plehisciia  correcta  et  in  ordinem  ae 
quasi  unum  corpus  redacta,  coUegis  suis  proposuit,  ut  singula  capita,  stKces- 
sivo  tempore,  examinarentwr,  et  quae  communi  consensu  approbata  essent,  rata 
et  firma  kabereniur.  Verum  id  examen  vix  dum  inchoatum,  post  obitum  ßjus 
intermissum  est.  Diese  Nachricht  ist  gewiss  nicht  aus  der  Luft  gegriffen, 
da  Adam  ein  Schlesier  war  und  für  Schlesien  gute  Gewährsmanner  besass, 
TgL  Gillet  Crato  v.  Orafftheim  L  S.  88.  N.  —  Heineccius  antiquitt.  L 
p.  547  sagt  von  den  Breslauer  Statuten  a  lo.  Metsflero  I.  U.  D.  initio  com- 
pHata,  et  ob  mortem  ßjus,  quae  anno  1538  contigit,  intermissa,  postea  sub  in- 
cudem  revocata  ....  promulgata  dvibus  1549.  Es  scheint  hier  Heineccius 
die  spätere  Sammlung  mit  der  Metzler'schen  zusammenzuwerfen;  auch  die 
Jahrzahl  1549  beruht  auf  einem  Irrthum. 
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in  g  Gutachten  über  das  der  Stadt  zustellende  jus  statuendi  und 
üb^  den  Entwurf  eingeholt  hatte  ^,  Statuten  über  mehrere  pri- 
vatrechtliche Themata  erlassen.  In  der  Einleitung  heisst  es,  die 
Bathmannen  hätten,  da  über  einige  Artikel  Streit  gewesen,  sich 
in  den  Privüegiis,  (Uten  Statuten,  Willkühren,  Urtheüen,  Decrden, 
Signaturen  u»  was  dem  anhengig  umgesehen  und  mit  den  Schoppen 
der  Bürgerschaft,  den  Zechen  und  der  Gemeinde  sich  zu  nach- 
fdgender  ErUerung  u.  Wülkühr  vorglichen^). 

Diese  Statuten  von  1577  sind  keine  vollständige  Codification, 
sondern  wollen  nur  in  20  Artikeln  einzelne  Schäden  bessern  und 
für  dies  oder  jenes  Rechtsverhältniss  eine  Norm  geben;  einige 
Sätze  sind  aus  der  älteren  Sammlung  genommen.  Sie  enthalten 
theils  Entscheidungen  über  dubiöse  Punkte  des  deutschen  Rechts, 
theilß  über  Controversen ,  welche  durch  das  römische  Recht  auf- 
gekommen waren  >®),  und  beziehen  sich  auf  eheliches  Güterrecht, 
Erbrecht,  Testament,  Gerade,  Heergewedde,  Erbtheilung,  Vor- 
mundschaft, Verpfändung,  Cession,  Schulden  der  Hauskinder  oder 
Bevormundeter,  Trödlergewerbe,  Bankeruttirer,  Zeugiiiss,  Inju- 
rien"), und  über  Auftreiben  der  Handwerker  i*). . 


8)  Vgl.  die  Nachweise  bei  y.  Kamtpz  Provinzialrechte  L  S.  536,  u.  über 
Ingolstadt  Wendroth  in  den  Schles.  Provinz.-Blättern,  N.  F.  I.  1862.  S.  81. 
N.  33.  —  Das  Gutachten  der  Wittenberger  Faoultät  von  1575  (bei  de  Frie- 
denberg de  Silesiae  juribus  1738.  I.  c.  17.  p.  66  seq.)  sagt,  die  Stadt  könne 
Statnten  errichten,  so  dem  Göttlichen  und  natürlichen  Bechten  nicht  suwieder; 
auch  dmen  beschriebenen  Bechten  zu  wieder^  aus  erheblichen  Ursachen  und 
gemeiner  WoMfarth  zum  Besten.  —  Thoming  (Oonsilia  I.  23,  IL  13)  liefert 
zugleich  eine  sehr  eingehende  Beurtheilung  der  Statuten  und  spricht  den 
Wunsch  aus,  sie  wären  den  Bechten  (d.  h.  dem  Corpus  juris)  gemässer  gemacht» 

9)  Sie  wurden  1577  publicirt  und  1578  und  1581  gedruckt,  dann  noeh 
öfter,  auch  in  Weingarten  fasciculi  diversorum  jurium  IL  1690.  fol.  p.  49 — 58. 
—  Die  Angaben  bei  v.  Kamptz  I.  S.  530  ff.  über  die  Ausgaben  sind  unge- 
nau; die  Bemerkungen  von  Walch  Beiträge  IV.  S.  429  über  die  Ausgabe 
Ton  1588,  resp.  1591  irrig.  Walch  übersah  es,  dass  in  seinem  Exemplar 
ebenso  wie  in  dem  mir  vorliegenden  nicht  blos  die  Statuten  in  der  Ausgabe 
von  1588  enthalten  sind,  sondern  auch  die  Gerichtsordnung  in  der  Ausgabe 
von  1591.  —  Ueber  diese  Statuten  vgl.  Wendroth  Schles.  Prov.  -  Blatter, 
N.  F.  I.  1862.  S.  71-83,  S.  133-145. 

10)  Z.  B.  art.  4.  Es  sollen  äUe  Bisputationes,  das  keine  Erbschaft  dur(^ 
Pacta  vergeben  werden  können  abgeschnitten  sein,  vgl.  auch  art.  5. 

11)  Man  wolle  oft  die  Injurien  mit  der  sächsischen  Buss  ablegen,  d.  h. 
sühnen;  es  sollen  strengere  Strafen  eintreten. 

12)  üeber  andere  Beohtsquellen  und  Ordnungen  Breslaues  vgLv.  Eampts 
L  S.  530  ff. 
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n.  Das  Becht  der  Städte  Oreussen,  Frankenhausen 
und  Sondershausen  war  schon  im  Mittelalter  verwandt,  da 
Nordhausen  für  sie  der  gemeinschaftliche  Oberhof  war.  In  der 
Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  wurde  für  alle  drei  das 
Stadtrecht  in  ziemlich  übereinstimmender  Weise  und  unter  Be« 
nützung  des  römischen  Rechts  ausgearbeitet. 

Die  Statuten  von  Greussen  im  Sondershausenschen '*)  wur- 
den  im  Jahre  15Ö6,  mit  Benützung  älterer  Statuten  und  derer 
von  Sondershausen  (ungedmckt?)  aus  demselben  Jahre,  yerfasst. 
In  einer  langen  lateinischen  Vorrede  handelt  der  Kanzler  von 
Sondersbausen,  Apollo  Wigand,  de  justitia  distributiva  atque 
communicativa  in  rhetorischer  Weise,  indem  er  Beispiele  aus  dem 
Alterthume  und  Gitate  aus  dem  römischen  Becht  beibringt.  Viele 
Artikel,  sagt  er,  habe  man  mit  Recht  aus  dem  römischen  Recht 
aufgenommen;  guis  autem  dubitat,  leges  romanas  ncUurae  et  aequü 
tati  ubique  convenire.  Gerte  nemo  sanae  mentis.  Nam  Veteres  legum 
IcUores  nüUam  omnino  legem  dignati  sunt  in  Bempullicam  admiUere^ 
nisi  rcUiane  nitatur.  Inde  tritum  sermone  dictum  extat,  Ratio  est 
anima  legis  (S«  76).  Bei  der  Abfassung  der  Statuten  habe  man 
die  Rathmannen  und  den  Syndicus  zugezogen. 

In  diesen  Statuten  findet  in  einzelnen  Beziehungen  eine  Ver- 
arbeitung des  localen  und  gemeinen  sächsischen  Rechts  mit  dem 
gemeinen  römischen  Recht  Statt,  im  üebrigen  bringt  man  das  bis- 
her geltende  Recht  zur  Darstellung.  Das  erste  Buch  handelt  von 
Rathspersonen ,  Aemtern  und  gemeinen  Sachen  und  stellt  dabei 
auch  die  Vormundschaft  dar.  Das  zweite  Buch  von  Contracten 
enthält  Bestimmungen  über  Verlöbnisse,  Hochzeiten,  Kindtaufen, 
wesentlich  aus  polizeilichem  Gesichtspunkt;  für  das  Obligationen- 
recht sind  einzelne  römisch-rechtliche  Sätze  anerkannt  **).  Im 
dritten  Buch,  vom  Erbrecht,  benützt  man  in  hohem  Maass  das 
römische  Recht,  ändert  dasselbe  aber  auch  da  ab,  wo  Zweckmäs- 
sigkeitsgründe oder  das  bisherige  Recht,  besonders  die  sächsi- 
schen Grundsätze  dazu  eine  Veranlassung  boten  '*).    Im  ehelichen 


13)  Bei  Wale h  Beiträge  VIL  S.  67—242. 

14)  Art.  25:  laesio  enormiB  anerkannt  beim  Kauf,  aber  anch  nach  art. 
35  bei  der  Mietbe;  art.  26:  den  Oasus  trägt  der  Käufer,  art  30:  ein  Taasch- 
vertrag  über  Mobilien  gilt  erst  nach  der  Ueberliefemng  von  einer  Seite. 

15)  Art.  1:  es  wird  die  Form  der  Erriohtnng  des  Testaments  nach  ge- 
meinem Becht  abgeändert,  art.  14^  15:  der  Satz,  dass  auch  der  entfernteste 
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Otiterrecht  findet  sich  nur  deutsches  Recht.  Das  rierte  Buch 
handelt  von  Verbrechen  und  von  sonstigen  polizeilich  verbotenen 
Handlungen.    Dann  folgen  Bestimmungen  für  die  Handwerker. 

Die  Schöffen  werden  angewiesen  (I.  57),  Recht  zu  sprechen 
nach  den  Statuten  oder  nach  andern  gemeinen  ubdichen  Bßchteny 
worunter  wohl  zunächst  das  sächsische  und  in  subsidium  das  rö- 
mische Recht  zu  verstehen  ist.  Doch  sollen  Gewohnheiten,  Ge- 
bräuche und  üebungen,  welche  den  Statuten  nicht  zuwider  und 
der  Billigkeit  gemäss ,  auch  ehrlich  und  gut  sind ,  in  Kraft  blei- 
ben (HI.  43). 

ni.  Sehr  nahe  verwandt  mit  diesen  Statuten  sind  die  von 
Frankenhausen  im  Schwarzburg -Rudolstädtischen  **);  die 
Stadt  hatte  ihr  Recht  im  Jahre  1454  von  Graf  Heinrich  XXXI. 
von  Schwarzburg  bestätigt  erhalten.  Eine  Redaction  des  Stadt- 
rechts in  vier  Büchern  wurde  im  Jahre  1534  von  der  Bürger- 
schaft entworfen;  eine  neue  Sammlung  wurde  im  Jahre  1558 
wieder  in  vier  Büchern  ausgearbeitet  und,  nach  ihrer  Prüfting 
durch  den  Kanzler  Apollo  Wigand,  vom  Landesherrn  bestätigt*') 
und  im  Jahre  1560  publicirt.  Diese  Statuten  sind  fast  wörtlicli 
aus  denen  von  Greussen  genommen. 

Mit  den  Greussener  Statuten  stimmt  ferner  auch  das  Mühl- 
h  aus  euer  Stadtrecht  von  1566  überein*®). 

IV.  In  reicherem  Maasse  sind  die  Grundsätze  des  römischen 
Rechts  in  den  Statuten  von  Langensalza  zur  Anwendung  ge- 
kommen, welche  nach  Rath  und  Bedenken  der  Rechtsverständi- 
gen abgefasst  und  im  Jahre  1556  vom  Kurfürsten  August  von 
Sachsen  bestätigt  wurden '»);  sie  beziehen  sich  auf  Erbrecht, 
eheliches  Güterrecht,  Vormundschaft,  Verträge,  Strafrecht,  Polizei 
und  Process'^**).     Die  Schöffen  sollen  schwören  zu  urtheilen  nach 


Descendent  mit  dem  nnmittelbaren  im  Erbrecht  conourrire^  wird  auf  eine 
Stelle  der  Digesten  und  auf  ein  neulicb  in  diesem  Sinne  gefälltes  Leipziger 
Urtheil  gestützt. 

16)  Vgl.  Walch  Beiträge  I.  S.  185  flf.;  die  Statuten  von  1560  sind  abge- 
druckt daselbst  S.  192-370. 

17)  Vgl.  die  Urkunde  bei  Walch  I.  S.  192-196. 

18)  Vgl.  Hänel  in  d.  Zeitschr.  f.  Reohtsgesoh.  I.  2.  S.  338  f. 

19)  Bei  Walch  Beitrage  VII.  S.  251— 356;  vgl.  auch  v.  Kamptz  Prov.- 
Beohte  L  S.  415  f. 

20)  Ueber  den  Kauf  art.  12.  S.  276  ff.    Für  den  Eetract  soll  das  kaisor- 
Uche  Becht  zur  Anwendung  kommen,  d«  h.  ^eder,~mit  einzelnen  Ausnahmen, 
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Willkür,  sächsischem  Landrecht  und  nach  gemeinem  kaiserlichen 

Recht«0- 

y.  Braunschweig  besitzt  eine  sehr  grosse  Zahl  yon  Rechts- 
aufzeichnungen  seit  dem  Anfange  des  dreizehnten  Jahrhunderts; 
dem  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jährhundert  gehören  schon 
mehrere  ausführliche  Stadtrechte  an,  von  denen  inmier  jedes  auf 
den  früheren  beruht  und  noch  eine  Zahl  neuer  Sätze  aufnimmt. 
So  ein  Stadtrecht  in  34  Titeln  aus  den  ersten  Decennien  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts,  welches  sich  auf  Privatrecht,  Strafrecht, 
Verfassung  und  Polizei  (ausführliche  Luxusgesetze)  bezieht;  so- 
dann das  sogenannte  echte  Ding  in  30  Titeln,  welches  gleich&lls 
auf  älteren  Quellen  beruht  und  polizeiliche  Sätze  vermischt  mit 
privatrechtlichen  enthält  ^^);  der  sogenannte  Ordinarius  in  147 
Titeln  vom  Jahre  1408,  über  städtische  Verfassung,  Beamte,  Vor- 
mundschaft und  Verhältnisse  der  Geistlichkeit*«). 

Auch  das  Stadtrecht  von  1532*^),  von  welchem  der  Eingang 
sagt,  dass  Kath,  Gilden  und  Gemeinde  im  Jahre  1532  beschlossen, 
es  zu  beobachten,  und  über  dessen  weitere  Entstehungsgeschichte 
wir  nichts  wissen,  beruht  grossentheils  auf  älteren  Rechtsquellen 
und  besteht  aus  Stücken  verschiedener  Zeiten,  welche  in  jenem 
Jahre  vereinigt  zu  sein  scheinen.  Den  Anfang  bilden  einige 
kurze  Sätze  mit  der  gemeinschaftlichen  Ueberschrift :  Ordeninge 
des  ricMicken  Process  der  Sahen,  de  vor  dem  gemenen  Badt  der 
StaM  Brunsckwigh  richüicken  gebracht  u.  darsülves  vorhandeU  wer- 
den.   Es  folgt  datt  toükorde  Stadtrecht,  welches  noch  einmal  den 


seine  Immobüien  frei  veranssem  dürfen.  —  S.  282—292:  Strafe  etzlioher  Mis- 
sethaten;  Alles  wird  hier  dem  arbitrinm  des  Baths  anheimgegeben.  S.  335: 
in  Betreff  des  Beweises  sollen  die  gemeinen  kaiserlichen  Bechte  beobachtet 
werden. 

21)  Vgl.  S.  352. 

22)  Es  wurde  jährlich  2  Mal  den  Bürgern  verkündet;  eine  blosse  Ver- 
mehrnng  desselben  ist  das  nach  dn  Boi  (Anleitung  zur  Benutzung  der  Quellen 
u.  Liter,  des  Braunschw.  Wolfenbüttel'schen  Staats-  ^nd  Privatrechts  1792. 
S.  220)  ungedmckte:  echte  Dingk  der  Stadt  Brunswig  von  1538  in  44  Titeln. 

23)  Alle  diese  Quellen  sind  sehr  sorgfaltig  herausgegeben  in  dem  Urkun- 
denbuch  der  Stadt  Braunschweig,  1.  Bd.  die  Statuten  u.  Bechtebriefe,  Braun- 
schw. 1862.  4.;  er  enthält  die  Quellen  bis  zum  J.  1499.  — »•  Bemerkt  werden 
mag,  dass  Braunschweig  von  1493—1500  den  Ohristophorus  Kuppener  aus 
Löbau,  von  welchem  wir  mehrere  interessante  Schriften  besitzen,  zu  ihrem 
Bechtsfrennde  hatte,  vgl.  Mut  her  im  Jahrbuch  des  gem.  deutschen  Beohts 
VL  S.  159. 

24)  Bei  Pufendorf  observationes  IV.  p.  78-132. 
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Process,  und  im  Zusammenhange  damit,  in  ungeordneter  Weise 
und  im  Anschluss  an  ältere  Quellen,  Strafrecht  und  Process  dar- 
stellt. Dazwischen  finden  sich  Polizeivorschriften ,  Bestimmungen 
über  Verfassung,  Zünfte  u.  s.  w.  Neueren  Ursprungs  ist  ein  Ab- 
schnitt über  die  Intestaterbfolge'^*),  welcher  die  römischen  Grund- 
sätze mit  einzelnen  statutarischen,  aus  dem  sächsischen  Becht 
herzuleitenden  Modificationen  wiedergiebt,  so  in  Betreff  des  Erb- 
rechts der  Frau,  der  natürlichen  Kinder,  Heergewedde  und  Ge- 
rade ^^).  Dann  folgen  Sätze  aus  älteren  Quellen,  ausfuhrliche 
Vorschriften  über  Vormundschaft,  weitere  Sätze  über  Notherben- 
recht und  die  Gründe  zur  Enterbung,  nach  den  römischen  Rechts- 
quellen  2'). 

Einen  ferneren  Theil  bildet  des  üntergerichts  Process  u.  ge- 
bru(^'^)f  welcher  manche  Bestimmungen  des  Stadtrechts  wiederholt 
und  ausser  processualischem  Inhalt  auch  dem  gebruck  angehörende 
Sätze  über  Auflassung,  Vollmacht,  Eid,  Verkauf,  Bürgschaft  ent- 
hält. Der  Inhalt  ist  deutschrechtlich.  Angehängt  ist  ein  Baths- 
schluss  aus  dem  Jahre  1533,  dass  Bichtherren  und  Vogt  selbst 
das  Urtheil  fällen  und  den  Umstand  yerschonen  sollen. 

Die  Beformation  des  üntergerichts  in  anno  1553^^)  enthält 
Beschlüsse  des  Baths  mit  den  Gildemeistern  und  Hauptleuten 
und  besteht  zum  Theil  aus  blossem  Zusätzen  zu  den  einzelnen 
Bestimmungen  der  Untergerichtsordnung. 

Eine  Obergerichtsordnung  vom  Jahre  1579  ist  ungedruckt*®). 


25)  S.  95  ff.  Als  Motiv  wird  angegeben  (S.  95):  Nach  deme  in  Erf- 
reuen mennigerkye  recht  u,  gehruch  dar  och  vele  imgewisses  midde  under- 
lopt,  oek  (ülerkye  warn  u.  opinion  vorJianden,  u.  hir  dusses  ordes  de  gebruck 
nicht  gewisse,  daruih  denne  mer gliche  beschweringe  erfolgen,  so  schal  dat  up 
nachfolgende  gewisse  Weyse,  wur  neyn  Testamente  vorhanden,  darmede  so 
gsholden  werden,  —  Vgl.  über  die  Yeränderong  des  alten  ehelichen  (Jütep- 
reohts  Haenel  in  der  .Zeitsohr.  f.  Bechtsgesch.  I.  S.  819  f. 

26)  Heryorznheben  ist,  dass  S.  101  auf  eine  Stelle  des  Oorpns  juris  Be- 
zug genommen  wird^  so  schall  dat  dar  mede  na  inhalt  der  kegserliehen  reMe, 
in  auth.  licet  C.  de  natur,  et  lib.  geholden  werden;  über  Heergewedde  wird 
S.  lOS  ein  Statut  von  1479  angeführt. 

27)  Während  S.  110  das  18.  Jahr  als  Ende  der  Yormundsohaft  bezeich- 
net|  scheint  S.  117  zu  bestinmien,  dass  sie  mit  dem  25.  endige. 

28)  S.  120-134. 

29)  S.  134—142. 

30)  Vgl.  du  Boi  S.  227;  über  weitere  Brannschweiger  Beohtsqnelleit 
TgL  Biooius  S.  164 f.,  du  Boi  S,  221  ff. 
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Nachdem  schon  in  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
in  den  Braunschweig-Lüneburgischen  Landen  statt  des  Sachsen- 
rechts das  gemeine  Recht  eingeführt  worden  war*^),  wurden  im 
Jahre  1675  auch  für  die  Stadt  Braunschweig  das  Sachsenrecht 
und  die  Statuten  aufgehoben  und  an  ihrer  Stelle  das  Kaiserliche 
Eecht  und  die  Landesconstitutionen  für  das  allein  geltende  Eecht 
erklärt  «2). 

VI.    Das  Stadtrecht  von  Lauenburg. 

Gemäss  dem  Vorwort  des  Stadtrechts  von  1599  liess  Herzog 
Franz  diese  Pölicey  Ordnung  u.  StaUrecM^^)  ausarbeiten  auf  die 
Bitte  seiner  Stadt  Lauenburg,  sie  ebenso  wie -seine  Stadt  Ratze- 
burg, um  künftigen  Unordnungen  vorzubeugen,  mü  einer  guten 
Policey  u.  Stadtreckt  zu  versehen.  Das  Lauenburger  Stadtrecht 
von  1599  beruht  auf  dem  nur  handschriftlich  bekannten  Ratze- 
burger Stadtrecht  von  1582  in  95  Capiteln*^)  uijd  zerfällt  in  4 
Theile:  L  Verfassung,  Religion,  Gericht,  Polizei,  ü.  Eherecht, 
Erbrecht,  Vormundschaft,  lU.  Verträge,  IV.  Strafrecht.  Ohne  dem 
einheimischen  Recht  Gewalt  anzuthun,  wird  in  dem  Stadtrecht 
römisches  und  Reichsrecht  benützt.  Nach  den  Statuten  soll  in 
der  Stadt  das  Gewohnheitsrecht  des  Fürstenthums,  das  Sachsen- 


31)  Vgl.  oben  S.  126. 

32)  Biccius  S.  164 f.:  es  soll  d<i8  so  genannte  Sachsen^ Recht  u.  die 
darauf  gegründete  oder  daher  rührende  Stadt-  Statuten  u.  Gewohnheiten 
hiermit  gänzlich  cassiret  u.  abgethan  seyn. 

33)  Pufendorf  observationes  III.  app.  p.  284—345. 

34)  Ygl.  Paulsen  Privatrecht  der  Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein, 
wie  auch  des  Herzogthums  Lauenburg,  2.  Aufl.  1842.  S.  372;  im  Druck  fehlt 
eine  Jahrzahl^  Paulsen  giebt  das  Jahr  1599  an.  —  Eine  kurze  Reformation 
u.  Ordenunge  der  Stadt  Ratzeburg  Herzogs  Franz  von  1582  steht  bei  P uf en- 
do rf  IV.  app.  p.  232  —  235.  Sie  enthält  wenige  kurze«  Sätze  über  Verkauf 
von  Grundstücken,  Verpfandung,  Ehestiftung,  Testament,  Vormundschaft.  — 
Beim  Concurs  des  Mannes  soll  sich  die  Frau  bedienen  ihrer  fraulichen  Ge- 
rechtsame laut  gemeiner  beschriebenen  Rechten,  —  Wie  sich  dies  kurze  Stadt- 
recht von  dem  nur  handschriftlich  vorhandenen  unterscheide,  ist  nicht  zu  er- 
sehen; so  viel  ergiebt  sich  aber,  dass  das  bei  Pufendorf  gedruckte  in  das 
Lauenburger  Becht  ganz  und  gar  herübergenommen  ist.  Es  kann  daher  ein. 
Zweifel  aufkommen,  ob  Paulsen's  Notiz  überhaupt  richtig  ist,  ob  es  noch 
ein  anderes  Batzeburger  Stadtrecht  in  95  Oapiteln  giebt.  —  Eine  neuere  we- 
sentlich übereinstimmende  Bedaction  des  Lauenburger  Stadtrechts  wurde  von 
demselben  Herzog  Franz  im  J.  1612  bestätigt;  dies  theilt  Pufendorf  m, 
app.  hinter  dem  Index  mit  (die  Seite  hat  keine  Zahl). 
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recht,  und  endlich  das  geschriebene  Kaiserrecht  zur  Anwendung 
kommen,  dagegen  das  lübische  Recht  als  ein  fremdes  abgethan 
sein  (I.  8)'^).  In  solchen  Materien,  in  welchen  das  sächsische 
Recht  fest  ausgebildet  war,  folgt  man  demselben,  so  in  Betreff 
der  Successionsordnung  (IL  8),  indem  bestimmt  wird,  dass  die 
Eltern  den  Geschwistern,  die  vollbürtigen  Geschwister  den  Kin- 
dern derselben  vorgehen  *«),  und  dass  Kinder  der  vollbürtigen 
Geschwister  mit  halbbürtigen  Geschwistern  nach  anzcM  der  Per- 
söhnen  zusammen  erben.  Erst  wo  das  sächsische  Recht  aufhört, 
soll  die  weitere  Ordnung  nach  dem  gemeinen,  geschriebenen  Recht 
und  den  kaiserlichen  Reiehsconstitutionen  gehalten  werden. 


§.  76.    Die  Stedtreehte  von  Cfiln  und  Lübeck. 

I.    Cöln. 

Schon  aus  dem  früheren  Mittelalter  besitzen  wir  Urkunden 
über  das  Recht  der  Stadt  Cöln,  besonders  auch  in  den  Rechts- 
quellen der  Städte,  welche  nach  Cölner  Recht  lebten,  und  viele  kai- 
serliche Privilegien  für  die  Stadt,  aber  wir  haben  kein  eigentliches 
Stadtrecht*).  In  den  zahlreichen  sogenannten  Eidbüchern,  von 
denen  das  älteste  dem  Jahre  1321,  das  jüngste  dem  siebenzehn- 
ten Jahrhundert  angehört,  wurden  immer  für  die  nächsten  zehn  Jahre 
Grundsätze  über  Verfassung,  Strafrecht  und  Alles  sonst  zusam- 
mengestellt, was  man  ganz  besonders  beobachtet  wissen  wollte*); 
sodann  sind  viele  Statuten,  Schöffenordnungen  und  Weisthümer 
der  Stadt  erhalten.  —  Die  Verfassung  wurde  neu  geordnet  durch 
die  sogenannte  Union  oder  Verbundtsbrieff  der  .  ,  .  .  Statt  CoUen 
vom  Jahre  1396«). 


35)  Das  lübiscll^  Recht  wird  11.  1  noch  besonders  zurückgewiesen;  auf 
das  gemeine  geschriebene  Becht  wird  mehrmals  Bezug  genonmien,  z.  B.  ÜJ. 
3;  für  den  Tausch  (UI.  7)  römische  Priucipien;  Kauf  bricht  Miethe  (IIL  8). 

36)  Diese  Bestimmung  widerspricht  dem  Beichsgesetz  von  1521.  §.  19; 
vgl.  oben  S.  204.  N.  97. 

1)  Vgl.  Bd.  L  S.  503  f.  —  Eme  grosse  Zahl  von  Urkunden  und  Bechts- 
qaellen  ist  neuerdings  mitgetheüt  in  den  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt 
Oöln  I.  IL   Herausgeg.  yon  Ennen  und  Ecker tz.  Göln  1860,  1863. 

2)  Mittheilungen  aus  den  Eidbnchem  der  Jahre  1321  —1395  in  den  Quellen 
u.  B.  w.  I.  S.  1—76. 

3)  Auch  gedruckt  in  den  gleich  anzuführenden  Statuten  11.  S.  1—17;  an- 
dere Drucke  verzeichnet  Gen  gl  er  Stadtreohte  B.  71.  N.  8. 
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£rst  im  Jahre   1437   wurden  ausführliche  Statuten  redigirt, 
welche  den  Titel  fuhren: 

Statuta  und   Conwrdata  der  H.  Freyen  Eeichs  Stadt  CoUn^ 
durch  Burgermeister  und  Bäht,  mit  raht  aller  Bähten  u.  44 
sampt  Gräff  u,  Scheffen  dess  hohen  Gerichts,  nach  dero  wci- 
herhradhten  alten  Statt  Bechten  mittels  Eyds  auffgericht.  Anno 
Domini  1437.    Die  welche  durch  die  Bim.  Kgl.  MaiestaU  u. 
den  Ertzbischoffen  eu  Collen  in  dero  huldigungen  mittels  Eyds 
bestääiget  worden^). 
In  der  Einleitung  erklären  Bürgermeister  und  Rath,  sie  hät- 
ten, da  manche  Gesetze  nicht  so  klar  sprächen,  als  sich  gebühre, 
und  von  Zeit  zu  Zeit  einer  Veränderung  bedürften,   die  Raths- 
freunde,  Schöffen,  Grafen,  des  hohen  Gerichts  und  etliche  Mit- 
schöffen beschickt,  um  sich  über  die  alten  Ordinantien  zu  bespre- 
chen*), dieselben  wieder  zu  erwecken,  zu  läutern  und  neue  Ge- 
setze zu  berathen,  wie  sie  sich  für  die  neuen  Verhältnisse  schicken. 
So  seien  die  folgenden  Gesetze  beschlossen  worden.  Diese  Statu- 
ten in   137  Artikeln,  von  denen  manche  in  einzelne  Abschnitte 
zerfallen,    beruhen  zum  grossen  Theil  auf  älteren  Rechtsquellen, 
welche  nur  in  eine  Art  von  systematischer  Ordnung  gebracht  sind. 
Bei  einzelnen  Artikeln  ist  noch  der  Ursprung  zu  erkennen,  indem 


4)  üeber  die  Ausgaben  dieser  und  der  späteren  Oölnischen  Quellen  vgl. 
T.  Kamptz  ProYinzialrechte  III.  S.  591  f.,  593  ff.  u.  Gengier  S.  72  f.  Ich 
bediente  mich  einer  Ausgabe  s.  1.  et  a.  4.;  das  Titelblatt  lautet:  Folgen  die 
Statuta  u.  Concordate  u.  s.  w.,  wie  im  Text  angegeben;  auf  S.  186  steht 
Ende.  Es  folgt  dann  ohne  weiteren  Titel  mit  neuer  Paginimng  (S.  1 — 176) 
noch  eine  Zahl  von  Oölnischen  Quellen.  Ich  werde  im  Folgenden  diese  bei- 
den Theile  citiren  als  Statuten  I.  u.  11.  Beide  Theile  scheinen  gleichzeitig 
und  wegen  der  enthaltenen  Stücke  1581  oder  später  gedruckt  zu  sein;  weil 
die  letzte  Quelle  des  1.  Theils  vom  J.  1570  ist,  hat  man  diese  Ausgabe  als  1570 
gedruckt  angegeben,  so  Eichhorn  IIL  S.  306.  N.  e.  —  Nur  eine  Titelausgabe 
scheint  zu  sein:  Cöllnische  Beformation,  das  ist  dess  Heil.  Böm.  Reichs  .... 
Stadt  CöUn  u.  s.  w.  Nümb.  1622.  4.  (Eichhorn  a.  a.  0.  schreibt  irrig 
1621).  —  V.  Eamptz  S.  596  hat  bei  seiner  Angabe,  dass  beide  Ausgaben 
177  Seiten  haben,  übersehen,  dass  in  der  Mitte  des  Buchs  eine  neue  Pagini- 
rung  beginnt.  —  Die  Statuten  von  1437  stehen  in  beiden  Ausgaben  S.  1 — 111. 
—  Ausserdem  war  mir  zur  Hand  eine  Ausgabe  1562.  fol. 

5)  Obgleich  im  Jahre  1390  zu  Oöln  eine  Universität  errichtet  war,  sehen 
wir  doch  nichts  von  einer  Theilnahme  der  Juristen  an  der  Berathung  dieser 
Statuten. 

Oeutiche  fiechtsgeschichte  I.    8.  19 
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in  ihrem  Eingänge  angegeben  wird,  durch  welche  Uebelstände 
sie  veranlasst  seien,  und  dass  sie  der  Bath  mit  Zuziehung  der 
übrigen  an  der  Gesetzgebung  theilnehmenden  Factoren  erlassen 
habe.  Wegen  dieses  Verhältnisses  zu  den  alten  Statuten  ist  das 
Gesetzbuch  sehr  unyoUständig  und  umfasst  längst  nicht  das  ge- 
»ammte  ßechtsgebiet;  auch  wollte  es  nicht  alle  früheren  Rechts- 
quellen ausser  Uebung  setzen;  insbesondere  sollte  der  Inhalt 
des  Eidbuches  weiter  fortgelten«).  Die  auf  dem  Titel  bemerkte 
königliche  Bestätigung  bezieht  sich  nicht  auf  diese  Redaction  der 
Statuten,  sondern  darauf,  dass  die  Könige,  nach  der  Huldigung 
der  Stadt '),  derselben  alle  ihre  Privilegien  zu  bestätigen  pflegten. 
So  enthalten  auch  die  Statuten  (S.  6—8)  eine  deutsche  üeber- 
setzung  der  Bestätigungsurkunde,  durch  welche  Sigismund  im 
Jahre  1413  der  Stadt  alle  ihre  Privilegien  und  Brieffe  confirmirt, 
wie  sie  dieselben  von  Königen  und  Erzbischöfen  erhalten  hat. 
Nach  dem  Huldigungsformular  der  Stadt  gegen  den  Erzbischof 
und  dem  Formular  für  dessen  Bestätigungsbrief  folgen  (S.  10  ff.) 
die  eigentlichen  Statinen  und  Coneordaten, 

Dieselben  beziehen  sich  auf  Gerichtsweseu,  Verfügungen  von 
Todes  wegen,  Veräusserung  von  Rechten  an  Grundstücken,  eheli- 
ches Güterrecht,  Familienrecht,  Eintragungen  in  die  Gerichtsbü- 
cher, peinliches  Verfahren,  Schuldprocess.  Von  art.  65  an  be- 
ginnt eine  Reihe  strafrechtlicher  Artikel  mit  der  Einleitung: 
Vort  mehr  so  vemewen  wir  unsere  Alte  gesaUe,  das  wir  vorzeitten 
mit  Greff  u.  Schaffen  des  Hohen  Gerichts  vertragen  haben  u.  wöUen 
das  auch  forthan  festlich  gehalten  haben  u.  s.  w.,  unter  welchen 
auch  Artikel  über  das  Senatusconsultum  Macedonianum  und  das 
Verbot  von  Veräusserungen  zum  Nachtheil  der  Gläubiger  stehen. 
Art.  79  folgt  eine  neue  üeberschrift:  Reformation  der  ÄUe  Beckt 
u.  Morgensprache  in  Collen  anno  1437  ....  von  newem  bestätiget 
u.  s.  w. ;  der  Inhalt  bezieht  sich  auf  Strafrecht  und  Polizei.  Es 
folgt  (art.  109  ff.)  eine  Ordinantie  auff  die  Gerichte  binnen  der 
Statt  CöUen  und  (art.  123 — 137)  eine  Schreinordnung »). 


6)  Im  Eide  der  Bathspersonen  S.  3  heiset  es,  sie  sollen  diese  Statuten 
beobachten  mit  den  andern  Puneten,  in  unserm  Eyäbuch  beschrieben. 

7)  S.  5  enthält  die  Formel  dafür. 

8)  V.  Kamptz  Ell.  S.  591.  N.  17  schreibt  irrthümlich  diese  Schreinord- 
nong  dem  J.  1473  zn;  in  der  That  giebt  es  eine  solche;  sie  ist  aber  von  die- 
ser verschieden  und  steht  Statuten  IL  S.  74<-82. 
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Nur  wenige  Bestimmangen  beziehen  sich  auf  römische  Rechts* 
Sätze  oder  Institute,  und  zwar  nur  auf  solche,  welche  bereits  in 
Vielen  Gegenden  Deutschlands  in  üebung  waren®).  Die  meisten 
Artikel  gehören  der  Verfassung,  um  welche  Jahrhunderte  hin- 
durch in  Cöln  gestritten  wurde,  und  dem  damit  zusammenhän- 
genden Gerichtswesen  an;  nur  wenige  betreffen  das  Privatrecht 
oder  Strafrecht  '<>). 

Unter  den  weiteren,  besonders  auf  die  Verfassung  und  das 
Gerichtswesen  sich  beziehenden  Kechtsquellen  der  Stadt  heben 
wir  nur  einige  der  wichtigeren  hervor: 

1.  48  Artikel  untör  dem  Titel:  cfer  Stadi  CoOm  dUe  Eecht  u. 
Burger  Freyheiten^^),  über  Gerichtswesen  und  Privatrecht,  welche 
die  persönliche  Freiheit  in  den  mannigfaltigsten  Beziehungen  ge- 
währleisten; sie  scheinen  später  als  die  Statuten,  aber  vor  dem 
Jahre  1513  verfasst  zu  sein  ^^). 

2.  Die  Gomordaten,  welche  jsfwischen  JErMschoff  Herman  .... 
an  einem  u.  d&t  Statt  Collen  am  andern  Theä  uffgericht,  v.  1506  **), 
über  Gerichtswesen,  Marktreöht,  Stadtwage,  Geleit 

3.  Der  Iransfix  auff  den  Verbundsirieff,  durch  Bürgermeister 


9)  Art.  6:  Fideioommissarische  Bestimmungen  sollen  nicht  über  die  dritte 
Generation  hinauswirken;  art.  12:  beneficimn  inyentarii;  art.  73:  das  SOtmn 
Macedon. 

10)  Für  manche  Artikel  lässt  sich  der  Ursprung  aus  alten  Quellen  nach- 
weisen; art.  1  vgl.  mit  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Cöln  I.  S.  187,  191 
a.  1346;  art.  2  u.  5  vgl.  QueUen  I.  S.  203,  208.  a.  1387;  art.  7  vgl.  Quellen 
I.  S.  58  -61.  a.  1385;  art.  37  vgl.  QueUen  I.  S.  204f.;  die  Ordinantie  art. 
109 flP.  beruht  auf  Quellen  I.  S.  233  f.;  art.  130  —  135  auch  in  Quellen  I. 
S.  231  f. 

11)  n.  S.  46-74. 

12)  Art  18  nimmt  Bücksicht  auf  den  N.  3  angefahrten  Verbundbrief 
vom  J.  13%,  aber  nicht  auf  das  sogenannte  Transfix  vom  Jahre  1513  {IL. 
S.  18—45).  —  Auch  die  Bestimmung  in  art.  34,  dass  man  wegen  eines  ge- 
scholtenen ürtheils  nicht  blos  Doctoren  und  Pfaffen  zu  Bathe  ziehen  solle, 
weil  so  die  Stadt  leicht  ihre  Bechte  und  Freiheiten  verliere,  weist  wohl  auf 
eine  Zeit  vor  1506,  da  in  diesem  Jahre  Bestimmungen  über  die  Befragung 
der  Doctoren  getroffen  waren,  vgl.  S.  77.  N.  54. 

Auch  hier  lassen  sich  zum  Theil  die'  Quellen  nachweisen;  vgl.  art.  45 
mit  QueUen  L  S.  58—61.  a.  1345;  art.  41  —  43  enthalten  4  Sätze  über  un- 
eheliche Kinder  und  die  Beichsacht,  welche  als  Kaiserrecht  bezeichnet  wer- 
den und  in  QueUen  I.  S.  187  f  stehen. 

13)  I.  S.  111—133.  —  Ueber  das  Befragen  der  Bechtsgelehrten  vgl.  S. 
77.  N.  54. 

19* 
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u.  BaM  ....  auffgericU  anno  1513  '*),  in  welchem  die  Verfas- 
sungssätze  des  Verbundsbriefs  genauer  erklärt  werden.  Im  art. 
13  (S.  25)  wird  auch  bestimmt,  diis  man  unser  Staä  Statuten,  mit 
Mäht  der  Eechtsgelehrten,  sobald  das  möglich  ist,  ordenüich 
setzen  und  trocken  lassen  soU.  Es  wurde  dies  aber  nicht  ausge- 
"führt;  man  hat  zu  Cöln  kein  Gesetzbuch  unter  eingehender  Be- 
nützung des  römischen  Eechts  und  unter  Zuziehung  der  Juristen 
der  Universität  ausgearbeitet,  sondern  begnügte  sich,  die  Statu- 
ten von  1437  von  Neuem  abschreiben  und  seit  1562  öfter  ab- 
drucken zu  lassen. 

4.  Die  in  deutscher  Sprache  verfasste  Eeformatio  Judicialis 
Processus;  Judidorum  civitatis  Coloniensis,  per  Conradum  Bete- 
dorpium,  Jurium  Doctorem,,Syndicum  concepta,  et  ordinarios  Uni- 
versitatis  revisa,  nee  non  totum  Senatum  Coloniensem  et  44  viros 
comprohata,  Anno  Domini  1570^%  Diese  Gerichtsordnung,  wel- 
che hie  und  da  auf  die  Statuten  Rücksicht  nimmt  und  in  ein- 
facher Weise,  indem  sie  sich  von  unpraktischen  und  dem  bis- 
herigen Rechtsleben  fremden  Rechf^sätzen  freihält,  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Processes  darstellt,  hat  durchweg  die  Tendenz, 
die  weitläufigen  Verhandlungen  abzuschneiden  und  die  Schnellig- 
keit der  Justiz  zu  befördern;  je  nach  der  Höhe  des  Streitobjects 
sollen  alle  Processe  in  drei  oder  sechs  Monaten  oder  in  einem 
Jahre  entschieden  sein  (S.  150);  Sachen  unter  12  Goldgulden 
sollen  mündlich  verhandelt  werden.  Alle  Processe  sollen  (S.  148) 
dem  alten  Gebrauch  nach  summarie  ausgeführt  werden,  und  daruwib 
ob  die  gemeine  wesentliche  Ordnung  des  Gerichtlichen  Process  inhäU 
Kayserlichen  beschrieben  rechten  u.  die  substantial  termine,  als  be- 
festigung  des  Kriegs,  der  Eyd  vor  gefährden,  der  termin  zu  Artin 
culiren  u.  alle  andere  substantial  stucken  aussgelassen  werden,  tde 
biss  anhero  breuchlich  gewest  u.  erhalten  worden,  soll  derhalben  der 
Process  als  undüchtig  oder   nichtig  nit  erkant  noch  erhalten   wer- 


14)  n.  S.  18 — 45.  —  Eine  frühere  Vereinigung  der  Landschaft  vom  Jahre 
1463  über  die  von  jedem  Erzbischof  zn  beobachtende  Verfassung  bei  La- 
Combi  et  Urkundenbuch  IV.  N.  325. 

15)  L  S.  136 — 186.  Ueber  den  Verftusser  Conrad  Betzdorp  kann  ich 
nur  (aus  Bianco  die  alte  Universität  Cöln  I.  1856.  S.  818  ff.)  mittheilen, 
dass  er  art.  et  leg.  Dr.,  im  Jahre  1567  Beotor  war,  und  im  J.  1574  als  Pro- 
fessor des  Codex  bezeichnet  wird,  üeber  die  iuristischen  Professoren  dieser 
Zeit  vgl.  Bianco  S.  348  ff. 
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den^^).  Zweifel  in  Betreff  der  Auslegung  der  Ordnung  seien 
durch  den  Rath  und  dessen  yerpflichtete  Rechtsgelehrte  zu  ent- 
scheiden (S.  181).  Die  Richter  sollen  Recht  sprechen  (S.  136) 
den  Kayserlichen  heschn^mi  Reckten  oder  der  Statt  Statuten,  u.  Ordr 
ftungen  u,  alten  Löblichen  gebrauchen  u.  der  biUi(Meit  gemäss,  und 
gemäss  dem  Richtereide  (S.  138):  nach  redlichen  erbaren  ordnunr 
gen  Statuten  und  gewonheiten  der  Statt  Collen  oder  sonst  nach  ge^ 
meinen  beschriben  rechten.  In  den  Statuten  von  1437  waren  nur 
wenige  Sätze  des  römischen  Rechts  aufgenommen,  in  der  Pro- 
cessordnung  von  1570  bildet  dasselbe  die  subsidiäre  Rechtsquelle. 
Die  ürtheiler  sind  aber  auch  nach  dieser  Ordnung  keine  Gelehrte, 
da  sie  alter  Gewohnheit  gemäss  (S.  139)  alle  halbe  Jahre  vom 
Rath  neu  gewählt  werden.  Daher  sollen  sie  auch  (S.  170),  wenn 
die  Sache  toichtig  u,  irrig  und  sie  das  Urtheil  nicht  finden  können, 
bei  den  unpartheylichen  BecMserf ahmen ,  die  einem  Ersamen  BaM 
mit  Eyde  verpflicht,  auff  der  Parthey en  simliche  Kosten  Bäht  sih 
chen  u.  ürtheü  fassen  lassen. 

Einzelne  Sätze  scheinen  der  Wormser  Reformation  entlehnt 
zu  sein  *'). 

n.    Lübeck  18). 

Nächst  dem  Magdeburger  Recht  hatte  das  von  Lübeck  die 
weiteste  Geltung  in  Deutschland  *^).  Sehr  viele  Städte  holten  von 
Lübeck  ihre  ürtheile,  oder  erhielten  von  dort  ausfiihrliche  Auf- 
zeichnungen über  das  Stadtrecht.  Ln  Laufe  der  Zeit  war  das- 
selbe "in  mehreren ,  nicht  völlig  mit  einander  übereinstimmeuden 
Formen  verzeichnet  worden,  so  dass  verschiedene  Redactionen 
neben  einander  sowohl  in  Lübeck,  als  auch  in  den  mit  Lübischem 
Recht  bewidmeten  Städten  cursirten.  Auch  waren  manche  Ver- 
schiedenheiten in  die  Handschriften  durch  die  Schreiber  hinein- 
gekommen, weil  dieselben  gelegentlich  ihre  eigenen  Rechtskennt- 
nisse an  den  Mann  zu  bringen  suchten;  oder  es  hatten  sich  auch 
frrthümer  eingeschlichen,   indem  die  Abschreiber  bei  ihrer  ün- 


16)  Eine  Oontroverse  wird  abgeschnitten  S.  161. 

17)  S.  159,  160  ist  zum  Theil  ein  wörtlicher  Auszug  aus  der  Wormser 
Reformation  HI.  2.  tit.  3. 

18)  Ueber  die  Geschichte  des  Lübecker  Stadtrechts  vgl.  Biccius  Aus- 
führlicher Entwurf  u.  s.  w.  S.  89  flf.,  Dreyer  Einleitung  in  die  Lübischen 
Verordnungen  1769.  4.  S.  243  ff.,  Siebenkees  Jurist  Magazin  L'S.  529  ff. 

19)  Vgl.  Bd.  I.  S.  541  ff 
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kenntniss  der  alten  Sprache  manchen  Ausdruck  missverständlicli 
wiedergegeben  hatten  *o)^  Eine  ältere  Form  fles  Lübischen  Rechts 
in  niederdeutscher  Sprache  war  zu  Rostock  von  dem  berühmten 
Buchdrucker  Ludwig  Dietz,  im  Jahre  1509  (in  klein  Quart)  her- 
ausgegeben und  allgemein  zugängUch  geworden  *<). 

So  war  das  Bedürfaiss  nach  einer  Revision  und  Feststellung 
des  Textes,  zum  Theil  aber  auch  nach  einer  Abänderung  des  alten 
Rechts  unzweifelhaft  vorhanden.  Schon  im  Jahre  1547  hatte  der 
Syndicus  Job.  Rudel  den  Auftrag  erhalten,  das  Stadtrecht  zu 
bearbeiten;  doch  hat  er  ihn  nicht  ausgeführt.  Mehrmals  hatten 
sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  Städte, 
welche  nach  Lübischem  Recht  lebten,  wie  Rostock,  Stralsund, 
Wismar  nicht  blos  über  die  Unsicherheit,  sondern  auch  rüber 
manche  Härten  des  Stadtrechts  beschwert  und  eine  Revision  be- 
antragt. Im  Jahre  1582  wurde  dieselbe  dem  Bürgermeister  Jo- 
hann Lüdinghausen,  dem  Syndicus  Dr.  Calixtus  Schein  und 
dem  Rathsherrn  Gottschalk  v.  Stiten*^)  übertragen;  sie  sollten 
die  verschiedenen  Handschriften  durchgehen,  mit  einander  ver- 
gleichen, das  Unpraktische  fortlassen  und  das  Uebrige  in  gute 
Ordnung  bringen. 

Aber  noch  bevor  sie  mit  ihrer  Arbeit  fertig  wurden,  erschien 
eine  Privatarbeit  von  dem  Bürgermeister  zu  Crempe,  Dr,  Joachim 
Kolle,  welcher  sie  besonders  aus  Neid  und  Missgunst  gegen 
Schein  verfasst  haben  soll 2») :  EinBecMhuch,  darinne die  Ariikdn^ 
80  man  Lubisch  BecM  nennet  u.  in  den  manuscriptis  Exemplaribus 
gefunden,  Nicht  alleine  in  eine  bequeme  u.  richtige  Ordemmg  gebra^M^ 
Besondem  auch  das  Sechsische,  Key  serliche  u.  Göttliche  Becht  zu- 
gleich mit  emgeführt  u.  angezogen  (Hamburg  1586.  4.);  ein  jetzt 
seltenes  Werk,  welches  der  Verfasser  für  die  nach  Lübischem  Recht 


20)  Ueber  diese  Bechtsnnsicherheit  vgl.  Dreyer  S.  245  ff. 

21)  Vgl.  über  üin  Hach  Lübisches  Recht  S.  102.  N.  1  u.  Lisch  Ge- 
schichte der  Buchdrnckerkunst  in  Mecklenburg  1839.  S.  75  f. ;  über  die  Aus- 
gabe Lisch  S.  81  ff.,  Hach  S.  102  ff.  u.  177  f.  —  Dietz  sagt  in  der  bei 
Hach  gedruckten  Vorrede,  er  habe  viele  Handschriften  des  Lübischen  Rechts 
angesehen,  welche  sich  sowohl  dem  Sinn  nach,  als  in  der  Ordnung  und  Zahl 
der  Artikel  als  verschieden  erwiesen  hätten,  darum  habe  er  das  seiner  Mei- 
nung nach  beste  Manuscript  abgedruckt. 

22)  Dass  so  sein  Name,  vgl.  Dreyer  S.  260.  N.  8. 

23)  Vgh  Westphalen  monumenta  inedita  JH.  p.  120.  m.;  Hach  S.  158 
hält  dies  für  ungegründet;  über  dies  Werk  vgl.  Hach  S.  155  ff. 
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lebenden  Städte  bestimmt  hatte.  Es  zerfällt  in  4  Theile,  de  per- 
sonis,  de  contractibus ,  de  hereditatibus  und  de  delictis,  in  fort* 
laufend  gezählte  Titel  und  Artikel.  Der  Text  selbst  ist  nieder- 
sächsisch, die  Noten  mit  Stellen  der  fremden  Rechte,  des  Sach- 
senspiegels und  der  Bibel  hochdeutsch^^). 

Jene  Revisoren  wurden  in  demselben  Jahre  mit  ihrer  Arbeit 
fertig,  welche  unter  dem  Titel  erschien: 

Lübeckische  Statuta  und  Stadtrecht,  aus  alter  Sächsischer 
Sprache  ins  Hochdeutsche  gebracht,  von  neuem  übersehen 
und  rerbessert.    durch  Job.  Ballhom  gedruckt  4.^*). 

Das  revidirte  Lübische  Stadtreoht  zerfällt  in  6  Bücher,  Titel 
und  Artikel:  das  1.  Buch  bezieht  sich  auf  Verfassung,  Ehe,  Vor- 
mundschafi;,  Verjährung,  das  2.  auf  Erbrecht  und  Stadtgüter, 
das  3.  auf  Verträge,  Pfandrecht,  Schadensersatz,  Gebäude,  das  4. 
auf  Strafrecht,  das  5.  auf  den  Process,  das  6.  auf  das  Seerecht. 
Dies  6.  Buch  wurde  bald  durch  das  im  Jahre  1614  (vgl.  S.  268. 
N.  7)  gedruckte  hanseatische  Seerecht  ausser  Kraft  gesetzt. 

Die  Revisoren  hatten  nicht  die  Absicht,  wie  die  Redactoren 
der  meisten  städtischen  Reformationen^  das  statutarische  Recht, 
in  soweit  es  in  üebung  war,  mit  dem  gemeinen  Recht  zu  ver- 
binden und  dem  bestehenden  Rechtszustande  anzupassen;  sie  ha- 
ben sich  wesentlich  an  das  alte  Lübische  Recht  gehalten,  das- 


24)  Hach  S.  157  artheilt:  „das  Ganze  ist  ein  elendes  Machwerk,  indem 
nicht  nur  manches  Gediegene  des  ächten  Lüb.  Bechts  ausgelassen,  sondern 
auch  die  Einmischnng  des  Fremdartigen,  namentlich  des  Komischen,  hier  mit 
solchem  Unverstände  geschehen  ist,  dass  man  kaum  eine  Entschuldigung  da- 
für EU  finden  wässte,  wenn  man  nicht  wahrnähme,  dass  wirklich  andere  Lüb. 
Beohtsbncher  des  16.  Jahrhunderts  den  Verfasser  irregeleitet  haben.  ^  —  Dass 
dies  Werk  von  Mevius  und  Stein  für  das  ältere  Lüb.  Beeht  ausschliesslich 
benützt  sei,  vgl.  Hach  S.  158.  N.  3. 

25)  Bei  Biene r  comm.  de  origine  legg.  et  jur.  II.  1.  p.  364  lautet  der 
Titel  anders.  —  Indem  man  das  Punktum  hinter  verbessert  fortliess,  entstand 
die  Redensart  verbessert  durch  Johann  Ballhom,  welche  andeutet,  wie  wenig 
man  mit  dieser  Revision  der  Statuten  zufrieden  war;  vgl.  Siebenkees  a. 
a.  O.  —  Ballhom  hat  auch  meh;*ere  Kirchenordnungen  gedruckt,  Sieben- 
kees S.  531  ff.  Dies  revidirte  Lübische  Recht  erschien, noch  sehr  oft:  Stettin 
1586,  1594  u.  1595,  Lübeck  1595,  1608,  1614,  1616,  1644,  1655,  1657,  1679, 
1680,  Glückstadt  1708,  1724,  Lübeck  1708,  1728,  1739.  Auch  in  Bunge  die 
Quellen  des  Revaler  Stadtrechts  I.  S.  125  ff.  Porp.  1844.  8.  —  Einen  lateini- 
schen amtlichen  Text  hat  es  nicht  gegeben,  Dreyer  S.  255,  anderer  Mei» 
nung  V.  Cronhelm  Corp,  Statut,  prov.  Hols.  1750.  S.  111  f. 
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selbe  in  die  neuere,  hochdeutsche  Sprache  übertragen,  an  weni- 
gen Stellen  mit  Bewusstsein  verändert  oder  durch  Zusätze  ver- 
mehrt und  dem  römischen  Recht  nur  geringen  Einfluss  gegönnt* 
Das  Lübische  Stadtrecht  verleugnet  in  keiner  Materie,  selbst  nicht 
im  Erbrecht  26)  (abgesehen  von  einigen  römischen  Sätzen  über 
testamentarisches  Erbrecht)  und  in  den  Verträgen,  seinen  deut- 
schen, resp.  sächsischen  Ursprung,  und  enthält  meistentheils  Be-- 
Stimmungen,  welche  wörtlich  den  Quellen  des  früheren  Mittel- 
alters entsprechen  *').       • 

Auch  dies  revidirte  Recht  hat  eine  sehr  weite  Verbreitung 
ni  den  Städten,  welche  bisher  nach  Lübischem  Recht  lebten,  ge- 
wonnen; in  manchen  Städten  konnte  es  aber  wegen  der  hier  in 
der  Zwischenzeit  entstandenen  neuen  Rechtssätze  nicht  ohne 
Veränderung  Eingang  findende). 

So  liess  Rostock^ö),  welches  zu  einer  Revision  des  Lübi- 
schen  Re9hts  gedrängt  hatte,  da  ihm  dies  revidirte  Recht  nicht 
genügte,  ein  eigenes  Stadtrecht  bearbeiten.  Der  von  dem  Syn- 
dicus  Heinrich  Camerarius  verfasste  Entwurf  erhielt  aber 
nicht  die  Genehmigung  des  Magistrats  s<>).  In  Folge  von  Ver- 
handlungen mit  dem  Magistrat  von  Lübeck  wurde  das  revidirte 
Lübische  Recht  in  einzelnen  Beziehungen  abgeändert,  und  so 
im  Jahre  1597  publicirt. 

Mit  Abweichungen  galt  es  auch  zu  Anclam;  im  Jahre  1780 


^  26)  Da  die  meisten  Gesetzbücher  dieser  Zeit  im  Intestaterbrecht  sich 
mehr  oder  weniger  dem  römischen  Recht  anschliessen ,  so  will  ich  nnr  be- 
merken,  dass  nach  11.  2.  1.  die  Successionsordnung  folgende  ist:  1)  Kinder, 
2)  Kindeskinder,  3)  Geschwister,  4)  Eltern,  5)  Halbgeschwister,  6)  Gross- 
eltem,  7)  Geschwister  der  Eltern,  8)  die  Kinder  derselben,  hiertnnen  sind 
beschlossen  alle  Erben  w.  JErbnemen,  Diese  Sätze  werden  dann  im  weiteren 
in  einzelnen  Anwendungen  durchgeführt. 

27)  Pauli  Abhandlungen  aus  dem  Lüb.  Recht  III.  S.  105.  262  bemerkt, 
dass  die  Revisoren  mit  dem  Entwicklungsgänge  des  Lübischen  Rechts  unbe- 
kannt und  unfähig  waren,  den  yorgefundenen  Rechtszustand  zu  beherrschen, 
und  dass  sie  bei  ihrer  Bearbeitung  dem  alten  Recht  unabsichtlich  bisweilen 
einen  anderen  Sinn  gegeben  haben. 

28)  Vgl.  darüber  ][v.  Seeckt)  Provinzialrecht  yon  Neu- Vorpommern  und 
Rügen  VI.  S.  16  flP. 

29)  Vgl.  V.  Kamptz  Mecklenb.  Oivilr.  I.  S.  272  ff.,  vgl.  auch  oben  S.  232. 

30)  Ueber  Heinrich  Oamerarius  vgl.  Krabbe  Universität  Rostock  S. 
697  ff.:  geb.  zu  Braunschweig  1547;  Professor  zu  Rostock  1587,  dann  auch 
Syndicus,  gestorben  1601. 
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wurde  es   daselbst  ganz  und  gar  von  dem  Anclamer   Magistrat 
abgeschafft*^). 

Ausser  dem  Stadtrecht  besass  Lübeck  auch  eine  Bauem- 
sprache**),  welche  in  4  Abtheilungen  an  vier  Tagen  vom  ßath- 
hause  herab  verlesen  wurde.  Nachdem  sie  seit  1533  öfter  um- 
gearbeitet worden  war,  behielt  sie  seit  1620  constant  die  Gestalt, 
in  welcher  sie  noch  bis  Anfang  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
verlesen  wurde**). 


§.  77.    Die  NSmberger  Reformation  ^). 

I.  Unter  allen  Stadtrechten  dieser  Periode  ist  die  Nürnber- 
ger Reformation  von  1479  mit  ihren  Revisionen  das  wichtigste 
und  einflussreichste   gewesen.     Zu  Nürnberg  hat  man  es  zuerst 


31)  Der  Inhalt  desselben  ist  theils  wörtlich,  theils  durch  Verweise  mit-' 
getheilt  bei  Riedel  Magazin  des  Prov.  u.  Statut.  Bechts  der  Mark  Branden- 
burg u.  des  Herzogth.  Pommern  I.  1.  1837,  S.  81—112.  -^  Ueber  das  Recht 
von%nclam  vgl.  auch  Beck  ebendas.  S.  113 ff.,  über  die  Redaction  von  1780 
S.  129  ff. 

32)  Die  von  mir  I.  S.  164.  N.  3    erwähnte  gehört    nach   Frensdorf 
(Verfassung  Lübecks  S.  164.  N.  3)  wahrscheinlich  nach  Rostock. 

33)  Gedruckt  in  (Willebrand's)  Betrachtung  über  die  Würde  der 
Hansa,  1768.  S.  68—76,  u.  v.  Mella  gründl.  Nachricht  von  Lübeck,  3.  Ausg. 
1787.  S.  111— J.18.  —  In  der  Lüneburger  Niedergerichtsordnung  (P uf en- 
do rf  observ.  III.  p.  366  ff.)  findet  sich  eine  Ordnung  für  den  Prooess  im 
öastgericht,  welche  man  auf  besondere  Befragung  vom  Rath  zu  Lübeck  er- 
halten hatte. 

1)  Literatur:  Wagenseil  de  civitate  Noribergensi  commentatio.  Alt. 
1697.  4.  —  Historia  Oodicis  juris  statutarii  sive  reformationis  Norimbergensis 
8ub  moderamine  lo.  Dav.  Koeleri  .  .  .  .  a.  1721  publicae  commilitonum  dis- 
quisitioni  exhibita  a  lo.  loachimo  Nutzelio.  (Alt.)  4.'  Die  Schrift  ist  selten 
und  enthält  yiele  interessante  und  genaue  Angaben,  von  denen  nur  zu  be- 
dauern ist,  dass  der  Verfasser  nirgends  augiebt,  aus  welchen  Documenten  er 
sie  schöpfte.  Sie  wird  oft  Koeler  irrthümlich  zugeschrieben,  ist  aber,  wie 
sich  aus  Koeler 's  Nachschrift  ergiebt,  von  Nutze  1  verfasst.  —  Sieben- 
kees  Gesch.  des  Nümb.  Stadtrechts  oder  der  Reformation  und  der  verschie- 
denen Ausgaben  derselben,  in  s.  jur.  Magaz.  I.  1782.  8.  S.  315—372,  eine 
Uebersetzung  und  Bearbeitung  der  Schrift  von  Nutzel,  mit  einzelnen  Zu- 
sätzen. —  Ungenügende  und  falsche  Nachrichten  in:  Histor.  Nachricht  von 
dem  Ursprünge  und  Wachsthume  des  heil.  Rom.  Reichs  freyer  Stadt  Nürn- 
berg, Frankf.  u.  Leipz.  1707.  8.  S.  60 f.,  z.  B.  dass  der  Name  Reformation 
erst  im  J.  1550  in  Folge  der  Revision  aufgekommen  sei. 
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unternommen,  für  Privatrecht  und  Prooess  die  einheimisohen 
Grundsätze  mit  denen  der  fremden  Rechte  zu  einem  ausführ- 
lichen und  systematischen  StadtrechV  zu  verarbeiten  und  die  Un- 
gewissheit,  zu  welcher  die  Praxis  durch  die  immer  weiter  gehende 
Benützung  der  römischen  Bechtsquellen  gekommen  war,  durch 
eine  umfassende  Codification  zu  beseitigen.  Die  Nürnberger  Be- 
formation  ist  zugleich  das  erste  Stadtrecht,  welches  durch,  den 
Druck  publicirt  wurde,  Ihrem  Inhalt  und  der  Anordnung  nach 
wurde  sie  für  Privatrecht  und  Process  Muster  und  Quelle  für  viele 
spätere  städtische  und  Landesgesetzgebungen  und  begründete  eine 
neue  Epoche  in  der  Geschichte  der  Gesetzgebung. 

Seit  dem  Anfange  des  dreizehnten  Jahrhunderts  hatte  Nürn- 
berg viele  Privilegien  der  deutschen  Könige  erhalten,  sein  Recht 
wurde  seit  dem  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  fortgebildet 
durch  zahlreiche,  zum  geringsten  Theil  gedruckte  Statuten,  welche 
sich  auf  die  Polizei,  zum  Theil  auf  das  Privatrecht  beziehen«). 
Von  einem  Einfluss  des  römischen  Rechts  ist  indessen  nichts 
nachweisbar,  und  wir  haben  auch  von  einem  eigentlichen  Stadt-  * 
recht  bis  zum  Jahre  1479  keine  Kunde  *). 


2)  Besonders  a.  1219 ,  1313;  weitere  Nachweisungen  in  Gengler's 
Stadtrechten  S.  320  flf.  Viele  kaiserliche  Privilegien  von  1328  —  1718  sind  in 
einem  Foliobande  der  Breslaner  Bibliothek  zusammengebunden,  einem  Geschenk 
des  Senior  Bot h  zu  Nürnberg,  a.  1808.  Nach  dem  geschriebenen  Titel  sind 
sie  anf  Veranlassung  des  Baths  bei  Gelegenheit  eines  bei  den-Beichsgerichten 
verhandelten  Prooesses  abgedruckt.    Vgl.  auch  Nutzel  p.  8. 

3)  Vgl.  die  Nach  Weisungen  über  das  Gedruckte  bei  Gen  gl  er  S.  325  ff. 
Hinzuzufügen  ist  noch  Wald  au  Neue  Beiträge  z.  Geschichte  der  Stadt  Nürn- 
berg, L  1790.  S.  219—222,  Verordnungen  gegen  das  Spiel  aus  den  Jahren 
1286,  1299,  1384,  u.  I.  Baader  Nürnberg.  Polizeiordnungen  aus  dem  13.  bis 
15.  Jahrhundert,  1861  (Publicationen  des  litter.  Vereins.  LXIII).  —  Vgl. 
übrigens  auch  unten  §.  79.  N.  33. 

4)  Wenn  es  in  dem  Privileg  Friedrichs  HI.  von  1440  heisst,  das  Fünfer- 
gericht soUe  richten  alle  die,  welche  ihrer  Gesetz  u.  Statut  übertreten,  noc/k 
der  Stadt  Satzung,  Ordnung  m.  Herkommen,  so  ist  wohl  nicht  an  ein  zusam- 
menhängendes Stadtrecht,  sondern  nur  an  die  einzelnen  Willküren  zu  denken, 
welche  allmählich  von  dem  Bath  aufgestellt  und  in  den  Statutenbüchem  ge- 
sanunelt  waren.  —  Siebenkees  S.  317  f.  nimmt  eine  noch  ältere  Beforma- 
tion,  als  die  von  1479,  resp.  1484  an,  weil  dieselbe  schon  im  ersten  Druck 
als  Neue  Beformation  bezeichnet  werde;  doch  konnte  man  sie  sehr  wohl  so 
nennen,  im  Gegensatz  gegen  ältere  Statuten.  S.  321  theilt  er  mit,  dass  zu 
Hermanstadt  im  J.  1481  Thomas  Altenberger,  Magister  civium  et  Judex  re- 
giuSj  ein  Bechtsbuch  anfertigen  liess,  welches  das  Nürnberger,  Magdeburger 
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Da  aber  die  Stadt  schon  seit  der  zweiten  HäJite  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  viele  gelehrte  Juristen  in  ihren  Sold  ge^ 
nommen  hatte  %  so  musste  durch  dieselben  das  Interesse  für  das 
römische  Eecht  immer  mehr  geweckt  werden,  und  es  ist  kein 
blosser  Zufall,  dass  die  erste  in  Deutschland  gedruckte  Ausgabe 
des  Corpus  juris  civilis  in  Nürnberg  (bei  Anton  Koberger)  1482 
und  in  den  folgenden  Jahren  erschien.  Daher  ist  es  auch  sehr 
erklärlich,  dass  als  man  im  Jahre  1479  die  Ausarbeitung  eines 
grösseren  Stadtrechts,  einer  Beformation,  unternahm,  in  derselben 
bereits  viele  römische  Bechtssätze  Aufnahme  fanden.  Ueber  die 
Entstehung  dieser  Beformation,  besonders  über  ihre  Verfasser, 
fehlt  es  leider  an  Nachrichten;  wir  wissen  nur,  dass  sie  im  Jahre' 
1479  fast  fertig  war  und  dann  mit  geringen  Aenderungen  im 
Jahre  1484  gedruckt  wurde.  In  Bücksicht  hierauf  heisst  es  auch  in 
dieser  Ausgabe  von  1484:  Qesetise  der  neuen  Beformacian  der  Stat 
Nureniberg  Nach  crist  gepurt  Tausend  vierhundert  Und  in  dem  neun 
M.  sibentzigsten  Jare  fürgenommen.  In  der  Einleitung  sagt  der 
Rath,  dass  diese  Gesetze  nach  rat  vil  hohgderter  Doctor  u,  den 
gemeinen  geschrihenn  Hechten  ^  so  vü  sich  das  nach  der  Stat  Nu- 
remberg  gdegenheyt  HerJcomen  u/nn  leuffte  hat  erleiden  mügen,  ge- 
mess  gemacht  sind  ^). 

In  den  folgenden  Jahren  erschien  die  Beformation  noch  mehr- 
mals theils  zu  Nürnberg  in  officiellen  vom  Bath  angeordneten 
Ausgaben ,  theils  ausserhalb  Nürnbergs  in  Folge  von  buchhänd- 
lerischen  Speculationen ').    In  denselben  wurden    neue  Gesetze 


und  Iglaner  Becht  enthielt,  und  glaubt,  dass  die  Nürnberger  Beformation  Yon 
1479  in  ihm  benutzt  wnrdc.  Aber  schon  jene  Zusammenstellung  mit  dem 
Magdeburger '^nnd  Iglauer  Becht  macht  es  wahrscheinlich,  dass  nur  ein  älteres 
Kombergcr  Friyfleg  aufgenonmien  wurde. 

5)  Vgl.  oben  S.  59  ff. 

€)  In  dem  Nürnberger  Archiv  finden  sich  zwei  Handschriften,  ans  denen 
diese  erste  Beformation  genommen  ist.  Die  eine  Handschrift  enthält  ein  be- 
reits 1479  g^edmcktes  Begister  der  Titel  und  Gesetze,  welches  wörtlich  mit 
dem  der  Ausgabe  Ton  1484  übereinstimmt,  ausser  dass  in  einzelnen  Titeln 
der  letzteren  noch  einige  Gesetze  hinzugekommen  sind.  Ueber  die  Aende- 
nmgen  und  Zusätze  der  Ausgabe  im  Yerhaltniss  zum  Entwurf -vgl.  Nutzel 
S.  15.  —  Dass  im  J.  1480  die  Juden  gegen  die  Beformation  Widerspruch  er- 
hoben, erzählt  Würfel  Nachrichten  Ton  der  Judengemeinde  in  Nürnberg. 
1755.  4.  S.  33  u.  96,  leider  ohne  das  weitere  Detail  anzugeben. 

7)  Ueber  die  Ausgaben  der  Beformation,  welche  incl.  der  von  1522  alle 
sehr  selten  sind,  und  welche  sich   sämmtlich   in  der  Bibliothek  des  Germ. 
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des  Raths  eingeschaltet,  Zusätze,  Verbesserungen,  Erklärungen 
aufgenommen,  hie  und  da  die  Reihenfolge  der  Leges  verändert, 
aber  es  fand  bis  zur  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  keine 
eigentliche  Umarbeitung  oder  neue  Redaction  Statt.  Es  genügt 
daher,  wenn  wir  in  Betreff  dieser  ersten  Reformation  nur  auf  ihre 
neueste  Gestalt  Rücksicht  nehmen,  wie  sie  in  der  Ausgabe  von 
1522  vorUegt®).  Schon  im  Jahre  1514  beschloss  der  Rath  eine 
Verbesserung  seiner  Gesetze  und  setzte  eine  Commission  aas 
drei  Rathsherren  (Conr.  Imhof ,  Lazarus  Holzschuher  und  Nicol. 
Haller),  drei  Stadtgerichtsschöffen  (Sobald  Schreyer,  ViTilh.  Dörrer 


Nationalmuseums  (vgl.  dessen  Denkschriften  I.  1856.  I.  S.  387)  befinden,  han- 
delt ausföhrlich  Will  Bibliotheca  Norica  Williana  Part.  I.  sect.  2.  1772.  8. 
S.  3  ff.  u.  Siebenkees  a.  a.  0.  Es  sind  folgende:  Nürnberg  1484.  fol. 
(K  ob  erger).  —  s.  1.  et  a.  fol.  (1488),  eine  Ausgabe,  von  der  es  ungewiss 
ist,  ob  sie  zu  Nürnberg  oder  zu  Augsburg  bei  Sohönsperger  erschien; 
Panzer  Annalen  I.  S.  173  entscheidet  sich  für  Augsburg.  —  Bei  Will 
und  Siebenkees  fehlt  dann  die  Ausgabe  s.  1.  et  a.  4.,  welche  die 
Denkschriften  a.  a.  0.  als  zu  Nürnberg  vorhanden  verzeichnen.  —  Augsburg 
(Schönsperger)  1498.  fol.,  mit  vielen  Druckfehlern  (vgl.  über  sie  auch 
Zapf  Augsburgs  Buchdruckergesch.  I.  S.  125  f.);  da  sie  mehrere  seit  1484 
erlassene  Gesetze  und  Zusätze  au&immt,  benützte  der  Buchdrucker  wohl  ein 
Exemplar,  welchem  dieselben  beigeschrieben  waren,  vgl.  Nutzel  S.  17  u. 
Siebenkees  S.  333  ff.  —  Die  zweite  von  der  Stadt  selbst  besorgte  ofücielle 
Ausgabe  ist:  Reformation  der  Kayserl.  Stat  Nurmberg.  Nürnb.  (Hier. 
Holtzel)  1503.  fol.;  vgl.  über  sie  auch  Panzer  Annalen  I.  S.  262 f.  und 
Walch  Beiträge  IV.  S.  424—426.  In  der  Vorrede  sagt  der  Bath,  es  sei 
dieselbe  äbermaln  mit  Bat  etlicher  hochgeUrter  Doctor  vorgenommen;  über 
die  in  ihr  enthaltenen  Zusätze,  Vermehrungen  und  Erläuterungen  vgl.  Nutzel 
p..  18.  Wo  man  Zusätze  machte,  liess  man  bisweilen  die  älteren  Bestim- 
mungen, welche  durch  jene  abgeändert  waren,  stehen;  so  ist  XIL  9  die  das 
ältere  Gesetz  XII.  8  abändernde  Novelle.  —  Die  dritte  officielle  Ausgabe  ist 
Nürnb.  (Friedr.  Peypus)  1522.  fol.  (vgl.  auch  N.  10);  in  ihr  wird  öfter  auf 
andere  Stellen  des  Gesetzbuchs  verwiesen;  im  Ganzen  ist  sie  wenig  von  der 
von  1503  verschieden,  Nutzel  S.  20;  der  Holzschnitttitel  soll  von  Albrecht 
Dürer  sein.  Die  Einleitung  sagt,  der  R^th  habe  im  Verhältniss  zur  Ausgabe 
von  1484  in  etlichen  Titeln  und  Gesetzen  abermals  nach  gehabtem  Bath  gute 
Aenderujngen  und  Besserungen  gemacht. 

8)  Seit  der  Ausgabe  von  1503  folgt  dem  Titelregister  noch  ein  ausführ- 
liches alphabetisches  Inhaltsregister,  welches  ursprünglich  von  Joh.  Tücher 
(1428—1491)  ausgearbeitet  ist;  es  steht  von  seiner  Hand  geschrieben  vor  einer 
Ausgabe  von  1484  in  der  Imhof  sehen  (Ebnerischen)  Bibliothek,  Nutzel 
p.  16,  Pafizer  Annalen  I.  S.  263,  und  erhielt  später  manche  Vermehrungen 
mit  Bücksicht  auf  die  in  der  Reformation  selbst  vorgenommenen  Aenderungen, 
Siebenkees  S.  340. 
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und  Barthold  Haller)  und  den  fünf  Consulenten  (Dr.  JJlr,  Nadler, 
Dr.  Peter  Dozier,  Dr.  Job.  Prozer,  Dr.  Christ.  Scheurl  und  Dr. 
Massilius  Plenninger)  zusammen,  welche  die  Reformation  durch- 
sehen und  bemerken  sollten,  wo  Zusätze  oder  Aenderungen  zu 
machen  seien»).  Das  Resultat  ihrer  Bemühungen  war  die  Aus- 
gabe von  1521  oder  1522  *"),  in  welcher  aber  im  Verhältniss  zu 
der  von   1503  nur  drei  Stellen  ausgelassen  und   zwei  zugesetzt 

sind«!)- 

Die  Nürnberger  Reformation  enthält  nur  Privatrecht  und 
Process  und  zerfällt  in  35  Titel,  welche  in  einzelne  Gesetze  ab- 
getheilt  sind.  Sie  beginnt  in  den  ersten  11  Titeln  mit  dem  rö- 
misch-kanonischen Process.,  in  welchen  gelegentlich  auch  mate- 
rielle Rechtssätze  eingemischt  sind.  In  dem  fünften  Titel  (§.  6) 
scheint  eine  ältere  Gerichtsordnung  aufgenommen  zu  sein  «^).  Der 
12.  bis  21.  Titel  enthält  Erbrecht  und  Familienrecht,  Tit.  22—34 
besonders  Verträge,  aber  auch  Pfandrecht,  Schadensersatz,  Bau- 
emrecht,  dingliche  Klage,  petitorisches  und  possessorisches  Ver- 
fahren, Finden  eines  Schatzes,  Entscheidung  durch  Schiedsrichter, 
Recht  der  Fischerei.  Der  letzte  35.  Titel  ist  eine  sehr  ausführ- 
hche  Bauordnung  (26  FoUoseiten). 

Auch  in  den  privatrechtlichen  Partien  ist  ein  reicher  Ge- 
brauch vom  römischen  Recht  gemacht,  besonders  bei  dem  Inte- 
staterbrecht und  den  Testamenten;  aber  es  wird  durch  dasselbe 
im  Ganzen  das  deutsche  Recht  nicht  beeinträchtigt,  z.  B.  wird  das 
ehehche  Güterrecht  ganz  frei  von  römischen  Bestimmungen  gere- 
gelt. Und  auch  da,  wo  römische  Sätze  benützt  werden,  findet 
kein  Prunken  mit  römischer  Weisheit  Statt,  sondern  es  wird  das 


9)  Nutzel  p.  19  seq.,  Siebenkees  I.  S.  341  f. 

10)  Während  sonst  nur  die  Ausgabe  von  1522  angeführt  wird,  erwähnt 
Panzer  Annalen  11.  S.  48  auch  eine  von  1521,  welche  wohl  nur  in  wenigen 
Exemplaren  in  diesem  Jahre  ausgegeben  wurde,  während  die  meisten  Exem- 
plare dieses  Drucks  das  Jahr  1522  erhielten.  Uebrigens  wurden  im  J.  1522 
nach  Panzer  II.  S.  116  zwei  wesentlich  nbereinstinunende  Ausgaben  yeran- 
staltet,  von  denen  die  letztere  die  Druckfehler  der  ersten  verbesserte. 

11)  Nutzel  p.  20. 

12)  Weil  oft  überflüssige  Termine  abgehalten  werden,  ist  von  dem  Bath 
gemess  KgL  Majestät  Ordnung  diese  nttchgeachriben  Ordnung  fürgenommen; 
es  folgt  dann:  von  den  wesentlichen  Terminen,  der  Antwort  des  Beklagten^ 
juramentum  calumniae,  litis  contestatio,  den  Exoeptionen, 
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fipemde  Recht  in  zeitgemässer  Weise  den  bestehi^nden  Verhält- 
nissen angepasst  ^'). 

In  wie  weit  bei  dem  Gesetzbuche  ältere  einheimische  Quellen 
benützt  sind,  ist  bei  der  mangelhaften  Kunde  über  dieselben  un- 
gewiss '^).  Ebenso  ist  es  durchaus  unsicher,  an  welche  Quellen 
sich  die  Verfasser  unseres  Gesetzbuches  für  das  römische  Recht 
angeschlossen  haben;  für  die  Behauptung,  dass  die  Reformation 
aus  italienischen  Gesetzen  geschöpft  sei,  oder  dass  man  Gesetze 
von  Brüssel  oder  Valentia  erhalten  habe,  fehlt  es  an  jedem  Nach- 
weise **). 

Nur  mit  Bezug  auf  die  Einrichtung  einer  vormundschaft- 
lichen Behörde  erholte  man  sich  Raths  von  Venedig  ^^),  da  es  im 
römischen  Recht  an  Vorschriften  über  die  Thätigkeit  einer  Ober- 
vormundschaftsbehörde fehlte  1^)  und  man  durch  Nürnberger 
Kaufleute  von  der  guten  Rechtsverfassung  der  Venetianer  Nach- 
richt erhalten  hatte.  Man  wandte  sich  im  Jahre  1506  unter 
Vermittelung  Willibald  Pyrkheimers  an  den  Senat  zu  Venedig 
mit  der  Bitte  um  Mittheilung  der  dort  bestehenden  Einrichtungen 
und  Gesetze.  Die  Venetianer  antworteten  noch  in  demselben 
Jahre  und  überschickten  ihnen  in  35  Gapiteln  ein  Compendium  le- 
gum  ac  ordinum  Beip.  Venetae  de  tutelis  pupiUorum  'S).    Es  wurde 


13)  Z.  B.  XXI:  letztwillige  Geschäfte  ohne  ErbeBeinsetzmig  sollen  doch 
als  Oodioill  gelten.  Um  die  Snccessionsordnüng  zn  bestimmen ,  werden  im 
17.  Titel  nicht  nur  im  Allgemeinen  die  Justinianischen  Regeln  mitgethcüt, 
sondern  dem  Bedürfniss  der  Zeit  gemäss  in  ihrer  Oasoistik  auseinandergelegt. 
Auch  finden  sich  hier  einzelne  Yom  römischen  Hecht  abweichende  Normen. 

14)  XX.  3  verweist  auf  das  Stadtbuch,  d.  h.  wohl  das  Statutenbuch:  tote 
im  Statlmch  hey  dem  genannten  Eyde  verzeychnet  ist. 

15)  Ygl.  gegen  jene  Annahme  Nutzel  p.  29  seqq. 

16)  Vgl.  Wagenseil'p.  202  f.  u.  Ad.  Birkner  de  judicio  tutelari  per- 
iUustris  reipublicae  Norimbergensis.  Altorf.  1745.  4. 

17)  Birkner  p.  124:  in  dem  Schreiben  an  Venedig  heisst  es:  et  quam' 
vis  de  Jure  (d.  h.  von  dem  römischen  Becht  oder  TOn  den  bisherigen  Näm- 
berger  Gesetzen)  super  hissapienter  ae  plane  cautum  sü,  tarnen  qtuüitas  lo* 
eofum,  hominum  et  natianum,  sepius  iHiter  exigit,  nee  se  juxta  formam  juris 
communis  astringi  paiitur, 

18)  Dasselbe  steht  bei  Wagenseil  p.  207—223,  Birkner  p.  126^144; 
dftB  Antwortschreiben  bei  Wagenseil  p.  206,  Birkner  p.  125  seq.   In  dem- 

\  selben  heisst  es  unter  Anderem:   Verum  hoc  Vobis  dixerimus,  non  posse  r«- 

ffuüs  gemredibus  eu/ncta  compledi    Sunt  enim  plures  casus,  quam  Uges,  est^ 
que  justior  justus  judex,  quam  justa  Lex, 
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darauf  zu  Nürnberg  im  Jahre  1507  das  Judicium  Tutelare  ein- 
gerichtet und  mit  einer  besonderen  Ordnung  versehen,  welche 
aber  nur  wenig  aus  jenen  Venetianer  Gesetzen  herübemimmt  '•). 
Auffallend  ist  es,  dass  man  bei  der  Redaction  des  Stadtrechts 
von  1522  diesen  Venetianischen  Grundsätzen  keinen  Einfluss  ein- 
räumte; yielmehr  stimmt  die  Reformation  von  1522  in  Rücksicht 
auf  diese  Materie  mit  den  früheren  Ausgaben  überein  und  ein-« 
zelne  kleinere  Zusätze  stammen  nicht  aus  jener  ausländischen 
Quelle  20). 

Das  Strafrecht  wurde  in  der  Reformation  übergangen;  für 
dasselbe  gab  es  einzelne  kleinere  Ordnungen,  so  eine  Halsge- 
richtsordnung von  1481'*). 

n.  Im  sechzehnten  Jahrhundert  nahm  das  Ansehen  des  rö- 
mischen Rechts  immer  mehr  zu;  der  Rath  rechnete  es  sich  zur 
Ehre,  bedeutende  Juristen,  deren  Ruf  weit  verbreitet  war,  in 
seine  Dienste  zu  nehmen  und  gelehrte  Bestrebungen  zu  fördern ''). 
Bei  dem  fortgesetzten  Studium  der  fremden  Rechte  machte  sich 
das  Bedürfniss  nach  einer  neuen,  mehr  systematisch  geordneten 
Revision  des  Stadtrechts  geltend.  Einzelnes  über  die  Tendenz 
derselben  erfahren  wir  aus  der  Einleitung  zu  der  im  Jahre  1564 
vollendeten  Reformation:  das  bisherige  Stadtrecht  sei  grossen- 
theils  dem  gemeinen  Mann  zu  weitläufig  und  irrsam.  Etliches  nicht 
genug  ausgeführt  und  geläutert,  in  manchen  Beziehungen  sei  ein 
ungleiches  Verständniss  eingerissen.  Man  habe  daher  die  frühere 
Reformation  von  Neuem  berathschlagt,  an  einzelnen  Orten  einge- 
zogen, geläutert,  gebessert,  mit  etlichen  nothwendigen  Satzungen 
vermehrt  und  in  eine  richtige  verständliche,  kurze  Ordnung  ge- 
bracht'«).  Schon  im  Jahre  1544  schickte  der  Rath  die  Refor- 
mation von  1522  mit  den  in  der  Zwischenzeit  hinzugekommenen 
Zusätzen  an  Claudius    Gantiuncula,    den   Freund   von  Zasius 


19)  Birkper  p.  27  seqq.  —  Ohrist.  Schenrl  sagt  in  seiner  S.  62.  N.  40 
angeführten  Epistel  p.  198,  nachdem  er  von  der  Yormondschaftebehörde  ge- 
sprochen: Nm  Jianc  Tutarum  vigüantmm  ante  Xll  annos  (diese  Zeitbe« 
Stimmung  ist  nicht  genan)  a  Senatu  Veneto  Patres  muhMSsent,  phirima  de- 
functorum  eülogia  qiwtidie  mpprimerentur, 

20)  Vgl.  auch  Birkner  p.  35  seqq.,  p.  41,  Nutsel  p.  29  seq. 

21)  Vgl.  oben  S.  238. 

22)  Vgl  oben  S.  59  ff. 

23>  Nachrichten  über  die  Geschichte  dieser  Bedaction  bei  Nu t sei  p.  8 
und  danach  bei  Siebenkees  L  S.  348 £ 
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und  Amorbach  ^^),  mit  der  Bitte  um  ein  Gutachten  über  dieselbe. 
Cantiuncula  sandte  sein  Bedenken  dem  Rath  im  Jahre  1546  ein; 
dasselbe  ist  nicht  sehr  umfangreich  und  enthält  nur  eine  Reihe 
gelehrter  odei'  äusserUcher  Bemerkungen  zu  einzelnen  Stellen; 
sie  betreffen  theils  die  Sache,  theils  Form  und  Ausdruck,  gehen 
meist  auf  das  Corpus  juris  und  dessen  Literatur  zurück  und 
erörtern  nur  selten  principiell  bedeutsame  Fragen  2*).  Die  Be- 
daction  des  Gesetzbuches  wurde  dem  Rathsconsulenten  Dr.  Va- 
lentin Kötzler  (1499 — 1564) *«)  übertragen,  welcher  14  Jahre 
mit  Einschaltung  der  AdditionaJien  und  mit  den  weiteren  Arbei- 
ten beschäftigt  war;  die  letzten  Titel  bearbeitete  Dr.  Christ.  Fa- 
bius  Gugel  (1530— 1586) 2').  Ausserdem  wurden  zu  Rathe  ge- 
zogen Dr.  Just.  Bai  er  (gest.  1564)  2®),  Dr.  Job.  Schürstab 
(1521—1567)«»),  Christoph  Kötzler,  der  Sohn  (1523-1563)««) 
und  D.  Ge.  Roggenbach  (1517— 1581)8»)- 

Im  Jahre  1564  erschien  die  neue  Reformation:  der  Stat 
NiMrmberg  verneute  Beformation  (Nürnb.)  1564.  fol.  Sie  ist  die 
neueste  Gestalt  der  städtischen  Codification,  welche  noch  mehr- 
mals aufgelegt  wurde ««),  und  zerfällt  in  drei  Theile  und  39  durch 


24)  Vgl.  über  ihn  oben  S.  42.  N.  81. 

25)  Dies  Gutachten  findet  sich  im  Nürnberger  Stadtarchiv  (VII.  117/119): 
2).  Claudii  Cantiunculae  bedenchen  eu  pessrung  u*  emendaUon  der  Nurmber' 
ffischen  Beformation,  1546;  31  Folioseiten,  unterzeichnet  C.  Cantiuncula  J. 
U.  D.  —  Die  Bedeutung  des  Gutachtens  ist,  wie  ich  mich  durch  genauere 
Einsicht  desselben  überzeugt  habe,  bisher  allgemein  überschätzt  worden.  Es 
findet  sich  öfter  die  irrige  Angabe,  Cantiuncula  habe  fast  alle  Abschnitte  der 
Beformation  mit  gelehrten  Anmerkungen  versehen,  welche  die  Abweichungen 
der  Statuten  vom  gemeinen  Becht  darstellen,  oder  gar,  er  habe  die  Beforma- 
tion von  1564  ausgearbeitet;  vgL  Nutzel  p.  22,  Siebenkees  I.  S.  348, 
Schneidt  thes.  jur.  Francon.  I.  1.  p.  57,  59,  Selchow  elementa  juris  germ. 
§.  81.  N.  3,  Jugler  Beiträge  z.  Jurist.  Biographie  IV.  S.  112. 

26)  Will  Nürnb.  Gelehrtenlexikon  11.  S.  342. 

27)  Will  I.  579  f.,  V.  441. 

28)  Will  IV.  S.  369. 

29)  Will  m.  S.  597,  Vin.  S.  146. 

30)  Will  IL  S.  342. 

31)  Will  m.  S.  395,  Vn.  S.  306  f. 

32)  Nachgedruckt  Nürnberg  1595.  fol. ;  diese  -Ausgabe  stimmt  genau  in 
den  Seitenzahlen  und  allem  Uebrigen  mit  der  offioieUen  Ausgabe  von  1564 
überein;  auch  in  *(L.  C.  v.  Wölckern) 'Commentatio  succinota  in  Codicem 
Juris  Statntarii  Norioi  ....  Nürnb.  1737.  fol.  L  H.  (Altd.)  1755.  8.  —  üeber 
ihre  Insinuation  beim  Beichskammergericht  vgl.  oben  S.  89.  N.  14. 
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dieselben  hindurchgezählte  Titel,  welche  in  besonders  gezählte  Ge- 
setze eingetheilt  sind.  Der  erste  Theil  (tit.  1—12)  handelt  vom 
Gericht  und  gerichtlichen  Process;  in  ihm  werden  (tit.  6.  §.  1) 
die  besonderen  Ordnungen  bestätigt  äen  Bichter,  die  Schöffen^ 
Gerichtsschreiber,  Ädvocaten,  Procuratoren ,  Fronboten ^  derselben 
Person  Handltmg  u,  Pro/siess  belangend.  Der  zweite  Theil,  von 
Gonträäen  u.  aUerley  handtierungen  (tit.  13 — 28)  behandelt  die 
Verträge 38),  Verjährung,  Pfandrecht,  Concurs,  Bauernrecht,  Fi- 
scherei, Schätze,  das  Bauwesen  (tit.  26),  Schadensersatz,  eheli- 
ches Güterrecht.  Der  dritte  Theil,  von  Testamenten,  leiden  Willen 
u,  Erbschaften  on  Testament  handelt  ausserdem  noch  im  tit.  39 
von  der  Vormundschaft. 

Eine  Vergleichung  mit  der  alten  Reformation  zeigt,  dass 
man  die  Mängel  derselben,  welche  in  der  Einleitung  zur  neuen 
Reformation  gerügt  werden,  in  der  That  verbesserte  und  beson- 
ders darauf  ausging,  die  Bestimmungen  in  grösserer  Uebersicht- 
lichkeit  und  besserer  Ordnung  zusammenzustellen.  Die  Reforma- 
tion von  1564  hat  in  manchen  Beziehungen  eingehendere  Bestim- 
mungen, in  anderen  lässt  sie  Gesetze  der  früheren  fort  oder« 
kürzt  dieselben.  D*er  Ausdruck  wird  durchgehends  modernisirt 
und  seiner  ursprünglichen  Eigenthümlichkeit  entkleidet;  alterthüm- 
liche  und  an  das  reine  deutsche  Recht  erinnernde  Ausdrücke  und 
Bestimmungen  werden  verändert**).  Der  Inhalt  dagegen  ist  nicht 
wesentlich  modificirt,  und  wenn  auch  hie  und  da  Manches  neu 
aus  dem  römischen  Recht  herübergenommen  wird**),  so  wird 
doch  auch  wiederum  bisweilen  ein  römischer  Satz  beseitigt,  oder 
abgeschwächt***).    Im  Allgemeinen  bleibt  das  deutsche  Recht  in 


33)  Während  die  Beformation  von  1522  an  vielen  Stellen  jeden  Wucher 
yerbietet,  gestattet  die  von  1564  tit.  13.  o.  4.  fanf  Procent  Zinsen  nnd  giebt, 
wenn  mehr  Zinsen  gezahlt  sind,  keine  Bückfordemngsklage. 

34)  Z.B.  1522.  tit.  2.  §.3:  der  Fronbote  soll  die  Partei  mündlich  citiren; 
wenn  er  sie  nicht  antrifft,  so  möcht  ein  Fronpot  eynen  stob  cm  die  thür 
machen,  das  proiestirn  u.  seynen  fieyss  in  gericht  ansagen.  Dieser  Satz  fehlt 
1564.  I.  2.  §.  3.  —  Die  Verpfandung  derselben  Sache  an  mehrere  Personen 
hinter  einander,  welche  1522.  tit.  23.  §.  6  verboten  wird,  gestattet  1564.  tit. 
20.  §.  3. 

36)  1564.  tit.  16.  §.  2  wird  der  Satz,  dass  der  Käufer  die  Gefahr  der 
verkauften  Sache  trägt,  in  ausgedehnterer  Weise  zur  Geltung  gebracht,  als 
1522.  tit.  28.  §..9. 

36)  Vgl.  Siebenkees  I.  S.  352. 

Deutsche  Rechtsgeschichte  I.    2.  20 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—     306     — 

demselben  Geltungskreise  bestehen,  welcher  ihm  in  der  ersten 
Reformation  von  1479  zugewiesen  war«'). 

Die  Nürnberger  Reformation  in  ihren  verschiedenen  Redac- 
tionen  ist  die  Quelle  vieler  anderer  Particulargesetzgebungen  ge- 
worden »®). 

Seit  1564  hat  man  in  Nürnberg  nur  noch  einzelne  Ordnun- 
gen, Mandate,  Additictlialdecrete  u.  s.  w.  zur  Reformation  erlas- 
sen, aber  keine  weitere  Revision  unternommen  «ö). 


§.  7S.    Das  Stadtrechl  von  Freibnrg  im  Breisgao  nnd  von  Hamburg. 

L    Freiburg  im  Breisgau  *). 

Ulrich  Zasius^),  welcher  von  1491  — 1496  Stadtschreiber  zu 
Freiburg  gewesen  war,  nahm  dies  Amt,  als  er  an  der  dortigen 
Universität  Professor  wurde,  im  Jahre  1502  wieder  an  und  ver- 
pflichtete sich  in  einem  Reverse,  die  ürtheile  in  ein  Buch  zu- 
sammenzutragen und  die  Statuten  unter  Zuziehung  des  gemeinen 
'Rechts  zu  bearbeiten:  und  wiU  zu  dem  in  Ordnung  setzen y  einer 
ersamen  Stat  Fryburg  gewonheiten  Statuten  u.  recht,  die  am  gerickt 
ze  wissen  not  sind  mit  anzögung  Kaiserlicher  u.  geschribner  Beck- 


37)  Ueber  den  Inlialt  vgl.  auch  die  kurzen  Bemerkungen  bei  0- erber 
feuti^enFn^r8^rie«hlß  S.  197 — 200.    Eine  eingehende  Benützung 

des  Würtemb.  Landrechts  von  1555,  wigjel^e  Wächter  Würtemb.  Privatr. 
I.  S.  320  f.  nnd  gem.  Becht  S.  38.  N.  32  behauptet,  hat  in  der  Reformation 
nicht  stattgefunden,  vgl.  Gerber  S.  200.  N.  66.       \ 

38)  Ueber  die  Hessische  Gerichtsordnung  von  1^7  vgl.  oben  S.  260; 
di^  fränkische  Landgerichtsordnung  von  1618  entnimm^^el  der  Nümb. 
Reformation,  vgl.  J.  M.  Schneidt  Oratio  de  reformatione*  Norica  ordina- 
tionis  provincialis  Franconicae  fönte  speciali  1783,  auch  itfSJS.  Thes.  jur. 
franc.  I.  1.  1787.  p.  49 — 67.  Femer  ist  sie  eine  HauptqueUe  des  Solmser 
Landrechts,  der  Frankfurter  Reformation,  des  Hamburger  Stadtrfchts  n.  s.  w. 

39)  105  Nummern  sind  gedruckt  bei  Ludolf  Ooliectio  statu Wnm  p.  678 
— 790;  ein  Verzeichniss  der  vom  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  bi^  1772  er- 
gangenen Ordinationen  und  Mandate  findet  sich  in  Will's  Bibliotlüeca  No- 
rica  a.  a.  O.  S.  27—209;  einzelne  Angaben  auchinMone's  Anzeiger  tV Kunde 
deutscher  Vorzeit.  1835.  S.  26  f. 

1)  Einzige  Ausgabe:  Näwe  Stattrechten  u.  Statuten  der  loblichen'  Stat 
Fryburg  im  Pryssgow  gelegen.  Freib.  1520.  foL  97  Blätter.  —  Ueber  ^fti6B 
Stadtrecht  vgl.  Stintzing  Ulr.  Zasius  S.  44  f.,  157  ff.,  382  f.  ^^ 

2)  Ueber  ihn  oben  S.  40  ff.  ; 
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ten'^y  Die  Ausarbeitung  des  Stadtrechts,  bei  welcher  ihn  der 
Stadtschreiber  Job.  Armbruster  und  sein  Freund  Ambrosius 
Eempf  unterstützten,  verzögerte  sich  mehrere  Jahre;  bei  seiner 
Publication  wurde  bestimmt,  dass  es  vom  1.  Januar  1520  an  in 
Kraft  treten  sollte  *V 

In  dem  Publicationspatent  erklären  Bürgermeister  und  Rath : 
da  sie  befunden  hätten,  dass  die  alten  Priyilegien  der  Zähringer  ^) 
für  die  jetzige  Zeit  an  vielen  Stellen  unverstendig  u.  rnangdhaff' 
tig  seien,  hätten  sie  neue  Statuten  ausgearbeitet  mU  wol  erweg^ 
nem  erfamem  rate,  etlicher  hochverstendigen  u.  gelerten  geschribner 
recht;  sie  heben  die  den  neuen  Statuten  widersprechenden  alten 
Rechte  auf,  doch  onbegeben,  sonder  vorbehaiten  dUer  andern  un- 
serer fryheüen,  herkommen ,  gepruchen,  gewonheüen  u.  staUrechten 
....  dann  wir  dieselben  alle,  sovü  tmder  diss  unser  nüw  statrecht 
nü  sind,  hy  im  toürden  u.  crefften  Uiben  lassen  wollen. 

Die  Statuten  zerfallen  in  fünf  Tractate,  Titel  und  einzelne 
ungezählte  Abschnitte  ^) :  I.  Process,  II.  Contracte  und  Pfandrecht, 
in.  Personen-,  Ehe-  und  Erbrecht,  IV.  Bauordnung  und  Polizei, 
V.  Strafrecht. 

Der  erste  Theil  stellt  in  klarer  Weise  den  Process  nach  ge- 
meinem Recht  dar,  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Frei- 
burger Praxis  und  mit  Modificationen ,  welche  dem  Bedürfuiss 
angepasst  sind^). 


3)  Stintzing  S.  44  f.,  382  f. 

4)  Vgl.  das  Publicationspatent  und  den  Schluss  der  Statuten.  —  Wir  be- 
sitzen noch  die  Rechnungen  aber  die  Bezahlung  der  Arbeit,  abgedruckt  bei 
Riegger  epistolae  Zasii  p.  37,  52  und  daraus  bei  Stintzing  S.  383  f.: 
1503  erhielt  er  6  Gulden,  1508  8  Gulden,  1511  8  Pfund:  am  Stattrecht  u. 
umb  ander  dienst  so  er  dem  Bot  ton  hott,  —  Unwahrscheinlich  ist  mir 
Stintzing 's  Ansicht,  dass  das  Stadtrecht  stückweise  yerfasst  und  zuerst  nur 
provisorisch,  dann  nach  gewonnener  praktischer  Erfahrung  als  Ganzes  yer- 
kündet  worden  sei.  Eine  solche  theilweise  Publication  und  übergrosse  Vor- 
sicht in  der  Auüstollung  neuer  Bechtsquellen  wäre  ohne  Analogie. 

6)  Vgl.  I.  S.  504. 

6)  Deswegen  citirt  man  gewöhnlich  nach  der  Seitenzahl. 

7)  Zur  Oharakterisirung  fol.  15  a:  Wie  aber  oder  mit  was  Worten  u, 
anhaUu/ngen  in  einem  yeden  handel  die  Klag  sol  geaetet,  dawider  excipiert 
oder  sunst  in  anderweg  von  einem  termino  zu  dem  andern  procedirt  wer- 
den, des  wöUen  toir  uns  ntt  wyter,  dann  wie  ob  u.  hienach  begriffen,  beladen, 
dann  uns  nach  gelegenheyt  diser  Statt  Fryburg  .  .  .  .  m<  nütz  u,  not  be- 
dueht,  uns  eu  viel  in  subtüikeiten  der  rechten  in  disen  satmngen  gu  ver- 
pflechten. 
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Der  zweite  Theil,  von  Contracten,  schliesst  sich  dem  gemei- 
nen Recht  in  freier  Weise  an,  indem  er  die  Verhältnisse  einer 
deutschen  Stadt  zweckmässig  berücksichtigt  und  das  deutsche 
Recht  schont  ö). 

Der  dritte  Tractat  handelt  von  der  Vormundschaft»),  Ehe- 
beredungen,  den  persönlichen  und  Vermögensverhältnissen  der 
Ehegatten  ^^),  dem  Recht  der  Eltern  und  Kinder,  Einkindschafleiif 
Testamenten**),  Legaten,  Fideicommissen ,  Intestaterbrecht  (im 
Wesentlichen  nach  den  Regeln  des  gemeinen  Rechts,  mit  einzel- 
nen Abweichungen),  Adoption,  unehelicher  Geburt  und  anderen 
erbrechtlichen  Lehren. 

Der  vierte  Tractat  enthält  eine  Bauordnung  und  polizeiliche 
Bestimmungen  über  Friedbruch,  Bürger,  Gewerbe,  Juden;  der 
fünfte  handelt  von  Freveln,  schmach  u.malefitz  hendeln^'^). 

Nach  dieser  Inhaltsübersicht  begreifen  die  Statuten  nicht 
das  gesammte  Recht,  auch  nicht  das  gesammte  Privatrecht.  Ob- 
gleich von  einem  Romanisten  verfasst,  brechen  sie  doch  nicht 
mit  der  Vergangenheit,  und  es  soll  in  den  nicht  behandelten 
Partien,  wie  das  Publicationspatent  anerkennt,  das  alte  Recht 
in  Kraft  bleiben.  Auch  verweist  der  Text  oft  auf  die  alten 
Gebräuche,    fuhrt    einzelne    derselben  an  *•),    und    schafft  nur 


8)  Fol.  33b:  Verbot  der  Zinsen;  Fol.  36b:  der  von  dem  bona  fide  be- 
sitzenden Käufer  yindicirende  Eigenthümer  soll  nach  Stadtbraucb  auf  das 
Gut  einen  Schilling  Pfennig  lösen  u.  das  Gut  frei  ohne  Entgeltniss  an  sich 
nehmen;  Fol.  41a:  nur  Faustpfand  an  Mobilien;  Fol.  Mb:  Kinder,  welche 
in  väterlicher  Gewalt  sind,  u,  nit  in  eigner  husshaltung,  füer  u.  rauch  sind. 
—  Doch  kann  sich  Zasius  in  manche  deutschrechtliche  Auffassungen  nicht 
finden.  Fol.  38  b  nennt  er  die  Innominatcontracte  gemeinlöffige  pade,  die.  nü 
sondern  namen  Traben;  in  denselben  aüdieweil  der  volhug  . , , .  nit  beschehenj 
ist  dhein  p flicht  vorhanden;  Fol.  45a  gedenkt  er  des  Falls,  dass  ein  Sohn 
ein  ofl&ies  Gewerbe  treibt  und  doch  noch  in  väterlicher  Gewalt  ist. 

9)  Er  nimmt  als  Endziel  derselben  25  Jahre  an. 

10)  Unter  Abschaffung  der  Verfangenschaft,  aber  sonstiger  Achtung  deut- 
scher Gebräuche. 

11)  Fol.  67  b :  die  Errichtung  eines  letzten  Willens  ohne  heredis  institutio 
ist  gültig;  es  kommt  dann  der  gesetzliche  Erbe  zum  Nachlass,  mit  der  Ver- 
pflichtung die  Legate  zu  erfüllen. 

12)  Wächter  gem.  ß.  S.  38.  N.  33  bemerkt,  dass  mehrere  Artikel  wört- 
lich aus  der  Wormser  Beformation  herübergenommen  sind. 

13)  Z.  B.  Fol.  9^:  Injurien  sollen  gestraft  werden  wie  unser  äU  Statt- 
recht  das  anzögt  u.  usswiset. 
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Missbräuche  ab.  In  dieser  Beziehung  unterscheidet  sich  das 
Stadtrecht  wesentlich  von  den  von  demselben  Verfasser  bearbei- 
teten Statuten  fiir  Baden  (vgl.  §.  85).  Im  Stadtrecht  zeigt  sich 
überall  eine  grosse  Vertrautheit  mit  dem  praktischen  Leben  und 
seinen  Bedürfnissen,  und  wird  das  deutsche  Recht  auf  gesunde 
und  zweckmässige  Weise  mit  dem  römischen  Recht  verarbeitet, 
ohne  dass  dem  letzteren,  so  wie  es  in  den  Badenschen  Statuten 
geschieht,  ein  ungemessener  Vorzug  eingeräumt  würde.  Ob  dies 
ein  Verdienst  des  Zasius  ist,  kann  sehr  zweifelhaft  sein.  Wahr- 
scheinlich nahm  die  Bürgerschaft  an  der  Legislation  lebhaften 
Antheil  und  achtete  darauf,  dass  das  bisherige  geschriebene  Recht 
und  die  bisherige  Praxis  ausreichend  beobachtet  würden  **). 

n.    Hamburg!*). 

In  Hamburg  blieb  das  auf  dem  Sachsenspiegel  fiissende 
Stadtrecht  von  1270  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  die  Grundlage 
für  die  Praxis;  denn  auch  die  Redaction  von  1497  liess  das  alte 
Recht  unangetastet  und  fügte  nur  wenige  neue  Artikel  hinzu, 
ohne  das  römische  Recht  weiter  zu  berücksichtigen,  welches  da- 
mals, wie  der  Commentar  des  Bürgermeisters  Langenbeck  zu 
dem  Stadtrecht  erkennen  lässt,  bereits  sehr  wohl  bekannt  war  *•)• 
Die  Fortbildung  des  Rechts  erfolgte  durch  Recesse,  d.  h.  zwi* 


14)  Daher  kann  ich  Gerber' s  (Wiss.  Princip  S.  209)  Ansdruok  nicht 
billigen ,  ^ass  Zasius  in  dem  Stadtrecht  „die  damals  anerkannte  Theorie  nnd 
Anffassnngsweise  des  römischen  Bechts  in  ihrem  ganzen  umfange  niederlegte.** 
Dies  würde  eher  auf  die  Badenschen  Statuten,  oder  die  Wormser  Reforma- 
tion oder  Fichard's  Frankfurter  Beformation  passen. 

15)  Ueber  die  Geschichte  des  Hamburger  Stadtreohts  vgl.  Bichey  his- 
toria  statutorum  Hamburgensium  1738.  4.  (auch  im  Thesaurus  jur.  provin- 
cialis  et  statutarii  Germaniae  I.  1.  1756.  4.  p.  1  seqq.),  femer:  Commentar 
zum  Hamburger  Stadtrecht  yon  1603  aus  dem  handschriftlichen  Nachlasse  yon 
J.  K.  Gries,  herausgeg.  von  Westphalen,  2  Bde.  1837;  der  Commentar 
geht  auf  die  Quellen  des  Stadtrechts  ein  und  sucht  das  recipirte  von  dem 
einheimischen  Becht  zu  scheiden.  Der  Herausgeber  Westphalen  berück- 
sichtigt den  Sachsenspiegel,  die  älteren  Hamburger  Becesse  und  für  das  erste 
Buch  die  „Ordninge  des  Keddersten  Gerichts'*  von  1560,  und  untersucht,  aus 
welchen  Quellen  die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  geschöpft  sind;  beson- 
ders ist  die  Einleitung  zum  ersten  Bande  zu  vergleichen.  Ausserdem  vgl. 
besonders  die  Einleitung  zur  Ausgabe  des  Hamburger  Stadtrechts  von  1842 
nnd  Baumeister  das  Privatrecht  der  freien  ELansastadt  Hamburg.  1856. 
I.  S.  4  ff: 

16)  Vgl  Bd.  L  S.  508  ff. 
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sehen  dem  Rath  und  der  Stadt  vereinbarte  Statuten  *'');  die  po- 
lizeilichen Verordnungen  wurden  in  Bauersprachen  zusammen* 
gestellt  und  jährlich  zu  bestimmten  Zeiten  verlesen  •®).  Obgleich 
Veränderungen  nur  mit  Genehmigung  der  bürgerlichen  Collegien 
vorgenommen  werden  sollten,  sind  solche  doch  auch  öfter  einsei- 
tig vom  Rath  angeordnet  worden*^). 

Schon  in  der  ersten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
wurde  mehrmals  von  Seiten  des  Raths  die  Revision  des  Stadt- 
rechts  als  Bedürfhiss  anerkannt  *<>);  dasselbe  stimme  mit  dem  ge- 
meinen Recht  zu  wenig  überein  und  genüge  mit  seinem  alter- 
thümlichen  Inhalt  nicht  mehr  den  neuen  Verhältnissen  und  An- 
sprüchen. Aber  erst  im  Jahre  1603  wurde  Hand  an  die  Arbeit 
gelegt.  Als  man  sich  zu  Anfang  dieses  Jahres  über  Formulare 
fiir  den  Eid,  welchen  die  Bürger  dem  Rath  und  der  Rath  den 
Bürgern  zu  schwören  habe,  einigte,  nahm  man  in  das  letztere 
Formular  auch  den  Passus  auf:  da  man  unmöglich  den  Eid  auf 
das  Stadtbuch  leisten  könne,  welches  viele  Artikel  wider  alles 
gemeines  Recht  enthalte  und  vom  Rath  nicht  exequirt  und  be- 
obachtet werden  könne,  so  wolle  man  das  Recht  ertheilen  na 
dissem  remdwtm  Staäfbock,  Becessen  u.  BtierspracJce  des  E.  Bcsfhs 
u.  gemeiner  Stadt  Unterthanen  verordenten  Landtreckte.  So  wurde 
die  Revision  des  Stadtrechts  zu  einer  Nothwendigkeit. 

Zunächst  war  der  Rath  nicht  sehr  geneigt,  auf  eine  totale 
Revision  einzugehen.  In  seiner  Erklärung  vom  zwölften  Februar 
1603  heisst  es  unter  Anderem  2'):  er  habe  beim  Durchgdien  des 
Stadtrechts  befiinden,  „dass  ihre  lieben  Antecessoren  hochwichtige 
Motiven  und  bewegliche  Ursachen  gehabt,  warumb  sie  gemeltes 
Stadtrecht,  wie  es  woll  die  höhe  Notturft  und  Zustandt  dieser 
guten  Stadt  fiirlengst  erfordert  hat,  nicht  geendert,  sondern  in 


17)  Sie  Bmd  uns  erhalten  seit  dem  Anfänge  des  17.  Jahrhunderts;  einige 
bei  Lünig  Eeichs- Archiv  P.  speo.  cont.  IV.  p.  942  ff.;  der  ßecess  von  1603 
auch  in  Mos  er 's  reichsstädt.  Handbuch  I.  S.  872  ff. 

18)  Es  ist  nur  eine  aus  dem  16.  Jahrhundert  gedruckt,  welche  in  2  Ab- 
schnitte zerfällt,  von  denen  der  eine  auf  Petri,  der  andere  auf  Thomae  Apo- 
stoli  bis  in  dieses  Jahrhundert  hinein  verlesen  wurde.  Anderson  Hambur- 
gische Burspraken  vom  J.  1594.  Hamb.  1810.  8.,  vgL  auch  Anderson  Hamb. 
Privatr.  I.  1782.  ß.  497  ff 

19)  Baumeister  S.  5. 

20)  Anderson  Hamb.  Privati-.  IL  S.  2. 

21)  Vgl.  die  Einleitung  zur  Ausgabe  von  1842.  S.  VI  f. 
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der  Gestalt,  wie  es  Ihnen  von  Ihren  Vorfahren  in  die  Hand  ge- 
liefert, ungereformiret  bleiben  lassen."  Bisher  habe  man  den 
Missbräuchen  zu  steuern  und  dem  Wunsch  der  Bürgerschaft  nach- 
zukommen gesucht  durch  Publication  einer  Ober-  und  einer  Nie- 
dergerichtsordnung und  durch  Aufnahme  einzelner  Bescheide  in 
die  Bauersprache.  Es  sei  auch  zu  ersehen,  dass  „ohne  grosse 
Beschwerung  und  besorgliche  Weiterung  dieser  Stadt  Statuta, 
welche  theils  nun  per  non  usum  aboliret  und  aufgehoben,  nicht 
können  noch  mögen  expresse  cassiret  und  abgeschaffet  werden.'' 
Die  Rathmannen  halten  sich  für  entschuldigt,,  wenn  sie  „das 
Stadtbuch  zu  enderen  und  die  in  desuetudinem  gekommene  und 
nicht  mehr  geltende  Articel  nicht  expresse  abthun  können,  son- 
dern nach  dem  löblichen  Gebrauch  Ihrer  Vorfahren  aus  wichtigen 
Bedenken  stehen  lassen  müssen.^  Da  aber  das  Stadtbuch  etwas 
kurz  sei  und  nicht  für  alle  Fälle  eine  Entscheidung  enthalte  und 
der  Rath  „aus  Anleitung  gemeiner  beschriebenen  Rechten  und 
bewerten  Historien  sich  zu  erinnern  weiss,  dass  in  andern  woll- 
geordneten Regimenten  und  yomemen  Steden,  als  die  Handtie- 
ru]}g,  Eauffenschaft,  Handel  und  Gewerbe  zunemen  und  wachsen, 
also  auch  die  Statuta  und  Gesetze  pflegen  vermeret  zu  werden, 
und  Yomemblich,  wenn  in  etzlichen  Fällen  zweiffelhafüge  Meinung 
der  Rechtsgelehrten  yorhanden,  das?  gewisse  decisiones  und  Be- 
liebung aufgerichtet  und  pubHciret  werden  müssen,  demnach  ist 
auch  E.  E.  Raht  entschlossen,  Ihre  bestelten  Rechtsgelehrte  und 
ihres  ACttels,  sowoU  Gelehrten,  als  in  Kauffhendeln  erfahrenen 
Ratsverwandten  diss  hochwichtige  Werk  zu  comqiittiren  und  auf- 
zulegen, welche  ....  Recessesweise  nothwendige  articulos,  die 
dem  Stadtbuche  nicht  zuwidem,  sondern  zum  Theil  desselben 
Erklerung  seyn,  theils  auch  andere  Fälle  begreiffen  mögen,  ver- 
fassen sollen,  welche  alsdann  nach  geschehener  Beliebung  des 
ganzen  Rahts  den  Deputirten  Bürgern  sollen  vorgehalten  werden.^ 
Man  dachte  also  zunächst  nur  an  Novellen,  dann  später  an 
eine  Gesammtrevision.  Die  100  Verordneten  der  Bürgerschaft, 
welche  sehr  wenig  die  Bedeutung  einer  solchen  Arbeit  zu  schä- 
tzen vermochten,  hofften,  dieselbe  würde  in  14  Tagen  beendet 
sein.  Der  Rath  erklärte  dies  natürlich  für  unmöglich  und  sprach 
die  Hofihung  aus,  sie  in  6  Monaten  vollenden  zu  können.  Die 
Arbeit  wurde  unter  12  Revisoren  vertheilt:  die  beiden  Bürger- 
meister, den  Syndicus  und  9  Rathsherren ;  die  Revision  des  Land- 
rechts wurde  noch  einem  anderen  Rathsherm  aufgetragen.    Der 
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im  August  den  verordneten  100  Bürgern  eingereichte  Entwurf 
erfuhr  von  diesen  einige  Monita  2*);  es  wurde  im  Allgemeinen  ge- 
wünscht dat  ock  so  vele  w^ögelich  de  latinische  u,  andere  vor  den 
gemeinen  Mann  unverstendtliche  Worter  tUhgelaten  u.  da/rvor  reyne 
düdesche  Worter  gesettet  werden.  Indem  sie  aber  ihren  Bedenken 
kein  grosses  Gewicht  beilegten,  trieben  sie  zum  eiligen  Abschluss 
der  Revision. 

Am  10.  October  1603  wurde  der  Entwurf  von  der  gemeinen 
Bürgerschaft  genehmigt  und  am  11.  October  publicirt  2*). 

Als  dann  die  Bürgerschaft  im  Jahre  1604  den  Druck  des 
Stadtrechts  verlangte,  erhob  der  Rath  Bedenken  gegen  die  Gründ- 
lichkeit und  Umsicht  der  Arbeit;  man  habe  in  praxi  gefunden, 
^dass  etliche  Sachen  wol  deutlicher  zu  setzen,  wie  es  damals  in 
der  Eile  geschehen;«  auch  bedürfe  der  Titel  von  den  Wechseln 
einer  Erklärung;  man  möge  daher  die  Oberalten  bevollmächtigen, 
mit  dem  Rath  noch  die  nothwendigen  Aenderungen  vorzuneh- 
men. Demgemäss  beschloss  die  Bürgerschaft  wat  im  StaM>ock 
tho  corrigeren  himftig  hochnodig  wert  erachtet,  schal  mit  Consent 
u,  Medeweten  der  Overolden  ....  geschehen.  Diese  neue  Revision,'*) 
erfolgte  und  es  wurde,  nachdem  die  Oberalten  einige  Zeit  sich 
gesträubt  hatten,  über  die  Revision  zu  verhandeln,  ohne  neue 
Publication  das  Stadtrecht  im  Jahre  1605  gedruckt.  In  dem 
neu  ausgearbeiteten  Publicationspatent '*)  behielt  man  das  Jahr 
der  früheren  Arbeit:  1603  bei;  es  wird  daher  auch-  gewöhnlich 
das  erst  1605  vollendete  und  gedruckte  Stadtrecht  als  Stadtrecht 
von  1603  bezeichnet  20). 


22)  Dieselben  betreffen  auch  die  Aufreohterhaltung  der  Regel:  Hand 
wahre  Hand. 

23)  Ueber  dies  Stadtrecht  und  die  Reihenfolge  seiner  Artikel  im  Ver- 
hältniss  zur  Ausgabe  von  1605  vgl.  die  Ausgabe  von  1842.  S.  X— XIV. 

24)  Vgl.  Ausgabe  von  1842.  S.  XIV  ff. ;  diese  Revision  gehört  wesentlich 
dem  schon  bei  der  ersten  Redaction  sehr  thätigen  Bürgermeister  Vincent 
Möller  an. 

25)  Das  ursprüngliche,  dem  Jahre  1603  angehörige  Publioat. -Patent  steht 
Ausg.  von  1842  S.  1  f.  in  d.  Note. 

26)  Ausgaben:  der  Stadt  Hamburg  Gerichtsordnung,  und  Statuten.  1605. 
4.;  ein  schlechter  Nachdruck  ungefähr  1661,  welcher  auch  die  Jahrzahl  1605 
hat;  eine  zwischen  1681 — 1683  gedruckte  Ausgabe  in  4.;  femer  1771.  fol.  — 
Endlich  nach  dem  Originalmanuscript  besorgt  von  Baumeister,  Olaussen,  Pe- 
tersen, Trümmer  und  Westphalen:  der  Stadt  Hamburg  Gerichtsordnung  und 
Statuta.  Hamb.  1842.  4. 
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Die  Statuten  zerfallen  in  vier  Theile:  der  erste  Theil  ent- 
hält nach  den  beiden  ersten  Titeln,  welche  von  Bürgermeister, 
Rath  und  Bürgern  handeln,  eine  Gerichtsordnung  für  das  Ober- 
und  Niedergericht;  der  zweite  Theil,  von  Contracten  und  allerlei 
Handthierungen ,  enthält  Vorschriften  über  Verträge  (tit.  7:  von 
Wechsel  und  Wechsel-Brieffen) ,  das  Eherecht  (tit  11),  ein  See- 
recht  (tit.  13 — 19)  und  eine  Gebäudeordnung  (tit.  20);  der  dritte 
Theil  enthält  Erbrecht  und  Vormundschaft,  der  vierte,  welcher 
in  keine  Titel,  sondern  nur  in  Artikel  zerfällt,  das  Strafrecht.  — 
Am  Schlüsse  werden  noch  alle  redlichen  Gewohnheiten  bestätigt; 
wer  sich  auf  dieselben  beruft,  soll  sie  beweisen;  in  subsidium 
sei  zu  entscheiden  nach  den  gemeinen  beschriebenen  Rechten 
und  den  im  römischen  Reich  publicirten  Constitutionen. 

Den  älteren  Hamburger  Rechtsquellen  gegenüber,  d.  h.  dem 
Stadtrecht  von  1497,  den  Recessen,  der  Bursprake  und  den  Ge- 
richtsordnungen gegenüber  beschränkte  man  sich  im  Wesentlichen 
auf  eine  üebertragung  des  niederdeutschen  Textes  in  das  Hoch- 
deutsche. Man  ergänzte  das  statutarische  Recht  aus  anderen 
Quellen,  wobei  man  sich  nicht  blos  auf  Gesetze  benachbarter, 
stammverwandter  Gegenden  beschränkte,  sondern  überhaupt 
solche  zuzog,  welche  -ein  besonderes  Ansehen  in  Deutschland  be- 
sassen;  dieselben  wurden  zum  Theil  wörtlich  herübergenommen, 
zum  Theil  bearbeitet  und  durch  zweckmässige  oder  detaillirtere 
Bestimmungen  modificirt.  Wo  man  in  dem  einheimischen  Recht 
bereits  ausreichende  und  befriedigende  Bestimmungen^  besass,  be- 
gnügte man  sich,  dieselben  in  zeitgemässer Form  wiederzugeben; 
wo  man  aber  neue  Vorschriften,  insbesondere  römische  Rechts- 
sätze brauchte,  da  wandte  man  sich  entweder  an  die  reinen 
Quellen  des  römischen  Rechts  oder  an  andere  Particulargesetz- 
gebungen,  in  welchen  dasselbe  für  das  praktische  Bedürfniss  eine 
neue  Form  gewonnen  hatte.  Am  meisten  ist  die  Nürnberger  Re- 
formation benutzt,  welche  in  den  ersten  Theilen,  abgesehen  von 
den  sich  auf  die  Verfassung  beziehenden  beiden  ersten  Titeln 
des  ersten  Theils,  nicht  blos  für  den  Inhalt,  sondern  auch  für 
die  systematische  Anordnung  der  einzelnen  Materien  als  haupt- 
sächliches Muster  gedient  hat. 

In  der  Nürnberger  Reformation  war  das  einheimische  mit 
dem  fremden  Recht  zuerst  in  vollständiger  Weise  ausgeglichen 
und  verarbeitet  worden;  daher  schloss  man  sich  für  Materien 
des  gemeinen  Rechts  gerade  an  diese  Quelle  an,  deren  Brauch^ 
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barkeit  sich  sowohl  in  Nürnberg,  als  durch  ausgedehnte  Berück- 
sichtigung in  anderen  Gesetzgebungen  erwiesen  hatte.  Ausser- 
dem waren  als  Quellen  benützt  die  kursächsischen  Constitutionen 
und  andere  Gesetze  des  kursächsischen  Bechts,  das  revidirte 
lübische  Recht,  aber  auffallenderweise  nur  in  verhältnissmäsaig 
wenigen  Artikeln,  Reichsgesetze,  besonders  die  Peinliche  Gerichts- 
ordnung, und  für  die  Vormundschaft  die  Reichspolizeiordnung*'); 
die  seerechtlichen  Titel  haben  das  hanseatische  Seerecht  yon  1591 
zur  Quelle,  die  wechselrechtlichen  Bestimmungen  sind  zum  Theil 
aus  der  Antwörpener  Wechselordnung  yon  1578  genommen^). 
Nur  wenige  Artikel  scheinen  selbständig  von  den  Redactoren 
verfasst  zu  sein**). 

Trotz  mancher  Eilfertigkeit  ist  das  Hamburger  Stadtrecht 
als  eine  gute  Codification  zu  bezeichnen,  welche  nicht  nur  das 
einheimische  Recht  beachtet  und  schont,  sondern  auch  da,  wo  es 
sich  an  fremde  Quellen  anschliesst,  die  eigenen  Zustände  berück- 
sichtigt und  ihnen  die  fremden  Rechtssätze  anpasst«*^);  es  halt 
in  vielen  Beziehungen  conservativ  an  den  alten  deutschen  Rechts- 
ausdrücken und  Rechtsbestimmungen  fest  und  erklärt  sich  bis- 
weilen gegen  die  Aufnahme   des    gemeinen  Rechts**).     Mehrere 


27)  m.  tit.  6:  die  Yormundsohaftsordniing  beruft  eich  ausdrücklich  anf 
die  verbesserte  ßeichspolizeiordnung  von  1577;  doch  modifioirt  dieser  Titel 
eine  Beihe  von  Sätzen  des  gemeinen  Bechts. 

28)  Vgl.  oben  S.  269.  N.  11.  —  üeber  die  Quellen  des  4.  strafrechtlichen 
Theils  vgl.  H r  im  neuen  Archiv  des  Orimin.-Rechts  VI.  1824.  S.  403  ff. 

29)  Westphal  hat  in  dem  Oommentar  zu  den  einzelnen  Sätzen  die 
QueUen  angegeben  und  ausserdem  dieselben  IL  S.  363— 37ö  in  tabellarischer 
üebersicht  zusammengestellt.  Eine  noch  genauere  Tabelle  liefert  die  Aus- 
gabe von  1842.  S.  XXXIX  ff. 

30)  Der  Nürnberger  Reformation  ist  der  Unterschied  von  Erbgut  nnd 
wohlgewonnenem  Gut  unbekannt;  d^s  Hamburger  Stadtrecht  hebt  ihn  auch 
da  hervor,  wo  es  auf  Nürnberger  Recht  beruht.  Der  Titel  über  eheliches 
Güterrecht  (II.  tit.  11)  ist  unabhängig  von  der  Nürnberger  Reformation, 
welche  für  dasselbe  sehr  complicirte  und  particuläre  Sätze  aufstellt.  Auch 
im  Erbrecht,  welches  wesentlich  nach  der  Nürnberger  Reformation  gestaltet 
ist,  wird  das  Recht  des  überlebenden  Ehegatten  nach  den  älteren  Hamburger 
Quellen  bestimmt. 

31)  Z.  B.  I.  28.  §.  8  ff.,  §.  12:  Die  Zeugen  sollen  mit  Grundbesitz  ange- 
sessen sein ;  EL  9.  §.  1  ff.  wiederholen  die  auf  Grundlage  des  Sachsenspiegels 
in  den  hanseatischen  Rechten  ausgebildeten  Sätze  über  den  Gtesindevertrag; 
n.  5.  §.  10  erklärt  sich  gegen  die  privilegia  dotis:  Wtetool  nach  gemeinen 
peachriebenen  Kayserlichen  Bechten  die  Ehefrau  ihrea  eingebrachte»  BratU" 
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Stellön  verweisen,  ohne   das  ganze  Detail  mitzutheilen,  auf  das 
gemeine  Kaiserrecht  <^^). 

Einzelne  Artikel  wurden  wegen  der  Flüchtigkeit  der  Arbeit 
schon  bald,  z.  B.  durch  den  Recess  von  1618  abgeändert"). 
Der  erste  Theil  wurde,  da  die  Schriftlichkeit  des  Verfahrens  eine 
Abänderung  der  processualischen  Vorschriften  verlangte,  durch 
die  revidirten  Gerichtsordnungen  von  1622,  1632  und  1645  mo- 
dificirt«*).  Die  sehr  ausführliche  Gerichtsordnung  von  1711  er- 
hielt keine  Gesetzeskraft^^). 


§.  79.    Das  Stadtreeht  von  FrankAirt  a.  M.  mid  von  Lüneborg. 

I.    Frankfurt  a.  M.  •). 

Frankfurt  a.  M.,  dessen  Recht  durch  die  Bewidmungen  und 
durch  die  Thätigkeit  seines  Oberhofs  sich  weit  über  das  gesammte 
fränkische  Rechtsgebiet  verbreitete'),  besass  seit  dem  dreizehn- 
ten Jahrhundert  zahlreiche  Rechtsquellen  an  Privilegien  der  Kö- 
nige'), Aufzeichnungen  des  Gewohnheitsrechts,  Statuten  und  Sta- 
tutensammlungen, Gerichtsordnungen*),  Schöflfenurtheilenu. s.w. *). 
Seit  den    siebenziger  Jahren  des    fünfzehnten  Jahrhunderts  war 


Schatzes  wegen  .  .  .  .  tn  ifvres  Mannes  Gütern  ....  vorgezogen  werden,  8o 
wollen  Wir  doch  zu  Handhabung  gemeines  Nutzens,  Trauens  und  Glaubens 
u,  zu  Beförderung  der  Handthierung ,  auch  weil  es  hiebevor  in  dieser  Stadt 
üblich  also  gehalten  worden,  hiemit  geordnet  haben  n.  s.  w. 

32)  n.  8.  art.  15;  vgl.  auch  I.  21.  §.  1.  2  mit  Hamb.  Stadtr.  1497.  G.  4. 

33)  Derselbe  ist  e.  B.  gedruckt  in  der  Ausgabe  zwischen  1681  — 1683. 
S.  65—70  u.  S.  122—125;  über  seine  Entstehung  vgl.  Ausgabe  Ton  1842. 
S.  XIX  f. 

34)  In  der  Ausgabe  zwischen  1681—1683.  S.  71—102. 

.  35)  üeber  die  yerschiedenen  Hamburger  Becesse  vgl.  Anderson  Hiunb. 
PriTatr.  I.  1782.  S.  503  ff. 

1)  Senckenberg  historia  juris  statutarii  reipublicae  Francofhrtensis,  in 
8.  Selecta  I.  p.  507  —  633;  (Orth)  Anmerkk.  über  d.  Beformation  der  Stadt 
Frankf.  a.  M.  4.  Fortsetzung.  1757.  S.  6  ff.,  27  ff,  39  ff,  107  f. 

2)  YgL  Band  I.  S.  548  f. 

3)  Die  Priyilegien  von  1219  —  1726  sind  zusammengedruckt  in  dem  526 
Seiten  starken  Bande:  PriTÜegia  et  Pacta  des  (I)  H.  Böul  Beichs-Stadt  Frank- 
furt a.  M.  1728.  foL;  eine  frühere  Ausgabe  war  1614  erschienen. 

4)  Vgl  darüber  oben  S.  261  f. 

5)  Vgl.  Gengier  Stadtreohte  S.  111  ff. 
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mehrmals  der  Beschluss  gefasst,  eine  neue  Gesetzgebung  zA  un- 
ternehmen, um  die  Statuten  und  Gewohnheiten  des  Gerichts  ein- 
heitlich zu  verarbeiten  und  den  Unordnungen  zu  begegnen  *). 
Es  ist  nicht  bekannt,  welchen  Erfolg  jene  Beschlüsse  hatten 
und  ob  etwa  einzelne  Gerichtsordnungen  ihnen  gemäss  erlassen 
wurden. 

Im  Jahre  1500  wurde  die  Ausarbeitung  eines  Stadtrechts 
von  einer  Commission  unternommen'),  welche  bestand  aus  Dr. 
Adam  Schönwetter  von  Hainbach,  der  Stadt  Frankfurt  Advocat, 
dem  Licentiafen  Friedrich  v.  Altzenau,  Schöffen,  Joh.  Weiss, 
Conr.  Scheid,  Joh.  zum  Jungen,  Herm.  Greiff  und  Joh.  Kremer, 
Gerichtsschreiber®).  Der  von  ihnen  verfasste  Entwurf  wurde 
mit  einzelnen  Aenderungen  und  Auslassungen  im  Jahre  1509 
publicirt  und  gedruckt®).  Die  Einleitung  giebt  als  Grund  für 
diese  Arbeit  an,  dass  man  bisher  in  Frankfurt  vü  gewonheiten 
und  Übungen  dem  gemeinen  rechten  nü  gemes  gehabt  und  dass 
manche  derselben  als  untauglich  erschienen  seien;  auch  sei  da- 
durch viel  Irrung  und  Zwiespalt  unter  den  Bürgern  entstanden, 
dass  viele  Gewohnheiten  nicht  beschrieben  waren,  sondern  nur 
durch  gemeine  Uebung  erwiesen  werden  konnten.  Durch  dies 
neue,  aus  52  Titeln  bestehende  Gesetzbuch  wollte  man  diesen 
Mängeln  abhelfen.  Es  bezieht  sich  auf  den  Process ,  Erbrecht, 
eheliches  Güterrecht  ^%  Pfandrecht,  Bürgschaft,  Vormundschaft, 
und  nimmt  in  hohem  Grade  nicht  blos  im  Processi*),   sondern 


^)  ^^'  ^6  Aaszüge  aus  den  BathsprotocoUen  bei  Thomas  Oberhof  von 
Frankfurt.  S.  97.  N.  1.  —  Römer- Büchner  die  EntwickL  der  Stadtver- 
faßsung  von  Frankf.  a.  M.  1855.  S.  41;  auch  im  J.  1498  beauftragt  der  Bath 
die  Schöffen,  den  kaiserlichen  Bechtcn  gemäss  eine  Ordnung  zu  errichten. 

7)  Vgl.  Lersner  Chronic.  Francof.  I.  p.  259  u.  Senckenberg  p.  576  flEl 

8)  Die  meiste  Arbeit  that  A.  Schön wetter;  er  erhielt  für  seine  Mühe  40 
Gulden,  vgl.  Lersner  a.  a.  Q. 

9)  Beformacion  der  Stat  Franckenfort  am  Meine  des  Heiligen  Born.  Bichs 
Oammer.  Mainz.  1509.  fol.  51  Fob'oblätter;  ausserdem  auch  in  Orth's  Zusätzen 
zu  s.  Anm.  der  Frankf.  Bef.  1775.  4.  p.  350-386.  —  Die  Separatausgabe  ist 
mir  nicht  zugänglich  gewesen;  ein  Exemplar  mit  handschriftlichen  Zusätzen 
findet  sich  auf  der  Dresdner  Bibliothek,  vgl.  Falkenstein  Beschreibung 
derselben  S.  43. 

10)  Hier  wird  das  ältere  Becht  geändert,  vgl.  Thomas  S.  99  ff. 

11)  Z.  B.  Fol.  V:  es  soll  verfahren  werden  wie  die  recht  sölchs  uaswei- 
sen;  ausserdem  wird  in  einer  speciellen  Frage  verwiesen  auf  des  Bycha  or- 
denung  zu  Worms  uffgericht  u,  begriffen. 
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auch  im  Privatrecht  i^)  Bestimmungen  aus  dem  römischen  Becht 
auf;  in  anderen  Partien  stellt  es,  um  der  Rechtsunsicherheit  zu 
begegnen,  Grundsätze  des  deutschen  Hechts,  aber  mit  einzel- 
nen Modificationen,  auf.  Das  Stadtrecht  yerhält  sich  sehr 
zerstörend  dem  einheimischen  Recht  gegenüber,  und  eine  Yer- 
gleichung  mit  der  Reformation  von  1578  lehrt,  dass  Fichard  nur 
auf  dem  Wege  weiter  fortgewandelt  ist,  welchen  seine  Vorgänger 
bereits  betreten  hatten. 

Diese  Reformation  von  1509  wurde  auch  in  der  Stadt 
Wetzlar,  welche  seit  1180  nach  Frankfurter  Recht  lebte  und 
Frankfurt  bis  in  den  Anfang  des  siebenzehnten  Jahrhunderts 
hinein  als  ihren  Oberhof  anerkannte  *^),  beobachtet,  und  die  so- 
genannte Wetzlarer  Reformation  die  Successions-  und  ErbfäUe 
betreffend  (Erbrecht  und  eheliches  Güterrecht),  1548  und  dann 
Yon  Neuem  1608  publicirt,  ist  nichts  Anderes,  als  ein  mit  Aus- 
nahme kleinerer  Stiländerungen  wörtlicher  Abdruck  der  bezüg- 
lichen Partien  des  Frankfurter  Stadtrechts  von  1509  *♦). 


12)  Auf  die  processualischen  Bestimmangen  folgt  (Fol.  XIX;  Orth  S. 
362)  das  testamentarischo  Erbrecht:  Dwyl  aber  die  erb  feile  uss  den  teeta- 
fMnten  herrüren  jn  gemeinen  rechten  die  erste  Satzung  haben,  So  ordnen  wir 
mfenghlichen  von  den  Testamenten,  Es  sollen  Testamente  errichten  dürfen 
alle  Personen,  welchen  dies  die  Bechte  gestatten;  bei  Strafe  der  Nichtig- 
keit sollen  die  Descendenten  zu  Erben  .  eingesetzt  oder  enterbt  werden.  Fol. 
XX  (Orth  S.  363):  bei  gemeinschaftlichen  Testamenten  der  Ehegatten  kann 
der  überlebende  sein  Testament  nmstossen  und  abändern.  Die  Lex  Falcidia, 
Trebelliana  soll  berücksichtigt  werden;  das  benefioitun  inventarii  ist  bekannt. 
Fol.  XXI :  für  das  Intestaterbrecht  soll  djs  gemeip  keiserlich  recht  gehalten 
werden,  —  Für  die  romanisirende  Bichtung  ist  auch  interessant  Fol.  XXX 
(Orth  S.  371):  Wenn  sich  mehrere  Schuldner  unver scheidlich  verpflichtet 
hatten,  hatte  man  bisher  jeden  zur  vollen  Bezahlung  anhalten  können.  Und 
aber  die  Keyserlichen  re<M  solche  dü  recht  in  den  feilen  de  duobus  reis  ge- 
endert  u,  abgethan  hohen.  So  ordenen  ....  wir,  dass  dieselbe  nuwe  consti- 
tutum denselben  gegeben,  hin  für  in  unser  statt  gehalten  sol  werden.  —  Fol. 
XXXI  (Orth  S.  371):  Wenn  sich  ein  Bürge  als  Selbstschuldner  verpflichtet, 
sei  nichts  desto  weniger  der  Schuldner  zuerst  zu  verfolgen. 

13)  Thomas  S.  158  f. 

14)  Auffallend  ist,  dass  man  im  J.  1608  nicht  die  neuere  Frankftirter 
Reformation  von  1578  zu  Grunde  legte.  —  Sie  erschien  Marburg  1608;  zu- 
letzt bei  V.  d.  Na  hm  er  Handb.  des  rhein.  Part.-Becht8  II.  S.  9^—933.  — 
Vor  1608  wurde  sie  wohl  nie  gedruckt,  denn  die  Worte  des  Publ.-Stat.  in 
dem  Abdruck  bei  v.  d.  Nahm  er,  es  sei  die  schon  vorher  publicirte  Refor- 
mation darum  so  sohlecht  beobachtet  worden,  weil  sie  vielmals  in  öffent' 
liehen  Druck  kommen,  sind  doch  offenbar  zu  ändern  in  niemals  vu  s.  w. 
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Jene-  unvollständige  und  wenig  umfangreiche  Reformation 
reichte  für  Frankfurt  auf  die  Dauer  nicht  aus,  und  es  konnten 
auch  nicht  alle  Lücken  und  Mängel  durch  Verordnungen  und 
Rathschlüsse  in  befriedigender  Weise  beseitigt  werden  i*).  Daher 
wurde  zunächst  eine  Gerichtsordnung  erlassen  *^)  und  dann  die 
Ausarbeitung  eines  umfassenden  Stadtrechts  beschlossen.  Diese 
Arbeit  übertrug  man  dem  weitberühmten  Syndicus  der  Stadt,  Dr. 
Johann  Fichard,' welcher,  mit  Unterbrechung  von  zwei  Jahren, 
vom  Jahre  1533  bis  an  seinen  Tod  1581  seiner  Vaterstadt  diente; 
derselbe  hatte  im  Jahre.  1570  dem  Grafen  zu  Solms  eine  aus- 
fuhrliche Gerichts-  und  Landesordnung  verfasst  und  sich  durch 
dieselbe  dem  Rathe  als  geschickt  für  gesetzgeberische  x\rbeiten 
r  empfohlen  >^,  Wir  sind  durch  die  eigenen  Aufzeichnungen 
Fichard's  genauer  über  den  Gang  seiner  Arbeit  und  seine 
Tendenz  unterrichtet'«):  Da  die  Reformation  „gantz  confiisa,  an 
vielen  Orthen  dunckel,  und  in  vielen  Stücken  mangelbar",  sei  er 
im  Jahre  1571  beauftragt  worden,  dieselbe  ;,auflfs  neue  in  gute 
Ordnung  zu  bringen,  alle  mangelnde  Stück,  auch  was  noch 
breuchlich  aus  dem  Statuten -Buch  ....  darinn  zu  bringen  und 
als  ein  erneuerte  Reformation  zu  stellen  und  zu  fertigen."  Ausser 
den  beschriebenen  kaiserlichen  Rechten  habe  er  auch  ;,alle  Re- 
formacionen  der  Chur-  und  Fürsten,  Graven,  erber  stett  soviel 
deren  in  druck  ausgangen,  ich  auch  lengst  zuvor  mich  damitt  ge- 
vast  gemacht,  dessgleichen  das  Gesatz  Buch  mit  Vleiss  bei  jeden 
Materien  ersehen,  erwogen,  daraus  das  best  gezogen  (doch  nicht 
iisdem  verbis,  wie  doch  in  vielen  andern  Reformationibus ,  son- 
derlich der  Wirttenbergischen ,  Nassauischen  und  Freyburgi- 
schen gespürt  wird)  transcribirt  und  also  aus  denselben  diese 
erneuerte  Reformation  zusammengetragen.^  Der  erste  Theil 
wurde  noch  1572  fertig;  Anfang  1573  bittet  er  den  Rath,  ihm 
aus  seiner  Mitte,  „etliche  der  gelahrtesten,  verstendigsten  und 
Erfahrensten  Herrn  solchen  teil  mit  mir  zu  revidiren  und  helflfen 


15)  Senokenberg  p.  527  seq. 

16)  Sie  ist  nicht  gedruckt;  vgl.  über  sie  Orth  S.  39  f.;  dass  sie  nnter 
Mitwirkung  von  Fichard  verfasst  sei,  sagt  ohne  Angabe  seiner  Quelle  Tho- 
mas S.  94. 

17)  Vgl.  über  Fichard  S.  41  f. 

18)  In  Lersner'sOhron.  Francof.  I.  p.  260  seq.,  n.  daraus  bei  Sencken- 
berg  p.  586—598  und  bei  Orth  S.  41-44. 
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zu  verbessern,  ehe  es  für  den  gemeinen  Rath  gebracht  würde, 
zuzuordnen,  dann  also  wolt  ich  es  auch  mit  allen  folgenden  thei* 
len  gern  gehalten  sehen.''  Der  Rath  verordnet  dazu  Conr.  Hum- 
bracht,  Dr.  jur.,  Hans  Steflfan,  beide  Schöflfen,  ülr.  Jaeckel,  Phi- 
Ups  Albrechten  und  D.  Arnold  Engelbrecht  „meinen  Tochter« 
mann  und  auch  Advocaten^,  Nicolaus  Burckhard,  Advocat.  Nach 
der  Revision  im  Jahre  1574  wird  dieser  Theil  dem  Rath  über- 
geben. Um  den  Gang  der  Arbeiten  zu  beschleunigen,  wurde  1574 
die  Zahl  der  Revisoren  vermehrt,  ;,also  das  von  unnöthen,  die- 
selbigen  furter  dem  gantzen  Rath  furzubringen^ ,  nämlich  durch 
Carl  Euehom,  Christ,  zum  Jungen,  Schöffen,  Phil.  Stallburger, 
Heinr.  Kellner  Dr.  —  Von  diesen  und  den  bereits  Genannten  er- 
folgte die  Revision  der  übrigen  Theile,  welche  bis  zum  Jahre  1578 
ausgearbeitet  waren.  Den  letzten  Theil  und  einige  Titel  der 
früheren  Theile  revidirte  dfer  Rath  ^®).  Der  Druck  wurde  1578 
vollendet«»). 

Für  die  Bedeutung  dieser  Revision  ist  auch  die  Vorrede 
wichtig:  die  Reformation  von  1509  sei  „nicht  so  gar  ordentlich, 
auch  zum  theil  tunckel  und  disputirlich,  zam  theil  zu  viel  kurtz, 
auch  vieler  färnehmer  Satzungen  halben,  so  auch  inn  Brauch 
gewesen  und  noch,  unvollkömmlich  befunden".  Da  man  nun 
auch  von  Alters  her  ein  Statutenbuch  „von  allerley  Politischen 
Händeln  und  Sachen^  habe,  welches  nicht  gedruckt  worden  und 
daher  nur  den  Rathspersonen  zugänglich  gewesen  sei,  so  habe 
majQ  die  alte  Reformation  verbessern  und  aus  dem  Statutenbuch, 
den  kaiserlichen  Rechten,  den  Privilegien  und  Gebräuchen  ver- 
mehren lassen. 

Als  man  im  Jahre  1611  eine  neue  Ausgabe  der  Reformation 
veranstaltete,  wurden  nicht  nur  die  in  der  Zwischenzeit  zur  Er- 
läuterung oder  Ergänzung  erlassenen  Edicte^i)  an  den  betreffen- 
den Stellen  dem  Gesetzbuch  einverleibt,  sondern  es  wurde  auch, 
wie  sich  die  Vorrede  zu  der  neuen  Ausgabe  ausdrückt,  das 
ganze  Werk  revidirt  und,  wo  es  die  Nothdurft  erforderte,  noch 


19)  m.  9,  Vn.  11,  Vm  gana,  IX.  9  u.  s.  w. 

20)  Der  Statt  Francken&rt  am  Majn  emeuwerte  Reformation.  1578. 
Frankfnrt.  fol.  (261  Blätter),  das  erste  Buch,  welches  den  Process  enthalt, 
auch  in  Sanr's  fasc.  Y.  fol.  12b— 52a. 

21)  Vgl.  Orth  S.  103;  eine  Beihe  solcher  Edicte  wnrde  1588  znsnmmen- 
gedniokt. 
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mehr  erläutert  und  verbesserte^).    Diese  Arbeit  besorgte  der  da- 
malige Syndicus  Schacher  e^). 

Da  die  Reformation  yon  1578  im  Wesentlichen  unyerändert 
in  die  von  1611  übergegangen  ist  und  nur  einige  Zusätze  er- 
halten hat,  genügt  es,  wenn  wir  hier  beide  zusammen  behan- 
deln *♦).  Die  erneuerte  Reformation  ist  im  Vergleich  zu  der  von 
1509  ein  ganz  anderes  Werk,  welches  an  Umfang  und  VoUstän* 
digkeit  nicht  blos  die  frühere  bei  Weitem  übertrifft,  sondern 
überhaupt  die  umfassendste  von  allen  städtischen  Reformationen 
ist^^).  Sie  beabsichtigt  eine  Qiöglichst  vollständige  Codification 
für  Process,  Privatrecht  und  Strafrecht  zu  sein,  indem  sie  Man- 
ches aus  dem  alten  Herkommen  au&immt  und  das  gemeine 
Recht,  so  weit  es  praktisch  sein  soll,  erläutert  und  zur  Darstel- 
lung bringt.  Sie  zerfallt  in  zehn  ihrem  Umfange  nach  ungleiche 
Theüe,  welche  wieder  in  Titel  und  Paragraphen  eingetheilt  sind. 
Der  erste  sehr  ausfuhrliche  Theil  in  51  Titeln  handelt  von  Ge- 
richten und  gerichtlichem  Process,  der  zweite  ^von  Contracten, 
Handthierungen  und  was  denen  anhangt**®),    der   dritte  Theil 


22)  Der  Statt  Franckfurt  am  Majn  emcwerte  Beformation,  wie  die  in 
Anno  1578  aassgangon  und  pnblicirt,  Jetzt  abermals  von  newem  ersehen ,  an 
vielen  nnderschiedtlichen  Orten  geendert^  verbessert  imd  vermehrt.  Frankf. 
a.  M.  1611.  fol.  (291  Blätter).  —  1791  oder  in  den  folgenden  Jahren  erschien 
ein  Nachdruck  in  8.  (Orth  S.  104). 

Ausserdem  ist  sie  mit  einem  sehr  ausführlichen  Oommentar  gedruckt  in 
(Orth)  Nöthig  u.  nützlich  erachtete  Anmerkungen  über  die  sogenannte  erneuerte 
Beformation  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  1731,  mit  4  Fortsetzungen  1742-1757. 
4.  (5  starke  Quartbände),  und  der  2.  bis  7.  imd  theilweise  der  9.  und  10. 
Theil  in  Souchay  Anmerkungen  zu  der  Beformation  der  Freien  Stadt 
Frankf.  2  Bde.  Frankf.  1848,  49.  8.  Dieses  Buch,  welches  auch  die  späteren 
Gesetze  anführt,  leistet  wenig  für  die  Qnellengeschichte,  sondern  wiU  nur  dem 
Praktiker  ein  brauchbares  Handbuch  liefern. 

23)  Oi^th  S.  104. 

24)  Bei  den  Oitaten  legen  wir  die  Ausgabe  von  1611  zu  Grunde. 

25)  Eine  Ycrgleichung  der  Titel  der  Beformation  von  1509  mit  denen 
der  Beformation  von  1578  liefert  Senckenberg  p.  579—585.  —  Lobsprüche 
der  Fichard'schen  Beformation  sammelt  Orth  S.  41,  76.  Hinzuzufügen  ist 
das  Urtheil  des  Petreus,  welcher  in  seiner  Vita  Fichardi,  vor  der  Ausgabe 
von  dessen  Cönsilia  sagt:  Leges  et  jura  civitatis  Francofordiensis ,  quam  Be-. 
formationem  vocant,  jussus  recensere,  ita  recognovit,  ut  nullis  ea  Beformatio 
civitatis  alterius  institutis  sive  ordinationibus  oedat,  neque  minorem  Fiohardo 
Franoofordienses,  quam  Soloni  Athenienses  ....  gratiam  debeant. 

26)  Hier  auch  von  der  Handlungsfähigkeit  der  Minderjährigen  und  Haus- 
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„von  Eheberedungen,  Heurathsbrieffen,  Eheleuten,  Einkindschaf- 
ten  und  was  denen  anhangt^,  der  vierte  „von  Testamenten '  und 
andern  letzten  Willen^,  der  fünfte  vom  Intestaterbrecht,  der 
sechste  vom  Erwerb  der  Erbschaft,  der  siebente  „von  Vor- 
mündern und  Curatom^ , ,  der  achte  von  Bauten  (eine  Bauord- 
nung) und  Servituten,  der  neunte  ;,vom  Ackergerioht  und  Ord- 
nungen über  die  Stadtgüter*,  der  zehnte  Theil  ;,von  bürgerlichen 
Geltstraffen  und  Bussen,  auch  Injurien,  Schmähe  und  Fräffel 
Sachen,  Und  dann  auch  Malefitz  und  PeynUchen  Sachen*. 

Die  Quellen,  aus  welchen  Fichard  schöpfte,  sind  wesentlich 
dreierlei  Art: 

1.  Er  schliesst  sich  an  das  bestehende  Frankfurter  Recht 
an  und  benützt  verschiedene  kaiserliche  Privilegien*'),  mehrere 
Gerichtsordnungen^),  die  Reformation  Von  1509 **),  einzelne 
Rathsschlüsse  ^o)  und  sonstige  Rechtsaufzeichnungen.  In  der 
•  Vorrede  zum  neunten  Theil  wird  ausgeführt ,  wie  das  Acker- 
gericht ein  besonderes  Buch  habe  darirm  die  Ordnungen,  wie  es 
mit  dem  Bügen,  Anbringen,  Bussen,  Einigungen  und  anderen  zu 
halten  verfasst  seyndt;  das  Gericht  und  sein  Buch  wird  bestätigt; 
da  Manches  aus  dem  letzteren  der  Bürgerschaft  unbekannt  sei, 
habe  man  seine  wichtigsten  Bestimmungen  in  diesen  Theil  auf- 
genommen, einige  derselben  auch  erläutert  und  verbessert.  Der 
neunte  Titel  des  neunten  Theils  wiederholt  eine  vor  einigen 
Jahren  publicirte  Jagdordnung.    Der  zehnte,  sehr  unvollständige. 


Böhne,  über  Yeräusserung  von  Gütern  der  Hansfrau  und  der  Mmdeijährigen, 
Beuten,  Pfandrechten. 

27)  Vgl  I.  42,  44,  IV.  I.  §.  5,  und  Orth  S.  56flr.,  62  ff. 

28)  Thomas  giebt  bei  seinem  Abdruck  des  Baculus  judicii  (vgl  S.  261. 
N.  20)  die  Parallelstellen  der  Beformation  von  1578  und  1611  ßjn.  —  Die 
Gerichtsordnung  von  1551  wurde  von  Fichard  grösstentheils  in  den  ersten  Theü 
der  Beformation  aufgenommen,  Thomas  S.  94. 

29)  üeber  die  Benutzung  der  alten  Beformation  ygl.  Orth  S.  66ff. ;  be- 
sonders werden  im  Process  ganze  Partien  wörtlich  aufgenommen,  so  ist  I.  tit.  10 
fast  ganz  aus  1509.  fol.  UI,  I.  tit.  16  aus  1509.  fol.  Y.  u.  s.  w.  entlehnt.  Bis- 
weilen wird  adf  die  äitere  Beformation  ausdrücklich  Bezug  genommen,  z.  B. 
L  12.  §.  15  bestätigt  mit  theilweiser  Modification  einen  Satz  in  unser  alten 
BrformaUon;  derselbe  steht  Fol.  IV  (Orth  S.  352). 

30)  Z.  B.  n.  7.  §.  2  ein  Statut  über  Bentenablösung  von  1526,  bestätigt 
dnrcti  Carl  V.;  IV.  1.  §.  1:  über  Testamente  hätten  die  Vorfahren  besondere 
von  den  Kaisern  bestätigte  Ordnungen  erlassen;  vgl.  die  besonderen  Nach- 
weise bei  Souchay  S.  714  a.  1395,  1414,  1568,  1583. 

Deutsche  Rechtsgesohichte  I.    3.  21 
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criminalrechtliche  Theil  bestimmt  (tit.  8),  dass  für  alle  nicht  be- 
rücksichtigten Verbrechen  das  römische  Recht,  die  Carolina  und 
der  „bey  uns  bishero  übliche  herkommene  Gebrauch  zur  Anwen- 
dung komme**.  Auch  sonst  beruft  sich  der  Verfasser  oft  auf 
altes  Herkommen  und  den  Gebrauch»*). 

2.  Nicht  blos  bei  der  Darstellung  von  deutschrechtlichen 
Materien,  sondern  auch  wo  der  Verfasser  das  römische  Recht 
aufnimmt,  schliesst  er  sich  an  andere  Landes-  oder  städtische 
Gesetzgebungen  an"*);  ohne  deren  Sätze  wörtlich  herüberzu- 
nehmen, giesst  er  den  vorgefundenen  Inhalt  in  eine  neue  Form, 
nimmt  auf  localen  Gebrauch  Rücksicht  oder  macht  die  eigene 
wissenschaftliche  oder  legislative  üeberzeugung  geltend.  Beson- 
ders hat  er  das  von  ihm  selbst  bearbeitete  Solmser  Land- 
recht, die  Nürnberger  Reformation  von  1564  und  die  Wormser 
Reformation   benützt*«).      Die   Vergleichung    mit    dem   Solmser 


31)  Z.  B.  I.  12.  §.  5,  I.  18.  §.  2,  I.  32.  §.  7,  n.  3.  §.  23.  -  H.  4.  §.  1: 
Das  Näherrecht,  welches  in  ganz  Dentschland  nnd  auch  am  Bheine  gebrauch- 
lieh,  habe  man  in  Frankfurt  gemäss  den  kaiserlichen  Bechten,  welche  es  ver- 
bieten,  nie  zugelassen,  und  dabei  solle  es  auch  fiir  die  Folge  bleiben ;  §.  2 :  nur 
solle  es  auf  dem  Lande,  wo  es  von  altersher  gebräuchlich,  auch  fernerhin 
beibehalten  werden.  —  VI.  2.  §.  1:  die  Erben  werden  von  Seiten  des  Baths 
in  die  Erbschaft  eingesetzt  mit  Mundt  u,  Halm,  wie  hei  uns  herkommen.  Be- 
sonders im  achten  und  neunten  Buch  bilden  deutschrechtliche ,  ^locale  Bestim- 
mungen den  Inhalt. 

32)  Nach  Senckenberg  p.  533,  534  benützte  er  im  ersten  Theil  die 
Kammergerichtsordnung,  die  sächsischen  Constitutionen  ron  1572,  das  Pfalzer 
Becht  (es  ist  ungewiss,  welche  Quelle  Senckenberg  meint,  da  das  Pfiälzer 
Landrecht  erst  1582  publicirt  wurde;  allerdings  ist  die  Hofgerichtsordnung  in 
dessen  erstem  Theil  nur  eine  Verbesserung  der  Gerichtsordnung  von  1573); 
im  zweiten  Theil  die  Nürnberger  und  Wormser  Beformation,  das  kurpfSälzische 
Becht,  Gaü  und  Mynsinger  und  die  übrigen  Oommentatoren  der  Kammerge- 
richtsordnung; im  dritten  Theil  das  Kölner,  Mainzer,  Speierer  Becht ,^  die 
Solmser  Landesordnung,  Nürnberger  Beformation,  kurpfalzische  Landesord- 
nung; im  vierten  Theil  das  Nürnberger,  Badensche,  Würtembergische  Becht 
n.  8.  w.  Doch  scheinen  diese  Anführungen  nicht  genau  und  zuverlässig  zu 
sein.  Es  ist  zu  bedauern,  dass  Senckenberg  nur  ganz  im  allgemeinen  diese 
Quellen  bezeichnet  hat,  ohne  für  die  einzelnen  Behauptungen  genauer  die 
Parallelstellen  anzugeben.  Eine  Prüftmg  der  Ansicht  ist  grossen  Schwierig- 
keiten unterworfen,  besonders  auch,  da  Fichard,  wie  er  selbst  angiebt,  seine 
Quellen  nicht  wörtlich  abgeschrieben  hat. 

33)  Für  die  Benützung  des  Nürnberger  Beohts  ist  die  Notiz  zu  beachten, 
welche  Thomas  S.  97.  N.  1  aus  dem  Frankfurter  BathsprotokoU  von  1478 
niittheilt:    „Nürnberg  theilt  die  Ordnung  seines  Gerichts  mit,  Dr.   Gkllhauss 
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liandrecht  zeigt,  dass  Fichard  in  dem  letzteren,  welches  für  Land- 
leute und  ungelehrte  Schöffen  der  Untergerichte  bestimmt  war, 


soll  die  hiesige  ihnen  verzeichnen."  Es  ist  dies  dne  unbekannte  Nürnberger 
Gerichtsordnung,  welche  sich  die  Frankfurter  wohl  schicken  liessen,  um  mit 
Rücksicht  auf  sie  ihr  eigenes  Becht  zu  gestalten. 

"Was  zunächst  die  Nürnberger  Reformation  von  1564  angeht,  so  zeigt  sich 
die  Verwandtschaft  auch  in  der  Aufeinanderfolge  der  Sätze: 


Frankfurter  Recht. 

Nürnberger  Recht. 

I.  31.  §.  6,  7,  10-13. 

=  I.  8.  §.  2.  3,  8,  7. 

I.  32.  §.  7-9. 

=  I.  7.  §.  5. 

I.  33.  §.  1-14. 

vgl.  I.  7.  §.  1. 

1.35. 

I.  7.  §.  7  (weitere  Ausfährung). 

I.  39,  45,  49. 

Vgl.  I.  7.  §.  9,  I.  11.  §.  1,  I.  12.  §.  8. 

n.  2.  §.  7. 

I.  16.  §.  2  (ziemlich  wörtHch). 

n.  2.  §.  10. 

I.  16.  §.  7. 

n.  3.  §.  1  ff:^ 

vgl.  I.  11.  §.  4. 

n.  3.  §.  19. 

II.  16.  §.  6  (mit  hoch  interessanterem 

Detail). 

IL  11.  §.  2,  7,  8,  10,  11. 

T.  13.  §.  1,  2,  4. 

n.  13.  §.  4-7. 

I.  14.  §.  1,  3,  8. 

11.  14.  §.  8-10. 

II.  17.  §.  6,  3,  5. 

n.  16.  §.  4,  9. 

n.  19.  §.  4,  9. 

II.  17.  §.  6. 

n.  20.  §.  3. 

n.  20. 

vgl.  n.  22. 

n.  21. 

vgL  n.  15. 

IL  23. 

vgl.  n.  18. 

m.  7.  §.  12-14,  17. 

=  n.  28.  §.  6.         ' 

in.  8.  §.  9  ff. 

II.  28.  §.  9  (zum  Theil  wörtlich). 

m.  9. 

=  n.  28.  §.  10. 

X.  I.  §.  10. 

l.  1.  §.  8. 

Für  die  Wormser  Reformation  vgl.  H.  3.  §.  1  mit  W.  V.  1.  1;  H.  10.  §.  1, 
2,  4,  5  mit  W.  V.  1.  6;  II.  14.  §.  6  mit  W.  V.  2.  1;  das  achte  Buch  erinnert 
zum  Theil  an  W.,  z.  ^.  VQI.  8.  §.  5  vgl.  mit  W.  V.  4.  tit.  5.  —  Interessant 
ist  auch  die  Notiz  von  Walch  Beitrage  11.  S.  350,  dass  er  ein  Exemplar  der 
Wormser  Reformation  von  1561  besass,  welches  Fichard  gemäss  seiner  eigen- 
händigen Bemerkung  auf  dem  Titelblatt  in  diesem  Jahre  erwarb :  Ux  hihlio- 
theca  lo.  Fichardi  ü.  L  D,  An.  1561. 

Für  das  Solmser  Landrecht  sind  folgende  .gtellen  zu  vergleichen: 
Frankfurter  Recht.  '    Solmser  Recht. 

L  31.  §.  14,  15,  17.  =  I.  26.  §.  5-8. 

L  34.  vgl.  I.  28. 

n.  2.  §.  7—9.  vgl.  n.  10.  §.  4,  7,  9. 

n.  4.  §.  1.  vgl.  IL  12.  §.  L 

IL  9.  §.1.  vgl.  IL  10.  §.  L 

n.  11.  §.  3,  7,  8.  vgl.  n.  2.  §.  10,  8. 

21* 
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populärer  'spricht,  ohne  gelehrte  Aasdrücke  2u  brauchen,  und 
sich  nicht  blos  mit  der  Aufstellung  von  Principien  begnügt,  son- 
dern für  die  Bedürfiiisse  des  gemeinen  Mannes  dieselben  noch 
durch  Beispiele  erläutert«*)  oder  die  einzelnen  Fälle  genau  aus- 
einander legt'^).  Uebrigens  hat  sich  Fichard  gar  nicht  sehr 
enge  an  seine  frühere  Arbeit  angeschlossen,  sondern  die  ihm 
vorliegenden  Quellen  in  verschiedener  Weise  in  den  beiden  Ge- 
setzgebungen verarbeitet.  Auffallend  ist  es,  dass  er  in  der  Ent- 
scheidung von  Controversen  des  gemeinen  Bechts  sich  nicht 
überall  in  beiden  Gesetzbüchern  gleich  bleibt**). 

3.  Von  dem  römischen  Recht«'),  welchem  oft  die  deutschen 
Reichsgesetze  (die  Reichskammergerichtsordnung)  zur  Seite  ge- 
stellt werden,  hat  der  Verfasser  einen  ^ehr  ausgedehnten  Ge- 
brauch, gemacht;  er  nimmt  sehr  häufig  auf  dasselbe  Bezug  und 
begreift  es  unter  dem  Namen  kaiserliche  Bechte,  gemeine  Bechte, 
oder  auch  blos  die  Bechte^),  Er  neigt  dazu,  dasselbe  nicht  nur 
in  subsidium,  sondern  auch  da  eintreten  zu  lassen,  wo  seiner 
Meinung  nach  das  bisherige  deutsche  Recht  sich  nicht  wohl  dem 


Frankfiirter  Beoht.  Soknser  Becht. 

n.  18.  §.  7.  YgL  n.  8.  S.  9. 

n.  16.  §.  5.  YgL  n.  16.  §.  8. 

n.  17.  §.  6.  vgl.  n.  14.  §.  4 

n.  22.  =  n.  9. 

in.  8.  §.  1  tt  vgl  n.  19. 

rV.  tit.  4.  init.  vgl  ü.  28.  §.  1. 

Wenn  übrigens  bisweilen  anch  Oonst  Sazon.  U.  10  als  QneUe  der  Fraakf. 
Reformation  II.  1.  §.  8,  9  anfgeföhrt  wird,  so  möchte  ich  dies  QueHenverhalt- 
niss  bezweifeln,  da  der  Ansdruck  gar  nicht  anf  dasselbe  hinweist  nnd  die  so- 
genannte emancipatia  Saxonica  in  ganz  Deutschland  galt. 

34)  VgL  Frankf.  Ä.  H.  2.  §.  8  mit  Solms.  II.  10.  §.  7. 

85)  So  in  der  Lehre  Yom  Ehehindemiss  der  Verwandtschaft ;  vgl.  Frank£ 
Recht  m.  8.  §.  1  ff.  mit  Sohns.  II.  19.      • 

36)  Solmser  Landesordn.  11.  27.  §.  5:  Wenn  der  Verstorbene  von  Halb- 
geschwistern beerbt  werden  soll,  von  denen  ihm  einige  von  Vater,  andere 
von  Mutter  Seite  her  verwandt  waren,  soll  sein  Vermögen  getheilt  werden  in 
das  von  väterlicher  und  in  das  von  mütterlicher  Seite  herstammende.  Die 
Frankf.  Reform.  V.  3.  §.  5  verwirft  diese  Sonderung:  „Und  wie  wol  die 
Bechtsgelehrten  wollen  und  halten  ....  so  lassen  Wir  es  dabey  bleyben**, 
dass  die  Verlassenschaft  nicht  in  dieser  Weise  getheilt  werde.  Vielleicht  ist 
dieser  Satz  der  dem  Verfasser  beigegebenen  Bevisionscommission  zuzuschreiben. 

87)  Vgl.  über  die  fremden  Bechte  auch  Orth  S.  54  ff.,  68  ff. 

38)  VgL  auch  Souchay  I.  S.  XXIX  £ 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—    325    — 

Kaiserrecht  gegenüber  rechtfertigen  lässt,  und  ist  bemüht,  zum 
Nachtheil  des  einheimischen  Rechts  die  Reception  des  frem- 
den so  weit  als  möglich  zu  fordern.  Nicht  überall  giebt  er  den 
Inhalt  des  römischen  Rechts  so  vollständig  wieder,  wie  er  es 
zur  Anwendung  gebracht  wissen  wollte,  sondern  verweist  auf 
dasselbe  nur  im  Allgemeinen  für  das  weitere  Detail  ^^).  Oft  nimmt 
er  auf  die  Ansichten  der  Rechtsgelehrten  Rücksicht  und  wählt 
eine  doctrinäre  Form  der  Darstellung**). 


39)  Z.  B.  n.  1.  §.  13)  14;  H.  2.  §.  4,  11;  H.  10.  §.  4:  einzelne  FäUe,  in 
denen  keine  Eviction  zu  prästiren  ist;  „andere  mehr  Fälle  wöUen  wir  dem 
Rechten  befohlen  haben";  Y.  3.  §.9:  es  sei  überflüssig  alle  Enterbimgsgründe 
weitläufig  ai|8  den  kaiserlichen  BechtCn  au&uzahlen;  sollten  sie  sich  künftig 
zutragen,  so  möge  die  Enterbung  iporgenommen  werden  „mit  Bäht  frommer 
trenwer  und  verständiger  Leuth,  sonderlich  auch  der  Bechtsgelehrten,  die  sie 
darinn,  ob  sie  deren  befugt  seyen  oder  nicht,  ünderrichten  können". 

40)  Z.  B.  I.  29.  §.  1:  das  gerichtliche  Bekenntniss  sei  der  stärkste  Be- 
weis „oder  wie  andere  Bechtsgelehrten  dayon  reden,  ein  Enthebung  der  Be- 
weisung";  11.  18.  §.  14:  es  sei  über  einen  Satz  unter  den  Bechtsgelehrten 
^grosser  Zwietracht",  indessen  werde  nach  der  hier  zum  Gesetz  erhobenen 
Ansicht  am  Kanunergericht  erkannt.  Auch  an  manchen  anderen  Stellen  nimmt 
er  Yeranlassung  Oontroversen  des  gemeinen  Bechts  zu  entscheiden,  so  III.  3. 
§.  4,  5;.in.  6.  §.2;  V.  3.  §.  4  ff.  (Intestaterbrecht  der  Seitenverwandten). 
Es  mögen  einige  Beispiele  genügen  für  die  romanisirende  Bichtimg  des  Ver- 
fassers und  seine  Auffassung  von  dem  Yerhältniss  des  deutschen  und  römi- 
schen Bechts:  n.  1.  §.  4  kennt  eine  patria  potestaa  des  Qrossyaters.  —  U.  1. 
§.  10  wird  auf  die  von  der  Frau  eingebrachten,  ihr  als  Zugift  verschriebenen 
unbeweglichen  Güter  der  römische  Satz  von  der  Unteräusserlichkeit  des  fun- 
dus  dotalis  angewendet.  —  II.  2.  §.  3,  4  werden  die  römischen  Bestimmungen 
über  den  Verkauf  einer  res  litigiosa  in  sklavischer  Weise  wiederholt.  —  U. 
16.  §.  6 :  der  zahlende  Bürge  lässt  sich  die  Forderung  vom  Gläubiger  cediren. 
—  n.  16.  §.  11, 12:  während  andere  Quellen  das  SOtum  Vellej.  aufheben,  führt 
das  Frankfurter  Becht  nur  eine  Zahl  von  Fällen  auf,  in. denen  es  nicht  gelten 
soll  wegen  der  Erfahrung,  dass  es  oft  betrügerischerweise  vorgeschützt  werde ; 
um  dieses  Missbrauchs  willen  sei  der  an  sich  „ehrbare,  billige  und  wohlbe- 
dachte" Satz  der  kaiserlichen  Bechte  einzuschränken.  —  I.  49.  §.  11,  II.  tit. 
19  n.  20:  stillschweigende  Pfandrechte.  —  II.  32:  für  den  Tausch  werden  die 
romanistischen,  mit  der  Natur  der  Innominatcontracte  zusammenhängenden 
Sätze  zur  Geltung  gebracht.  —  m.  2.  §.  7:  in  den  Heirathsbriefen  solle  Be- 
stand haben,  was  „den  Beohten,  der  Billichkeit  und  dieser  Ordenung  gemäss" 
ist;  auf  das  ältere  deutsche  Becht  wird  also  kein  Bezug  genommen.  —  HL.  5. 
§.  1 :  wiewohl  die  kaiserlichen  Bechte  Schenkuiigen  unter  Ehegatten  verbieten, 
werden  sie  doch  gestattet,  wenn  sie  ohne  Missbrauch  geschehen.  Sie  werden 
also  anerkannt,  nicht  weil  Qie  dem  deutschen  Becht  entsprechen,  sondern  ob- 

sie  das  romische  Becht  verbietet.  —  IV.  2.  §.  7:  während  andere  Par- 
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Wenn  auch  der  Verfasser  mit  dem  deutschen  Recht  oft  will- 
kürlich verfährt  und  durch  seine  Gesetzgebung  eine  grosse  Zahl 
fremder  Sätze  erst  neu  einfuhrt,  so  ist  ihm  das  Corpus  juris 
doch  kein  StoflF,  an  welchen  er  sich  unbedingt  anschliesst.  Er  be- 
handelt dasselbe  vielmehr  mit  freier  Kritik  und  bei^theilt  seine 
unmittelbare  Anwendbarkeit  nach  den  vorhandenen  Verhältnissen 
und  Bedürfnissen.  Wo  es  ihm  zweckmässig  erscheint,  trägt  er 
kein  Bedenken,  das  römische  Recht  ganz  auszuschliessen  oder 
eine  den  Verhältnissen  entsprechende  Aenderung  vorzunehmen*^). 
Am  meisten  romanisirt  Fichard  in  den  erbrechtlichen  Theilen 
(IV -VI). 

Die  Reformation  gilt  nur  in  der  Stadt  und  den  Vorstädten; 
auf  dem  Lande  und  in  den  zur  Stadt  gehörigen  Dörfern  gilt  das 
Solmser  Landrecht  *2).  Doch  wurde  sie  wegen  ihrer  Ausführlich- 
keit und  Brauchbarkeit  in  anderen  benachbarten  Städten,  wie 
Friedberg  und  Gelnhausen  publicirt*«). 

n.    Lüneburg. 

Lüneburg  ist  diejenige  Stadt,  in  welcher  unter  allen  zuerst, 
durch  den  Rathsschluss  von  1401  die  Subsidiarität  des  römischen 
Rechts,  welches  nach  den  Statuten  und  dem  gemeinen  sächsi- 
schen Recht  zur  Anwendung  kommen  soll,  als  Princip  anerkannt 
worden  war**).  Im  Mittelalter  besass  Lüneburg  eine  Reihe  von 
Privilegien,  Statuten  und  sonstigen  Aufzeichnungen,  unter  wel- 
chen besonders  die  Eddags-Artikel  in  verschiedenen  Redactionen 


ticnlarrechte  keine  heredis  institutio  verlangen,  wird  sie  hier,  wie  in  der  alten 
Beformation  (Fol.  XIX)  als  Erfordemiss  eines  gültigen  Testaments  angestellt. 
—  IV.  6  enthält  mit  grossem  Detail  das  Legat  betreflFende  Vorschriften,  welche 
sich  an  das  römische  Becht  anschliessen.  —  IV.  12:  Lehre  von  denCodiciUen; 
§.  1  erkennt  an,  dass  sie  bei  dem  gemeinen  Mann  nicht  sonderlich  im  Qe- 
brauch  seien  nnd  nnr  bisweilen  von  reichen  Leuten  errichtet  würden;  aber  es 
werden  die  Bestinunnngen  über  sie  doch  mitgctheüt,  da  sie  „in  den  Bechten 
ihren  Grundt"  hätten. 

41)  Z.  B.  VL  1.  §.  2,  3:  während  die  Hechte  dem  Erben  ein  Jahr  als 
Deliberationsfrist  gewähren,  soll  er  jetzt  nur  zwei  Monate  haben;  VI.  3.  §.  5: 
es  bedürfe  nicht  aller  römischen  Förmlichkeiten  bei  Errichtung  eines  Inven- 
tars; IV.  2.  §.  3:  die  Testamentsmündigkeit  yon  14  Jahren  wird  auf  18  Jahre 
erhöht. 

42)  Vgl.  Senckenberg  p.  509. 

43)  Vgl.  Senckenberg  p.  508,  Both  Kurhess.  Privatr.  L  S.  42  f. 

44)  Vgl.  Bd.  L  S.  652.  N.  121.  üeber  die  Absidit,  im  15.  Jahrhundert 
daselbst  eine  Bechtsakademie  zu  errichten,  vgl.  oben  S.  22.  N.  38. 
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hervorzuheben  sind^^).  In  dem  sechzehnten  Jahrhundert  ist 
eine  Niedergerichtsordnung  und  eine  Reformation  ausgearbeitet 
worden*^. 

A,  Die  Niedergerichts  Ordnung*^).  Sie  enthält  ausser 
den  processualischen  Vorschriften,  welche  für  die  einzelnen  Pro- 
cessgegenstände  und  ohne  Bücksicht  auf  die  Sätze  des  römi- 
schen Rechts  ertheilt  werden,  auch  materielle  Bestimmungen, 
welche  das  üntergericht  zur  Anwendung  bringen  soll,  und  ist 
aus  Quellen  verschiedener  Zeit  und  verschiedenen  Ursprungs  zu- 
sammengestellt. Diese  Niedergerichtsordnung  ist  keinenfalls  eine 
fertige  Codification,  sondern  nur  eine  private  Zusammenstellung 
der  in  Lüneburg  geltenden  Sätze  des  sächsischen  Rechts;  mög- 
licherweise ist  sie  ein  der  Reformation  vorhergehender  Entwurf, 
bei  welchem  noch  die  Subjectivität  des  Verfassers  hervortritt, 
welcher  Vorschläge  macht  und  Motive  anführt^®).  Da  es  nicht 
einzusehen  ist,  welche  Bedeutung  eine  solche  Zusammenstellung 
der  einheimischen  und  sächsischen  Bestimmungen  haben  konnte, 
nachdem  in  der  Reformation  das  particuläre  mit  dem  gemeinen 
Recht  bereits  in  ausführlicher  Legislation  verarbeitet  war,  so 
muss  die  Niedergerichtsordnung,  in  welcher  sich  auch  manche 
Sätze  finden,  die  in  der  Reformation  abgeändert  sind*^),  vor  der 
letzteren,  d.  h.  vor  1577,  aber  auch  nicht  laiige  Zeit  vorher,  je- 
denfalls nach  1562  entstanden  sein^^^). 


45)  Vgl.  Kraut  das  alte  Stadtrecht  von  Lüneburg  1846.  8.  und  die 
üebersicht  bei  öengler  Stadtrechte  S.  269  ff. 

46)  Die  Geschichte  dieser  ßechtsquellen  ist  darum  schwer  zu  liefern,  weil 
wir  fast  gar  keine  Nachrichten  über  ihre  Entstehung  und  ihren  Zusammen- 
hang besitzen.  Die  Niedergerichtsordnung  scheint  in  der  Literatur  gar  nicht 
besprochen  zu  sein ;  über  die  Beformation  enthält  Einzelnes  ein  Aufsatz  in  der 
Lüneburger  Zeitung  1861  Nr.  16—18,  welcher  insbesondere  die  bisher  allge- 
meine Ansicht  (vgl.  z.  B.  Mascov  notitia  juris  Brunsv.-Luneb.  1738.  praef., 
Kraut  Grundr.  (4.  Ausg.)  S.  106),  dass  die  Beformation  mehrmals,  zuletzt 
1679  umgearbeitet  wurde,  als  irrig  zurückweist. 

47)  Bei  Pufendorf  observationes  UI.  p.  346—397. 

48)  Z.  B.  S.  368:  „Also  habe  Ichs  unnötig  erachtet,  femer  meidung  da- 
von zu  thunde,  will  hiemit  dem  Leser  an  oben  vorgedachte  PoHcey-Ordnung 
remitttret  ....  haben**.  —  S.  388:  „Es  wehre  auch  gut  und  nöhtig,  dass  die 
Verfestung  ....  wiederumb  fürgenommen  würde;  zu  dero  Behueff  müsse 
man  den  Process  in  den  alten  Gerichtsbücheren  suchen." 

49)  Vgl.  z.  B.  p.  379.  §.  53  mit  der  Beform.  IL  tit.  13.  §.  5. 

50)  S.  385  nimmt  auf  den  16.  Artikel  des  Vertrages  von  1562  Büoksicht. 
Für  das  Alter  ist  femer  zu  bemerken,  dass  S.  349  auf  ein  Eathsconclusum 
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Es  zerfällt  die  Niedergerichtsordnung  •  in  drei  Theile ,  deren 
erster  den  Process  enthält;  zwischen  den  processualischen  Sätzen 
finden  sich  auch  materielle,  ein  Gesetz  über  Renten,  Bestim- 
mungen  über  die  Auflassung  mit  Hand  und  Mund,  Friedewirken, 
Widerspruch  in  Jahr  und  Tag.  Der  zweite  Theil  beginnt  mit 
dem  Gastrecht  nach  dem  Bericht,  welchen  man  darüber  von  dem 
Lübecker  Rath  eingeholt  hat,  und  theilt  dann  die  Eddags- Artikel 
in  55  Abschnitten  mit,  welche  dreimal  jährlich  von  dem  Secre- 
tarius  im  Niedergericht  verlesen  werden  *i),  und  einige  weitere 
polizeiliche  Bestimmungen.  Der  dritte  Theil  enthält  das  Straf- 
recht und  zum  Schluss  „Von  Hochpeinlichen  Not  Halsgericht  wie 
gegen  einen  Mörder  oder  Todschläger,  so  davon  kommet,  pro- 
cediret,  und  mit  Erklärung  der  Mord -Acht  und  Verfestigung 
verfahren  werden  soll." 

B.  Die  Reformation.  Die  Ausarbeitung  derselben  wurde 
dem  Syndicus  Dr.  Heinr.  Husanus  übertragen,  welcher,  nach- 
dem er  verschiedene  amtliche  Stellungen  bekleidet  hatte,  seit 
1574  unter  sehr  günstigen  Bedingungen  Syndicus  der  Stadt  ge- 
worden war**).  Nachdem  sein  Entwurf  von  Magistrat  und  Bür- 
gerausschuss  berathen  war,  wurden  die  einzelnen  Theile  inner- 
halb der  Jahre  1577  bis  1583  publicirt.  Da  über  den  achten 
und  neunten  Theil  keine  Einigung  zwischen  Rath  und  Bürger- 
schaft erreicht  werden  konnte,  erhielten  diese  beiden  Theile  keine 


voD  1529  u.  S.  382  u.  383  auf  die  Carolina  verweist  Wenn  daher  S.  377. 
art.  47  auf  einen  Rathsbeschlnss  „Anno  78"  u.  S.  380  auf  einen  solchen  „Anno 
91"  Bezug  genommen  wird,  so  ist  wohl  an  das  Jahr  1478  u.  1491  zu  denken. 
—  Auffallend  bleibt  allerdings  S.  350  die  Verweisung  auf  des  „Bahts  Obern 
Gerichts  Ordnung",  da  keine  andere,  mir  wenigstens,  bekannt  ist,  als  die  in 
der  Beformation  enthaltene. 

51)  Es  ist  eine  jüngere  als  die  bei  Kraut  S.  23ff.  mitgetheilte  Bedaotion; 
art.  27  sagt,  die  Unzucht  werde  der  Bath  strafen  „vermöge  gemeiner  be- 
schrieben Bechte,  auch  dieser  Stadt  gebrauch". 

52)  Er  war  Advocat  am  Beichskammergericht,  Professor  zu  Jena  und 
Kanzler  zu  Schwerin  gewesen;  von  Lüneburg  erhielt  er  kostenfreie  Beförde- 
rung seiner  Sachen  nach  der  Stadt,  3000  Thaler  dafür,  dass  er  das  Syndicat 
zehn  Jahre  übernehmen  will,  jährliches  Gehalt  von  500  Thalern,  Holz-  und 
andere  Lieferungen,  freie  Wohnung,  einen  Garten;  für  jeden  seiner  Sohne  ein 
üniversitätsstipendium  von  50  Thalem  auf  fanf  Jahre;  ausserdem  sollte  er, 
soweit  sein  Amt  darunter  nicht  litte,  berechtigt  sein«  zu  „advociron,  sehrift- 
stellem  und  consultiren".  Vgl.  über  ihn  Adam  vitae  Jureoonta.  p.  130 seqq. 
«nd  den  Aufsatz  der  Lüneb.  Zeitung  (Nr.  46). 
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Gesetzeskraft*«).  Gedruckt,  und  zwar  auch  mit  den  beiden 
nicht  publicirten  Theilen,  wurde  die  Reformation  erst  1722**). 

Der  erste  Theil  enthält  eine  Gerichtsordnung  mit  einer  be- 
sonderen Vorrede :  am  städtischen  Obergericht  hätten  sich  manche 
Mängel  gezeigt;  insbesondere  sei  der  sächsische  Process,  dessen 
man  sich  bediene,  vielfach  mit  dem  gemeinen  Recht  confundirt 
worden;  die  Processe  würden  langsam  und  mit  grossen  Kosten 
gefuhrt;  es  sei  daher  eine  Gesetzgebung  nothwendig  geworden. 
Mehrmals  wird  in  der  Ordnung  herrorgehoben  (tit.  8  u.  tit.  10), 
dass  man  beim  sächsischen  Process  verbleiben  wolle;  einzelne 
Sätze  stimmen  mit  der  Niedergerichtsordnung  überein**).  Ueber 
die  von  dem  Nieder-  und  dem  Obergericht  zu  beobachtenden 
Rechtsquellen  bestimmt  tit.  8,  dass  nach  dem  Lüneburger  Stadt- 
recht und  den  bewährten  Gewohnheiten  das  Sächsische  Recht, 
wie  es  im  Sachsenspiegel,  Weichbild  und  anderen  Büchern  be- 
griffen, und  in  der  Stadt  in  üebung  sei,  und  erst  in  dessen 
Ermangelung  die  gemeinen  beschriebenen  Rechte  anzuwenden 
seien*«). 

Der  zweite  bis  siebente  Theil,  welche  das  Privatrecht  ent- 
halten, beruhen  nicht  sowohl  auf  Lübischem  und  Hamburger 
Recht,  als  vielmehr  auf  der  Frankfurter  Reformation*^),  welche 
in  der  systematischen  Anordnung  als  Vorbild  diente,  in  manchen 
Partien  wörtlich  aufgenommen,  in  anderen  einer  zweckmässigen 
Ueberarbeitung   unterworfen   wurde.     Institute    des   sächsischen 


53)  Der  erste  Theil  wurde  1577  publicirt;  es  scheint  dann  noch  1579  eine 
sweite  Pnblioation  gefolgt  zu  sein,  da  am  Schlnss  des  ersten  Theils  steht: 
„datam  26.  Angnsti  Anno  79."  Auf  diese  Notis  hin  entstand  die  irrige  An- 
nahme yon  einer  im  Jahre  1679  erfolgten  neuen  Bedaotion.  —  Biccius 
S.  156  n.  Mascov  a.  a.  0.  fahren  übrigens  auch  eine  revidirte  Ordnung  des 
Obergerichts  an^  welche  1686  von  dem  erten  Sjndicus  Tobias  Reimers  yer- 
üftsst  und  1687  zu  Lüneburg  gedruckt  sei. 

54)  Lüneburg  1722.  4.  und  bei  Pufendorf  IV.  p.  624—847. 

55)  Tit.  7:  welche  Sachen  vor  das  Ober-  und  vor  das  Untergericht  go- 
hören  vgl.  mit  der  Niedergerichtsordnung  bei  Pufendorf  IIL  p.  347. 

56)  Im  Register  bei  Pufendorf  steht  nach  den  Rubriken  des  ersten 
Theils:  „Folget  Herr  Benedictus  Koppen  Bedenken  Yom  Unter  Gericht*^;  im 
Text  selbst  findet  sich  nichts  Entsprechendes. 

57)  Seit  Biccius  (S.  156)  nahm  man  immer  die  Benützung  desLübisohen 
und  Hamburger  Bedits  an,  dagegen  hat  man  es  übersehen,  wie  gross  der  Zu- 
sammenhang mit  der  im  J.  1578,  während  man  zu  Lüneburg  mit  der  Bedao- 
tion beschäftigt  war,  publicirten  Frankforter  Beformation  ist. 
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Bechts  wurden  mit  Schonung  beibehalten  und  die  eigenen  Quellen 
der  Stadt  benützt  ^) ,  daneben  aber  auch  manche  neue  Bestim- 
mungen aus  dem  römischen  Becht  aufgenommen  und  hie  und  da 
bemerkt,  dass  dieselben  trotz  der  entgegenstehenden  Vorschriften 
des  sächsischen  Rechts  gelten  sollen*®).  Der  achte  Theil  „von 
allerley  Straffallen ^  handelt  auch  von  einzelnen  Polizeivergehen; 
er  verweist  auf  die  Carolina,  das  gemeine  Recht  und  den  Rath 
der  Rechtsverständigen  ö").  Der  neunte  Theil  „Reformation  guter 


58)  Kraut  hat  bei  seiner  Ausgabe  der  älteren  Quellen,  besonders  auch 
der  Bauerspraohe  (S.  33  ff.),  die  Parallelstellen  der  Reformation  citirt. 

59)  Beispiele  für  die  Behandlung  der  Quellen :  11.  1.  §.  2  vgl.  mit  Frankf. 
Beform.  IL  1.  §.  2—7:  statt  der  Volljährigkeit  mit  25  Jahren  in  der  Frank- 
furter Beformation  wird  an  dem  sächsischen  Termin  von  21  Jahren  festge- 
halten; statt  väterlicher  Gewalt:  in  Gewähren  öder  QetoaU.  Während  im 
Uebrigen  der  Inhalt  wörtlich  wiedergegeben  wird,  vermeidet  man  die  römi- 
schen Termini  der  Frankfurter  Beformation  und  setzt  statt  derselben  die  deut- 
schen; auch  lässt  man  die  doctrinären,  einem  Lehrbuch  entsprechenden  Ein- 
gänge der  Frankf.  Beformation  fort.  —  In  IL  tit.  2,  welcher  sich  an  Frankf. 
Beform.  n.  2.  §.  6,  7,  2,  3,  8—10  anlehnt,  nimmt  man  auch  locale  Vorschrif- 
ten aus  den  Eddags- Artikeln  auf,  vgl.  Pufendorf  III.  p.  369  fl,  und  fixirt 
die  arbiträren  Strafen  des  Frankfurter  Bechts.  IL  3.  §.  1  ist  eine  Umbil- 
dung des  Frankf.  Bechts  11.  3.  §.  7  nach  dem  bisher  in  Betreff  der  Auflas- 
sung geltenden  Becht;  vgl.  die  Nieder -Ger.  -  0.  S.  363.  —  II.  tit.  7  u.  8 
schliessen  sich  mit  Bezug  auf  das  Thema  an  die  Ordnung  der  Frankf.  Bef. 
n.  tit.  7  u.  8  an,  haben  aber  einen  anderen  Inhalt.  —  Trotz  des  sächsischen 
Bechts  soll  der  Miethvertrag  auf  die  Erben  übergehen  (11.  tit.  15.  S.  682), 
trotz  desselben  der  Pfandgläubiger  nicht  den  Schaden  tragen  (11.  tit.  17,  S. 
686  f.).  —  m.  1 :  ob  ein  Vater  gerechten  Grund  habe ,  die  Genehmigung  zur 
Verheirathung  seines  Sohnes  zu  verweigern,  soU  nach  dem  Bath  der  Beohts- 
verständigen  entschieden  werden.  Üeber  diesen  dritten  Theil,  Eherecht^  wel- 
cher im  Allgemeinen  am  alten  Becht  festhält,  vgL  Haenel  in  d.  Zeitsohr.  £. 
Bechtsgesch.  L  2.  S.  318  f.  Nach  dem  Bemerkten  ist  Haeners  Satz  (S.  318), 
dass  die  Beformation  „überhaupt  an  den  alten  Grundsätzen  mit  seltener  Treue 
festhält",  einzuschränken.  —  Während  das  Frankf.  Becht  IV.  3.  §.  9  in  Betreff 
der  Gründe  zur  Enterbung  der  Kinder  allgemein  auf  das  römische  Becht  ver^ 
weist,  zählt  die  Lüneburger  Beformation  IV.  3.  dieselben  auf.  —  In  der  Erb- 
folgeordnung, dem  fünften  Theil,  finden  sich  viele  Abweichungen  vom  Frankf. 
Becht,  welche  theils  auf  allgemein  sächsichem,  theils  auf  localem  Becht  be- 
ruhen. —  VI.  1,  das  Verzeichnis«  der  zur  Gerade  und  zum  Heergewette  ge- 
hörigen Gegenstände,  ist  einem  Statut  des  14.  Jahrhunderts  entnommen,  Pu- 
fendorf n.  S.  186  f.,  Kraut  S.  20  f.,  vgl  auch  S.  33  ff.  —  Der  siebente 
Theil  enthält  eine  Vormundschaftsordnung ,  welche  viele  sächsische  Ausdrücke 
hat,  sich  aber  im  Allgemeinen  an  die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  an^ 
schliesst. 

60)  Vgl.  tit.  4,  8,  24  u.  34. 
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Policey^  enthält  im  Eingange  eine  Eirchenordnung,  berücksichtigt 
die  Reichspolizeiordnung  und  nimmt  Verordnungen  von  1574  und 
1576  auf  (vgl.  tit.  22). 


§.  80.    Die  Wormser  Reformation  ^). 

Aus  dem  Mittelalter  sind  uns  nur  wenige  und  kurze  Rechts- 
quellen von  Worms  aufbehalten  und  es  ist  auch  wenig  über  das  da- 
selbst geltende  Privatrecht  bekannt.   Im  Jahre  1498  erhielt  Worms 


1)  Unvollständige  Nachrichten  über  die  Ausgaben  enthalten:  Riccius 
S.  30ff.,  Walch  n.  S.  348  ff.,  III.  343 f.,  Wächter  gem.  Recht.  S.39.—  Ed. 
princ.  Worms  1499.  fol.  (vgl.  Panzer  Annalen  I.  S.  239);  sodann  Worms 
1507  (Panzer  I.  S.  282),  Mainz  1508.  fol.  (Hei big  Arch.  fl  hess.  Gesch.  III. 
2.  S.  6),  Worms  1509  (Panzer  I.  S.  310),  1513  (Panzer  I.  S.  354),  Frankf. 
a.  M.  1534  (eine  Ausgabe,  welche  nirgends  angeführt  wird,  sich  aber  auf  der 
Breslauer  Bibliothek  befindet:  s.  a.  fol.,  am  Schluss  die  Jahrzahl;  kleiner 
Druck,  69  Folioblätter)  Worms  1542,  1561,  1567  (die  letzte  nur  bei  Riccius 
angeführt).  —  Ich  benätze  hier  die  Ausgabe  von  1542,  yon  welcher  sich  aus 
Walch  m.  S.  343  f.  ergiebt,  dass  sie  der  Buchhändler  unter  verschiedenen 
Titeln  ausgehen  liess.  Denn  einige  Exemplare  haben  den  speciellen  Titel: 
„der  Statt  Wormbs  Reformation:  auch  endernng  und  mehrung  etlicher  darinn 
verleibter  Gesetze,  samt  der  Keyserlichen  Oonfirmation  dieser  Reformation, 
Gedr.  z.  Wormbs  durch  Gregorium  Hofinann**.  Andere,  zu  welchen  auch  das 
Ton  mir  benutzte  Exemplar  gehört,  haben  einen  generellen  Titel,  durch  wel- 
chen der  Buchhändler  die  Rechtsquelle  allen  Städten  empfiehlt  und  ihre  be- 
sondere Bestimmung  für  Worms  in  den  Hintergrund  treten  lässt:  „Satzungen, 
Statuten  und  Ordenungen,  Reohtmessiger,  bestendiger  und  ordentlicher  Policei, 
In  beschribenen  Rechtenn  und  Natürlicher  Billicheit  gegründetes  Ebenbild. 
Allen  Herrschaften  und  ünderthanen,  Stetten,  Oommunen,  Regimenten,  Ge- 
richts- und  Rathsverwandten ,  In  bürgerlichen  und  Rechtlichen  Händeln,  fast 
behülflich  und  notwendig.  Weiland  in  des  H.  Reichs  Statt  Worms  fürgenomen, 
Jetz  new'mit  höchstem  Fleiss,  beneben  Keyserlicher  Oonfirmation  Restituirt" 
s.  L  et  a. ,  am  Schluss:  Wormbs  1542.  —  Hinter  der  Reformation  folgen  mit 
fortlaufender  Paginirung  (fol.  168a)  einige  Aendernngen  der  Reformation,  zu 
lY.  3.  2,  lY.  1.  5,  Y.  1.  1.  Die  erste  stützt  sich  auf  einen  Rathsschluss  von 
1510  und  sagt,  es  finde  sich  in  lY.  3.  2.  der  Irrthum,  dass  das  Testament  zwei 
Monate  nach  seiner  Errichtung  zu  eröfihen  sei;  es  müsse  yielmehr  heissen: 
zwei  Monate  nach  dem  Tode  des  Erblassers.  Es  ist  auffallend,  dass  man 
diesen  Irrthum  in  den  Ausgaben  seit  1510  nicht  gleich  im  Texte  selbst  bes- 
serte, sondern  sich  mit  dieser  nachträglichen  Gorrectur  begnügte.  —  In  der 
Ausgabe  yon  1534  fehlen  diese  Nachträge;  sie  ist  daher  wohl  ein  Nachdruck 
nach  einer  älteren  Ausgabe. 
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eine  sehr  ausführliche  Reformation,  aber  deren  Entstehung  es  an 
Nachrichten  fehlt.  In  ihr  ist  nicht  auf  das  bisher,  wenn  auch 
nur  als  Gewohnheitsrecht  geltende  Statutarrecht  Rücksicht  ge- 
nommen, sondern  vielmehr  in  durchaus  theoretischer  Weise  der 
Stadt  dadurch  ein  neues  Recht  gegeben,  dass  die  Grundsätze  des 
römisch -canonischen  Processes  und  für  das  Privatrecht  die  des 
Pandektenrechts  in  ein  kürzeres,  aber  durchaus  nicht  kurzes  Ge- 
setzbuch aufgenommen  wurden.  Vielleicht  hat  die  im  Jahre  1497 
erfolgte  Verlegung  des  Reichskammergerichts  von  Frankfurt  a.  M. 
nach  Worms  die  nächste  Veranlassung  zur  Ausarbeitung  der  Re- 
formation gegeben.  Da  jetzt  in  der  Stadt  eine  grosse  Zahl  von 
Rechtsgelehrten,  welche  auf  Universitäten  gebildet  waren,  ihren 
Wohnsitz  nahmen,  so  war  kein  Mangel  an  Personen,  denen  man 
ein  solches  Werk  übertragen  konnte;  auch  mögen  sie  selbst  auf 
die  Redaction  eines  ihren  Auffassungen  entsprechenden  Gesetz- 
buchs gedrungen  haben*). 

Die  der  Reformation  vorangehende  Vorrede  stimmt  im  We- 
sentlichen wörtlich  mit  der  alten  Nürnberger  Reformation  über- 
ein'): Rath  und  Bürgermeister  hätten  mit  gtdem  vorrath  der 
Beddgderten,  krafft  des  gemeinen  Hechten  u.  Bmiischer  .KeisSr- 
licher  u,  Königl.  Freyheiten,  auch  aus  öberkeü  unser s  Begimmts, 
genannt  Jus  Moffistratus,  diese  Jiernach  geschriben  unser  Stat  Becht, 
Ordenung,  Statuta,  Pölicey^  alt  herkommen  u.  gut  geiwonheiten^  er- 
newert,  reformird  u.  s.  w.  Im  Jahre  1505  wurde  die  Reformation 
auf  Bitte  der  Bürger  von  Maximilian  bestätigt^). 


2)  Wie  gross  der  Einflnss  der  Doctoren  bei  der  Redaction  war,  können 
wir,  abgesehen  von  dem  ganzen  romanisirenden  Inhalt,  anch  daraus  abnehmen, 
dass  die  Eeformation  zahlreiche  Bestimmongen  enthält,  in  welchen  die  Doo- 
-toren  den  Rittern  gleichgestellt  werden  und  sich  der  Q-elehrtendünkel  aof  eine 
unverkennbare  Weise  geltend  macht.  Die  Reformation  geht  sehr 'viel  mehr 
auf  die  Juristen  und  ihre  Privilegien  ein,  als  irgend  ein  anderes  Gtesetsbudi 
derselben  Zeit,  vgl.  oben  S.  54.  N.  49. 

3)  Freilich  konnte  ich  nur  die  Nürnberger  Reformation  von  1522  be- 
nützen; da  dieselbe  aber  nur  eine  Erneuerung  der  Reformation  von  1484  ist, 
so  wird  unzweifelhaft  die  Nürnberger  Reformation  eine  Quelle  der  Wormser 
sein,  und  nicht  umgekehrt. 

4)  Die  Urkunde  ist  fol.  170a  — 173a  abgedruckt:  der  Kaiser  bestätigt  die 
alten  Freiheiten  der  Stadt  und  besonders  auch  die  Eefarmatian  der  8kU 
Wortnbs  Rechten,  Statuten,  Ordnung,  'FoUcey,  Gerechtigkeiten,  gute  ge»(m- 
heiten  u.  aüe  herkamen. 
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Das  Gesetzbuch  zerfäUt  in  sechs  Bächer,  von  denen  die  drei 
ersten  dem  Process,  das  vierte  und  fünfte  dem  Privatrecht,  das 
sechste  wesentlich  dem  Stratrecht  angehören;  die  Bücher  zer- 
fallen in  lange  Titel.  Im  Gegensatz  gegen  andere  Gesetzbücher 
dieser  Zeit  ist  der  Process  im  Verbältniss  zum  materiellen  Recht 
mit  grosser  Ausfiihrlichkeit  dargestellt  und  werden  manche  Grund- 
sätze des  materiellen  Bechts  mit  den  processualischen  Regeln  in 
Zusammenhang  gebracht^).  Der  Inhalt  ist  dem  gemeinen  Becht 
entnommen  und  nur  sehr  selten  werden  deutsche  Institutionen 
berücksichtigt,  z.  B.  die  Angelobung  der  Gewere.  In  allen  drei 
Büchern  ist  Manches  aus  der  Nürnberger  Beformation,  zum  Theil 
wörtlich,  zum  Theil  nur  dem  Thema  nach  herübergenommen«). 

Das  vierte  und  fünfte  Buch  enthält  das  Privatrecht  und 
macht  einen  gewaltsamen  Bruch  mit  der  Vergangenheit.  Wenn- 
gleich auch  hier  in  manchen  Theilen  die  Nürnberger  Reforma- 
tion benützt  zu  sein  scheint,  so  verliess  man  doch  die  vermit- 
telnde Richtung,  welche  dieselbe  zwischen  dem  einheimischen 
und  dem  römischen  Rechte  eingehalten  hatte.  Das  vierte  Buch 
behandelt  die  Vormundschaft,  Schenkung,  Testamente  und  In- 
testaterbrecht. Gleich  die  Vormundschaftsordnung  enthalt  durch 
und  durch  römisches  Recht:  Tutores  bis  zu  14,  resp.  12  Jahren, 
Curatores  bis  zu  25  Jahren  und  für  flauptkranke;  Tutores  legi- 
timi,  testamentarii  und  dativi  u.  s.  w.  IV.  2.  tit.  8  macht  eine 
sehr  bescheidene  Concession   an   das   deutsche  Recht:    obgleich 


5)  „Das  erst  Buch  sagt  von  Ordenunng  und  Processen,  gerichtlicher 
handelnng  der  ersten  Instantz  und  rechtfertigung  furgenommener  sach";  „das 
ander  Buch  sagt  von  Ordenung  und  Process  der  zweyten  Instantz  oder  Recht- 
fertigung, das  ist  Appellationsachen" ;  „das  dritte  Buch  hat  drey  theil.  In  dem 
ersten  theil  ....  sind  begriffen  manicherley  forderung,  zu  Latin  genant  de 
Actionibus.  In  dem  andern  theil  ....  wirdt  gesagt  von  richtUchen  Auss- 
zflgen  .  .  !  .  zu  Latin  genant  de  Exoeptionibus.  Im  3ten  theil  ....  wirt 
fimden  von  rechtlichen  beweisungo,  zu  Latin  genant  de  probationibus'*.  — 
Der  erste  Theil  des  dritten  Buchs  entiialt  eine  Reihe  von  Klagformularen  für 
die  yerdMiiedenen  rechtlichen  Ansprüche  in  Verbindung  mit  weiteren  privat- 
rechtlichen, dem  fremden  Recht  angehörenden  Ausführungen,  für.  die  versdue- 
denen  Klagen  aus  Eaufoontraoten,  Miethsy ertragen,  aus  der  Societ&t,  einem 
Tausch,  aus  einer  Verpfändung,  Bürgschaft,  Depositum,  Tutel,  aus  einem  Te- 
flttunent,  aus  dem  Intestaterbrecht,  auf  Theilung  der  Erbsohi^  nunoiatio  novi 
operis,  aus  Lgarien  (tit.  28;  damit  wird  die  Theorie  über  Injurien  und  Noth- 
wehr  verbunden)  u.  s.  w. 

6)  Dies  ist  bisher  unberücksichtigt  geblieben. 
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nach  gemeinem  Recht  donationes  inter  virum  et  uxorem  ungül- 
tig seien,  sollten  sie  doch  unter  kinderlosen  Ehegatten  gestattet 
sein;  damit  sie  aber  unwiderruflich  würden,  müsste  ein  Ehegatte 
gestorben  sein.  Die  Lehre  von  den  Testamenten  ist  römisches 
Recht,  nur  hie  und  da,  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  der 
Stadt  etwas  modificirt.  Der  vierte  Theil  stellt  das  rön^ische  In- 
testaterbrecht in  genauer  Casuistik  dar  und  scheint  älteren  sta- 
tutarischen Bestimmungen  entgegenzutreten;  einzelne  Modifica- 
tionen  des  römischen  Rechts  ergeben  sich  durch  Weiterfortfiih- 
rung  des  Princips  des  Repräsentationsrechts  und  durch  Berück- 
sichtigung der  deutschrechtlichen  Sätze  über  die  halbe  Geburt. 
Dem  deutschen  Recht  gehören  dann  femer  die  Bestimmungen  an 
über  Einkindschaft,  das  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten. 
Das  fünfte  Buch  behandelt  den  Kauf  und  kann  sich  bei  der  Lehre 
von  der  Veräusserung  der  Immobilien  den  deutschen  Sätzen  über 
Auflassung,  gerichtliche  Bestätigung  und  über  Retractrecht  nicht 
entziehen.  Es  folgt  dann  Pacht,  Miethe,  Erbpacht^),  Commo- 
datum,  Depositum,  Bürgschaft,  Pfandrechte,  Verhältnisse  des 
Grundbesitzes,  eine  Bauordnung,  Servituten,  Diebstahl  von  Tau- 
ben, eheliches  Güterrecht,  in  welchem  sich  hie  und  da  das  deut- 
sche Recht  geltend  macht. 

Das  sechste  Buch  zerfällt  in  zwei  Abschnitte :  1)  »von  bürger- 
lichen peenen  u.  bussen",  in  welchem  eine  Reihe  von  Handlungen, 
Polizeivergehen  u,  s.  w.  mit  Strafe  bedroht  werden;  2)  »von  pein* 
liehen  straffen,  Frevel  und  malefitzsachen'',  über  Criminalprocess, 
peinliche  Frage,  Präsumtionen,  Gefängnissstrafe  u.  s.  w.®). 

Es  giebt  keine  Rechtsquelle  des  fünfzehnten  oder  sechzehn- 
ten Jahrhunderts,  welche  in  gleicher  Weise,  wie  die  Wormser 
Reformation  das   einheimische,  in    praktischer  Uebung  stehende 


7)  Ein  deutscher  Satz  ist  es  hier,  dass  der  Emphyteuta  auch  für  die 
Pachtröckstande  haftet 

8)  Von  tit.  12  an  werden  einzelne  Verbrechen  behandelt:  tit.  14  sagt, 
Mörder,  Strassenräuber,  Verräther,  Diebe,  Münzfölscher  u.  s.  w.  sollfin  ,,nach 
Recht  unser  Stat,  gewonheyt  und  altherkommene  gestrafft  und  geriöht  wer- 
den". Am  Schluss  dieses  Buchs  und  der  Reformation  überhaupt  heisst  es: 
„Andere  Peene  und  Straffe  ....  sollen  nach  anssweisen  unser  Montrichter- 
buch,  alter  Constitution,  anderer  ordenung  oder  gesetze  des  gemeinen  Rech- 
ten ...  .  gehandelt  werden.''  — -  Hälschner  I.  S.  77  f.  sagt,  dass  YL  2. 
tit.  1  —  10  fast  wortgetreu  aus  den  Schriften  der  italienisohen  Juristen  ge- 
schöpft sind. 
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Recht  ausser  Achtung  gelassen  und  im  Wesentlichen  nur  das  ge- 
meine Recht,  nicht  sowohl  aus  den  römischen  Quellen  selbst,  als 
aus  den  Schriften  der  Juristen  zur  Darstellung  gebracht  hätte. 
Es  hat  dieselbe  nicht  den  Charakter  eines  Gesetzbuchs,  sondern 
vielmehr  einer  Belehrung  für  den  Richter;  sie  ist  gewissermaassen 
ein  zum  Gesetz  erhobenes  Lehrbuch^). 

Ausser  der  Reformation  besitzen  wir  noch  mehrere  auf  die 
Verfassung,  Verwaltung  und  Polizei  sich  beziehende  Ordnungen 
für  Worms  aus  dem  Ende  des  fünfzehnten  und  Anfange  des 
sechzehnten  Jahrhunderts,  unter  welchen  besonders  der  Vergleich 
des  Bischofs  von  Worms  mit  der  Stadt  aus  dem  Jahre  1519  her- 
vorzuheben ist  ><)) ;  in  ihm  finden  sich  auch  auf  den  Process  be- 
zügUche  Bestimmungen. 


9)  Dies  ist  für  mich  auch  der  Grund  gewesen,  um  die  Wormser  Refor- 
mation trotz  ihrer  früheren  Entstehung  an  den  Schluss  dieses  Abschnitts  eu 
stellen.  —  Sehr  häufig  wird  in  ihr  ausdrücklich  auf  das  gemeine  Recht  ver- 
wiesen, oder  es  werden  Schulstreitigkeiten  erwähnt,  die  ans  wissenschaftlichen 
Gründen  entschieden  werden.  Nur  zwei  Beispiele:  für  den  Satz,  dass  der 
Testator  sein  Testament  wieder  aufheben  könne,  wird  IV.  3.  tit.  7  die  Be- 
gründung gegeben:  „Wissentlich  und  natürlich  ist  nach  sage  des  weisen  Rat- 
geben Yulpiani  (I),  Was  wesens  eyn  ding  zusammen  gesetzet  oder  gemacht 
ist,  mag  also  wider  abgethan  und  hingelegt  werden.  Und  so  in  eyns  jeden 
freien  willen  steht"  u.  s.  w.  —  IV.  4.  tit.  1  (Fol.  90  a)  bei  Gelegenheit  der 
Casuistik  des  Intestaterbrechts:  „Davon  seind  Opiniones.  Aber  die  bewerter 
meinung  der  Rechtsgelehrten  helt,  das"  u.  s.  w. 

10)  Bei  Schannat  bist.  Bpiscop.  Wormat.  II.  p.  316—343;  Tgl.  auch 
den  Vergleich  von  1521  ebendaselbst  p.  345—358. 
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Sechster  Abschnitt. 

Einige  Particularrechte, 

§.  81»   Die  Reehteanfeelehniuigen  llDgs  der  deoteehea  Nardsee  nd  voa  flakteln. 

L  Des  olden  Landes  Ordenunge  und  Bechte  Bock 
vom  Jahre  1517  ^).  Erzbischof  Christopher  von  Bremen  richtete 
im  Jahre  1517  für  das  alte  Land,  d.  h.  die  Gegend  zwischen 
Moorbnrg  und  Stade,  südlich  vom  Kedingerlande,  mit  den  Guts* 
herren  des  Oldenlandes  und  den  Abgeordneten  von  Stade  und 
Buxtehude  eine  Ordnung  auf,  um  der  allgemeinen  Rechtlosigkeit 
zu  begegnen.  Dieselbe  enthält  31  dem  Inhalt  nach  durchaus 
deutsche  Sätze  über  Strafrecht,  Gerichtsverfassung  und  Landes- 
freiheit.* Der  art.  11,  welcher  noch  die  Fehde  anerkennt,  be- 
stimmt, dass  Mörder,  Kirchenbrecher,  Diebe,  Räuber  u.  s.  w.  am 
höchsten  gerichtet  werden  sollen  na  den  ^yserlichen,  beschrevenen 
gemeinen  Olden  Landlöpigen  Bechte^  worunter  nach  dem  gesamm- 
ten  Inhalt  der  Quelle  unmöglich  das  römische  Recht,  sondern 
nur  der  Sachsenspiegel  verstanden  werden  kann,  welcher  auch  II. 
13  von  den  genannten  und  anderen  Verbrechen  handelt^). 

,  Zu  dieser  Ordnung  kam  später  die  Reformatio  sive  Additio 
hinzu  ®),  welche  mit  Ausnahme  der  Fehdebefugniss  die  Constitutio 
bestätigt   und   ausserdem   noch  alte    Gebräuche   über   Erbrecht, 


1)  Bei  Pufendorf  lY.  p.  48—55.  Eine  andere Bedaotion  ans  einer  Ab- 
schrift vom  Jahre  1588  bei  Dreyer  verm.  Abhandl.  I.  S.  581—544,  welche 
im  Inhalt  übereinstimmt  und  nur  in  der  Sprache  nnd  darin  abweicht,  dass 
die  Vorrede  fehlt.  — Vgl.  über  diese  Quelle  Spangenberg  in  Dnve's  Zeitschr. 
L  1.  S.  82  fif. 

2)  Auf  ihn  deutet  auch  das  Prädicat  landläufig  ygl.  Bd.  L  S.  364.  N.  33. 
8)  Bei  Pufendorf  IV.  p.  40-47. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


—     337     — 

Verkauf  von  Immobilien,  Schulden,  Arrest,  Injurien  und  Verwun- 
dung hinzufügt  *)•  Das  Jahr  dieser  Additio  ist  nicht  überliefert, 
da  sie  aber  Bestimmungen  über  dieselben  Themata  trifft,  über 
welche  der  Erzbischof  von  Bremen  in  anderen  Theilen  seines 
Territoriums  im  Jahre  1580  eine  Aufzeichnung  verlangt  hatte 
(vgl.  n.),  so  verdankt  die  Additio  wahrscheinlich  derselben  Zeit 
ihre  Entstehung*).  Ihr  Inhalt  stimmt  zum  Theil  mit  mehreren 
von  den  in  diesem  Paragraphen  zti  erwähnenden  Weisthümern 
überein^)  und  ist  durchaus  deutschen  Ursprungs.  Für  die  Col- 
lateralen  fuhrt  die  Additio  das  Repräsentationsrecht  ein  vermöge 
gemeinen  beschrevenen  BecJUe  u.  des  .  .  ,  .  Rikes  Ordnung  (S.  41). 
IL  Das  Landrecht  des  Amtes  Hagen  oder  das  soge- 
genannte Osterstadische  Landrecht').  Da  an  den  ünter- 
gei-ichten  abweichende  Gewohnheiten  bestünden  und  gemäss  den- 
selben das  Becht  verschieden  gesprochen  würde,  beschloss  der 
Erzbischof  von  Bremen  mit  seinen  Ständen  auf  dem  Landtage 
von  1580  zu|*  Ausgleichung  des  Kechts  eine  Versammlung  zu 
Bremen  abzuhaken.  Für  dieselbe  wurden  den  Beamten  8  Artikel, 
über  Erbrecht,  Veräusserung  von  Grundeigenthum,  den  Schuld- 
process,  Injurien,  Wunden  und  Arrest  zugeschickt,  um  sich  in 
ihrem  Bezirk  über  die  darauf  bezüglichen  Gewohnheiten  und  Ge- 
bräuche zu  unterrichten.  Ein  solches  Schreiben  kam  auch  an 
den  Amtmann  Heinrich  Wartkenstede  zu  Hagen.  Zur  Refor- 
mation des  Landrechts  kam  es  nicht,  doch  besitzen  wir  die  Er- 


4)  Bisher  seien  die  Bussen  yerschieden  im  Sechsischen  und  Hollerschen 
Gericht  gehalten  worden;  von  nun  an  sollen  sie  gleichmässig  gelten. 

5)  Auch  weist  auf  diese  Zeit  die  Bezugnahme  auf  ein  Mandat  wegen  wu- 
cherlicher Gontracte  hin;  wahrscheinlich  ist  dasselbe  gemeint,  welches  im  Ha- 
deler  Landrecht  I.  S.  26  ff.  steht  und  im  Kedinger  Landrecht  tit.  28  als  dem 
Jahre  1580  angehörig  extrahirt  wird. 

6)  S.  40  stimmt  mit  dem  Hadeler  Landrecht  III.  tit.  17  über  ein;  S.  42 
YgL  mitHad.  Landr.  IQ.  tit.  8  und  11;  S.  44  citirt  das  Kedinger  Becht;  S.  4ß 
(die  doppelte  Busse  für  die  Weiber)  stimmt  mit  dem  Becht  you  Hagen  über- 
ein, vgl.  Pufendorf  III.  S.  10,  19,  25,  30. 

7)  Bei  Pufendorf  IIL  S.  3—30.  —  Ueber  seine  Entstehung  giebt  Nach- 
richt Casp.  KlockConsiliaNr.  101,  abgedruckt  bei  Pufendorf  1.  1.  S.  4  [Ueber 
Oasp.  Klook  (1583— 1655)  vgl.  Pütter  Littor.  des  Staatsr.  L  S.  200;  er  war 
Syndicus  zu  Braimschweig,  Canzler  zu  Minden  und  Hildesheim  u.  s.  w.];  vgl. 
auch  Spangenberg  a.  a.  0.  I.  S.  64—67,  S.  82  ff.  -—  Ueber  die  geogra- 
phische Lage  des  Ländchens  Osterstade  vgl.  Eobbe  in  Spiel's  vaterl.  Archiv 
V.  1821.  S.  55  f. 

Deutsche  Reohtügeschicbte  I.    2.  22 
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klärungen,  welche  Wartkenstede  Yon  den  ihm  untergebenen 
Vögten  und  Aeltesten  erhielt  und  zwar  von  Seiten  des  Gerichts 
des  neuen  Landes  (S.  5—10),  des  Gerichts  zu  Rechtenflett  (S.  14 — 
19),  des  Gerichts  in  dem  Osterstade  zu  Sandstedt  (S.  19 — 25) 
und  des  Gerichts  zum  Bruche  (S.  26—30).  Auf  die  Aussagen 
des  neuen  Landes  über  jene  Artikel  folgt  ein  Auszug  aus  dem 
dortigen  Gerichtsbuche  vom  Jahre  1477,  welcher  vor  Anfang  der 
Gerichtssitzungen  regelmässig  vorgelesen  wurde,  mit  Festsetzun- 
gen über  Verbrechen,  Gerichtsbücher,  Pfändung  (S.  11 — 13). 

Wir  besitzen  hier,  also  eine  Reihe  von  Weisthümem  kleiner 
Gemeinden,  in  welchen  sie  ihr  althergebrachtes  Recht  in  Bezug 
auf  einzelne  Fragen  erklären.  Die  Aussagen  stimmen  zum  Theil 
vollkommen  überein,  zum  Theil  weichen  sie  von  einander  ab  und 
sind  mehr  oder  weniger  vollständig®). 

in.  Derselben  Zeit  gehört  wohl  auch  das  Landrecht  der 
Bremischen,  vier  Oohen  an,  da  es  sich  auf  ganz  dieselben  Gegen- 
stände bezieht  und  gleichfalls  in  Fragen  der  Obrigkeit  und  in 
Antworten  der  Landleute  besteht.  Die'  vier  Gaue  sind  Werder- 
land, Hollenland,  Viehland  und  das  Gericht  Neuenkirchen;  wir 
haben  aber  nur  die  Antworten  der  ersten  drei  Gaue,  und  nicht 
einmal  auf  alle  Fragen  ®).  Verschieden  davon  ist  das  Giähs- 
Herrn  BecM  in  den  4  Gohen  u,  Gerichten  um  der  Stadt  Bremen 
nach  dem  Jahre  1631  >®),  welches  kein  Gesetz,  sondern  der  Bericht 
eines  Rechtsgelehrten  ist.  Art.  10  citirt  den  Sachsenspiegel  für 
etwas,  was  derselbe  gar  nicht  enthält. 

IV.  Die  Verordnung  des  Haderler'schen  Landge- 
richts und  Rechtens  zu  Fortsetzung  und  Erhaltung  der  ordent- 
lichen Justitzien  und  gleichförmiges  Rechtens  verfasset  und  pu- 
blicirt;  a.  1583  ^^).    Schon  Erzbischof  Franz,  welcher  sich  im  Jahre 


8)  Von  dem  Inhalt  bemerke  ich:  die  Söhne  erben;  die  Töchter  werden' 
nur  aasgestattet;  die  Erben  werden   durch  Schwerdt  und  Spüle  bezeichnet; 
Schwester-*  und  Bmderkinder  bilden  das  erste  Glied;  bei  Verwundungen  von 
Frauen  wird  die  doppelte  Busse  gezahlt. 

9)  Bei  Oelrichs  Sammlung  der  Bremischen  Q-esetzbüoher  1771.  4.  S. 
558-566. 

10)  Bei  Pufendorf  IV.  p.  71—77.  —  p.  73  tote  auch  noch  neuHeh 
a.1631. 

11)  Zuerst  gedruckt  Hfunburg  1584.  4.  (ygl.  Spangenberg  L  1.  S.  87  f.), 
dann  Hamb.  1671,  1717.  4.  und  bei  Pufendorf  observatt.  I.  p.  8—59.  — 
Ueber   diese   Quelle  ygl.  Lappenberg  im   neuen   yaterl.  Arohiy  1828.  IL 
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1544  von  dem  Lande  Hadeln,  d.  h.  dem  mittleren  Theile  des 
Küstenstrichs  zwischen  Weser  und  Elbe  huldigen  liess,  hatte  die 
Aufzeichnung  der  Gewohnheiten  empfohlen,  und  es  fanden  dem- 
ge^mäss  mehrere  Versammlungen  Statt,  in  welchen  unter  Vorsitz 
des  Predigers  das  Recht  niedergeschrieben  vnirde.  Aber  erst 
unter  seinem  Nachfolger  Heinrich  III.  im  Jahre  1583  erfolgte 
die  Redaction.  Die  Vorrede  erzählt,  Erzbischof  Heinrich  habe 
befunden,  dass  sich  in  seinem  Lande  Hadeln  viele  Unrichtigkeiten 
wegefn,  des  Ungewissen  u.  unbeschriebenen  LandrecJUes  begegneten,  und 
eine  kurze  Darstellung  der  bestehenden  Gebräuche  und  Gewohn- 
heiten verordnet  i^).  Nach  Berathung  mit  dem  Landvolk  trugen 
Schulzen  und  Schöffen  die  alten  Rechte  aus  den  Gerichtsbüchem 
und  sonstigen  Nachweisungen  zusammen  und  Hessen  sie  vom  • 
Landesherm  bestätigen,  welcher  sie  seinen  Räthen  zur  Prüfung 
vorgelegt  .hatte.  Bei  der  Publication  versprach  zugleich  der 
Erzbischof,  er  wolle  seine  Unterthanen  bei  ihren  Rechten  lassen 
und  sie  mit  Enderung  oder  andern  neuen  mibekannien  Eechte  nichts 
beschweren. 

Diesen  Nachrichten  entspricht  das  Gesetzbuch  selbst  ^^) ;  es 
enthält  Gewohnheitsrecht  in  natürlicher,  volksthümlicher  Darstel- 
lung, ohne  strenges  System  und  ohne  Vollständigkeit,  einzelne 
Sätze  erinnern  an  den  Sachsenspiegel,  bei  anderen  ist  der  säch- 
sische Ursprung  nicht  zu  verkennen  ^*).  Wenngleich  einzelne 
römische  Sätze  herübergenommen  und  in  weiterem  Umfange  rö- 
mische termini  tecl^lici  gebraucht  werden,  so  ist  doch  im  AUge* 


S.   116  ff.  (über   die  ältere  Geschichte  und  Rechte   des  Landes  IBf adeln)  und 
Spangenberg  a.  a.  O.  I.  1.  S.  85  ff. 

12)  In  der  Vorrede  heisst  es  weiter,  es  solle  zur  aUgemeinen  Eenntniss 
für  die  Unterthanen  gedruckt  werden. 

13)  Zum  Vergleich  ist  auch  ein  dem  Jahre  1439  angehöriges  Becht  von 
drei  Hadelschen  Kirchspielen  heranzuziehen,  bei  Grimm  Weisthümer  IV. 
703-708. 

14)  Sachsensp.  III.  64.  §.  3  sagt,  dass  die  Hadeler  ihr  besonderes  säch> 
sisches  Becht  haben  wollen.  —  In  den  bei  Lappenber^  a.  a.  0.  158  ff.  mit- 
getheilten  Urkunden  des  Hadeler  Landes  wird  die  Gültigkeit  des  sächsischen 
Hechts  mehrfach  bestätigt:  a.  1417.  S.  159:  in  allen  Sachen  soll  mali  sich 
richten  also  unse  voerstlike  sassesche  bescrevene  recht  uthwyset,  S.  163  na  in- 
holde  u.  utwisinge  unses  forstlichen  Sassenrechtes,  Zur  Vergleichuug  mit  dem 
Hadeler  Landrecht  sind  besonders  interessant  die  S.  170  ff.  mitgetheilten  Ur- 
kunden Ton  1458  und  1475. 

22* 
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meinen  der  Inhalt  deutsch  ^*)  und  wird  nirgends  dem  römischen 
Recht  ein  principieller  Vorzug  vor  dem  deutschen  Recht  zuerkannt 
oder  jenes  als  subsidiäres  Recht  bezeichnet. 

Das  Landrecht  zerfällt  in  fünf  Theile  und  einzelne  Titel: 
der  erste  Theil  stellt  den  Process  dar,  mit  Besonderer  Beziehung 
auf  das  Landgericht  zu  Otterndorf  ^^)  und  die  unter  demselben 
stehenden  Kirchspielsgerichte,  und  sucht  das  Verfahren  zu  be- 
schleunigen; wo  möglich  soll  durchaus  mündlich  oder  mit  kurzen 
Schriftsätzen  verhandelt  werden.  Der  z^^reite  Theil  von  Contrac- 
ten  u.  was  dem  sonsten  gleichförmig  ist  handelt  abgesehen  von  den 
Verträgen  auch  von  dem  Güterrecht,  Pfandrecht,  Verkauf  von 
Grundstücken,  possessorischem  Verfahren,  Verjährung,  AUuvion 
u.  s.  w.  Nach  tit.  24  folgt  eine  ausführliche  Constitution  von 
t4mcherlichen  Contraden  von  Herzog  Franz  von  Sachsen  vom  Jahre 
1580  >'),  welche  in  Betreff  des  Wuchers  auf  die  Reichspolizeiord- 
nung von  1^77  verweist,  Lieferungsgeschäfte  über  Korn  verbietet 
u.  s.  w.,  und  eine  Anzahl  polizeilicher  Verordnungen  *®);  dann 
folgen  noch  zwei  Titel  über  Zehnten  und  Zinsgericht.  Der  dritte 
Theil,  Vormundschaft  und  Erbrecht,  enthält  mit  Benützung  des 
römischen  Rechts  durchaus  selbständig  verarbeitete  Sätze;  der 
dreizehnte  Titel  führt  im  Gegensatz  gegen  das  bisherige  Recht, 
welches  die  Enkel  von  der  Erbschaft  der  Grosseltem  den  Key- 
serlichen  beschrielenen  Hechten,  der  Natur  u.  Billigkeity  auch  den 
darüber  ausgehündigten  Constitutionibus  zuioiedem  ausschloss,  das 
Repräsentationsrecht  ein.  Eigenthümlich  ist  üie  Bestimmung  des 
fünfzehnten  Titels,  dass  volle  und  halbe  Geschwister  zusammen, 
aber  nach  verschiedenen  Quoten  erben.  Der  vierte  Theil  handelt 
von  Wegen,  Deichen,  Schleusen,  befriedeten  Orten,  Hausfrieden, 
Injurien,  Aufruhr  und  giebt  eine  dem  alterthümlichen  Recht  ent- 
sprechende Reihe  von  Bussen  für  die  verschiedenen  Verwundun* 


15 j  Alterthümlich  ist  z.  B.  I.  3:  bei  Contumacia  eine  Tonne  Bier  als 
Strafe,  L  5:  wer  mehr  als  einen  Fürsprecher  braucht,  zahlt  als  Brache  eine 
Tonne  Bier. 

16)  Das  Stadtrecht  von  Otterndorf  im  Lande  Hadeln  vom  Jahre  1541  bei 
Pnfendorf  IL  p.  161'— 184;  es  ist  mit  dem  Hadeler  Landrecht  verwandt  und 
zeigt  nirgends  eine  Spnr  von  Doctrin  oder  nnmittelbarem  Einflnss  des  römi- 
schen Bcchts. 

17)  Vgl  N.  5. 

18)  So  eine  Bettlerordnnng,  welche  bestimmt,  dass  jeder  qnalificirte  Bett- 
ler einen  Legitimationsschein  erhalten  soll. 
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gen  an.  Der  fünfte  Theil,  van  peinlichen  Fällen^  folgt  an  vielen 
Stellen  der  Carolina. 

y.  Das  Kedinger  I#andrecht  ^%  dessen  Entstehungsjahr 
unbekannt  ist.  lieber  dies  Landrecht  fiir  das  Kedinger  Land, 
am  westliehen  Ufer  der  Elbe,  nördlich  yon  Stade,  berichtet  Job. 
Keller,  welcher  es  zuerst  im  Jahre  1664  aus  den  Handschriften 
drucken  liess  ^^):  er  habe  nach  verschiedenen  handschriftlichen 
Exemplaren  den  Text  revidirt  und  besonders  die  lateinischen 
Worte  noch  durch  deutsche  erklärt.  Das  uräUe  Kedinger  Land- 
recht habe  manche  ungereimte  und  den  gemeinen  Rechten  zuwider 
laufende  Satzungen  enthalten,  die  dann  emendirt  worden  seien. 
Demgemäss  wird  auch  im  Text,  welcher  öfter  auf  das  alte  Ke- 
dinger ßecht  Bezug  nimmt,  dasselbe  zum  Theil  abgeändert  (z.  B. 
tit.  16),  zum  Theil  bestätigt  (tit.  17,  18). 

Es  zerfällt  in  33  Titel  und  handelt  vom  Gerichtswesen,  Vor- 
mundschaft, Schenkungen,  Erbrecht,  Erbgütern,  Concurs,  Bürg- 
schaft, Schuld  verfahren,  Appellation,  Execution.  Indem  es  auf 
das  gemeine  Kecht  bisweilen  Bücksicht  nimmt,  erklärt  es  (tit. 
13)  Schenkungen  unter  Ehegatten  für  erlaubt,  trotz  des  Verbots 
der  Beckte,  und  fuhrt  im  Erbrecht  (tit.  16)  durch  einhellige  BewUr 
ligung  der  sämmäichen  eingesessenen  des  Landes  asu  Kehdingen  das 
Repräsentationsrecht  für  die  Descendenz  ein;  ebenso  wird  unter 
Abschaffung  des  alten  landrechtlichen  Satzes  auch  für  das  Erb- 
recht der  Ascendenten  einhellig  bewilligt,  dass  nach  beschriebenem 
Kaiserlichem  Hechte  verfahren  werden  soUe.  Es  ist  das  Landrecht 
also  eine  Aufzeichnung  des  durch  autonomische  Beliebungen  ab- 
geänderten Gewohnheitsrechts'*). 

VI.  Das  Wurster  Landrechf ).  Von  dem  Lande  Wur- 
sten, welches  nördlich  von  der  Wesermündung  längs  der  Küste 
der  Nordsee  liegt  und  von  Friesen  (daher  auch  die  Wurstfriesen) 


19)  Bei  Pnfendorf  I.  p.  141 — 162;  übor  dasselbe  Spangenberg  a.  a. 
O.  S.  78  fif.  • 

20)  Pnfendorf  S.  142  f.,  die  Dedication  ist  von  1662. 

21)  Tit.  23  bezieht  sich  auf  das  Gutachten  einer  Facultät,  wonach  de^ 
Vorzug  der  Einheimischen  vor  den  Fremden  im  Goncnrs  fortfallt;  tit.  25  ent- 
halt einen  yon  dem  Oberlandgericht  in  der  Appellation  zurückgewiesenen  Spruch 
des  Landgerichts  zu  Hamelwürden ;  tit.  28  einen  Eztract  aus  dem  Mandat  yon 
wncherliohen  Gontracten;  ygl.  N.  5. 

22)  Ueber  Wurster  Bechtsquellen  ygl.  Spangenberg  S.  72  ff. 
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bewohnt  wird,  besitzen  wir  Willküren  vom  Jahre  1508  *'),  welche 
von  16  ßathgeben  und  18  aus  dem  Lande  Wursten  gewählten 
Vollmächtigen  aufgezeichnet  und  von'  dem  Lande  angenommen 
wurden.  Es  sind  19  Sätze  alterthümlichen  Inhalts,  über  Wergeid, 
Friedbruch,  Erbrecht,  Schwängerung  u.  s.  w.  **). 

Das  sogenannte  Wurster  Landrecht  ist  eine  im  Jahre  1611 
auf  Befehl  des  Erzbischofs  von  Bremen  vorgenommene  Aufzeich- 
nung der  alten  Gebräuche  des  Landes  Wursten  **) ;   es  zerfällt 


23)  Bei  Pufendorf  m.  S.  113-119. 

24)  Nachdem  der  Erzbischof  von  Bremen  die  Wurstfiriesen  besi^  hatte, 
wurde  in  dem  Vertrage  v.  J.T.557  über  ihre  rechtliche  Stellung  (Gassei 
Bremensia  IL  S.  667  flf.)  auch  bestimmt  (vgl.  S.  670),  der  Brzbischof  wolle 
ihnen  eine  Ordnung  für  die  Justiz  geben:  dewile  de  unchristliche ,  unrecht- 
messige  Missbreuche,  deren  sich  die  Wurstfriesen  hishero  gebrauchet  u.  für 
Ire  Landtreehte  geJiaUen,  gentelich  (ibgethan,  an  Stadt  derselbigen  newoe  heil- 
same rechüiehe  Ordnung  auffgerichtet,  denen  die  Wurstfriesen  in  aüe  Wege 
gehorsamblich  nachleben  und  dawieder  nicht  auflenen  sollen,  —  Im  Jahre 
1565  verlangen  die  Wurstfriesen  bei  ihrem  alten  Landrecht  gelassen  zu  werden 
u.  8.  w.,  vgl.  Pufendorf  m.  S.  123;  daselbst  S.  127—129  steht  auch  die 
Antwort  des  Erzbischofs  von  Bremen.  —  S.  129  ff.  folgen  weitere  Wurster 
Bechtssätze,  vgl.  auch  die  zum  Theil  übereinstimmenden  Sätze  in  friesischer 
Mundart  bei  v.  Richthofen  friesische  Bechtsquellen  S.  548  f.  und  die  Va- 
rianten zu  den  friesischen  allgemeinen  Busstaxen  bei  Bichthofen  S.  82  iL 
—  Im  Jahre  1610  (vgl.  Gas  sei  1.  1.  S.  721  ff.,  eine  Erläuterung  dieser  Be- 
stinmiung  a.  1611  daselbst  S.  724  f.)  schärfte  Erzbischof  Johann  Friedrich 
die  Bestimmungen  des  Nürnberger  Reichsabschiedes  von  1521  über  das  Jus 
repraesentationis  von  Neuem  ein  und  forderte  die  Wurstfriesen  auf,  in  Gemäss- 
heit  derselben  endlich  von  ihren  entgegengesetzten  Gewohnheiten  zu  lassen, 
damit  nicht,  wie  es  häufig  geschehen,  die  Erkenntnisse  der  Untergerichte, 
welche  das  Repräsentationsrecht  nicht  zulassen  wollten,  am  Obergericht  um- 
gestossen  würden. 

25)  Ausgabe  Giessen  1667  und  danach  bei  Pufendorf  L  S.  60—76.  — 
Gewöhnlich  wird  1661  als  Entstehungsjahr  angegeben;  vgl.  jedoch  Spangen- 
berg S.  72  ff.  und  Grefe  Hannöv.  Privatrecht  L  S.  102.  N.  e.  —  Auf  dem 
Titel  der  Ausgabe  und  auch  bei  Pufendorf  S.  60  wird  gesagt,  Erzbischof 
Johann  Friedrich  von  Bremen  und  Lübeck  habe  im  Jahre  1661  diese  Gebräuche 
durch  die  Bevollmächtigten  des  Landes  aus  allen  Kirchspielen  aufschreiben 
lassen.  Mascov  notitia  juris  Brunsvic.  p.  146  bezweifelt  die  Richtigkeit  die- 
ser Nachricht,  weil  ein  solcher  Befehl  sich  nicht  nachweisen  lasse.  Indessen 
ist  derselbe  und  zwar  v.  J.  1611  abgedruckt  bei  Gas  sei  Bremensia  11.  p. 
725:  Auf  Anstichen  des  landes  eu  Wu/rsten  Abgeordnetenn ,  ihren  gewotm- 
liehen  a/ngeeogen  Landsordnung  betreff endt,  Ist  der  Bescheidt:  Wurden  die 
Sampt  Voigte  u.  eingesessenne  bemeltes  Landes,  solch  ihr  Landrecht  einhdlig 
zu  Papier  bringen,  u.  zu  der  FwrsÜ,  Cantzki  einschicken,  dass  solches  reiflich 
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in  zwölf  Titel  mit  fortlaufend  gezählten  Artikeln  und  einzelnen 
Paragraphen,  und  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  Güterrecht  und 
Erbrecht,  Verjährung,  Betract,  Schuldklagen,  Bürgschaft,  Pfand- 
recht und  strafbare  Handlungen.  Der  Inhalt  ist  rein  deutsches 
Recht  «•). 

Vn.  Das  Ritterrecht  des  Herzogtllums  Bremen«'). 
Da  in  Ermangelung  einer  Constitution  es  innerhalb  der  Bremischen 
Ritterschaft  öfter  Streit  über  die  Succession  in  Stammgüter  und 
andere  Fragen  gegeben  hatte,  berieth  die  Ritterschaft  auf  Be- 
fehl des- Erzbischofs  Heinrich  von  Bremen  im  Jahre  1577  auf 
dem  Rittertage  zu  Volkmarst  einen  Entwurf  2®).  Der  Erzbischof 
bestätigte  ihn  in  demselben  Jahre,  weil  er  befand,  dass  die  Con- 
stitution zum  Theil  den  gemeinen  beschriebenen  Rechten  und 
den  Reichsgesetzen  nicht  ungemäss  sei,  und  dass  sie  Grundsätze 
enthalte,  welche  in  dem  Stifte  seit  undenklichen  Jahren  beob- 
achtet seien.  Auch  das  Capitel  ertheilte  seine  Bestätigung,  weil 
das  Ritterrecht  den  gemeinen  Sächsischen  Gebräuchen  u.  Oewohn- 
heüen  in  vielen  Stücken  gleichmässig  sei  und  das  Herkommen  für 
manche  Sätze  spreche  ^^).  Im  achtzehnten  Jahrhundert  wurde 
das  Ritterrecht  yon  den  Landräthen  und  der  Ritterschaft  unter 
Leitung  des  Syndicus  Uffelmann,  und  nach  Berathung  mit  der 
Stade'schen  Regierung  an  dunkeln  Stellen  durch  Anmerkungen 
erläutert  und  vermehrt.  König  Georg  U.  bestätigte  im  Jahre 
1738  die  Anmerkungen  und  gab  ihnen  dieselbe  gesetzliche  Auto- 
rität, wie  dem  Ritterrecht  selbst  *<*).  In  dem  alten  Ritterrecht 
(tit.  13.  §.  3)  behielt  sich  die  Ritterschaft  vor,  sich  über 
künftige  Fälle  mit  dem  Erzbischof  zu  vergleichen;  durch  das- 
selbe   sollte  den  alten  Gebräuchen  in    nichts    derogirt  sein.    Es 


erwogen  u,  nach  befunden  dingen  durch  unaern  gnädigsten  Fürsten  u,  Her- 
ren, als  der  ordentlichen  Obrigkeit  gebührlich  confirmiret  werden  soU, 

26)  IX.  21.  §.  1  ß,  unterscheidet  specielle  und  generelle  Pfandrechte,  aber 
anoh  hier  ist  kein  directer  Einfluss  römischen  Beohts  nachweisbar. 

27)  Vgl.  über  dasselbe  Spangenberg  S.  67—71. 

28)  Ihn  soll  Joachim  Hinck,  Dr.  jor.  und  Dechant  des  Gapitels,  aasgear- 
beitet haben. 

29)  Vgl.  Pufendorf  IV.  p.  4  f.,  37  f.    Die  älteste  Ausgabe  Stade  1678. 
4.  und  danach  in  Lünig's  corp.  jur.  feud.  11.  p.  1383  ff. 

30)  In  die  Bestatignngsurkunde  Georg's  wurde  das  ganze  Eitterrecht  ein- 
.geschaltet.    Es  erschien  in  officieller  Ausgabe  Stade  1739  und  danach  bei  Pu- 
fendorf IV.  S.  1-39. 
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handelt  dasselbe  über'  Erbrecht  und  eheliches  Güterrecht  der 
Ritterschaft,  mit  besonderer  Beziehung  auf  die  Slammgüter«^). 
Während  das  Ritterrecht  deutsches  Recht  erhält,  zeigen  die  An- 
merkungen, welche  jenes  ausfuhren  und  genauer  bestimmen,  be- 
reits romanisirende  Ansichten. 

VIII.  Das  Würder  Landrecht**).  Dem  Lande  Würden, 
d..  h.  einem  kleinen,  zu  Oldenburg  gehörigen  Landstrich,  am 
rechten  Ufer  der  Weser,  oberhalb  ihrer  Mündung,  wurde  sein 
altes  Recht,  wie  dasselbe  seit  1446  gelte  und  dann  yon  Anton 
Grafen  zu  Oldenburg  in  etlichen  Stücken  mit  Genehmigung  des 
Landes  vermehrt  worden  sei,  im  Jahre  1574  vom  Grafen  Johann 
von  Oldenburg,  nach  Verbesserungen  und  Zusätzen  bestätigt. 
Dies  Würder  Landrecht  besteht  aus  30  Bestimmungen,  von 
denen  die  ersten  18  das  alte  Recht,  §.  19—23  die  Zusätze  An- 
tons, §.  24 — 30  die  Johanns  begreifen.  Sie  beziehen  sich  auf 
altes  Strafrecht,  auf  Vermerke  im  Gerichtsbuch,  polizeiliche 
Verbote,  Pfändung,  Veräusserung  von  Grundbesitz,  Verjährung. 
Römisches  Recht  ist  nirgends  aufgenommen;  nur  heisst  es  in 
einem  Zusatz  Johanns  (§.  29),  es  stehe  dem  Grafen  zu,  Ehe- 
bruch oder  Blutschande  vermag  beschrevener  Rechte  oder  sonst  nach 
Gelegenheit  zu  strafen. 

IX.  Das  Butjadinger  Landrecht  von  1664««).  In 
dem  Publicationspatent  des  erneuerten,  verbesserten;  und  con- 
firmirten  Landrechts  des  Stadt-  und  Butjadinger -Landes,  d.  h. 
des  Landes  westlich  vom  Ausfluss  der  Weser,  erklärt  Anton  Gün- 
ther, Graf  zu  Oldenburg,  er  habe  schon  im  Jahre  1616  in  seinen 
Privilegien  für  das  Stadt-  und  Butjadinger-Land  versprochen,  ;,aus 
denen  vernünftig  hergebrachten  Gewohnheiten  und  anderen 
nützlichen  Satzungen^  ein  Landrecht  abzufassen.  Einzelne  Ar- 
tikel seien  schon   1622  zusammengestellt,   um    den  Unterthanen 


31)  Den  alten  Gebrauch,  dass  die  Slammgnter  nur  auf  die  Schwertseite 
fallen,  hatte  Erzbischof  Christoph  1547  und  dann  Erzbischof  Heinrich  1577 
anerkannt.  Vgl.  die  Urkunden  bei  Gas  sei  Bremensia  11.  p.  366 — ^372.  Die 
Bestimmung  von  Heinrich  ist  Yom  15.  Febr.  1577,  also  älter  als  das  Bitterrecht, 
welches  am  22.  Dec.  1577  bestätigt  wurde.  Das  Princip  wurde  erst  durch  das 
Bitterrecht  weiter  durchgeführt. 

32)  Bei  Oetken  corp.  constitutt.  Oldenburgicarum  XU.  p.  87—91. 

33)  Aeltester  Druck  1664  (in  dem  unten  anzuführenden  Edict  von  1666 
heisst  es,  dasselbe  sei  im  Jahre  1664  durch  den  Druck  publioirt  worden); 
femer  bei  Oetken  IIL  p.  91—110  und  Pufendorf  IV.  S.  596—623. 
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Sfinnernngen  und  Bemerkungen  zu  ennögUcben ;  dann  aber  hätten 
die  Eriegszeiten  eine  Stockung  in  der  Durchfuhrung  eintreten 
lassen.  Er  habe  1637  sein  Versprechen  wiederholt  und  eine  neue 
Revision  in  79  Artikeln  yeranstaltet.  Diese  wurde  nun  im  Jahre 
1664  in  Folge  landesobrigkeitlicher  Gewalt  publicirt.  Am  Schluss 
(art.  79)  behielt  er  sich  das  Recht  vor,  Aenderungen  und  Ver- 
besserungen vorzunehmen,  und  bestimmte  zugleich,  dass  in  sub- 
sidium  die  gemeinen  beschriebenen  kaiserlichen  Rechte  beobachtet 
werden  sollten.  Auch  in  seinem  Edict  von  1666  *♦),  welches  das 
Landrecht  bestätigt,  erklärt  er,  dasselbe  sei  kein  neues  Gesetz- 
buch, sondern  nur  eine  Aufzeichnung  des  bestehenden  Rechts,  da 
er  die  Absicht  habe,  seine  Unterthanen  ;,bey  ihren  alten  Gebräu- 
chen und  gewöhnlichen  Rechten,  so  weit  es  die  natürliche  Billig- 
keit leiden  wollte,  gnädig  zu  schützen  und  zu  lassen,  und  da  et- 
wan  eine  oder  andere  observantz  der  natürlichen  Liebe,  Rechten 
und  Billigkeit  zuwider  liefe,  dieselbe  zur  aequität  zu  reduciren, 
zu  verbessern  und  in  solchen  Stand  zu  setzen,  dass  sie  sich  mit 
Fug  darüber  nicht  selten  zu  beschweren  haben.^  Insbesondere 
enthielten  die  erbrechtlichen  Vorschriften  nichts,  was  nicht  ^^auf 
ein  gnug  bescheinigtes  Herkommen  oder  auf  der  natürlichen  Bil- 
ligkeit gegründet  stünde,  oder  auch  vorhin  tempore  publicationis 
schon  gestanden  hätte.^ 

Der  Inhalt  zeigt  indessen,  dass  weniger  alte  Gebräuche  auf- 
gezeichnet, als  vielmehr  ein  neues  Gesetzbuch  ausgearbeitet  wurde, 
in  welchem  die  landesherrliche  Gewalt  in  sehr  weiten  Grenzen 
anerkannt  ist.  Das  Landrecht  handelt  wesentlich  von  Privatrecht 
und  benützt  nicht  blos  die  römische  Terminologie,  sondern  auch 
die  römischen  Bestimmungen  ^*). 

X.  Das  ostfriesische  Landrecht  ®^).  In  Ostfriesland, 
zwischen  der  Ems  und  der  Weser,  dem  alten  Emsiger -Lande, 
trat,  nachdem  das  bisher  unter  viele  Häuptlinge  getheilte  Land 
in   der  Mitte   des  fünfzehnten  Jahrhunderts  in  der  Hand  eines 


34)  Bei  Oetken  m.  p.  111. 

,35)  Z.  B.  art.  3:  Praetor  pupillaris;  art.  5:  der  Vater  soll  in  Betreff  des 
Guts  der  Kinder  cautionem  usnfractuariam  bestellen.  —  Bin  deutschrechtlicher 
Satz  z.  B.  art.  8:  21  Jahre  für  die  Erreichung  der  Mändigkeit. 

36)  (v.  Wicht)  Bas  Ostfriesische  Land-Becht  nebst  dem  Deich-  und  Sjhl- 
redite.  Anrieh  (1746).  4  Ueber  das  Landreoht  vgl.  v.  Wicht  im  Vorberioht 
seiner  Ausgabe  und  Spangenberg  a.  a.  O.  I.  S.  99—105. 
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Grafen  yereinigt  und  Ostfriesland  im  Jahre  1454  zu  einer  Reic^- 
^rafschaft  erhoben  worden  war,  das  Bedür&iss  hervor,  die  -fdten 
fiechtsquellen,  welche  theils  ganz  Friesland,  theils  dem  Emsiger- 
Lande  speciell  angehörten,  zu  revidiren  und  mit  dem  auch  in  dem 
hohen  Norden  bekannt  gewordenen  römischen  Recht  ^u  verar- 
beiten ").  Dasselbe  wurde  unter  Graf  Edzard  I.  befriedigt,  wel- 
cher im  Jahre  1515  *®)  ;,mit  Rath,  Consens  und  Voll  wort  Unserer 
Räthe  und  Junck- Herren*^  ein  ausführliches  Landrecht  in  drei 
Büchern  und  einzelnen  Capiteln  publicirte  und  in  demselben  das 
friesische  mit  dem  fremden  Recht  verband.  Gemäss  dem  Publi- 
cationspatent  ^^)  war  seine  Absicht  ;,  Unserer  Vorfahren  Land- 
Rechte  u.  Will-Kühren  ....  in  bessere  Ordnung  u.  Deutlichkeit 
bringen  u.  verfassen  zu  lassen."  ;,Und  was  aus  denen  Kayser- 
lichen  Rechten  diesem  Unserm  Lande  nützlich  seyn  mögte,  daraus 
zu  nehmen  u.  hieselbst  mit  einschalten  zu  lassen,  damit  .... 
die  Rechte,  wo  sie  dunkel  u.  undeutlich  sind,  desto  klährer  her- 
vor gebracht  u.  die  Sachen  ....  desto  besser  darnach  entschie- 
den werden  mögen.  ^  Es  wurden  zu  der  Arbeit  Kenner  der  frem- 
den Rechte  zugezogen  *®).  Das  Landrecht  wurde  nicht  gedruckt, 
sondern  cursirte  nur  in  Abschriften,  welche  im  Laufe  der  Zeit 
sehr  differirten  und  mit  vielen  dem  ursprünglichen  Text  sehr 
heterogenen   Zusätzen    vermehrt  wurden;    auch  aus  den  älteren 


37)  Schon  vor  dem  ostfriesischen  Landrecht  Edzard's  I.  hatte  man  frie- 
sische Bechtsquellen  zusammengestellt  in  einer  angedruckten  Sammlung,  von 
der  es  ungewiss  ist,  ob  sie  in  der  Zeit  der  Häuptlinge  (v.  Wicht  Vbrbericht 
S.  189  ff;)  oder  unter  dem  Grafen  Ulrich  (Wiarda  Asegabuch  1805.  S. 
XLVm)  angefertigt  wurde,  welcher  im  Jahre  1454  Ostfriesland  von  Fried- 
rich m.  als  Grafschaft  zu  Lehn  erhielt.  Mir  ist  es  übrigens  zweifelhaft,  ob 
an  eine  officielle  Bedaction  zu  denken  ist,  und  nicht  vielmehr  an  eine  Privat- 
flanunlung.  Auch  glaube  ich  nicht,  dass  unter  der  Olde  Ordonantie  im  Ost- 
friesischen  Landrecht  IIL  67  (v.  Wicht  S.  745)  mit  v.  Wicht  S.  745, 
Wiarda  a.  a.  0.,  Spangenberg  S.  101  ein  solches  altes  officielles  Land- 
recht  zu  verstehen  ist;  es  soll  nur  bezeichnet  werden  eine  Bestimmung,  wie 
sie  in  den  alten  Gesetzen  vorliegt. 

38)  Das  Jahr  ist  nicht  sicher  verbürgt,  sondern  beruht  nur  auf  überein- 
stimmender Tradition,  vgl.  v.  Wicht  S.  195. 

39)  Ich  citire  immer  nach  der  hochdeutschen  Uebersetzung  von  v.  Wicht. 

40)  Vgl.  V.  Wicht  S.  195.  N.  c.  Gonring(ed.  4.  c.  32.  p.  203),  welcher 
das  ostfriesische  Landrecht  noch  nicht  kennen  konnte,  meinte  mit  Unrecht,  es 
habe  in  Ostfriesla'nd  der  Gebrauch  des  römischen  Bechts  erst  ungefähr  1580 
begonnen. 
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friesischen  Rechtsquellen  nahm  man  manche  Bestimmungen  her- 
über, selbst  da,  wo  Edzard  entgegengesetzte  Sätze  eingeführt 
hatte  ^^).  Häufig  wurde  über  die  dadurch  herbeigeführte  ßechts- 
unsicherheit  geklagt  und  die  Revision  des  Landrechts  beantragt. 
Aber  erst  nachdem  Ostfriesland  unter  Preussische  Herrschaft  ge- 
kommen war,  wurde  das  Landrecht  auf  Verlangen  der  Stände 
im  Jahre  1746  nach  einem  späten  und  fehlerhaften  Text**)  her- 
ausgegeben *•). 

Das  Landrecht  zerfällt  in  drei  Bücher.  Das  erste  Buch  ent- 
hält eine  Gerichtsordnung  und  von  alten  friesischen  Rechtsquellen 
in  einer  erweiternden  und  interpretirenden,  durch  viele  Zusätze 
und  Ausführungen  unterbrochenen  Bearbeitung,  die  17  Wülküren, 
die  24  Landrechte  und  einzelne  Emsiger  Quellen.  Durch  die 
Bearbeitung  dieser  Quellen  in  ihrer  alten  Reihenfolge  wird  der 
systematische  Zusammenhang  ausserordentlich  gelockert,  so  dass 
Strafrecht,  Erbrecht,  Sachen-  und  Vertragsrecht  hier  bunt  durch 
einander  steht.  —  Das  zweite  Buch,  das  Buch  der  Erbschaften, 
handelt  vom  Privatrecht,  Erbrecht,  Legitimation,  Eherecht,  Vor- 
mundschaft, Lehngütern,  Retract  u.  s.  w.  —  Das  dritte  Buch 
von  Blutsachen,  Bussen  und  Brüchen;  indem  auch  hier  die  alten 
friesischen  Quellen  zu  Grunde  liegen  *♦) ,  werden  in  das  Detail 
eingehende,  zahlreiche  Bussbestimmungen  besonders  für  die  Körper- 
verletzungen gegeben.    - 

Wo  das  Gesetzbuch  schweigt,  soll  der  Richter  so  verfahren, 
^wie  er  wollte,  dass  ihm  selber  geschähe  oder  nach  Anweisung 
der  Kayserlichen  'Rechte  u.  Gesetze  auserkennen"  (I.  c.  3.  §.  8; 
vgl.  auch  I.  120).  An  manchen  Stellen  wird  auch  innerhalb  des 
Gesetzbuchs  auf  römisches  Recht  Bezug  genommen,  oder  aus  ihm 
eine'  Bestimmung  entlehnt  **).     Weil  man  das  vorhandene  Recht 


41)  v.  Wicht  S.  196  ff.,  v.  ßichthofen  S.  XIX. 

42)  Vgl.  v.  Eichthofen  S.  XVIII  f. 

43)  Von  V.  Wicht,  mit  einer  ausfuhrlichen  Einleitung,  Benütsrang  ver- 
schiedener Handschriften,  einer  hochdeutschen  üebersetzung,  einem  Oommentar 
und  Begistern. 

44)  Besonders  die  Emsiger  Domen,  die  üeberküren;  ausserdem  noch  ein- 
zelne lose  angehängte  Stücke,  wie  die  Beschreibung  der  friesischen  Seelande 
(v.  Bichthofen  S.  110—112),  Sätze  über  die  verschiedenen  Rechte  und  Ge- 
setzgeber, von  den  Bichtem,  Eidesformulare  u.  s.  w. 

45)  Z.  B.  I.  10:  Wenn  eine  Sache  vor  Gericht  anhängig  gemacht  ist,  „so 
mag  dieselbe  nach  Kayserlichen  Bechten  nicht   verjähren;'*  I.  25,   I.  43,  I. 
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nur  sammeln  und  vermehren,  aber  nicht  neu  gestalten  wollte, 
wurde  hie  und  da  auch  auf  die  Bechtsyerschiedenheiten  innerhalb 
Frieslands  Rücksicht  genommen  ^^). 

XI.  Das  Billwärder  Landrecht  aus  dem  Ende  des  vier- 
zehnten oder  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  ♦')  wurde 
gleichzeitig  mit  dem  Hamburger  Stadtrecht  im  Jahre  1603^^)  neu 
revidirt;  es  wurden  einzelne  auf  das  Strafrecht  bezügliche  Artikel 
ausgelassen,  statt  de^en  die  Grundsätze  des  Stadtrechts  eingeführt 
wurden  ♦*),  und  neue  Sätze  über  Wiesen-Abmähen,  Frohndienste, 
Siele,  Theilung  des  Erbe  (art.  79—82)  hinzugefügt  *<>). 

•  XII.  Das  Dithmarsische  Landrecht.  Ueber  das  zweite 
Dithmarsische  Landrecht  von  1539  bedarf  es  keiner  weiteren 
Mittheilung,  da  es  im  Wesentlichen  auf  dem  älteren  beruht**). 
Das  neue  Dithmarsische  Landrecht  vom  Jahre  1567  **)  wurde 
von  dem  Kanzler  Adam  Thraciger  *«)  und  dem  Statthalter  Hein- 
rich Bantzau  ausgearbeitet.  Schon  gleich,  nachdem  das  Land 
von  dem  Herzoge  von  Holstein  im  Jahre  1559  unterworfen  war, 
wurden  einzelne  Veränderungen  im  Rechtszustande,  besonders 
durch  die  vorläufige  Gerichtsordnung  von  1559  **)  vorgenommen. 
In  ihr  wurde  das  Bedürfniss  der  Bevisio^i  des  Dithmarsischen 
Landrechts  anerkannt;   aber  es  könne  zur  Zeit  nicht  befriedigt 


106,  107:  in  Betreff  der  Yerjährnng  die  römische  Lehre;  II.  44,  45  die  Eni- 
erbnngsgrände  des  römischen  Bechts  n.  s.  w.  —  Für  den  Prooess  wird  bestimmt, 
dass  in  wichtigen  Fällen  schriftlich  procedirt  werden  soll. 

46)  Z.  B.  IL  c.  165,  wo  das  Anricher^,  Norder-,  Beider-  und  Harlinger 
Landrecht  entgegengesetzt  wird  dem  Emsiger-,  Broeckmer-,  Oberledinger-  und 
Moermer  Landrecht. 

47)  Vgl.  Bd.  L  S.  555  f. 

48)  Qedruckt  in  den  alten  Ausgaben  der  Hamburger  Statuten  (vgl.  oben 
S.  312.  N.  26),  so  im  zweiten  Anhang  der  Ausgabe  1681—1683.  S.  15-46. 

49)  Vgl.  Lappenberg  Hamb.  Bechtsalterthümer  I.  S.  CLX. 

50)  In  der  Ausgabe  folgen  S.  53—56  einige  Eide  für  das  BiUwarder  Land, 
S.  57—64  eine  Deichordnung  Ton  1639,  vgl.  oben  S.  277.  N.  51. 

5iy  Vgl.  darüber  L  S.  561.  ' 

52)  Zuerst  gedruckt  Qlückstadt  1667,  dann:  Dithmarsisches  Landreoht 
Samt  etlichen  dabey  gewesenen  nun  auch  yermehret  mit  neuen  Constitationen 
u.  s.  w.  Gluckst.  1711.  4  und  in  Cronhelm's  Corp.  constitutionum  Holsa- 
ticamm  1750.  4.  —  üeber  dasselbe  Oronhelm  S.  264  ff.,  Waloh  Beitrage 
VL  S.  399-402,  Falok  Handbuch  L  §.  137. 

53)  üeber  ihn  vgl.  S.  21.  N.  37. 

54)  Bei  Oronhelm  S.  267  ff. 
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werden.  Man  möge  dasselbe  daher  noch  weiter  anwenden,  unter 
Berücksichtigung  einiger  ganz  speciell  bestimmten  und.in  der  Ver- 
ordnung erlassenen  Aender-ungen.  Eine  Anzahl  Artikel  wird  be- 
seitigt, weil  sie  der  Vernunft  und  natürlichen  Billigkeit  zuwider 
sind,  ebenso  Alles,  was  dem  evangelischen  Bekenntniss,  besonders 
der  Augsb.  Gonfession  widerspricht.  Das  dann  im  Jahre  1567 
publicirte  Landrecht,  welches  von  der  Religionsübung,  Gerichts- 
wesen, Vormundschaft,  Erbrecht,  Verträgen,  Pfandrecht  u.  s.  w., 
dann  auch  vom  Strafrecht  in  plattdeutscher  Sprache  handelt,  be- 
steht aus  135  Artikeln  und  nimmt  nur  wenig  aus  dem  alten 
Landrecht  auf.  Es  sagt  in  der  Vorrede:  Bevoüe  daU  ölde  Büt- 
marsche  Landt-Bechte  in  vden  Artickdenn  der  natürlichen  Bür 
licIieU  unde  anderen  beschrevenen  vernünftigen  Bechten  tho  weddemny 
so  werde  das  Land  mit  einem  neuen  Recht  begnadigt;  was  im 
alten  Landrecht  der  Vernunft  und  Billigkeit  entspreche,  sei  in 
eine  gute  Ordnung  gebracht,  und  durch  die  natürliche  Billigkeit, 
das  sächsische  und  das  gemeine  beschriebene  Recht  ergänzt.  Der 
Schluss  (art.  135)  bestimmt  die  subsidiäre  Geltung  des  sächsischen 
Bechts;  wo  dies  nichts  enthalte,  solle  das  Gericht  nicht  seinem 
Sinne,  sondern  dem  gemeinen  beschriebenen  Rechte  folgen. 

Xin.  Das  Recht  der  Aemter  Neumünster  und  Bor- 
desholm**). Für  einen  grossen  Theil  Holsteins  war  Neumün- 
ster das  höchste  Gericht,  und  insbesondere  galt  in  den  Aemtem 
Neumünster  und  Bordesholm  im  Wesentlichen  übereinstimmendes 
Recht.  Die  älteren,  aus  unbekannter  Zeit  herstammenden  Auf- 
zeichnungen des  Gewohnheitsrechts  *^)  sind  vetloren  gegangen, 
und  es  ist  nur  in  mehreren  Handschriften  eine  hochdeutsche 
Uebersetzung  erhalten,  welche  am  Ende  des  siebenzehnten  Jahr- 
hunderts Friedrich  v.  Saldern,  der  damalige  Amtsverwalter  von 
Neumünster,  verfertigte  *').    Ausserdem  ist  uns  die  Aufzeichnung 


55)  Unvollständiger  Abdruck  nach  schlechtem  Text  bei  Dreyer  venn. 
AbhandL  11.  S.  1053  ff.,  am  besten  Seestern-Panly  die  Neomünsteröchen 
Kirchspiels-  und  die  Bordesholmischen  Amtsgebräuche.  Schlesw.  1824.  4.  — 
Vgl.  auch  oben  S.  259.  N.  7. 

56)  Soest  er  n-Pauly  S.  45  meint,  sie  seien  vor  1567  entstanden,  da 
ein  Satz  ans  ihnen  (art.  20)  in  das  Dithm.  Landr.  dieses  Jahres  übergegangen 
Bei  umgekehrt  sagt  FalckHandb.  L  §.  147,  dass  in  den  Gebrauchen  Vieles 
ans  dem  Landrecht  genommen  sei. 

57)  Seestern-Pauly    legt    den   auf  dem   AmtshaUse   zu   Neumünster 
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für  das  Amt  Bordesholm  erbalten;  sie  stammt  im  Allgemeinen 
mit  den  jejtzt  bekannten  Nenmünsterschen  Gebräuchen  überein^ 
ist  aber  älteren  Ursprungs  und  enthält  nicht  die  ausfuhrlichen 
Vorschriften  über  das  Hegen  und  Halten  des  Gerichts. 

Obgleich  diese  Aufzeichnungen  einer  yerhältnissmässig  späten 
Zeit  angehören,  enthalten  sie  doch  neben  einzehien  modernen 
Sätzen  sehr  alterthiimliche  und  fiir  die  Geschichte  des  deutschen 
Rechts  ausserordentlich  wichtige  Bestimmungen.  Besonders  reich- 
haltig sind  die  Vorschriften  über  das  Vei-tragsrecht,  femer  aber 
auch  über  Gerichts-  und  Beweisyer&hren,  Erbrecht,  Näherrecht, 
Vormundschaft,  Verjährung,  Arrest,  Schadensersatz,  Verbrechen, 
Markfrevel  ^).  Die  Carolina  ist  unberücksichtigt  geblieben ;  ein- 
zelne wenige  Sätze  sind  dem  römischen  Becht  entnommen  ^*). 


befindlichen  Oodex  zn  Grande  und  theilt  Varianten  ans  anderen  HandBchrif- 
ten  mit. 

58)  Ich  mache  auf  diese  bisher  wenig  benützte  Qaelle  nachdrücklich  aof- 
merksam  nnd  fahre  für  ihre  Alterthümlichkeit  z.  B.  die  Bestimmang  des  art. 
46  an,  dass  der  Hirte  mit  seinem  zugeordneten  Boten  beweisen  soll,  welches 
Vieh  dem  anderen  Schaden  gethan  hat,  in  Entstehung  des  Boten  muss  er  mit 
seiner  Kuhlen  (d.  h.  dem  Hirtenstabe)  solches  vor  Recht  schwehren.  Beach- 
tenswerth  ist  fiuch  schon  die  Negation  in  dem  Satze  art.  47:  JEiner  der  liegen 
will,  soU  befriedigen,  wenn  derowegen  einer  einen  Gi'ohen  a/ufwirfft,  u.  etwa 
Vieh  darin  umkömmt,  ist  der  Herr  des  Grabens  nicht  schuldig,  dafür  zu  ant- 
worten. —  Art.  67:  Truge  sieh  ein  Unfaü  zu  von  eines  Mannes  Gebäude, 
an  Mensehen  oder  Viehe,  derjenige,  welchen  das  Gebäude  zugehöret,  darff  zu 
solchen  Schaden  nicht  antworten,  so  fem  er  schweren  würde,  dass  es  ohne 
seinen  Willen  geschehen,  —  Art.  48  der  Bordesholmischen  Becension  giebt  die 
Brüchen  für  die  yerschiedenen  Wunden  an:  Auge,  Hand,  Fnss  oder  Ohr  20 
Schillinge;  Fahr-Wunde,  Loess  Knacken  aussgenohmen,  Verwundung  des  (Ge- 
sichts, so  dass  eine  stehende  Wunde  ist,  10  Schillinge;  liuth  Wunde,  dass 
man  schnüren  kann,  ins  Angesicht  3%»  Fleisch  Wunde  in  den  Haren  oder 
unter  den  Kleidern  30  Schillinge,  Daum  Vornster  oder  Lütge  Finger  ab  oder 
gelehmet  10  Schillinge,  ein  anderer  Finger  5  Schillinge.  —  Art  62:  über  Ver- 
haftung der  Familie  für  das  Wergeid  und  die  Theilung  desselben  unter  die 
Verwandten  des  Getödteten. 

59)  Art.  12:  Pflichttheil;  art.  42:  Kauf  bricht  Heuer;  art.  44:  die  Fristen 
der  Verjährung;  art.  64:  Unmündigkeit  bis  zum  14.  Jahre.  —  Dagegen  läugne 
ich  denEinfluBS  römischen  Rechts  in  art.  17,  26  und  29,  in  welchen  ihn  See- 
stern-Pauly  S.  42  f.  findet;  art.  17  das  Zuschieben  und  Zurückschieben  des 
Eides  und  art.  28  die  Haftung  des  Wirtha  für  den  Diebstahl  an  Sachen  des 
Gastes  gehört  auch  schon  den  älteren  deutschen  Quellen  an.  Und  für  den 
Satz,  dass  wer  deponirtes  Geld  angreift,  einem  Diebe  gleich  zu  achten  sei, 
bedarf  es  auch  keiner  Bezugnahme  auf  römisches  Becht. 
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§.  82.    Preosseo,  die  Mark  Brandenbarg;  nnd  Mecklenburg. 

I.    Preussen. 

In  dem  preussischen  Ordenslande  galt,  abgesehen  von  dem 
Lübischen  Recht,  welches  einzelne  Städte  erhalten  hatten,  und 
von  einigen  sonstigen,  weniger  verbreiteten  Particularrechten,  im 
Allgemeinen  das  Magdeburger  Eecht ,  besonders  die  unter  dem 
Namen  des  culmischen  Bechts  bekannte,  in  Breslau  entstandene 
Sammlung  Magdeburger  Rechts  in  5  Büchern.  Wo  es  der  beson- 
deren Nachhülfe  der  Gesetzgebung  bedurfte,  ertheilten  die  Hoch- 
meister und  später  die  Herzöge  von  Preussen  Privilegien,  und 
erliessen  Gesetze,  besonders  Landesordnungen  für  einzelne  Theile 
oder  für  das  ganze  Land.  Diese  Rechtsgemeinschaft  hörte  auch 
nicht  auf,  als  einzelne  Stücke  des  Ordenslandes  an  Polen  abge- 
treten waren;  auch  in  ihnen  galt  das  Magdeburg-Gulmische  Recht 
noch  weiter  fort,  und  wurde  z.  B.  die  von  Hlrzog  Albrecht  im 
Jahre  1526  für  Preussen  erlassene  Landesordnung  eingeführt. 

A.  Im  sechzehnten  Jahrhundert  wurde  von  den  verschieden- 
sten Seiten  her  eine  Revision  und  Reformation  des  culmischen 
Rechts  als  dringend  nothwendig  beantragt,  und  über  50  Jahre 
hat  man  sich  mit  den  Arbeiten  für  eine  solche  beschäftigt  ^). 
Nachdem  die  Revision  seit  1540  in  Angriff  genommen  ^) ,  dann 
aber  wieder  unterbrochen  war,  trat  im  Jahre  1553  eine  gemischte 
Gommission  zusammen,  zu  welcher  von  polnischer  Seite  der  Bi* 
schof  Stanislaus  Hosius  und  der  Bürgermeister  Georg  Kleefeld, 
von  preussischer  Christ.  Jonas  der  ältere  gehörte.     Sie  änderte 


1)  ^gl»  darüber  Hanow  Jus  oulmense  ex  ultima  revisione.  Danz.  1744. 
1767.  fol.  Vorr.  §.  53  ff.,  Schweikart  in  v.  Kamptz  Jahrb.  XXVI.  S. 
278  ff.,  Lern  an  Provinzialrecht  der  Provinz  Westpreussen  I.  1830.  S.  XXIII 
f.,  in.  1832.  S.  XI  f.  —  Dazu  ist  noch  zu  ygl.  die  Notiz,  welche  Pauli  Ab- 
handl.  aus  dem  Lübischen  Becht  III.  S.  348  ff.  über  eine  Lübecker  Hand- 
schrift giebt,  welche  einzelne  für  die  Bevision  interessante  Stücke  enthält. 

2)  König  Sigismund  hatte  schon  1526  bestimmt  (y.  Kamptz  Provinzialr. 
I.  S.  246) :  cum  Jus  Culmense,  quo  potissimum  in  Prussia  utitur,  acripturis 
sattem  authenticis  nusquam  reperiatur  esse  sancitum,  muttaque  reperiantur  in- 
commoda  ....  venerabües  viros  N.  N.  designavimus,  ut  hoc  anno  MoHen- 
burgi  canveniant  ei  ejusmodi  Jus  cum  ejus  constitutionibtis  passim  eoJUgant 
düigenterque  conscribant,  ut  deinde  typis  excusum  et  vulgatum  ad  omnium 
noiitiam  perveniat  firmiterqüe  a  cuncHs  observetur. 
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an  der  Ordnung  und  dem  Ausdruck,  liess  veraltete  Bestimmungen 
fort  und  modificirte  die  erbrechtlichen  Bestimmungen  nach  dem 
in  der  Praxis  geltenden  Recht.  Dieses  sogenannte  verbesserte 
Culmische  Becht  {Ji4S  ddmense  emendatum)  wurde  zum  Gebrauch 
für  die  Polen  von  Caspar  Schütz  in  das  Lateinische  übersetzt, 
aber  weder  in  deutßcher  noch  lateinischer  Sprache  gedruckt.  Nur 
in  Thorn  kam  es  zu  praktischer  Geltung. 

Bei  einer  neuen  Zusammenkunft  der  Gommission  zu  Heils- 
berg im  Jahre  1566  fand  eine  weitere  Ueberarbeitung  Statt,  welche 
aber  auch  keine  praktische  Geltung  erlangte:  das  neu  revidwte 
Gtdmische  Recht,  der  Heüsberger  (Mm  *). 

Im  polnischen  Preussen  arbeitete  zu  Neumarkt  eine  Gom- 
mission, zu  welcher  aus  dem  Herzogthum  Dr.  Hieron.  Rhode  de- 
putirt  war,  den  Culm  im  Jahre  1580  um:  der  Neumarkter  Ckämy 
Jus  Ckdmense  Polonioum,  welches  besonders  im  Bisthum  Culm  im 
Gebrauch  war*). 

Auf  dem  StJÜtetage  zu  Thorn  wurde  im  Jahre  1594,  nach- 
dem 10  Jahre  zuvor  der  Thorner  Bürgermeister  Heinrich  Stro- 
band  das  alte  culmische  Recht  herausgegeben  hatte  *),  das  oben 
erwähnte  Jus  Culmense  emendatum  einer  neuen  Revision  unter- 
worfen, bei  welcher  die  Lehre  von  den  Testamenten  in  das  dritte 
Buch  aufgenommen  wurde  und  das  fünfte  Buch,  das  Strafrecht, 
unberücksichtigt  blieb,  weil  eine  völlig  neue  Bearbeitung  desselben 
erforderlich  schien.  Diese  neue  Redaction,  welche  dem  Thorner 
Bürgermeister  Gregor  Hesius  und  dem  Danziger  Syndicus  Heinr. 
Lembke  übertragen  war,  enthielt  5  Bücher:  1.  Staatsrecht  und 


3)  Vgl.  Schweikart  S.  278  ff.  —  Im  Herzogthum  Preussen  beschäftigte 
man  sich  noch  weiter  mit  Bedenken  über  diese  Heüsberger  Kedaction;  so 
enthalt  der  Lübecker  Codex  (vgl.  N.  1)  „Bedencken  der  von  Stedten  von 
Bechtenn  u.  öerichtenn  der  dreyer  Stedte  Königsberg,  so  woU  als  der  An- 
wesenden der  Hinterstedte.  In  Königsberg  im  Julio  des  69sten  Jahres  ver- 
fasset uff  den  neu  reformii*ten  u.  denen  von  den  Stedten  zum  Uebersehen  zu- 
gestellten Golmen"* ;  „der  Herren  Fürstliehen  Bethe  Bedencken  uff  übergebene 
der  dreier  Stedte  Königsberg  schritt  die  Golmische  Handlung  betreffend. 
Üeberantwo^et  durch  Josephum,  den  19ten  Jan.  Anno  70."  Sie  beziehen 
sich  besonders  auf  das  Erbrecht,  das  4.  Buch. 

4)  Vgl.  Schweikart  S.  281  ff.  —  Ausgabe  von  Bandtke  Jus  Cul- 
mense. Varsav.  1814.  8.;  bereits  vorher  von  Paul  Kuszewicz  ins  Polnische 
übersetzt  und  gedruckt  Posen  1623.  4.,  Warschau  1643  fol. 

5)  Tgl.  Bd.  I.  S.  426.  N.  22.  —  Eine  Biographie  des  Herausgebers  bei 
Adam  vitae  JCtorum  p.  187  sqq. 
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Polizeirecht,  U.  Process,  III.  Eigenthum  und  Erbrecht,  IV.  Con- 
tracte,  V.  Strafrecht  und  Strafprocess.  Dies  ist  das  jus  Outinense 
revisum,  der  Danmger  Ctdm,  welcher  besonders  in  Danzig  galt «). 
In  seinem  privatrechtlichen  Theile  beruht  er  unter  Berücksichti- 
gung der  durch  die  Praxis  ausgebildeten  Sätze  und  Ausfüllung 
der  Lücken  des  bisherigen  Gesetzbuchs  auf  dem  Sächsisch-Mag- 
deburgischen Recht  des  alten  Culm,  welcher  nicht  blos  in  sei- 
nem Inhalt,  sondern  auch  in  seiner  Terminologie  und  den  mit 
dem  materiellen  Recht  verbundenen  Beweisregeln  wiedergegeben 
wird.  Nur  die  Vorschriften  über  Testamente  (III.  8),  über  An- 
tretung der  Erbschaft  cum  beneficio  inventarii  (HI.  10)  und  Ein- 
zelnes im  Vertragsrecht  schliessen  sich  eng  an  das  gemeine  Recht 
an.  Die  Successionsordnung  (III.  9)  beruht  auf  den  sächsischen 
im  Culm  enthaltenen  Regeln. 

Im  Ermlande  galt  eine  andere,  wohl  aus  früherer  Zeit  her- 
rührende Redaction,  der  ErmländiscJie  Culm,  jus  Ctdmense  cor- 
rectum '). 

Alle  diese  verschiedenen  Bearbeitungen  haben  keine  gesetz- 
liche Kraft  erhalten,  da  der  Adel  die  Aufnahme  einzelner  Bestim- 
mungen verlangte,  welche  den  Städten  nicht  genehm  waren,  und 
sich  in  Folge  der  Verwerfung  derselben  von  den  Berathungen 
zurückzog;  nur  durch  den  Gerichtsgebrauch  sind  sie  in  den  ver- 
schiedenen Theilen  Preussens  zur  Anerkennung  gelangt. 

B.  Der  preussisch- polnische  Adel  verlangte  die  Berücksich- 
tigung derjenigen  Rechtsinstitute,  welche  in  seinem  Stande  aus- 
gebildet waren,  und  arbeitete^  ein  besonderes  Adels-  oder  Land- 
recht aus,  welches  im  Jahre  1590  einer  Commission  übergeben 
und  nach  ferneren  Berathungen  im  Jahre  1598,  von  dem  Könige 
von  Polen  im  Jahre  1599  bestätigt  wurde:  das  Jus  terrestre  no- 
hüitatis  Prussiae,  in  Polen  Corredura  juris  genannt,  welches  nicht 
blos  im  polnischen  Preussen  galt,  sondern  auch  in  Polen  selbst 
von  Autorität  war  *).    Es  will  kein  vollständiges  Gesetzbuch  sein, 


6)  Schweikart  S.  283  ff.  —  Herausgegeben  von  Hanow  (vgl  N.  1) 
und  in  Leman's  Prov.-Recht  u.  s.  w.  III.  S.  185—271. 

7)  Schweikart  a.  a.  0.  S.  288  f.,  vgl.  mit  v.  Kamptz  Jahrb.  XXXL 
S.  232.  —  Jus  Ouhnense  correctum  cum  Processu  juris  in  Dioecesi  Varmensi 
usitato  .  .  .  ^Brunsbergae  1711  fol.  (Herausgeber  war  Dr.  J.  ö.  Kunick). 

8)  lieber  dasselbe  und  seine  Drucke  vgl.  Kl  ein 's  Annalen  XXII.  S. 
297  ff.,  V.  Kamptz  Provinzialr.  I.  S.  248  und  Schweikart  S.  283,  290  ff. 

Oeutäche  Rechtsgeschichte  1.    8.  23 
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sondern  nur  an  die  Stelle  einzelner  Bestimmungen  des  Culmischen 
Rechts  treten  und  handelt  in  7  Titeln  vom  Erbrecht  und  ehe- 
lichen Güterrecht,  Vormundschaft,  Verjährung,  de  magistratibus 
et  judiciis,  Process  und  de  finibus  regundis. 

C.  Die  Ostpreussischen  Stände,  welche  mit  den  bisherigen 
Revisionen  des  Culmischen  Rechts  nicht  zufrieden  waren,  ver- 
langten eine  andere  Reformation  desselben,  oder  cUiqtiod  novum 
corpus  juris  provincialis.  Mit  Hülfe  des  Hieron.  Behm,  Michael 
Wilhelm  und  Michael  Friese  arbeitete  den  Entwurf  Dr.  Levin 
Buchius  aus  *).  Nach  weiteren  Vorarbeiten  wurde  im  Jahre  1620 
das  Gesetzbuch  publicirt,  als:  Landrecht  des  Uereogthums  Preus- 
sen  ^^),  Indem  es  eine  ziemlich  vollständige  Codification  sein 
will,  enthält  es  das  gemeine  und  das  sächsische  Recht,  so  wie 
es  durch  den  einheimischen  Rechtszustand  modificirt  war.  Von 
seinen  7  Theilen  behandelt  der  erste  den  Civilprocess,  in  Verbin- 
dung mit  einzelnen  privatrechtlichen  Bestimmungen,  der  zweite  Ehe- 
und  Vormundschaftsrecht,  der  dritte  Eigenthum,  Servituten,  Ver- 
jährung, Besitz  und  Interdicte,  der  vierte  das  Recht  der  Verträge, 
der  Superficies  und  der  Hypotheken,  der  fünfte  Erbrecht,  der 
sechste  Strafrecht  und  Strafprocess,  der  siebente  das  Lehnrecht, 
—  Nach  dem  Publicationspatent  soll  das  kaiserliche,  sächsische 
und  culmische  Recht  abgeschafft  sein,  und  wo  das  Gesetzbuch 
eine  Lücke  hat,  die  Entscheidung  von  dem  Fürsten  oder  den 
ständischen  Deputirten  ex  aequo  et  bono  erfolgen.  In  seiner 
Darstelluög  hat  es  mehr  den  Charakter  eines  Lehrbuchs,  als  eines 
Gesetzbuchs  ^^). 

Eine  Revision,  bei  welcher  Zusätze  aus  der  Preussischen 
Landesordnung  von  1640  aufgenommen  wurden,  erfolgte  1684: 
Churfürsü.  Brandenimrgisches  revidirtes  Landrecht  des  'Herzogthums 
Tremsen,  Königsb.  1685  fol. 


9)  Geb.  zu  Verden  in  Sachsen  1550,  zu  Königsberg  ITofgerichtsrath  1588, 
zu  Tübingen  Doctor,  1593  zu  Königsberg  Professor  primarius,  ge'^.t.  1613. 
Arnold  Königsb.  Universität  IL  241. 

10)  Königsberg  1620  fol.,  Rostock  1620,  Frankf.  1624,  Rostock  1633  foL 
Auch  in  lateinischer  üebersetzung  Rostock  1623  fol.  —  Uebcr  dasselbe  Kamp  tz 
L  S.  154,  Schweikart  S.  292  ff.,  320  f. 

11)  Nach  Schweikart  a.  a.  0.  sind  seine  Haupt  quellen  Schneide  win's 
und  Wesenbeck's  Schriften,  die  Constitutiones  Saxonicae  und  im  Strafrecht 
Damhouder's  practica  rerum  criminalium. 
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Eine  neue  Revision  ist:  Friedrich  WüJhelnis  Königes  in  Treussen 
verbessertes  LanäreM  des  Königreichs  Preussen,  Königsb.  1721 
fol.  ^2).  Indem  das  Lehnrecht  fortgelassen  wurde,  zerfällt  es  in 
6  Bücher.  Es  wurde  nach  dem  Publicationspatent,  da  der  Pro- 
cess  Veranlassung  zu  Verbesserungen  gab,  von  Samuel  v.  Coc- 
ceji  auf  Grund  von  Gutachten  der  Justiz-CoUegien  ausgearbeitet. 
Das  sechste  Buch,  das  Strafrecht,  welches  sehr  ausführlich  ist 
und  sich  völlig  von  den  früheren  Redactionen  unterscheidet,  be- 
nutzt oft  wörtlich  die  Carolina,  die  sächsischen'Constitutionen  und 
Carpzov's  Schriften  **).  Der  Schluss  des  Publicatiopspatents  be- 
stimmt, dass  Lücken  aus  dem  Eaiserrecht  zu  ergänzen  seien, 
wenn  in  demselben  die  Fragen  avsdrücUich  decidirt  seien;  sei 
dies  nicht  der  Fall,  so  solle  das  CoUegium  ex  aequo  et  bono 
entscheiden,  oder  den  Casus  mit  den  rationes  dubitandi  et  deci- 
dendi dem  Könige  einschicken. 

IL    Die  Mark  Brandenburg  **). 

In  der  Mark  hatte  das  römische  Recht,  besonde]:s  wohl  in 
Folge  der  Stiftung  der  Frankfurter  Universität,  seit  dem  Ende 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  weiteren  Eingang  in  die  Praxis  ge- 
funden.   Aufgabe  der  Gesetzgebung  war  es,  nach  der  einen  Seite 


12)  Weitere  Ausgaben  (mit  der  Jahrzahl  1721)  1731,  1773  und  Leman 
a.  a.  O.  I.  S.  391—756. 

13)  Ab  egg  Versuch  einer  Geschichte  der  Strafgesetzgebung  und  dea 
Strafreclits  der Brandenb.-Preuss.  Lande  S.  114  £f.,  Hälschner  Preuss.  Strafr. 
I.  S.  149  ff. 

14)  Ueber  die  Geschichte  der  Gesetzgebung  vgl.  (t.  Hymmen)  Beiträge 
zu  der  jur.  Liter,  in  den  Preuss.  Staaten  L  S.  176-225,  11.  S.  246—286,  t. 
Kamptz  Provinzialr.  L  S.  5  ff.,  0.  Scholz  das  jetzt  bestehende  Provinzial- 
recht  der  Kurmark  Brandenburg  1836.  11.  1.  S.  12  ff.,  A.  W.  Götze  das 
Provinzialrecht  der  Altmark  I.  1836.  S.  5  ff.,  Riedel  Magazin  des  Provinzial- 
und  statutarischen  Bechts  der  Mark  Brandenburg  und  des  Herzogthums  Tom- 
mern  L  1.  1837,  Laspeyres  die  Reception  des  römischen  Rechts  in  der 
Mark  Brandenburg  und  die  Preussische  Gesetzgebung  yor  Friedrich  ü.  (in 
d.  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht  VL  S,  1—96),  Heydomann  die  Elemente 
der  Joachimischen  Constitution  1841.  —  Eine  kurze  Uebersicht  bei  Koch 
Lehrbuch  des  Preuss.  gem.  Privatrechts  3.  Aufl.  I.  S.  14  ff.  —  Nachweise 
über  die  Drucke  der  einzelnen  Quellen  bei  Kamptz  a.  a.  0.  —  Gesammelt 
sind  die  Quellen  in  0.  0.  Mylius  Corpus  Constitutionum  Marchicarum  6  Theile 
fol.  Berlin  und  Halle  1737—1751.  —  In  allerdings  incorrectem  Druck  sind  die 
meisten  derselben  auch  aufgenommen  in:  Sammlung  der  Provinzial-  und  sta- 
tutarischen Gesetze  in  der  Mark  Brandenburg  3  Bde.  1832—33.  8.  —  Ueber 
die  Aufnahme  des  Römischen  Rechts  vgl.  oben  S.  128  f. 

23* 
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hin  die  Gebiete  des  römischen  und  deutschen  Bechts  zn  bestim- 
men, nach  der  anderen  die  vielen  Particularrechte  unter  einander 
auszugleichen.  Obgleich  man  diese  Ziele  richtig  erkannt  und 
auch, mehrmals  den  Versuch  gemacht  hatte,  sie  zu  erreichen,  so 
ist  es  doch  erst  Friedrich  dem  Grossen  gelungen,  das  Werk  in 
bewunderungswürdiger  Weise  zu  fördern,  und  seinem  Nachfolger 
beschieden  gewesen,  die  Arbeit  zu  Ende  zu  föhren.  Bis  dahin 
hat  man  nur  durch  einzelne  Gesetze  den  Rechtszustand  geordnet 
oder  verbessert. 

Zu  den  wichtigsten  Gesetzen  gehören  die  des  Kurfürsten 
Joachim  L,  welcher  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  organi- 
sirend  gewirkt  hat:  er  erliess  eine  Polizeiordnung  für  die  Städte 
im  Jahre  1515,  eine  Kammergerichtsordnung  im  Jahre  1516  **), 
welche  auch  privatrechtliche  Bestimmungen  enthält,  und  eine 
ConstüiUion,  toüJcör  u.  ordenung  der  ErhfeUe,  u.  anderer  sacken, 
Wie  damit  durch  die  .gantjsfen  Marck  zu  Brandenburg  u.  darzu  ge- 
hörenden landen  hinfür  sol  gehalten  werden,  vom  Jahre  1527  ^% 
durch  welche  er  der  Ungleichmässigkeit  der  zahlreichen  Statuten 
ein  Ende  machte  und  statt  der  bisherigen  Grundsätze  im  Wesent- 
lichen römisches  Recht  einführte  >').  Die  folgenden  Kurfürsten 
haben  gleichfalls  durch  einzelne  Gesetze  zu  bessern  gesucht,  so 
durch  die  neue  Märkische  Kammergerichtsordnung  von  1540, 
welche  in  einzelnen  Beziehungen  genauere  Bestimmungen  für  den 
Process  enthält,  eine  Kirchenordnung  von  1540,  eine  neue  Poli- 
zeiordnung von  1550  u.  s.  w. 

Im  Auftrage  des  Kurfürsten  Johann  Georg  (1571 — 1598)  ar- 
beitete im  Jahre  1573  sein  Kanzler  Lampert  Diestelmeyer 
(1522 — 1588)  ^^)  eine  Kammergerichtsordnung  '^)  und  eine  Lan- 


15)  Dass  sie  wahrscheinlich  dem  J.  1516  nnd  nicht  1526  angehört,  vgl. 
Heydemann  S.  12  f.,  wo  auch  die  weitere  Literatur  angegeben  ist.  —  Ueber 
die  Entstehung  und  Berathung  dieser  Ordnung  vgl.  den  anonymen  Aufsatz: 
Stiftung  des  Kammergerichts  in  Simonis  und  Strampff* s  Zeitschr.  f.  Preuss. 
Becht  I.  1.  1828.  S.  174  ff. 

16)  Vgl.  auch  oben  S.  208.  N.  5. 

17)  Ueber  ihre  Bedeutung  für  die  allgemeine  Beception  des  Römischen 
Bechts  in  der  Mark  Tgl.  Laspeyres  S.  14  ff.,  Heydemann  S.  16  ff.    . 

18)  Kamptz  I.  S.  63;  vgl.  auch  (v.  Hymmen)  Beyträge  III.  S.  205  ffi 

19)  Von  ihr  heisst  es  in  einer  Kurfurstl.  Resolution  v.  J.  1599  (Mylius 
VI.  3.  p.  6),  dass  sie  ganz  ad  stylum  Camerae  Impericüis  dirigirt  ist. 
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desordnung  '®)  aus,  welche  Priyatrecht,  Lehnrecht  und  Strafrecht 
enthält.  Doch  wurden  beide  Entwürfe  nicht  zum  Gesetz  erhoben. 
Auf  Grund  derselben  wurde  dann  wahrscheinlich  von  seinem 
Sohne  Christian  Diestelmeyer,  welcher  gleichfalls  Kanzler 
war*'),  eine  andere  Landesordnung  ausgearbeitet,  welche  bald 
von  1594,  bald  von  1596  datirt  wird  und  in  fünf  Theilen  Privat- 
recht,  Strafrecht  und  Process  enthält  *2).  Auch  sie  wurde  nicht 
publicirt,  aber  in  der  Praxis  viel  gebraucht**).  Die  folgende 
Zeit  ist  gleichfalls  reich  an  Wünschen  nach  einer  Godification,  an 
Versprechungen  der  Landesherren,  Vorarbeiten,  Entwürfen  u.  s.w.**), 
aber  es  kam  zu  keinem  Resultat,  zu  keiner  Publication  einer  um- 
fassenden Gesetzgebung.  Auch  die  mehrmals  ergangene  Verord- 
nung, dass  die  einzelnen  Gerichte  casus  dubios  zusammenstellen 
und  in  Betreff  derselben  Constitutiones  der  Gesetzgebung  veran- 
lassen-sollten,  hat  zu  keinem  Fortschritt  geführt**).  So  ver- 
trat fast  die  Stelle  eines  Gesetzbuchs  die  Zusammenstellung  des 
märkischen  Provinzialrechts,  in  welcher  der  Stadtrichter  zu  Witt- 
stock Joachim  Scheplitz  (1566 — 1634)  die  Gesetze,   Entwürfe, 


20)  Bei'My'liuB  VI.  3.  p.  19—54;  vgl.  über  diese  Arbeit  Riedel  S.  39. 
N.  und  Laspeyres'S.  61  f. 

21)  (v.  Hymmen)  Bey träge  IH.  S.  209  f. 

22)  Bei  Mylius  VI.  3.  p.  55-166. 

23)  Riedel  S.  40  f.,  Laspeyres  S.  65,  Heydemann  S.  28  ff. 

24)  Interessant  sind  die  Verbesscrungsyorschlägo  eines  Anonymus  aus  dem 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  (bei  Hymmen  11.  S.  263):  da  die  Rechtsunge- 
wissheit  dem  verkehrten  arbitrio  judicis  und  casibus  pro  amico  viel  Raum 
gäbe,  so  sei  nöthig  die  eoniroversias  juris  practicas  tUiliores,  toorinnen  die 
Tribunalia  w.  Collegia  juridica  zu  variiren  pflegen,  publica  auctoritate  zu  de- 
cidiren,  ebenso  wie  es  in  Sachsen  geschehen  sei.  Ausserdem  müsste  den  Ge- 
richten aufgetragen  werden,  die  jura  localia  vel  statutaria  cujusque  provinciae 
vel  loci  u.  deren  consensum  cum  jure  communi  vel  ab  eo  aut  Saxonico  dissen- 
8um,  per  compendium  mit  ihrer  epicrisi  an  Hand  zu  geben,  u.  solche  jura 
recepta  nicht  weniger^  als  was  streitig  zu  bemerken.  —  Der  Verfasser  nahm 
dabei  auch  zugleich  eine  allgemeine  deutsche  Gesetzgebung  in  Aussicht,  indem 
er  am  Schlüsse  sagt,  dass  wenn  dies  durchgeführt  würde,  dem  Beispiele  an- 
dere Herren  w.  endlich  das  Beich  nachfolgen  dürften.  —  Darauf  ergangene 
Verordnungen  zur  Revision  des  Rechts  bei  Hymmen  H.  S.  264  ff. 

25>  Vgl.  darüber  Laspeyres  S.  69  ff.  Besonders  gehört  dahin  auch 
die  Bestimmung  in  der  allg.  Ordnung,  die  Verbesserung  des  Justizwesens  be- 
treffend, vom  21.  Juni  1713.  Laspeyres  S.  88—96  theilt  auch  eine  bisher 
unbeknnnte  Oab.-Ordre  Friedrich  Wilhelm's  I.  an  die  Halle'sche  Juristenfacul- 
tät  vom  18.  Juni  1714  gleicher  Tendenz  mit. 
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* 

bandschriitlichen  Compilationen  und  Erkenntnisse  des  Kammer- 
gerichts bearbeitete  und  durch  Ausführungen  aus  dem  römischen 
Recht  erläuterte  *®). 

III.    Mecklenburg  27). 

In  den  meisten  Mecklenburgischen  Städten  galt  Lübisches 
Recht ,  in  manchen  war  das  Recht  von  Schwerin  2®) ,  Rostock, 
Parchim  oder  Neubrandenburg  eingeführt;  in  vielen  Städten  galt 
nur  das  Landesrecht  und  das  gemeine  Recht.  Die  Versuche,  denoi 
ganzen  Lande  ein  gemeinschaftliches  Gesetzbuch  zu  geben,  schei- 
terten in  Mecklenburg  wie  in  so  vielen  anderen  Territorien.  Im 
Jahre  1513  wurden  Ordnungen  für  die  Gerichte  abgefasst  20) ; 
1516  wurde,  naojidem  der  herzogliche  Secretär  Job.  Monninck 
sich  von  dem  Zustande  des  Landes  unterrichtet  hatte,  eine  Po- 
lizeiordnung {Ordeninge,  Stattda  u.  Settinge)  erlassen,  welche  der 
Kanzler  Caspar  v.  Schöneich,  unter  Theilnahme  des  Nicol.  Mar- 
schalk 8*^)  verfasst  hatte  ^*);  sie  wurde  mehrmals  revidirt,  1542, 
1562,  1572.  Dann  erschien  eine  Anzahl  Kirchenordnungen**), 
von  denen  die  älteste  von  1540   ein  für  Mecklenburg  veranstal- 


26)  Etzliche  Statute  und  Gewohnheiten  der  Chur  und  Marcke  Branden- 
burg u.  ß.  w.  Jena  (1608.)  4. ;  nicht  wie  bisweilen  angegeben  wird  1607 ;  zweite 
vermehrte  Ausgabe  unter  dem  Titel:  Consuetudiues  Electoratus  et  Marchiae 
Brandenburgensis  u.  s.  w.  Lipsiae  foL;  einige  Exemplare  haben  die  Jahrzahl 
1616,  andere  1617.  Die  dritte  Ausgabe  besorgte  nach  den  weiteren  Vorar- 
beiten des  im  J.  1634  verstorbenen  Verfassers  Ohrist.  Ben.  Pape,  BeroL 
1744  fol.  üeber  das  Werk  vgl.  v.  Kamptz  I.  S.  62  und  Riedel  I.  1. 
S.  44-48. 

27)  V.  Kamptz  Oivilrecht  der  Herzogthümer  Mecklenburg  I.  1.  Schwe- 
rin 1805.'  8.;  vgl.  auch  Both  Mecklenburg.  Lehnrecht  1858.  S.  4  ff. 

28)  Dasselbe  verlor  seine  Geltung  fast  ganz  seit  dem  17.  Jahrhundert, 
V.  Kamptz  S.  269. 

29)  Die  bei  v.  Kamptz  I.  2.  S.  3—5  abgedruckte  Gerichtsordnung  ist 
nur  eine  Verordnung,  um  die  üebergriffe  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  ab- 
zuhalten, S.  5—7  eine  Ordnung  für  die  Landgerichte,  welche  auch  nur  kurze 
Bestimmungeu  über  einzelne  Punkte  enthält. 

30)  Geb.  1470,  gest.  1525.  üeber  ihn  vgl.  oben  S.  48.  N.  6.  Er  war 
Professor  zu  Wittenberg,  Frankfurt  a.  d.  0.  und  Rostock.  Derselbe  hatte 
eine  eigene  Druckerei  im  Hause;  in  ihr  wurde  auch  die  Polizeiordnung  ge- 
druckt, von  welchem  Druck  nur  zwei  Exemplare  bekannt  sind,  Lisch  Ge- 
schichte der  Buchdruckerkunst  in  Mecklenburg  1839.  S.  144  f. 

31)  V.  Kamptz  L  1.  S.  76  ff. 

32)  Vgl.  V.  Kamptz  L  1.  S.  55—74. 
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teter  Abdruck  des  ersten  Theils  der  Nürnberger  Kirchenordnung 
von  1533  ist*^).  Im  Jahre  1558  wurde  eme  Reformation  und 
Landgerichtsordnung  publicirt  **),  welche,  unter  Zuziehung  der 
Rostocker  Professoren  »*),  der  Kanzler  v.  Lucca  (gest.  1558)  ver- 
fasst  hatte,  welcher  selbst  Professor  zu  Wittenberg  gewesen  war. 
Um  Manches  ausführlicher  ist  ihre  Revision,  die  Reformation  und 
Hofgerichtsordnung  von  1568''®);  nachdem  sie  von  Kaiser  Maxi- 
milian IL  im  Jahre  1569  bestätigt  war,  wurde  sie  noch  einmal 
1570  als  Hofgerichtsordnung  publicirt  u.  s.  w. 

Schon  im  Jahre  1579  hatte  Herzog  Ulrich  seinen  Kanzler 
Husanus  *')  beauftragt,  einen  Entwurf  des  Obligationen-,  Erb-, 
Lehn-  und  Strafrechts  auszuarbeiten  ^®).  Aber  ebenso  wenig  da- 
mals, wie  in  der  folgenden  Zeit  wurde  das  Werk  gefordert,  trotz 
der  oft  wiederholten  Klagen  über  Rechtsungewissheit,  trotz  des 
allgemeinen  Verlangens  nach  einer  Codification  *®).  In  ständischem 
Auftrage  arbeitete  David  Mevius  (1609—1670)  zwischen  1660— 
1666  ein  Landrecht  aus,  welches  aber  gleichfalls  nicht  zur  Publi- 
cation  gelangte  *®). 


§.  S3.     Baiern  nnd  Fraokeo. 

I.    Baiern  >). 

Wohl   in  keinem  deutschen  Lande  hat  man   im  Mittelalter 
und  in  der  neueren  Zeit  ein  grösseres  Gewicht  auf  das  geschrie- 


33)  Lisch  S.  182  f. 

34)  Auch  bei  v.  Kamptz  I.  2.  S.  11—38. 

35)  Krabbe  S.  475,  683. 

36)  Bei  v.  Kamptz  I.  2.  S.  38—75. 

37)  Er-  ist  wohl  der  Vater  des  S.  328.  N.  52  erwähnten. 

38)  VgL  Roth  S.  5.  N.  6;  ygl.  auch  S.  208.  N.  5. 

39)  V.  Kamptz  I.  1.  S.  21  ff. 

40)  Gedruckt  in  Westphalen's  monumenta  inedita  I.  p.  652 — 862.  — 
Ueber  den  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  von  dem  Mecklenb.  -  Schwerin- 
schen  Regierungsrath  Ernst  Aug.  Rudioff  ausgearbeiteten  Entwurf  vgl.  v. 
Kamptz  I.  1.  S.  29. 

l)v.  Froyberg  Pragmatische  Geschichte  der  biayerischen  Gesetzgebung 
nnd  Staatsverwaltung  seit  den  Zeiten  Maximilians  I.,  4  Bde.  1836—1839.  4.; 
Gen  gier  Quellengeschichte  und  System  des  im  Königreich  Bayern  mit  Aus- 
schluss der  Pfalz  geltenden  Privatrechts  I.  1.  1846.  S.  29  ff.;  v.  Lerchen- 
feld die    altbaierischen   landständischen  Freibriefe   mit  den  Landesfreiheite- 
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bene  Recht  gelegt^)  und  mit  gleicher  Energie  die  gesetzliche 
Feststellung  des  Rechts  verlangt,  als  in  Baiem.  Schon  in  der 
Lex  Baiwariorum  2*)  wird  von  dem  Grafen  verlangt,  dass  er  in 
den  Gerichtssitzungen  immer  das  Gesetzbuch  bei  sich  habe,  um 
nach  ihm  das  Urtheil  zu  finden.  Das  Volksrecht  kam  im  späte- 
ren Mittelalter  ausser  Uebung  und  wurde  im  Jahre  1346  durch 
König  Ludwig's  Landrechtsbuch  und  durch  das  auf  der  älteren 
Redaction  des  Landrechts  fassende  Stadtrechtsbuch,  welches  wahr- 
scheinlich vor  1337  entstanden  ist  «),  ersetzt.  Das  Landrechtsbuch, 
welches  unter  Benützung  mancher  Quellen  eine  ausführliche  Auf- 
zeichnung des  Baierischen  Gewohnheitsrechts  enthält,  war  nur 
in  Oberbaiem  eingeführt  *) ,  drang  hier  aber  in  der  That  auch 
tief  in  das  Leben  des  Volks  ein.  Die  Sachsen  konnten  kaum  so 
fest  an  ihrem  Sachsenspiegel  halten,  als  die  Baiern  an  ihrem 
Landrechtsbuch;  sie  Hessen  es  sich  immer  von  Neuem  durch  ihre 
Landesherren  bestätigen  und  erhoben  da,  wo  man  Abweichungen 
von  ihm  versuchte,  den  entschiedensten  Protest.  In  den  Land- 
tagsverhandlungen des  fünfzehnten  Jahrhunderts,  welche  uns  in 
seltener  Vollständigkeit  erhalten  sind*),  kehren  sehr  oft  Be- 
schwerden darüber  wieder,  dass  dem  Volke  sein  verbrieftes  Recht, 
insbesondere    sein   Landrecht   verkümmert   werde;    die    Gesetze 


erklärungeD.  München  1853.  Einleitung  (von  ßockinger);  Franklin  Bei- 
träge z.  Gesch.  der  Reception  des  röm.  Bechts  in  Deutschland.  Hannov.  1863. 
S.  3  ff.  s 

2)  Vgl.  Merkel  in  der  Zeitschr.  für  Eechtsgeschichte  I.  1.  S.  147  f., 
Franklin  S.  4  ff.  und  Eockinger  im  Oberbayr.  Archiv  XXIII.  S.  240. 
N.  18. .    »  .  ' 

2  a)  L.  Baiw.  H.  14.  §.  2  (cd.  Merkel  in  den  Mon.  a.  LL.  HL  p.  288). 

3)  üeber  diese  älteren  baierischen  Quellen  vgl.  Bd.  I.  S.  519  ff.  und  564 
ff.,  ganz  besonders  aber  die  Abhandlung  Bockinger's  zur  äusseren  Ge- 
schichte von  Kaiser  Ludwig's  oberbayerischem  Land-  und  Stadtrechte,  im  ober- 
bayerischen Archiv  XXIII.  1863.  S.  215—318,  welche  sehr  wichtige  neue 
Aufschlüsse  liefert  und  eingehende  Mittheilungen  über  das  verloren  geglaubte, 
ältere  baierische  Landrecht  aus  den  Jahren  1333—1336,  nach  einer  Münehener 
Handschrift  macht.  Auch  wird  durch  seine  Untersuchungen  wahrscheinlich, 
dass  das  Stadtrechtsbuch  bereits  im  J.  1337  ausgearbeitet  war. 

4)  Die  Versuche,  dasselbe  im  15.  Jahrhundert  in  den  Landshuter  und 
Straubinger  Landestheilen  einzufiihren,  waren  vergeblich;  vgl.  Gengier 
S.  23  f. 

5)  Krenner  Baierische  Landtagshandlungen  in  den  Jahren  1429—1513. 
18  Bde.  München  1803-1805.  8. 
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schärfen  es  wiederholt  ein,  dass  die  herzoglichen  Privilegien  und 
in  Oberhaiern  insbesondere  das  Reehtsbuch  Kaiser  Ludwig's  als 
Norm  zu  beobachten  seien  ^).  In  keinem  Lande  beschweren  sich 
die  Stände  häufiger  und  energischer  über  die  Anstellung  von 
ßechtsgelehrten  und  über  die  Versuche  derselben  das  fremde 
Recht  zur  Geltung  zu  bringen,  als  in  Baiem  *'). 

Da  man  aber  einsah,  dass  ein  Gesetzbuch  nicht  Jahrhunderte 
hindurch  unverändert  fortbestehen  könne,  und  dass  die  Gesetz- 
gebung den  veränderten  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen  habe, 
so  sorgte  man  in  Baiern  zugleich  für  die  Fortbildung  des  Rechts 
und  die  Ausarbeitung  neuer  Gesetze.  Dieser  Theilnahme  des 
Volks  und  dem  lebhaften  Interesse  der  Stände  an  der  Rechts- 
entwickelung ist  es  auch  zuzuschreiben,  dass  man  das  gesammte 
Land  in  einheitlicher  Weise  demselben  Recht  zu  unterwerfen 
suchte  und  das  Uebermaass  statutarischer  Bestimmungen  glück- 
lich vermied.  Die  durch  das  Land-  und  Stadtrechtsbuch  einmal 
gewonnene  Einheit  des  geschriebenen  Rechts  wurde  in  den  fol- 
genden Zeiten  gewahrt,  und  auch  als  Baiem  in  mehrere  Theile 
unter  verschiedenen  Landesherren  zerfiel,  traten  diese  selbst  und 
ihre  Stände  zu  gemeinschaftlichen  Berathungen  der  neuen  Gesetze 
zusammen. 

Von  den  Baierischen  Gesetzen  der  zweiten  Hälfte  des  fünf- 
zehnten und  des  sechzehnten  Jahrhunderts  heben  wir  nur  die 
wichtigsten  hervor  und  sehen  dabei  von  den  meisten,  in  grosser 
Zahl  erlassenen  Landgeboten  ab,  welche  Strafrecht  und  Polizei 
betreffen. 

1.  Auf  dem  Landtage  von  Landshut  beschwerte  sich  im 
Jahre  1471  die  Landschaft  von  Nieder-  und  Oberbaiem  über  eine 


6)  a.  1433  (Krenner  I.  S.  91)  Beschwerde  derer  von  G^aimersheim  gegen 
Herzog  Ludwig  von  Ingolstadt,  dass  er  sie  nicht  zum  rechten  sitzen  lassen 
will  und  ihnen  das  Bcchtsbuch  genommen  hat.  —  a.  1444  (Entwurf  einer  Po- 
lizeiordnung,  Krenne.r  I.  S.  164  ff):  es  sollen  Richter  eingesetzt  werden, 
welche  das  Becht  verstehen  u.  sich  dessen  Jbefleissen  nach  Innhalt  des  Buchs; 
ebenso  Vorsprecher,  die  das  Recht  verstünden  u.  das  Buch  wüsten;  a.  1458 
(L  S.  280):  es  sollen  die  Privilegien  gehalten  werden  m.  mit  Namen  das 
Bechthudh;  man  will  das  Recht  beobachten,  wie  das  Land-  u.  Stadtbuch, 
auch  gemeine  Landrechte  innhalten.  Vgl.  ferner  II.  S.  178,  V.  S.  65  ff.,  68,  95, 
103,  227,  326  f.,  337,  VII.  S.  6,  358,  373  f.,  378,  414,  489,  492,  XIII.  S.  16. 
-  Vgl.  auch  Franklin  S.  16,  20,  32,  34,  37  ff. 

7)  Vgl.  oben  S.  50.  N.  13,  S.  95  f. 
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Anzahl  von  Gebrechen  in  Gerichtswesen  und  Polizei  und  ver- 
langte bei  ihren  alten  Freiheiten  belassen  zu  werden.  Nach  ein- 
gehenden Verhandlungen  zwischen  dem  Herzog  und  seinen  Stän- 
den über  die  Entwürfe  und  einzelne  different  gebliebene  Punkte  ®) 
erfolgte  für  den  Landshuter  Theil  im  Jahre  1474  eine  Landes- 
ordnung »),  welche  sich  auf  das  Strafrecht  (Vizedomhändel), 
Gerichtswesen  (Besetzung  der  Landgerichte,  Vorsprecher,  Gerichts- 
schreiber, Sportein,  Appellation,  Hofgerichte)  und  andere  in  das 
Gebiet  der  Polizei  und  des  Privatrechts  einschlagende,  als  beson- 
ders wichtig  erscheinende  Gegenstände  bezieht  (Scharwerk,  gestoh- 
lenes Gut,  Tabernen,  Zinse,  Fürkäufer,  Vogtleute,  Bauergüter, 
heimliche  Heirathen  u.  s.  w.). 

Im  Jahre  1491  folgte  ein  Landgebot  oder  Landesordnung 
in  Gerichts-  und  Polizeisachen  *®),  .deren  erster  Theil  eine  kurze 
Gerichtsordnung  enthält,  auf  welche  dann  Bestimmungen-  über 
die  Vizedomhändel,  Erhaltung  im  Besitz,  Vogtei,  Tabernen,  Für- 
kauf, heimliche  Heiratheu  u.  s.  w.  folgen.  —  Da  die  Stände  sich 
darüber  beschwerten,  dass  die  Landesordnung  von  1474  nicht 
beobachtet  werde,  erliess  Herzog  Georg  von  Landshüt  nach  Be- 
rathung  mit  semen  Ständen  i*)  im  Jahre  1501  eine  Landes- 
or.dnung,  oder  eigentlich  Rechts-,  Gerichts-  und  Landes-Pölizei- 
ordnung  ^%  in  welche  mit  Ausnahme  weniger  Artikel  die  Landes- 
ordnung von  1474  überging,  dann  aber  auch  noch  eine  grosse 
Zahl  von  Bestimmungen  über  Gotteslästerung,  Trunkenheit,  Bettler, 
Hofgerichte  u.  s.  w.  aufgenommen  wurde  ^*). 

2.  Ein  fernerer  Gegenstand  der  Gesetzgebung  war  das 
staatsrechtliche  Verhältniss  zwischen  dem  Landesherrn  und  seinen 
Ständen,  die  sogenannte  Landesfreiheitserklärung  '*),  über 
welche    die    Verhandlungen    seit    dem  Anfange    des    sechzehnten 


8)  Krenner  VIT.  S.  265  flf.,  279  ff.,  295  ff.,  305  ff.,  315  ff.,  319  ff.,  372 
ff.,  400  ff. 

9)  Krenner  VII.  S.  472-512. 

10)  Krenner  XII.  S.  337—344;  sehr  seltene  Ausgabe  Landshüt  1491.'4. 

11)  Krenner  XIII.  S.  7  ff.,  156  ff 

12)  Krenner  XIU.  S.  261-313. 

13)  Nach  dem  Vorbilde  des  Augsb.  Reichsabsohiedes  von  1500  wurde 
1501 ,  wohl  noch  vor  der  Landesordnung,  der  Entwurf  einer  Polizeiord- 
nung ausgearbeitet;  doch  kam  es  nicht  zur  Pnblication,  Krenner  XIII.  S. 
314    332. 

14)  Vgl.  darüber  Rockinger  S.  323  ff. 
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Jahrhunderts  gefuhrt  wurdep  **).  Die  Herzöge  ertheilten  bei  ihrem 
Regierungsantritt,  um  die  Huldigung  der  Stände,  zu  erhalten, 
diesen  und  den  ünterthanen  Privilegien,  Handfesten,  welche  in 
herkömmlicher  Weise  wiederholt  zu*  werden  pflegten.  Da  sie 
manche  Dunkelheiten  enthielten,  stellte  man  jetzt  ihren  Inhalt 
zusammen,  um  eine  feste  Gestalt  zwischen  dem  Landesherrn  und 
den  Ständen  zu  vereinbaren.  Nachdem  auf  dem  Landshuter  Land- 
tage  von  1507  die  Redaction  der  Landesfreiheit  zu  Stande  ge- 
kommen war  '6),  erfolgte  1508  ihre  Publication  »').  Die  Stände 
gingen  dann  in  ihren  Forderungen  immer  weiter;  doch  mussten 
sie,  was  sie  in  der  Landesfreiheitserklärung  von  1514  zu  Mün- 
chen erreicht  hatten,  in  der  von  1516  wieder  aufgeben  **^). 

Eine  neue  Redaction,  in  vier  Theilen,  deren  jeder  in  Artikel 
getheilt  ist,  erfolgte  1553  ^^).  Sie  handelt  von  den  Beamten 
und  ihren  Pflichten,  dem  Gerichtsstand  des  Adels  und  des  Lan- 
desherrn, von  den  Vizedorahändeln,  Hofmarken  und  ihrer  Gerichts- 
barkeit im  Verhältniss  zu  den  I^andgerichten ,  Scharwerk  und 
sonstigen  bäuerlichen  Lasten,  Zöllen,  Krieg,  Jagdgerechtigkeit 
u.  s. '^. 

Da  die  Landschaft  bei  diesen  Verhandlungen  und  ihren  Strei- 
tigkeiten mit  den  Landesherren  öfter  auf  ältere  Privilegien  zu- 
rückzugehen Veranlassung  nehmen  musste,  so  liess  sie  dieselben 
in  ofiiciellen  Ausgaben  zusammenstellen  2«), 

3.  Im  Jahre  1487  oder  kurz  vorher  setzten  die  Herzöge  von 
München    und  Landshut   eine  gemeinschaftliche   Commission  aus 


15)  Die  Actenstücke  über  die  Jahre  1506  —  1508  bei  Krenner  XVI. 
und  XVII. 

16)  Krenner  XVI.  277  ff, 

17)  Krennei*  XVII.  74—124,  auch  existirt  eine  seltene  Ausgabe  1508 
foL;  vgl.  Panzer  Annalen  I.  S.  294  f. 

18)  Alter  Druck  1516  fol.;  dann  München  1535;  auch  bei  Freyberg  IV. 
1.  S.  115—132. 

19)  Brclärung  der  Landsfreihait  in  Obern  unnd  Nidern  Bairn  widerumb 
verneut  München  1553  fol.  —  Ein  Abdruck  derselben,  mit  Berücksichtigung 
der  vorangegangenen  von  1508,   1514  und  1516  bei  Lerchen feld  S.  205  ff. 

20)  Im  J.  1514  brachte  man  34  Freiheitsbriefe  zusammen;  über  diesen 
Druck  vgl.  Panzer  I.  S.  367  f.,  die  Sammlung  ist  verfasst  von  Joh.  Jung, 
Dr.  j.  utr.,  Domherrn  zu  Freising. '  Die  Ausgabe  München  1568  fol.  enthält 
bereits  29  Briefe  mehr;  mit  Benützung  dieser  beiden  Ausgaben  erschien  eine 
dritte  1779.  4.  (nicht  1778,  wie  Eichhorn  IV.  S.  491.  N.  c  citirt).  —  Endlich 
die  Ausgabe  von  Lerchenfeld  (N.  1). 
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ihren  Käthen  zu  Erding  nieder,  um  eine  Reformation  von 
Kaiser  Ludwig's  Eechtsbuch  zu  berathen*").  Dieselbe 
nahm  das  Landrechtsbuch  durch,  that  Vorschläge  zu  einer  neuen 
Redaction  und  entwarf  ein  systematisches  Register  über  die  ein- 
zelnen Artikel  2^^);  doch  blieben  die  Arbeiten  bald  wieder  liegen. 
Als  sich  die  Stände  im  Jahre  1501  darüber  beschwerten,  dass 
die  gelehrten  Beisitzer  der  Hofgerichte  -das  Buch  nicht  beach- 
teten 2''*),  schlugen  die  1 1  herzoglichen  Räthe  eine  Reformation 
des  Buchs  vor,  da  es  Bestimmungen  wider  gemeine  Beckte  u. 
gute  Sitten  enthalte.  Die  Stände  erklärten  sich  gleichfalls  fiir 
eine  Reformation  2*)  und  verlangten  die  Berathung  durch  einen 
Ausschuss  aus  allen  Ständen  und  der  gemeinen  Landschaft  ^0). 
Es  wurde  daher  in  die  Landesordnung  von  1501  die  Bestim- 
mung aufgenommen  ^ö):  man  wolle  das  Rechtsbuch  im  Oberlande 
reformiren  und  dazu  etliche  mehr  nothdürftige  Statuten  w.  Gesetze, 
dann  in  bemeldten  Buch  begriffen  sind,  etlicher  Händel  u.  Sachen 
halb  die  am  meisten  in  unserm  Fürstenthum  gebräuchig  sind,  machen 
lassen.  Von  Neuem  brachte  der  Landtag  von  1510  die  Refor- 
mation in  Anregung  2^);  man  möge  Deputirte  der  Landschsdft  zu- 
ziehen, damit  bei  der  Bearbeitung  die  Grewohnheiten  und  Bedürf- 
nisse der  einzelnen  Gegenden  berücksichtigt  würden.  Nach  neuen 
Anstössen  von  Seiten  der  Landschaft  (1514)  wurde  1516  2®)  eine 
Commission,  bestehend  aus  lODeputirten  der  Landschaft,  dem  Kanz- 
ler Lösch  und  dem  Secretär  KöUner,  eingesetzt,  welche  auf  Grund- 
lage des  Erdinger  ProtocoUs  einen  Vergriff  des  Landrechtes  aus- 
arbeitete; die  Finalredaction  wurde  KöUner  übertragen.  Obgleich 
die  Räthe  noch  auf  weitere  Berücksichtigung  der  Sciibenten  und 
der  fremden  Rechte  und  auf  eine  Begutachtung  des  Entwurfs 
durch  Gelehrte  drangen,  schritt  man  doch  im  Jahre  1518  zur 
Publication  in  Oberbaiern  2®):   Beformacion  der  Bayrischen  Landtr 


21)  Krenner  VTH.  S.  505-507. 

22)  Das  Begister  und  die  Vorschläge  bei  Krenner  XII.  S.  60—184. 

23)  Krenner  Xin.  S.  157  f. 

24)  A.  a.  0.  S.  197. 

25)  A..  a.  0.  S.  232. 

26)  A.  a.  0.  S.  269. 

~27)  Krenner  XVm.  S.  55  ff. 

28)  Freyberg  I.  S.  XX  ff. 

29)  Vgl.  auch  das  Vorwort  der  lauschen  Anzaigung  S.  153. 
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reckt  im  1518  J.  aufgericU  (fol.)  *®).  Die  Vorrede  sagt,  es  sei 
in  der  Reformation  das  alte  Landrecht  nur  mit  Zusätzen  ver- 
sehen, erläutert  und  in  bessere  Ordnung  gebracht;  ihre  Beobach- 
tung wird  auch  solchen  Gerichten  empfohlen,  welche  das  alte 
Landrecht  nicht  als  Gesetzbuch  besessen  hätten. 

Die  Reformation,  welche  Privatrecht,  Malefiz  und  Process 
zum  Inhalte  hat,  hält  an  dem  alten  Landrecht  und  den  einhei- 
mischen Grundsätzen  fest;  auch  die  Darstellung  entspricht  dem 
alten  Landrechtsbuch,  indem  keine  allgemeineren  Principien  auf- 
gestellt, sondern  in  casuistischer  Weise  die  einzelnen  Rechtssätze 
lose  an  einander  gereiht  werden;  von  Römischem  Recht  wurde 
nur  wenig  aufgenommen  «.^). 

Den  Beschwerden  über  das  Gerichtswesen  suchte  man  durch 
processualische  Bestimmungen  in  der  Reformation,  welche  theils 
auf  Landesherkommen,  theils  auf  gemeinem  Recht  beruhen,  und 
durch  besondere  Gesetze  abzuhelfen.  Im  Jahre  1520  wurde  eine 
Gerichtsordnung  als  besonderes  Gesetzbuch  publicirt  «2). 

4.  In  Angelegenheiten  der  Polizei  waren  schon  seit  der 
Mitte  ctes  fünfzehnten  Jahrhunderts  zahlreiche  Landgebote  erlassen, 
welche  zum  TBeil  über  dieselben  Gegenstände,  wie  die  Reichp- 
gesetze  handelten.  Im  Jahre  1516  wurde:  das  Buech  der  ge- 
meinen landpot.  landsordnung««)  aufgerichtet,  1517  publi- 
cirt  und  nach  einer  Revision  von  Neuem  1520  verkündet  (Mün- 
chen 1520.  fol.).  Da  die  Städte  durch  die  Landesordnung  ihre 
Statuten  und  Gebräuche  gefährdet  glaubten,  wurden  zum  Zweck 
der  Revision  Commissäre  in  die  Städte  abgeordnet,  um  die  Ver- 
hältnisse an  Ort  und  Stelle  kennen  zu  lernen.  Der  Entwurf 
wurde  1542  und  darauf  nach  neuen  Verhandlungen  die  Landes- 
ordnung im  Jahre  1553  gedruckt:  Bairische  Landtsordnung 
(Ingoist.  1553.  fol.),  welche  sehr  viel  ausführlicher  als  die  frühere 
ist  **).     Sie  zerfällt  in  6  Bücher  mit  einzelnen  Titeln  und  Arti- 


30)  Neue  Ausgabe:  München  1588. 

31)  Vgl.  Gerber  Princip  des  deutschen  Privatrechts  S.  176-178.  Ich 
kann  es  daher  auch  nicht  billigen ,  wenn  Franklin  S.  27  diese  Beformatiou 
als  eine  im  Sinn  und  Geist  des  römischen  Rechts  erfolgte  bezeichnet. 

32)  Neue  Ausgabe:  s.  L  1588  fol. 

33)  Panzer  I.  S.  390  f. 

34)  Vgl.  Freyberg  I.  S.  XXIV  ff.  —Ohne  das  Register  196  Polioblätt^r. 
—  Neue  Ausgabe  München  1598  fol. 
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kein  und  hat  einen  sehr  weit  umfassenden,  auf  die  yerschiedenen 
Rechtsgebiete  sich  erstreckenden  Inhalt,  welcher  sich  oft  reichs- 
gesetzlichen Vorschriften  anschliesst.  Das  erste  Buch  enthält 
Karl's  V.  Augsburger  Landfrieden  von  1548,  das  zweite  handelt 
von  Gerichtswesen  und  Kirchengütern,  das  dritte  Buch  von  Vor- 
mundschaft, Gewährschaft,  Retract,  Wucher,  Getreidehandel,  Kauf- 
geschäften, Bauergütern,  das  vierte  von  Schenkwirthschaften, 
Schmausen  bei  Familienfeierlichkeiten,  Schulen,  Apotheken,  Legi- 
timation und  unehelicher  Beiwohnüng  u.  s.  w. ,  das  fünfte  von 
Handwerkern,  Tagelöhnern  und  Gesinde,  das  sechste  Buch  von 
Juden,  Landsknechten,  Zigeunern,  Spielleuten,  Bettlern,  Waffen- 
tragen, Gotteslästerung,  Zutrinken,  Spiel,  Strassenraub  und  dem 
Verfahren  mit  Verbrechern,  insbesondere  der  peinlichen  Frage. 

Schon  1557  erfolgte  eine  DeclarcUion  unnd  erleuUerung  etlicher 
inn  Jüngst  Bayrischer  auffgerichter  (!)  Fdiccyordnung  begriffner 
Articid  im  1557  Jar  aussgangen  (s.  1.  et  a.)  und  eine  weitere 
Erklärung  im  Jahre  1578. 

5.  Unter  Maximilian  L  wurden  seit  1605  Berathungen  über 
eine  umfassende  Legislation  gepflogen,  deren  Resultat  war: 
Landrecht,  Policey:  Gerichts-  Malefitz-  u.  andere 
Ordnungen.  Der  Fürstenthumben  Obern  u.  Nidern 
Bayrn.  München  1616.  fol.,  eigentlich  9  verschiedene  Gesetze 
deren  jedes  seinen  besonderen  Titel  hat  **) :  1)  summarischer  Pro- 
cess,  2)  Gandt-Process  (mit  der  Jahrzahi  1614),  3)  Gerichtsord- 
nung (1614)  in  13  Titeln,  zum  grossen  Theile  aus  der  Gerichts- 
ordnung von  1520  entlehnt,  4)  das  Landrecht;  es  besteht  unter 
Ausscheidung  der  strafrechtlichen  und  processualischen  Bestim- 
mungen in  einer  Ueberarbeitung  und  systematischen  Anordnung 
des  Landrechts  von  1518  ^®).  Auch  hier  wird  noch  das  einhei- 
mische Eecht  geschont  und  nur  in  einzelnen  Beziehungen  neues 
Römisches  Recht  aufgenommen  *').  Die  Titel  XLV— XLVIII  be- 
ziehen sich  auf  das  Strafrecht:  Friedbruch,  Injurien,  Raufen, - 
Heimsuchung,  Schlagen,  Wunden.  Der  letzte,  49.  Titel,  von  An- 
wendung dieses  Gesetzbuchs, bestimmt  in  art.  4,  dass  in  subsidium 


35)  Doch  werden  die  Seiten  (828  Folioseiten,  fortlaufend  gezahlt,  vgl.  auch 
Wächter  gem.  Becht  S.  48  «F.,  Gengier  41  ff. 

36)  Vgl.  Gen  gier  S.  42  f. 

37)  So  bei  der  väterlichen  Gewalt  (III.  1),  Laesio  enormis  (VIL),  Dienst- 
barkeiten  (XXVL),  am  meisten  im  Erbrecht  (XXXIV  ff.). 
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zu  erkennen  sei :  nach  at^ssweisung  gemainer  geschribnen  Geidlichen 
u.  WeUlichen  Reckten.  —  5)  Die  Erklärung  der  Landesfreiheit,  in 
wörtlichem  Abdruck  der  Erklärung  von  1553.  —  6)  Eine  sehr 
ausführliche  Landes-  und  Polizeiordnung  auf  Grundlage  von  der 
von  1553,  in  5  Büchern,  7)  eine  Forstordnung,  8)  eine  Jagdord- 
nung, 9)  eine  Malefizprocessordnung  *®). 

n.    Franken«»). 

In  dem  Herzogthume  Franken,  d.  h.  dem  Würzburger  Bis- 
thum,  waren  bereits  im  fünfzehnten  Jahrhundert  Ordnungen 
für  das  kaiserliche  Landgericht  erlassen.  Die  älteste  durch 
den  Druck  bekannt  gewordene  ist  des  Bischof  Laurentius  von 
Bibra:  Newe  Reformation  des  Landgerichts  des  Hereogthums  eu 
Francken  vom  Jahre  1512,  welche  sich  besonders  auf  den  Pro- 
cess  bezieht*®).  Im  Jahre  1536  arbeitete  der  Canonicus  Daniel 
Stieber,  welcher  dem  Landgericht  präsidirte,  ein  Promemoria 
über  die  Mängel  des  Gerichtswesens  aus*Oi  ^^^  ^^^  dXi&n.  Ge- 
richtsbüchern möge  man  den  Landgebrauch,  besonders,  wie  er 
in  Judiciis  contradictoriis  erhalten,  redigiren,  in  den  Druck  geben 
und  von  den  Räthen,  Urtheilern  und  Jedermann  beobachten  lassen, 
damit  nicht  die  in  den  Untergerichten  gefundenen  Urtheile  in  den 
Obergerichten  nach  dem  gemeinen  Recht  reformirt  würden.  Dem- 
gemäss  übertrug  Bischof  Conrad  v.  Thüngen  dem  Magister  Lau- 
rentius Friesen,  seinem  Consiliarius,  die  Sammlung  der  Gewohn- 
heiten. Unter  theilweiser  Berücksichtigung  der  fremden  Rechte 
arbeitete  er  einen  Entwurf  in  102  Paragraphen  aus:  Üngevehr' 
liehe  Antmigung  der  Menget  u.  Gebrechen  des  lobt  aUen  Landge- 
richts des  Herjsogthumbs  eu  Francken,  wie  durch  des  Hochwürdigen 
....  Herrn  Conraden  Bischoffen  eu  Wirteburg  u.  Hereogen  eu 
Francken  newe  Reformation  hineulegen  u.  eu  bessern  **).    Derselbe 


38)  Abdrücke  aas  den  provinziellen  und  statatarischen  Qnellen  Baiems 
enthält. F.  0.  Arnold  Beiträge  zum  teutschen  Privatrechte  I.  IL  Ansb. 
1840-42. 

39)  Sehn  ei  dt  de  fontibus  juris  Franconici  moderni,  in  seinem  Thesaurus 
jur.  Franc.  I.  1.  1787.  p.  1-48. 

40)  Die  Land-  und  Gerichtsordnung  des  Stifts  Wirtzburg  und  Herzogthums 
Franken  von  1548,  in  24  Bubriken,  bezieht  sich  auf  Verfassung,  Steuern  und 
Polizei,  Sehn  ei  dt  p.  38  seqq. 

41)  Schneidt  p.  12,  51,  99  seqq.;  vgl.  auch  oben  S.  102.  N.  72. 

42)  Schneidt  p.  14  seqq.  Abgedruckt  bei  Senokenberg  von  der 
kaiserl.  Gerichtsbarkeit,  Appendix  p.  33  ff.  und  in  Sohneidt's  thesanrns  L 
p.  94-192. 
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verbreitet  sich  über  Process,  Vormundschaft,  Vermächtniss,  Noth- 
erbenrecht, eheliches  Güterrecht,  Intestaterbrecht,  Mannlehen  und 
Zinslehen,  Einkindschaft,  Possessorium,  geraubtes  Gut,  Bürgschaft, 
Gewährschaft. 

In  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  verfasste  darauf 
der  Secretär  des  Landgerichts  Nicolaus  Diemer  eine  Sammlung 
der  Gewohnheiten  im  Auftrage  des  Bischofs  Melchior  v.  Zobel  *3) ; 
im  Jahre  1557  übergab  er  sie  nach  nochmaliger  Revision**). 
Nach  12  Jahren  verlangte  Bischof  Friedrich  von  Diemer  und  dem 
Vicelandschreiber  die  Durchsicht  der  Sammlung  von  Friesen  und 
eine  Erklärung  darüber,  wie  dieselbe  zu  ihrer  praktischen  Erfah- 
rung stimme**);  in  ihrer  Relation  von  demselben  Jahre  (1569) 
machten  sie  Mittheilung  über  eine  Reihe  von  Punkten  *<^). 

Aus  allen  diesen  Vorarbeiten  ging  die  im  Jahre  1570  publi- 
cirte  Landgerichtsordnung  hervor,  welche  in  ihren  32  Abschnitten 
wesentlich  fränkisches  Recht  enthält, ,  und  im  ersten  Artikel  be- 
stimmt, dass  wieder  die  eilte  Landsbräiwh  ....  das  gemein  ge^ 
schrieben  Becht  nicht  Statt  habe  *').  Sie  wurde  vermehrt  und  zu 
der  Gerichtsordnung  des  Bischofs  Julius  vom  Jahre  1580  umge- 
arbeitet. In  der  Bestätigung  derselben  durch  Kaiser  Rudolf  II. 
heisst  es,  das  Landgericht  habe  einen  sonderlichen  Landes-Ge- 
brauch  in  einzelnen  Artikeln  hergebracht,  welcher  den  gemeinen 
Rechten  allerdings  nicht  gleichförmig,  aber  seit  vielen  Jahren  so 
in  Uebung  gewesen  sei  *®).  . 

Diese  Ordnung  ist  theilweise  die  Quelle  für  die  folgende 
Landgerichtsordnung  von  1618  geworden,  welche  aber  auch  viele 
Aenderungen  in  den  Bestimmungen  selbst  und  in  der  Reihenfolge 
vornimmt  und  das  fränkische  Recht  mit  dem  römischen  verbin- 
det*®): Des  Hochlöblichen  Stifts  Wi/rtzburg  u.  Hermgthums  eu 
Franken  Kay  serliche  Landgerichts  Ordnung,  amh  sonderbare  Ge- 
brät4ch  u.  Herkommen,  wie  es  in  gedachtem  Stift  u.  Herzogthum  in 


43)  Bei  Öohneidt  L  p.  195—224. 

44)  Bei  Schneidt  I.  p.  225-267. 

45)  Vgl.  Schneidt  I.  p.  268  f. 

46)  Bei  Schneidt  I.  p.  269—284. 

47)  Vgl.  Schneidt  I.  31. 

48)  Schneidt  L  5,  53. 

49)  In  der  Ordnung  selbst  findet  sich  keine  Erwähnung  der  Bestätigung; 
vgl.  aber  Schneidt  I.  p.  4  seq. 
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LandgericMsfäUenj  als  mit  Erbschafften,  Vormundschaßen,  Ehebe- 
thedigung,  Vermächtnussen,  Einkindschaften,  sowohl  atich  dem  ge- 
richtlichen Process,  dieser  u.  aller  andern  Landgerichts  Sachen,  bis- 
hero  u.  ins  künftig  eu  halten  *<>). 

Sie  zerfällt  in  drei  Theile,  deren  erster  von  den  Gerichts- 
personen handelt;  in  Verbindung  damit  Werden  viele  processuali* 
sehe  Grundsätze  erörtert  und  die  Eidesformulare  für  die  Beamten 
und  für  sonstige  Anwendungsfälle  angegeben.  Dieser  erste  Theil 
ist  aiis  alten  Privilegien,  dem  alten  Process  und  der  fränkischen  Re- 
formation von  1512  geschöpft.  Der  zweite  Theil  hat  den  Process  in 
erster  und  zweiter  Instanz  zum  Gegenstande  und  die  ßeichs-Eam- 
mergerichtsordnung  von  1555  zur  Quelle.  Der  dritte  umfangreichste 
Theil,  darinnen  fürnendich  das  Landrecht  u.  übliche  Gewohnheiten 
gedachten  Siiffts  u,  Hertzogthums,  auch  wo  dasselbe  mit  den  gemei- 
nen geschriebenen  Hechten  einschlägt  oder  von  densHbigen  abweichet, 
gehandlet  tvird,  behandelt  mit  Aufnahme  römischer  Sätze  die  Vor- 
mundschaft, Erbrecht,  Eherecht,  Einkindschaft.  Worüber  die 
Landgerichtsordnung  nichts  enthält,  das  soll  nach  gemeinem 
Recht  entschieden  werden  (III.  122.  §.  3).  Vieles  ist  aus  der 
Nürnberger  Reformation  genommen  ^*). 


§.  84.    Sacbsen,  Hesseo,  Nassaa,  Erbaeh  und  Solms. 

I.     Sachsen  ^). 

In  dem  Kurfurstenthum  Sachsen  hatte  sich  auf  der  Grund- 
lage des  Sachsenspiegels  ein  in  seinen  Grundzügen  ziemlich  gleich- 
massiges  Recht  entwickelt,  und  nur  im  Erbrecht  und  ehelichen 
Güterrecht  fanden  auch  hier,  wie  überall,  manche   statutarische 


50)  Von  Neuem  gedreckt  1733  niid'1776  fol.  —  Auch  in  Ludolf  col- 
leotio  siatntornm  1734.  4  p.  1 — 302.  —  In  der  Vorrede  sagt  Bischof  Qotfried 
Yon  Aschhausen,  seine  beiden  Vorgänger  hätten  sich  mit  der  Bedaction  der 
zweifelhaften  Gewohnheiten  des  Herzogthnms  beschäftigt;  sein  unmittelbarer 
Vorgänger  sei  vor  der  Publication  durch  den  Tod  überrascht  worden.  — 
Schon  im  J.  1611  schrieb  Wehner  an  Goldast  (Epp.  ad  Goldastum  1688.  4. 
p.  467),  dass  ihre  Publication  bevorstehe. 

51)  Vgl  oben  S.  306.  N.  38. 

1)  Vgl.  besonders  Schletter  die  Constitutionen  Kurfürst  Augustes  von 
Sachsen,  Leipzig  1857.  —  Ueber  die  sächsischen  Gerichtsordnungen  vgl.  oben 
S.  262.  N.  23  ff. 

Deatsche  Reehtsges.chichte  I.    2.  24 
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Yerschiedenheiten  Statt.  Neben  dem  sächsichen  Becht,  welches 
allgemein  als  subsidiäres  Recht  über  den  statutarischen  Rechten 
galt,  hatte  auch  das  römische  Recht  Eingang  gefunden  und 
war  schon  durch  die  Oberhöfgerichtsordnung  von  1488')  als 
weiteres  subsidiäres  Recht  anerkannt  worden.  Im  fünfzehnten 
Jahrhundert  waren  mehrere  Gerichtsordnungen  und  Landesord- 
nungen erlassen  •).  In  der  Landesordnung  der  Herzöge  Ernst 
und  Albrecht  von  1482  *)  waren  Bestimmungen  über  Münze,  Ge- 
sinde, Handwerker,  Luxus,  Gewerbe  u.  s.  w.  getroffen.  Die  Lan- 
desordnung des  Herzogs  Moritz  von  Sachsen  von  1543  *)  handelt 
über  die  Schulen  zu  Meissen,  Merseburg,  Pforte,,  die  Universität 
zu  Leipzig  und  noch  über  andere  Dinge,  wie  Eherecht,  Gast- 
häuser, Gesinde,  Handwerker.  Es  folgten  manche  Ausschreiben 
über  Polizei,  Steuern  u.  s.  w. ,  aber  das  Privatrecht  blieb  unbe- 
rücksichtigt und  seine  Ausbildung  der  Praxis  der  Obergerichte, 
besonders  der  Schöffenstühle  und  Juristenfacultäten  überlassen. 

Die  Subsidiarität  des  römischen  und  des-  sächsischen  Rechts 
erzeugte  bald  zahlreiche  Gontroversen,  indem  Zweifel  entstanden, 
welche  von  den  über  dem  römischen  Recht  ausgebildeten  An- 
sichten die  richtigen  seien,  und  in  wie  weit  die  römischen  Sätze 
auf  die  Institute  des  sächsischen  Rechts  Anwendung  finden  dürf- 
ten. Eine  Benachtheiligung  des  deutschen  Rechts  konnte  leicht 
erfolgen,  da  die  gelehrten  Doctores  in  die  Obergerichte  und 
Schöffenstühle  Eingang  gefunden  hatten  und  Berufungen  nach 
Magdeburg  seit  dem  Jahre  1432  verboten  waren  *).  Um  dieser 
Rechtsunsicherheit  zu  begegnen,  hatte  schon  Melchior  v.  Ossa  ') 


2)  Vgl.  oben  S.  125  f. 

3)  Die  älteste  Landesordnung  von  1446  (in  J.  J.  Maller  Beichs-Tags- 
Theater  IT.  p.  86—95)  bezieht  sich  auf  Thüringen :  Wilhelm  Herzog  zu  Sachsen, 
Landgraf  zu  Thüringen  und  Markgraf  zu  Meissen  giebt  seinem  Lande  Thürin- 
gen mit  seinen  Ständen  dise  hienach  geschribene  üsssecee,  Regierung  u,  Ord- 
nung, über  Sonntagsfeier,  Gerichtswesen,  besonders  Evocationen,  Landfriedens- 
bruch, Luxus,  Spiel,  Arbeiter,  Gesinde  u.  s.  w. 

4)  Cod.  AugusteuB  L  p.  1—12.  Sie  wurde  1482  gedruckt  (vgl.  Panzer 
Annalen  I.  S.  125)  und  scheint  dasjenige  Particularreoht  zu  sein,  welches  zu- 
erst durch  den  Druck  bekannt  gemacht  wurde.  Ein  Exemplar  dieser  Anagabe 
besitzt  auch  die  Breslauer  Bibliothek  (Licunabeln  Nr.  2031). 

5)  Ood-  August.  L  p.  13—24. 

6)  Vgl.  oben  S.  65,  69  ff.,  92  ff. 

7)  S.  455  f.  (vgl.  oben  S.  15.  N.  30). 
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seinem  Kurfürsten  August  im  Jahre  1555  vorgeschlagen,  die  Aemter        • 
und   Untergerichte  durch    zwei  Männer,   einen  Laien  und  einen 
Gelehrten  bereisen  zu  lassen,  um  die  Gebräuche  jedes  Orts  und 
Gerichts  zu  erkunden  und  die  Missbräuche  abzuschaffen. 

Als  sich  auf  dem  Landtage  von  1565  die  Städte  beschwerten, 
dass  von  den  verschiedenen  Schöffenstühlen  im  Lande  sehr  un- 
gleich das  Recht  gesprochen  würde,  und  sie  den  Kurfürsten  er- 
suchten, das  Recht  in  unzweideutiger  Weise  festzusetzen,  ver- 
sprach er  eine  Commission  von  Vertretern  der  Landschaft  und 
von  Juristen  zu  ernennen,  nach  deren  Gutachten  er  Constitu- 
tionen erlassen  wolle.  Die  Hauptabsicht  ging  auf  ein  bestän- 
diges, gleichmässigfes  Recht;  es  sollten  die  Controversen  des 
sächsischen  Rechts  entschieden,  sein  Verhältniss  zum  römischen 
Recht  festgestellt  und  die  Ungleichmässigkeit  im  Rechtsprechen 
der  verschiedenen  Dicasterien  beseitigt  werden  ®).  Im  Jahre 
1570  erklärte  der -Kurfürst,  er  habe  sich  Gutachten  der  Juristen- 
facultäten"  zu  Leipzig  und  Wittenberg  geben  lassen.  Die  Witten- 
berger Facultät  hatte  im  Jahre  1569  oder  1570  ihre  Ansichten 
über  136  Rechtsfragen  übersendet,  die  Casus  Tei^er%  so  genannt 
nach  dem  Ordinarius  der  Facultät,  Michael  Teuber  (gest.  1586), 
welcher  an  ihrer  Abfassung  den  grössten  Antheil  hatte.  Die 
Leipziger  hatten  sich  zunächst  nur  über  neun  Controversen  ge- 
äussert, die  sogenannten  Casus  ThomingiL  Thoming  war  Ordi- 
narius der  Facultät  und  starb  1576.  Die  Leipziger  Facultät 
hatte  sich  auf  solche  Rechtsfragen  beschränkt,  in  Betreff  deren 
andere  Gerichte  und  Schöffenstühle  anders  entschieden;  bald 
darauf  schickten  sie  noch  ein  Verzeichniss  von  86  Controversen, 
deren  Entscheidung  an  sich  zweifelhaft  und  durch  ein  Gesetz 
wünschenswerth  sei.  Dasselbe  übersandte  der  Kurfürst  der  Wit- 
tenberger Facultät  zur  Begutachtung.  Das  von  dieser  abgestat- 
tete Gutachten  wird  nach  Matth.  Wesenbeck,  welcher  seit  1569' 
zu  Wittenberg  Professor  war  (gest.  1586),  die  Casus  Wesenbecii 
genannt. 

Darauf  veranstaltete  der  Kurfürst  im  Juli  1571  einen  Con- 
vent  von  Abgeordneten  beider  Facultäten  zu  Leipzig;  indem  hier 
noch  neun  Controversen  hinzukamen,  berieth  man  auf  demselben 


8)  Es  heisst  anch  im  Eingänge  der  Constitutionen,  sie  seien  erlassen  we- 
gen der  Beschwerde,  dass  Hofgerichte,  Juristenfacultäten  und  Schöffenstühle 
ungleich  Becht  sprächen. 

24* 
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über  277  Controversen.  Die  Resultate  dieser  Versammlung  «>) 
wurden  einem  neuen  Convent  zu  Meissen  1572  vorgelegt,  an 
welchem  sich  ausser  den  Mitgliedern  der  Facultäten  auch  die 
kurfürstlichen  Hofräthe  betheiligtea.  Nachdem  man  sich  hier 
geeinigt  und  die  einzelnen  Sätze  redigirt  hatte,  unterbreitete  man 
sie  der  Berathung  zuerst  des  kleinen,  dann  des  grossen  ritter- 
schaftlichen Ausschusses;  die  Städte  wurden  nicht  zugezogen. 
Die  Schluss-Redaction  in  verständlicher,  deutscher  Sprache  und 
die  Eintheilung-  in  IV  partes  erfolgte  durch  Dr.  Georg  Cracau, 
den  kurfürstlichen  Rath.  Am  21.  April  1572  wurden  die  Consti- 
tutionen publicirt  und  in  handschriftlichen  Exemplaren  an  die 
Gerichtshöfe  versendet  ^^). 

Die  Anordnung  in  IV  partes  entspricht  der  Systematisirung 
vieler  Gesetzbücher  diese;"  Zeit:  I.  judicialia,  IL  de  contractibus 
vel  quasi,  HL  de  successionibus  vel  ultimis  voluntatibus  et  in- 
vestitura  feudali,  IV.  criminalia.  Ausser  den  in  diesen  IV  partes 
enthaltenen  wurden  zu  Meissen  auch  noch  neun  sogenannte  con- 
stitutiones  separatae  berathen;  sie  wurden  nicht  in  den 
Druck  aufgenommen,  sondern  nur  handschriftlich  den  Gerichten 
publicirt,  zum  Theil,  weil  sie  Strafmilderungen  enthalten  und 
man  befürchtete,  dass  durch  die  Bekanntmachung  derselben 
der  Hang  zu  Verbrechen  befördert  werden  könnte  '  ^).  Ausserdem 
finden  sich  in  manchen  Handschriften  noch  46  oder  47  consti- 
tutiones  ineditae,  welche  auch  geheim  gehalten  und  nicht 
gedruckt  wurden.  Zum  Theil  hatte  man  sich  über  sie  in  Meissen 
geeinigt,  aber  nicht  die  landesherrliche  Sanction  erhalten  können, 


9)  Sie  sind  der  Entwurf  der  Constitutionen  und  stehen  im  zweiten  Bande 
der  zu  N.  12  anzuführenden  Consultationen. 

10)  Die  Vota  der  Meissener  Versammlung  sind  grossentheils  erhalten. 
Von  den  249  hier  behandelten  Rechtsfragen  wurden  180  dem  Hauptwerke 
einverleibt:  IV  partes  der  editae  constitutiones ;  ausserdem  9  Constitutiones 
separatae  und  39  ineditae;  eine  Frage  wird  durch  Bescript  entschieden.  Für 
29  Fragen  fehlte  es  an  einem  Endergebniss. 

Bd.  princeps  1572;  Schletter  a.  a.  0.  S.  78  zählt  20  officielle  Einzel- 
Ausgaben  auf,  genauere  Nach  Weisungen  theilt  derselbe  noch  mit  in  Nan- 
mann's  Serapeum  XIV.  1853.  S.  177  flF.,  193  f.,  288;  ausserdem  auch  in 
Sammlungen,  z.  B. .  Cod.  Aug.  I.  p.  73 — 132.  Der  correcteste  Abdruck  in 
Haubold's  Handbuch  der  wichtigsten  sächs.  Gesetze.  1800;  neu  heraosg.  Yon 
Schletter  Leipz.  1837. 

11)  Schletter  Constitutionen  S.  86. 
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zum  Theil  war  es  aber  dort  zu  keinem  gemeinsamen  Beschluss 
gekommen.  Da  sie  nicht  publicirt  wurden,  fehlt  es  ihnen  im 
Gegensatz  gegen  die  separatae  an  jeder  verbindenden  Kraft. 

Die  den  Constitutionen  vorhergehenden  genannten  Vorar- 
beiten sind  theils  in  Handschriften,  theils  in  Drucken  enthalten, 
besonders  in  den  mehrmals  herausgegebenen  sogenannten  Con- 
sultätiones  Constitutionum  &axonicarum  '^). 

Kurfürst  August  beabsichtigte  keine  vollständige  Gesetzge- 
bung, sondern  nur  die  Beseitigung  vpn  Zweifeln  und  die  Aus- 
gleichung der  mannigfaltigen  Praxis.  Indessen  wurde  doch  viel 
durch  die  Constitutionen  erreicht,  da  sie  zahlreich  sind  und  ein 
weites  Rechtsgebiet  umfassen.  Aus  den  Quellen  und  Vorarbeiten 
sehen  wir,  mit  welciier  ausserordentlichen  Vorsicht  und  Sorgfalt 
die  einzelnen  Entscheidungen  getroffen  wurden.  Da  man  kein 
neues,  sondern  nur  ein  gewisses  Recht  wollte,  bestätigte  man 
in  durchaus  conservativer  Haltung  die  bestehende  Praxis  da,  wo 
sich  in  den  verschiedenen  Gerichten  in  übereinstimmender  Weise 
eine  constante  Rechtsübung  gebildet  hatte.  Aber  es  war  auch  über 
eine  Anzahl  von  Fragen  zu  beschliessen,  welche  neu  aufgetaucht 
waren  und  auf  welche  der  Sachsenspiegel  keine  Antwort  geben 
konnte ;  hier  bedurfte  es  der  Entscheidung,  wie  auf  sie  die  all- 
gemeinen Grundsätze  des  sächsischen  Rechts  anzuwenden  seien. 
Das  sächsische  Recht,  welches  in  täglicher  Uebung  auf  Grundlage 
des  überall  hoch  gehaltenen  Sachsenspiegels  gehandhabt  wurde, 
zu  vernachlässigen  oder  zu  verdrängen,  konnte  kein  sächsischer 
Gesetzgeber  versuchen  wollen.  Dasselbe  wurde  daher  in  den  Con- 
stitutionen vielfach,  besonders,  wo  dem  römischen  Recht  ein  fest 
ausgeprägtes  Gewohnheitsrecht  entgegenstand,  bestätigt  und  ge- 
nauer »8)  bestimmt.  Aber  wie  es  in  der  Wissenschaft  und  Praxis 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  au  so  vielen  Orten  geschehen  ist, 
und  wie  die  Glosse  des  Sachsenspiegels  *  dazu  schon  den  Anfang 


12)  Schletter  S.  131  ff.;  über  die  Consultationes  besondere  Schletter 
S.  147  ff. 

13)  Z.  B.  n.  16:  Ob  nunwol  solches  (die  Regeln  vom  JOtum  Vellejanum) 
in  gemeinen  beschriebenen  Hechten  also  vcrordnety  so  haben  dennoch  Unsere 
Deputirte  hinwieder  bedacfU,  dass  in  denen  Gerichten  dieser  Land-Art  .... 

solche intercessiones  ....  ohne  einige  Ey des- Leistung  de  consuetudine 

zu  geschehen  pflegen  ,  ,  ,  .  So  wollen  Wir  auch  berührte  Gewohnheit  hiermit 
....  bestätiget  haben. 
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gemacht  hatte,  so  wurden  auch  deutsche  Bestimmungen  in  die 
römische  Form  eingekleidet,  oder  sächsische  Rechtssätze  durch 
das  römische  Recht  verbildet  •*).  In  einzelnen  Fällen,  wo 
Kaiserrecht  und  Sachsenrecht  einander  widerstreiten ,  gab  man 
dem  ersteren,  aber  mit  gutem  Grunde  den  Vorzug,  weil  sich  im 
Laufe  der  Zeit  in  Sachsen  selbst  die  Rechtsansicht  von  den 
Sätzen  des  Sachsenspiegels  *enlfemt  hatte  **).  Man  entschied 
auch  Controversen,  welche  sich  im  gemeinen  Recht  gebildet  hat- 
ten >^),  und  schloss  sich  dabei  gern  "an  die  Ansichten  hoher  Ge- 
richte an  "').  Ueber  das  Verhältniss  des  deutschen  und  römischen 
Rechts  zu  einander  hatten  die  Verfasser  die  irrigen  Ansichten 
ihrer  Zeit  und  waren  geneigt,  das  römische  als  das  allgemein 
geltende  Recht  aufzufassen,  aus  welchem  das  Particularrecht  seine 
Erläuterung  erhalte  '®). 

Nicht  überall  im  Kurfiirstenthum  Sachsen  wurden  die  Con- 
stitutionen mit  gleicher  Bereitwilligkeit  aufgenommen.  Freyberg 
insbesondere  hat  sich  im  Jahre  1572  und  1573  gegen  ihre  Pu- 
blication  daselbst  energisch  gewehrt  i^),  und  das  Städtchen  Saida 
scheint  sich  in  gleicher  Weise  gegen  sie  aufgelehnt  zu  haben  *®). 


14)  Vgl.  Beispiele  bei  Gerber  Prinoip  des  dentscheu  Privatrechts  S. 
184  ff. 

15)  Z.  B.  n.  26,  wo  die  sächsischen  Sätze  Yom  Casus  beim  Pfandrecht 
beseitigt  werden,  weil  solche  Ordnung  nicht  allein  denen  gemeinen  beschric' 
benen  Kayserlichen,  sondern  auch  denen  natürlichen  Bechten  etwas  zuwider 
läufft. 

16)  Z.  B.  n.  9. 

17)  n.  1:  an  die  Opinion  so  an  dem  Kayserl.  Kammer  Gerichte  «.  r/n- 
serrn  Ober  Hof-Gericht  zum  Theü  gehalten. 

18)  Z.  B.  n.  45:  ÄUdieweilen  aber  die  Sächsische  Rechte  hierinne  etwas 
unklar  u,  so  viel  möglich  nach  gemeinen  Bechten  sollen  interpretiret  werden, 
so  haben  n.  s.  w. 

19)  Vgl.  oben  S.  226  f. 

20)  Dies  ergiebt  sich  aus  Schott  Sammlung  zu  den  deutschen  Stadt-  u. 
Landrecbten  III.  S.  108.  —  Auch  sonst  scheint  man  sich  nicht  sogleich  in 
die  Constitutionen  gefunden  zu  haben;  denn  es  wurden  z. «B.  im  J.  1582  die 
Doctoren  des  Leipziger  SchöflFenstuhls  nach  Dresden  entboten,  um  ihnen  vorzu- 
halten, dass  sie  spröde  Urtheile  sprächen  und  die  kurfürstlichen  Constitutionen 
und  Ordnungen  übergingen,  Thomasius  Ahnalen  (Beigabe  zu  Melchior  y. 
Ossa)  1717.  4.  p.  196.  —  Biener  bei  Sc  hie  tt  er  S.  363  macht  darauf  auf- 
merksam, dass  man  die  Städte  bei  den  Berathungen  vielleicht  darum  über- 
ging, weil  man  ihnen  die  Möglichkeit  entziehen  wollte,  sich  ihre  statutarischen 
Bechte  vorzubehalten. 
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Aber  Kurfürst  August  war  nicht  Willens  zu  Gunsten  einzelner 
Städte  Exemtionen  von  seiner  Gesetzgebung  eintreten  zu  lassen, 
und  hat  seine  Gesetze  trotz  allen  Widerstandes  in  seinem  Lande 
allgemein  zur  Geltung  gebracht. 

Die  kursächsischen  Constitutionen  hatten  einen  sehr  grossen 
Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  anderer  Länder  und  wurden  auch 
weit  über  die  Grenzen  des  Kurfurstenthums  hinaus  in  anderen 
sächsischen  Gebieten  als  Gesetz  beobachtet**). 

Im  Jahre  1583  sah  sich  Kurfürst  August  genöthigt,  da  den 
bisherigen  Ordnungen  häufig  nicht  nachgelebt  würde,  in  dem 
Torgauischen  Ausschreiben  22)  eine  Reihe  von  Gesetzen  zu  er- 
lassen, welche  grossentheils  nur  Wiederholungen  der  früheren 
sind  und  Polizei,  Process,  Privatrecht  und  Strafrecht  betreffen. 

Schon  1604  und  1605  wurde  eine  Revision  der  Constitutionen 
und  die  weitere  Entscheidung  zweifelhafter  Fragen  angeregt,  aber 
zunächst  ohne  Erfolg*«).  Erst  um  die  Mitte  des  siebenzehnten 
Jahrhunderts  wurden  neue  Berathungen  gepflogen,  deren  Ergebniss 
die  decisiones  electorales  Saxonicae^von  1661  sind**). 
Auf  dem  Landtage  von  1653  waren  Klagen  über  die  differenten 
Opiniones  der  Rechtsgelehrten  und  die  Unsicherheit  im  Recht- 
sprechen laut  geworden;  man  möge  die  Zweifel  durch  neue  Lan- 
des-Constitutionen  decidiren.  Als  sich  diese  Klagen  1657  wieder- 
holten, forderte  der  Kurfürst  von  den  Facultäten  zu  Leipzig  und 
Wittenberg,  von  den  Leipziger  Schöffen  und  den  Landesgerichten 
Gutachten  über  die  Controversen  ein.  Da  diesem  Verlangen  nur 
langsam  entsprochen  wurde,  drängten  die  Stände  von  Neuem 
und  es  wurde  im  Juli  1660  eine  Conferenz  zu  Dresden  gehalten, 
um  die  Streitfragen  zu  erledigen**).  Die  Beschlüsse  der  Confe- 
renz, in  welcher  die  Leipziger  Schöffen  sich  besonders  auf  Bened. 


21)  Vgl.  Kori  in  Elwers  Themis  I.  S.  333  flf.,  Heimbach  säohs.  Pri- 
vatrecht.§.  22. N.  2,  §.  56.  N.  3—12,  Sachsse  Handbuch  §.  111  flF.,  Weiske 
Quellen  des  gem.  sächs.  Hechts  S.  VIU.  —  Gesetzesstellen  über  ihre  prak- 
tische Bedeutung  bei  Emminghaus  Pandecten  des  gem.  sächs.  Rechts  S.  8. 

22)  Cod.  August.  I.  p.  137—161. 

23)  Vgl'Schletter  S.  346-348. 

24)  Cod.  August.  I.  p.  293-340,  Weiske  Quellen  S.  179—235.  —  lieber 
ihre  Geschichte  vgl.  Gottschalk  Analecta  juris  Saxonici,  civilis  et  eccle- 
siastici  1804.  p.  24-36. 

25)  Die  Mitglieder,  zehn  an  der  Zahl,  nennt  Gottschalk  S.  29.  Den 
grössten  Einfluss  hatte  Niool.  Pfretschner  und  Burch.  Berlich. 
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Carpzov's  Schriften  beriefen,  wurden  in  demselben  Jahre  den 
Ständen  vorgelegt  und  nach  einzelnen  Abänderungen  und  der 
Aufnahme  von  Decisionen  über  bisher  noch  nicht  erörterte  Fra- 
gen vom  Kurfürsten  genehmigt  und  1661  publicirt.  Es  sind  91, 
den  Constitutionen  entsprechend  geordnete  Nummern,  welche 
gleichfalls  Process,  Privatrecht  und  einzelne  Gegenstände  des  öffent- 
lichen Rechts  betreffen. 

Von  sächsischen  Quellen  sind  ferner  hervorzuheben  die  so- 
genannte Erledigung  der  Landesgebrechen  von  1661  '^^),  welche 
theils  generelle,  theils  specielle  Verordnungen  enthält  in  Kirchenr-y 
Consistoriai'y  Justitz-,  Policey-,  Menth-,  Gammer-  w.  andern  Sachen, 
und  die  40  neuen  Decisionen  vom  Jahre  1746  ^'). 

IL     Hessen. 

In  Hessen  kam  es  zu  keiner  ausführlichen  Codification,  son- 
dern nur  zu  einzelnen  Gesetzen.  Erwähnt  wurden  bereits  die 
Gerichtsordnungen  von  1455,  1497  und  1500  und  die  Halsgerichts- 
ordnung von  1535^®);  weiter  sind  hervorzuheben  die  Hessische 
Eeformation  und  Hofgerichtsordnung  von  1524  (nicht  erst  1527)*^), 
eine  Polizeiordnung  von  1526  «o),  Reformation,  Gesetze  und  Sta- 
tuta von  1534,  welche  sich  bes.onders  auf  Gewerbe  beziehen  «*). 
Mehrmals  sprach  die  Regierung  die  Absicht  aus,  ein  Landrecht 
auf  Grund  des  Landbrauchs  zu  erlassen,  welcher  vorher  zu  sam- 
meln sei  ^'^).  Es  erliess  daher  im  Jahre  1572  Ludwig  von  Ober- 
hessen die  Aufforderung  an  alle  Städte,  den  Stadt-  und  Land- 
brauch zu  verzeichnen;  aus  den  eingesandten  Aufzeichnungen 
wurde  dann  ein  Auszug  angefertigt®*).     Indessen  wurden  weder 


26)  Cod.  August.  I.  p.  195-294. 

27)  Vgl.  über  dieselben  Gottschalk  Anal^ota  p.  37  seqq.,  und  Hau- 
bold §.  23. 

28)  Vgl.  oben  S.  260,  131,  253. 

29)  Säur  fasc.  VIII.  p.  22  seqq.  ScLmincke  Monumenta Hassiaca  IV. 
p.  385  ff.  und  Kleinschmid  Samml.  Hess.  Landesordnungen  I.  S.  4D  ff. 

30)  Schmincke  IV.  p.  415  ff.,  Kleinschmid  I.  S.  49  ff. 

31)  Schmincke  III.  S.  117  ff.,  Kleinschmid  I.  S.  61  ff. 

32)  Vgl.  Kopp  Hessische  Gerichte  I.  S.  84  ff.,  Roth  Kurhess.  Privatr. 
I.  S.  48  ff.  —  Vgl.  auch  oben  S.  208.  N.  5. 

33)  Gedruckt  bei  Senckenberg  Selecta  HI.  S.  265—300:  nach  einer 
Beihe  von  Fragen,  über  welche  die  Regierung  Auskunft  verlangt,  folgt  S. 
271  ff.  Summarischer  Amzug  der  Statt  u.  Landes  Gewohnheiten,  wie  es  im 
Ober  Fürstenthum  Hessen  u.  zugehörigen  Landschafften  in  ehlichen  ErhfäXten, 
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diese  noch  andere  Arbeiten  zu  Ende  gefuhrt.  Auch  später  be- 
schränkte man  sich  darauf,  Verordnungen  für  die  einzelnen  Fra- 
gen ergehen  zu  lassen. 

Für  seine  obere  Grafschaft  Catzenelnbogen  liess 
Georg  L  (1567—1596),  Landgraf  von  Hessen  -  Darmstadt ,  von 
seinem  Kanzler  Job,  Kleinschmid  s*)  eine  Landesordnung  ver- 
fassen, welche  im  Jahre  1591  handschriftlich  publicirt  und  erst 
1779  gedruckt  wurde  »*).  Sie  zerfällt  in  vier  Theile,  resp.  in  drei 
Theile,  denen  ein  Landrecht  angehängt  ist:  L  eine  christliche 
Policeyordnung ;  IL  von  Contracten  «o)^  über  Darlehen,  Wucher, 
Kaufgeschäfte,  Abtrieb,  Bürgschaft,  Pfandrecht,'  Concurs,  Arrest, 
Schuldprocess ;  IIL  von  Viäwüien,  nothwendigen  Handwerken, 
Taglöhnern'  w.  Dienstboten,  IV.  Angehängt  ist  ohne  Bezeichnung 
als  vierter  Theil  das  Landrecht  der  Obergrafschaft  Katzendnbogen, 
mit  einem  besonderen  Vorwort:  der  ungeschriebene  Landbrauch 
sei  oft  in  Zweifel  gezogen  und  verschieden  beurtheilt  worden; 
daher  habe  der  Landgraf  ihn  besonders  für  Testamente  und  Erb- 
recht redigiren  und  eine  Vormundschaftsordnung  anfügen  lassen. 
Es  bezieht  sich  dieser  Theil  auf  Eherecht,  Einkindschaft,  Erb- 
recht, Vormundschaft  und  Inventarisirung.  Unzweifelhaft  ist 
hier  die  kurze  Zeit  vorher  erschienene  Solmser  Landesordnung 
benützt. 

m.    Nassau««»). 

Da  Graf  Johann  der  ältere  von  Nassau  in  seinem  Testament 
vom  Jahre  1597  verordnet  hatte,  dass  seine  Söhne  eine  Gerichts-,» 


Uffrichtungen,  Uinkindschafft  u,  Neherkauff  oder  Ähirieh  gehalten  werde;  der 
Bericht  nimmt  auf  die  verschiedenen  Statutarrechte  Bucksicht. 

34)  1536—1587;  vgl.  über  ihn  Strieder  Grundlage  z.  einer  hess.  öel.- 
nnd  Schrift8t.-aeschichte.  VE.  1787.  S.  143  ff. 

35)  In  V.  Selchow'Magaz.  f.  d.  teutschen  Rechte  und  Gesch.  I.  2.  1779. 
S.  475—684;  ausserdem  Darmstadt  1795.  —  Ueber  ihre  Gültigkeit  vgl.  Zan- 
gen Prakt.  Bemerkungen  z.  d.  Lehre  v.  Abtriebsrechte.  1800.  S.  20  ff. 

36)  Uebrigens  braucht  die  Quelle  die  Namen  Landrecht  und  Landesord- 
nung promiscue.  In  der  Vorrede  nennt  der  Landgraf  sein  Gesetz  Landes- 
Ordnung;  der  zweite  Theil  fuhrt  die  Ueberschrift :  Das  ander  Theü  des 
Fürstl  Hessischen  Landrechts.    Von  den  Contracten. 

36a)  Schon  im  Jahre  1535  war  eine  Nassauische  Gerichtsordnung,  mit 
einzelnen  privatrechtlichen  Titehi,  erlassen  worden  (Worms  1535.  fol.  13  Blät- 
ter) von  Wilhelm,  Graf  zu  Nassau,  Katzenelnbogen  und  Dietz,  Ludwig,  Graf 
zu  Nassau  und  Saarbrücken  und  Philipp,  Graf  zu  Nassau,  Herr  zu  Wissbaden 
und  va  Itzstein. 
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Landes-  und  PolizBiordnung  erlassen  sollten,  vereinigten  sie  sich 
im  Jiahre  1607  darüber  und  erliessen  im  Jahre  1615  eine  Polizei- 
ordnung und  1616  eine  Gerichts-  und  Landesordnung*').  Das 
Publicationspatent  der  letzteren  giebt  als  Motiv  für  die  Gesetz- 
gebung an,  dass  mit  ÄtiffricUung  der  Testamenten^  Donation  u. 
Übergi/ften  hiss  anhero  fast  ohnförmiich  umbgangen  und  die  Er- 
kenntnisse erster  Instanz  in  Appellatorio  oft  abgeändert  worden 
seien.  Alle  in  dem  Gesetzbuch  nicht  enthaltenen  Gewohnheiten 
sollen  abgethan  sein,  als  welche  mehrentheüs  difformes,  jsum  theil 
ai4ch  aller  Vemtmfft  u.  BiUichkeit  jsfumder  gewesen.  In  subsidium 
solle  nach  dem  römischen  Recht  entschieden  werden. 

Die  Landesordnung  zerfällt  in  sechs  Theile  (Contracte,  Ehe- 
recht, Testamente,  Intestaterbrecht,  Vormundschaft,  Verjährung, 
Dienstboten,  Verträge),  welche  das  Privatrecht  im  Wesentlichen 
nach  den  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  regeln. 

IV.    Erbach»8). 

Die  erste  Rechtsaufzejchnung  in  der  Grafschaft  Erbach  und 
Herrschaft  Breuberg,  einem  kleinen  im  Odenwalde  belegenen 
Territorium,  welches  jetzt  zu  Hessen-Darmstadt  gehört,  sind  die 
Statuta  undt  Ordnung  der  Herschaft  Erpach,  durch  die  WölgAor" 
nen  Hern,  Schenk  Eierhardm  u.  Hern  Schenk  VäMn,  leide  Hern 
0U  Erpach  f  Gevettem,  Unsere  gnedige  Hern.  Anno  1520  uffge- 
rieht  ***),  in  zehn  Artikeln,  welche  sich  beziehen  auf  Injurien,  Re- 
tract,  Schuldprocess,  Eid,  Eherecht,  Haingerichte,  Fürsprechen, 
►  Vorladung,  gerichtliche  Prüfung  der  Urkunden.  Die  Landesherren 
behalten  sich  vor,  diese  Statuten  nach  ihrem  Gefallen  zu  mehren, 
mindern,  ändern,  bessern  und  abzuthun. . 

Im  Jahre  1552  wurde  eine  Landesordnung  oder  Landrecht 
publicirt  ♦®) ,  welches  seit  dem  dreissigjährigen  Kriege  ausser 
Uebung  kam.    Es  zerfällt  in  mehrere  Theile:    1)  eine  Landt  u. 


37)  Beide  erschienen  Herbom  1615,  resp.  1616.  fol.  Von  Neuem  gedmckt 
auf  landesherrlichen  Befehl  Wetzlar  1711.  fol.,  dann  unter  Weglassung  der  Po- 
lizei- und  Gerichtsordnung  in  v.  d.  Nahm  er' s  Handb.  des  rhein.  Partie- 
Rechts  I.  S.  115-319.  Vgl.  über  sie  v.  Selchow  §.  105b,  v.Kampta  Pro- 
vinzialrechte  III.  8.  352  ff.,  v.  d.  Nahm  er  I.  S.  XLV. 

38)  Das  Landrecht  oder  eigenthümliche  Rechte  und  Sitten  der  Grafschaft 
Erbach  und  Herrschaft  Breuberg  im  Odenwalde.  Gesammelt,  geordnet  und 
erläutert  von  F.  K.  H.  Beck  und  Ohr.  Lautereji.  Darmstadt  1824.  8. 

39)  Bei  Beck  und  Lauteren  S.  51--71. 

40)  Ehlendaselbst  S.  73-141. 
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ZentgerichtS'Ordtnung  in  14  Titeln,  welche  von  der  Besetzung  und 
der  in  alterthümlicher  Form  abzuhaltenden  Hegung  des  Zent- 
gerichts  und  von  dem  Rügeverfahren  handelt  *  >) ;  2)  eine  üw- 
dergericMsordnung  in  30  Titeln,  welche,  mit  theilweiser  Benützung 
der  Statuten  von  1520,  Gerichtswesen,  Privatrecht  und  Po- 
lizei betrifft.  Für  das  Erbrecht  wird  (tit.  22.  §.  2),  um  einem 
Zweifel  zu  begegnen,  verwieg  der  Reckten  verordnet,  dass  Halb- 
geschwister erst  nach  den  vollen  Geschwistern  und  deren  Kindern 
erben;  3)  eine  kurze  Heingerichtsordnung;  4)  eine  Hofgerichts- 
ordnung; während  die  übrigen  Theile  das  römische  Recht  wenig 
benützen,  nimmt  sie  öfter  auf  die  kaiserlichen  Hechte  Bezug. 

V.     Solms. 

Die  Gfafen  zu  Solms  und  Herren  zu  Mintzenberg  und  Son- 
nenwald beauftragten  den  Frankfurter  Syndicus  Dr.  Fichard**) 
mit  der  Ausarbeitung  eines  Gesetzbuchs  fiir  ihr  Territorium;  die 
von  ihm  verfasste  Gerichts-  und  Landesordnung  wurde  im  Jahre 
1571  publicirt  *5).    Eine  Mitwirkung  der  Stände  oder  des  Volks 


41)  Ausserdem  über  das  Eichen  und  den  Eicherlohn. 

42)  Ueber  ihn  vgl.  oben  S.  41  f.  —  Koch  führt  bei  Walch  Beiträge 
DI.  S.  341  f.  aus  archivalischen  Studien  an,  dass  Joh.  Fichard  dem  Hause 
Sohns  als  Consulent  diente,  und  auch  dadurch  genauer  bekannt  war,  dass  sein 
Bruder  Caspar  Fichard  zwei  Grafen  Solms  auf  ihren  Beisen  begleitet  hatte. 
Derselbe  theilt  auch  S.  342  mit,  dass  der  Entwurf  Fichard's  von  drei  Sohn«- 
sischen  Bäthen  zu  Frankfurt  revidirt  wurde  und  der  Verfasser  für  seine  Mühe 
150  Gulden  Honorar  erhielt. 

43)  Ueber  die  Ausgaben  ygl.  Walch  IL  S.  345  ff.,  Both  Kurhess.  Pri- 
vatrecht S.  56.  N.  1.  Editio  princeps  Frankf.  1571.  fol.  (über  dieselbe 
Walch  Beitr.  IL  S.  345  f.,  Wächter  gem.  Becht  S.  45.  N.  46,  y.  d.  Nah- 
mer I.  S.  XXXIX  ff.).  —  Fichard  selbst  erzählt  (Senckenberg  Seleota  I. 
p.  586),  er  habe  die  Ordnung  im  J.  1570  verfasst;  sie  sei  1571  zu  Frankfurt 
verlegt  worden.  Indessen  sei  diese  Ausgabe  so  bald  vergriffen  gewesen, 
dass  der  Drucker  eine  zweite  habe  erscheinen  lassen.  Da  Fichard  schon  1581 
starb,  so'  kann  er  nicht  die  Ausgabe  von  1599  meinen;  es  scheint  also  noch 
eine  Ausgabe  von  1571  oder  1572  existirt  zu  haben,  von  welcher  ich  in  der 
Literatur  keine  Nachricht  finde.  —  Zweite  Ausgabe  Lieh.  1599.  fol.  (sie  soll 
nach  der  Vorrede  des  Verlegers  zur  dritten  Ausgabe  sehr  corrupt  und  man- 
gelhaft sein).  —  Frankfurt  1612.  fol.  (von  mir  benützt).  —  Prankfurt  1688.  8. 
—  Frankfurt  1716.  8.  —  Wetzlar  1773.  8.  —  Hanau  1840.  8.  (Die  beiden 
letzten  Ausgaben  modernisiren  die  Sprache  und  entstellen  den  Text  durch 
Druckfehler;  vgl.  Fuchs  in  d.  Zeitschr.  f.  deutsches  Becht  XIX.  S.  301,  Anm. 
10.)  —  Nur  die  editio  princeps  ist  eine  officielle  Ausgabe.  —  Der  erste  Theil, 
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wird  nicht  erwähnt;  es  geht  das  Gesetz  allein  ymi  dem  Landes- 
herrn aus,  als  der  von  Gott  gesetzten  ordentlichen  Obrigkeit. 

Ueber  ihre  Tendenz  bei  dieser  Gesetzgebung  sprechen  sich 
die  Grafen  ausführlich  in  dem  Publicationspatent  von  1571  aus: 
es  gebe  allerdings  ein  gemeines  beschriebenes  Kaiserrecht  und 
man  würde  es  gern  sehen,  wenn  demselben  überall  nachgegangen 
würde.  Indessen  sei  dies  Kaiserrecht  weitläufig  und  dem  ge- 
meinen Mann  unverständlich,  welcher  ciehrentheils  den  gemeinen, 
unbeschriebenen,  althergebrachten  Landbrauch  befolge.  Wenn 
derselbe  auch  in  manchen  Punkten  dem  Rechte  und  der  Billig- 
keit gemäss  sei  und  dem  gemeinen  Mann  erhalten  bleiben  müsse, 
so  sei  er  doch  in  anderen  Beziehungen  wieder  unrichtig,  tmgleich, 
jsfweiffelig,  disptUirlichj  auch  wol  jm  selber  tmderwertig.  Es  sei  ein 
Bedürfuiss,  die  Unrichtigkeiten,  Ungleichheiten  und  Ungewiss- 
heiten  abzuschaffen  und  duröh  eine  Gerichtsordnung  den  Nich- 
tigkeiten und  Unförmlichkeiten  des  rechtlichen  Verfahrens  zu  be- 
gegnen. So  werde  jetzt  diese  Gerichtsordnung,  auch  Statuta  u. 
Landtrecht  den  beschriebenen  Rechten  und  der  Billigkeit  gemäss 
publicirt;  alle  Landbräuche  und  Gewohnheiten,  welche  dieser 
Ordnung  zuwider,  sollen  abgetban  sein  und  alle  im  Gesetzbuch 
nicht  entschiedenen  Fälle  nicht  nach  den  Gewohnheiten,  sondera 
nach  den  allgemeinen  beschriebenen  Keyserlichen  Eechten  u.  Consti- 
tutionen beurtheilt  werden  **). 

Das  Gesetzbuch  zerfällt  in  zwei  Theile,  Titel  und  Paragraphen. 
Der  erste  Theil:  Von  Gerichten  u,  gerichüichem  Prozess  in  40 
Titeln  und  mit  einem  Anhang  von  25  Klagformularen  und  den 
ihnen  entsprechenden  Urtheilen  **),  stellt  den  bürgerlichen  und 
in  der  Kürze  (tit.  40)  auch  den  peinlichen  Process  für  die  Un- 
tergerichte dar,  und  handelt  von  den  Gerichtspersonen,  Gerichts- 
tagen, Contumacialverfahren,  Widerklage,  Process-Gautionen  u.  s.  w. 
Tit.  32.  §.  5  fuhrt  die  Acten  Versendung  an  Gelehrte  ein. 


die   Gerichtsordnung,  steht  auch  in  Saur's  fascic.  jud.  IV.  p.  15 — 44,  der 
zweite,  die  Landesordnuug,  in  v.  d.  Nahmer's  Handb.  LI., 

Literatur  führt  Roth  Kurhess.  Privatrecht  S.  113  an,  vgl.  besonders 
Carl  kleine  Jurist.  Aufsätze.  Frankfurt  1830.  S.  1—17,  v.  d.  Nahmer  L  1. 
S.  XXXV  ff.,.  Thomas  Oberhof  von  Frankfurt  S.  105—108,  Roth  S.  56— 
61,  Fuchs  a.  a.  O.  S.  292 — 320  (über  die  Quellen  des  Solmser  Landrechts). 

44)  Vgl.  übrigens  auch  die  besondere  Vorrede  des  Landrechts. 

45)  I.  14.  §.  9:  die  Klagformnlare  seien  verfasst,  damit  solches  aües  dem 
gemeinen  Mann  noch  verstendüicher  seye.  —  Vgl.  N.  50. 
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Der  zweite  Theil:  Von  den  Landtreckten  in  32  Titeln  hat 
eine  besondere  Vorrede:  man  wolle  die  Missbräuche  des  Land- 
Gebrauchs  beseitigen  und  die  vornehmsten  Händel  und  Sachen, 
welche  sich  bei  dem  gemeinen  Mann  zutragen,  ihm  und  den 
Schöffen  der  Untergerichte  zur  Belehrung,  in  einfältiger  und  ver- 
ständlicher Weise  darstellen.  Er  beginnt  mit  den  Verträgen: 
Leihe,  d.  h.  Mutuum,  Commodatum,  Locatio,  Erbleihe,  Landsie- 
delleihe*«),  Depositum,  Tausch,  Kauf,  Retract,  Schenkung,  Ren- 
tenkauf, Bürgschaft,  Vergleich.  Es  folgen  ein  ausführliches  Ehe- 
recht*'), dann  Vorschriften  über  Einkindschaft,  Vormundschaft, 
Testamente,  Intestaterbrecht,  das  Erbrecht  des  überlebenden  Gat- 
ten, Servituten,  Grenzsteine,  Verjährung. 

Fichard  hat,  wie  andere  Gesetzgeber  seiner  Zeit,  das  Material 
nicht  blos  aus  seiner  Kenntniss  des  gemeinen  Rechts  und  des 
Landbrauches  geschöpft,  sondern  sich  auch  stark  an  andere  Ge- 
setzgebungen angeschlossen,  aus  denen  er  oft  wörtlich  entnahm, 
was  seiner  Rechtsüberzeugung  entsprach,  oder  nach  seiner  Mei- 
nung zweckmässiger  Weise  auch  in  den  Solmser  Landen  beob- 
achtet werden  sollte*®).     Für  die  Gerichtsordnung  benützte  er 


46)  Dass  hier  Fichard  ältere  Weisthümer  über  die  Landsiedelleihe  be- 
nätzt habe,  vgl.  Carl  S.  9. 

47)  Tit.  19.  §.  33—38,  yon  heimlichen  Verlöbnissen  und  Ehen,  scheint 
eine  besondere  Ordnung  zu  sein,  welche  schon  früher  von  den  Grafen  erlassen 
war  und  jetzt  bei  der  allgemeinen  Gesetzgebung  an  der  betreffenden  Stelle 
eingeordnet  wurde.  Bei  den  auf  die  erste  Publication  folgenden  Ausgaben 
wurde  hinter  diese  Ordnung  noch  ein  neues  Eherecht  aus  dem  Jahre  1583 
eingeschaltet,  welches  die  vorhergehende  Ordnung  theils  abändern,  theils  er- 
klären sollte. 

48)  Es  ist  ein  Verdienst  von  Fuchs,  diesen  Punkt  ins  Auge  gefasst  und 
die  Quellen  des  Landrechts  nachgewiesen  zu  haben.  Bisher  hatte  man  das 
Solmser  Landrecht  wie  ein  einheitliches  Gesetzbuch  aufgefasst  und  zu  seiner 
Interpretation  als  Hülfsmittel  nur  die  anderen  Werke  von  Fichard,  besonders 
die  Frankfarter Reformation  von  1578  und  seine  Oonsilia. herangezogen.  —  Fi- 
chard selbst  sagt  mehrmals,  was  wir  aus  seinen  Oonsilien  kaum  vermuthcn 
würden,  in  welchen  er  sehr  selten  auf  die  Particularrechte  Bücksicht  nimmt, 
er  habe  die  Statutarrechte  zu  seinem  besonderen  Studium  gemacht.  So  Oon- 
silia tom.  n.  (Frahcof.  1590.  fol.)  Nr.  89.  fol.  183a.  (die  Jahrzahl  dieses  Oon- 
siliums  1583  ist  ein  Druckfehler,  da  Fichard  1581  starb):  gui  tarnen  singulari 
studio  omnia  non  solum  nostrae  Germaniae,  verum  etiam  exterorum  regnorum 
et  provinciarum  jura  statutaria  et  munieipäha,  quae  quidem  extant,  conqui- 
»im.  —  In  seinem  Bericht  über  seine  Thätigkeit  fär  die  Frankfurter  Refor- 
mation von  1578  (vgl.  oben  S.  318)  behauptet  er,  alle  im  Druck  erschienenen 
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besonders  die  Mainzer  Untergerichtsordnung  von  15S4  und  den 
ersten  Theil  des  Würtembergischen  Landrechts  von  1555,  resp. 
1567,  in  geringerem  Umfange  jdie  Gerichtsordnung  der  Grafschaf- 
ten Nassau,  Saarbrücken,  Wiesbaden  und  Itzstein  von  1498,  die 
Gerichtsordnung  des  Erzstifts  Cöln  von  1538,  die  Untergerichts- 
ordnung für  Trier  von  1537^®),  zum  Theil  auch  die  Nürnberger 
Reformation  von  1564**^).  Gemäsä  einer  archivalischen  Notiz**) 
soll  er  auch  eine  uns  nicht  erhaltene,  um  1460  in  der  Grafschaft 
Solms-Braunfels  publicirte  Gerichtsordnung  vor  sich  gehabt  haben. 
Fichard  änderte  mehr  an  dem  Ausdruck  und  der  Anordnung  sei- 
ner Quellen,  als  an  ihrem  Inhalt,  und  fügte  einzelne  particuläre 
Bestimmungen  zu.  Wegen  dieser  Mannigfaltigkeit  der  Quellen 
finden  sich  einzelne,  allerdings  nicht  erhebliche  Unebenheiten  oder 
Widersprüche  *2). 

In  dem  zweiten  Th«il,  dem  Landrecht,  war  die  Aufgabe  schwie- 
riger :  hier  galt  es  das  gemeine  Becht  für  die  am  häufigsten  prak- 
tischen Institute  in  einer  auch  dem  gemeinen  Mann  verständlichen 
Weise  zur  Darstellung  zu  bringen,  und  für  solche  Institute,  welche 
das  römische  Recht  nicht  kannte,  oder  in  Betreff  deren  ein  festes 
Gewohnheitsrecht  der  Anwendung  des  römischen  Rechts  entgegen- 
stand, den  ungeschriebenen  Land^sbrauch  durch  eine  vollständige 
Codification  zu  fixiren.  Für  die  gemeinrechtlichen  Partien  schloss 
sich  Fichard  besonders  an  das  Würtemberger  L'andrecht  und  die 
Nürnberger  Reformation  an,  weiter  auch  an  die  Wormser  und 
an  die  Frankfurter  Reformation  von  1509,  das  Freiburger  Stadt- 
recht von  1520,  die  Mainzer  Untergerichtsordnung  von  1534,  die 


Beformationen  der  KurfurBten,  Fürsten,  Grafen  und  Städte  durchgesehen  zu 
haben.  —  Auch  den  Grafen  von  Sohns  schrieb  er  (vgl.  Koch  bei  Walch  DI. 
S.  342),  er  habe  als  Vorarbeit  für  das  Gesetzbuch  erstlich  allerhand  Befor- 
niationes  und  Ordnungen  ersehen,  auch  in  den  Bechten  (d.  h.  dem  Gorpas 
juris  und  seiner  Literatur)  nachgesucht  und  gelesen.  —  Vgl.  übrigens  auch 
S.  323.  N.  33. 

49)  Nicht  von  1539,  wie  Fuahs  S.  277  irrthümlich,  und  ebenso  Säur 
ÜEUSC.  I.  p,  57  in  seiner  Ausgabe  derselben  schreibt.  1539  erschien  eine  zweite 
Ausgabe;  vgl.  v.  Kamptz  III.  S.  227  und  Maurenbrecher  Bheinpreuss. 
Landrechte  11.  S.  14  und  S.  18.  lieber  die  Ausgabe  Mainz  1537  vgl.  auch 
Schaab  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  I.  S.  596, 

50)  üeber  die  QueUe  der  Formulare  vgl  S.  259.  N.  4 

51)  Fuchs  S.  317. 

52)  Vgl.  Fuchs  S.  297. 
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Sächsischen  General- Artikel  von  1557,  und  vermehrte  diese  Quel- 
len mit  einer  grösseren  Zahl  eigener  Zusätze.  Dem  Landesbrau'bh 
folgt  er  besonders  bei  dem  Verkauf  liegender  Gründe,  der  Erb- 
leihe, Landsiedelleihe,  dem  Retract,  Erbrecht  der  Ehegatten,  und 
bei  den  Vorschriften  über  das  Setzen  der  Grenzsteine  ^*). 

Das  Solmser  Landrecht  hat  nicht  blos  den  Charakter  eines 
Gesetzbuchs,  welches  einfach  das  Recht  feststellen  will,  sondern 
zugleich  wegen  der  ausgesprochenen  Absicht,  das  fremde  Recht 
dem  gemeinen  Mann  verständlich  zu  machen  und  die  Unsicher- 
heiten, welche  durch  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Corpus 
Juris  entstanden  waren,  zu  beseitigen,  den  Charakter  eines  Lehr- 
buchs ^*).  Römisches  Recht  ist  am  meisten  zur  Geltung  gelangt 
in  den  Abschnitten  über  Verträge,  Erbrecht  **),  Servituten,  Ver- 
jährung, Im  üebrigen  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  Fichard 
in  den  besonders  ausführlichen  Abschnitten  über  Verträge  aller- 
dings bisweilen  einen  vom  deutschen  Recht  abweichenden  Satz 
aufstellt;  aber  er  thut  demselben  doch  nirgends  Gewalt  an,  son- 
dern ertheilt  im  Allgemeinen  nur  zweckmässige  Vorschriften, 
ohne,  wie  manche  Juristen  jener  Zeit,  sich  in  theoretischen  Spie- 
lereien oder  gewagten  Experimenten  zu  ergehen.  Die  Solmser 
Landesordnung  enthält  sehr  viel  mehr  deutsches  Recht,  als  man 
nach  dem  Publicationspatent  erwarten  dürfte  *®),  und  es  hat  der 
Verfasser  seine   Aufgabe,  römisches  Recht  darzustellen  und  den 


53)  Vgl.  auch  das  Vorwort  des  Verlegers  vor  den  älteren  Ausgaben  und 
Fuchs  S.  306  f.,  316. 

54)  So  werden  Oontroversen  der  bisherigen  Theorie  nicht  blos  in  Betreff 
des  fremden,  sondern  auch  des  einheimischen  Bechts  abgeschnitten;  z.  B.  Ü. 
11.  §.  8:  wenn  Beuten  auf  Widerkauf  verkauft  sind,  soll  keine  Verjährung 
statt  haben:'  Obwol  sonst  solches  hey  dm  Mechtsgelerten  zum  höchsten  contro- 
vertirt  u,  disputvrt  würde, 

55)  Im  Erbrecht  tit.'^3— 27  tritt  der  Verfasser  dem  bisherigen  Eecht  am 
entschiedensten  entgegen.  Er  mochte  hier  auf  viele  sich  entgegenstehende  Local- 
rechte,  denen  es  an  einer  principiellen  Begründung  fehlte,  gestossen  sein,  und 
es  daher  vorgezogen  haben,  durch  Aufnahme  der  römischen  Sätze  ein  festes 
Becht  zu  schaffen. 

56)  n.  12:  der  Betract  sei  in  den  kaiserlichen^  Bechten  verboten,  bestehe 
aber  durch  Usus  und  sei  der  Billigkeit  gemäss.  Dann  finden  sich  auch  wie- 
der nicht  zu  billigende  Ansichten,  wie  Ü.  9,  dass  der  Tausch  ein  Innominat- 
oontract  sei;  ü.  5.  §.  3  wird  die  Erbleihe  Emphyteusis  genannt. 
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Landbrauch  zu  schonen,  in  durchaus  anerkennenswerther  Weise 
gelöst  *'). 

Weil  in  dem  Solmser  Landrecht  die  in  den  fränkischen  Ge- 
genden geltenden  Sätze  des  materiellen  Hechts  einen  bestimmten 
Ausdruck  gefunden  hatten  *^),  wurde  es  nicht  blos  durch  Gesetze, 
sondern  auch  durch  Gerichtsgebrauch  in  vielen  Landschaften  der 
Nachbarschaft  eingeführt*®). 


§.  S5.     Wfirtemberg,  Pfalz  und  Baden. 

L    Würtemberg  *). 

In  Würtemberg  wurden  seit  dem  Ende  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts mehrere  Landesordnungen  besonders  über  Polizei-  und 
Strafrecht  erlassen,  welche  im  Wesentlichen  immer  nur  in  einer 
Vermehrung    oder   theilweisen  Abänderung    der   vorhergehenden 


57)  Ich  kann  daher  weder  mit  y.  Selch ow  elementa  §.  106,  welcher  von 
Fichard  sagt:  „quum  juris  patrii  caste  conservati  reliquias  accarate  ut  pluri- 
mnm  designaverit",  noch  mit  Gerber  (Princip  des  deutschen  Privatrechts 
S.  179)  übereinstimmen,  „dass  das  römische  Recht  in  einem  überwiegenden 
Maasse  begünstigt  wird,  die  einheimischen  Gewohnheitsrechte  willkürlich  und 
mit  Geringschätzung  behandelt,  wenn  sie  dem  römischen  Rechte  entgegen- 
B^behcn,  beseitigt,  und  nur  diejenigen  Rechtsinstitute,  .welche  dem  Rcchtsbewusst- 
sein  des  Volks  zu  tief  eingeprägt  sind,  um  ohne  Weiteres  entfernt  werden  zu 
können,  mit  Widerstreben  zwar  anerkannt,  aber  selbst  dann  noch  durch  An- 
wendung römischer  Analogien  yerflacht  werden.  Und  selbst  das  römische 
Recht,  welches  hier  eingemischt  ist,  trägt  überall  die  Merkmale  der  irrigen 
AufiTassung  in  jener  Zeit  an  sich."  Die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte.  —  Dass 
der  Verfasser  bisweilen  das  römische  Recht  missyersteht,  gebe  ich  zu,  z.  B. 
I.  10.  §.  2:  es  belange  die  Forderung  bewegliche  oder  unbewegliche  Güter  (im 
Latein  actiones  personales  vel  reales  genannt). 

58)  Isenburgisches  Decret  (Thomas  S.  105.^.  3):  Das  Landrecht  sei 
auch  im  Iscnburgischen  publicirt,  weil  man  befunden,  dass  die  darinnen  ge- 
ordnete Satzungen  u.  Statuten  den  üblichen  Gewohnheiten  u.  BraucJien  der 
Herrschaft  Eisenburg  mehrer  theils  nicht  ungemäs, 

59)  Vgl.  Riccius  S.  74,  Thomas  S.  105  f.,  Roth  S.  57  ff.,  112.  Ins- 
besondere schlosB  man  sich  in  Doctrin  und  Gesetzgebung  eng  an  seine  Grund- 
sätze über  die  Landsiedelleihe  an. 

1)  y.  Wächter  Geschichte,  Quellen  und  Literatur  des  Würtemb.  Priyat- 
rechts.  1839  (erster  Band  seines  Handb.  des  im  Königreich  Würtemb.  gelten- 
den Priyatrechts). 
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bestehen  ') ;  sodann  mehrere  Hofgerichtsordnungen,  deren  älteste 
erhaltene  von  1514  ausser  den  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
auch  Einzelnes  über  Privatrecht  enthält «),  und  sonstige  Gesetze, 
durch  welche  die  dringendsten  Bedürfhisse  ihre  Befriedigung 
finden  sollten. 

Von  grösster  Bedeutung  nicht  blos  für  Würtemberg,  sondern 
auch  für  die  Rechtsentwickelung  in  Deutschland  überhaupt  war 
das  Landrecht,  welches  Herzog  Christoph  im  Jahre  1555  pu- 
blicirte  *).  Das  Versprechen  Herzog  ülrich's  vom  Jahre  1514  *), 
seinem  Volke  ein  Landrecht  zu  geben,  wurde  erst  von  Herzog 
Christoph  erfüllt.  Um  bei  der  iRedaction  das  bestehende  Recht, 
soweit  es  angemessen  schien,  berücksichtigen  und  aufoehmen  zu 
können,  wurden  im  Jahre  1552  säromtliche  Äemter  und  Städte 
aufgefordert,  ihre  Rechtsquellen  zu  sammeln  und  einzuschicken. 
Zur  Berathung  des  Laridrechts  trat  im  Jahre  1552  eine  Com- 
mission  von  sechs  ständischen  Abgeordneten  zusammen,  denen 
als  Beirath  zwei  herzogliche  Räthe  Dr.  Caspar  Beer  und  Dr. 
Caspar  VoUand  zur  Seite  standen.  Den  Herzog  vertrat  Dr.  Joh. 
Sichardus,  Professor  in  Tübingen*),  und  Dr.  Ulr.  Rücker.  Viele 
Aemter  sandten  der  Commission  ihre  Aufzeichnungen  ein,  welche 
meistens  das  eheliche  Güten^echt  betrafen.  Doch  nahm  dieselbe 
auf  die  Statuten,  wegen  ihrer  ausserordentlichen  Verschiedenheit 
und  der  Schwierigkeit,  ein  gleichförmiges  Recht  aus  ihnen  zu 
schaffen,  keine  besondere  Rücksicht ''),  sondern  hielt  es  für  das 
Beste,  dass  ein  •  Landrecht  entworfen  würde,  welches  dem  ge- 
meinen beschriebenen  Recht  und  der  Billigkeit  entspräche. 


2)  Die  erste  ist  von  1495;  vgl.  Wächter  S.  83.  Vielleicht  hatte  schon 
Eberhard  L,  von  welchem  diese  Landesordnung  herrührt,  die  Absicht,  ein  aus- 
führliches Gesetzbuch  zu  erlassen.  Wenigstens  vrüsste  ich  nicht,  aus  welchem 
Grunde  sonst  der  Bath  von  Nürnberg  a.  1493  zu  dem  Beschlüsse  veranlasst 
sein  sollte,  seine  Deformation  dem  Grafen  Eberhard  zu  übersenden  (Sieben- 
kees  jur.  Magaiin  I.  S.  338.  N.  a).  —  Üebcr  die  weiteren  Landesordnungen 
von  1515,  1521,  1536,  1552,  1567,  1621  vgl.  Wächter  S.  96  f.,  97  f.,  98  f., 
106,  107,  358  f. 

3)  Wächter  I.  S.  93.  Ueber  weitere  Hofgerichtsordnungen  von  1557, 
1587  und  1654  vgl.  Wächter  I.  S.  281,  282,  648;  die  von  1587  auch  bei 
Säur  fasc.  EI.  p.  47—67. 

4)  Ueber  seine  Geschichte  vgl.  Wächter  I.  S.  190  ff.,  227  ff. 

5)  Vgl.  oben  S.  51.  N.  13. 

6)  Vgl.  oben  S.  42. 

7)  Vgl.  oben  S.  272.  N.  21  und  S.  219.  N.  13. 

Oeutiche  Reohtsgesohiehte  I.    2.  25 
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Da  sie  sich  dieser  Aufgabe  wegen  des  Mangels  an  gelehrten 
Kenntnissen  nicht  gewachsen  glaubte,  ersuchte  sie  den  Herzog,  die 
Ausarbeitung  einigen  Gelehrten  aufzutragen.  Als  der  Herzog 
darauf  nicht  einging  und  mehrmals  die  Berücksichtigung  der 
LocaJrechte  verlangte,  machte  die  Commission  eingehende  Vor- 
schläge über  den  Process  und  über  das  Erbrecht,  wobei  sie  für 
den  ersteren  sich  an  das  Tübinger  Stadtrecht  von  1493  und  an 
das  Uracher  von  1503,  und  für  das  letztere  an  das  Freiburger 
Stadtrecht  von  1520  anschloss.  Die  Bearbeitung  und  Redaction 
des  Ganzen  wurde  darauf  noch  in  demselben  Jahre  1552  den 
genannten  vier  Doctoren  übertragen,  von  denen  indessen  Sichar- 
dus  sehr  bald  starb  (Sept.  1552).  Ihr  Entwurf  wurde  zur  Be- 
gutachtung der  Tübinger  Juristenfacultät  übergeben,  von  den 
Ständen  mit  einigen  Aenderungen  auf  dem  Landtage  zu  Böblingen 
angenommen,  nach  nochmaliger  Durchsicht  durch  die  herzoglichen 
Räthe,  am  6.  Mai  1555  als  New  Landtreeht  des  FürsktUhumbs 
Würieniberg,  in  4  Theü  verfasst,  publicirt  und  in  demselben  Jahre 
noch  vom  Kaiser  bestätigt®).  Es  zerfällt  in  vier  Theile:  I.  Pro- 
cess und  Concursrecht,  H.  Contracte  und  Handtierungen,  HI.  Te- 
stamente und  letzte  Willen,  IV.  Erbrecht  ohne  Testament. 

Die  geringe  Berücksichtigung  der  nur  mangelhaft  vorUegen- 

den  Localrechte,  die  Gleichgültigkeit  der  Stände  gegen  den  In- 

.  halt   der    ihnen  vorgelegten  Entwürfe  und   der   grosse  Einfluss, 

(welchen  die  Gelehrten  bei  der  Ausarbeitung  des  Landrechts  er- 
hielten, liessen  das  römische  Recht,  wie  es  im  Corpus  Juris  ent- 
halten oder  durch  die  Wissenschaft  des  gemeinen  Rechts  umge- 
bildet worden  war,  zum  wichtigsten  Bestandtheil  des  neuen  Land- 
, rechts  werden.  Der  Richter  wird  theils  bei  einzelnen  Instituten, 
theils  im  Allgemeinen,  unter  Aufhebung  aller  dem  Landrecht 
widersprechenden  Localrechte,  zur  Ergänzung  der  Lücken,  an 
das  römische  Recht  verwiesen;  die  Gewohnheitsrechte  bleiben  in 
sofern  bestehen,  als  sie  dem  Landrecht  gemäss  sind,  oder  sich 
auf  im  Landrecht  übergangene  Materien  beziehen.  Deutsches 
Recht  kommt  besonders  zur  Geltung  im  ehelichen  Güterrecht, 
bei  den  Erbverträgen,  dem  Retract,  der  Geschlechtsvormundschaft, 
Veräusserung  von  Grundstücken  ^).    Ausser  dem  römischen  Recht 


8)  Zweite  Ausgabe  1559;  vgL  Wächter  I.  S.  240.  N.  19. 

9)  Ueber  das  Yerhältniss  des  deutschen  zum  römischen  Recht  im  zweiten 
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und  seiner  Literatur  benützte  man  für  den  Process  besonders  das 
Uracher  Stadtrecht  und  die  Hofgerichtsordnung  von  1514  *®),  und 
für  das  Privatrecht,  besonders  im  Erbrecht,  das  Freiburger  Stadt- 
recht  von  1520  "0- 

Da  schon  10  Jahre  nach  der  Publication  Klagen  über  das 
Landrecht,  besonders  über  seine  erbrechtlichen  Bestimmungen, 
laut  wurden,  versprach  der  Herzog  im  Jahre  1565  eine  Revision; 
nach  Berathungen  mit  den  Ständen  und  mit  der  Facultät  wurde 
das  Landrecht  von  Neuem  im  Jahre  1567  publicirt  >2).  In  die- 
sem sogenannten  zweiten  Landrecht  wair  im  Wesentlichen  nur 
die  Sprache  verdeutlicht  und  mancher  Satz  genauer  präcisirt. 

Es  wurde  daher  seit  1583  mehrmals  das  dringende  Verlan- 
gen nach  einer  erneuerten  und  eingehenderen  Revision,  besonders 
des  Intestaterbrechts  von  den  Ständen  geäussert.  Obgleich  seit 
1593  Herzog  Friedrich  verschiedene  darauf  bezügliche  Vorar- 
beiten angeordnet  hatte,  wurde  doch  erst  seit  1603  die  Revision 
mit  mehr  Eifer  gefördert  ^*).  Es  war  die  Absicht,  den  bisherigen 
Mängeln  durch  Declarationes,  correctiones  oder  addüianes  et  secundum 
normam  aequitatis  gebrauchte  moderationen  abzuhelfen.  Die  Arbeit 
wurde  zunächst  den  Oberräthen  Dr.   Hang  und  Dr.    Eisengrein 


Würtembergischen  Landrecht,  welches  von  dem  ersten  nicht  weit  abweicht, 
handelt  Gerber  Princip  S.  168—173. 

10)  Fuchs  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht  XVII.  S.  299  bemerkt,  dass  in 
dem  ersten  Theile,  dem  Process,  vielfach  die  Mainzer  Untergerichtsordnung 
von  1534  oder  eine  derselben  nachgebildete  benützt  sei. 

11)  Die  Benützung  des  Freiburger  Stadtrechts  mag  darin  ihren  Grund 
gehabt  haben,  dass  Sichardus  ein  Schüler  des  Zasius  war,  von  welchem  das 
Freiburger  Stadtrecht  herrührt,  Wächter  S.  233,  £42  f. 

12)  Ausgaben:  1567  und  noch  eine  aus  demselben  Jahre,  1585,  1591  und 
bei  Biecke  Sammlung  der  Gerichtsgesetze  I.  S.  168—420.  Ueber  dies  zweite 
Landrecht  Wächter  L  S.  265  ff,  275  ff 

13)  Die  Vorarbeiten  zum  Württemb.  Landrechte  von  1610  herausg.  von 
Faber  und  Schloszberger,  mit  einer  Vorrede  von  v.  Wächter,  Stuttg. 
1859.  gr.  8.  —  In  der  Vorrede  stellt  v.  Wächter  S.  13—21  kurz  dasjenige 
über  die  Geschichte  des  dritten  Landrechts  zusammen,  was  er  ausführlicher 
in  seinem  Würtemb.  Privatrecht  I.  S.  333  ff.  mitgetheilt  hatte.  —  Eine  üeber- 
sicht  über  die  in  den  Vorarbetten  mitgetheilten  Materialien  liefert  S.  II  ff. 
Hervorzuheben  sind  die  Relationen  und  sonstigen  Arbeiten  von  Hang,  Eisen- 
grein, Reinhardt  und  E n z  1  i n ,  welche  nicht  blos  für  die  Interpretation  des 
Landrechts,  sondern  auch  für  die  Dogmengeschichte  und  die  Geschichte  dps 
römischen  Rechts  in  Deutschland  von  der  grÖssten  Bedeutung  sind. 

25* 
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übertragen,  deren  Vorschläge  von  Commissionen  geprüft  wurden; 
eine  fernere  Revision  vollzogen  der  Kanzler  Reinhardt  und  6e- 
heimerath  Enzlin.  Nachdem  ihre  Arbeiten  noch  einmal  an  Com- 
missionen gelangt  waren,  wnrde  im  Jahre  1610  dieses  dritte 
Landrecht  publicirt  als:  des  Herzogthumbs  Württemb,  Emewert 
gemein  Landtreckt  **).  Bei  dieser  letzten  Redaction  hat  man  die 
bisherigen  Bestimmungen  eingehend  revidirt,  die  Verbesserungs- 
vorschläge mit  ausführlichen  Motivirungen  vorgetragen  und  mehr- 
fachen und  sorgfältigen  Prüfungen  unterworfen.  Auch  hier  war 
es  weniger  die  Absicht  lan  dem  Inhalt  zu  ändern,  als  die  Fassung 
zu  verdeutlichen;  im  üebrigen  wurden  zahlreiche  kleinere  Zusätze 
gemacht,  das  Güterrecht  der  Ehegatten  neu  bearbeitet  und  ein- 
zelne Titel  hinzugesetzt  **). 

Noch  einmal  im  Jahre  1742  begann  man  eine  neue  Revision 
des  Ländrechts,  aber  seit  1754  blieben   diese  Arbeiten  liegen  *^). 

Das  Würtembergische  Landrecht  ist  in  seinen  verschiedenen 
Redactionen  bei  Ausarbeitung  vieler  städtischer  und  landesherr- 
licher Codificationen  benützt  worden  ^'). 

Die  Würtembergischen  Stände  hatten  schon  im  Jahre  1551 
auch  die  Ausarbeitung  eines  Criminalgesetzbuchs  beantragt  und 
im  Jahre    1552  diesen  Antrag  dahin  modificirt,  man  möge  die 


14)  Schon  1607  war  fast  das  Ganze  nach  den  Revisionen  von  Reinhardt 
and  Enzlin  gedruckt  worden;  indem  man  eine  Anzahl  Bogen  cassirte  and 
durch  andere  ersetzte,  entstand  die  erste  Ausgabe  dieses  dritten  Landrechts. 
Das  schon  im  Jahre  1607  gedruckte  Titelblatt  hat  man  nicht  cassirt,  sondern 
nur  die  Jahrzahl  1607  mit  der  Feder  in  1610  verändert;  vgl.  Wächter  I. 
S.  "345.  N.  5.    Die  späteren  Ausgaben  fuhrt  Wächter  S.  346.  N.  1  an. 

15)  Die  geuaueren  Nachweise  bei  Wächter  I.  S.  349  ff. 

16)  Wächter  I.  S.  370  f. 

17)  So  insbesondere  auch  bei  der  Stadt  Basel  Statuta  u.  Gerichtsordnung 
von  1719  (1719  fol.,  vgl.  Walch  Beiträge  VIIL  S.  319  f.;  neu  abgedruckt  in 
den  Rechtsquellen  von  Basel  Stadt  und  Land  L  2.  1859.  S.  749—924).  Durch 
die  Benützung  des  Würtemb.  Landrechts  kam  in  das  Basler  Stadtrecht  viel 
römisches  Recht  hinein,  neben  welchem  auch  die  früheren  Basler  Rechts- 
quellen in  einzelnen  Titeln  die  Grundlage  bilden.  Das  Basler  Stadtrecht  ist 
kürzer  und  lässt  manche  Bestimmungen  der  Vorlage  fort;  bisweilen  wird  die- 
selbe auch  mit  Absicht  geändert.  Das  Würtemb.  Landrecht  z.  B.  erklärt  ein 
Testament  ohne  Erbeseinsetzung  für  nichtig;  nach  dem  Basler  Stadtrecht  HL 
9.  §.  488  sollen  solche  Testamente  trotz  der  Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechts  doch  gültig  sein. 
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Carolina  erklären  und  erläutern,  besonders  da,  wo  die  Strafe 
unbestimmt  gelassen  wäre.  Aber  erst  nach  dem  erneuten  An- 
trage im  Jahre  1607  wurde  ein  Entwurf  des  Strafprocesses  von 
Dr.  Bocer  und  des  Strafrechts  von  Dr.  Bayer,  welche  Mitglieder 
der  Tübinger  Facultät  waren,  verfasst  und  von  der  Facultät 
selbst  genehmigt.  Sie  wurden  dem  Gutachten  der  Oberräthe  Dr. 
Hang  und  Hornmoldt  unterbreitet,  aber  nicht,  Yfie  ursprünglich 
beabsichtigt  war,  als  fünfter  Theil  des  Würtembergischen  Land- 
rechts von  1610  publicirt.  Vielmehr  wurde  der  Entwurf  nicht 
zum  Gesetz  erhoben  ***). 

IL    Kurpfalz  »»). 

Für  die  Pfalz  war  im  Jahre  1573  eine  Hofgerichtsordnung 
erlassen  worden  2<>);  sie  und  einige  andere  Gesetze  wurden  in 
des  Churfürsten  u.  Pfdljggrafen  Ludmg  Chur-Pfäbisdie  Landes- 
u.  Gerichtsordnung  von  1582  (Heidelb.  1582  fol.)  aufgenommen  '*). 
In  demselben  Jahre  (1582),  noch  vor  dem  Landrecht,  wurde  auch 
eine  Landesordnung  (Heidelb.  1582  fol.)  publicirt,  in  welcher  die 
auf  die  Regierung,  Polizei,  Vormundschaft,  Verwaltung  u.  s.  w. 
bezüglichen  Gesetze  aufgenommen  sind  '*^). 

Das  Kurpfälzische  Landrecht  von  1582  zerfällt  in  fünf  Theile: 
der  erste  Theil  enthält  die  verhältnissmässig  kurze  üntergerichts- 
ordnung  ^'*),  welche  sich  wegen  ihrer  Kürze  auch  öfter  auf  die 
erneuerte  Hofgerichtsordnung  bezieht^*),   dann  die  Hofgerichts- 


18)  Vgl.  Gesßlerind.  Zeitschr.  f.  deutßclies  Recht  XX.  S.  223  ff. 

19)  Vgl.  T.Kamptz  HI.  S.  317  ff.,  v.  d.  NahmerHandb.  L  S.  XLIXff. 
Derselbe  handelt  von  den  Ausgaben  nnd  bemerkt  zugleich,  dass  über  die 
Entstehungsgeschichte  des  Eurpfölzischen  Landrechts  nichts  bekannt  sei.  — 
Vgl  femer  Gerber  S.  173—175.  —  Ueber  die  Ausgaben  vgl.  auch  Wächter 
gem.  Recht  S.  56.  N.  63. 

20)  V.  Kamptz  IH.  S.  322  führt  auch  eine  vom  Jahre  1537  an.  Ich 
kenne  nur  die  von  1578,  auf  welche  sich  auch  die  von  1582  beruft.  In  dem 
bei  V.  d.  Nahm  er  -I.  S.  LV  abgedruckten  Patent  der  Hofgerichtsordnnng 
von  1610  wird  gesagt,  Pfalzgraf  Friedrich  habe  1537  eine  Hofgerichtsordnung 
erlassen.  Indessen  regierte  Friedrich  in.  von  1559^1576;  es  ist  daher  1537 
in  1573  zu  verwandeln;  da  mir  keine  Ausgabe  von  1610  zur  Hand  ist,  bin 
ich  ungewiss,  ob  sich  der  Druckfehler  schon  in  dieser  Ausgabe  findet,  oder 
erst  bei  v.  d.  Nahm  er  hinzugekommen  ist. 

21)  Neuer  Abdruck:  Neustadt  a.  d.  Hardt  1594  fol. 

22)  V.  d.  Nahmer  I.  S.  LVm  ff. 

23)  Auch  bei^Saur  faso.  jud.  II.  p.  2—11. 

24)  Die  von  1582  auch  bei  Säur  1.  1.  p.  12—41. 
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Ordnung  selbst  und  einzelne  andere  Ordnungen  über  das  Gerichts- 
wesen **).  Der  zweite  bis  vierte  Tbeil  enthält  das  Civilrecht  und 
lehnt  sich  zum  grossen  Theile  wörtlich  an  das  Würtembergische 
Landrecht  an  «e).  Der  fünfte  Theil,  Strafrecht,  ist  wesentlich  aus 
der  Carolina  geschöpft*'). 

Mit  verhältnissmässig  geringen  Aenderungen  und  einzelnen 
Zusätzen  *®),  in  Folge  erneuter  Revision,  wurde  dann  Landrecht 
und  Landesordnung  im  Jahre  1610  von  Neuem  publicirt^*). 

Das  Kurpfälzische  Landrecht  wurde  auch  in  der  Oberpfalz, 
einem  Theile  des  heutigen  Baiern  mit  der  Hauptstadt  Amberg, 
welcher  damals  mit  der  Kurpfalz  vereinigt  war,  im  Jahre  1606 
pubHcirt  als:  Ghurfürsfl.  PfaUjs  Fürstenthumbs  in  Obern  Baym 
landtrecht  (Amberg  1606  fol.)  *®*).  —  An  seine  Stelle  trat,  als 
die  Oberpfalz  'im  dreissigjährigen  Kriege  an  Baiern  gekommen 
war,  ein  Landrecht  von  1657,  welches  dem  Baierischen  Landrecht 
von  1616  entspricht  «ö). 

III.    Baden. 

Für  die  Markgrafschaft  Baden  hatte  Ulr.  Zasius  im  Jahre 
1511  ein  Gesetzbuch  ausgearbeitet:  Der  marggraffschafft  Baden 
Statuten  u.  Ordenungen  in  Testamenben  ErhfeUen  und  Vormund- 
schafften'^).    Dass  ein  Romanist  es  war,  welcher  an  dieser  Ge- 


25)  Bei  der  Ausgabe  von  1700  durch  einige  Anhänge  vermehrt. 

26)  Vgl.  Wächter  Würtemb.  Privatrecht  I.  S.  320  f.  —  Ueber  die 
selbständigen  Bichtungen  des  Pfälzischen  Landrechts  vgl.  Gerber  S.  174  £ 

27)  Wächter  gem.  Hecht  S.  56  f. 

28)  In  dem  Pnblicationspatent  zum  Landreoht  von  1610  heisst  es,  das 
Landrecht  habe  einzelne  zweifelige  Punkte  und  Artikel  enthalten,  welche 
einer  Erläuterung  und  Decision  bedurften,  darum  habe  es  der  Pfalzgraf  von 
Neuem  revidiren  lassen. 

29)  Heidelb.  1611  foL  Neuer  Abdruck:  Heidelb.  1657  fol.  und  Weinheim 
1700  (mit  einem  Pnblicationspatent  von  1698).  Nach  dieser  Ausgabe  ist 
das  Landrecht  mit  Ausnahme  des  ersten  processualischen  Theiles  gedruckt  bei 
V.  d.  Nahmer  S.  401  ff. 

29a)  Die  Kurpfölzische  Landesordnung  war  schon  vorher  daselbst  pnbli- 
cirt  worden  (Aniberg  1599  fol.). 

30)  Vgl.  V.  Selchow  §.  86,  Wächter  gem.  Recht  S.  57  f.,  Gerber 
Princip  S.  173.  N.  45,  besonders  aber  Gengier  Quellengeschichte  des  Bayer. 
Privatr.  L  S.  119  ff. 

31)  S.  1.  et  a.  (Baden  1511  fol.),  18  Blätter.  Wie  es  scheint,  sehr  selten, 
vgl.  Panzer  Annalen  I.  S.  334.  Stintzing  Ulr.  ZasiuaiS.  156  sagt,  er 
habe  sie  nie  gesehen.    Ich  benätzte  das  Exemplar  der  Berliner  Bibliothek. 
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setzgebung  den  grössten  Antheil  hatte,  ergiebt  sich  sowohl  aus 
dem  Publicationspatent,  als  aas  dem  ganzen  Inhalt  des  Gesetz- 
buchs. .In  beiden  spricht  sich  die  entschiedenste  Begünstigung 
des  römischen  Rechts  und  ein  grosser  Widerwille  aus,  deutsch- 
rechtliche Sätze  oder  Institute  anzuerkennen.  In  dem  Publica- 
tionspatent heisst  es: 

Whuiol  die  gewonheUen  u.  gehruch  der  Stette  u.  Communen 
von  gemeinen  Hechten  hestendiheU  Krafft  u,  gewaltsami  inn 
u.  usserthalb  rechtem  haben  sollen,  So  befinden. wir  doch  uss 
erfarung  das  die  infürung  der  gewontieiten  offt  u.  dick  uss 
Unwissenheit  der  Jceiserlichen  sa;Unmgen  u.  rechten  u.  mitir- 
rung  (!)  erwachsen,  u.  sich  erheben  lichüich  inn  schlechter 
einfaltiger  menschen  gemüten  v&rwenungen,  einer  bestendigen 
gewonheit,  die  doch  usu  s^yten  uss  gebresten  u.  mangd  der  we- 
sentlichen stück,  so  die  inn  recMfertigungen  nü  fürbracht, 
abherkant,  So  werden  auch  offt  in  geringen  geisircken  under 
einer  öberkeit  vylerley  underwertiger  unglicher  gewonheiten  er- 
funden, u,  in  fürvaUenden  geschichten  u,  handeln,  die  etusyten 
glichförmig  aber  unglich  (!)  gebracht,  u.  in  rechtsprüchen  wi- 
derwertiglich  herkent,  wie  wir  dann  des  von  den  unsern  an 
unsem  ober  u.  undergerichten,  u.  besunder  jsu  rechtfertigungen 
u.  Sachen  die  erbung  unnd  erbfeU  berürn  begegnet  sin  under- 
rieht,  u.  sind  darumb  bewegt  worden  zu  nutise  u.  guten  unsem 
Untertanen,  u.  sdlich  kosten  u.  scheden  darinn  sie  inn  bewe- 
rungen  u.  tsssfürungen  angezeigter  gewonheiten  bissher  gefürt 
sind  zuverhüten  mit  gutem  rate  u.  vorbetracik  ein  gliche 
erbung  Z  u.  erbschafft  in  unserm  fürstenthum  ....  zuordnen 
u.  fürzunemen. 

Alle  entgegenstehenden  Gewohnheiten  sollen  alfgethan  sein: 
Wiewol  wir  auch  wol  geneigt  gewesen  weren^  diss  unnser  Ord- 
nung gemeynem  keyserlichen  rechten  gemess  fürzenemen,  so 
haben  wir  doch  inn  vyl  fdlen  u,  besonder  inn  erbfdlen  der 
eelüt  mit  oder  ane  Kynd  vrer  verlassen  habe  u.  guter  halb 
befunden  das  es  zuvü  ioytschweyffig  u.  den  herbrachten  ge- 
brachen u,  gewonheiten  ....  widerig  u.  das  daruss  mergTdich 
missversteniniss  u.  verdriess  under  den  Eelüten  gegeneynander 
oder  gegen  iren  kynden  entspringen  möchte,  u.  darumb  dem 


Wegen  dieser  grossen  Seltenheit  und  weil  Zasius  der  Verfasser  ist,  referire 
ich  über  diese  Quelle  ausführlicher. 
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gemeinen  reckten,  in  etlichen  feUen  etwas  anderung  ^ßätkm  u. 
unser  Satzung  dem  vemünfftigem  u.  mererm  gebrucJie  inn  unsern 
landen   u.  gebieten  ga/r  nahe  verglichen.     Aber  in   welichen 
feilen  um  gemeynen  geschribefien  rechten  nü  anderung  geion, 
wollen  wir  das  .  ...  an  unsern  ober  u.  undergerichten  gespro- 
chen u.  herkent  werde,  inhalt  gemeyns  geschribnen  rechtens. 
Diese  Statuten  handeln  vom  testamentarischen  und  Intestat- 
erbrecht, dem  ehelichen  Güterrecht,  der  Einkindschaft  und  Vor- 
mundschaft, und  zeigen  überall  die  Neigung,  sich  so  eng,  als  mög- 
lich an  das  gemeine  Becht  anzuschliessen,  und  nur  da,  wo  Ge- 
wohnheiten  oder  ßechtsansichten   fest   im   Volke   wurzeln,   dem 
deutschen  Recht  eine  Concession  zu  machen  8^),  so  dass  sie  zu 
den  am  meisten  romanisirenden  Quellen  dieser  Periode  gehören. 
Nachdem  im  Jahre  1535  die  Markgrafschaft  getheilt  war,  in 
Baden-Baden  und  Baden-Durlach,  erhielt  jeder  Theil  sein  beson- 
deres Landrecht. 

1)  Das  Landrecht  für  Baden-Baden  von  1588  wurde 
nur  handschriftlich  publicirt  und  erst  1805  durch  den  Druck  be- 
kannt gemacht;  in  seinen  vier  ersten  Theileji  ist  es  wörtlich  aus 
dem  Würtembergischen  Landrecht  von  1567,  in  dem  fünften, 
strafrechtlichen,  Theile  fast  ganz  aus  dem  Pfälzischen  Landrecht 
geschöpft  ^^). 

2)  Für  Baden-Durlach  wurde  1654  ein  Landrecht  publi- 
cirt,  welches    gemäss   dem   Publicationspatent   vom  Jahre    1654 


32)  Hauptsächlich  ist  dies  im  ehelichen  Güterrecht  der  Fall;  vgl.  besonders 
art.  9,  11,  12,  16.  —  Art.  14  schafft  das  Yerfangenschaftsrecht  ab  und  charak- 
terisirt  dasselbe  folgendermaassen :  unnd  sind  also  die  Kinder  irer  eitern 
eignen  guter  hy^  irem  leben  herren  unnd  eigenthumer  worden,  das  dann  wider 
recht  vernunfft,  auch  inn  vil  feilen  die  natürlich  erbschafft  legittima  genant 
andern  hindern  so  nachfolgend  von  einem  vatter  oder  muter  in  der  aridem  ee 
geborn  werden,  dadurch  abgestrickt  unnd  benommen  worden.  —  Die  Einkind- 
schaft wird  art.  18  nur  unter  grossen  Cautelen  zugelassen:  Wiewol  nach  ge- 
meinen rechten  päd  und  geding  dadurch  künfftige  erbung  yemand  zusteen 
solt  unbündig,  so  haben  wir  doch  het'funden  in  unserm  fürstenthum  .... 
über  menschen  gedechtnis  in  Übung  u.gebruchung  herkommen  sie,  das  u.  s.  w. 
In  Betreff  der  Vormundschaft  wird  der  Unterschied  zwischen  Tutela  und  Oura 
mit  den  römischen  Altersterminen  durchgeführt. 

33)  Sammlung  der  Landrechte,  Landesordnung  (I)  der  Markgrafen  Baden- 
Baden  L  Das  Baden -Baden'sche  Landrecht,  Karlsr.  1805.  8.  Vgl.  über  das- 
selbe Wächter  Würtemb.  Privatr.  L  S.  321.  N.  4  und  gem.  Recht  S.  58  f.; 
über  die  Sorglosigkeit  bei  einzelnen  Aenderungen  Wächter  gem.  Becht 
S.  59.  N.  67.      . 
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schon  1622  gedruckt  war,  aber  wegen  eingetretener  Kriegsver- 
hältnisse erst  1654  publicirt  werden  konnte;  daher  trägt  es  auch 
in  der  ersten  Ausgabe  das  Druckjahr  1622  •^*).  Es  folgt  ganz 
und  gar  dem  Pfälzischen  Landrecht  von  1582  und  weicht  nur  in 
dem  siebenten,  strafrechtlichen,  Theil  von  diesem  öfter  ab  **). 
Doch  zerlegt  es  dessen  ersten  Theil  in  drei  Theile:  Gerichtsord- 
nung,  Hofgerichtsordnung,  und  Ehe-  und  Ehegerichtsordnung. 
Der  vierte  Theil  handelt  dann  von  Contracten,  der  fünfte  von 
Testamenten,  der  sechste  vom  Intestaterbrecht,  der  siebente  vom 
Strafrecht. 

Ausserdem  erhielt  Baden  eine  ausführliche  Landesordnung, 
in  deren  drittem  Theil  sich  eine  Vormundschaftsordnung,  in  dem 
vierten  Bestimmungen  über  Contracte  und  Handel,  im  achten 
über  verschiedene  Gewerbe,  im  neunten  auch  eine  Vogt-  u.  Büg- 
Crerichtsordnung  finden  *^). 


§.  86.    Rheioische  Landrechte. 

L     Jülich-Berg. 

Unter  dem  Titel  Ordenunge  u.  principaill  Ärtictden  des  lant- 
rechten,  so  wie  die  selvygen  van  cUdem  herkomen  hyst  noch  her  in 
du  jair  funfftjsienhondert  seven  u,  dryssich  in  deme  furstendomp 
Guylich  gehruycht  u.  gehabten  synt  worden^)  wurde  in  dem  Für- 
stenthum  Jülich  im  Jahre  1537  das  Gewohnheitsrecht  in  70  Ar- 
tikeln  aufgezeichnet,    ohne    dass   das   römische  Recht   oder   die 


34)  Landtrecht  und  Ordnung  der  Fürstenthumben  der  Marggraveschaflften 
Baden  und  Hochberg,  Landtgraveschalfb  Saussenberg,  auch  Herrschaft  Bötteln 
und  Badenweüer  etc.,  Durlach  1622  fol.  Vgl.  Wächter  gem.  Recht  S.  60. 
N.  70.  -r  Ich  konnte  nur  die  folgende  Ausgabe  benützen  Durlach  1710  fol. 
—  Ausserdem  erschien  noch  ein  Abdruck:  Oarlsruhe  1773.  8. 

35)  Vgl.  Wächter  gem.  Recht  S.  61. 

36)  Ich  kenne  nur  die  Ausgabe:  Lands-Ordnung  der  Fürstenthummer  und 
Landen  der  Marggraffschafften  Baden  und  Hachberg  u.  s.  w.  In  Neun  Theil 
verfasset.  Durlach  1715  fol.  —  Wann  die  Landesordnung  entstand,  vermag  ich 
nicht  anzugeben;  jedenfalls  vor  1715,  da  es  in  dem  Druck  dieses  Jahres  heisst: 
vonneuemtüieder  aufgelegt.  In  IL  tit.  18  wird  auf  eine  Verordnung  des  Mark- 
grafen Karl  von  1573  Bezug  genommen. 

1)  In  Lacomblet  Archiv  f.  d.  Gesch.  des  Niederrheins  1832.  I.  S.  111— 
147;  über  diese  Quelle  S.  30  ff. 
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Wissenschaft  einen  Einfluss  erhielt;   es   bezieht  sich  diese   Ord- 
nung auf  Privatrecht,  Process  und  Strafrecht  und  enthält  altÄer- 
gebrachtes  Recht. 

Da  die  Stände  1547,  1549,  1550  wiederholt  die  Abfassung 
eines  Gesetzbuchs  verlangten  ^),  so  liess  der  Herzog  sich  zunächst 
das  bisher  beobachtete  Landrecht  von  1537  einreichen,  und  da 
dessen  Vorschriften,  besonders  für  den  Process  nicht  ausreich- 
ten, einen  Entwurf  durch  Hubert  Smetz  verfassen,  bei  welchem 
das  bisherige  Gewohnheitsrecht  ^)  und  die  kaiserlichen  und  gemeinen 
beschriebenen  Rechte  berücksichtigt  werden  sollten.  Das  Privat- 
recht war  im  Jahre  1554  ausgearbeitet*).  Es  wurde  das  Ge- 
setzbuch, welches  Process  und  Privatrecht  enthält,  nachdem  es 
von  den  Ständen  von  Jülich  und  Berg  berathen,  in  einzelnen 
Punkten  modificirt  und  von  Karl  V.  1555  bestätigt  war,  von 
Herzog  Wilhelm  im  Jahre  1555  publicirt  als:  Ordnung  u.  Befor- 
mation  des  gerichtlichen  Process,  sampt  ErUärung  etlicher  Felle, 
so  sich  gemeiniich  zutragen  u.  s.  w. 

Es  wurde  noch.  1556  und  1564  revidirt  und  mehrmals  her- 
ausgegeben, wobei  man  die  in  der  Zwischenzeit  erschienenen 
Verordnungen  anhängte  *).  Auch  die  Revision  von  1564,  welche 
124  Aenderungen  und  Zusätze  enthält,  wurde  nach  ihrer  Geneh- 
migung durch  die  Stände,  vom  Kaiser  Maximilian  H.  im  Jahre 
1564  bestätigt,  da  die  Prüfung  durch  die  kaiserlichen  Räthe  er- 
geben habe,  dass  sie  gegründet  sei  auf  Recht  u.  dUe  PiUichkeü 
u.  (Ute  herJchommen  u.  loblichen  Gebratich,  gewohnheitten. 


2)  üeber  die  Geschichte  der  folgenden  Gesetzgebung  Tgl.  Manrenbrecher 
Bheinpreuss.  Landrechte  I.  S.  104  ff.,  Lacomblet  I.  S.  64  ff. 

3)  Vgl.  oben  S.  272.  N.  21. 

4)  Die  Redaction  desselben  war  Gonr.  v.  Heresbach  übertragen,  über 
welchen  zu  vergleichen  ist  Adam  vitae  JCtorum  p.  100  f.,  Bianco  Gesch. 
der  Univ.  Cöln  I.  8.  727—731,  A.  G.  Schweitzer  de  Oonradi  Heresbachii 
vita  et  scriptis.  Bonnae  1849.  8.  —  1496  geb.  (nach  Adam  und  Anderen  erst 
1508;  vgl.  jedoch  Schweitzer  p.  11),  studirte  er  Jurisprudenz  und  Philo- 
sophie zu  Preiburg,  Padua  und  Ferrara  und  wurde  am  letzteren  Ort  1522 
Doctor.  Er  war  ein  Freund  des  Erasmus  und  Melanthon  und  lebte  am  Hofe 
des  Herzogs  Johann  HI.  und  dann  Wilhelm  IV.  von  Jülich.  —  Seine  gesetz- 
geberische Thätigkeit  versetzt  Schweitzer  p.  11  irrthümlich  in  das  Jahr  1568. 

5)  Vgl.  darüber  Maurenbrecher  S.  104  ff.,  nach  welchem  auch  die 
Angaben  bei  v.  Kamptz  HI.  S.  115  ff.  zu  berichtigen  sind.  Die  Revision 
von  1564  ist  auch  bei  Maurenbrecher  S.  139—306  gedruckt,  unter  Zu- 
grundelegung der  Ausgabe  von  1565  und  Benützung  der  übrigen  Ausgaben. 
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Die  Vorrede  giebt  als  Motiv  der  Gesetzgebung  an,  dass  Miss- 
bräuche und  Unrichtigkeiten  eingerissen  seien,  deren  etliche  ge- 
meinen beschriebenen  Hechten,  etliche  auch  der  natürlichen  Urbar-  u. 
Billigkeit  ungemess  u.  isuwieder  seien.  Die  Redaction  von  1564 
enthält  108  ohne  festes  System  an  einander  gereihte  Capitel. 
Einzelnes  aus  dem  deutschen  Recht  bleibt  bestehen,  aber  im  All- 
gemeinen wird  das  römische  Recht  und  die  sich  über  demselben 
bildende  Doclrin  stark  begünstigt.  Das  Gesetzbuch  beginnt  mit 
dem  gemeinrechtlichen  Process  und  beruft  sich  zuweilen  auf 
die  lleichsgesetze  ^).  Mitten  unter  den  processualischen  Vor- 
schriften steht  c.  46—48  eine  Vormundschaftsordnung  romani- 
sirender  Tendenz,  welche  grösstentheils  wörtlich  aus  der  Kurcöl- 
nischen  Reformation  von  1538  herübergenommen  und  nur  hie 
und  da  verkürzt  ist  ').•  Den  weiteren  Inhalt  von  c.  69  ab  bildet 
das  Privatrecht  und  zwar  Erbrecht,  Eherecht,  Familienrecht  und 
Verträge;  dabei  werden  manche  römische  Sätze  den  bestehenden 
Verhältnissen   gemäss  modificirt®).    Auffallend  ist,  dass  der  Re- 


6)  Z.  B.  c.  34:  Appellation  an  das  Obergericht  vermög  der  Beichs  Ord- 
nung mündlich  oder  schriftlich  in  10  Tagen,  c.  49  über  Vermuthungen  finde 
man  die  Vorschriften  in  den  gemeinen  beschriebenen  Hechten  «.  Ordnung.  — 
Die  Restitutio  i.  i.  wird  den  vorliegenden  Verhältnissen  gemäss  in  c.  68  um- 
gebildet. -^  Bei  c.  39  findet  sich  ein  Abschnitt  mit  der  gemeinsamen  üeber- 
schrift:  Folget  hernach  Erklärung  u.  BericTU,  wie  die  Nichtig-  und  Ünrechtig- 
Jceit  der  Processen  u,  TJrtheilen  zu  verhüten,  auch  in  etlichen  Sachen  u.  ge- 
meinen Fällen  zu  urtheüen. 

Eine  Verordnung  von  1558,  auch  bei  Säur  IJL  p.  36,  bestimmt,  dass  die 
Frocessordnung  auch  für  die  Bauerngerichte  gelten  solle:  an  aüen  Hofsgerichten 
u,  Lahntbäncken, 

7)  Auch  in  der  Kurcöln.  Reformation  (bei  Maurenbrecher  L  S.  351 — 
357)  steht  die  Vormundschafbsordnung  mitten,  im  Process.  Maurenbrecher 
hat  den  Znsammenhang  beider  Quellen  ganz  übersehen. 

8)  Z.  B.  c.  69:  das  Testament  wird  beschränkt  auf  Mobilien  und  erwor- 
bene Immobilien,  im  Gegensatz  gegen  die  ererbten,  für  welche  die  gesetzliche 
Erbfolge  eintreten  muss ;  o.  93  und  94 :  für  das  Erbrecht  in  Rittergüter  deutsche 
Grundsätze  mit  Vorzug  des  Mannsstammes  und,  in  beschränktem  Sinne,  auch 
der  Erstgeburt.  Im  ehelichen  Güterrecht  bleibt  man  im  Gegensatz  gegen  die 
gemeine  beschriebene  Recht  bei  den  über  aller  Menschen  Gedencken  alther- 
kommende  Gewohnheit  u.  Gebrauch,  dls  Privilegium  der  Lande  hesitzlich; 
c.  75:  die  Einkindschaft  soll  erlaubt  sein,  obgleich  ncich  Besage  gemeiner 
Bechten  Verträge  verboten  sind,  welche  den  Erben  ihr  künftiges  Erbrecht 
entziehen;  c.  85:  in  der  Erbfolgeordnung  werden  deutsche  Grundsätze 
festgehalten,    aber    auch    die  Vorschriften   der  Reiohsgesetze    beobachtet;    c. 
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tract  der  Verwandten  als  m  GotUidhen,  dergleichen  hey  den  Geist- 
lichen u.  Wdäichen  Hechten  begründet  angesehen,  und  dass  nach 
Aufführung  einzelner  Fälle,  in  denen  kein  Retract  stattfinden 
soll,  gesagt  wird,  dass  noch  mehr  solche  Fälle  in  gemeinen  Heck- 
ten bestimmt  sind.  Einzelne  Stellen  haben  die  Kurcölnische  Re- 
formation zur  Quelle  ®). 

Am  Schluss  wird  c.  108  bestimmt,  dass,  wo  die  Rechtsord- 
nung keine  Bestimmung  enthalte,  nach  gemein  beschriebenen  Beehr' 
ten,  Privilegien  u.  Landsgebrau^ch  zu  entscheiden  sei;  neben  dem 
Gesetzbuch  bleibt  also  noch  das  Gewohnheitsrecht  erhalten  ^^). 

n.    Kurcöln»!)- 

Kurtürst  Herman  liess  im  Jahre  1538  für  sein  Stift  ein 
Landrecht  verfassen,  in  welchem  er  zum  Theil  reichsgesetzliche 
Vorschriften  publicirte,  zum  Theil  dem  römischen  Recht,  beson- 
ders im  Process  und  Privatrecht,  eine  weitere  Anwendbarkeit  er- 
theilte.  In  der  Vorrede  spricht  er  den  Wunsch  aus,  dass  das 
römische  Recht  in  seinem  Lande  die  Oberhand  behalte;  doch 
wolle  er  jedem  Stande  und  Ort  es  gestatten,  seine  bisherigen 
Gewohnheiten  und  Verordnungen  beizubehalten.  Nach  Berathungen 
mit  dem  Domcapitel  ••)  und  den  Ständen  wurde  das  Gesetzbuch 
im  Jahre  1538  publicirt  als  des  Erzstifftes  Köln  Beformation  dere 
wdÜicher  Gericht^Bechts  u.  PoUijsei  **).  Diese  Reformation  besteht 
aus  acht  verschiedenen  Stücken: 

1)  Weltliche  Gerichtsordnung  i*),  grösstentheils  aus  der  Mainzer 


103   hält  zum  Theil  Bestimmungen  des  deutschen  Bechts  über  die  Satzung 
aufrecht. 

9)  Vgl.  c.  100,  102,  104  und  107  mit  derKurcöln.  Reformation  bei  Mau- 
renbrecher I.  S.  372  flf.,  374  f.,  379  f.;  vgl.  N.  7. 

10)  Die  Ordnung  verweist  auch  c.  60  auf  die  Bechtsgelehrten.  Nachdem 
eine  Beihe  von,  übrigens  dem  römischen  Becht  grösstentheils  tmbekannten, 
Fällen  angefahrt  ist,  ^  in  welchen  keine  Verjährung  stattfindet,  heisst  es,  über 
andere  Fälle  möge  man  sich,  wenn  es  Noth  thut,  bey  den  Bechtsgelehrten  wei- 
ter befragen. 

12)  lieber  das  Kurcöln.  Landrecht  vgl  v.  Eamptz  IIE.  S.  273  flf.,  Mau- 
renbreoher  L  S.  309—346. 

13)  Interessant  ist  das  Gutachten  des  ständischen  Ausschusses  von  1537 
über  zwei  Fragen  in  Seuchen  der  Reformation  der  weltlichen  Gerichte,  bei 
Kindlinger  Münster.  Beitr.  IL,  Urkunden  S.  372—377. 

14)  Cöln  1538  fol.,  dann  auch  Nümb.  1621.  4.  und  sonst;  zuletzt  die  pri- 
vatrechtlichen Stücke  bei  Maurenbrecher  I.  S.  349  flf. 

15)  Auch  besonders  bei  Säur  I.  p.  39—56. 
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Gerichtsordnung  von  1534  *^  geschöpft.  Sie  wendet  sich  an  die 
Grafen  und  SchöflFen  der  verschiedenen  Gerichte  der  Stadt  Cöhi 
und  an  die  Vögte,  Gaugrafen,  Schultheissen,  Schöffen  u.  s.  w. 
der  anderen  Gerichte  des  Stifts.  Es  sei  diese  Gerichtsordnung 
ntiit  Zuziehung  der  Landstände  erlassen,  um  der  häufigen  Nich- 
tigkeit der  geführten  Processe  zu  begegnen.  Mitten  in  der  Dar- 
stellung des  Processes  steht  eine  Vormundschaftsordnung  *'). 

2)  Ein  Auszug  aus  der  Reformation  der  geistlichen  Ge- 
richte •®). 

3)  Eine  Reformation  des  heimlichen  Westphälischen  Freien* 
gerichts. 

4)  Die  Carolina. 

5)  Ein  Tcmizer  begriff  fast  aller  ErbfeUe  tiss  den  Keyserlichen 
beschribenn  Reckten,  auch  Keyserlicher  Maiestät  u,  des  heyl.  Reichs 
Constitution,  aUein  zu  berichtung  des  gemeynen  Rechten,  u.  des 
Reichs  Ordnungen,  den  tmderthanen  zu  gute  gestellt;  doch  eynem 
jeden  stände  u,  ort  an  jren  löblichen  Satzungen,  Ordnungen,  plebisci- 
ten  u.  wdhergebrachten  gewonheiten,  so  durch  Keyserl,  Maiestät  nü 
abgethan  unabbrüchlich.  Da  die  Obergerichte  nach  gemeinem  Recht 
urtheilten  und  durch  die  ünkenntniss  desselben  bei  den  Unter- 
gerichten  viele  Urtheile  derselben  in  der  Appellations- Instanz 
vernichtet  würden,  werden  die  Sätze  des  römischen  Erbrechts 
zur  Belehrung  auseinandergesetzt.  Ausserdem  wird  auch  das 
eheliche  Güterrecht  nach  deutschem  Recht  dargestellt,  und  werden 
die  aus  demselben  sich  ergebenden  Consequenzen  auch  für  das 
Erbrecht  berücksichtigt. 

6)  Von  edichen  missbreuchen,  so  icss  Unwissenheit  des  Rechten 
....  sich  zu  Zeiten  zutragen,  hievor  nit  gemdt,  so  warnungs  weise 
den  underthanen  angetzeigt  werden  damit  niemands  unwissensshoHh 
jn  Schilden  gefürt  werde:  über  Kauf  auf  Wiederkauf,  Pfandrecht, 
Bürgschaft,  Dispositionen  über  einen  künftigen  Erbfall,  Schulden 
der  Kinder  in  väterlicher  Gewalt,  Vormundschaft. 

7)  Polizei  des  Erzstifts  Göln;  polizeiliche  Bestimmungen  im 
Anschluss  an  die  Reichsgesetze. 

8)  Formulare  etlicher  Citation  und  Ladung. 

Die  Reformation  ist  also  eine  wesentlich  processualische  und 


16)  Vgl.  S.  259.  N.  4. 

17)  Saar  p.  42—44,  Maurenbrecher  S.  351—357. 

18)  Vgl.  oben  S.  260.  N.  8. 
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polizeüiche  Gesetzgebung;  im  Privatrecht  beschränkt  sie  sich  auf 
einzebie  Verordnungen.  In  der  folgenden  Zeit  veranlassten  die 
Erzbischöfe  mehrmals,  z.  B.  1550,  die  Sammlung  der  Gewohn- 
heiten der  einzelnen  Gemeinden,  und  es  entstanden  so  in  den 
Städten  Schöffenbücher,  Weisthümer,  Statutensammlungen  u.  s.  w. 
Die  Stände  beantragten  im  Jahre  1659  wegen  des  Mangels  an 
privatrechtlichen  Vorschriften  die  Abfassung  eines  allgemeinen 
Landrechts  und  besonders  von  Normen  über  die  Erbfolge  in 
Lehen  und  AUod.  Ln  Jahre  1660  übergab  ihnen  der  Kurfürst 
ein  Project,  welches  er,  trotz  der  Bedenken  der  Stände  und  wäh- 
rend der  Discussionen  der  Ausschüsse,  im  Jahre  1663  unter  dem 
Titel  Bechtsordnung  publicirte.  Als  sich  darauf  die  Stände  be- 
schwerten, dass  es  ohne  einige  unsere  Vortoissen  prcpagirt  u.  publi- 
cirt  sei,  versprach  der  Bischof  Vorschläge  zur  Aenderung  anneh- 
men zu  wollen.  Doch  ist  von  solchen  nichts  weiter  bekannt  i^). 
lieber  die  Absicht  bei  dieser  Gesetzgebung  und  über  ihr  Ver- 
hältniss  zu  dem  bisherigen  Gewohnheitsrecht  und  zu  den  gemei- 
nen Rechten,  spricht  sich  die  Vorrede  aus:  da  sich  oft  eine  Partei 
auf  gemeine  Lands-  oder  aber  absonderliehe  Stadt  oder  Ämbts  her- 
gebrachte, von  denen  beschriebenen  Rechten  abweichende  Getoohn- 
heiten  beriefe,  die  andere  widerspräche  und  mit  dem  Beweise  der 
Gewohnheit  oft  grosse  Zeit  verloren  gehe,  da  ferner  die  vielen 
verschiedenen  Gebräuche  den  Richter  irre  leiteten,  so  seien  die 
Gewohnheiten  gesammelt  worden ;  alle  in  die  Rechtsordnung  nicht 
aufgenommenen  Gewohnheiten  sollen  ohne  Ausnahme  nichtig 
und  kraftlos  sein,  und  alle  übrigen  Fälle  nach  denen  gemeinen  be- 
schriebenen Hechten  erörtert  u.  abgetbrtheüt  werden, 

Lu  Jahre  1751  reichten  die  Landstände  ein  Verzeichniss 
dunkler  oder  zweideutiger  Stellen  des  Landrechts  ein  und  baten 
um  deren  Erläuterung;  1752  vervollständigten  sie  noch  das  Re- 
gister. Nachdem  die  Regierung  von  den  weltlichen  und  geist- 
lichen Gerichten  Gutachten  eingeholt  hatte,  publicirte  sie  1767 
eine  Verordnung  zur  Erläuterung  des  Landrechts,  zunächst  ohne 
Titel;  in  der  Praxis  erhielt  sie  die  Benennung:  des  Churfürsten 
Max  Heinrich  Erlätdertmg  einiger  zweifelhaften  Fälle  der  Rechts- 


19)  Maurenbrecher  L  S.  323  fahrt  8  Drucke  des  Cölnischen  Land- 
rechts von  1663  an,  von  denen  aber  nur  der  erste  eine  offidelle  Ausgabe  ist. 
—  Maurenbrecher  L  8.385^462  druckt  es  auch  ab,  mit  den  Erlänterongen 
von  1767. 
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Das  Landrecht  von  1663  zerfällt  in  16  Titel  mit  einzelnen 
Paragraphen  und  handelt  von  Erbrecht,  Einkindschaft,  Vormund- 
schaft, Kauf,  Pfandrecht,  Pacht,  Retract,  Verjährung.  Es  beruht 
zum  grossen  Theile  auf  der  alten  Reformation  und  auch  auf  dem 
Jülich-Bergischen  Landrecht  von  .  1564  ^®),  und  ist  eine  Codifica- 
tion  des  einheimischen  Rechts  unter  fortlaufender  Berücksiditi- 
gung  des  römischen  Rechts  und  mit  vielen  Einflüssen  desselben 
auf  das  deutsche  Recht  ^').  Die  Nothwendigkeit,  das  einheimische 
Recht  zu  berücksichtigen,  war  um  so  dringender,  als  die  im 
Landrecht  nicht  aufgenommenen  Gewohnheitsrechte  abgethan 
sein  sollten. 

IIL    Kurtrier  22). 

Ausser  anderen  Ordnungen  wurde  in  dem  Kurfiirstenthum 
Trier  im  Jahre  1537   auch  eine  üntergerichtsordnung  (vgl.  oben 


20)  Maurenbreoher  scheint  es  zu  übersehen,  dass  manche  Stellen  wört- 
Uch  dem  JäUchschen  Landrecht  entlehnt  sind;  vgl.  tit.  3,  4,  6,  14  mit  Jül.- 
Berg  c.  80,  81,  93,  106. 

21)  Keineswegs  ist  Maurenbrecher's  (S.  323)  Behauptung  richtig,  dass 
der  grösste  Theil  modificirtes  römisches  Becht  und  auf  einheimisches  Becht 
nur  in  einigen  Materien  Bücksicht  genommen  sei.  Beispiele  für  meine  An- 
sicht: I.  §.  2 — 6  über  die  Form  des  Testaments;  §.  7  in  jedem  Testament 
soll  die  Kirche  bedacht  werden;  §.  8  Erbeseinsetzung  ist  nicht  nothwendig; 
auch  ohne  ausdrückliche  Anführung  wird  die  Oodicillarklausel  angenommen; 
worüber  im  Testament  nicht  Terfügt  ist,  dafür  tritt  die  Intestaterbfolge  ein; 
es  findet  kein  Abzug  der  Quarta  Falcidia  oder  Trebelliana  Statt,  tl.  §.  5  Aus- 
steuer der  Kinder,  welche  in  einen  Orden  eintreten.  III.  besondere  Grand- 
satze über  Beerbung  eines  Kindes  durch  seine  Eltern.  Für  die  Stammgüter, 
in  Betreff  deren  die  geltenden  erbrechtlichen  Grundsätze  in  letzter  Zeit  bis- 
weilen —  (gewiss  durch  zu  ausgedehnte  Anwendung  des  römischen  Bechts) 
eum  Verderb  u.  Untergang  der  Bitterschaft  in  Streit  gezogen  seien,  werden 
auf  Bitte  der  Bitterschaft  au^hrliche  Bestimmungen  über  Erbfähigkeit,  Aus- 
stattung der  Töchter,  Vorzug  des  Mannsstammes  erlassen.  Tit.  YU  enthält 
den  Vergleich  der  Bitterschafb  und  des  Kurfürsten  über  die  Succession  in 
Lehngüter,  von  1659;  die  Bitterschaft  hatte  behauptet,  dass  vermöge  beson- 
derer Gewohnheit  die  Frauen  ebenso  wie  die  Männer  successionsberechtigt 
seien,  der  Kurfürst  hatte  das  Gegentheil  vertheidigt.  Tit.  VIII  eheliches  Gü- 
terrecht mit  deutschen  Grundsätzen.  Tit.  X  Einkindschaft.  Auch  Tit.  XI 
über  Vormundschaft  enthält  viel  deutsches  Becht.  Tit.  XII.  §.  lEigenthums- 
übergang  bei  Grundstücken  erst  mit  4er  gerichtlichen  Insinuation.  Tit.  XIII 
über  Pfandrecht  enthält  durchaus  deutsche  Sätze.  Tit.  XV  Betract.  Diese 
Inhaltsübersicht  rechtfertigt  die  Benierkung  im  Text  gegen  Maurenbreoher^s 
Ansicht. 

22)  üeber  die  Gerichts-  und  Beohtsverfassung  vgl.  J.  Marx  Gesch.  des 
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S.  382,  N.  49)  publicirt,  in  welcher  abgesehen  von  den  proces- 
sualischen  Vorschriften  und  den  Formularen  für  Klagen  und  ür- 
theile  auch  Abschnitte  über  Privatrecht  enthalten  sind,  Vormund- 
schaft, Einkindschaft,  Verjährung,  Abtrieb.  In  ihr  ist  die  Mainzer 
üntergerichtsordnung  von  1534  benutzt  2*). 

Im  sechzehnten  Jahrhundert  beschäftigte  man  sich  mit  Auf- 
zeichnung des  Gewohnheitsrechts;  es  wurde  im  Jahre  1574  in 
der  gemeinen  Amtsordnung  bestimmt  **);  dass  in  jedem  Amt  ein 
Buch  angelegt  würde,  um  zu  verzeichnen  eitles  jeden  Fleckens^ 
DorffSy  Gerichts  y  u.  andere  weissthomb  mit  atisführlicker  Anseig^ 
um  ein  jeder  darin  begriffener  Punkt  üblich  ^  herkommen  u.  noch 
jetisund  geiratichlich  gehalten. 

Ein  Landrecht  erhielt  Trier  im  Jahre  1668  (Landrecht  des 
Ertzstiflfts  Trier  .  .  .  .  auffgericht  im  Jahr  1668)«*).  In  der 
Vorrede  *®)  sagt  der  Erzbischof,  es  hätten  sich  aus  den  alten 
Gewohnheiten  viele  unrechtmässige  unvernünfftige ,  den  gemeinen 
Rechten  u,  sogar  der  natürlicher  Billigkeit  ....  zuwieder  lauffende 
Missbräu>ch  entwickelt;  da  über  den  gesunden  Sinn  der  Gewohn- 
heiten leicht  Streit  entstehe  und  ihr  Beweis  schwer  zu  fuhren  sei, 
thue  ein  Gesetzbuch  Noth.  Was  von  den  Gebräuchen  des  ganzen 
Landes,  der  Städte,  Flecken  oder  Dörfer  nicht  in  das  Landrecht 
aufgenommen  sei,  solle  überhaupt  aufgehoben  sein ;  in  Betreff  der 
im  Gesetzbuch  nicht  entschiedenen  Fälle  solle  es  sein  Bewenden 
haben  hei  der  Disposition  der  Gemein  beschriebener  Hechten. 

Das  Landrecht  zerfällt  in  18  Titel  und  Paragraphen;  es 
nimmt  die  privatrechtlichen  Titel  der  üntergerichtsordnung  von 
1537  und  andere  Titel  aus  der  Jülich-Bergischen  Rechtsordnung 
auf,  schliesst  sich  aber  am  engsten  an  das  Kurcölnische  Land- 
recht an  und  arbeitet  dasselbe  genauer  aus.  Einzelne  Titel  sind 
in  dem  Trierer  Landrecht  selbständig  hinzugekommen. 

Eine  Revision  des  Landrechts  wurde  im  Auftrage  des  Erz- 
bischofs Johann  Hugo  durch  die  Trierschen  Hofräthe  Enkerich, 


ErzstiftB  Trier,  1.  Abth.  2.  Bd.  1859.  —  Ueber  das  Landrecht  v.  d.  Nahm  er 
I.  S.  LXn  ff.,  Maurenbrecher  IL  S.  3-42. 

23)  Vgl.  Fuchs  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht  XVII.  S.  299.  —  Einige 
Abänderungen  dieser  Ordnung  ans  dem  Jahre  1561  bei  Hontheim  historia 
Trevir.  11.  p.  862—864,  aus  dem  Jahre  1569  III.  p.  16  seq. 

24)  Hontheim  histor.  Trevir.  UI.  p.  40,  Marx  a.  a.  0.  S.  33. 

25)  Trier  1668.  4.;  es  giebt  keine  neuere  Ausgabe. 

26)  Bei  Maureubrecher  ü.  S.  43—45. 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


~     401     ^ 

Ebentheurer  und  Haydrich  begonnen,  unter  Erzbischof  Karl  1713 
vollendet  und  1714  publicirt^').  In  ibr  wurde  im  Allgememen 
nur  die  Form  verbessert  und  vier  Titel  neu  hinzugesetzt. 

Die  Aufhebung  der  Statutarrechte  griif  um  so  tiefer  in  den 
bisherigen  Rechtszustand  ein,  als  das  Geäetzbueh  auch  in  seiner 
Revision  von  1713  einen  sehr  massigen  Umfang  hat  und  dem 
römischen  Recht  einen  weiten  Spielraum  gewährt.  Es  handelt 
vom  Erbrecht,  Familienrecht,  Pfandrecht,  einzelnen  Verträgen, 
Execution  und  Arrest,  Retract,  Verjährung  und  Servituten,  In 
Betreff  der  Testamente  wird  die  allgemeine  Bemerkung  voran- 
geschickt (I.  §.  1),  dass  sie  oft  ungültig  seien,  weil  die  darzfi 
von  den  Kayserlichen  Recläen  erforderten  Sokmnitäten  niclit  beob- 
achtet würden;  im  weiteren  Verlauf  wird  auch  die  deutsche  lorm 
des  Testaments  anerkannt,  und  die  Erbeseinsetzung  nicht  als 
nothwendig  bezeichnet  (§.  2  u.  §.  26).  In  Betreff  der  Alimen- 
tation unehelicher  Kinder  und  des  mangelnden  Erbrechts  der 
Adoptivkinder  kommen  deutsche  Anscliauuugen  mv  Geltung  ^^). 
Das  Erbrecht  der  Ehegatten  (Tit.  6)  wird  durch  ausführliche 
deutsche  Vorschriften  geregelt,  denen  der  Gedanke  der  Errungen- 
schaftsgemeinschaft zu  Grunde  liegt;  da  sehr  verschiedene  und 
von  den  gemeinen  Rechten  abweichende  Gewohnheiten  bestünden 
(vgl.  §.  3  u.  4),  so  wolle  man  a%css  Lands-Fürdlicher  höhet'  obrig- 
heiUicher  Macht  u,  Gewalt  solide  in  alhu  unbillige  Wurckungen 
extendirte  Gebräitch  auff  vernünfftige  leidefdliche  u.  hiUige  Wege 
richten,  massigen  u.  s.  w.  Für  die  Leibzucht  werden  vermittelnde, 
weder  römische,  noch  deutsche  Grundsätze  aufgestellt,  welche 
sich  zum  Theil  an  die  römische  Lehre  vom  ususfructus  an- 
schliessen.  Der  Titel  13  vom  Pfandrecht  enthält  außführliche 
Vorschriften  über  den  Concurs;  zu  den  gemeinrechtlichen  Pfand- 
rechten werden  noch  einige  neue  gesetzliche  und  privilegirte 
hinzugefügt.  Für  den  Verkauf  von  Liegenschaften  und  Renten 
(Tit.  18)  wird  die  gerichtliche  Voruntersuchung,  Ratification  und 
Eintragung  vorgeschrieben,  deren  Unterlassung  aber  nur  mit 
Strafe  bedroht  wird.  Unter  Aufhebung  der  deutschen  Auflassunga- 


27)  Ausgaben:  Trier  1713.  4.,  Koblena  ITIS.  1  (r.  d.  Nahm  er  I  B, 
LXV  setzt  diese  Ausgaben  in  das  Jahr  1714);  Trier  1772  foL;  femer  bei 
V.  d.  Nahmer  11.  S.  503  ff.  und  Maurenbrecher  IL  S.  49—206  mit  Be- 
merknng  der  Abweichungen  des  Landrechts  ron  1668. 

28)  Vgl.  auch  Marx  S.  35  f. 
Deatsche  Rechtsgesohiohte  I.    8. 
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form  wird  der  Eigenthumsübergang   nach  römischem  Recht  an- 
georclnet^ö). 

IV.     Grafschaft  Sponheim««). 

Die  Grafschaft  Sponheim,  in  dem  alten  Nahgau,  zwischen 
Rhein,  Mosel  und  Nahe ,  zerfiel  in  die  vordere  und  hintere  Graf- 
schaft. Die  letztere  kam  nach  dem  Aussterben  der  Grafen  von 
Sponheim  im  Jahre  1437  an  die  Markgrafen  von  Baden  und  die 
Pfalzgrafen  von  ^'eldenz  zu  gemeinschaftlicher  Regierung.  In  ihr 
warde  im  Jahre  1490  der  Gerichtsgebrauch  aufgezeichnet  und 
von  den  Landesherren  bestätigt;  im  Jahre  1544  wurde  eine  ünter- 
gerichtsordnüng  erlassen.  Aus  einer  Revision  derselben  ging  die 
Unterfrenchlsordiiung  von  1578  hervor;  sie  enthält  nicht  blos 
processualisdie,  sondern  zugleich  materielle  Vorschriften  für  die 
Untergerichte^^).  In  ihr  wurde  für  den  Process  die  Churtriersche 
Untergerichtsorduung  von  1537,  für  den  Process  und  das  Privat- 
recht die  Pfalz-Zwßibrückische  Untergerichtsordnung  des  Pfalz- 
grafen Wolfgang  benützt  ^2);  ausserdem  ist  sie  auch  nahe  ver- 
wandt mit  dem  Jülich-Bergischen  Recht  und  dem  Kurcölnischen 
Landrecht.  Das  Motiv  der  Gesetzgebung  giebt  die  Vorrede  an: 
da  die  Untergerichtsordnung  von  1544  nicht  genügend  beob- 
achtet worden,  seien  oft  die  Erkenntnisse  in  zweiter  Instanz  ver- 
nichtet worden;  eine  neue  Processgesetzgebung  sei  daher  zum 
Bedürfnisa  geworden.  Da  in  einzelnen  Materien,  wie  Erbrecht, 
Einkindsehaft,  Retract,  mannnigfache  und  zum  Theil  ungebühr- 
liche Gebräuche  herrschten,  habe  man  in  der  Ordnung  den  proces- 
8ualisc]ien  Bestimmungen  noch  Statuten  über  diese  Fragen  hinzu 
gefugt.  So  finden  eich  besondere  Titel  über  Vormundschaft,  In- 
testaterbrecht, eheliches  Güterrecht,  Einkindschaft,  Retract,  Ge- 
richt sbücherj   Depositengelder,  Verbot  der   Frucht-    oder  Wein- 


SS)  Dtirch  divs  Gesetzbuch  wollte  man  auch  gemeinrechtlichen  Contro- 
vei-sen  begeguün,  z.  B.  tit.  21.  §.26  in  einer  Frage  die  Verjährung  betreffend; 
§.  29  iti  tm deren  Fiilk'Q  der  Verjährung  mag  ein  jeder  sich  bei  den  Bechts 
G^khrten  i^eirtef  Nothdurfft  noch  weiter  befragen, 

30)  YgL  über  ihre  Rechtsquellen  v.  Kamptz  III.  S.  334  ffi,  Mauren- 
brecher IL  S.  209  ff, 

31)  Ausgabe  1578.  8.,  später  nicht  mehr  erschienen.  Bin  Auszug  bei 
V*  Kamptz  IIL  S.  337—342;  ein  Abdruck  der  privatrechtlichen,  zum  Theil 
aui^h     der     procüisuali sehen    Bestimmungen    bei    Maurenbreoher    11.    S. 

32)  Manrenbrccher  S.  214. 


L 
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Zinsen,  Art.  109  schärft  die  Beobachtung  der  Reichapolizei- 
Ordnung  von  1548  ein  und  tit.  111  gebietet,  in  Strafsachen  nach 
der  Carolina  zu  urtheilen.  Im  Jahre  15SG  wurde  eine  Hof- 
gerichtaordnung,  ohne  privatrechtüche  Eeatimmnugen,  gegeben, 
^^elche  grOBSentheils  wörtlich  mit  der  Pfähiachen  Hofgerichts- 
ordnung von  1582  übereinstimmt**)* 

V,    Herrschaft  Wildenburg, 

Die  Herrschaft  Wildenburg ,  auf  dem  rechten  Ufer  der  Sieg, 
erhielt  von  ihrem  Landesherrn  im  Jahre  151) 2  eine  Gerichtsord- 
nung und  ein  Landrecht  in  Verbindung  mit  anderen  Ordnungen.  Sie 
wurden  im  Jahre  1007  revidirt  und  pubhcirt  als:  Gerichtsordnung 
u.  Landrecht,  auch  Polizei,  Ud^,  HüUen,  Bergordnung  u.  Befor- 
maiionf  und  dann  noch  einmal  1 G59  herausgegeben  **). 

In  der  Vorrede  beisst  es,  dass  trotz  der  gemeinen  beschrie- 
benen Rechte  viele  Unordnungen  und  böse  Gewohnheiten  einge- 
scbhchen  seien;  es  hätten  daher  die  Landesherren  dies  Gesetz- 
buch ^um  Theil  aus  gemeitimi  beschriebenen  lieddeHj  ihcüs  aus 
denen  Eedden  u.  natärlicher  Billigkeit  nicht  zuivieder  laufendtu  Ge- 
brauchen, theils  aus  den  Reichagesetzen  verfassen  lassen.  Der 
erste  Theil  enthalt  den  Process,  der  zweite  das  Privatrecht,  der 
dritte  die  Polizeiordnung,  der  vierte  die  Holz-,  Hütten-  und  Berg- 
ordnung- 

Der  zweite  Theil,  das  Privatrecht,  ist  grossentheüs  aus  der 
Frankfurter  Reformation  von  1578  herübergenommen**),  und  ent- 
hält daher  viel  römisches  Recht ;  ja  er  nimmt  noch  mehr  römi- 
sches Recht  auf,  als  die  Frankfurter  Reformation,  und  scbliesst 
sirh  an  einzelnen  Stellen  enger  an  die  Pandekten  an,  als  die 
meisten  anderen  Gesetzbücher  s«).  In  vielen  Partien  hat  dies 
Landrecht  weniger  den  Charakter  eines  für  das  unmittelbare  ße- 
dürfniss  verfassten  Gesetzbuchs,  als  den  eines  das  gemeine  Recht 
zusammenfassenden  Lehrbuchs,  Dem  deutschen  Recht  wird  be- 
sonders in  den  Bestimmungen  über  eheliches  Güterreclit  und 
Einkindschaft  Rechnung  getragen. 


33)  Gedruckt  1587,  auch  bei  Säur  lY,  p.  1—15, 

34)  VgL  dffla  Genauere  bei  v,  Kampt^c  III.  S.  187  E,  Maurenbroclior 
n,  S.  363.  AuBzügc  aus  deu  privatrcchthcheii  Theüca  bei  y.  Kampiz  S* 
18S  ff.  und  Maurenbrecher  IL  8.  369-4ß4. 

35)  Es  wurde  dies  bisher  überaehea, 

36)  Z.  B*  c.  5,  §♦  4  envjihnt  auch  des  Conimodate  »ur  Osten  tat  Ion. 

2ü* 
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§.  87,    Die  Ssterreiehisehen  LAnder.  / 

L     Tirol. 

In  den  verscbiedeDen  Theilen  Tirols  bestand  ein  sehr  ver- 
schiedener Rechtszustand,  denn  während  in  dem  Süden  von  je 
her  römisches  Recht  gegolten  hatte  und  die  Rechtsentwicklung 
hier  mit  der  von  Italien  gleichen  Schritt  hielt,  so  hat  sich  der 
Norden  Tirols  noch  zu  einer  Zeit  gegen  das  römische  Recht  ge- 
wehrt, zu  welcher  es  in  anderen  deutschen  Gebieten  bereits  zu 
unbestrittener  Hen'schaft  gelangt  war  (vgl.  oben  S.  80). 

Tirol  hatte  1496  auf  dem  Landtage  zu  Innsbruck  eine  Polizei- 
ordnung ^),  1499  eine  Halsgerichtsordnung  erhalten^).  Im  Jahre  1526 
publicirte  Karl  V.  von  Tübingen  aus  die  Tiroler  Landesordnung 
in  zwei  Büchern,  von  denen  das  erste  Buch  in  sieben  Abschnitte 
zerfällt  und  das  zweite  Buch  das  Strafrecht  enthält*).  Die  im 
Jahre  1529  von  König  Ferdinand  beschlossene  und  dem  Dr.  Jacob 
Frankfurter  übertragene  Revision  war  1532  fertig;  sie  zerfällt  in 
neun  Bücher  und  ist  bereits  um  Vieles  vollständiger*).  Noch  ein-  j 
mal  wurde  sie  im  Jahre  1573  reformirt:  New  Beformierte  Lands- 
Ordnung  der  Fürsü,  Graf  schafft  Tirol  ^).  Erzherzog  Ferdinand 
von  Oesterreidi  sagt  in  dem  Prooemium  derselben:  er  habe  die 
Landesordnung  von  1532  auf  Andringen  der  Tiroler  Stände  mit 
Zuziehung  der  Räthe  und  Verordneten  der  Ländschaft  übersehen 
und  reformirt.  Indem  im  Allgemeinen  Eintheilung  und  Ordnung 
beibehalten  ist,  wird  sie  in  einzelnen  Beziehungen  verändert  und 
vermehrt;  insbesondere  wird  in  dem  achten  strafrechtlichen  Theile 
die  inzwischen  publicirte  Carolina  berücksichtigt  und  Manches 
aus  ihr  berübergenommen. 

Die  Tiroler  Landesordnung  von  1573  zerfällt  in  neun  Bücher, 
von  denen  Ab&  erste  das  öffentliche  Recht  und  Urkundenwesen, 


1)  Rapp  in  den  Beiträgen  z.  Gesch.  Tirols  V.   1829.    S.  148—161. 

2)  Vgl,  oben  S.  238.  Üeber  die  weiteren  Rechtsquellen  vgl.  Rapp  S. 
23  ff.,  33  fl:,  64  ff.,  Wächter  gem.  Recht  S.  41  f. 

3)  Angab.  1526  fül.  (vgl.  Zapf  Augsburgs  Bnchdruckergeschichte  11.  S. 
177),  In  dem  zweiten  Bueh  ist  die  Malefizordnnng  von  1499  benützt  und  mit 
neucü  Bestimmungen  vermehrt.  Einzelne  sind  wörtlich  aus  der  Freiburger 
Reformation  Ton  1520  genommen.     Wächter  a.  a.  0. 

4)  Ueber  die  AuBgübeu  Walch  Beiträge  Vm.  S.  317,  Rapp  S.  64  ff., 
Wächter  %  41.  K  40a, 

5)  Neuer  Abdmck  Innspr.  1603.  4. 
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■das  zweite  den  Process  (auch  Pfandprocess  und  Verjährung),  im 
Allgemeinen  nacli  den  Regeln  des  geraeinen  Rechts,  aber  zugleich 
mit  Festhalten   an   manchen  alterthümJichen  Bestimmniigen ,  dar- 
^  stellt  und  abweichende  Statuten  bei  ihrer  Geltung  lässt®).     Das 
Idritte  Buch  enthält  eheliches  Güterrechtj  Erbrecht  und  Vormund' 
fseiiaft.     In  der  Erbfolge  werden  mit  Festhalten  an  deutschrecht- 
lichen Anschauungen  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  ver- 
scliieclenen   Stände,    besonders  des  Adels^   eigenthümUche  Regeln 
laufgestellt.     Die   Vormundschaft  ^vährt  im  Allgemeinen  bis  zum 
I  sechzehnten  Jahre,  aber  es  kann  einem  Kinde,  welches  dann  noch 
[  Dicht  geschickt  ist,  ein  Curator  bestellt  werden    (IIL  52).     Zu- 
I  gleich  enthält  dies  Buch  ausführliche   Vorschriften  über  Kirchen- 
[gilt.  Das  vierte  Buch  handelt  ¥on  Wegen,  Landwirthschaft,  Jagd, 
^ Fischerei j   Steuern  u.  s.  w,;   das    fünfte  von  Zinsgüterüt   Losung, 
) Zinsen,  Roboten,   das  sechste  von  Handel  und  Gewerbe,  wesent- 
[lich  aus  polizeilichen  Gesichtspunkten,  das   siebente  von  kleinen 
[Vergehen,  das  achte  von  dem  eigentliclien  Strafrecht,  aber  auch 
[von  Polizei  vergehen,  das  neunte  Buch  enthält  eine  Ordnung  wider 
1  Aufruhr  und  ^Empörung* 

Die  Tiroler  Landesorduung  macht  in  den  ersten  Büchern  mit 
[Schonung  des  einheimischen   Rechts   hier  und  da  von  den  römi- 
schen  Principien   Gebrauch   und   halt   sich  auch  in  ihren  neueren 
I  Gestalten  von  der  Neigung  der  Zeit  frei,  die  Entscheidnug  zweifel- 
hafter Rechtsfragen  allein  dem   Urtheil  der  Gelehrten  zu  unter- 
[irerfen  (ygl.  S.  80).     Am  Schluss  (IX.  31)  wird,   ohne  der  Sub- 
sidiarität zu  erwähnen,  bestimmt,  dass  durch  diese  Ordnung  die 
^gemeinen  Landesfreiheiten,  Hechte ^  gute  alte  Bräuche,  Gewohn- 
heiten und  Herkommen  nicht  aufgehoben  sein  aollen ')- 

Der  Landesordnnng  ist  eine  PoHzeiordnung  von  1573  ange- 
[  hängt j  welche  besonders  Luxusgesetze  und  Bussbestimmungen  für 
die  einzelnen  Stände  enthält*). 


6)  Ygl  Tl.  53.  55.  58, 

7)  Rapp  S.  97:  airf  dem  Landtiigo  zu  InnJ^bnick  erklärte  1567  du«  Volk, 
( diii^B  die  gern  einen  Eechte  in  Tirol  durchaus  nicht  angenoTninen  waren ,  son- 
I  dem  man  in  Sacken,  über  welche  die  Landesördnutig  kome  Bestiniranng  ent- 
I  lialti'j  auf  die  Gewohnheit  zu  sehen  nnd  wo  auch  diese  keinen  Bescheid  gebe, 
I  Bn  Schiedsrichter  sich  zu  wenden  habe. 

8)  Vgl.  über  diese  Rapp  S.  101  ff,  —  Nur  eine  Bearbeitimg  der  Tirnler 
t  Landesof cbung  Tön  1532  ist  die  Land&BOrdnnng  für  Henneberg  von  1539, 
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IL    Böhmen»). 

In  Böhmen  und  Mähren  bestand  ein  Dualismus  zwischen  dem 
Stadt-  und  Landrecht  ^<^) ,  indem  in  den  Städten  das  deutsche 
Eecht  zur  unbedingten  Geltung  gelangt  war,  und  auf  dem  Lande 
sich  das  slawische  Recht  im  Wesentlichen  erhielt  und  nur  ein- 
zelne Modificationen  von  dem  deutschen  Recht  her  empfing. 

Eine  Landesordnung  wurde  für  Böhmen  aus  dem  früheren 
Recht  schon  1492  zusammengetragen^^)  und  dann  noch  mehr- 
mals neu  redigirt*^);  die  von  1565  wurde  von  Peter  Sturba, 
Bürger  zu  Cadan,  in  das  Deutsche  übersetzt  i»),  giß  gehört  zu 
den  umfangreichsten  Landesordnungen,  benützt  die  älteren  Rechts- 
quellen, besonders  auch  Beschlüsse  der  böhmischen  Landtage  und 
handelt  von  Staatsrecht,  Gerichtswesen,  Verjährung,  Erbrecht, 
Vormundschaft  und  einzelnen  anderen  privatrechtlichen  Materien 
und  vom  Strafrecht. 

Für  die  Städte  Böhmens  war  eine  Sammlung  des  Rechts  von 


in  8  Eüchcra  (s.  1.  et  a.  [1539J  fol.  u.  Meiningen  1720.  4.).  Vgl.  über  die  Aus- 
gaben VValch  VI.  S.  392 — 395,  u.  über  die  Landesordnung  selbst  v.  Kamptz 
I.  S.  441  ff.^  *0.  L.  Schmidt  Progr.  de  ordinationis  proyincialis  Henneb.  ori- 
gine,  fontibtts  et  auctoritate  Jenae  1831,  Heimbach  Sachs.  Privatrecht  §.58. 
'S.  6,  Eoth  Kurhess.  Privatrecht  I.  S.  5  fif.  Trotzdem  dass  das  Publications- 
pHtotit  die  Absicht  ausspricht,  in  dieser  Ordnung  unsere  Landrecht  und  ge- 
wonheiten  zusammenzutragen,  so  ist  sie  doch  im  Wesentlichen  nur  eine  Para- 
phrasn  des  Tiroler  Gesetzbuchs  in  weitläufigerer  Diction  (vgl.  auch  Wäch- 
ttsr gem.  Recht  S.  41.  N.  40,  Gerber  Princip  S.  183.  N.  55).  Man  recipirte 
ttlsoj  indem  man  über  die  Grenzen  der  Stammverwandtschaft  hinausging,  in 
derselben  ein  von  dem  bisherigen  Gewohnheitsrecht  völlig  heterogenes  Recht. 
Das  Publicationspatent  giebt  als  Verfasser  der  Hennebergischen  Landesordnung 
den  Hennebergischen  Kanzler  Dr.  Joh.  Gemmel  an;  er  war  1503  geboren,  ging 
ans  den  hennebergischen  Diensten  in  pfälzische  und  hessische  über  und  war 
endlich  Nümbergischer  Oonsulent;  vgl.  über  ihn  Will  Nümb.  Gelehrten- 
Lexicon  I.  S.  521,  V.  S.  397. 

9)  Ad.  Voigt  über  den  Geist  der  Böhmischen  Gesetze.  Dresden  1788. 
4.  S.  181  ff, 

10)  Vgl.  darüber  Tomaschek  Recht  und  Verfassung  der  Markgraf« 
Mähren  ixii  15.  Jahrhundert.  1863  S.  7  fif.,  besonders  S.  10. 

11)  Nie  gedruckt. 

12)  Voigt  S.  184  f.,  V.  Kamptz  I.  S.  516  f. 

13)  Voigt  erwähnt  nur  die  auch  von  mir  benützte  Ausg.  1617  fol.  (289 
Folioeeitcti);  ausserdem  enthält  die  Breslauer  Bibliothek  noch  eine  Ausgabe 
Frankfurt  1604.  fol.  —  Einen  anderen  deutschen  Auszug  gab  Weingarten 
1686.  4.  heraus. 


Digitized  by  VjOOQIC 


l 


^ 


—     407     — 


Bricciua  ?.  Liczka^,  ehemaligem  Professor  zu  Prag,  später  Bür- 
gerin eister  der  Altstadt,  in  böhmischer  Sprache  unternommen 
worden,  welche  schon  1536  gedruckt  wurde  ^"^°).  Da  sie  dem 
Adel  missfiel,  wurde  sie  1579  und  1590  in  einzelnea  Beziehungen 
revidirt  und  yon  Neuem  gedruckt  Am  Schluss  des  Böhmischen 
Stadtrechts  behalten  es  sich  die  Prager  und  die  übrigen  Bürger 
vor,  mit  BewilHguug  der  Majestät  dasselbe  abzuändern.  Im 
Jahre  1582  verfasste  Paul  Christian  vom  Koldin  auff  Martinitjs 
eine  den  Inhalt  kürzer  zusammenfassende  Bearbeitung  *^).  Nach- 
dem dann  noch  mehrmals  deutsche  Uebersetzungen  des  Auszugs 
herausgegeben  waren  ^^),  erschien  im  Jahre  1721;  „Vollständige 
Teutsche  Stadt  Recht  im  Erb  Königreich  Böheim  u.  Marggrai'thum 
Mähren,  von  einem,  dem  Pubhco  geneigten  Rechtsgelehrten  in 
Druck  befördert«.  (4.)  >6). 


13a)  Prawa  Mestska  (Litomyssl.  1536)  fol.  Die  oben  im  Text  angeführten 
weiteren  Drncke  sind  mir  nicht  zu  Gesicht  gekommen. 

14)  Präwa  Meststa  Kralowstwy  Izeskeho,  wratkau  Summu  vwedenä,  Skrze 
Mistra  Pawla  Krystyana  z  Koldjna  a  na  Martinicych,  Kanclere,  Starcho  Mo^ta 
Prazsteho.  Nyny  z  nowa  wytisknuta,  a  na  mnchych  my stech  oporav^eue* 
1582.  12.  —  Auf  der  Breslauer  Bibliothek  findet  sich  ausser  dieser  cino  im 
Druck  ganz  übereinstimmende  Ausgabe  s.  1.  et  a. 

15)  Die  Böhmische  Becht ,  wie  dasselbige  in  des  Königreich»  Buheim 
Neuen  Stadt  Prag  in  üblichem  Brauch  gehalten  wirdt.  Kurtz  und  nind  auch 
in  ordentlichen  Titteln  verfasset  und  verteutschet.  Leipzig  1607  foJ.  y*  1614 
fol.  Beide  xVusgaben  finden  sich  auf  der  Breslauer  Bibliothek,  Voigt  f&hrt 
nur  die  letztere  an.  Bekannt  sind  mir  noch  folgende  deutsche  Auszüge :  Kurtz  er, 
Alber  doch  aussföhrlicher  Bxtract,  auss  denen  Böhmischen  Stad-Rcchlvn  q. 
Landss-Ordnung  Neben  den  Registern,  dem  Alphabeth  nach  zusammciigczog4.'n. 
Durch  Adam  Gramem  Leipz.  1609.  8.  1671.  8.  Voigt  S.  185.  N.  g  er- 
wähnt  nur  eine  Ausgabe  Leipzig  1709,  wohl  falschlich  statt  1609.  EbetiBo  ist 
V.  Kamptz's  L  S.  517  Nachricht  von  einer  Ausgabe  Leipz.  1606  irrthömlich,  — 
Weingarten  vollkommener,  gegen  der  Böhmischen  Edition  CoUationirter 
Ansszug  der  Stadtrecht  im  Königreich  Böheimb.  Prag  1678.  8.,  Nürob.  1688. 
4.  (mit  manchen  Zusätzen  aus  den  späteren  Gesetzen  und  Erlassen),  Niirnb. 
1700.  4.,  1718.  4.  u.  Prag  s.  a.  8.  (Wentzel  Schles.  Provincialrecht  IL  S. 
123  erwähnt  nur  die  Ausgaben  von  1700  u.  1718).  Ausserdem  crwtihnt 
v.  Kamptz  a.  a.  O.:  Böhmisches  Stadtrecht  in  Praga  u.  andern  Städten  Leipa. 
1617  fol.  u.  Voigt  einen  Auszug  von  Jacob  Ferd.  Wrba  v.  Nimburg  Prag. 
1693.  8.,  von  welchem  v.  Kamptz  eine  Ausgabe  Brunn  1712  angitbt. 

16)  Das  Werk  hat  in  einigen  Exemplaren  (z.  B.  meinem)  zwei  Titel- 
blätter: Wien  bei  Ign.  Bungger  1720  u.  Wien  bei  Georg  Lehmann  1721,  wns 
daraus  zu  erklären  ist,  dass  Lehmann,  wie  er  in  der  Vorrede  sagt,  den  Rutjg- 
ger'schen  Verlag  per-  cessionem  übernahm;  in  dem  Exemplar  der  Breskuer 
Bibliothek  findet  sich  nur  der  Bungger'sche  Titel. 
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Obgleich  zunächst  für  Prag  bestimmt,  sollte  es  doch  in  den 
böhmischen  Städten  überliaupt  zur  Geltung  konimen  ^'^).  A.  3. 
§»  3  sagt,  es  sei  geschöpft  aus  den  geschriebenen  Kechten  der 
alten  Stadt  Prag  und  anderen  löblichen  Ordnungen  tind  Gewohn* 
heiten,  und  heisae:  Die  Stadtrecht  im  Königreich  Böheim.  Es 
ißt  wie  ein  Lehrbuch  abgefasst,  welches  das  gemeine  Recht  niit 
eingestreuten  deutschrechtlicben  Sätzen  darstellt,  nicht  blos  vom 
positiven  Recht  handelt,  sondern  auch  eine  Theorie  des  Rechts 
liefert  und  allgemeine  Betrachtungen  einschiebt.  Wie  in  einem 
Lehrbuch 6  werden  Memorirverse  des  gemeinen  Rechts  mitgetheilt 
und  die  fremden  Rechtssätze  in  der  gemeinrechtlichen  Termi- 
nologie citirt.  Das  Stadtrecht  handelt  yom  Recht  überhaupt, 
ausfiihrlich  vom  Gerichtswesen,  dem  Eherecht,  Vormtindachaft, 
letztwilligen  Verordnungen,  Intestaterbrecht,  Verjährung,  Erh- 
theilung,  immissio  in  bona  debitorum,  Arrest,  Kauf,  Pfandrecht, 
den  verschiedenen  Verträgen,  dem  Gebäuderecht,  Servituten, 
Emphyteuse  („Bergrecht"),  ZoU  und  endlich  dem  Strafrecht* 

HL     Mähren  »^. 

Mähren  erhielt  im  Jahre  1538  eine  Landesordnung  ^%  welche 
mehrmals^")  und  auch  im  Jahre  1628  revidirt  wurde  ^*)-  Sie 
enthält  im  ersten  Theile  das  Staatsrecht  und  ansfiihrliclie  Vor- 
schriften Über  den  Proceaa  vor  dem  Landgericht,  mit  bßigege- 
benen  Formularen,  im  zweiten  Theile  Privatrecht,  peinücbes 
Recht  und  polizeiliche  Vorschriften.  Sie  führt  viele  Institute  des 
römischen  Rechts  neu  ein  und  sucht  die  bisher  geltenden  Insti- 
tute /M  romanisiren.  ^ 


17)  Es  galt  aiicb  in  den  Städten  der  Ciraftchaft  Glutz^  üingefiilirt  (krch 
königl,  Eescript  von  1717  n.  1734,  Wentzel  in  t,  Kamptz  Jahrbb,  LIL 
B.  370  und  in  ßeincm  Schiüsi«chen  Provinssialrücht  IL  S,  121  ff. 

18)  Ueber  daa  Tobitscbaucr  Rechtsbiich  vgL  obtjn  S.  152,  —  Ueber  die 
Mähriscbeii  Landfrieden^  Privilegien  nud  Landtafeln  vgL  ToniaHeliek  S,  20  tL 

19)  V^igt  S,  186  h,  fiilirfcalB  Ausgaben  au:  Lei1x>miBelü  1538,  yerbeti^serte 
Ausgabe  Olmüt»  1604;  die  Breslau  er  Bibliothek  tat  die  Aiißgaben:  Prawa  a 
Ztj  zeny  Mßrgrabstwy  Mora^vikfibo.  1545.  4,  nnd  Zryzeny  Zemske  Marg- 
trabet wy  Mor^wekeho,  Leta  Pane.  1004.  4. 

20)  1564,  1567,  1584  n.  1608,  Tomaschek  S.  19. 

21)  Veme werte  Landes  Oj'dnnng  dero selben  Erb  Marktgravtumbs  Mäh- 
rern (')  s*  1.  1628,  4.  {255  Blütter),  Zn  Breslau  ancli  noch,  eine  andere  bei 
LchmuDii  erschienene  Ausgabe  s.  a. 
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IV,  Oesterreich. 

Das  Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns  hatte  im 
Jahre  1514  eine  Landgerichtsordnung  erhalten  (vgl.  S<  239.K  12). 
Im  Jahre  1550  wurde  bei  der  Regierung  Niederösterreichs  ein 
sogenanntes  Motivenbuch  angelegt,  um  die  Urtheile  in  wichtigeren 
Processen  mit  den  Motiven  als  Präjudieien  einzutragen;  seit 
1554  wurden  auch  Sammlungen  der  Gewohnheiten  (sogenannte 
Consuetudinaria)  veranstaltet,  in  welche  man  auch  einzelne  landes- 
herrliche Verordnungen  aufnahm.  Auch  die  Landstände  legten 
Sammlungen  des  einheimischen  Rechts  an.  Die  niederöaterrei- 
chische  Landtafel  von  157-:^  handelt  in  vier  Büchern  von  der 
Gerich tsbürkeit  und  den  Gerichten,  von  Verträgen,  Testamenten, 
Vormundschaft  und  von  den  jura  incorporalia.  Im  Jahre  1656*^) 
erliess  Kaiser  Ferdinand  IIL  eine  neue  peinliche  Landgerichts- 
Ordnung  für  Oesterreich  unter  der  Enna,  welche  sich  eng  an  die 
Carolina  anschliesst  und  die  Strafen  derselben  noch  verschärft^*). 
Kaiser  Leopold  publicirte  eine  neue  Sat^-  u.  Ordnung  im  Er^- 
hmr^ogthum  Oest.  unter  der  Enns  de  juribus  itworporcdibus  oder  v<m 
unterschiedlichen  GerecJitigheit'en  ^*). 

Oesterreich  ob  der  Enns  erhielt  1559  eine  Landgerichts- 
ordnung von  Ferdinand  L,  welche  sich  besonders  auf  den  Process 
der  viermal  im  -Tahre  abzuhaltenden  Landgerichte  bezieht,  und 
unter  Ferdinand  IL  im  Jahre  1627  rovidirt  wurde  ^*). 


22)  Für  die  ÖBterreichi&chon  Rechtsauetätide  ist  auch.  oharulcteriBlißcli  dio 
Mifctheilung  Kink'a  (Oescliiclite  der  Universität  zu  Wien-  LI.  S.  389.  N.  513); 
im  tJahre  1631  war  dio  Wiener  Fakultät  aufgefordert  iäber  die  Mängel  des 
bisherigen  Gerichtswesens  zu  berichten .  In  ihrem  Bericht  sagt  sie:  Ahe  Ju- 
risten, auch  jene,  die  schoB  über  zwanzig  Jahre  practiciren,  könnten  BJch  nicht 
erinnern^  d»fls  in  Oestt^rreich  je  eine  gedruckte^  oder  auch  nur  stetige  Gerichts- 
ordoung  public irt  worden  sei.  Sie  hätten  den  Gerichtsgebrauch  nur  per  tra- 
ditioncm  longo  et  quotidiano  usu  erlernt,  E«  eei  ein  groaaer  Uebclstand,  dass 
diejenigen^  welche  tou  den  Studien  oder  andere  woher  kommen ,  die  Österrei- 
chij^chcn  Landesgebrauche  so  wenig  verstehen  j  dasH  sie  in  dc^perationem  ge- 
rathen»  Die  neu  eintretenden  Advocateo  nnd  Practicanten  lernten  lioehsteuB 
etwas  von  dem  Gericht sgebiauch  bei  den  ^Doctoribuej  bei  welchen  sie  Schi-eiber 
gewesen*'' 

23)  Zu  Breslau  finden  eich  Ausgaben  Wien  1657.  1667-  1678  foL,  auch  in 
Weingarten  fascic.  divers.  JQrinm,  169ft  L  2.  p.  371^^6. 

24)  Bei  Weingarten  L  2,  p,  162—189,  ^  Ueber  die  Schriften  von 
WaUher  imd  Siit tinger  vgl.  oben  B.  217.  N.  Bl, 

25}  Bei  Weingürten  L  L  p.  159-164.  —  Von  Leopold  L  1675  von 
Neuem  revidirti  Ansgabe  Linz  1692.  foi. 
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« 

V.    Steiermark. 

Von  Steiermark  besitzen  wir  aus  dein  sechzehnten  Jahr- 
hundert mehrere  Gerichtsordnungen  und  sonstige  Rechtsquellen  ^®) : 
Landhandfeste  (Wien  1554,  Augsb.  1582  foL),  weiche  ausser  dem 
Staatsrecht  auch  einiges  Privatrecht  enthält,  Reformation  des 
Land-  und  Hofrechts  (eine  Hofgerichlsordnnng) ,  im  Jahre  1574 
aufgerichtet  (Augsb.  1583),  Landt  und  Peinl.  Gerichtsordnung^  im 

1574  Jar  yerpessert,  erläutert,    verglichen  u*  auffgericht  (Augsb* 

1575  fol,  Augsb,  1583),  welche  grösstentheils  aus  der  Carohna 
genommen  ist. 

VL    Krain. 

Von  Krain  ist  anzuführen  eine  Landgerichtsordnnng  von 
1535  (auch  Laybach  1707)  die  Landbandveste  (Gratz  1598,  Lay- 
bach  1687),  eine  Landschrannonordnung  (1717  fol.)^"'). 

VIL    Kärntheii. 

Eärnthen  erhielt  im  Jahre  1577:  die  neu  aufgerichtete  Land- 
gerichtsordnung ,  polizeilichen  und  strafrechthchen  Inhalts ,  die 
yerbesserte  und  neu  aufgerichtete  Polizeiordnung  ^**)  und  die  neu 
aufgerichtete  Landiechtsordnung  wesentlich  processualischen 
Inhalts  ^ö). 


g.  8S.    Eltti^e  Undrechlc  des  aelitKelmteo  Jahrhunderis, 

L    Mainz, 

Im  Jahre  1510  hatte  der  Erzbischof  Albert  eine  Hofgerichts- 
ordnung von  seinem  Kanzler  Johann  Fürderer  entwerfen  *)  und 
dann  pubHciren  lassen,  welche  im  Jahre  1521  von  Kaiser  Karl  V. 
bestätigt  wurde»     Sie  ordnet  den  Process  nach  den  Regeln  des 


26)  Vgl  darüber  Walch  Beiträge  V,  S.  275  ff 

27)  Mir  standen  keine  Eeehtsquellen  fiir  Krain  au  Gebote;  ieh  entnehme 
obige  Notizen  ans  Selchow  Elemente  g.  180.  N.  3  und  aus  antiquarischen 
Katalogen. 

28)  Snch  der  Vorrede  eine  VerbeBaerang  der  Ordnung  Kaiser  Ferdinand'a; 
ein  Ajihangj  weleber  besondere  Scitenzalilen  bat^  enthalt  die  Bestinunungon 
des  Erzherzog&  Karl. 

29)  AUe  drei  Öratsj.  1578  fol.  —  SoloLow  §.  186.  N*  2  führt  noch  eine 
Landbandveste  an,  1610  fol. 

1}  Vgl*  Scbaab  Geschichte  der  ErfinduDg  der  BucbdruokerkunBtL  S- 568^ 
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gemeinen  Rechts  an*).  Eine  üntergerichts Ordnung  erschieB  im 
Jahre  1534^),  Für  das  Privatrecht  galt  die  mit  ofßci eller  Auto* 
rität  versehene  private  Aufzeichnung  des  Laodbrauchs  *). 

Im  Jahre  1755  wurde  ein  Landrecht,  welches  durch  den 
MainziBcheu  Geh-  Rath  Itzstein  ausgearbeitet  sein  soll*),  von  dem 
Kuriursten  Johann  Friedrich  Karl  erlassen  und  in  Verbindung 
mit  einer  Landesordnung  administrativen,  polizeilichen  und  straf- 
rechtlichen Inhalts^  und  mit  der  Untergerichts-  und  der  Hof- 
gerichtsordnnng  publicirt  ^), 

In  dem  Publicationspatent  erklärt  der  Erzbischof,  da  man 
Bich  im  Process  häufig  ^^auff  verschiedene  oder  aber  absonder- 
liche daselbstcn  hergebrachte,  u-  nach  u.  nach  angenommene, 
von  denen  gemeinen  Rechten  aber  mehren theils  abweichende  Ge- 
wohnheiten^ berufen  habe  und  über  dieselben  Widerspruch  ent- 
standen sei,  so  wolle  er  j,dergleichen  unterschiedene  Lands-Ge- 
bränche^  abstellen  und  statt  ihrer  dieses  Landrecht  einführen. 
Es  werden  somit  aufgehoben  alle  dagegen  eingeführten  Gewöhn- 
beiten,  ^so  hierinnen  nicht  enthalten  oder  benannt^;  wo  ^keine 
außdriickliche  Vorsehung  oder  Abänderung'^  geschehen  ist,  soU 
es  bei  den  gemeinen  Rechten  verbleiben. 

Das  Landrecbt  zerfällt  in  ;i2  Titel  mit  einzelnen  Para- 
graphen   und    handelt    von    Eherecht,    Einkindschaft ,   Vormund- 


2)  Erate  Aui^gabü  Mnitiz  1521  fol  (22  Blätter),  vgl  Schaab  I.  S,  567  f  i 
über  die  Ausgabe  Ton  1543  ScJiaab  L  S.  Ö03  f.;  täie  eteht  nuch  bei  Saar  L 
p.  22—37,  —  In  der  Urkunde  Karl'a  V.,  welche  in  dem  Abdruck  der  Hof- 
geriehtsordiiuiig  den  Eingaug  und  den  Öchlus«  dorBtlbcn  bildet,  und  auch  bei 
S  e  n  e  k  e  n  b  e  r  g  nelecta  I.  p.  567  ff.  i*tehtj  heiaet  es,  der  Erabiechof  habOj  iveil 
die  Appetlationeii  oft  nicht  halten  ai^getragcn  werde u  köimeu,  in  a einem  Stift 
cm  Hofgericht  errichtet  und  dasselbe  mit  sond€ren  Ordnungen  Constitution  u, 
mUungen  gemeinen  geachrieben  rechten  gar  nahe  alienhalben  und  erharn  guUen 
gewöhnlmten  gemess  versehen.  Diese  Oidnuing  bestätigt  der  Kaiserj  alsB  Wir 
die  den  mer ernteil  den  gemeinen  geschrieben  recht etif  auch  erbem  getvohnheiten 
und  guten  bitten  gemess  befunden  u.  i^emommen. 

3)  Vgl  oben  S,  258.  N.  4. 

4)  Ygl  oben  S.  273, 

5)  Vgl.  T,  d.  Nahmer  Handb.   dea  rhein.  Particukrre^ihtcs  L  S.  LXVII. 

6)  Chnrftirfitlich  MayutEiBche  Lau  dtrecht  imd  Ordtmngvn  fiir  siimmtJiche 
Chur-MayntKische  Landen  ^  ansschlieesihch  deren  Erlfur tischen  und  Eichsfel- 
dißchen,  sodann  deren  gern einherrsch»fft liehen  Orthen,  Maiinz  1755.  fol.  — 
Nach  dieser  Ausgabe  bei  v.  d.  Nähme r  IL  S.  683— 76L  Ein  unveränderter 
Abdruck  aucJi  A^chüfifonburg  1838.  8, 
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Schaft,  Testamenten,  Intestaterbrecht,  Bürgschaft,  Arrest,  Con- 
eure,  Kauf,  Retraot,  Miethe,  Emphjteuae,  Grundzinsen,  Schen- 
kungen j  Vergleichen  und  den  Fructus,  Es  will  die  dem  deut- 
schen Recht  angehörigen  Institute  fixiren,  und  die  Anwendung 
und  Modification  des  römischen  Rechts  bei  anderen  Matisrien,  in 
welchen  seine  Herrschaft  unbestritten  ist,  normiren- 

U.  Hohenlohe. 
'  Im  Jahre  1737  erliessen  die  Grafen  von  Hohenlohe  iiir  ihre 
Grafschaft  ein  Landrecht  unter  dem  Titel  „der  Grafschaft  Hohen- 
lohe gemeinsames  Landrecht"  ^),  in  dessen  Publicationspatent  sie 
es  als  Aufgabe  einer  guten  Regierung  bezeichnen,  die  Gewohn- 
heiten und  das  Herkommen  zu  untersuchen,  zu  bestimmen,  was 
daran  reübtsbestilndig  sei^  und  die  ungewissen  und  zweifelhaften 
Gewohnheiten  festzustellen.  Schon  seit  Jahren  sei  unter  Be- 
nutzung der  Gewohnheiten  ein  Entwurf  des  Landrechts  ausgear- 
beitet worden,  welcher  im  Uebrigen  ergänzt  werden  sollte  aus  denen 
genieinen  ti.  KaysetUdmi,  dann  alten  Teutachen  und  besonders 
Fränckiscken  Rechten^  wmemlich  auch  deni  natürlidien  liechi  und 
Billigkeit  gemäss.  Jetzt  sei  derselbe  von  Neuem  überarbeitet®)^ 
und  da  er  den  allgemeinen  und  Kaiserlichen  Rechten  grössten- 
theils  gleichförmig  und  dem  Batürlichen  Recht  und  der  Billigkeit 
gemäss  sei,  seine  Publication  befohlen  worden.  Durch  das  Land 
recht  sollen  aber  nicht  die  in  ein;^elnen  Städten  oder  Ortschaften 
bestehenden  und  confirmirten  Statuten  aufgehoben  sein. 

Das  Landrecht  zerfällt  in  sechs  Theile:  L  Ehesachen,  U.  Vor- 
mundschaft, IIL  Obligationen,  IV,  Testamente,  V.  Intestaterbrecht, 
VL  einzelne  Partien  des  Processes. 

in.    Bamberg, 

Im  Jahre  1769  erschien;  des  Kayserlichen  Hochstifts  u. 
Fürstenthuras  Bamberg  verfasstes  Landrecht,  Desselben  erster 
Haupttheil  vom  Civil-  oder  sogenannten  bürgerlichen  Sachen  han- 
dlend.  Banib.  17GÜ.  4.  In  dem  Publicationspatent  erklärt  Adam 
Friedrich,  Bischof  jsn  Bamberg  und  Wilrzburg,  dass  sein  Corpus 
Coöstitutionum  Bambergensium  bestehen  solle  aus  vier  Haupt- 
theilen:  L  Civilrecht,  IL  Lehnrecht,  IIL  Pohzeisacben,  IV.  Pro* 
cess.    Es  ist  aber  nur  der  erste  Theil  erschienen.    Die  Einleitung 


7>  Gedruckt  Oehringen  1758  fol.     Ygl.  aut^b  Wäclitcr  I.  2.  S,  745  ff. 
8)  Sclchow   Elemeata  §,  80  bemerkt,  die  Verfaiser  seien  Georg,    Tob. 
de  Piätoriuä  Qp  J.  F.  Algeier. 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—    413     — 

desselben  bestimmt,  dass  der  Unterrichter  sieh  bei  Lücken  des 
Gesetzbuchs  oder  Zweifeln  an  die  Regix^rung  oder  das  Hofgericht 
wenden  solle.  Das  Gesetzbuch  handelt  in  sehr  weitschweifiger 
Weise  nur  von  Eherecht,  Erbrecht,  Voimuiidschaft,  Verhaltniss 
der  Eltern  zu  den  Kindern,  Einkindschaft,  Pfandrecht  und  Concurs. 

IV.    Friedberg  Scheer. 

Die  gefürstete  Grafschaft  Friedberg  Scheer  (im  Würtember- 
gischen)  erhielt  noch  im  Jahre  1792  von  dem  Fürsten  Karl  von 
Taxis  den  ersten  Theil  eines  selir  ausführlichen  Gesetzbuchs, 
welcher  das  Privatrecht  enthält  und  sich  hauptsächlich  an  das 
römische  Recht  anschliesst  ^). 


9)  Vgl  darüber  Wächter  Würt.  Priratreclit  I.  2,  S.  732  ff. 
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Vierte  Periode. 

Von  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  bis  auf  die 

Gegenwart, 

§.  89.     EinleÜDiig. 

Die  glanzvollste  Periode  deutscher  Gesetzgebung,  Rechts- 
wiesenscbaft  und  Praxis  bildet  die  neuere  Zeit,  seit  der  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts.  In  ihr  sind  die  Missstände,  welche  mit  der  Auf- 
nahme des  fremden  Rechts  nothwendigerweise  verbunden  sein 
musstcn,  zum  Theil  bereits  beseitigt  und  gelangt  das  deutsche 
Volk  wieder  zu  einem  mehr  nationalen  Recht.  Die  Rechtswissen- 
schaft wird  auf  den  Universitäten  und  in  der  Literatur  nach  allen 
Richtungen  hin  mit  gleichem  Eifer  gepflegt;  das  einseitige  Studium 
imd  die  einseitige  Schätzung  des  römischen  Rechts  sind  überwun- 
den und  die  Gleichberechtigung  des  deutschen  Rechts  ist  aner- 
kannt. Die  Gesetzgebung  ist  bestrebt,  das  gesammte,  einheimische 
wie  fremde  Recht  in  ausführlichen  Gesetzeswerken  zu  codificiren. 
Mit  dem  ^nedererwachten  Einheitsgefühl  des  deutschen  Volkes  ent- 
wickelt sich  das  Streben,  die  durch  Ausbildung  verschiedener  Staa- 
ten von  einander  gesonderten  Glieder  der  Nation  zu  einer  festeren 
Rechtseinheit  zu  verbinden. 

I.  Betrachten  wir  zunächst  das  Rechtsstudium  auf  den  Univer- 
sitäten und  die  Entwicklung  der  verschiedenen  Disciplinen  mit  Rück- 
sicht auf  den  Kathedervortrag.  Vom  vierzehnten  bis  siebzehnten 
Jahrhundert  wurde  auf  den  deutschen  Universitäten  im  Allgemeinen 
nur  das  fremde  Recht  gelehrt,  römisches  und  canonisches  Recht, 
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und  als  Theil  des  letzteren  der  Process  vorgetragen  ^) ;  das 
Lehnreclit  wurde  im  Anschluss  an  die  Libri  feudorum,  das  Crimi- 
nalreclit  im  Ansctiugs  an  die  Libri  terribiles  und  unter  Berüclc- 
Biclitigung  der  CaroHna  gelehrt^).  Es  war  ein  für  jene  Zeit  sehr 
merkwürdiger  aber  erfolgloser  Vorschlags  welchen  man  im  Jatre 
1604  am  Hofe  des  Pfalzgrafen  fiir  die  juristische  Facultat  zu 
Heidelberg  machte,  an  Stelle  des  Lehrstuhls  für  canonisches  Recht 
einen  aolchen  für  tlas  jus  germanioum  antiquum  zu  errichten,  qua€ 
(sc.  cathedra)  comtÜuUoni  imperii  7U>stri  magis  eongruerä,  cum  illa 
(das  canonische  Recht)  iMra  juribus  terriforialibus  novisque  sacris 
adversantia  complederettir.  Die  Professoren  erklärten  sich  jedoch 
für  das  canonische  Recht ;  thatsächlich  las  nun  der  Professor  des- 
selben über  das  jus  feudale^).  Die  Männer,  welche  jenen  Vor* 
schlag  machten,  gingen  von  einer  sehr  richtigen  Einsicht  aus,  aber 
die  Macht  der  Gewohnheit  und  die  Scheu  vor  Neuerungen  war 
stärker,  als  ihr  patriotischer  Eifer. 

Dagegen  war  es  von  grosser  Bedeutung,  dass  im  Jahre  1661*) 
Samuel  Pufendorf  als  Professor  juris  naturae  et  gentium  nach 


1)  Auf  Universitäten,  auf  welchen  wegen  des  Protestantismus  die  Bedeu^ 
tung  des  canonischen  Rechts  zurücktrat,  errichtete  man  für  den  Procc&s  eigene 
Professuren,  so  zu  Wittenberg  schon  in  den  zwanziger  Jahren  deu  aeoh- 
zehnten  Jahrhunderts;  vgl.  Muther  Apell.  S.  29. 

2)  Gewöhnlich  befand  sich  das  Oriminalrecht  in  den  Händen  des  Pandek- 
tisten; so  schreiben  z.  B.  die  Statuten  für  Halle  von  1694  (bei  Drcyliaupt 
Beschreibung  des  Saalkreises  II.  S.  95  flF.)  c.  1  vor,  dass  der  PrüfisBor  der 
Pandekten,  da  das  47.  und  48.  Buch  derselben  von  den  Verbrecht'u  handelt,  mit 
ihnen  die  Carolina  verbinden  und  das  Strafrecht  vortragen  solle.  In  Tübin- 
gen war  seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  ein  Professor  für  Criminalreclit 
und  Lehnrecht  angestellt;  vgl.  Reyscher  Würt.  Privatr.  L  S.  81.  N.  2, 
Wächter  Würt.  Privatr.  I.  1.  S.  78.  N.  8,  gem.  Recht  S.  95  f.  —  Auch  die 
anderen  deutschen  Reichsgesetze  wurden  dem  Novellenrecht  gleichgestellt  und 
fanden  in  den  Vorlesungen  über  römisches  Recht  Berücksichtigung.  So  be- 
stimmen die  angeführten  Halle'schen  Statuten,  dass  der  Profess^jr  des  Codes 
zugleich  die  professio  novellarum  jurisque  novissimi  habe;  Germanormn intpe* 
ratorum  placita  in  Becessibus  expressa,  vel  locts  congrueniibus  conjungai,  vel 
eiiam  st  e  re  Aaditorum  ipsi  fuerit  vimm,  jura  singularia  per  Eec^ssus  imperii 
introducta  speeiatim  proponat,  et  ita  usum  juris  ex  novissimia  Imperii  sanctioni' 
bus  ostendat 

3)  Vgl.  Zentner  Or.  de  memorabilibus  facultatis  juridicae  in  acad.  Hei- 
delb.  (in  den  Acta  sacrorum  secularium.  Heid.  1787.  4.)  p.  209. 

4)  Der  Kurfürst  von  der  Pfalz  hatte  die  Schriften  von  Hugo  Grütius  gelesen, 
vgl.  Trendelenburg  Friedrich  d.  Gr.  und  Samuel  v.  Oocceji.  18G3.  S.  5*  — 
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Heidelberg  berufen  wurde.  Zu  Heidelberg  wurde  der  erste  Lehr- 
stuhl für  die  Wissenschaft  des  Naturrechts  errichtet  und  bald 
folgten  die  anderen  Universitäten  dem  gegebenen  Beispiele  *).  Die 
Wichtigkeit  jener  Neuerung  lag  nicht  darin,  dass  durch  das  Natur- 
recht  Pufendorf  s  und  seiner  Unmittelbaren  Nachfolger  bedeutsame 
Resultate  erzielt  wurden,  als  vielmehr,  dass  die  Naturrechtslehrer 
den  Versuch  machten,  die  Bestimmungen  des  Rechts  einer  philo- 
sophischen Kritik  zu  unterwerfen.  Bisher  war  man  gewöhnt' ge- 
wesen, in  den  Gedankeli  des  fremden  Rechts,  welche  als  die  allein 
wahren  und  möglichen  erschienen,  weiter  zu  arbeiten;  jetzt  be- 
ginnt man,  in  theilweiser  Emancipation  von  dem  positiven  Recht 
der  Römer  das  Rechtssystem  zu  entwickeln,  und  dem  römischen 
Recht  entgegengesetzte  Grundsätze  zu  vertheidigen,  durch  welche, 
weil  die  Nationalität  die  Ansichten  von  recht  und  billig  bedingt, 
das  deutsche  Rechtsbewusstsein  bereits  an  Terrain  gewinnt. 
Jetzt  gilt  nicht  mehr  das  römische  Recht  als  das  allein  denkbare 
Recht;  es  muss  sich  gefallen  lassen  nach  den  im  Volke  und  auch 
in  jedem  einzelnen  Mitgliede  desselben  lebenden  allgemeinen  An- 
schauungen kritisirt  zu  werden. 

Von  noch  grösserer  Bedeutung  war  es,  dass  man  in  den  Vor- 
lesungen auch  dem  einheimischen  Rechte  eine  gewisse  Aufmerk- 
samkeit zu  schenken  begann.  So  wie  man  in  einzelnen  Schriften 
über  das  römische  Recht  gelegentlich  auch  auf  Sätze  der  Parti- 
cularrechte  Bezug  genommen  und  in  besonderen  Werken  die 
Diflferentiae  einzelner  Particularrechte  vom  gemeinen  Recht  zusam- 
mengestellt hatte,  so  berücksichtigte  man  zunächst  in  derselben 
beschränkten  Weise  auf  einigen  Universitäten  auch  in  den  Vor- 
lesungen das  Recht  des  Landes,  in  welchem  die  Universität  lag; 


In  Wien  dachte  man  schon  frülier  daran,  eine  ProfesBur  des  öffentlichen Bechts 
zu  errichten ;  so  heisst  es  in  einem  die  Universität  betreffenden  Schreiben  vom 
J.  1635  (bei  Kink  G.  der  Wiener  Univ.  I.  2.  S.  228) i  Pro  Jnre  pubHco  soll 
auch  ein  Professor  sein,  wann  es  nicht  ad  Feudalia,  Criminalia  und  Processnm 
gezogen  werden  kann.  VgL  übrigens  auch  die  Acten  von  1725  und  1732 
(a.  a,  0.  S.  237  ff,  246  ff.). 

5)  So  in  Halle,  wo  Thomasins  darauf  hingewirkt  haben  mag.  Gleich 
die  ältesten  Statuten  von  1694  (vgl.  N.  2)  bestimmen,  dass  vier  ordentliche 
und  zwei  ausserordentliche  Professoren  lehren  sollen,  von  welchen  letzteren 
Einer  die  Professur  juris  naturae  et  gentium  haben  solle,  quod  exinde  ton- 
quam  ex  Juris  pntdentia  universaU  poHssima  juris  Romani  fundamenta  de- 
pendeant  —  In  Leipzig  besteht  im  J.  1711  eine  Professur  des  Natur-  und 
Tölkerrechts  (Gretscheldie  Univ.  Leipzig  1830.  S.  120). 
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die  Vorlesungen  über  das  Particularrecht  sind  viel  älter ,  als  die 
über  das  deutsche  Recht  im  Allgemeinen.  In  den  Statuten  der 
Universität  Giessen  (gestiftet  1607)  werden  die  Professoren  an- 
gewiesen^),  in  ihrer  Interpretation  auf  das  Praktische  zu  sehen, 
neqtic  tarn  in  explicandis  atUiquis  et  ab  usu  summotis  fahulis  ei  jure 
öbsöleto,  quam  in  iis,  quae  adhtic  in  ipsis  rerum  argumentis  obti- 
nent  et  in  viridi  ohservantia  sunt,  ingenuosos  et  assiduos  sese  exhibere^ 
ausser  dem  römischen  Recht  auch  zu  interpretiren  S.  Imperii 
Eomano-Germanici  novdlas  ConstittUiones  et  ordinatiofies  y  auf  das 
fränkische  und  sächsische  Recht,  welches  in  der  goldenen  Bulle 
bestätigt  werde  und  auch  über  die  deutschen  Grenzen  hinaus  gelte, 
und  auf  die  deutsche  Geschichte  Bezug  zu  nehmen.  In  Leipzig 
besteht  seit  dem  Jahre  1712  eine  Professur  des  Lehnrechta  und 
des  sächsischen  Rechts^),  seit  demselben  Jahre  in  Kiel  eine  Pro- 
fessur juris  patrii  aut  statutarii®);  in  Tübingen  wurde  1727  eine 
Professur  des  vaterländischen  Rechts  gestiftet  und  von  nun  an 
auch  das  Würtembergische  Recht  vorgetragen®)  u.  s.  Wp  ^'*). 

Die  Literatur  hatte  sich  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert 
mit  dem  einheimischen  Recht  hie  und  da  in  verschiedenen  Rich- 
tungen beschäftigt,  zum  Theil  in  historischer,  zum  Theil  in  dog- 
matisch-praktischer Weise,  aber  ohne  ihm  in  Praxis  oder  Theorie 
eine  dem  römischen  Recht  ebenbürtige  Bedeutung  zu  erringen. 
Abgesehen  von  der  gelegentlichen  Bezugnahme  auf  einzelne  Par- 
ticularrechte  und  von  der  meistens  in  Dissertationen  versuchten 
dogmatischen  Darstellung  einzelner  deutscher  Rechtsinstitute^ 
begann  man  in  rein  wissenschaftlichem  Interesse  das  Studium 
der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Zunächst  wurden  die  alten 
Rechtsquellen  gesammelt  und  herausgegeben ;  die  Ausgaben  selbst 
stehen  auf  einer  sehr  niedrigen  Stufe,   indem  man  sich  raeiatena 


6)  Tit.  31  (Senckenberg  Or.  de  commodis,  Jurisprudentiae  atadio  ex 
Academia  Giasensi  et  expectandis  1738,  in    s.  Meditatt.  fasc.  I.  p.  145,   146), 

7)  öretschel  a.  a.  0.  S.  120. 

8)  Batjen,  J.  E.  H.  Dreyer  und  E.  J.  v.  Westphalen.  Beitr.  e.  Oesoh, 
der  Univ.  Kiel  1861.  S.  36. 

9)  Vgl.  Wächter  I.  S.  681  f.  Vorlesungen  über  deutsches  Hecht  fanden 
hier  erst  seit  1752  Statt. 

10)  Z.  B.  in  Greifswald  las  Joh.  Benzelstierna,  welcher  seit  1747  Ordi- 
narius war,  ausser  über  römisches  Recht  auch  über  Naturreoht,  Völkerrecht, 
die  Pommersche  Polizeiordnung,  Lübisohes  Recht  und  peinliches  Recht;  TgL 
Eosegarten  Gesch.  der  Univ.  Greifswald  I.  S.  290. 
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mit  einer  oder  sehr  wenigen  Handschriften  begnügte  und  den  Text 
nach  sehr  willkürlichen  Grundsätzen  feststellte.  Indem  man  sie 
lediglich  in  antiquarischem  Sinne  veranstaltete,  war  man  weit 
davon  entfernt,  den  Inhalt  der  Quellen  zu  erfassen  und  zu  durch- 
dringen und  das  alte  Recht  in  historischen  Zusammenhang  mit 
der  neueren  Gesetzgebung  und  Praxis  zu  bringen.  In  dieser  Be- 
ziehung sind  besonders  hervorzuheben  die  Sammlimgen  von  Job. 
Sichard  11)^  Joh.Herold(1511—1564)  12)  und  MelchiorGoldast 
von  Haiminsfeld  (1576  — 1635)  »»). 

Sodann  gaben  die  praktischen  Fragen  des  Staats- und  Reichs- 
rechts, besonders  im  Gefolge  der  Reformation,  Veranlassung,  in 
Consilien  oder  sonstigen  kleineren  Schriften,  hie  und  da  ein  In- 
stitut des  Verfassungsrechts  zu  erörtern,  auf  die  Geschichte  zurück- 
zugehen und  für  die  Entwicklung  des  deutschen  Reichs  und  Rechts 
wichtige  Actenstücke  herauszugeben  i*). 

Eine  wahrhafte  Epoche,  sowohl  mit  Bezug  auf  die  Geschichte 
der  Rechtsquellen  als  die  Geschichte  der  Verfassung  wurde  durch 
Herman  Conring  (1606 — 1681)  begründet,  einen  Mann  von  der 
seltensten  Vielseitigkeit  gründlichen  Wissens,  von  grösstem  Scharf- 
sinn und  genialem  klaren  Blick  ^*).     1606  in  Ostfriesland  geboren, 


11)  Vgl.  I.  S.  8  und  n.  S.  42. 

12)  Ygl.  L  S.  10. 

13)  Er  stand  in  Diensten  von  Weimar,  Hessen  nnd  Trier  und  kam  1628 
nach  öieesen.  Vgl.  über  ihn  Pütt  er  Litt.  d.  deutsch.  Staatsrechts  I.  S.  178  f., 
tf.  S.  433,  Hugo  Oiv.  Lit.-G.  S.  375.  —  Vgl.  auch  Senckenberg  Selecta  I. 
p,  295 — 420,  wo  eine  Anzahl  tou  Briefen  von  und  an  Goldast,  besonders  auch 
an  Hortlcder  abgedruckt  werden,  welche  für  die  Gelehrtengeschichte  sehr 
tut^srcssaiit  sind. 

14)  Vgl.  Pütter  I.  S.  100  ff.,  165  ff. 

15)  Sein  Leben,  nach  der  Leichenrede,  in  H.  Oonringii  epistolarum  syntag- 
mata  dno.  Heimst.  1694.  4.;  hier  auch  zugleich  ein  Verzeichniss  seiner  zahl- 
reichen theologischen,  medicinischen,  philosophischen,  historischen,  politischen 
und  juriitischen  Schriften.  Dürftige  Notizen  über  ihn  bei  Pü  1 1  e  r  I.  S.  203  ff.  und 
Hugo  S.380  f.  —  Eine  Biographie  Oonring's  ist  eine  noch  zu  lösende  Au%abe  der 
juristischon  Literärgeschichte ;  für  sie  liefern  seine  Briefe  ein  reiches  Material. 
Er  Belbst  yeranstaltete  eine  Ausgabe  seiner  Briefe  (Vorreden  zu  seinen  eignen 
und  fremden  Schriften):  H.  Conringii  epistolae  hactenus  sparsim  editae,  nunc 
nno  volumine  comprehensae.  Öclmst.  1666.  4.  —  Die  angeführten  Sjutagmata 
enthalten  seine  Oorrespondenz  mit  dem  Bischof  von  Paderborn  und  Münster, 
Ferdinand  Freiherm  von  Fürstenberg,  und  mit  Stephan  Baluzius.  —  Beson- 
ders wichtig  sind:  Oommercii  epistolici  Leibnitiani  Prodromus,  reoensuit  Gru- 
ber I.  II.  Hannov.  et  Gott.  1745.  8.  (sein  Briefwechsel  mit  Boineburg),  und 
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hatte  er  zu  Helmstädt  und  Leyden  Theologie  studirt;  er  wurde 
Doctor  der  Philosophie  und  Medicin,  und,  nachdem  er  zuerst  in 
der  philosophischen  Facultät  zu  Helmstädt  gelehrt  hatte,  daselbst 
in  der  medicinischen  Facultät  Professor  *«).  Aber  seine  bahn- 
brechende Thätigkeit  liegt  auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Rechts. 
Wie  gross  seine  Autorität  war,  wie  viel  man  sich  von  seiner  wissen- 
schaftlichen Unterstützung  versprach,  geht  auch  daraus  hervor, 
dass  die  Stadt  Cöln,  als  sie  sich  im  Streit  mit  ihrem  Erzbischof  be- 
fand und  als  für  diesen  mehrere  Schriften  erschienen  waren,  sich 
an  Conring  wandte,  um  von  ihm  eine  umfassende  Gegenschrift  aus- 
arbeiten zu  lassen;  2000  Thaler  wurden  ihm  im  Jahre  1667  als 
Honorar  für  diese  Arbeit  zugesagt  *'). 

Sein  Hauptwerk  ist  de  origine^  juris  Germanici  liber  unus 
(zuerst  Helmstädt.  1643.  4.).  Die  Veranlassung  zu  dieser  Schrift 
gab  eine  Controverse,  welche  mit  Lebhaftigkeit  zwischen  dem  Helm- 
städter Theologen  Georg  CaUxtus  und  Barthold  Nihus  geführt  wurde, 
von  denen  jener  es  bezweifelte,  dass  Lothar  H.  das  römische  Recht 
eingeführt  und  das  deutsche  Recht  abgeschafft  habe,  dieser  es 
behauptete.  Conring  stellte  sich  auf  die  Seite  des  Calixtus  und 
focht  seine  Ansicht  in  echt  historischer  Methode  durch,  indem  er 
eine  eingehende  und  auch  für  die  heutige  Zeit  noch  immer  beach- 
tenswerthe  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  lieferte,  und 
zu  dem  richtigen,  in  der  folgenden  Zeit  nicht  genügend  festgehal- 
tenen Resultate  gelangte,  dass  die  Aufnahme  des  römischen 
Rechts  in  Deutschland  erst  seit  der  Mitte  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts datire  *®).  Ihm  verdanken  wir  ferner  die  erste  Bekannt- 
machung von  Karl's  d.  Gr.  wichtigem  Gesetz  von  812  über  die 
Bewirthschaftung  der  königlichen  Domänen  *®)  und  eine  grössere 


sodann  die  Briefe,   welche  in  dem   6.  Bande  seiner  Opera  (Brunsv.  1730  fol. 
stehen. 

16)  Vgl.  Opera  tom.  VI.  p.  523. 

17)  Einen  Theil  seiner  Arbeit  schickte  er  1669  ab;  ihre  Vollendung  ver- 
zögerte sich  bis  1671.  Die  Schrift  ist  nicht  gedruckt  worden;  vgl.  Ennen 
und  Eckertz  Quellen  z.  Gesch.  der  Stadt  Cöln.  I.  S.  XXX. 

18)  Vgl.  besonders  c.  33.  —  Es  war  eine  sehr  starke  Behauptung  seines 
Gegners  Gryphiander  (vgl.  Pütt  er  I.  S.  206),  dass  Conring  sein  Buch  aus 
dessen  Abhandlung  de  weichbildicis  Saxonicis  und  aus  den  Werken  von  Calix- 
tus, Lindenbrog  und  Goldast  zusammengeschrieben  habe.  Es  ist  ein  himmel- 
weiter Gegensatz  zwischen  Methode,  Darstellung  und  Auffassung  Conring's  und 
der  seiner  Gegner,  besonders  auch  Gryphiander's. 

19)  Vgl.  Gen  gier  Grundriss  der  Bechtsgeschichte  S.  232. 

27* 
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Zahl  von  Werken  über  VerfassungagescMchte  und  Staatsrecht. 
Nachdrücklich  weist  er  darauf  hin,  wie  die  einseitige  Bekannt- 
schaft mit  dem  römischen  Recht  allein  Niemanden  für  die  Praxis 
befähigen  könne  2^). 

Sodann  ist  Joh.  Schilter  ^')  hervorzuheben,  welcher  das 
deutsche  Recht  nicht  minder  als  das  römische  kannte,  in  seinen 
Exercitationes  ad  Pandectas  vielfach  auf  deutsche  Rechtsgruadsätze 
einzugehen  Veranlassung  nahm,  und  hier  das  römische  Recht  so 
darstellte,  wie  es  sich  durch  Vermischung  mit  dem  einheimieclien 
Recht  in  der  Praxis  gestaltet  hatte.  Er  besorgte  eine  Ausgabe 
des  Schwäbischen  Lehnrechts  mit  einem  ausführlichen  Commentar, 
der  sich  durch  grosse  Gelehrsamkeit  in  den  deutschen  Rechts- 
alterthümern  auszeichnet,  und  gab  eine  Anzahl  historischer  Schrif- 
ten  heraus. 

Aber  am  eindringlichsten  unter  AUen  mahnte  Thomasius 
(1655  —  1728)22),  deutsches  Recht  und  in  deutscher  Sprache  *3)  zu 


20)  Da  Oonring*s  Verdienste  meistens  nur  im  AUgemeineii  geprieien,  Beine 
gesunden  Ansichten  und  sein  tiefer  Einblick  in  die  wisßenfichaftlicte  Richtung 
seiner  Zeit  aber  weniger  gekannt  sind,  so  setze  ich  eine  Stelle  aue  einem  Briefe 
von  1656  hieher  (H.  Oonringii  Opp.  VI.  p.  65) ;  Quoniam  vero  omnes  interpopulo- 
rum  Leges  prima  dudum  fama  fuerint  Bomanae  et  quidem  Justinianeae ^  ua- 
que  adeo  ut  hae  Civilis  jwris  nomen  prae  aliis  per  exeeUmtiam  aäepfae  sinti 
hinc  ....  has  Justinianeas  novisse,  id  praesertim,  esse  Jus  civüe  tenere, 
existimatwr.  Et  tarnen  mtdtum  id  äbest  a  peritia  juris  j/lms,  quod  m  cimiate 
guavis  hodieohtinet  Nee  enim  Justinianeum  illuä  jus  usqu<im  terraruntj  nisi 
aliqua  sui  parte  et  quidem  exigua,  vim  legis  ampUua  habet.  ÄUeubi  nulhim 
iUi  preiium  est  Vhivis  statuta  et  consuetadines  domesticae  praevalentt  et  re- 
bus publicis  libera  est  potestas  jus  iüud  vel  de  nom  acctptandi  vet  rejiciendt, 
etsi  jam  quadantenus  receptum.  Eoque  nee  ipsc  Tribönianus  hodie  quidem 
Sit  idoneus  in  ulla  civitate  jus  dicere  secundmn  leges.  Perinde  at^ue  obser* 
vare  passim  est,  quamvis  peritissimos  juris  illiuSf  ipsi  pares  Cujacto,  in  foris 
nostris  exiguum  admodum  posse,  sive  agendae  causae  fu^rintf  sive  judicandae. 
Und  p.  67  sagt  er  von  der  Richtung  der  römischen  Rechts  wisBonBchatt :  PAi- 
lologica  potius  quaedam,  sive  quod  perithde  est  Grammatica  aut  Histortca 
haec  legum  est  peritia,  quam  Scientia  vel  Ars  vd  Fiudentia  jasti  et  aequi  ci- 
vilis. Civilis  cum  ajOy  intelligo  tantum  illud  jus ,  quod  in  (iliqua  singuUiri 
obtinet  civitate, 

21 J  Vgl.  über  ihn  Jugler  Beiträge  z.  jnr.  Bibliographie  VI.  S.  72  C 
22)  H.  Luden  Christian  Thomasius  nach  seineü  Schickfialen  nnd  Schrif- 
ten. Berl.  1805.  8.  (Diese  Schrift  würdigt  mehr  den  Theologen  und  Philo- 
sophen Thomasius^  als  den  Juristen.)  —  Vgl.  über  ihn  auch  Hugo  Civ.  Ut»- 
G.  S.  481  ff.,  J.  0.  Hoffbauer  Gesch.  der  Umv.  Halle.  1805.  a  10  ff.  — 
üeber  ihn  in  philosophischer  und  theologischer  Beziehung  ygl.  Seh  lo&^er  Oe- 
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lehren  und  in  der  Praxis  zur  Geltung  zu  bringen.  Vielleicht  hat 
Niemand  in  höherem  Grade  auf  die  Beförderung  des  deutschen  Rechts 
in  der  Wissenschaft  und  in  Praxis  hingewirkt  und  kräftiger  gegen 
die  Alleinherrschaft  des  römischen  Rechts  protestirt,  als  gerade 
Thomasius.  Denn  wenn  auch  seine  Werke  sich  weniger  mit  dem 
deutschen  Recht  beschäftigen  und  von  mehr  philosophirendem  und 
raisonnirendem,  als  forschendem  Charakter  sind,  so  vertrug  sich 
doch  mit  seiner  Richtung,  alle  Verhältnisse  des  Lebens  unbefangen 
und  ohne  Vorurtheil  zu  betrachten ,  mit  seinem  Widerwillen  gegen 
Autoritätsglauben  und  mit  seiner,  zuweilen  an  das  Geschmacklose 
oder  Triviale  streifenden'*)  Freigeisterei  nicht  die  Annahme,  dass 
in  Deutschland  ein  fremdes  Recht  absolut  entscheiden  und 
herrschen  sollte.  Seine  Individualität  führte  ihn  zur  Opposition 
gegen  das  römische  Recht,  seine  naturrechtlichen  Studien  be- 
stärkten ihn  noch  mehr  in  derselben.  Thomasius  hat  für  die 
Wissenschaft  des  deutschen  Rechts  weniger  Bedeutung  durch  die 
Resultate  der  Forschung,  welche  er  in  seinen  Arbeiten  zu  Tage 
förderte,  als  durch  die  neuen  Richtungen,  welche  er  in  seinen 
zahlreichen  Schriften,  besonders  Dissertationen,  auf  den  verschie- 
denen Gebieten  einschlug,  vertheidigte  und  beförderte.  Mit  dem- 
selben Eifer,  mit  welchem  er  gegen  Hexenaberglauben  und  Tortur 
zu  Felde  zog,  suchte  er  zu  zeigen,  wie  so  manche  Lehren  des 
römischen  Rechts  in  dem  deutschen  Leben  unpraktisch  seien  oder 
es  wenigstens  sein  sollten.  Seine  Schriften  sind  voll  von  Klagen 
über  den  erbärmlichen  Zustand  der  Rechtswissenschaft  und  der 


schichte  des  18.  Jahrhnnderts  I.  S.  562  ff.  und  Jul.  Schmidt  Gesch.  des  geist. 
Lebens  in  Deutschland  von  Leibnitz  bis  auf  Lessing's  Tod.  I.  1862.  S.  164  ff., 
219  ff.,  240  ff.;  über  seine  Verdienste  im  Naturrecht  Stahl  Rechtsphilosophie 
L  S.  127  ff.,  183  ff.;  über  seine  Bedeutung  für  die  juristische  Encyklopädie 
vgl.  A.  Friedländer  Jurist.  Encykl.  1847.  S.  19. 

23)  Im  J.  1688  schlug  er  zuerst  eine  Schrift  in  deutscher  Sprache  an  das 
schwarze  Brett  zu  Leipzig  an  und  verkündigte,  dass  er  gedenke  seine  Vorle- 
sung in  deutscher  Sprache  zu  halten.  —  Ueber  das  Dociren  in  deutscher  Sprache 
vgl.  auch  seine  Anmerkung  zu  Osse*s  Testament  (vgl.  oben  S.  15.  N.  30)  S. 
250  ff.  —  Uebrigens  hatte  vor  Thomasius  schon  Paracelsus  Vorlesungen  in 
deutscher  Sprache  zu  Basel  gehalten,  aber  wegen  Unkenntniss  der  lateinischen 
Sprache.  Wackernagel  Literaturgeschichte  S.  386.  —  Vgl.  übrigens  auch 
J.H.  Böhmer's  Urtheil  über  die  lateinischen  Dissertationen  und  Disputa- 
tionen bei  Hugo  S.  479. 

24)  Vgl.  z.  B.  sein  abgeschmacktes  ürtheil  über  Hans  Sachs  und  Homer 
in  den  Amn.  zu  Osse  S.  118. 
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Praxis  seiner  Zeit;  besonders  energisch  äusserte  er  sich  auch  in 
seinen  Anmerkungen  zu  Osse's  Testament.  Alles  Unheil  der  deut- 
schen Rechtszustände  leitete  er  aus  der  Reception  der  fremden 
Rechte  her;  vorher  habe  das  Recht  aus  leicht  fasslichen  Regeln 
bestanden,  welche  Jeder  gekannt  habe,  und  sei  der  Process  ein- 
fach und  kurz  gewesen  (S.  45).  Das  einheimische  Recht  sei  in 
mancher  Beziehung  der  Verbesserung  fähig  gewesen,  aber  dieselbe 
sei  nicht  durch  Reception  des  fremden  Rechts  bewirkt  worden. 
(Vergl,  auch  S.  48.)  Die  Gelehrsamkeit  und  die  wissenschaftliche 
Form  des  fremden  Rechts  sei  vielmehr  die  Ursache  der  langwierigen 
und  unendlichen  Processe  geworden,  und  es  sei  keine  Hoffnung 
auf  Besserung  vorhanden,  so  lange  „diese  Gelahrheit"  noch  heiTsche 
(S.  207).  Weder  die  Methode  der  Glossatoren,  noch  die  der  Huma- 
nisten habe  dem  Rechtsleben  genützt,  da  man  das  eigene  Recht 
über  dem  Studium  des  fremden  Rechts  vergessen  habe  (S.  409). 
Daher  müsse  man  die  deutschrechtlichen  Studien  beleben  und 
daB  deutsche  Recht  in  geschichtlicher  Weise  lehren  (S.  389) ;  man 
möge  den  Sachsenspiegel  und  Schwabenspiegel  ohne  Glosse  wieder 
abdrucken  lassen  und  über  sie  Vorlesungen  beginnen,  Thoma- 
sius  spricht  die  Hoffaung  aus,  es  würden  nicht  20,  vielleicht  nicht 
10  Jahre  darüber  vergehen,  dass  der  Sachsenspiegel  in  lectioni- 
buB  publicis  oder  privatis  auf  den  deutschen  Universitäten  cum 
applauBU  werde  docirt  werden.     Thomasius '^*)  und  seine  Zeit- 


25)  Eine  kurze  römische  und  deutsche  ßechtsgeschichte  liefert  Thomasius 
in  e,  Delineatio  historiae  juris  Romani  et  Germanici  (auch  Erf.  1750);  hier 
heisst  es  z,  B.  §.  178:  Et  tarnen  hoc  juris  Bomant  progressu  evidente,  ausus 
sum  saepius  asserere,  juris  Justinianei  et  Pandectarum  imprimis  mx  decimam 
vel  vigesimam  partem  esse  in  usu  in  foris  Germaniae,  Bei  der  Frage  von 
der  Reception  komme  es  darauf  an  (§.  191):  an  leges  Bomanae  sini  in  usu, 
hoc  est  an  sint  usu  receptae,  non  ut  vulgo  quaßsiionem  explicant,  an  non  sint 
ahrogatae.  Cum  enim  supra  ostensum  fuerit,  jus  Bomanum  in  Germania  sal- 
tem  recepium  esse,  ut  jus  subsidiarium,  alleganti  usum  juris  Bomani  probanda 
est  receptio^  non  ut  vulgo  eiiam,  quod  mireris,  Schilterus  docet,  adver sae  partt 
if^ungenda  prdbatio  non  receptionis  vel  ahrogationis,  §.  198:  Quaestio  loquv- 
tur  de  foris  Germaniae,  non  de  uno  foro,  sed  quid  communiter  in  Germania 
ttsu  forensi  observetur.  Ergo  non  poterunt  gloriari  dissentientes,  quando  exem- 
plum  aliqmd  afferunt  juris  Bomani  in  uno  aliquo  foro  aliquwido  observati: 
sed  deberent  probare  receptionem  communem  et  frequentatam  in  pluribus  foris, 
eamque  coniinuatam;  at  hanc  docere  nequeunt,  quia  vix  quatuor  vel  quinque 
fororum  observantiam  sciwnt,  et  fora  foris,  colkgia  collegiis  etiam  in  una  civi- 
taie  sunt  contraria  u.  s.  w. 
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genossen  2^)  unterwarfen  die  Frage  nach  der  Bedeutung  der  Re- 
<5eption  der  fremden  Rechte  eingehender  Kritik  und  äusserten  ihre 
Zweifel,  ob  das  römische  Recht  wirklich  den  Charakter  eines  ge- 
meinen Rechts  habe.  Jetzt  wurde  die  allerdings  nach  der  ganzen 
bisherigen  Praxis  und  durch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Län- 
der nicht  zu  rechtfertigende*')  Ansicht  aufgestellt,  dass  wer  sich 
auf  römisches  Recht  berufe,  nicht  fundatam  intentionem  habe. 
Jetzt  sollte,  was  man  bisher  von  dem  verlangt  hatte,  welcher  sich 
auf  Gewohnheitsrecht  berief,  Jeder,  welcher  sich  auf  das  römische 
Recht  stützte,  den  Beweis  führen,  dass  der  von  ihm  geltend  ge- 
machte Rechtssatz  des  Corpus  juris  in  Deutschland  nuv  fac- 
tischen  Geltung  gelangt  sei  2®). 

Ein  Schüler  des  Thomasius  war  es,  der  zuerst  eine  Vorlesung 
über  deutsches  Recht  ankündigte.  Georg  Beyer ^0),  geboren  zu 
Leipzig  1665,  welcher  daselbst  und  zu  Frankfurt  studirt  hatte  und 
1693  zu  Leipzig  promovirt  worden  war,  wurde  1706  als  Professor 
der  Institutionen  nach  Wittenberg  berufen.  Als  er  hier  im  Jahre 
1707  eine  Vorlesung  über  das  deutsche  Recht  ankündigte,  folgte 
er  nicht  sowohl  einem  inneren  Drange  oder  der  wissenschaftlichen 
Ueberzeugung,  dass  das  Studium  des  deutschen  Rechts  fernerhin 
unentbehrlich  wäre,  sondern  es  bewog  ihn  dazu  nur  der  zufällige 
Umstand,  dass  die  Vorträge  über  römisches  Recht  bereits  von 
seinen  Collegen  angezeigt  waren  ^^).    Nachdem  er  seine  germaüisti- 


26)  Vgl.  die  Kterarlüstorischen  Nach  Weisungen  bei  Reyscher  Zeitsohr. 
f.  deutsches  Recht  IX.  S.  345  ffl 

27)  Vgl.  Wächter  gem.  E.  S.  190  ff. 

28)  So  sagt  z.  B.  Kulpis  (vgl.  Reyscher  a.  a.  0.):  in  singulis  provin- 
cits  leges  Gennanicas  antiquas  valere,  nullibi  Eomanas,  nisi  doceantwr  recepias, 

29)  Vgl.  Jugler  Beiträge  I.  S.  184  ff. 

30)  Er  erzählt  dies  selbst  in  der  Ankündigung  der  Vorlesung  (de  utilitnte 
Lectionum  Academicarum  in  Juris  Germanici  capita ;  sie  ist  den  späteren  Aus- 
gaben seiner  Delineatio  vorgedruckt).  Hier  heisst  es  unter  Andenu:  contra 
non  minus  operae  pretium  facturus  mihi  videor,  si  tantisper  Spicilegiam  ibbü- 
tuam,  et  materias  juris  usu  fori  frequentes,  quae  in  explicatione  PandtJütanim 
lit  plurimum  praetermittuntur,  ex  principiis  suis  derivatas  vobis  exhibeam, 
atque  quomodo  negotiis  quotidianis  informandis  causisque  forensibus  dijiidici^n^ 
dis  applicandae  sint,  ostendam  ....  Nempe  non  integrum  jus  Q-ermauioum^ 
verum  eas  partes,  quae  in  foro  nostro  frequentantur,  neque  has  univoriiJiSj  eed 
inprimis,  quarum  in  Lectionibus  juridicis  null^a  fit  mentio,  excutiam.  Euim 
vero  res  mira  est,  quaeque  fidem  apud  exteros  vix  invenerit,  nisi  expcricntia 
quotidie  fidem  fäceret,  in  Academiis  negligi  Jus,  quo  Patria  magna  ex  parte 
utitur.   —  Er  hielt  die  Voriesung  wöchentlich  drei  Mal.  —  Wie  wenig  übri- 


Digitized  by  VjOOQIC 


^^ 


-     424 


sehen  VorleBungen  noch  mehrmals  umgearbeitet  hatte  ^  wurden 
sie  nach  seinem  Tode  (er  starb  1714)  zuerst  1718  unter  dem  Titel 
Delineatia  juris  Germanici  ad  fundamenta  sua  revocati  (Hai.  1718. 4.) 
und  dann  noch  öfter  herausgegeben®*).  Beyer  suchte  die  deutsch- 
rechtlichen  Institute  aus  den  älteren  Quellen  und  aus  den  Schriften 
der  das  deutsche  Recht  berücksichtigenden  Praktiker  dar^ustelleUf 
sie  aus  ihrer  Gesnhichte  heraus  zu  entwickeln  und  von  der  unter- 
geordneten Stellung  zu  befreien,  welche  sie  bei  der  anhangsweisen 
Behandlung  des  Usus  modernus  juris  Bomani  gefunden  hatten* 
MochteBeyer's  Versuch  auch  noch  so  unvollkommen  sein,  so  gab 
er  doch  den  Anstoss,  das  deutsche  Privatrecht  gesondert  von  dem 
römischen  Hecht  in  Vorlesungen  und  Büchern  systematisch  ^u 
behandeln.  Erst  mit  ihm  beginnt  das  akademische  Studium  und 
eine  eigene  Literatur  des  deutschen  Privatrechts. 

Freilich  war  nicht  mit  einem  Schlage  das  deutsche  Recht  zu  wissen- 
schaftlicher Anerkennung  und  zu  praktischer  Anwendung  gebracht. 
Denn  wenn  jetzt  auch  eine  grosse  Zahl  von  mehr  oder  weniger  gelehr- 
ten und  bedeutenden  Arbeiten  über  die  Geschichte  und  Dogmatik 
des  deutschen  Rechts  erschien  und  wenn  auch,  freilich  an  manchen 
Orten  nicht  ohne  harte  Kämpfe  und  nicht  ohne  Zweifel  über  den 
Werth  der  neuen  Wissenschaft,  —  auf  den  meisten  Universitäten 
Vorlesungen  über  die  Gebiete  des  deutschen  Rechts  gehalten  und 
Professuren  desselben  gegründet  wurden '2),   so  dauerte    es  doch 


güiiB  diese  Yorträge  allgemein«  Beachtung  fanden,  ergiel^t  eieli  anch  daraus, 
daee  in  der  bald  nach  Beyer*s  Tode  erschienenen  Biographie  desselben,  in  G, 
Sinoerus  Vitae  Jnrisconsultoram.  III.  Wittenb.  1718.  S,  1  ff.  von  ihnen  gar 
nicht  die  Rede  hL 

31)  Vgl.  über  dieselben  Jugler  I.  S.  201  flf.,  Gerber  Princip  S.  23  E". 
—  Vgl.  auch  Tärk  Vorlesungen  über  das  deutsche  Privatrecht.  S.  410  iL 

32  J  Ale  Ernst  Joachim  v.  Westphalen  Curator  der  Uni  versa  tat  Kiel  war, 
wurde  dorthin  1737  Dorn  als  Professor  juris  Germanici  et  Homani  hemfen 
und  ihm  aufgegeben  (vgl.  Bat  Jen  [N.  8]  S.  34):  „insonderheit  das  jus  Ger- 
manicum  privatum  c  genuinis  fundamcntis^  principüs  et  fontibue  coDJsuotadi- 
BOiiis  et  legal ibus  mit  allem  Fleiss  vorzutragen  und  zu  dem  Eiidxweck  die 
Historie  des  tcutschen  Oivilrechts  alter  als  mittler  und  neuerer  Zeiten  und  tlic 
damit  verknüpfte  Erlcäntniss  des  Status  et  indolis  civilis  Germanorum^  deren 
conjsnetudiimm ,  morum  et  legum,  sowohl  communium^  &h  particTilaricm  et 
slngolarium  Germaniae  zum  Grunde  zu  legen,  wie  auch  zu  desto  mehrer  gründ- 
lichen Erklührung  und  Erläuterung  der  teutschen  Beehte^  Gewohnheiten  und 
Gesetze  die  «ntiquitates  juris  patrli,  chai*tas,  diplomata,  scriptores  et  ßcripU 
rerum  Gkrmanicarum  und  übrige  nöthige  adjumenta  jurisprudentiac  Gcrmaujodi] 
fleisaig  imd  wohl  «iiEuwenden,  dabei  auch  das  jus  civile  Homanorumf  insofeni 
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sehr  lange ,  bis  die  Romanisten  sich  dazu  bequemten ,  die  Allein- 
herrschaft aufzi^geben  und  der  neu  entstehenden  Wissenschaft 
ihre  Gleichberechtigung  zuzuerkennen.  Der  Streit  über  ihre  Be- 
deutung, über  den  praktischen  Werth  der  durch  die  Wissenschaft 
aufgestellten  Sätze,  über  das  Yerhältniss  des  deutschen  zum  römi- 
schen Recht  ist  noch  in  den  letzten  Decennien  mit  erneuter  Leb- 
haftigkeit wieder  aufgenommen  und  noch  nicht  in  jeder  Beziehung 
YÖllig  ausgetragen  worden. 

Die  Uebelstände  der  Methode,  dass  die  im  Leben  vielfach  in 
einander  verwachsenen  Elemente  des  geltenden  Rechts  gesonderten 
Vorlesungen  und  Disciplinen  zugewandt  werden,  dass  die  aus  dein 
einen  Rechtsstoff  in  den  anderen  hinüberreichenden  Fäden  nicht 
weiter  verfolgt  werden,  liegen  auf  der  Hand  und  wurden  auch 
schon  früh  erkannt  •").     Aber  erst  seitdem  das  im  Leben  Vereinigte 


und  80  laDge  Wir  solches  in  ünsem  Landen  als  ein  jns  sabsidiarinm  in  Ge- 
branoh  wissen  wollen,  nioht  ausser  Acht  zu  lassen  ....  ingleichen  diejenigen 
Materien  und  capita  juris,  wovon  in  den  römischen  Rechten  nichts  befindlich, 
und  welche  dennoch  in  Teutschland  oftmalen  vorkommen,  anzumerken  und 
also  auch  die  Insufficientiam  juris  Bomani  durch  den  Vortrag  solcher  argumen- 
tomm  et  capitum  specialium  juris  Germaniae  et  Germanis  proprii  zu  suppli- 
ren;  einfolgends  die  Studirenden  zu  einer  gründlichen,  nützlichen,  znreichlichen 
nnd  praktischen  Bechtsgelehrsamkeit  unablässig  zu  vorbereiten.  *^  —  Dom  hat 
aber  keine  besonderen  Vorlesungen  über] deutsches  Recht  gehalten;  dies  that 
erst  sein  Nachfolger  Dreyer  (vgl.  Batjen  S.  36).  —  Ebenso  wurde  auf  das 
Studium  des  deutschen  Bechts  gleich  bei  der  Gründung  der  im  Jahre  1737 
eröffneten  Universität  Göttingen  Bücksicht  genommen  (vgl.  Bössler  die 
Gründung  der  Universität  Gtöttingcn.  Gtött.  1855.  8.).  Der  Ourator  derselben, 
Freiherr  v.  Münchhausen,  schrieb  1733  (Bössler  S.  35),  dass  es  bei  juristi- 
schen Professoren  besonders  auf  solche  ankäme,  „welche  eine  solide  Theorie 
and  das  Studium  antiquitatum  Bomanamm  et  Germanicarum  mit  der  Praxis 
verknüpfen,  und  die  Bationes  Legum  untersuchen  und  anzeigen,  was  auf  den 
Statum  Germaniae  applicabel,  insonderheit  aber  das  jus  patrium  ex  antiqui- 
tatibus  Germanids  erläutern,  anbey  das  natürliche  Becht  ezcoliren  und  aus 
selbigem  die  vorkommende  in  Legibus  civilibus  nicht  determinirte  casus  ent- 
scheiden." Beine  Theoretiker  verwendeten  zu  viel  Zeit  auf  die  Interpreta- 
tion „zumahlen  in  Teutschland  die  wichtigste  Materie  juris  publici  et  privati 
nicht  aus  dem  römischen  sondern  ans  den  teutschen  Bechten  und  aus  Gewohn- 
heiten zu  entscheiden."  —  Im  Jahre  1734  schreibt  derselbe  (S.  99):  „Ich 
wünschte,  dass  wir  auch  jemanden  in  GK)ttingen  hätten,  der  das  jus  Germaniae 
cum  applansu  dodrte,  wozu  in  Teutschland  wenig  Leuthe  vermögend  seyn, 
weil  meinem  Erachtens  dazu  eine  grosse  Wissenschaft  in  antiquitatibus  Genna- 
nicis  und  eine  nioht  geringe  Uebung  in  praxi  et  tritura  forensi  gehöret." 

33)  -Nettelbladt  Abh.  v.  dem  gantzen  Umfange  der  natürl.  u.  der  in 
Teutschland  üblichen  positiven  gemeinen  Bechtsgelahrtheit.    Heimst.  1772.  4. 
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durch  die  Wissenschaft  geschieden  und  gesondert  betrachtet 
wurde,  hat  das  deutsche  Recht  die  ihm  gebührende  Bedeutung 
erlangt  und  ist  der  Weg  gebahnt  worden  zu  einer  richtigen  und 
historisch  begründeten  Würdigung  des  heutigen  Rechts. 

Während  bis  zum  Anfange  dieses  Jahrhunderts  die  deutsche 
Jurisprudenz  lediglich  mit  den  aus  dem  römischen  Recht  entlehn- 
ten Bt'griffen  operirte  und  denselben  auch  die  den  Römern  un- 
bekannten Institute  in  oft  gezwungener  Weise  zu  unterwerfen 
versuchte,  ist  sie  seit  Eichhorn  und  Albrecht  auf  dem  Wege, 
die  Alleini lerrschaft  der  römischen  Begriflfe  zu  brechen  und  das 
deutsche  Hecht  in  seiner  nationalen  Individualität  zu  entwickeln. 

n.  Das  beginnende  Studium  des  deutschen  Rechts  hatte  den 
heillosen  Zustand  der  Praxis,  die  endlose  Weitläufigkeit  des  Pro- 
cesses,  die  alle  Grenzen  übersteigende  Bevorzugung  des  römischen 
Rechts  vor  den  deutschen  Gewohnheiten  und  den  statutarischen  Be- 
stiDiniimgen,  die  massenhaften  und  nicht  enden  wollenden  Zweifel 
über  fleii  Sinn  der  römischen  Rechtsquellen  ebensowenig  zu  be- 
Eeitigoo  vermocht,  als  die  Landrechte  des  sechzehnten  und  sieben- 
zehnten Jahrhunderts,  welche  noch  Gesetzeskraft  besassen,  je- 
nen Uebelti  hatten  abhelfen  können.  Die  neuere  Zeit  hatte 
nur  neue  ilängel  geboren.  Man  war  sich  darüber  klar,  dass 
auch  die  völlige  Beseitigung  der  fremden  Rechte  keinen  besseren 
Zustand  herbeiführen  würde  und  dass  sie  auch  nicht  versucht 
werden  dürfe  oder  könne,  weil  das  fremde  Recht  ein  nicht  aus- 
zuscheidender Bestandtheil  unseres  eigenen  Rechts  geworden 
sei**).  Nur  die  Gesetzgebung  konnte  hier  helfen,  sei  es  durch 
AbschneiduDg  von  Controversen,  durch  den  Erlass  einzelner  Gesetze, 
sei  es  durch  vollständige  Gesetzbücher^*).  Dass  Kaiser  und  Reich 
dieser  stihwierigen  Aufgabe  sich  unterziehen  würden,  dass  von  ihnen 


S.  26:  ^Wollte  also  doch  Gott,  dass  ein  dieser  Sache  gewachsener  und  erfohr- 
ncr  Rt!clitFg('lehrter,  der  dabcy  die  Geschicklichkeit  hat  gute  Lehrbücher  zu 
TerferL[gLD,  bald  die  Welt  mit  einem  solchen  Lehrbuch  erfreute,  wornaoh  die 
in  Tei4t Schlund  übliche  gemeine  Privatrechtsgelahrtheit ,  nach  ihrem  ganzen 
Umfange,  sowie  sie  nun  durch  doppelte  Vorlesungen  muss  zusammen  gestop- 
pelt ^ürdin,  mit  einmahl,  in  einer  natürlichen  Ordnung  gelehrt  werden  könnte.*' 

S4)  YgL  S trüben  Nebenstunden  IV.  S.  492.  —  Leibnitz  schreibt  in 
einem  Brit^fe  an  H.  E.  Kestner  im  Jahre  1708  (opp.  omnia  Genev.  1768.  tom. 
IV.  1\  3.  [y  253) :  Equidem  mutata  penitus  Repübliea  moribusque  ad  veteres 
Gertnanicamm  gentium  leges  redirej  in  quxbua  mülta  admodum  sunt  barbariei 
mstigia,  fueri^  inventa  fruge  glandibus  vesci. 

35)  Vgl.  auch  oben  S.  357.  N.  24. 
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ein  nationales,  einheitliches  Gesetzgebungswerk  geschaffen  werden 
könnte,  daran  konnte  bei  der  Zerrissenheit  Deutschlands  und  dem 
Mangel  an  Achtung,  welchen  das  Reich  bei  den  einzelnen  Fürsten 
fand,  im  Ernste  Niemand  denken.  Und  wenn  einzelne  Männer  für 
ganz  Deutschland  ein  Gesetzbuch  wiiuBcbten  und  beabsichtigten, 
so  ging  ihre  Tendenz  doch  nicht  ^veiter,  als  dass  der  Inhalt  des 
Corpus  juris  iu  einer  für  den  Richterspruch  zweckmässigeren 
und  leichter  zu  handbabenden  Weise    reproducirt  würde»«).     So 


36)  Einen   merkwürdigen  Torsdilog  rauchte  Leibnitz   {epistola  ad  ami- 
cum  du  nae^^B  et  emendatione  Jurispr.  Born, ;  opp.  omüia  IV.  T-  3*  p^  2S0  ff.) ; 
„Itaque  totnm  opus  tum  ad  coUcctionera   omnium   legum  brevem  atque  diluci- 
dam,   tum  ad  earmn  justificationem  revocari  potcöt.     Et  ill«  quidem  sive  ele- 
mentft  juHs  Romani  hodieque  attendendi  bn^via  et  certa  couatarfs  poteat  unica 
tabnla,  ad  modum  mapparum  öeographicamm,   in  qua  omnes  regulae  nnirer- 
sales  comprehendttnlur,   ut  qx   carum  combinatione  omoes   quaestioucs,   quae 
poBSunt   occürrcre,   decidi  fundamentaque   orimium  actionmu ,  oxceptionum   et 
repUearuTii  velut  in  imitamine  odicti   perpetui  digitia  paseint  oetendi.'"     Dazu 
BoUte  noch  ein  Nucleus  legum  und  ein  Corpuss  Juris  reeoncinoatum  zur  Ertäu- 
terung  gcfei^tigt  werden  j  er  ßelbst  sei  mit  einer  solchen  Arbeit  beschäftigt.  — 
In  einer  beBonderen  Schrift,  Eatio  corpons  juria  recoueinuandi  (opp,  lY.  F.  3, 
p.  235-252),   entwickelt  er  die  GruodeätKts  wie  eine  Bolche  vollständige  Be- 
arbeitung dea  Corpus  juris  Btattfinden  könne.     YgL  darüber  auch  Beine  Oor- 
rcepondenz  mit;  Giesebert  (den  vor  Giesebert  Denterouomicum  Harmomcum» 
Hamb.  1677.  4.  gedrückten  Brief  a.  1671)  und  mit  Eestner  (opp.  LI  p.  253. 
a.  HOB);  er  j^laiibto  durch  eine  Ztisammen Stellung  des  InhaltB  des  Corpns  ju- 
ris und  der  über  dießcm   entstandenen  Litteratur,   in   einem  encyklopädieclien 
Werk  von  etwa  2  Fohanten,  die   vielen    weitschweifigen  Werke  völlig  nber- 
fliiBsig  zu  machen.  —  Später  dachte  er  an  eine  Codification*     In  einem  Brief 
m  Kefltner  (a.  1T16.  L  1.  p.  269)  schreibt  er:   Jnterea  fateor  optandum  CBBe, 
ut  veterum  legum  corpus  apud  noB  habeat  viitt  non  legis,   sed  rationi»  et,  ut 
Galli  loqnnnttir,   magni  Doctoris,  et  ex  üUb  aliisque  patrii   etiam  juris  monn- 
mentie,   uauque   prae^^entj^  sed  in  primis  es  ovidenti  aequitate  noTUS  quidam 
Codex  brcvis,  clarus,  Bufficiens,  auctoritate  publica  coneinnetnr;   c^no  jwb  mnl- 
titudine,  obscuritate,  imperfcctione  legum,  varietate  tribuDaUum ,  discepttitioni- 
bm  peritomm  obtenebratum ,  et  ad  miram  incertitndinem  redactum,  in  clara 
tandeui  luce  collücetur/ 

Einen  ähnliehen  Vorschlag  that  J.  G.  Schlosser  im  Jahre  1777  (vgh 
auch  N,  59);  in  b.  Briefen  über  die  Gefletzgclmtig  überhaupt  und  über  den 
Entwurf  des  PreasB.  Gcfietzbuchs  insbeßondere.  Frankf.  1789.  S.  342  erKählt 
en  ^Ich  habe  allerdings  den  Auftrag  _  _  den  Versuch,  diS  Justinianischen 
Gesetze  auf  ihre  Grundsiltze  zurückzafiihrcn,  wie  ich  ihn  im  Jahre  1777  vor- 
Bchlng  fortzusetzen  ....  Aber  die  Absiebt  derselben  ist  nichts  das  römiBche 
Ge Betabuch  dadurch  jeu  verdrangen  und  ein  ganz  neue&,  vollfitändigcs  badi&ches 
Goeetzbuch  zu  entwerfen,   sondern  sie  geht  nur  dahin,  aus  dieBcn  Auezügen 
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tonBte  man  es  denn  nur  als  die  Aufgabe  der  einzeLoea  Landes- 
herren betrachten,  in  ihren  Territorien  durch  die  Gesetzgebung  ein 
festes  Tjande3rech:t  zu  schaffen.  In  der  Ausführung  davon  waren 
sie  noch  wc^niger  beschränkt  als  frühen  Hatten  schon  früher  die 
Stande  au  vielen  Orten  auf  ihre  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung 
kein  besonderes  Gewicht  gelegt  und  dieselbe  dem  Landesherrn 
und  seinen  Käthen  völlig  überlassen  (vgL  S.  213),  so  waren  jetzt, 
nachdem  die  ständische  Verfassung  fast  überall  beseitigt  und  der  ab- 
solute Staiit  entwickelt  war,  die  Landesherren  in  ihren  Anordnun- 
gen und  Gesetzen  fürRechts-  und  Justiz  Verfassung  ganz  unbeschränkt 
und  brachten  das  imperialistische  Princip  zur  Geltung;  quod  prinr^ 
dpi  plamtii,  legis  habet  vigorem  ®^), 

Preussens  König  Friedrich  IL  erfasste  zuerst  mit  Energie 
den  Gedanken,  seinen  Ländern  ein  einheitliches  und  vollständiges 
Gesetzbuch  zugeben^'*),  Baiern  hat  ihn  zuerst  zur  Ausführung  ge- 
bracht-^**).    Die  seit  dem  Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts  er- 


und  den  üb  VI  gen,  in  das  bürgerliche  Becht  emachlagenden  Yerordnüngen  das 
biidificbo  Land  recht  in  seinen  wichtigsten  Mungcdn  zu  ergänzea  und  mich  und 
nach  dsii^  jiisl  LH  liinische  Recht  entbehrlicher  »u  macben." — ^Geg^ii  OodÜLCationeii 
im  neue  reu  f^iuue  sprach  sich  auch  der  bei  der  prepsBiichen  GeaetagebQüg  bethei- 
ligt gewesene  (vgl.  §.  91.  N.  22)  ehemalige  Kjammergeriehtsprosident  v.  Re- 
be nr  muH;  Wird  durch  ein  allgemeinem  Nutiotialgcisctübncb  Menschouwohl  rer* 
mehrt  werden V  in  der  §.  91.  N.  18  citirten  Schrift  S.  46  ff. 

37)  Vgl.  Euieh  Zaohariae  Staatsrecht.  11.  §,  157. 

37  ü)  Dvii  Gedanken,  durch  ein  aolchee  Landrecht  die  fremden  Rechte  ganz 
and  gur  äü  heßeitigen,  hatte  übrigens  echon  Priedrich  Wilhelm  I.  in  Tollster 
Klarheit  nusigesprochen.  Nur  kam  es  unter  ihm  äu  keiner  Yerw^irtlichnng 
desaelben.     Vgl.  unten  §.  91.  N.  3. 

38)  Auch  in  anderen  Staaten,  »Is  Baicrn,  Preussen  und  Oestcrrcioh  wur- 
den in  der  zw<'iten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  Entwürfe  ausgearbeitet,  ohne 
dttf^s  sie  »her  zur  Gesetzeskraft  gelangten.  In  Hannover  arbeitete  zwischen 
1760  bis  1772  Pufendorf  einen  handschriftlich  erhaltenen  Entwurf  aus:  , Ent- 
wurf eines  auf  Yeranlassung  des  weiland  Herrn  Geh.-Ratbs  y.  Bchr  TCrfasaten 
Codicis  Reorgiiioi"  (vgl.  darüber  Spangen berg  im  Taterl.  Archiv  oder  Bei* 
träge  z.  ftUbicit.  Kenntn.  des  Königreichs  Hannover.  I,  B,  220  —  243).  Ton 
eineTu  laudcslierrlichen  Auftrage  wissen  wir  nichts.  Der  Entwurf  verbreitet 
sich  in  IS^  Tilela  über  das  gesammte  Rechtegebiet  und  ist  seinem  Inhalt  nach 
von  dem  Verl  aas  er  grossen  theils  aus  seinen  Observationes  genommen.  Nach 
dem  Püblicatiouspatent  sollte  nicht  dns  bisbciige  Recht  umgestossen,  sondern 
nur  dns  rni gewisse  bestimmt  und  das  antiquirtc  abgeändert  werden.  —  In 
Kurheasen  hat  man  seit  Mitte  des  18.  Jahrbunderta  mehrmals  derartige  Plane 
gefaset,  ist  aber  nie  über  die  ersten  Schritte  der  Ausführung  hinausgekom- 
men; VgL  Roth  Kurh.  Privatrecht.  I.  S.  53  f. 
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lassenen  Codificationen  **),  welche  theila  alle  yerschiedenen  Rechts- 
gebiete umfassen,  theils  nur  das  Privatrecht,  den  Process  oder 
das  Strafrecht  u.  s.  w.  normiren  *°),  unterscheiden  sich  wesentlich 
von  den  älteren  Land-  und  Stadtrechten.  Sie  wollen  nicht  mehr 
Mos  das  einheimische  Recht  gegenüber  dem  eindringenden  römi- 
schen Recht  sichern  und  in  seinem  Bestände  erhalten,  nicht  mehr 
blos  einzelne  Institute  normiren,  einzelne  Controversen  der  frem- 
den Rechte  abschneiden,  sondern  das  gesammte  Recht  codi- 
ficiren  und  die  Herrschaft  der  fremden  Rechte  als  subsidiärer 
Rechtsquellen  ganz  und  gar  aufheben.  Das  Gesetzbuch  soll  aus 
sich  selbst  heraus  ergänzt  und  interpretirt  werden,  seine  Lücken 
sollen  nidht  mehr  aus  den  Quellen  des  Reichsrechts,  römischen 
oder  canonischen  Rechts  ausgefüllt  werden.  Die  fremden  Rechte 
behalten  nur  so  weit  ihre  Bedeutung,  als  sie  in  das  Gesetzbuch 
aufgenommen  sind,  und  nur  in  derjenigen  Auslegung,  welche  in 
dem  Gesetzbuche  Anerkennung  gefunden  hat. 

*  Zu  dieser  Tendenz  führte  der  Zustand  der  gemeinrechtlichen 
Theorie.  Wenn  dieselbe  auch  durch  die  Arbeiten  deutscher 
Gelehrter  vielfach  gefordert,  wenn  auch  manche  Controverse 
durch  fleissiges  Forschen  endgültig  beseitigt  war,  so  hatte  die 
neue  Zeit  doch  auch  neue  Schulfragen  erzeugt,  welche  das  ge- 
rühmte Jus  certum  des  Corpus  juris  zu  einem  Jus  incertum  machten 
und  den  Advocaten  willkommenen  Anlass  zu  langen  Deductionen 
und  malitiösen  Ausflüchten  boten**).  Aber  die  Gesetzgeber  wur- 
den auch  von  dem  Streben  geleitet,  dem  Volke  sein  Recht  wieder  zu- 
gänglich zu  machen  und  es  aus  dem  unnatürlichen  Zustande  zu 


39)  Der  Name  Codificatian  rührt  von  Bentham  her.  Bluhme  Encykl.  L 
(2.  Au8g.)  S.  4i.  —  Sollte  diese]  Bemerkung  unrichtig  sein,  da  sie  Bluhme 
in  der  3.  Ausg.  S.  47  fortgelassen  hat? 

40)  Vgl.  das  chronologische  Verzeichniss  der  das  gemeine  Recht  aus- 
Bchliessenden  Gesetzgebungen  bei  Bruns  Gem.  Becht,  in  Er  seh  und  Gru- 
be r's  Encyklopädie.  1.  Sect.  Bd.  57.  S.  218. 

41)  Wie  schwer  man  unter  der  Herrschaft  des  gemeinen  Rechts  geseufet 
hatte  und  welche  Bedeutung  man  der  Codification  zuschrieb,  dafür  kann  auch 
ein  Wort  von  Mein  er s  (Histor.  Vergleichung  der  Sitten  und  Verfassungen 
u.  s.  w.  I.  1793.  S.  671.  N.)  ein  Beleg  sein:  „Wenn  das  neue  Preussische  Ge- 
setzbuch den  Gebrauch  der  im  übrigen  Deutschland  geltenden  fremden  Rechte 
entbehrlich  macht,  und  die  bisherige  Methode,  das  Recht  zu  lernen  und  lehren 
verdrängt,  so  wird  die  Nachwelt  dies  Gesetzbuch  zu  den  grössten  Denkmah- 
lem  des  menschlichen  Gbistes  und  zu  den  grössten  Wohlthaten  rechnen,  die 
uuserm  Jahrhundert  widerfahren  sind." 


.^zedby  Google 


I 


-    43a  — 


befreien,  dass  es  nach  Gesetzen  lebte  und  gerichtet  wurde,  welche 
in  einer  ihm  fremden  Sprache  geschrieben  und  für  ein  anderes 
\olk  in  einer  himmelweit  verschiedenen  Culturepoche  verfasst 
waren. 

Da  die  ßeichsgewalt  in  unheilbarer  Ohnmacht  damiederlag, 
konnten  die  von  ihr  ausgegangenen  Gesetze  für  Strafrecht,  Process 
oder  PriTatrecht,  welche  schon  im  sechzehnten  Jahrhundert  schwer 
zur  Durchführung  in  den  einzelnen  Territorien  gekom.men  waren, 
keine  Sclu^anke  der  modernen,  sie  ausschliessenden  Gesetzgebung 
der  Landesherren  entgegenhalten,  welche  einer  völlig  souveränen, 
nach  oben  hin  uneingeschränkten  Maclit  zustrebten-  Selbst  da, 
wo  üin  Iteichsgesetz  eine  absolut  gebietende  Vorschrift  enthielt, 
scheute  man  sich  nicht,  dieselbe  in  der  particulären  Gesetzgebung 
unberiickäichtigt  zu  lassen  *2), 

Die  Lossagung  von  dem  gemeinrechtlichen  Boden,  besonders 
auch  von  den  Reichsgesetzen  erschien  nicht  blos  für  das  Civil- 
recht,  sondern  noch  mehr  für  das  Strafrecht  und  den  Strafprocess 
geboten,  wo  noch  andere  als  die  schon  angeführten  Gründe  zu 
neuen  particularrechtlichen  Gesetzgebungen  drängten.  Durch  die 
verunJerten  Ansichten  über  die  anzuwendenden  Strafen,  über  das 
Yei'haltniss  der  Strafe  zum  Verbrechen,  über  die  Beweismittel, 
besonders  die  Tortur  war  die  unmittelbare  Anwendung  der  Ca- 
rolina geradezu  zu  einer  Unmöglichkeit  geworden.  Die  neben  der 
Carolina  sich  bildende  Praxis  war,  weil  sie  der  gesetzlichen  £asis 
entbehrte,  ausserordentlich  unsicher  und  schwankend.  Ausserdem 
nahni  diti  Philosophie  ein  hohes  Interesse  am  Strafrecht  und  unter- 
warf die  Gründe  des  Eechts  zu  strafen,  die  verschiedenen  Grade  dar 
Strafbarkeit  u.  s.  w.  eingehenden  Untersuchungen,  welche  auch  in 
der  Praxis  Einfluss  gewannen.  Da  die  Unsicherheit  des  Rechts,  welche 
der  Willkür  des  Richters  einen  weiten  Spielraum  lieesj  geradezu 
verderblich  wirken  musste,  so  wurden  schon  seit  dem  Anfange  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  einzelne  Gesetze  sowohl  über  das  Straf- 
recht, als  über  den  Strafprocess  erlassen,  in  welchen  man  sich 
von  den  Bestimmungen  der  Carolina  frei  machte,  ohne  aber  den 
Ansichten  des  Volks  über  Strafbarkeit  und  Gerechtigkeit  in  ge- 
nügender Weise  Rechnung  zu  tragen*^).     Seit  der  Mitte  desacht- 


42}  W achter  gem.  Becht  S.  154,  E.  Meier  die  Hechtebilduag  in  Staat 
und  Kirübe,  1861.  S.  74  f. 

43)  Vgl.  Wächter  S.  154  ffl 
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zehnten  Jahrhunderts  erschienen  Strafgesetzbücher,  in  welchen 
man  die  Carolina  ganz  und  gar  beseitigte  und  den  gemein- 
rechtlichen Quellen  auch  nicht  mehr  die  subsidiäre  Anwend- 
barkeit Hess  **).  Das  gemeine  Strafrecht  wurde  zuerst  in  Baiern 
abgeschafift,  dann  aber  auch  in  Preussen,  Oesterreieh,  Bamberg 
(1795)  und  durch  die  vielen  Strafgesetzbücher  dieses  Jahrhun- 
derts, so  dass  es  nur  noch  in  einem  ausserordentlich  kloinen 
Theile  Deutschlands  gilt. 

Ebenso  wie  dem  subsidiären  Kecht  verhielt  man  sich  auch 
den  Gewohnheitsrechten  gegenüber.  Die  Theorie  von  dem  Ge- 
wohnheitsrecht hatte  sich,  wenn  auch  gegen  dieselbe  von  Seiten 
einzelner  dem  deutschen  Recht  ergebener  Männei  Protest  erhoben 
war**),  im  Allgemeinen  nicht  geändert *ö).  Auch  die  modernen 
Gesetzgeber  verachteten  dasselbe  und  erkanntc^n  in  ihm  nicht 
eine  dem  Gesetz  ebenbürtige  Quelle.  Sie  veri>oten  nicht  nur 
die  Bildung  eines  neuen,  gegen  das  Gesetz  gerichteten  Gewohn- 
heitsrechts und  erklärten  dasselbe  für  unverl^iiidlich  für  den 
Richter,  sondern  hoben  auch  alle  nicht  in  das  Gest^tzbuch  aufge- 
nommenen Gewohnheiten  auf*').  Die  besonderen  Rechtsquellen 
innerhalb  des  Staates  behandelten  die  Gesetzbüc^her  der  beiden 
grössten  deutschen  Staaten  verschieden,  indem  das  preussische 
Landrecht  sie  grossentheils  bestehen  Hess  und  nur  ak  allgemeines 
Recht  über  sie  herübertrat,  während  das  österreichische  Gesetz- 
buch sie  insgesammt  beseitigte. 

So  unverkennbare  Vortheile  eine  mit  gewissenhafter  Sorgfalt 
und  mit  Geschick  unternommene  Codification  den  Ländern  auch 
bringen  mag,  in  denen  Sie  das  Recht  fixirt,  so  tiihrt  sie  doeh  auch 
die  fiir  das  deutsche  Volk  drohende  Gefahr  mit  sich,  dass  es  durch 
die  Beseitigung  des  gemeinen  Rechts  in  einzehieu  Ländern  wich- 
tige Momente  seiner  Rechtseinheit  verhört.  Die  exclusiven  Gesetz- 
gebungen lösen  das  Recht  des  einzelnen  Staats  von  der,  dem 
Recht  des  ganzen  Volks  gemeinsamen  Basis  los  und  entlern en  es 
von  der  Rechtswissenschaft.      Denn  es  kann  sich  dieselbe   über 


44)  Wächter  S.  154  ff.,  232  ff.,  Geib  Strafrecht  I  S,  321  ff.,  347  ff. 

45)  Vgl.  die  Oitate  aus  Dreyer  bei  Ratjen  S.  163.  N.  2. 

46)  Vgl.  oben  S.  117  ff 

47)  In  beschränkter  Weise  erkennt  das  Preuss.  Lamlr.  EfuL  §.  3,  4,  60 
die  Gewohnheiten  an;  das  Gesetzbuch  §.  10  bestimmt:  aof  öcwDhahe[teii  kaan 
nur  in  den  Fällen,  in  welchen  sich  ein  Gesetz  darauf  boruft,  Ruck»iclit  genoin-» 
men  werden. 
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den  einzelnen  Particularrechten  nicht  mit  dem  Keichthum  ent- 
wickeln, wie  über  den  durch  ihre  Fülle,  die  Folgerichtigkeit  und 
den  Scharfsinn  der  Deduction  zu  lohnenden  Studien  anregenden 
Quellen  des  fremden  Rechts  oder  über  den,  durch  die  Mannigfal- 
tigkeit in  der  Aeusserung  desselben  Rechtsgedankens  und  durch  die 
Verwandtschaft  mit  unseren  heutigen  allgemeinen  Ideen,  ansprechen- 
den älteren  Particularrechten. 

Je  kleiner  das  Land  ist,  welches  sich  auf  diese  Weise  von 
dem  gemeinsamen  Boden  loslöst,  um  so  grösser  ist  die  Gefahr 
für  dasselbe;  denn  es  wird  um  so  kleiner  die  Zahl  der  Männer 
sein,  von  denen  eine  wissenschaftliche  Pflege  und  Fortbildung  des 
Particularrechts  zu  erwarten  steht,  und  die  ausserhalb  desselben 
lebenden  Juristen  werden  ein  um  so  geringeres  Interesse  an  der 
particularrechtlichen •  Gestaltung  nehmen*®).  Die  Wissenschaft 
des  Rechts  wird  mehr  von  den  Universitätslehrern,  als  von  den 
Praktikern  gepflegt;  da  nun  jene  das  Recht  meistens  mit  Rück- 
sicht auf  das  gesammte  Deutschland  treiben  und  lehren,  so  ist 
es  kaum  anzunehmen,  dass  sie  sich  in  grosser  Zahl  dem  Studium 
des  in  kleineren  Bezirken  geltenden  Particularrechts  zuwenden 
werden.  Obgleich  der  bei  weitem  grösste  Theil  Deutschlands 
nicht  mehr  nach  gemeinem  Recht  lebt,  nimmt  dieses  doch  ein 
höheres  Interesse  in  Anspruch*^).  Ja  selbst  die  grössten  deutschen 
Staaten,  Oesterreich *^)  und  Preussen,  haben  es  lange  zu  keiner 
Wissenschaft  des  österreichischen  und  preussischen  Rechts  bringen 
können« 


48)  Vgl.  Eichhorn  IV.  S.  711  f. 

49)  Auch  die  Gesetzbücher  selbst  verhielten  sich  gegen  die  Wissenschaft 
gleichgültig,  und  suchten  zum  Theil  ähnlich,  wie  Justinian,  die  Bildung  einer 
solchen  zu  verhindern.  Die  Einleitung  §.  6  zum  Preuss.  Landrecht  bestimmt, 
nach  dum  die  entschiedenere  Fassung  des  Entwurfs  gemildert  war:  „Auf  Mei- 
nungen der  Bechtslehrer  ....  soll  bei  künftigen  Entscheidungen,  keine  Bnck- 
eicht  genommen  werden."  —  Das  im  Jahre  1813  erschienene  Strafgesetzbuch 
für  Baiern  wurde  mit  einem  officiellen  Oommentar  (3  Bde.  1813,  1814)  ver- 
sehen, welcher  Gesetzeskraft  erhielt,  und  es  wurde  zugleich  durch  Verordnung 
Tom  19.  October  1813  bestimmt:  „dass  ausser  dieser  von  Uns  selbst  angeordneten 
Darstellung  durchaus  von  keinem  andern  Staatsdiener  oder  Privatgelehrten  ein 
Kommentar  über  das  Strafgesetzbuch  in  Druck  gegeben  werde."  W.  Savigny 
Beruf  unserer  Zeit  u.  s.  w.  3.  Aufl.  1840.  S.  188.  N.  1. 

50)  Trotzdem,  dass  in  Oesterreich  Decennien  hindurch  der  Rechtsnnter- 
^  rieht  a\if  den  Universitäten  sich  wesentlich  auf  die  Eenutniss  des  Gesetzbuchs 

*->d  der  übrigen  Landesgesetze  beschränkte. 
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Die  Codificationen  Preussens  und  Oesterreichs  wurden  zu  einer 
Zeit  unternommen,  in  welcher  die  Theorie  des  deutschen  Rechts 
noch  in  der  Wiege  lag  und  die  Resultate  der  wissenschaftlichen 
Pflege  desselben  nur  eine  untergeordnete  Anerkennung  in  den 
Gesetzbüchern  finden  konnten.  Aber  trotzdem  hat  das  deutsche 
Recht  in  ihnen  mehr  Raum  zu  gewinnen  vermocht,  als  den  Re- 
dactoren  bewusst  war,  und  auch  mehr,  als  wir  durch  unsere  heu- 
tigen Studien  bereits  überall  nachzuweisen  im  Stande  sind.  Jene 
Redactoren  hatten  nicht  die  Aufgabe,  das  gemeine  Recht  in  par- 
ticularrechtlicher  Gestalt  rein  wiederzugeben,  sondern  sie  sollten 
auch  dem  gemeinrechtlichen  Stoff  gegenüber  die  Kritik  des  Ge- 
setzg;ebers  üben,  welcher  prüft,  ob  das,  was  er  vorfindet,  auch  brauch- 
bar und  zweckmässig  fiir  sein  Volk  ist.  Sie  waren  angewiesen, 
das  Recht  ihres  Landes  unter  Benützung  der  fremden  Rechte  und 
auf  der  Grundlage  der  Lehren  des  Naturrechts  auszuarbeiten. 
Daher  wiesen  sie  nicht  blos  manche  Bestimmungen  der  fremden 
Rechte,  als  dem  Rechtsgefühl  des  deutschen  Volks  zuwider,  zurück, 
sondern  wählten  auch  bei  Controversen,  welche  sich  über  dem  ge- 
meinen Recht  entwickelt  hatten,  oft  diejenige  Entscheidung,  welche 
nicht  dem  Buchstaben  und  dem  Sinne  des  fremden  Rechts  ent- 
sprach, in  welche  sich  aber  die  einheimische  Auffassung  geflüchtet 
hatte,  um  unter  dem  ^Schein  einer  auf  das  Corpus  Juris  gegrün- 
deten gesetzlichen  Autorität  ihr  Dasein  zu  fristen.  Ohne  eine 
Ahnung  davon  zu  haben,  dass  sie  hier  das  deutsche  Recht  selbst 
zur  Anerkennung  brachten,  und  dem  nationalen  Recht  die  ihm 
gebührende  Geltung  verschafften,  glaubten  die  Redactoren  ent- 
weder das  gemeine  Recht  in  seiner  richtigen  Bedeutung  zu  er- 
fassen, oder  einem  allgemeinen  Billigkeitsgefühl,  der  aequitas,  der 
Natur  der  Sache,  der  naturalis  ratio  zu  folgen.  Weil  sich  Niemand 
den  nationalen  Anschauungen  völlig  entziehen  kann,  hielten  sie 
das  für  vernünftig  und  allgemein  gültig,  was  in  der  That  national 
war*^). 


51)  Vgl.  Belege  dafür  Stobbe  Zur  Gesch.  des  deutschen  Vertragsrechts. 
S.  177.  N.  22,  S.  282.  —  Es  ist  dies  iu  neuerer  Zeit  öfter  erkannt,  aber  noch 
nicht  genügend  nach  allen  Richtungen  hin  für  die  einzelnen  Gesetzgebungen 
durchgeführt  worden. 

Savigny  vom  Beruf  S.  115:  „Wir  sehen  noch  täglich  Leute  die  ihre  ju- 
ristischen Begriffe  und  Meinungen  blos  deshalb  für  rein  vernünftig  halten, 
weil  sie  deren  Abstammung  nicht  kennen." 

Gaupp  Zukunft  des  deutschen  Bechts  S.  55,  56:  „dass  das  volksthümliche 
Deutsche  Rechtsgeschiclite  I.   2.  28 
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JH.  Abernichtblos  durch  die  eigenen  deutschen  Legislationen 
inirde  dem  gemeinen  Kecht  in  einem  grossen  Theile  von  Deutsch- 
land  ein  Ende  gemacht,  es  drohte  ihm  eine  noch  grössere  Ge- 
fahr Yon  Frankreich  her.  Als  Napoleon  den  Rheinbund  gestiftet 
hattej  erklärte  eine  Anzahl  deutscher  Fürsten  in  der  Rheinbunds- 
acte  Art.  2: 

Totde  loi  de  VEmpire  germanique ,  qui  a  pu  jusqu'ä  preseni 
concerner  d  obligßr  Leurs  MajesUs  et  Leurs  Altesses  Serenissi- 
mes  Us  Eoü  .   .  ,   .,    leurs  sujets  et  leii'rs  Etats  ou  partie 
dHcetiXj  sera  ä  Vavenivy  relativement  ä  lems  dites  Majestes  et  Äl- 
tesses  ,  .  .  ,  ä  leurs  Etats  et  sujets  respecttfSi  nulle  et  de  nul  ^et. 
und  beseitigte  dadurch  die  Keicbsgesetzgehung  nicht  nur  in  ^irem 
Verhältniss  zum  deutschen  Reich,  sondern  schaffte  sie  ganz  all- 
gemein für  ihre  Unterthaneu  ab-^^).     Es  i^^ar  die   richtige   Politik 
des  Eroberers,  alles  das  zu  beseitigen^  was  dem  deutschen  Reiche  ange- 
hörte, um  so  die  deutschen  Völker  sich  leichter  unterthanzu  machen. 


Recht  gcwiaßermaSBen  einer  angebornen  Philosophie  zn  Yergleiohen  ist,  welche 
trotz  IftDger  Yerdmikelimg  doch  immer  wieder  hervorbricht '*;  vgl.  auch  Zeitschr, 
f.  deutsches  E.  L  S.  88.  N*  2. 

Bluntachli  Züricher  Eechtageechiehte  II,  S,  258,  259:  ^Mir  ist  ee  im- 
mtr  ßo  vorgekommen:  Wenn  ein  feßlca  nnd  entschiedenes  RechtagefiUiJ  sich 
Jahrhunderte  lang  in  den  Yölkem  änssertCj  daß  (üe  juristiBche  Theorie  nicht 
KU  begreifen  vermag,  und  für  falsch  erklärt,  so  lohnt  es  sich  wohl  der  Mühe, 
diese  Theorie  zum  zehnten  Mal©  äu  piiifen.  Denn  gewöhnlich  wird  sie  sich 
doch  am  Ende  falsch  erweisen^  nnd  das  nubewusste  Gefühl  noch  zum  Bewnsst- 
sein  gelaugen  und  au  Ehren  kommen»" 

Löhor  d*  System  des  pTOUSS.  Landrechts  1852.  S.  66:  j,Indem  die  Ee- 
dactorcu  ans  der  belieVitcn  Natur  der  Sache  und  natürUeh^n  BiÜigkeü  philo- 
Gophiach,  also  ans  ihrem  eigenen  Denken  die  Eechtssätzc  herleiteten,  kamen 
sie  unwillkiihrlich  nicht  in  die  römische,  sondern  in  die  deutsche  Eechtsan- 
schauung  hinein;  denn  in  dieser  waren  sie,  wie  jeder  Andere  im  Yolk  von 
Jugend  auf  eingewöhnt.  Daß  Natnrreeht  war  fxir  die  Redactoren  nicht  ein 
blosses  Herleiten  der  Rechtssätze  aus  reinen  Yernnnftideen ,  sondern  die  Er- 
kenntniss  de^^en,  was  aus  den  gegebenen  natioualen  und  factischeu  Zustanden 
nnd  Yerhiiltnisscn  als  das  Jtechto  und  Natürliche  folge.  Unter  dem  Philo- 
sophischen versteckte  sich  daher  leicht  das  Nationale,  im  Gewände  des  Natur- 
nnd  Verstandesrechta  schlich  sich  das  deutsche  Recht  ein*" 

52)  Vgl.  Eluhmc  EncykL  L  3.  Aneg,  §.  141  {2.  Auag,  f.  131),  Abwei- 
chender Ansicht  j  dass  sich  der  Artikel  nur  auf  die  Recht©  und  Institntc  bo- 
aiehe,  welche  mit  der  erloschenen  Reich sverfassung  in  nnmittelbarem  Zusam- 
sammenhang  stehen,  Zachariae  Staatsr.  §.  37.  N.  3,  Wächter  gem.  Recht. 
S.  171.  N,  212.  —  Freilich  wurde  jener  Satz  bei  Weitem  nicht  überall  durch- 
geführt, und  man  hat  nach  Beseitigung  des  Bheinbundes  da,  wo  nicht  schon 
in  der  Zwischenzeit  nene  Gesetzgebungen  otlasaen  waren,  nnd  jetit  beibehal- 
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Die  französischen  Gesetzbücher  waren  auf  dem  liliken  Rhein- 
ufer, welches  seit  1801  zu  Frankreich  gehörte,  gleich  zur  Zeit 
der  Entstehung  eingeführt;  in  anderen  Theilen  Deutschlands  wur- 
den sie  seit  der  Aufhebung  des  deutschen  Reichs  in  Folge  der 
französischen  Occupation  publicirt.  Zur  Zeit  der  Erhebung  Deutsch- 
lands haben  einzelne  Theile  das  fremde  Recht  mit  dem  fremden 
Joch  abgeschüttelt,  andere  haben  sich  dem  einmal  angenommenen 
Recht  auch  femer  gefügt. 

Da  nach  der  Stiftung  des  Rheinbundes  das  tausendjährige 
deutsche  Reich  selbst  unterging,  war  das  Gesetzgebungsrecht  der 
souverän  gewordenen  Staaten  nach  oben  hin  völlig  uneingeschränkt 
und  unterlag  es  femer  keinem  Zweifel  mehr,  dass  der  einzelne 
Staat  berechtigt  sei,  nicht  blos  neue  Gesetze  zu  erlassen,  son- 
dern auch  das  gemeine  Recht,  insbesondere  auch  die  Reichs- 
gesetzgebung zu  beseitigen. 

IV.  Als  in  den  Freiheitskriegen  der  nationale  Geist  er- 
wachte, das  deutsche  Volk  sich  in  seiner  Einheit  fühlte,  und  Ge- 
danken lebendig  wurden,  wie  es  sich  eine  bessere  Zukunft  be* 
reiten  sollte,  da  würde  auch  die  Idee  einer  allgemeinen  deut- 
schen Gesetzgebung,  welche  das  gesammte  Volk  umfassen  sollte, 
angeregt  *s).  Mit  wohlthuender  Wärme  und  in  patriotischer  Be- 
geisterung**) forderte  Thibaut  eine  allgemeine  Gesetzgebung  in 
seiner  kleinen  Schrift:  über  die  Nothwendigkeit  eines  allgemeinen 
bürgerlichen  Rechts  für  Deutsclüand.  Heidelb.  1814**).  Mit  starken 
Farben  schildert  er  den  bisherigen  Rechtszustand*®):  „Unser 
ganzes  einheimisches  Recht  ist  ein  endloser  Wust  einander  wider- 
streitender, vernichtender  buntschäckiger  Bestimmungen,  ganz  dazu 
geartet,  die  Deutschen  von  einander  zu  trennen  und  den  Richtern 
und  Anwälten   die  gründliche  Kenntniss  des  Rechts  unmöglich  zu 


ten  Würden,  das  gemeine  Becht  nicht  blos,  wie  es  in  den  übrigen  Quellen, 
sondern  auch,  wie  es  in  den  Beichsgesetzen  enthalten  war,  auch  fernerhin  aIb 
eine  subsidiär  entscheidende  Quelle  angesehen. 

53)  *K.  E.  Schmid  Deutschlands  Wiedergeburt  1814  S.  135  flf.  verlangte, 
dass  man  nach  einigen  Bevisionen  das  österreichische  Gesetzbuch  in  giins: 
Dentschland  annehmen  möge. 

54)  Vgl.  Thibaut's  Bericht  über  die  Entstehung  seiner  Schrift,  in  d.  Ar- 
chiv f.  civil.  Praxis.  XXI.  S.  391  flf. 

55)  Mit  Zusätzen  yermehrt  nahm  er  sie  in  seine  Oiyilist.  Abhandlungen. 
Heidelb.  1814.  S.  404  AT.  auf. 

56)  Civil.  Abhandl.  S.  413. 

28* 
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machen.  Aber  auch  eine  vollendete  Kenntniss  dieses  chaotischen 
Allerlei  führt  nicht  weit.  Denn  unser  ganzes  einheimisches  Eecht 
ist  so  unvollständig  und  leer,  dass  von  hundert  Rechtsfragen 
immer  wenigstens  neunzig  aus  den  recipirten  fremden  Gesetz- 
büchern ....  entschieden  werden  müssen.  .  .  .  Die  letzte  und 
hauptsächlichste  Bechtsquelle  bleibt  daher  für  uns  das  römische 
Gesetzbuch,  also  das  Werk  einer  uns  sehr  ungleichen  fremden 
Nation  aus  der  Periode  des  tiefsten  Verfalls  derselben ,  die  Spuren 
dieses  Verfalls  auf  jeder  Seite  an  sich  tragend.  Man  muss  ganz 
in  leidenschaftlicher  Einseitigkeit  verfangen  sein,  wenn  man  die 
Deutschen  wegen  der  Annahme  dieses  missrathenen  Werkes  preist 
und  dessen  fernere  Beibehaltung  im  Ernst  anempfiehlt.  Unend- 
lich vollständig  ist  es  zwar,  aber  etwa  in  eben  dem  Sinne,  wie 
man  die  Deutschen  reich  nennen  kann,  weil  ihnen  alle  Schätze 
unter  ihrem  Boden  bis  zum  Mittelpunkte  der  Erde  gehören.  Wenn 
sich  aber  nur  Alles  ohne  Schwierigkeit  ausgraben  liesse :  da  liegt 
die  leidige  Schwierigkeit!  Und  so  denn  auch  mit  dem  römischen 
Recht !  Es  lässt  sich  nicht  bezweifeln,  dass  tief  gelehrte,  scharf- 
sinnige, unermüdete  Juristen  über  jede  Theorie  etwas  Erschöpfen- 
des aus  den  zerrissenen  Fragmenten  dieses  Gesetzbuchs  zusammen- 
tragen können  u.  s.  w.  Allein  den  Unterthanen  liegt  nichts  daran, 
dass  gute  Ideen  sicher  in  gedruckten  Werken  aufbewahrt  werden, 
sondern  dass  das  Eecht  lebendig  in  den  Köpfen  der  Richter 
und  Anwälte  wohne  und  dass  es  diesen  möglich  sei,  sich  umfas- 
sende Rechtskenntnisse  zu  erwerben.  Dies  ¥drd  aber  bei  dem 
römischen  Recht  stets  unmöglich  bleiben.  Die  ganze  Compilation  ist 
zu  dunkel,  zu  flüchtig  gearbeitet  und  der  wahre  Schlüssel  dazu 
wird  uns  ewig  fehlen.  Denn  wir  besitzen  nicht  die  römischen 
Volksideen,  welche  den  Römern  unendlich  Vieles  leichter  verständ- 
lich machen  mussten,  was  uns  etwa  ein  Räthsel  ist."  Daher  be- 
dürfe das  deutsche  Volk  eines  in  deutscher  Sprache  geschriebe- 
nen allgemeinen  Gesetzbuchs;  wenn  auch  kleine  Unbequemlich- 
keiten aus  demselben  entstünden,  so  würden  dieselben  durch  die 
zahllosen  Vortheile  der  Einheit  aufgewogen  werden*'). 


57)  Vgl.  auch  Thibaut  in  den  Heidelb.  Jahrb.  1814.  S.  1  flf.  —  Inter- 
essant sind  auch  die  Worte,  mit  denen  Portalis,  einer  der  Bedactoren  des 
Code,  denselben  dem  gesetzgebenden  Körper  empfahl  nnd  auf  die  Wichtigkeit 
der  Bechtseinheit  in  politischer  Beziehung  hinwies  (ich  entnehme  dieselben 
aus  Behberg  über  den  Code  Napol.  S.  43):  Les  esprits  ordinaires  penvent 
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Aber  noch  ehe  dieser  Gedanke  im  deutschen  Volke  Wurzel 
fassen,  ehe  man  die  ersten  Schritte  zu  seiner  Ausfuhrung  thun 
konnte,  wurde  eine  allgemeine  Gesetzgebung  zu  einer  Unmöglich- 
keit durch  die  auf  die  Freiheitskriege  folgenden  politischen  Ver- 
hältnisse. Die  beschlossene  Verfassung  Deutsöhlands  verhinderte 
jede  eingreifende  Gesetzgebung  durch  den  Particularismus  der 
Bundesstaaten;  das  Isolirungssystem  derselben  liess  den  Gedanken 
an  ein  gemeinsames  Recht  gar  nicht  mehr  aufkommen  ^^^), 

Sodann  aber  trat  auch  die  gewichtigste  Autorität  auf  dem  Ge- 
biete der  Jurisprudenz,  v.  Savigny,  nicht  blos  den  Thib  au  ti- 
schen Vorschlägen,  sondern  überhaupt  allen  Plänen  der  Codi- 
fication  entgegen  *®).  Da  es  an  einer  umfassenden  und  tiefen  ge- 
schichtlichen Erkenntniss  des  Rechts  fehle,  glaubte  er  seiner  Zeit 
den  Beruf  zur  Gesetzgebung  absprechen  zu  müssen*»)  und  ver- 


ne  voir  dans  cette  unite,   qu'une  perfection  de  symetrie:   rhomme  instruit, 

rhomme  d'etat  j  decouvre  les  plus  solides  fondemens  de  FEmpire Vordre 

civil  vient  cimenter  l'ordre  politique.  Nous  ne  serons  plus  Proveo^aux,  Bre- 
tons,  Alsaciens,  mais  Fran^ais  ....  Que  nos  ennemis  fremissent,  en  Toyant 
tontes  les  parties  de  la  Eepublique  ne  plus  former  qu'un  seul  tont!  &n  voyant 
plus  de  trente  millions  de  Fran^ais  se  Her  par  les  memes  loisl  en  voyaut  une 
grande  nation  n^avoir  plus  qu'un  sentiment,  qu'une  pensee,  marcher  et  se  C€n* 
duire,  conune  si  tont  entiere  eile  n'etait  qn'nn  seul  homme. 
57a)  Runde  Patriot.  Phantasien.  S.  263. 

58)  Vom  Beruf  unserer  Zeit  zur  Gesetzgebung  und  Bechte  Wissenschaft. 
18U  (3.  Aufl.  1840).  Vgl.  auch  Zeitschr.  f.  gesch.  Rechtswissciii^cbaffc  I.  S. 
373  —  423  (Becens.  von  Gönner's  Schrift;  über  Gesetzgebung  imd  Eechta- 
wiss.  in  unsrer  Zeit.  Erl.  1815,  in  welcher  derselbe  Gesetzbüchci-  für  Jeden 
einzelnen  deutschen  Staat  verlangt,  aber  eine  allgemeine  Ge8etzgt?buug  ver- 
worfen hatte). 

59)  J.  G.  Schlosser  (vgl.  N.  36)  hatte  dieselbe  Ansicht  schon  früher 
vertreten;  S.  8:  ,,da8S  ich  die  Verfassung  eines  neuen  Gesetzbnclis  nn^orcn 
jetzigen  Zeiten  auf  keine  Weise  angemessen  glaube,  und  dass  ich  überhanpt 
noch  keinen  Zeitpunkt  voraussehe,  in  welchem  es  mir  wahrscheinlich  vorküm«, 
dass  die  Weisheit,  die  Politik  und  selbst  die  Gerechtigkeitsliebe,  am  wenigsten 
der  ächte  Patriotismus  so  etwas  anrathen  würde";  S.  46:  „Alles  was  wir, 
dünkt  mich,  thun  können,  ist, ....  das  römische  Gesetzbuch  auf  aeine  Grund* 
Sätze  zurückzuführen  und  deren  Anwendung  und  Erklärung  in  einem  antori- 
sirten  Oommentar  zu  zeigen,  um  sich  wenigstens  die  Oommentatoren  und  Con- 
-troversen  zum  Theil  vom  Halse  zu  schaffen,  im  übrigen  sich  aber  mehr  \mi 
gerechte  und  verständige  Richter,  die  mit  Billigkeit  urtheilen,  wo  die  Be- 
stimmtheit der  Gesetze  fehlt,  umzusehen,  als  nach  vollkommenen  Gesetzen  zu 
seufzen,  die  keiner  Misdeutung,  keinem  Misbrauch  ausgesetzt  wären,  und  hin- 
ter die  weder  Bichter,  noch  Parteien  sich  verstecken  können,  wenn  aie  das 
Recht  gebeugt  haben  oder  beugen  wollen." 
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langte  als  Vorarbeit  für  eine  künftige   Gesetzgebung    ein   noch 
gründlicheres  Studium  der  Quellen  des  fremden  Rechts  ®®). 

Es  folgten  auf  diese  Schriften  neue  Untersuchungen  und 
Verhandlungen  61).  In  Folge  des  fortgesetzten  Streites  bildete 
sich  der  Gegensatz  der  sogenannten  historischen  und  philosophi- 
Bchen  Schule  aus.  Aber  es  handelte  sich  in  demselben  später 
nicht  mehr  um  die  Zweckmässigkeit  und  Möglichkeit  der 
Legislation,  sondern  um  theoretische  Fragen.  Die  historische 
Schule,  deren  Hauptvertreter  v.  Savigny  und  Eichhorn  waren, 
behielt  die  Pberhand ;  ihr  verdanken  wir  die  glänzendsten  Werke 
und  die  Blüthe  unserer  Jurisprudenz.  Jedoch  führte  die  Theilung 
der  Arbeit  unter  Romanisten  und  Germanisten  dahin,  dass  man 
bei  der  historischen  Behandlung  des  Rechts  häufig  die  praktischen 
Zielpunkte  der  Wissenschaft  ausser  Augen  liess.  Im  Gegensatz 
gegen  die  ältere  unkritische  Methode,  welche  in  buntem  Gewirre 
römisches  und  canonisches  Recht  und  Sätze  der  Praxis  mit  einander 
verband  ^^)j  stellten  es  sich  jetzt  die  Romanisten  fast  einzig  zur  Auf- 
gabe, das  reine  römische  Recht  zu  entwickeln  und  seine  Geschichte 
von  den  Zeiten  der  Könige  bis  auf  Justinian  zu  erforschen**),  und 


60)  Tgl.  über  diese  Ansicht  aucli  Ihering  in  seinen  und  Gerber's  Jahr- 
bücbürn  V.  S.  363. 

61)  Savigny  Stimmen  för  und  wider  neue  Gesetzbücber,  in  d.  Zeitschr. 
f,  geach,  Bechtswiss.  HI.  1816.  S.  1  fiEl,  wieder  abgedr.  in  der  3.  Ausg.  seines 
BerufB  S.  163  ff.  Gegen  die  Oodification  auch  Sehr  ade  r  Ist  die  Abfassung 
eines  Omlgesetzbuchs  für  Würtemberg  zu  wünschen?  Tüb.  1821.  8.  —  Ein 
YerzLiihniss  der  wichtigsten  Schriften  bei  Goldschmidt  Encjklopädie.  S. 
144  {\  —  Von  manchen  dieser  gegen  die  Oodification  gerichteten  Schriften  gilt, 
was  Cij  Dring  im  Jahre  1668  dem  Leibnitz'schen  Vorschlage  einer  Beconcin- 
niition  des  Corpus  juris  (vgl.  oben  N.  15)  prophezeite  (Oommercii  epistolici 
Leibnitiani  Tomus  prodromus  ed.  Grub  er  1745.  p.  1226):  Ego  plurimum  du- 
bito,  ]>raesertim,  quia  redamaturi  sunt  oipnes  nostri  Doctores  Juris,  quorum 
cironlos  reconcinnatio  isthaec  plurimum  turbat ....  Maneat  Bomani  juris  cor- 
pus^ älUidj  qualo  accepimus.  Utinam  haberemus  aliquod  nostroforo  magis  com- 
in  od  um* 

t?2)  Vgl.  die  vortreffliche  Schilderung  dieser  Methode  bei  Stintzing 
V.  Snvigny.  Ein  Beitrag  zu  seiner  Würdigung  1862.  S.  3  E  (Separ.  Abdr. 
ans  dem  9.  Bande  der  Preuss.  Jahrbücher.) 

63}  Gegen  diese  Einseitigkeit  haben  sich  in  neuerer  Zeit  auch  die  Boma- 
niafen  selbst  öfter  erklärt,  vgl.  z.  B.  Ihering  in  seinen  und  Gerber *s  Jahrbb. 
T.  S.  30  ff.,  37  f.,  Bruns  in  Bekker's  und  Muther's  Jahrb.  I.  S.  90  f., 
JV'äahter  gem.  B.  S.  204  f.,  welcher  sagt,  dass  man  von  manchen  Lehrbü- 
clitTn  lies  bestehenden  Oivilrechts  kaum  glauben  sollte,  dass  sie  far  Deutsdi- 
land  geschriebene  Systeme  seien. 
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die  Germanisten  wählten  sich  zum  Gegenstand  ihrer  Untersuchun- 
gen hauptsächlich  die  Zeit  bis  zur  Beception  des  römischen  Hechts. 
Dagegen  die  folgenden  Jahrhunderte,  die  Zeit,  in  welcher  in 
Deutschland  deutsches  und  römisches  Recht  zusammentraf,  wurde 
Decennien  hindurch  vernachlässigt;  die  Fragen,  was  aus  dem  rö- 
mischen Recht  in  Deutschland  geworden  und  wie  das  deutsche  Recht 
unter  dem  Einflüsse  des  römischen  Rechts  modificirt  wurde,  blieben 
lange  Zeit  ununtersucht.  Das  Interesse  an  dem  Recht  der  Gegen- 
wart schien  zu  fehlen;  die  Achtung  vor  den  in  der  Praxis  fixirten, 
in  den  reinen  Quellen  aber  nicht  begründeten  Rechtssätzen  war 
geschwunden.  Jetzt  war  die  Wissenschaft  des  gemeinen  Rechts 
mehr  von  der  Praxis  losgelöst,  als  zu  der  Zeit,  wo  man  in  dem 
Usus  modernus  die  Modificationen  des  römischen  Rechts  auf  aller- 
dings nur  äusserliche  und  ungenügende  Weise  zusammenstellte, 
und  die  Lehrer  des  Rechts  und  Vertreter  der  Wissenschaft  durch 
ihre  ausgedehnte  Wirksamkeit  in  Spruchcollegien  und  Schöffen- 
stühlen und  als  Consulenten,  sowohl  mit  dem  Recht  der  Praxis  ge- 
nauer vertraut  waren,  als  auch  mannigfache  Gelegenheit  besassen, 
auf  dieselbe  einzuwirken  ®*). 

Die  Differenzen  zwischen  den  Vertretern  der  historischen  und 
der  philosophischen  Richtung  und  :;wischen  den  Romanisten  und 
Germanisten  glichen  sich  allmählich  aus.  Indem  man  das  Zusam- 
menwirken der  verschiedenen  Methoden  und  die  Benützung  der 
verschiedenen  Rechtsstoffe  für  allein  erspriesslich  erkannte,  wurde 
eine  Versöhnung  in  neuerer  Zeit  erreicht.  Wir  verdanken  ihr  eine 
Reihe  von  Arbeiten,  welche  mit  besonderer  Pflege  der  Dogmenge- 
schichte, in  universalerer  Weise  dem  römischen  und  dem  deut- 
schen Recht  gerecht  werden  und  nicht  blos  der  Wissenschaft,  son- 
dern auch  der  Praxis  dienen  und  der  Legislation  vorarbeiten®*). 


64)  Eichhorn  IV.  S.  689  f.  sagt  von  dem  vorigen  Jahrhundert:  „Die 
neuen  Untersuchungen,  die  man  aus  den  Quellen  selbst  anstellte,  dienten  in 
den  meisten  Fällen  eher  dazu,  die  Praxis  noch  unsicherer  zu  machen,  als  sie 
zu  befestigen,  weil  bei  jenen  das  Besultat,  welches  man  zu  gewinnen  suchte, 
nur  die  reine  Theorie  des  röm.  Eechts  zu  sein  pflegte,  und  die  Juristen  ver- 
gassen,  dass  dessen  Anwendung  in  Deutschland  nur  möglich  geworden  war, 
weil  es  die  Praxis  allmälig  den  Bedürfnissen  gemäss  umgestaltet  hatte.'*  In 
noch  höherem  Grade  gilt  das  von  vielen  Arbeiten  aus  der  Blüthezeit  der  histo- 
rischen Schule. 

65)  Vgl.  übrigens  auch  über  den  ganzen  Streit  die  wichtigen  Bemerkun- 
gen Yon  Biener  über  den  Streit  der  histor.  und  philosoph.  Schule,  in  seinen 
Abhandl.  aus  d.  Gebiet  der  Bechtsgesch.  n.  1848.  S.  3—17. 
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Allmählich  scheuten  sich  auch  echte  Vertreter  der  historischen 
Jurisprudenz  nicht  mehr,  ihre  Stimme  zu  Gunsten  der  Codification 
zu  erheben,  nach  welcher  man  von  Neuem  in  den  einzelnen  Staa- 
ten verlangte.  Da  aber  die  gauze  politische  Situation,  der  An- 
tagonismus der  einzelnen  Staaten,  die  Verfassung  des  Bundes  und 
der  Bundesstaaten  eine  gemeinschaftliche  Gesetzgebung  als  eine 
utopische  Träumerei  erscheinen  liess,  da  man  es  ferner  für  bedenk- 
lich erklärte,  die  in  den  verschiedenen  Gegenden  Deutschlands 
geltenden  Particularitäten,  in  deren  Constatirung  die  Wissenschaft 
des  deutschen  Rechts  eine  ihrer  Aufgaben  fand,  auszugleichen  und 
in  opfern,  so  konnten  nur  einzelne  Staaten  abgesondert  für  sich 
au  die  Codification  ihres  Rechts  herangehen. 

Preussen  ist  seit  Decennien  mit  der  Revision  seiner  land- 
rechtlichen Gesetzgebung  beschäftigt.  Hessen -Darmstadt  hat 
den  Entwurf  eines  Civilgesetzbuches  in  mehreren  Abtheilungen 
Beit  1S42  veröffentlicht®**).  Im  Königreich  Sachsen  wurde  im 
Jahre  1853  der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  be- 
kannt gemacht,  welcher  sich  besonders  an  das  österreichische 
Gesetzbuch  anlehnt:  da  über  ihn  die  Kritik,  besonders  die 
Recension  von  v.  Wächter,  ein  sehr  ungünstiges  ürtheil  fällte 
und  von  ihm  eine  Verschlechterung  des  Rechtszustands  be- 
fiircbtete  ö*^) ,  wurde  er  von  der  Regierung  zurückgezogen.  Der 
darauf  in  Gemeinschaft  mit  Vertretern  der  sächsischen  Fürsten- 
thiimer  berathene  Entwurf  ist  für  das  Königreich  Sachsen  mittelst 
Verordnung  vom  2.  Januar  1863  als  bürgerliches  Gesetzbuch  pu- 
blicirt  worden  öÄc).    Ebenso  hat  Baiern,  welches  schon  im  Jahre 


66 &)  Der  Entwarf  erschien  in  3  Abtheilungen,  jede  Abtheilong  mit  ihren 
Motiven.  Darmst.  1842,  1845.  8.;  in  einer  theilweisen  Umarbeitung  wurde  die 
erste  Abtheilung  nebst  Motiven  den  Ständen  vorgelegt  (Darmst.  1844.  8.). 
Eb  erschien  dann:  Bericht  der  zur  Begutachtung  des  Entwürfe  ....  gewähl- 
ten Avitiscbüsse  erster  und  zweiter  Kammer  (Darmst.  1846.  8.),  und  ein  neuer 
Entwurf  der  ersten  Abtheilung  nach  den  Anträgen  der  ständischen  Ausschüsse 
(Darni3t.  1846.  4.). 

65  b)  Ein  Yerzeichniss  der  Kritiken  über  diesen  sächsischen  Entwurf  vgl. 
in  Sübletter's  Jahrbüchern  I.  S.  28. 

65c)  Der  §.  1  der  Yerordnung  vom  2.  Jan.  1863  bestimmt:  „Der  Zeit- 
punkt, mit  welchem  das  bürgerliche  Gesetzbuch  in  Kraft  treten  soll,  wird  von 
UnBerm  Justizministerium  durch  Verordnung  dergestalt  bestinmit  werden,  dass 
zwischen  der  Publication  des  Gesetzbuchs  und  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem 
dasBelbe  in  Kraft  tritt,  wenigstens  ein  Jahr  inne  liegt. 
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1818  ein  allgemeines  bürgerliches  Gesetzbueh  versprach,  den  ersten 
Band  vom  Entwurf  eines  solchen  publicirt  (1861)«**).  Besonders 
thätig  ist  die  Schweiz  gewesen,  indem  mehrere  Cantone  in  diesem 
Jahrhundert  besondere  Civilgesetzbächer,  Strafgesetzbücher  u.  s.  w. 
erhalten  haben*«). 

Mag  es  auch  den  Anschein  haben,  dass  das  augenblickliche 
Interesse  einzelner  Staaten  es  gebiete,  das  Landesrecht  durch 
solche  Codificationen  entweder  erst  festzustellen  oder  einer  zeit- 
gemässen  Eevision  zu  unterwerfen,  so  sind  dieselben  doch  vom 
allgemeinen  deutschen  Standpunkt  aus  zu  bedauern,  da  sie  das 
Zustandekommen  eines  allgemeinen  Civilgesetzbuchs  erschweren. 
Sind  die  grösseren  Staaten  mit  besonderen  Gesetzgebungen  ver- 
sehen, so  ist  von  ihnen  ein  geringerer  Impuls  zu  einem  Gesetz- 
buch zu  erwarten,  welches  den  Charakter  eines  subsidiären  ge- 
meinen Rechts  erhielte  und  den  durch  die  Verhältnisse  gebotenen 
Besonderheiten  für  die  einzelnen  Länder  noch  Raum  liesse. 

Wenn  auch  der  Plan  eines  allgemeinen  Civilgesetzbuchs  fär 
jetzt  aufgegeben  ist«'),  so  sind  doch  die  in  neuerer  Zeit  ausge- 


65 d)  Ueber  denselben  Kritiken  von  Lang  2  Hefte  1861,  1862  und  von 
Arndts  in  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  V.  S.1-25,  161-185,  321-339. 

66)  Eine  TJebersicht  liefert  Warnkönig  Encjklopädie  S.  386  t;  vgL 
auch  Mittermai  er  deutsch.  Privatr.  §.  21.  N.  12,  §.  43.  N.  6.  —  Civilgesets- 
bucher  erhielten  Bern  1825,  der  Aargan  1826,  Freiburg  1834 — 40,  Luzern 
1831  -39,  Tessin  1837,  Solothum  1842  den  ersten  Theil  eines  Civilgesetzbuchs, 
Wallis  1855  (vgl.  Sohletter  Jahrbücher  IT.  S.  181  ff.).  Der  Code  Napoleon 
gilt  in  Genf,  im  Wesentlichen  auch  im  Waadtland. 

Am  wichtigsten  ist  das  Privatrechtliche  Gesetzbuch  für  den  Canton  Zü- 
riclT,  dessen  Ausarbeitung  Bluntschli  seit  1839  übernahm,  und  welches 
er  in  4  Bänden  (I.  Personen-  und  Familienrecht  1853,  II.  Sachenrecht  1854, 
in.  Obligationenrecht  1855,  IV.  Erbrecht  1856)  mit  Erläuterungen  herausge- 
geben hat.  Vgl.  über  dasselbe  Fick  heidelb.  Krit.  Zeitschr.  III.  S.  10—28 
und  Schletter  Jahrbb.  I.  S.  82  ff.,  H.  S.  177  ffl 

67)  Warme  Worte  für  ein  solches  bei  Bruns  das  Becht  des  Besitzes 
1848.  Vorrede;  W.  Bornemann  die  Kechtsentwickelung  in  Deutschland  und 
deren  Zukunft.  Berl.1856.  S.  63  ffl,  78  ffl  — Eoth  im  Archiv  f.  prakt  Eechts- 
wißs.  Vni.  1860.  S.  303  ff.  erklärt,  dass  eine  allgemeine,  civilrechtliche  Oodi- 
fication  weder  erforderlich,  noch  nützlich,  noch  ausfuhrbar  seL  Interessant 
ist  S.  305  ff,  die  Zusammenstellung,  wie  die  Grundbegriffe  unseres  heutigen 
Hechts  nicht  römische,  sondern  deutsche  sind.  Both  S.  325  ff.  gesteht  die 
grossen  üebelstände  unseres  Bechtszustandes  zu,  insbesondere,  dass  die 
Kenntniss  seines  Bechts  zu  erwerben  selbst  für  den  Juristen  eine  unverhalt- 
nissmässig  schwierige  Aufgabe  sei,  dass  ein  langes  Bechtsstudium  erfordert 
werde,  um  zu  erkennen,   welches  Becht  in  einem  bestimmten  Lande  aus  der 
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arbeiteten  Gesetze  über  Handels-  und  Wechselrecht  in  einem 
grossen  Theile  von  Deutschland  angenommen  und  haben  die 
Rechtseinheit  gefördert.  Auf  Anregung  des  deutschen  Juristen- 
tages  des  Jahres  1861  und  1862  ist  die  Ausarbeitung  eines  ge- 
meinsamen Civilprocessgesetzbuchs ,  Obligationenrechts  und  einer 
gemeinsamen  deutschen  Strafgesetzgebung  in  Aussicht  genommen 
worden  ^).  Freilich  unterliegt  die  Entstehung  solcher  gemeinsamen 
Gesetzbücher  grossen  Schwierigkeiten.  Denn  es  genügt  nicht 
die  Zustimmung  der  einzelnen  Landesherren,  sondern  es  muss  der 
Entwurf,  ohne  Aenderungen  zu  erfahren,  auch  die  verschiedenen 
gesetzgebenden  Versammtungen  durchlaufen,  bis  ein  allgemeines 
deutsches  Gesetzbuch  entsteht.  Aber  trotzdem  ist  die  Hoffnung 
nicht  aufzugeben,  dass  das  deutsche  Volk  in  nicht  zu  ferner  Zeit 
das  gewünschte  Ziel  der  Rechts-  und  Gesetzeseinheit  erreicht. 

Die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  hat  den  Rechts- 
zustand durch  Einzelgesetze  da  zu  bessern  gesucht,  wo  ein  Be- 
dürfniss  vorlag.    Eine  neue  Classe  von  Gesetzen,  welche  den  alten 


Verbindung  der  einheimischen  und  fremden  Quellen  hervorgegangen  sei.  Aber 
er  will  denselben  nicht  durch  Gesetzbücher  begegnen,  da  diese  wieder  Novel- 
len und  Umarbeitungen  erfordern  und  die  Eechtssicherheit  nicht  yerstärken, 
sondern  verlangt  für  alle  deutschen  Länder  wissenschaftliche  Bearbeitungen 
der  Particularrechte.  S.  330:  „Der  Versuch  einer  gemeinsamen  Oodification 
würde  in  dem  jetzigen  Moment  schon  an  dem  Umstand  scheitern,  dass  wir 
keine  Sachverständigen  haben,  welche  den  Bechtszustand  des  Gebiets  kennen, 
für  welches  codificirt  werden  soll,  nämlich  aller  deutschen  Bundesstaaten,  son- 
dern nur  solche,  deren  Eenntniss  sich  auf  einzelne  Theile  desselben  beschränkt, 
die  unter  sich  bisher  in  keinem  anderen,  als  geistigen  Verband  des  Privat- 
rechts standen."  Mir  scheint  dieses  Hindemiss  nicht  so  unüberwindlich,  da 
durchaus  nicht  alle  Particularitäten  beibehalten  werden  sollen,  ja,  wie  sich 
beim  Preussischen  Landrecht  und  dem  Oode  gezeigt  hat,  das  Volk  gar  kein 
so  grosses  Interesse  for  dieselben  hat,  als  häufig  angenommen  wird;  ausser- 
dem würde  es  genügen,  wenn  diejenigen  Länder,  welche  keine  wissenschaft- 
liche Darstellung  ihres  Bechts  besitzen,  in  der  Commission  durch  Jurist^i 
vertreten  würden,  welche  das  Particularrecht  genau  aus  der  Praxis  kennen.  — 
S.  338  fifl  erklärt  er  die  Bechtseinheit  in  Bezug  auf  das  Privatrecht  nicht  als 
ein  für  die  politische  Einigung  mitwirkendes  Moment,  und  verlangt  die  Bechts- 
einheit für  Oriminalrecht,  Oriminal-  und  Oivilprocess ,  wo  sie  auch  leichter 
herzustellen  sei. 

68)  Vgl.  auch  Goldschmidt  Handbuch  des  Handelsrechts  L  1.  S.lBGflf. 
Von  dem  Entwurf  einer  allgemeinen  deutschen  Oivilprooessordnung  ist  Stuttg. 
1863  bereits  eine  Lieferung  erschienen. 
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Landesfreiheiten  und  Landesordnungen  zum  Theil  an  die  Seite 
gestellt  werden  können  ß®),  sind  die  seit  1815,  besonders  seit  1848 
erlassenen  Verfassungsurkunden,  Grundgesetze  u.  s.  w. 


§.  90.     Baiern  0- 

Unter  dem  Churfursten  Maximilian  IIL  wurde  eine  ausfiihr- 
liche,  die  wichtigsten  Zweige  des  Rechts  umfassende  Codification 
unternommen,  früher  als  in  irgend  einem  anderen  deutschen  Lande. 
Das  Civilgesetzbuch  zeichnet  sich  vor  den  älteren  Landrechten 
durch  seine  Vollständigkeit  aus ,  unterscheidet  sich  aber  von  den 
preussischen  und  österreichischen  Gesetzgebungen  dadurch,  dass 
es  die  Quellen  des  gemeinen  Rechts  noch  in  subsidium  be- 
stehen lässt.  Die  baierische  Codification  umfasst  drei  Gesetz- 
bücher, über  Strafrecht  (1751),  denProcess  (1753)  und  das  Privat- 
recht (1756),  welche  alle  von  dem  Vice-Canzler,  dem  Freiherm 
V.  Kreitmayr  (1705  —  1790)^)  entworfen  und  nach  den  gut- 
achtlichen Aeusserungen  der  verschiedenen  Gerichtshöfe  und  der 
Landschafts- Verordneten  redigirt  wurden. 

1.  Zunächst  erschien  der  Codex  juris  Bavarici  Criminalis  (1751 
fol.)*^),  welcher  Strafrecht  und  Strafprocess  enthält  und  in  ein- 
zelnen Beziehungen  die  Carolina  noch  an  Härte  der  Strafen  überbietet. 
Das  Publicationspatent  hebt  das  bisherige  Recht  völlig  auf  und 
lässt  auch  nicht  mehr  seine  subsidiäre  Anwendung  zu.  Kreit- 
mayr Hess  anonym  einen  Commentar  über  diesen  Codex  er- 
scheinen*), in  welchem  er  seine  Bestimmungen  gegenüber  dem 
älteren  Recht  zu  rechtfertigen  sucht. 

2.  Der  Codex  juris  Bavarici  judicarii  (1753  fol.)*),  welcher  in 
zwanzig  Capiteln  den  Civil-  und  den  Concursprocess  enthält  und 
die  gemeinrechtlichen  Controversen  abzuschneiden  sucht.  Der 
Verfasser  gab  auch  über  dieses  Gesetzbuch  Anmerkungen  heraus, 


69)  H.  A.  Zachariae  die  deutschen  Verfassungsgesetze  der  Gegeawart, 
1855.  8. 

1)  Vgl.  auch  öengler's  oben  S.  359.  N.  1  citirte  Schrift,  S,  63  ff. 

2)  In  München  wurde  im  Jahre  1845  sein  Standbild,  von   Suliivimthaler 
gearbeitet,  errichtet. 

3)  Dann  auch  1756  und  1785.  8.    Vgl.  v.  Wächter  gem.  Eeoht  ß.  164  ff. 

4)  Münchön  1752  f. ;  dann  1756  und  1785.  8. 

5)  Auch  1755,  1771,  1810.  8. 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


—     444     — 

in  denen  er  es  mit  dem  gemeinen  und  dem  früheren  statutarischen 
Recht  vergleicht«). 

3,  Der  Codex  Maximüianus  Bavaricus  cvvüis  ( 1 756  fol.) ') ;  auch 
zu  ilieeem  Gesetzhuch  veröffentlichte  der  Verfasser  Anmerkungen®). 
Die  Absicht  war,  wie  der  ursprüngliche  Titel  von  1756  ausspricht, 
^s}le  zur  bürgerlichen  Rechtsgelehrsamkeit  gehörige  Materien,  so 
viel  nicht  schon  in  dem  bereits  1751  resp.  1753  neu  eröffneten 
Coclice  criminali  und  judiciario  besonders  hiervon  enthalten  ist, 
sowohl  nach  deren  Gemein-  als  statutarischen  Rechtsgrundsätzen, 
mit  durchgängiger  Applicirung  des  Ersten  auf  die  Letztere,  wie 
aucli  mit  nöthiger  Entscheidung  oder  Supplirung,  deren  vorhin 
entweder  in  thesi  streittig  und  zweifelhaft  oder  defectuos  befun- 
dener Stellen  benebst  dem  am  Ende  beigefügten  Lehnrecht"  zu  be- 
greifen, „sohin  mit  Einschluss  obgedacht  neuer  Gerichts-  und  Crimi- 
nalOrdnungen  ein  kurz-,  deutlich-,  ordentlich-  und  vollständiges 
Systema  juris  privati  universi,  wie  solches  in  hiesigen  Kurlanden  der- 
mahkn  üblich  und  eingeführt  ist,  in  IV  Theilen,  XLIX  Capituln, 
doch  allerwegen  in  ganz  natürlichem  und  ungezwungenem  Zu- 
sammenhang" darzustellen. 

Der  Codex  civilis  begreift  auch  einzelne  Partien  des  cano- 
niechen  Rechts,  Ehereclit,  Zehntenrecht  und  bestimmt,  während 
i^r  dem  römischen  und  dem  longobardischen  Recht  im  Allgemeinen 
seiuti  Subsidiarität  zugesteht  (L  2.  §.  9,  10),  dass  das  canonische 
Reell t  nur  ;,in  geistlichen  Händeln  und  so  weit  solches  mit  denen 
Concordatis  und  der  Observanz  einstimmig  ist,"  beobachtet  werden 
Boll  (L  2.  §.  8).  p]r  befolgt  das  Institutionensystem.  Der  erste 
Thcil  enthält  allgemeine  Sätze  über  Recht,  Gerechtigkeit,  Rechts- 
qutlk^n,  sodann  Bestimmungen  über  die  Stände,  FamiHe,  Ver- 
wan ritschaft,  väterliche  Gewalt,  Ehe,  Vormundschaft,  Leibeigen- 
schaft; der  zweite  Theil  das  Sachenrecht;  c*3r  dritte  das  Erb- 
reclit;  der  vierte  Verträge  (auch  die  bäuerlichen  Besitzrechte), 
Delicte  und  Lehnrecht.  Man  beabsichtigte  nicht  das  Recht  einer 
eiligreilenden  legislatorischen  Revision  zu   unterwerfen,   sondern 


6J  1753  foL,  1755,  1778  und  1810.  8.;  diese  Ausgaben  führt  Gen  gier  an; 
ich  besitze  1813.  8. 

7)  Auch  1759,  1786,  1821,  1844.  8.  üeber  seinen  Inhalt  Arnold  in 
Schi  Cutter 's  Jahrb.  I.  S.  169  AT.  —  Eine  gerechte  Würdigung  dieses  Gesetz- 
buch p  liefert  Dollmann  in  der  Kritischen  Ueberschau  IV.  1857.  S.  366  ff. 

8j  Zuerst  in  5  Foliobänden  1757 — 1768  und  dann  noch  öfter  in  Octav. 
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nur,  um  das  fortwährende  Zurückgehen  auf  die  gemeinrechtlichen 
Quellen  zu  vermeiden,  das  bestehende  Recht,  wie  eö  auf  ein- 
heimischen und  fremden  Quellen  beruht,  einheitlich  zusammenzu- 
fassen und  den  Controversen  desselben  durch  eine  gesetzliche  Fest- 
stellung zu  begegnen,  unter  den  yerschiedenen  Ansichten  über 
die  Streitfragen  entschied  sich  der  Verfasser  für  die  zu  seiner 
Zeit  am  besten  yertheidigten  oder  ihm  selbst  als  richtig  erschei- 
nenden und  erhob  dadurch  den  damals  herrschenden  wlsgenschaft* 
liehen  Standpunkt  zum  gesetzlichen  Recht.  An  dem  bestehen  den 
Recht  ändert  er  nicht  und  trifft  keine  eingehenden,  neuen  Bestim- 
mungen. Das  Zurückgehen  auf  die  gemeinrechtlichen  Quellen 
wird  da  für  zulässig  erklärt,  wo  das  Gesetzbuch  keine  Norm  ent- 
halt. Das  Publicationspatent  bestimmt,  „dass  endlich  auch  die  mit 
der  Zeit  vorfallenden  erheblichen  Dubia  Juris  in  Thesi,  welche  sich 
wider  Verhoffen  ex  Monte  vel  Verbis  legis  nicht  füglich  heben 
lassen,  aus  denen  gemein-  geschrieben-  natürlich  und  anderen 
ehemaligen  Rechts-Principiis,  wie  es  jede  Obrigkeit  ihrem  besten 
Wissen  und  Gewissen  nach  gleichwol  finden  wird,  ohne  weiterer 
Rückfrag  gebührend  entscheide."  Auch  das  Gewohnheitsrecht, 
der  Gerichtsgebrauch  und  die  statutarischen  Rechte  sollen  neben- 
bei gelten®). 

Während  man  in  Baiem  zur  Zeit  des  Rheinbundes  mit  der 
Annahme  des  französischen  Rechts  beschäftigt  war,  aber  dasselbe 
dann  wieder  fallen  Hess,  ist  in  der  neueren  Zeit  die  Codifieation  des 
gesammten  Rechts  unternommen  worden.  Im  Jahre  1813  erhielt 
Baiem,  wesentlich  nach  einem  Entwürfe  Fe  u  erb  ach' s,  ein  Straf- 
gesetzbuch, welches  sehr  bald  durch  Novellen  ergänzt  und  abge- 
ändert werden  musste^<>).  Jetzt  ist  ein  Strafgesetzbuch  und  ein  Po- 
lizei-Strafgesetzbuch, beide  vom  10.  November  1861  und  der  Ent- 
wurf eines  Civilgesetzbuchs  und  einer  Civilprocessordnung  er- 
schienen (1861). 


9)  Ueber  das  Verhältniss  des  Codex  zu  den  Quellen  vgl.  ö engler  S.  71£ 
Abdrücke  und  Auszüge  aus  den  zahlreichen  in  Baiem  geltenden  Particukr* 
rechten  in  Weber  D&rFtellung  der  sämmtlichen  ProY.-  und  Statutarrechte  des 
Königreichs  Baiem.  5  Bände.  Augsb.  1838  —  1844,  und  Arnold  Beiträge  z. 
deutschen  Privatrecht.  2  Bände.  Ansb.  1840—42. 

10)  Ueber  die  Geschichte  der  Baierischen  Strafgesetzgebung  vgl.  Arnold 
in  Schletter's  Jahrbüchern  I.  S.  163  ff. 
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§•  91.    Preossen  0* 

I.  In  den  unter  dem  preussischen  Scepter  vereinigten  Län- 
dern galten  sehr  verschiedene  Rechte ;  nur  das  Herzogthum  Preus- 
sen  besags  ein  ausführliches  Landrecht  (S.  354  f.),  während  in 
der  Mark  die  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  mehrmals  ge- 
machten Versuche  einer  Gesetzgebung  zu  keinem  Resultat  ge- 
mhri  hatten  (vgl.  S.  356  f.).  Schon  bevor  Friedrich  d.  Gr. 
die  legislatorische  Aufgabe  in  grösserem  Styl    erfasste  und  mit 


1)  Uüber  die  Geschichte  der  Preussischen  Gesetzgebung:  (v.  Hymmen) 
Bejtriigo  z.  d.  Jurist.  Litteratur  in  den  Preuss.  Staaten  II.  S.  263  ff.,  IIL  S.  171  flf. 
—  S  i  m  0  u  Bericht  über  die  scientivische  Redaktion  der  Materialien  der  Preuss. 
Gesetzgcbnng  (in  Mathis  allg.  jur.  Monatsschrift  f.  d.  Preuss.  Staaten  XI. 
18U,  8.  i92  ff.  Der  Verfasser  referirt  hier  über  seine  Ordnung  der  Mate- 
rialien zum  Preuss.  Landrecht  und  zu  den  übrigen  Gesetzbüchern,  und  giebt  zn- 
gleich  in  HC  an  speciellen  Daten  reiche  Geschichte  des  Landrechts).  —  Euler 
6  oj3  Chi  eilt  liehe  Einleitung  in  das  Studium  des  Preuss.  Landrechts  (in  v.  Kamptz 
Jühth.  Jld,  XXXIL  S.  3—70).  —  A.  Freih.  v.  Haxthausen  über  den  Be- 
grifft  <i<^ii  Umfang  und  das  Yerhältniss  des  Provinzialrechts  zum  allg.  Land- 
rüclit  (in  V,  Kamptz  Jahrb.  XLIII.  S.  3-94).  —  v.  Kamptz  die  Justizre- 
form  in  den  J.  1746-48  (Jahrb.  LfX.  S.  67—158).  —  v.  Kamptz  Ter- 

handluTigen  über  die  Justiz  -  Beform  in  den  Preuss.  Staaten  in  den  J.  1774 — 
177G  (Jahrb.  LVIII.  S.  3—60,  311—322).  —  Ergänzungen  und  Erläuterungen 
der  Preussischen  Rechtsbücher  durch  Gesetzgebung  und  Wissenschaft  (das  sog. 
FiJüüiniitmerbuch)  I.  1.  Einleitung.  —  Laspeyres  System  des  Preuss.  Privat- 
rechts  1843.  S.  4ff.—  Abegg  Versuch  einer  Geschichte  der  Preuss.  Civilprocess- 
gcfietzf^cbiing  1848.  —  Koch  Lehrbuch  des  Preuss.  gem.  Privatrechts.  3.  Aufl. 
L  S.  15  it  —  Jacobson  in  seiner  und  Bobrik's  Zeitschr.  f.  Theorie  und 
Praxis^  duä  Preuss.  Rechts.  I.  1.  1834.  S.  19  ff.  und  in  Weiske's  Bechtslexi- 
kon  VI  IL  S.  267  ff.,  464  ff.  (auch  besonders  abgedruckt).  —  v.  Daniels 
Lehrb.  ihn  gem.  Preuss.  Privatrechts.  I.  1851.  S.  5  ff.  und  die  Actenstücke 
in  dcti  Ajiliigen  zu  diesem  Bande  (sehr  wer th voll  durch  die  neue  Benützung 
der  MuttTialien).  —  Heydemann  Einleitung  in  das  System  des  Preuss.  Oi- 
vilrechts.  2.  Aufl.  1861.  S.  5  ff.  —  Bluhme  Encyklopädie  L  (3.  Ausg.)  S. 
178  \\\  -  Vgl.  auch  Eichhorn  IV.  S.  692  ff.  und  über  den  Werth  des  Land- 
rcchlß  V,  Siivigny  Vom  Beruf  unserer  Zeit  S.  81  —  95.  —  Vollständig  mit- 
getheilt  sind  die  Materialien  des  allgemeinen  Landrechts  für  die  Lehren  vom 
Gewahrsam  und  Besitz  und  von  der  Verjährung,  in  d.  Zeitschr.  v.  Simon 
und  Strampff  Bd.  HI.  (auch  besonders  herausgegeben). 

Aufi  Äwei  Gründen  stelle  ich  die  Entstehungsgeschichte  des  Landrechts 
fluftfulirlith  dar:  1)  weil  wir  dieselbe  genauer  kennen,  und  2)  weil  sich  aus  ihr  er- 
giebt*  mit  welcher  Sorgfalt  und  mit  welchem  bewunderungswürdigen  Pleisse 
ee  aasgeiirbeitet  ist. 


Digitized  by  VjOOQ  IC 


"".•:*»?  v 


—     447     — 

Energie  in  die  Hand  nahm,  hatten  die  preussischen  Herrscher  seit 
dem  Anfange  des  achtzehnten  Jahrhunderts  mehrmals  die  Absicht 
ausgesprochen,  ihren  Staaten  ein  Gesetzbuch  zu  geben. 

Friedrich  Wilhelm  L   bestimmte    in    seinem  Edict  vom   21. 
Juni  1713,  §.  56: 

In  denen  Provintzien,  wo  mehr  alseinerley  Recht  und  theils  das 
Römische,  theils  das  Sächsische,  theilsein  Jusconsuetudinarium 
gilt,  wollen  Wir  an  richtige  Verfassungen  arbeiten  lassen,  damit 
alle  aus  einem  ungewissen  Recht  entspringende  Fehler  uod  Ge- 
brechen abgeschaflfet  werden ;  zu  welchen  Ende  Unsere  Regie- 
rungen und  andere  CoUegia  die  Casus  dubios  collegiren^  und  cum 
rationibus  dubitandi  et  decidendi  zur Decision einsenden  sollen^ 
damit  dem  abusui  praejudiciorum  gesteuert  und  das  arl)itrium 
Judicis  nicht  zu  weit  und  über  die  behörigen  Schranken  exten- 
diret  werde.    Die  Rescripta  decisiva  und  auch  Edict a,   die 
in  das  Justiz  Wesen  einlauffen,  sollen  fleissig  zusammen  ge- 
suchet, darai:3  Constitutiones  verfasset  und  im  Lande  pubü- 
ciret  werden. 
Der  König  will  dem  unsicheren  Recht,  dem  Unwesen  mit  den 
PräJudicien  und  dem  uneingeschränkten  Arbitrium   des   Ricliters 
steuern  und  verlangt  als  Vorarbeit  dafür  eine  Sammlung  der  Ins- 
herigen  Gesetze  und  der  zweifelhaften  Rechtsfragen;  die  letzteren 
will  er  durch  Decisionen  abschneiden.    In  gleicher  Tendenz  erliess 
er  am  18.  Juni  1714  eine  Cabinetsordre  an  die  Halle'sche  Juristen- 
facultät^);  er  will  mit  dem  bisherigenRechtszustande  nicht  hncliei], 
aber  der  über  alle  Grenzen   gehenden   Anwendung  der  fremden 
Rechte  entgegentreten.    In  der  Cabinetsordre  heisst  es: 

Und  weil  das  alte  Römische  Recht  bishero  zu  einer  Richt- 
schnur in  diesen  Landen  gedienet,  so  soll  dasselbe  in  so  weit 
beybehalten  werden,  alss  solches  sich  auflf  den  Zustand  dieser 
Länder  schicket,  und  mit  der  gesunden  Vernunfft  überein- 
stimmet. So  viel  aber  solches  den  alten  Römischen  Staat, 
desselben  Bediente,  Aemter  und  Formulen  oder  auch  die 
verschiedene  Meinungen  der  alten  Juris  consultorum  angehet, 
soll  dasselbe  hinweg  gelassen,  und  alles  nach  Bosch  ^lü'enheit 
dieses  Landes  abgefasst  werden.    Zu  solchen  Ende  sollen 


2)  Dieselbe   theilt   aueffit    mit  Laspeyres   in  d.  Zeitschr.   f.  dcatsclics 
Recht  VI.  S.  88  ff.;  vgl.  besonders  S.  91. 
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die  Contractus  innominati,  alte  Gondictiones,  Interdicta  und 
andere  Komische  Benahmsungen  und  Kunstwörter  auch  die 
Jenige  so  sonst  in  Rechts  Handeln  durch  die  Zeit  eingefuhret 
worden,  gäntzlich  zu  Gebrauch  auffgehoben,  die  Benennung 
auff  Teutsch  gegeben,  das  Latein  aber  durchgehends  daraus 
gelassen  werden. 

Diu  Professoren  sollen  dabei  dem  römischen  ßecht  nicht  so 
stark  folgen,  wie  es  die  Verfasser  des  preussischen  Landrechts 
gethiin  hätten.  Die  Leitung  der  Angelegenheit  wurde  dem  Tho- 
maaius  übertragen,  in  Bücksicht  auf  „seine  Uns  bekannte 
Dexterität  und  Gehrsamkeit". 

Erst  gegen  das  Ende  seiner  Regierung  fasste  Friedrich  Wil- 
helm L  den  weiter  gehenden  Plan,  durch  ein  besonderes  Lanäreckt 
lür  den  ganzen  Staat  das  fremde  Becht  ganz  und  gar  zu  beseitigen  «) ; 
in  das  Landrecht  soll  das  römische  Becht,  so  weit  es  applicabely 
aufgenommen  werden.  Ausserdem  sollen  die  in  das  Gesetzbuch  nicht 
aufgenommenen  Statuta  und  Jura  der  einzelnen  Provinzen  gesam- 
melt und  in  eine  Constitution  gebracht  werden.  Wir  begegnen 
hier  dem  später  ausgeführten  Plan  in  seinem  Ursprünge:  ein  alle 
Provinzen  umfassendes  Landrecht,  die  Codification  der  Provinzial- 
rechte,  Beseitigung  der  gemeinrechtlichen  Quellen. 

Noch  deutlicher  spricht  sich  der  König  über  seine  Absichten  aus 
in  der  Notification  vom  1.  März  1738  an  seinen  Etatsminister  Sa- 
muel Oocceji,  „dass  er  davor  sorgen  solle,  dass  ein  beständiges  und 
ewiges  Landrecht  verfertiget,  das  confuse  und  theils  auf  unsere 
Lande  nicht  quadrirende  Jus  Bomanum  abgeschatfet  und  die 
unzählige  Menge  von  Edicten  gedachtem  Landrecht  einverleibt 
werde.  "* 

Doch  kamen  diese  Pläne  nicht  zur  Ausführung  und  erst 
Friedrich  U.  schritt  an  das  Werk.  Ihm  diente  zunächst  derselbe 
Mannj  welcher  schon  unter  seinem  Vater  für  die  Gesetzgebung  thätig 
gewesen  war  und  im  Wesentlichen  dieselben  Ideen  über  die  Ziele  der 


3)  Eoscript  v.  26.  Febr.  1738.  §.  11.  -  Bemerkenswerth  ist,  dass  schon 
TorKer,  wenigstens  fiir  das  Königreicli  Preussen  durch  das  Publicationspatent 
des  Land  rechts  von  1721,  die  Subsidiarität  der  fremden  Eechte  eine  Beschrän* 
kung  (?rtahren  hatte,  indem  nach  ihnen  nur  da  zu  entscheiden  sei,  wo  sie  den  Fall 
auÄidriicklich  decidirt  hätten,  während  im  XJebrigen  ihre  analoge  Anwendung 
auHziiechliessen  seL  —  Dass  man  vielleicht  schon  am  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts sich  mit  dem  Gedanken,  das  gemeine  Becht  abzuschafTen,  getragen 
hübt;,  vgl.  Abegg  a.  a.  0.  S.  42.  N.  105. 
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Gesetzgebung  hegte,  welche  der  König  zur  Ausführung  zu  bringen 
gedachte,  Samuel  y.  Cocceji  (1679  —  1755)*). 

n.  Zunächst  gelangten  die  Arbeiten  für  den  ProceBs  zum 
Abschluss.  Unter  Friedrich  Wilhelm  I.  waren  mehrere  Gesetze 
zur  Verbesserung  des  Justizwesens  erlassen*),  besonders  zur  Ab- 
kürzung des  Processes.  Um  den  Richterstand  zu  heben  und  dessen 
eigene  juristische  Thätigkeit  zu  befördern,  wurde  die  bis  dahin 
bis  zum  Missbrauch  geübte  Actenversendung  an  Spruchcollegieii  und 
Schöffenstühle  beschränkt;  sie  konnte  als  überflüssig  erscheinen, 
da  von  den  Kichtem  selbst  gelehrte  Kenntnisse  verlangt  wurden  *^)- 

Unter  Friedrich  U. ')  wurde  am  31.  December  1746  eine  tiOnsti- 
tution  erlassen,  ude  die  Processe  m  Pommern  ....  in  einem  Jahre  in 
dUen  Instaneien  su  Ende  gebracht  werden  söUen^),  und  darauf  am 
6.  Juli  1747  das  Protect  eines  Codids  Frideridani  Pomeramei  be- 
kannt gemacht»).  Da  durch  dasselbe  in  erwünschter  Weise  die 
Processe  abgekürzt  wurden,  erging  als  Revision  jenes  Projects  im 
Jahre  1748  das  Project  des  Codicis  Fridericiani  Marchkl,  oder 
eine  nach  Sr.  Königl.  Majestät  von  Premsen  Selbst  vorgesctiriebttien 


4)  Treindelenburg  Friedrich  d.  Gr.  und  sein  Grosskanzler  Samuel 
?.  Cocceji  (in  den  Abhh.  der  Berl.  Akad.  1863.  S.  1  —  74).  —  Utjbor  t^tnne 
Thätigkeit  für  das  Preuss.  Landrecht  vgl.  S.  355.  N.  13. 

5)  Vgl.  besonders  Ab  egg  S.  28  ff.;  und  die  mitgetheilten  QueÜen  in 
V.  Kamptz  Jahrb.  LIX.  S.  71  ff. 

6)  Friedrich  Wilhelm  I.  hatte  schon  1720  bestimmt,  dass  in  CrimiuaLga- 
chen  die  Acten  nicht  mehr  ausser  Landes,  sondern  nur  an  Juristenfacult^lteu 
und  Schöffenstühle  im  Lande  yerschiokt  werden  sollten  (MjliuB  11.  1,  B- 
121).  —  Durch  Cab.-Ordre  vom  2.  Aprü  1746  (Kamptz  LIX.  S.  84)  be- 
stümute  Friedrich  IL,  dass  nur  an  inländische  Universitäten  oder  Sprach col- 
legia  verschickt  werden  solle;  der  König  sei  überzeugt,  „dass  wenn  die  Justix- 
CoUegia  ihre-  Schuldigkeit  thun  wollten,  sie  am  besten  den  wahren  örnnd  boy 
den  Processen  einsehen  und  desfalls  ein  Decisum  nach  wahrem  Beeht.  luaclieii 
kömien."  Durch  Cab.-Ordre  vom  20.  Juni  1746  (v.  Kamptz  S.  85  f.)  wurde 
die  Actenversendung  ganz  aufgehoben.  —  Vgl.  übrigens  auch  TrendKl<?ü- 
bürg  S.  29  mit  Note  41,  S.  61  mit  Note  75. 

7)  Ueber  seine  Thätigkeit  für  die  Processgesetzgebung  vgl.  Ab  egg  ti.  tj2  ff. 

8)  Auch  bei  v.  Kamptz  LIX.  S.  118  ff  —  Schon  in  der  Instnjctiou, 
welche  Friedrich  Wilhelm  I.  1718  dem  nach  Königsberg  reisenden  Cocceji  er- 
theilt  hatte,  war  es  ähnlich  ausgesprochen,  dass  jeder  Process  oder  wenigateiifl 
jede  Instanz  in  einem  Jahre  geendigt  werden  solle.  Trendeleiiburg 
S.  14. 

9)  Actenstncke,  welche  sich  auf  seine  Entstehung  beziehen,  bei  y.  Jitim  ptz 
LIX.  S.  86  ff 
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Plan  entworfene  Cammergerichts-  Ordnung,  nach  tcdcher  aüe  Pro- 
cesse  in  einem  Jahr  durch  drey  Instanten  zum  Ende  gebracht  wer- 
den seilen  und  müssen. 

Der  König  erklärt  in  der  Vorrede,  da  die  verschiedenen  Pro- 
vinzen besondere  Processordnungen  haben,  in  welchen  sich  zahl- 
reiche, unnöthige  Formalitäten  finden,  so  wolle  er  überall  einen 
gleichförmigen  Process  nach  einem  von  ihm  selbst  formirten,  „in 
der  Vernunft  gegründeten  Generalplan**  einführen.  ;,  Damit  aber 
diese  General-Processordnung  auf  einen  soliden  und  beständigen 
Fuss  gesetzet  werden  möge,  so  haben  Se.  Königliche  Majestät 
diese  Ordnung  bloss  als  ein  Project  zu  drucken  befohlen ,  worüber 
dem  Collegium,  den  Landständen  und  einem  jeden  freistehen  soll, 
binnen  Jahresfrist  Monita  zu  verfertigen  und  solche  einzuschicken, 
worauf  zu  seiner  Zeit  behörige  Reflexion  gemacht  und  dieselbe 
mit  den  Deputirten  der  Stände  de  concert  regulirt  werden  sollen'^. 
Bis  zu  dieser  Revision  solle  das  Project  vorläufig  von  allen  Col- 
legien  beobachtet  werden. 

Obgleich  die  vom  Könige  1751  eingeforderten  Monita  von 
mehreren  CoUegien  einliefen  und  auf  den  Antrag  Cocceji's  eine 
Commission  aus  einer  Zahl  höherer  Justizbeamter  zusammenge- 
setzt wurde,  welche  auch  nach  Cocceji's  Tode  zusammenblieb, 
und  obgleich  bis  in  die  Mitte  der  sechziger  Jahre  die  ein- 
zelnen Materien  nach  einem  neuen  Plan  umgearbeitet,  dunkle 
Stellen  erläutert  oder  abgeändert,  Lücken  ergänzt  wurden,  so 
ist  die  Revision  doch  nicht  beendet  worden  und  der  versprochene 
Codex  revisus  nie  erschienen.  Es  kam  nur  zu  einem  Anhange 
zum  Codex  Fridericianus  vom  28.  Februar  1761,  und  1769  zu 
einem  weiteren  ausführlichen,  allerhöchst  approbirten,  aber  nur  als 
Privatsammlung  bekannt  gemachten  Anhange,  in  welchem  alle  seit 
dem  Codex  Fridericianus  erschienenen  Verordnungen  nach  der 
Reihenfolge  des  Codex  zusanmiengestellt  wurden ;  derselbe  allegirt 
auch  öfter  den  nicht  erschienenen  Codex  revisus  mit  seinen  Be- 
stimmungen *®). 

IIL  Damit  die  Anstalten  und  Einrichtungen,  welche  zur 
Verbesserung  des  Justizwesens  getroffen  waren,  sich  bewähren 
könnten,  war  zugleich  die  Reform  des  materiellen  Rechts  unent- 
behrlich. Cocceji  hatte  es  schon  am  9.  Mai  1746  ausgesprochen, 
dass  das  in   fremder  Sprache  geschriebene  römische  Gesetzbuch 


10)  Vgl.  Simon  S.  264  ff. 
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abzuschaffen  und  ein  deutsches  .Landrecht  auf  preusaischem  Fuss 
zu  Terfasseu  sei;  dasselbe  dürfe  sich  blos  auf  die  natürliche 
Vernunft  und  die  Landesverfassungen  gründen*  Er  glaubte  ein 
solches  in  einem  Jahre  hefem  zu  können '  ^).  Zugleich  erklärte 
er  in  der  zugefügten  Erläuterung**):  die Haupturaache  der  vielen 
Processe  sei  der  Mangel  eines  bestimmten  Hechts;  T,die  Justiz- 
CoUegia  müssten  sich  nach  dem  alten  Römischen  Lateinischen 
Recht  richten,  welches  in  lauter  ohne  Ordnung  zusammengeflickten 
Stücken  bestehet  und  wovon  die  Hälfte  auf  diese  Lande  nicht 
appUcable  ist,  ja,  worin  kein  Gesetze  ist,  welches  nicht  pour  et 
contre  ausgelegt  werden  kann.  Dieses  confuse  Recht  wird  durch 
das  Sachsen-  und  kanonische  Recht  und  durch  die  unzählige 
Edicta  noch  in  grössere  Gonfusion  gesetzt^.  Daher  bedürfte  man 
ein  deutsches  Landrecht,  über  dessen  Entwurf  Stände  und  Col- 
legia  der  Provinzen  mit  ihren  Monitis  zu  hören  seien;  ihm  müss- 
ten die  besondern  Provinzial- Statuten  „in  fine  besonders  bejge- 
druckt  werden^.  Ebenso  müsste  es  mit  dem  Process  in  den  Process- 
ordnungen  geschehen  und  „in  einer  jeden  Provintz  Alles  in  eine 
Constitution  gebracht  werden". 

Diesen  Ansichten  Cocceji's  entsprach  der   §.  24  der  Consti- 
tution Friedrich's  11.  vom  3L  December  1746  (vgl.  S*  449): 

Und  weil  die  grösste  Verzögerung  der  Justiz  aus  dem  ange- 
wissen, lateinischen  Römischen  Recht  herrühret,  welches  nicht 
allein  ohne  Ordnung  compilirt  worden,  sondern  worinn  sin- 
gulae  leges  pro  et  contra  disputiret,  oder  nach  eines  Jeden 
caprice  limitiret  oder  extendiret  werden,  so  befehlen  Wir 
gedachtem  Unserm  Etats -Ministre  v.  Cocceji  ein  Teutschea 
Allgemeines  Landrecht,  welches  sich  blos  auf  die  Vernunft 
und  Landes  -  Verfassungen  gründet,  zu  verfertigen  und  zu 
Unserer  Approbation  vorzulegen,  worüber  Wir  hiemechst 
aller  Unserer  Stände  und  Collegiorum,  auch  Universitäten 
Monita  einhohlen  und  die  besondern  Statuta  einer  jeden 
Provintz  besonders  beidrucken  lassen  wollen,  damit  einmahl 
ein  gewisses  Recht  im  Lande  etabliret,  und  die  unzählige 
Edicte  aufgehoben  werden  mögen. 
Im  Jahre  1749  erschien  der  erste  Theil  des  Cocceji'schen 
Werks:  Frqject  des  Corporis  Juris  Fridericianit  das  ist  Sr,  Kgl 


11)  Y.  Kamptz  S.  77. 

12)  Y.  Kamptz  S.  83. 
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Majestät  in  Pretissen  in  der  Vernunft  und  Landes -Verfassungen 
gegründete  Landrecht  ^  worinn  das  Bömische  Becht  in  eine  natür- 
liche Ordnung  und  richtiges  Sysiema^  nach  denen  dreyen  Oljectis 
Juris  gebracht.  Die  General- Principia,  welche  in  der  Vernunft 
gegründet  seyn,  bei  einem  jeden  Objecto  festgesetzet  und  die  nöthige 
Cmclusiones,  als  so  viel  Gesetjsie,  daraus  dedtmri:  Alle  Subtüitäten 
und  Fidiones,  nicht  weniger  was  auf  den  Teutschen  Statum  nicht 
applicable  ist,  ausgelassen:  Alle  zweifelhafte  Jura,  wdche  in  denen 
Römischen  Gesetzen  vorkommen,  decidirt  und  solchergestalt  Ein  Jus 
certum  und  universale  in  aUen  dero  Provintzen  staiuirt  wird. 
Halle  f.;  zweiter  Theü  HaUe  1751  f.  i»).  Der  erste  Theü  behan- 
delt in  drei  Büchern  das  Personenrecht,  der  zweite  in  acht  Büchern 
die  dinglichen  Rechte.  Der  dritte  Theil,  welcher  das  Obligationen- 
und  das  Criminalrecht  enthalten  sollte,  ist  im  Druck  nicht  erschie- 
nen  und  das  Manuscript  bis  auf  einen  Aufsatz  über  Eherecht  ver- 
loren gegangen  ^*).  Nur  das  zweite  und  dritte  Buch  des  ersten 
Theils  hat  in  einigen  Provinzen  Gesetzeskraft  erhalten  *  *).  Das 
Gesetzbuch  war  in  deutscher  Sprache  abgefasst,  damit  jeder  Pro- 
cessirende  sich  aus  ihm  belehren  könne,  ob  er  Recht  oder  Unrecht 
habe. 

So  wie  das  Naturrecht  jener  Zeit  im  Grunde  genommen  nicht 
etwas  viel  Anderes  war,  als  ein  von  manchen  nationalen  Besonder- 
heiten entkleidetes  römisches  Recht,  so  nahm  auch  Cocceji,  wel- 
cher selbst  Lehrer  und  Schriftsteller  im  Naturrecht  gewesen  war, 
seinen  Stoff  hauptsächlich  aus  dem  römischen  Recht  ^%  Das 
Gesetzbuch  wollte  kein  neues  Recht  einführen,  sondern  nur  das 
bisherige  römische  und  die  Landesrechte  mit  einander  verarbeiten 


13)  2.  Aufl.  HaUe  1750.  fol. 

14)  V.  Kamptz  S.  146  N. 

15)  Das  Genauere  bei  v.  Kamptz  S.  146  ff. 

16)  In  diesem  Sinne  sprach  sich  auch  Oocceji  in  der  Vorrede  an  den  Le- 
ser. §.  14  aus:  „Dahero  wohl  gesagt  werden  kann,  dass  das  gantze  Becht  der 
Natur,  so  viel  es  die  bürgerliche  Societät  angehet,  in  dieser  Compilation  (d.  h. 
dem  Justinianischen  Recht)  begriffen  sey";  und  §.  28.  IV:  „Die  Prinoipia  ge- 
neralia  sind  aus  dem  sogenannten  Gorpore  Juris  Komani  genommen,  weil  nicht 
geleugnet  werden  kann,  dass  diese  Gesetze  mehrentheils  in  den  natörUohen 
Rechten  ihren  Grund  haben."  —  Oocceji  sagt  §.  30  von  seinem  Landrecht,  es 
könne  mit  Grund  „ein  Jus  naturae  privatum"  genannt  werden.  —  VgL  ausser- 
dem auch  die  Einleitung  des  Landrechts,  welche  die  verschiedenen  Gründe 
der  Ungewissheit  des  Bechts  auffährt.  —  Ueber  den  Charakter  dieses  Land- 
rechts Trendelenburg  S.  35  ff. 
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und  besonders  den  gesammten  Rechtsstoff  in  einer  von  der  Philo- 
sophie beherrschten  Anordnung  darstellen;  wegen  der  philosophi- 
schen, von  dem  Naturrecht  geleiteten  Behandlung  hoffte  man  ein 
ewiges,  überall  anwendbares  Recht  geliefert  zu  haben. 

Das  Landrecht  allein  soll  als  Gesetz  gelten  und  die  opiniones 
doctorum  sollen  nicht  mehr  angeführt  werden,  ausser  wo  es  sich 
um  besondere  Landesgesetze  handle: 

I.     1.  2.  §.  5.    Es  soll  künftig  kein  Jus  Romanum,  vielwe- 
niger die  Autorität  eines  oder  des  andern  Rechtsgelahrten, 
in  den  Processen  von  den  Advocaten  weiter  angeführt,  oder 
von   den    Richtern    in  decidendo   attendirt   werden;   aller- 
massen  Wir  alle  andre  Rechte,   Constitutiones  und  Edicta? 
welche  hierin  nicht  begriffen  sind,   hierdurch  cassiren  und 
aufheben. 
Nur  neue  Verwirrung  glaubte  Friedrich  von  der  Rechtswissen- 
schaft erwarten  zu  müssen  und  beabsichtigte  daher  das  Recht- 
sprechen von  der  Rechtswissenschaft  völlig  loszulösen.     Er  be- 
stimmte ähnlich,  wie  Justinian  bei  seiner  Gesetzgebung,  in  der 
Vorrede  §.  28.    IX: 

Und  damit  die  Privati,  insonderheit  aber  die  Professores, 
•  keine  Gelegenheit  haben  mögen,  dieses  Land-Recht  durch 
eine  eigenmächtige  Interpretation  zu  corrumpiren,  so  haben 
Se.  Königliche  Majestät  bei  schwerer  Strafe  verboten,  dass 
niemand,  wer  er  auch  sey,  sich  unterstehen  solle,  einen  Com- 
mentarium  über  das  gantze  Land-Recht,  oder  einen  Theil  des- 
selben zu  schreiben;  oder  der  Jugend Limitationes,  Amplia- 
tiones  oder  Exceptiones  contra  verba  legis  an  die  Hand  zu 
geben,  oder  dergleichen  ex  ratione  legis  zu  formiren  .... 
Daher  die  Professores  bloss  der  Jugend  das  Systema  be- 
kannt machen  und  derselben  die  Principia  generalia  deut- 
lich vortragen  etc.  sollen  und  müssen.  Se.  Königl.  Maje- 
stät haben  femer  verboten,  dass  künftig  in  dergleichen 
Civilsachen  keine  Autorität  der  Doctorum  weiter  allegirt  wer- 
den, sondern  ein  ieder  seine  Jura  einzig  und  allein  aus  die- 
sem Land-Recht  defendiren  solle.  Es  wäre  dann,  dass  von 
einer  besondem  Landes -Verfassung  und  zum  Exempel  wie 
es  mit  den  Diensten  der  Unterthanen  zu  halten,  ob  die 
Gerade  hergebracht  sey  etc.  gefragt  würde  ^'). 


17)  Vgl.  auch  I.  1.  2.  §.  10,  wo  kurz  dieselbe  Bestimmung  wiederholt 
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IV.  Die  weitere  Ausfühning  der  gesetzgeberischen  Pläne  des 
Königs  wurde  dnrch  die  Kriege  aufgehalten ,  welche  seine  ganze 
Kraft  in  Ansprach  nahmen,  ausserdem  aber  auch  dadurch,  dass  die 
Grosskanzler,  welche  Cocceji  im  Amt  nachfolgten,  v.  Jariges 
(1755  —  1774)  und  der  Freiherr  v.  Fürst  (1774  bis  zum  11. 
December  1779),  nicht  in  demselben  Maasse,  wie  Cocceji  das  Ver- 
trauen des  Königs  besassen  und  nicht  im  Stande  waren,  sein  Ver- 
langen, dass  kein  Process  länger  als  ein  Jahr  währen  sollte,  zu 
befriedigen. 

Unter  diesen  Umständen  zog  der  schlesische  Justizminister 
y.  C arm  er  die  Aufmerksamkeit  des  Königs  auf  sich.  Derselbe 
überreichte  am  18.  August  1774  dem  Könige  einen  Plan  zur 
Justizyerbesserung,  in  welchem  bereits  das  inquisitorische  Princip 
auf  den  Civilprocess  angewendet  wird^®).  Der  Grosskanzler  v. 
Fürst,  welchem  der  König  den  Plan  communicirte,  urtheilte  über 
denselben  am  10.  December  1774  '*),  „dass  dennoch  die  Processe  weit 
mehr  kostbarer,  dass  noch  weit  mehr  Bäthe  und  Bichter  nöthig 
sein  und  dass  dennoch  die  Processe  länger  dauern  würden;^  er 
empfahl  die  Bevision  des  Codex  Fridericianus  schnell  zu  Ende 
zu  fahren.  Der  König  war  dadurch  nicht  befriedigt  und  erklärte 
in  einem  eigenhändigen  Marginale  zum  Bericht  des  Grosskanzlers 
seine  Unzufriedenheit  mit  den  vielen  unnützen  Formalitäten  des 
Processes  ^<*).  v.  Carmer,  welcher  gegen  Ende  des  Jahres  1775 
nach  Berlin  entboten  wurde,  übergab  im  December  ein  ausführ- 
liches »Project  des  revidirten  Codicis  Fridericiani^,  dessen  Grund- 


wird, mit  dem  Motiv,  weil  „dergleichen  Commentatores,  welchen  ratio  legnm 
öfters  unbekannt  ist,  zu  vielen  unnöthigen  Disputen  Gelegenheit  zu  geben 
pflegen". 

18)  Der  Lnmediatbericht  v.  Oarmer's,  mit  welchem  er  Seinen  Plan  zur 
Verbesserung  des  Justiz wesens  begleitete,  ist  abgedruckt  in  v.  Kamptz  Jahr- 
büchern LVllL  S.  6^8.  —  Ueber  das  Inquisitionsprincip  im  preussisohen  Ci- 
vilprocess vgl.  Abegg  S.  89  ff.  —  Ueber  die  Geschichte  der  Oarmer*schen 
Reformen  vgl.  auch  v.  ßebeur  Ueber  den  ungünstigen  Anfang  der  v.  Car- 
mer'schen  Justizverbesserung.  Lemgo  1789.  8. 

19)  Sein  Immediatbericht  bei  v.  Kamptz  LVIII.  S.  8—10. 

20)  (v.  Kamptz  LVIII.  S.  11):  „Die  Formalitäten  bei  der  Justiz  fangen 
an  sich  wieder  zu  verlängern  und  trainiren  die  Prozesse  eben  wie  vor  diesem ; 
man  muss  mehr  auf  Grund  der  Sachen  sehen  und  Formalitäten  seindt  nichts, 
als  unnütze  Oeremonien.  Viele  Gesetze  taugen  nicht,  aber  wenige  und  klare 
Gesetze,  und  solche  müssen  nicht  kommentiret  werden;  denn  dadurch  kann 
man  sie  nach  Belieben  interpretiren." 
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ziige  waren,  dass  der  Richter  von  Amtswegen  die  erbeblichen  That- 
sachen  zu  untersuchen  habe,  dass  kein  Erkenntniss  über  den  Be- 
weis, sondern  nur  eine  richterliche  Verfugung  erfolgen  solle  und 
dass  die  Advocaten  den  Parteien  nicht  zu  ihrem  behaupteten, 
sondern  zum  wahren  Recht  verhelfen  und  dem  Richter  bei  Er- 
mittlung der  Wahrheit  zu  Hülfe  kommen  sollen,  v.  Fürst  wider- 
sprach in  der  ihm  und  dem  Minister  v.  Carmer  zu  Potsdam  am 
4.  Januar  1776  ertheilten  Audienz  beharrlich  den  intendirten 
Neuerungen  und  schlug  zur  Beseitigung  der  Missbräuche  unter 
Anderem  auch  die  baldige  Anfertigung  eines  allgemeinen  vollstän- 
digen deutschen  Gesetzbuchs  und  einer  verbesserten  Hypotheken- 
und  Concursordnung  vor  ^i).  Auch  in  den  von  Carmer  mit  v.  Fürst 
und  dem  Kammergerichtspräsidenten  v.  Rebeur^*)  abgebsiltenen 
Conferenzen  und  in  dem  darauf  am  10.  Januar  erstatteten  Imme- 
diatbericht  des  Grosskanzlers**)  fanden  die  v.  Carmer'schen  Vor- 
schläge keine  Billigung.  Der  König  erklärte  darauf  die  Inqui- 
sitionsmaxime auf  den  Civilprocess  nicht  ausdehnen  zu  wollen, 
und  erliess  am  15.  Januar  1776  eine  neue  Verordnung  zur  Abkür- 
zung der  Processe,  welche  v.  Rebeur  auf  Grund  von  elf,  ihm 
vom  Könige  angegebenen  Punkten  entworfen  hatte**). 

So  blieb  es  im  Allgemeinen  bei  dem  bisherigen  Stande  der 
Gesetzgebung,  bis  in  Folge  des  bekannten  Müller- Arnold'schea 
Processes  der  Grosskanzler  v.  Fürst  am  11.  December  seine  Ent- 
lassung erhielt  und  v.  Carmer  an  seine  Stelle  trat**). 

V.  V.  Carmer  und  dem  ihm  nach  Berlin  folgenden  vortragen- 
den Rath,  dem  bisherigen  Oberamts -Regierungsrath  zu  Breslau, 
Suarez*^)  war  es  vorbehalten,  die  Pläne  des  Königs  zur  Ausfuh- 


21)  Vgl.  V.  Für  st 's  Immediat-Bericht  vom  3.  Jan.  1776  bei  y.  Kamptz 
LVm.  S.  17  f.  —  Das  Protokoll  über  die  Audienz  vom  4.  Jan.  ebendaselbst 
S.  23  ff. 

22)  V.  Kamptz  LVni.  S.  312.  N.:  Data  über  sein  Leben. 

23)  V.  Kamptz  LVm.  S.  37  ff. 

24)  Vgl.  V.  Rebenr  a.  a.  0.  S.  10  ff.  Die  Actenstücke  bei  t,  Kampta 
LVin.  S.  39  ff.,  313  ff.;  über  die  Audienz  v.  Rebeur's  am  13.  Januar  S.  314  ff, j 
die  Verordnung  S.  57—60. 

25)  Er  wurde  schon  am  11.  Dec.  ernannt,  vgl.  Heydemann  S.  13.  N. 
26;  die  Oabinetsordre  ist  vom  25.  Dec.,  Simon  S.  270.  —  v.  Carmer  geb. 
1720,  gest.  1801;  schon  1798  nahm  er  seine  Entlassung. 

26)  Geb.  1746  zu  Schweidnitz,  gest.  1798;  über  ihn  v.  Kamptz  Jahrb. 
XLI.  S.  3a,  76a.  Seit  1771  Oberamts-Regierungs-ßath  zu  Breslau,  seit  1780 
immer  zu  Berlin,   1787  Geh.  Oberjustizrath  und  Geh.  Obertribunalrath,    1791 
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rung  zu  bringen.  Die  Grundzüge  für  die  künftige  Gesetzgebung  zeich- 
nete der  König  seinem  Minister  in  den  Cabinetsordres  vom  6.  und 
vom  14.  April  vor  2').  Er  will  insbesondere,  dass  der  Civilprocess 
aus  den  Formen  des  canonischen  Rechts  losgelöst  und  alle  Pro- 
cesse  künftig  in  einem  Jahre  zu  Ende  geführt  werden.  Der 
Richter  eolle  (Gab. -Ordre  vom  6.  April)  die  Wahrheit  und  den 
eigentlichen  Zusammenhang  der  Sache  selbst  untersuchen;  er 
solle  fCab.- Ordre  vom  14.  April)  ,,künftig  die  Partheyen  mit 
ihrer  Klage  und  Verantwortung  selber  hören,  ihre  Erzählungen 
und  mitzubringende  Beweisthümer  gegen  einander  halten  und  so 
den  wahren  Zusammenhang  der  Sache,  welche  zu  dem  Rechts- 
streit Anlass  gegeben,  eruiren,  hiemach  aber  denselben  den  Rech- 
ten und  der  Billigkeit  gemässe  Vorschläge  zum  Vergleich  machen  . . . 
Diejenijfen  Rechtshändel,  welche  auf  diese  Art  nicht  beigelegt 
werden  können,  sind  wenigstens  gegen  alle  Beweis-Erkenntnisse, 
welche  bisher  die  allermehresten  Weitläufigkeiten  verursacht  haben, 
gesichert  und  können  sodann,  soviel  die  Rechtsfragen  betrilBFt, 
sehr  leicht  femer  zum  Spruch  instruirt  werden." 

Für  den  Civilprocess  liess  Garmer  seinen  bereits  1775  ein- 
gereichten ausfuhrUchen  Entwurf,  unter  Benützung '  der  Materialien 
für  den  Codex  revisus,  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1780  um- 
arbeiten. Nachdem  der  neue  Entwurf  von  einer  Anzahl  von  Räthen 
geprüft  '^)  und  nach  deren  Monitis  abgeändert  war,  wurde  er  am 
26.  April  1781  publicirt  als:  Corpus  jt^is Fridericianum.  l.Buch. 
Von  der  Processofdnung.  1781.  8.  2  Bände  ^ö).  Im  Publications- 
patent  werden  alle  älteren  Gesetze,  Verordnungen,  Declarationen 
und  Eescripte,  welche  über  Gegenstände  dieses  ersten  Buchs  er- 
gangen sind,  ausdrückUch  aufgehoben.    Das  Gesetzbuch  soll  nicht 


und  1733  hielt  er  dem  damaligen  Kronprinzen  Vorträge  über  Eecbtswissen- 
schaft  lind  Gesetzgebung.  Eine  Würdigung  der  verschiedenen  Verdienste, 
w(!lcht>  T-  Oarmer  und  Suarez  sich  bei  dem  grossen  Gesetzgebungswerk  er- 
woTbpu  haben,  S.  18  a — 26  a;  über  die  encyklopädische  Richtung  von  Suarez 
S-  41a  it 

27)  Vgl.  Heydemann  S.  14  ff.  —  Die  Oabinetsordre  vom  6.  April  in 
V.  Kamptz  Jahrb.  XL  VI.  S.  225—227,  die  vom  14.  April  im  nov.  Corpus 
Coiistitt.  Prussico-Brandenb.  VI.  p.  1935—1944. 

28}  Vgl.  Simon  S.  272. 

99)  Da  der  Druck  schon  am  Ende  des  Jahres  1780  beendet  war,  wurde 
döB  Gesetabuch  am  18.  Dec.  1780  den  verschiedenen  OoUegien  communicirt, 
mit  d^r  Weisung,  vom  1.  Jan.  1781  ab  nach  ihm  alle  sich  daför  qualifioiren- 
den  Suchen  zu  entscheiden;  vgl.  Simon  S.  272  f. 
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nach  den  älteren  Gesetzen  ausgelegt  werden ;  die  Entscheidung 
von  Zweifeln  soll  allein  von  der  Gesetzcommission  ausgehen. 

Da  es  dem  Könige  auf  eine  schnelle  Reform  des  Civilpro- 
cesses  ankam,  so  war  die  Puhlication  sehr  übereilt  worden ;  gleich 
anfangs  hatte  man  die  Absicht,  bei  einer  zweiten  Auflage  eine  sorg- 
same Revision  vorzunehmen.  Man  sammelte  daher  die  Monita  von 
Sachverständigen  und  forderte  solche  von  denLandescollegienein*^). 
Nachdem  man  dieselben  bei  den  seit  Publioation  der  Processordnung 
emanirten  Verordnungen  und  Declarationen  schon  zum  Theil  be- 
nützt hatte,  berücksichtigte  man  sie  ganz  besonders  bei  der 
seit  dem  Anfange  des  Jahres  1792  ernstlich  in  Angriff  genommenen 
Revision.  Nach  den  Beschlüssen  des  Grosskanzlers  über  die  Be- 
deutung der  einzelnen  Monita  unternahm  Suarez  die  Umarbeitung, 
welche  dann  der  Grosskanzler  mit  Zuziehung  einzelner  Räthe  und 
Collegien  revidirte.  Das  königliche  Publicationspatent  ist  vom 
6.  Juli  1793  datirt;  wegen  Verzögerung  des  Drucks  konnte  der 
erste  Theil  erst  December  1794,  der  zweite  und  dritte  Theil  erst 
Juli  1795  ausgegeben  werden.  Das  Gesetzbuch  erschien  als  Allge- 
meine Gerichtsordnung  für  die  preussischen  Staaten ^^).  Die  spä- 
teren Verordnungen  wurden  in  dem  Anhang  m/r  allgemeinen  Ger 
richtsardnung  zusammengestellt  und  am  4.  Februar  1815  publicirt; 
bei  den  späteren  Ausgaben  wurden  sie  als  Zusätze  den  einzelnen 
Paragraphen  beigefügt. 

Die  allgemeine  Gerichtsordnung  gilt  noch  heute ;  aber  es  sind 
theils  einzelne  Partien  durch  spätere  Gesetze  umgeändert,  theils 
ihre  Grundprincipien  durch  allmähliche  Beseitigung  der  Inquisitions- 
zu  Gunsten  der  Verhandlungsmaxime,  von  der  Gesetzgebung  seit 
1833'*)  beseitigt  worden.  Die  Gerichtsverfassung  hat  1849  eine 
völlige  Umgestaltung  erfahren. 

VI.    Das  zweite  Buch  des  Corpus  juris  Fridericianum  sollte 


30)  Solche  Anffordenuigen  erfolgten  durch  Oircular-Bescripte  vom  7.  März 
1783,  zweimal  im  December  1786  und  am  4.  Juli  1791,  Simon  S.  273  ff. 

31)  üeber  dieselbe  vgl.  Ab  egg  S.  111  ff.;  vgl.  auch  Heffter  Oivilpro- 
cess  im  Gebiet  des  allgem.  Landrechts  für  die  preussischen  Staaten.  Berl. 
1856.  §.  2. 

32)  Besonders  durch  die  Verordnung  über  den  Mandats-,  summarischen 
und  Bagatellprocess  vom  1.  Juni  1833  (über  die  Entstehung  derselben  ygl. 
G.  Beseler  Festrede  an  d.  Univ.  zu  Berlin  am  3.  August  1863.  S.  16  ff.) 
und  durch  die  Verordnung  vom  21.  Juli  1846.  Durch  Oabinetsordre  und  Ver- 
ordnung vom  7.  April  1847  wurde  dife  Oeffentlichkeit  des  Verfahrens  einge* 
führt.    Vgl.  Abegg  S.  225  ff.,  v.  Daniels  S.  75  ff. 
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das  materielle  Recht  enthalten,    Friedrich  IL  beabsichtigte  keine 
gleichmässige,  nivellirende  Gesetzgebung  für  seinen  ganzen  Staat, 
sondern  wollte  (Cab.-Ordre  vom  6.   April  1780),  dass  ;,bei  allen 
Provintzien,  wo  diflFerente  Gebräuche  sind,  ein  Unterschied  gemacht** 
und  für  die  Haupttheile  des  Staats  auch  besondere  Gesetze   mit 
Bezug  auf  diese  particulären  Verschiedenheiten  ausgearbeitet  wür- 
den*'').    Das   Naturrecht  sei  dem  römischen  Recht  vorzuziehen; 
zur  Bearbeitung  seien  tüchtige  Praktiker  eher  zu  verwenden,  als 
Professoren,  welche  „immer  zu  weitläuftig"  wären.  Genauer  geht  die 
Calvine  taordre  vom  14.  April  auf  die  zu  befolgenden  Grundsätze  ein: 
Was  ....  die  Gesetze  selbst  betrifft,  so  finde  Ich  es  sehr  un- 
schicklich, dass  solche  grösstentheils  in  einer  Sprache   ge- 
schrieben sind,  welche  diejenigen  nicht  verstehen,  denen  sie 
doch  zu  ihrer  Richtschnur  dienen  sollen.    Ebenso  ungereimt 
ist  es,  wenn  man  in  einem  Staat,  der  doch  seinen  unstrei- 
tigen Gesetzgeber  hat,  Gesetze  duldet,  die  durch  ihre  Dunkel- 
heit und  Zweydeutigkeit  zu  weitläuftigen  Disputen  der  Rechts- 
gelehrten Anlass  geben,    oder  wohl  gar  darüber:  ob  der- 
gleichen Gesetze  oder  Gewohnheiten  jemals  existirt,  oder 
eine  Rechts -Kraft  erlangt?  weitläuftige  Processe   veranlasst 
werden  müssen.    Ihr  müsst  also  vorzüglich  dahin  sehen,  dass 
alle  Gesetze  für  unsere  Staaten  und  Unterthanen  in  ihrer 
eigenen  Sprache  abgefasst,  genau  bestimmt  und  vollständig 
gesammelt  werden.   Da  nun  aber  fast  jede  Meiner  Provinzen 
ihre   besondere   Verfassung,    Statuten    und    Gewohnheiten 
hat  ....  so  muss  für  jede  derselben  ein  eigenes  Gesetz- 
buch gesammlet  und  darin  alles  eingetragen  werden,  wodurch 
sich  die  Rechte  der  einen  Provinz  von  den  andern  unter- 
scheiden. Weilen  aber  dennoch  dergleichen  Provinzial-Statuta 
und  Gewohnheiten  sich  nur  auf  gewisse  Gegenstände  ein- 
schränken und  keine  allgemeine,  noch  weniger  aber  vollstän- 
dige Rechtsregeln  enthalten,  das   Corpus  Juris  vom  Kaiser 
Justinian  als  das  subsidiarische  Gesetzbuch  fast  aller  euro- 
päischen Staaten  von  vielen  Jahrhunderten  her  auch  bey  uns 
angenommen  ist,    so  kann  dieses  auch  künftig  nicht  ganz 
ausser  Acht  gelassen  werden»    Inzwischen  ist  bekannt,  dass 


33)  Fnr  Sohlesien;  Preussen;  Pommern  und  die  Neumark ;  Ohurmark;  das 
Magdeburgische  und  Halberstädtische ;  Minden  undRavensberg;  Oleve  und  die 
Graföchaft  Mark;  Ostfriesland. 
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dieses  römische  Gesetzbuch  grösstentheils  nur  eine  Samm- 
lung der  Meinungen  und  Entscheidungen  der  Rechts-Gelehr- 
ten in  einzelnen  Fällen  enthält ;  sich^  vielfältig  auf  die  alten 
und  jetzt  gar  nicht  mehr  passenden  Römischen  Verfassungen 
und  Formalitäten  bezieht;  auch  mit  vielen  Widersprüchen 
angefüllt  ist.  Es  muss  also  nur  das  Wesentliche  mit  dem 
Natur-Gesetz  und  der  heutigen  Verfassung  übereinstimmende 
aus  demselben  abstrahirt,  das  Unnütze  weggelassen,  Unsere 
eigene  Landes-Gesetze  am  gehörigen  Orte  eingeschaltet  und 
solchergestalt  ein  subsidiarisches  Gesetz-Buch,  zu  welchem 
der  Richter  beim  Mangel  der  Provinzialgesetze  recur^iren 
kann,  angefertigt  werden. 

Zur  Ausführung  der  Arbeit  soll  eine  Gesetz-Commission 
zusammentreten,  welche  auch  später,  bei  Mängeln  oder  Fehlem  der 
Gesetze,  dieselben  verbessern  und  interpretiren  solle: 

'  Dagegen  werde  Ich  nicht  gestatten,  dass  irgend  ein  Richter, 
Collegium  oder  Etats-Minister  die  Gesetze  zu  interpretiren, 
auszudehnen  oder  einzuschränken  ....  sich  einfallen  lasse. 

Die  Hauptgesichtspunkte  sind  also: 

1)  Das  neue  Gesetzbuch  soll  in  einer  dem  Volk  verständ- 
lichen Sprache  geschrieben  sein; 

2)  das  Recht  soll  bestimmt  und  vollständig  sein,  um  alle 
Streitigkeiten  der  Rechtsgelehrten  über  die  Bedeutung  und  Existenz 
der  einzelnen  Rechtssätze  abzuschneiden; 

3)  für  die  einzelnen  Provinzen  sind,  soweit  ihr  besonderes 
Recht  dazu  Veranlassung  bietet,  eigene  Provinzialgesetzbücher" 
anzufertigen; 

4)  es  ist  ein  allgemeines  subsidiäres  Gesetzbuch  auszuarbeiten, 
welches  sich  an  das  Corpus  juris  anlehnen,  aber  wegen  seiner 
Natur  in  einer  Bearbeitung  desselben  für  die  gegenwärtigen  Ver- 
hältnisse, unter  Berücksichtigung  des  Naturrechts  und  unter  Auf- 
nahme der  geltenden  Landesgesetze  bestehen  soll; 

5)  später  sich  herausstellende  Zweifel  und  Mängel  sollen  nicht 
von  dem  Richter  entschieden,  sondern  es  soll  der  Gesetzcommis- 
sion Nachricht  gegeben  werden,  welche  dann  dem  Könige  Bericht 
zu  erstatten  hat^*). 


34)  Des  Oooceji'sohen  Projects  des  Corpus  jur.  Frid.  geschieht  weder  hier 
Erwähnung,  noch  wurde  auf  dasselbe  bei  den  späteren  gesetzgeberischen  Ar- 
beiten Bücksicht  genommen. 
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Während  nach  den  früheren  Plänen  das  allgemeine  Gesetz« 
buch  als  die  Hauptsache  erschien  und  zu  ihm  die  ProYinzialrechte 
nur  als  Zugaben  hinzutreten  sollten,  legt  die  Cabinetsordre  gerade 
auf  die  Provinzialgesetzbücher  das  Hauptgewicht,  welche  durch 
das  allgemeine  Gesetzbuch  nur  eine  Ergänzung  empfangen  sollten. 

Es  wurde  dann  ein  weiterer  Plan,  Grundsätze  des  Verfahrens 
hei  Sammlung  und  Verbesserung  der  Gesetze^  in  siebenundzwanzig 
Paragraphen  entworfen  und  von  dem  Könige  am  27.  Juli  1780 
genehmigt  ^•'^):  derselbe  besagt,  dasskein  neues  Recht  geschaffen, 
sondern  nur  das  vorhandene  gesammelt,  geordnet  und  verständ- 
lich dargestellt,  der  Gegenwart  angepasst  und  dem  Recht  der 
Natur  und  der  Billigkeit  gemäss  revidirt  werden  solle.  Wo  das 
Corpus  juris  unanwendbare  Bestimmungen  enthält  oder  das  neuere 
Rechtsleben  Institutionen  hat,  welche  den  Römern  unbekannt 
waren,  sollen  die  Zusätze  (§.  7)  entweder  aus  bereits  vorhandenen 
allgemeinen  Landesgesetzen,  sofern  sie  solche  darbieten,  genommen 
werden,  oder  sie  müssen  nach  demjenigen,  „was  eine  vernünftige 
Erwegung  der  Regierungsform,  der  Gebräuche,  der  Sitten,  der 
Landes-,  Religions-,  Kriegs-  und  Handlungs- Verfassung  unseres 
gegenwärtigen  Zeitalters  an  die  Hand  giebt,  entworfen  .... 
werden. '^  Die  Arbeit  sollte  (§.  17)  damit  beginnen,  dass  „ein 
ordentlicher,  getreuer  und  vollständiger  Auszug  aus  dem  Corpore 
juris  angefertigt''  wüi-de«®). 

Vergeblich  hatte  man  für  diesen  systematischen  Auszug  den 
Hofrath  Schlosser  zu  Emerdingen  zu  gewinnen  gesucht «').  v.  Car- 
raer  erhielt  Juli  1780  die  Erlaubniss,  als  Assistenten  bei  seiner  Ar- 
beit zuzuziehen:  den  Kammergerichtsrath  Baum  garten,  Suarez, 
den  schlesischen  General-Fiscal  Pachaly  und  den  Dr.  jur.  Volk- 
mar^^.  Als  Hülfsarbeiter  beschäftigte  er  noch  den  Geh.  Ober- 
Revisions- und  Kammergerichtsrath  v.  Kirch  eisen  (gest.  1825  als 
Justizminister),  den  Assessor  beim  Breslauer  Stadtgericht  Klein 
(gest.  1810)  und  den  Kammergerichtsrath  Gossler«®). 

35)  Abgedruckt  bei  v.  Daniels  I.  Anl.  I.  S.  3—9. 

36)  Im  Widersprucli  zu  den  vorher  aufgesteUten  Prinoipien  ging  man 
zunächst  nicht  an  die  Sammlung  und  Ausarbeitung  der  Provinzialrechte ,  son- 
dern begann  mit  den  Vorarbeiten  für  das  allgemeine  Gesetzbuch. 

37)  Vgl.  v.  Daniels  I.  S.  24. 

38)  Vgl.  auch  v.  Kamptz  Jahrb.  XLI.  S.  10a. 

39)  Ueber  die  von  dem  Präsidenten  der  Magdeburger  Regierung  v.  Te- 
venar  und  Andern  eingesandten  Entwürfe  für  die  Anordnung  der  Gegen- 
stände im  Gesetzbuch  vgl.  v.  Daniels  I.  S.  25  ff. 
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Die  Anfertigung  des  Auszugs  aus  dem  Corpus  juris  *®)  wurde 
dem  Dr.  jur/  Volk  mar  übertragen;  er  arbeitete  denselben  in 
den  Jahren  1780  und  1781  nach  einer  systematischen  und  Datiir- 
lichen  Ordnung  aus  den  Institutionen,  Pandecten  und  dem  Codex. 
Nach  §.  18  der  Grundsätze  vom  27.  Juli  1780  sollte  der  Auszug 
dann  legislatorisch  bearbeitet,  bei  jedem  einzelnen  Gesetze  be- 
merkt werden,  ob  es  beizubehalten  oder  abzuändern  sei,  dasjenige, 
was  die  Landesgesetze  über  die  betreffenden  Materien  enthalten, 
hinzugefügt,  neue  Vorschläge  gemacht,  PräJudicien  berücksichtigt 
und  diese  zusammengebrachten  Materialien  „ordentlich  rangirt  und 
in  die  gehörige  Schreibart  eingekleidet  werden"*»).  Diese  Arbeit 
wurde  zunächst  gleichfalls  dein  Dr.  Volkmar*^),  bald  aber  dem 
General-Fiscal  Pachaly  aufgetragen;  ihre  Materialien  erhielt  der 
Assistenzrath  Klein,  um  die  eigentliche  Fassung  in  Vorschlag  zu 
bringen  *8).  Nach  den  Arbeiten  Klein's,  welcher  bei  einzelnen 
Stellen  zugleich  das  Motiv  für  seine  Fassung  niederlegte,  arbeitete 
Suarez  den  ersten  Entwurf  aus.  Derselbe  wurde  einer  Anzahl 
von  Käthen  der  Gesetzcommission  communicirt;  ihre  Bedenken 
trug  Suarez  in  ausführlichen  Relationen  dem  Grosskanzler  vor  und 
arbeitete  den  Entwurf  nach  dessen  Conclusis  um**).  Um  das 
ürtheil  der  Sachverständigen  zu  vernehmen,  wurde  dieser  neue 
Entwurf  im  Wesentlichen  unverändert  durch  den  Druck  bekannt 
gemacht:  Enttourf  eines  Allgemeinen  Gesetzbuchs  für  die premdschefti 


40)  Die  Instruction  wegen  Anfertigung  dieses  Auszugs  bei  v.  Daniela  L 
Anl.  S.  &— 11. 

41)  üeber  die  Absicht  bei  diesen  Vorarbeiten  spricht  sich  auch  ein  yon  Stiurez 
entworfenes  Schreiben  des  Grosskanzlers  vom  31.  Mai  1782  aus  (v.  Dani  eis  LB. 
34.  N.  2) :  „Einer  der  Hauptzwecke  bei  dem  Auftrage  war,  dass  sowohl  uns  dorn 
Bömischen  Recht  selbst  als  insonderheit  den  Auslegern  und  Oommentatoribi;is  des^ 
selben,  aus  den  häufigen  OoUectionen  von  Oonsiliis  und  Besponsis  und  tiQ^  den 
über  einzelne  Gegenstände  herausgekommenen  Streitschriften  bei  einer  jeden 
Materie  die  besondern  Fälle  herausgesucht  und  gesammelt  werden  niochten, 
welche  entweder  wegen  einer  wirklichen  Antinomie  in  den  Gesetzen  selbst, 
oder  wegen  eines  obwaltenden  Dissensus  der  Eechtslehrer  in  deren  Analcgimg 
oder  wegen  einer  contra  legem  vermeintlich  obwaltenden  Praxis  forensis  zwei- 
felhaft und  streitig  geworden,  auf  deren  zweckmässige  Bestimmung  also  in  dem 
neuen  Gesetzbuche  vorzüglich  Bücksicht  zu  nehmen  sein  würde. 

42)  üeber  seine  Vorarbeiten  v.  Daniels  I.  S.  29  f.;  Mittheiluugeu  aus 
ihnen  Anl.  S.  14—37. 

43)  üeber  Pachaly's  und  Klein's  Arbeiten  v.  Daniels  I.  S.  30  ff.;  Aus- 
züge aus  Pachaly's  Arbeiten  Anl.  S.  41. 

44)  Das  Genauere  bei  Simon  S.  209—212. 
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/Sitoo^,  in  sechs  AbtheihiDgen  innerhalb  der  Jahre  1784 — ^1788^^); 
bei  einer  Zahl  von  Sätzen  war  in  den  Noten  das  Motiv  für  die 
Bestimmung  und  die  Fassung  angegeben  ^^).  Die  erschienenen  Ab- 
theilungen wurden  berühmten  praktischen  und  theoretischen  Juristen 
und  besonderen  Sachverständigen  zugeschickt,'  und  ausserdem  er- 
ging allgemein  in  der  Vorerinnerung  zur  ersten  Abtheilung  des 
ersten  Theüs  des  Entwurfs  vom  24.  März  1784,  unter  Aussetzung 
von  Prämien  für  die  gründlichsten  Beurtheilungen,  die  Aufforde- 
rung an  philosophische  und  praktische  Juristen,  den  Entwurf  zu 
prüfen  und  ihre  Erinnerungen  einzusenden.  Dieselben  sollten  sich 
besonders  auf  die  im  Entwurf  enthaltenen  Abweichungen  vom 
römischen  Recht,  auf  die  Ergänzungen  desselben,  besonders  wo 
es  sich  um  dem  römischen  Becht  noch  unbekannte  Geschäfte  han- 
delt, auf  die  Vollständigkeit  des  Inhalts  und  die  Fassung  der  Ge- 
setze richten.  Demgemäss  gingen  viele  Preisschriften  über  die 
einzelnen  Abtheilungen  ein  und  mehrere  Verfasser  erhielten  mehr- 
mals bei  verschiedenen  Abtheilungeii  den  Preis*').  Auch  von  den 
einzelnen  Regierungen  wurden  Monita  eingefordert,  dieselben  waren 
zugleich  beauftragt,  die  Abweichungen  der  Provinzialgesetze  nach 
der  Ordnung  des  Entwurfs  zu  sammeln  und  über  dieselben  mit  den 
Ständen  ihrer  Departements  in  Berathung  zu  treten.  Da  nach 
den  Cabinets - Ordres  Friedrich  Wilhelm's  IL,  welcher  nach  dem 
Tode  Friedrich's  IL  sich  gleichfalls  für  das  Gesetzgebungswerk 
interessirte ,  vom  21.,  23.  und  27.  August  1786  die  Theilnahme 
der  Stände  auch  auf  das  allgemeine  Gesetzbuch  ausgedehnt  wer- 
den sollte,  kamen  zahlreiche  Monita  von  den  Ständen  aller  Pro- 


45)  Ueber  System  und  Anordnung  Simon  S.  205—208,  Laspeyres  Sy- 
stem S.  14,  V.  Daniels  I.  S.  38  ff.    Vgl.  auch  unten  N.  66  ft 

46)  Diese  Noten  sind  nachher  als  wichtiges  Material  zusammengesteUt 
worden  in  Sierert  Materialien  z.  wissensch.  Erklärung  der  neuesten  allgem. 
preuss.  Landesgesetze  I.  1800.  S.  25—140. 

47)  Das  Genauere  bei  Simon  S.  213—222.  Besonders  hervorzuheben 
ist  die  geistreiche,  aber  einseitig  tadelnde  Schrift  von  Schlosser  (S.427.  N. 
36),  welche  wegen  ihrer  dem  Entwurf  feindlichen  Haltung,  trotz  ihrer  sonstigen 
Vortrefflichkeit,  keinen  Preis  erhielt.  Gegen  sie  wird  der  Entwurf  gerecht- 
fertigt in  einer  ausfuhrlichen  Kritik  in  Kleines  Annalen  IV.  1789.  S.  326— 
390.  Der  Ausschliessung  Schlosser's  entspricht  die  Verordnung  Oarmer's  an 
die  Mitglieder  des  Kammergerichts  vom  3.  Jan.  1781,  wodurch  ihnen  verbo- 
ten wird  „Schriften,  welche  den  Proces  und  die  G^etzgebung  beträfen,  ohne 
Torgangige  Einsicht  und  Erläuterung  des  Kanzlers  drucken  zu  lassen.**  Vgl. 
T.  Bebeur  Ueber  die  neue  preussische  Justizreform.  Hannover  1788.  S.  10  f. 
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vinzen  ein*®).  Ueber  Materien,  welche  in  specielle  Zweige  der 
Staatsverwaltung  einschlugen,  trat  der  Grosskanzler  mit  den  be-^ 
treffenden  Behörden  in  besondere  Verbindung**). 

Aus  diesem  zur  Revision  des  Entwurfs  zusammengekommenen, 
massenhaften  Material***)  wurde  nach  einer  Instruction  von  Suarez 
vom  19.  August  1787  ein  den  wesentlichen  Inhalt  zusammenfassen- 
der Extract  innerhalb  der  Jahre  1787  — 1790  bearbeitet**).  Auf 
Grund  desselben  erfolgte  die  Umarbeitung  des  Entwurfs.  Zu- 
nächst unternahm  Suarez  eine  umständliche  Erörterung  sämmt- 
licher  Monita,  mit  Vorschlägen  zu  anderer  Fassung  oder  gänz- 
licher Abänderung  des  Entwurfs:  ;, diese  Revision  ist  eine  der 
schätzbarsten  aller  durch  die  Legislation  veranlassten  Arbeiten 
und  das  würdigste  Denkmal  von  Suarez  Genie  und  seinem  unglaub- 
lichen Fleisse''*^),  Pie  einzelnen  Monita  wurden  in  Gonferenzen 
unter  Vorsitz  des  Grosskanzlers  erörtert  und  die  Conclusa  ad 
marginem  von  Suarez  verzeichnet*^).  Gleichzeitig  wurde  1789 
bis  1791  die  neue  Textgestaltung  vorgenommen,  welche  grössten« 
theils  von  Suarez,  theilweise  auch  von  Gossler  (Handelsrecht,  Post- 
und  Bergwerksregal)  und  von  Klein  (Strafrecht)  herrührt.  Diese 
Umarbeitung  wurde  den  Geheimräthen  Scherer,  Konen,  Scholz, 
Heidenreich  und  Lamprecht,  welche  Mitglieder  der  Gesetzcommission 
waren,  und  dem  Geh.  Oberfinanzrath  v.  Beyer  vorgelegt.  Bei  dem 
Handelsrecht  und  Seerecht  wurden  Professor  Busch  zu  Hamburg 
und  seine  Hamburger  und  Lübecker  sachverständigen  Freunde  zu- 
gezogen; über  einzelne  besondere  Materien  wurden  die  Chefs  der 
betreffenden  Behörden  consultirt**).  Ueber  mehrere  Punkte  ent- 
schieden königliche  Cabinetsordres**). 

48)  Vgl.  besonders  y.  Daniels  I.  S.  45  ff.  Diese  Monita  sind  später  ganz 
besonders  berücksichtigt  worden,  Simon  S.  228  f. 

49)  Simon  S.  223—225. 

50)  Es  ist  dasselbe  in  39  Foliobänden  aufbewahrt. 

51)  Von  dem  Geh.  Justiz-  und  Kamm.-Ger.-ßath  v.  Grollmann,  dem  Geh. 
Ober -Beyisionsrath  Gossler  und  den  Kammergerichtsassessoren  Eggert  jun« 
und  sen.,  Silberschlag  und  Beyme. 

52)  Simon  S.  228. 

53)  Gedruckt  ist  dies  Material  in  y.  Kamptz  Jahrb.  LH.  B.  1  fit. 

54)  Die  Actenstücke  in  v.  Kamptz  Jahrb.  LII.  S.  72  ff.,  133  f, 

55)  Vom  5.  Nov.  1790  über  den  terminus  majorennitatis ,  Toiti  21.  Marx 
1791  über  Duelle.  Durch  Oab.-Ordre  vom  21.  Dec.  1790  wurden  die  in  einem 
Promemoria  zusamm^ngefassten  wichtigsten  Abänderungen  des  bishertgeQ 
Rechts  durch  das  Gesetzbuch  bestätigt.  —  Abgedruckt  in  v.  Katnpite  Jahrb. 
LII.  S.  116-132. 
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Das  so  revidirte  Werk  wurde  vom  Anfang  1790  bis  Juni  1791 
gedruckt  ^6)^  ^^^g  Publicationspatent  am  20.  März  1791  vollzogen 
und  das  Gesetzbuch  unter  dem  Titel  Allgemeines  Gtsetsbuch  für 
die  Preussischen  Staaien,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Juni  1792  an, 
bekannt  gemacht.    Aber  es  hatte  unter  Friedrich  -Wilhelm  11.  die 
herrschende  Partei  v.  Carmer  zu  verdächtigen  und  das  Gesetz- 
gebungswerk  zu.  hemmen   versucht,   besonders    wegen  der  libe- 
ralen Sätze  über  die  Gewalt  des  Königs,  die  Machtsprüche,  Rega- 
lien, Religion,  Adel,    die  Rechte   der   Grundhenschaft,   welche 
Friedrich  II.  in  das  Gesetzbuch  hatte  aufiiehmen  lassen.     So  ver- 
fügte denn  Friedrich  Wilhelm  11.  auf  den  Antrag  des  schlesischen 
Justizministers  v.  Dankelmann,  welcher  überhaupt  ein  Gegner 
der  V.  Garmer'schen  Reformen  war^'),  durch  Cabinetsordre  vom 
18.  April  1792  die  Suspension  des  Gesetzbuchs  auf  unbestimmte 
Zeit^^).    Als  Grund  für  diese  Suspension  wurde  angegeben,  dass 
das  Publicum  nicht  Zeit  genug  gehabt  hätte,   um  sich  mit  dem 
Inhalt  des  Gesetzbuchs  bekannt  zu  machen.     Die  Gegenberichte 
des  Grosskanzlers  hatten  keine  Wirkung.     Erst  durch  Cabinets- 
ordre vom    17.    November  1793*®)    verordnete    der  König   eine 
üeberarbeitung  des  Gesetzbuchs,  welches  jetzt  den  Titel  erhalten 
sollte  Allgemeines  Landreckt  für  die  Königlich  Preussischen  Staaten, 
In  dieser  Cabinetsordre  heisst  es: 
Ein  solches  Gesetzbuch  muss  nicht  durch  Materien  weitläuftig 
gemacht  werden,  die  eigentlich  zur  Beurtheilung  und  Entschei- 
dung'des  Richters  nicht^ehören;  auch  müssen  keine  Verord- 
nungen darin  enthalten  sein,  die  spedaliter  die  landesherrliche 
Sanction,  mithin  die  Gesetzeskraft  noch  nicht  erhalten  haben. 
Um  des  willen  müssen  alle  Sätze,  welche  das  Staatsrecht 
.  und  die  Regierungsform  betreffen,  ingleichen  alle  neue,  aus 
den  bisher  bestandenen  Gesetzen  nicht  fliessende  und  zu  deren 
Bestimmung  und  Ergänzung  nicht  dienende  Vorschriften  und 
Verordnungen  aus  diesem  Gesetzbuch  weggelassen  werden, 
bevor  Ich  dessen  Bekanntmachung  in  der  Absicht  solchem 
Gesetzeskraft  beizulegen  verordnen  kann. 
Durch  die  Cabinetsordre  vom  18.  December  1793  wurden  ein- 


56)  Vgl.  über  den  Abdruck  v.  Kamptz  Jahrb.  LII.  S.  185—138. 

57)  V.  Kamptz  XLL  S.  15a  ff. 

58)  Y.  Kamptz  LU.  S.  138—140. 

59)  V.  Kamptz  LIL  S.  141-144. 
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zelne  wegzulassende  Paragraphen  bezeichnet  und  geboten,  dass  der 
in  §.  528  und  529  des  neunten  Titels  enthaltene  Ausdruck  Machte 
sprach  durch  einen  schicklicheren  zu  ersetzen  sei. 

Auf  Antrag  des  Grosskanzlers  wurde  der  Staat&miuister 
y.  Goldbeck  zugezogen.  Suarez  erörterte  in  schriftlichen  Re- 
lationen die  Bestimmungen,  welche  vom  gemeinen  Recht  abwichen 
oder  abzuweichen  schienen,  und  diejenigen,  welche  sich  auf  das 
Staatsrecht  und  die  Regierungsform  'beziehen.  Es  sind  dies  die 
ausserordentlich  interessanten  amüichen  Vorträge  hei  der  Schluss- 
rmsion  des  Allgemeinen  Landrechts  ^^).  Diese  Ausarbeituugen 
versah  Goldbeck  mit  Anmerkungen,  worauf  der  Staatsrat! i  Con- 
clusa  fasste,  welche  von  Suarez  niedergeschrieben  wurden.  Daa 
so  theil weise  umgearbeitete  Gesetzbuch  wurde  vom  Könige  ge- 
nehmigt und  das  Publicationspatent  unter  dem  5.  Februär  1794 
vollzogen;  zugleich  wurde  der  Grosskanzler  autorisirt,  nach  den 
vorgeschlagenen  Aenderungen^^)  das  Gesetzbuch  Umdrucken  zu 
lassen.  Das  Allgemeine  Landrecht ^^)  sollte  von  dem  I.Juni  1794 
Gesetzeskraft  erhalten  und  an  Stelle  des  bisherigen  gemeinen 
Rechts  treten.    Das  Publicationspatent  sagt: 

§.  1.  Das  gegenwärtige  Allgemeine  Landrecht  soll  an  die 
Stelle  der  in  Unsern  Landen  bisher  aufgenommen  gewesen  eo, 
römischen,  gemeinen  Sachsen-  und  andrer  fremden  subai- 
diarischen  Rechte  und  Gesetze  treten  .... 
§.  2.  Ebenso  tritt  dieses  allgemeine  Landrecht  an  die  Stelle 
der  über  einzelne  Rechtsmaterien  Yon  Zeit  zu  Zeit  ergangenen 


60)  Abgedrackt  in  y.  Kamptz  Jahrb.,  Bd.  XLL,  und  auch  beeondera 
Berlin  1833.  8. 

61)  Eine  Zusammenstellung  derselben  liefert  (Sie wert)  Materi Milien  I. 
S.  141-182. 

62)  üeber  die  Ausgaben  des  prenssischen  Landrechts  ygl.  Koch  a.  a,  0. 
S.  51 — 53.  Ob  im  Jahre  1794  ein  YÖllig  neuer  Abdruck  des  Landreehta  ver- 
anstaltet, oder  ob  nur  die  noch  Yorräthigen  Exemplare  des  G^etabuchi^  von 
1791  durch  Oartons  abgeändert  wurden,  ist  ungewiss.  —  Es  sind  3  üc^ifu - 
Setzungen  erschienen:  eine  lateinische:  Jus  Borussico-Brandenburgcii^ictmi 
commune.  Berol.  1800;  eine  französische:  Code  general  pour  les  EttitB 
Pmssiens.  Paris  1803.  tom.  I— V.  (sie  wurde  zur  Zeit,  als  der  frauxösiache 
Code  bearbeitet  wurde,  auf  Befehl  des  Justiz -Ministers  Yon  dem  Büruriu  der 
auswärtigen  Gesetzgebung  zu  Paris,  bestehend  aus  Brosselard,  Weise  und  Le- 
mierre,  angefertigt;  Tgl.  Seidens ticker  Einleitung  in  den  Codex  Napoleon 
1808.  S.  330);  eine  polnische,  gemäss  der  Cabinetsordre  Yom  BO.  Jimi 
1816:  Powszechni  Prawo  Krajowe.  5  Tomow.  Posen  1Ö33. 

Ottutsche  Beohtsgesohiohte  I.    2.  30 
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aUgemeinen  Edicte  und  Verordnungen,  welche  bisher  in  allen 
Unsern  Provinzen  als  gemeine  Landesgesetze  gegolten  haben. 

Doch  bezieht  sich  diese  Aufhebung  des  bisherigen  Rechts  nur 
auf  die  im  Landrecht  enthaltenen  Partien  und  es  blieben  die  Ver- 
ordnungen über  das  öffentliche  Recht  auch  noch  ferner  in  Kraft  ^^). 

Die  seit  Emanation  des  Landrechts  erlassenen  Abänderungen 
und  Erläuterungen  wurden  in  dem  sogenannten  ersten  Anhang  des 
Landrechts ^*)  zusammengestellt,  welcher  durch  das  Patent  vom 
IL  April  1803  publicirt  und  dessen  einzelne  Sätze  in  den  Aus- 
gaben seit  1804  den  betreffenden  Paragraphen  sogleich  zugefugt 
wurden  <^). 

VIL  Das  allgemeine  Landrecht  zerfällt  in  zwei  Theile,  deren 
erster  23,  der  zweite  20  Titel  enthält.  Die  Titel  zerfallen  in 
Paragraphen,  einzelne  auch  in  mehrere  Abschnitte,  durch  welche 
die  Paragraphen  hindurch  gezählt  werden.  Das  Landrecht  be* 
zieht  sich  nicht  blos  auf  das  Privatrecht,  sondern  auch  auf  Theile 
des  öffentlichen  Rechts,  Staats-  und  Verwaltungsrecht,  Polizeirecht, 
Eirchenrecht  und  Strafrecht. 

Was  das  System  betrifft  <*«),  so  verliess  v.  Carmer  seinen  ur- 
sprünglichen Plan  der  Dreitheilung  in  Personenrecht,  Sachenrecht 
und  „die  gemischten  Rechtsgewohnheiten,  welche  weder  in  das 
Personenrecht  noch  in  das  Sachenrecht  allein  gehören,  sondern  bei- 
den gemeinschaftlich  sind*,  wohin  besonders  Contracte  und  Testa- 
mente gehören  sollten,  und  beschloss  die  Lehre  von  den  Testamen- 


63)  Vgl.  Koch  L  S.  40. 

64)  Der  Entwurf  zu  dem  Anlumge  wnrde  von  dem  Kammergerichtsrath 
Müller  und  von  dem  Kammergerichtsprasidenten  v.  Kircheieen  revidirt.  Man 
beabsichtigte  damals,  weitere  Anhänge  in  späterer  Zeit  folgen  zn  lassen.  Doch 
ist  kein  fernerer  officieUer  Anhang  publicirt,  denn  der  2.  bekannt  gemachte 
Anhang  ist  eine  Privatarbeit  des  Q^eheimen  Obeijnstizrath  v.  Qossler.  Berlin 
1816.  8. 

65)  In  der  Vorrede  der  letzten  Abtheilnng  des  Entwurfs  war  ein  Preis 
fär  das  beste  Lehrbuch  des  neuen  preussischen  Rechts  ausgeschrieben.  Von 
den  5  eingesandten  Arbeiten  erklärte  das  Gutachten  der  Gesetz -OoDunission 
für  die  relativ-beste  die  des  Professor  Eggers  in  Gopenhagen.  Sie  wurde  dann 
gedruckt:  Chr.  ülr.  Detler  v.  Eggers  Lehrbuch  des  Natur-  und  allg.  Privat- 
rechts und  allgem.  preussischen  Privatreohts.  Berlin  1797.  3  Theile;  ein  vierter 
Theil  enthält  den  preussischen  Process.    Vgl.  Simon  S.  252  ff. 

66)  Vgl.  darüber  Simon  S.  205—208,  229'-231,  Heydemann  S.  30  ff.» 
Über  die  Abänderungen  des  im  Entwurf  beobachteten  Systems  (vgL  N.  45) 
V.  Daniels  S.  60  ff. 
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teitt  und  Contracten  als  modis  acquirendi  der  dinglichen  Rechte 
^m  Sachenrecht  zu  behandeln,  so  dass  es  nur  zwei  Theile  wür- 
den*'). In  dem  Entwurf  zerfiel  der  erste  Theil,  das  Personenrecht, 
in  drei  Abtheilungen:  1)  die  Rechte,  welche  den  Hausstand  be- 
treffen ;  2)  die  Rechte  der  verschiedenen  Stände  im  Staat;  3)  Rechte 
und  Pflichten  des  Staats  gegen  seine  Bürger,  dabei  auch  Vor- 
mundschaft und  Strafrecht.  Der  zweite  Theil  erschien  gleich- 
falls in  drei  Abtheilungen:  1)  der  allgemeine  Theil  des  Sachen- 
rechts und  die  unmittelbaren  Erwerbsarten;  2)  die  mittelbaren 
Erwerbsarten  inter  vivos,  der  Erwerb  von  Todeswegen,  durch 
einen  Dritten,  Erhaltung  und  Verlust  des  Eigenthums ;  3)  gemein- 
schaftliches und  getheiltes  Eigenthum,  dingliche  und  persönliche 
Rechte  auf  fremde  Sachen. 

Unter  Berücksichtigung  der  Monita  über  den  Entwurf  be- 
schloss  man,  in  dem  Gesetzbuch  das  Personenrecht  dem  Sachen- 
recht nachzustellen,  indem  Suarez  ausführte  *®),  „dass  zwar  beide 
Theile  in  einer  wechselseitigen  Beziehung  auf  einander  stehen, 
dass  aber  doch  das  Sachenrecht  weit  mehr  Praemittenda  und 
Praecognoscenda  vom  Personenrecht,  als  dieses  von  jenem  ent- 
hält und  dass  fast  in  allen  Fällen,  wo  beide  coincidiren,  die  Regel 
ins  Sachenrecht  gehört  und  das  Personenrecht  nur  nähere  Be- 
stimmungen, Einschränkungen  und  Ausnahmen  dieser  Regel  vor- 
trägt.** Im  üebrigen  wurde  im  grossen  Ganzen  dieselbe  Anord- 
nung beibehalten,  im  Speciellen  einzelne  Abänderungen  als  noth- 
wendig  vorgenommen®^). 

VIII.    Das  Publicationspatent  bestimmte  §.  7: 
Da  Wir  auch  vernehmen,  dass  in  einigen    einzelnen   Pro-' 
vinzen  über  die  im  allgemeinen  Landrechte  vorkommenden 
Abweichungen  von  den  Vorschriften  der  bisherigen  subsi- 


67)  Vgl.  darüber  das  Schreiben  des  Grosskanzlers  bei  Simon  S.  205—207. 

68)  Simon  S.  229. 

69)  Dies  System  des  Landrechts  hat  grossen  Tadel  gefanden.  —  Heyde- 
mann  S.  63  nrtheilt  darüber:  „Man  mnss  eine  gewisse  Harmonie  in  der  Form 
nnd  einen  durchdachten  Fortschritt  yom  Einfachen  zum  Zusammengesetzten 
im  Stoffe  anerkennen.  Wie  flach  und  äusserlich  erscheint  dagegen  das  Fach-^ 
werk  der  Anordnung  anderer  neuer  Oivilgesetzbüoher ,  ohne  alle  Vertiefung 
zu  einer  wahrhaft  systematischen  Gestalt  ....  Allein  trotz  aller  wissenschaft- 
lichen Mängel  einer  abstraeten  und  casuistischen  Haltung  ist  doch  gerade  um 
seines  Systems  willen  dem  Landrecfat  der  eigenthümliche  künstlerische  Vorzug 
der  ausgeprägten  Form  des  Gedankens  zuzusprechen/ 

•  30* 
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ttiarischen  Gesetzen,  besonders  in  Ansehung  der  Familien- 
ond  Successionsrechte,  aunoch  Bedenklichkeiten  obwalten 
sollen,  so  erklären  Wir  hierdurch: 

dass  Wir  in  Ansehung  dieser  in  den   drei  ersten  Titeln 
des  zweiten  Theils  ....    vorkommenden    Abweichungen 
von  gewissen  einzelnen  Vorschriften   des  römischen  oder 
gemeinen  Sachsenrechts,  den  Ständen  solcher  Provinzen 
noch  gestatten  wollen,  sothane  Bedenklichkeiten  bei  den 
Conferenzen   über   ihre  Provinzialgesetzbücher  anderweit 
vorzutragen,  und  dass  daher  diejenigen  Stellen  dieser  drei 
ersten  Titel  des  zweiten  Theils,   welche  dergleichen  Ab- 
weichungen enthalten,   vor  der  Hand  und  während  des 
obbestimmten  zweijährigen  Zeitraumes '®)  bei  den  Gerichts- 
höfen noch  nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden  sollen. 
Wir  verstehen  inzwischen  hierunter  nur  solche  Vorschriften 
des  allgemeinen  Landrechts,   welche  das  grade  Gegentheil 
eines  klaren  und  unstreitig  recipirt   gewesenen   römischen 
oder  andern  fremden  Gesetzes  enthalten,  keineswegs   aber 
solche  Stellen,  welche  bloss  den  bisher  üblichen  Meinungen 
einiger  Rechtslehrer  widersprechen,  u.  s.  w. 
Diese  Suspension  wurde  für  Ost-  und  Westpreussen  bei  PubU- 
cation  ihrer  Provinzialrechte ,  für  die  anderen  Provinzen  in  den 
Jahren  1795  —  1805  zurückgenommen;   in  den   neu  erworbenen 
Landestheilen  wurde  das  Landrecht  ohne  dieselbe  publicirt  (1794 
—  18U4).    Wo  das  Landrecht  in  neu  erworbenen  oder  seit  1814 
zurückerworbenen  Landestheilen,    welche   sich  früher   unter  der 
Herrschaft  des  Code  befunden  hatten,  eingeführt,  resp.  von  Neuem 
wieder  eingeführt  wurde,  gilt  dasselbe  ausschliesslich,  da  die  Par- 
ticularreohte  unter  der  französischen  Herrschaft  aufgehoben  waren 
und  jetzt  nicht  wieder  hergestellt  wurden'*). 

IX.  Friedrich  IL  hatte  ein  Landrecht  beabsichtigt,  aus  wel- 
chem nicht  blos  der  Richter  mit  Leichtigkeit  die  entscheidenden 
Stellen  heraus  finden,  sondern  auch  die  Parteien  sich  belehren 
könnten,  ob  sie  Recht  oder  Unrecht  hätten;  durch  dasselbe  soll- 
ten auch  alle  Zweifel  beseitigt  und  feste  Rechtssätze  gewonnen 

70)  Der  sweijahrige  Zeitranm  dämm,  weil  in  ihn\  zugleich  die  Provinzial- 
geaetzhüclier  voUeodet  sein  soUten,  vgl.  darüber  Heydemann  S.  71. 

71)  Vgl.  Krause  in  v.  Kamptz  Jahrb.  XVII.  S.   10?  ff.;  Koch  L  S. 
40  E,   und  in  dem  Fünfinannerbuch,  zum  PubL- Patent  §.  7,  He  7  de  mann 

S.  75-79. 
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werden.  Daher  wax  das  Gesetzbuch  in  der  Tendenz  ausgearbeitet 
worden,  dass  der  richterlichen  Speculation,  Combination  und  dem 
subjectiven  Ermessen  so  wenig  Spielraum  gegeben  würde  als 
möglich;  der  Bichter  sollte  wo  möglich  zu  einer  Maschine  werden, 
welche  mit  Sicherheit  das  Becht  finde.  Nach  dem  ursprünglichen 
Landrecht  '*)  durfte  er  nicht  einmal  über  den  ihm  zweifelhaften 
Sinn  des  Gesetzes  urtheilen,  sondern  sollte  er  seine  Bedenken 
der  Gesetzcommission  vortragen  und  deren  Entscheidung  bean- 
tragen. Hieraus  erklärt  es  sich,  dass  das  Gesetzbuch  sich  nicht 
blos  auf  die  hauptsächlichsten  Principien  beschränkt,  aus  denen 
die  Consequenzen  der  Bichter  ziehen  könnte,  sondern,  dass  es 
diese  Consequenzen  mit  der  möglichsten  Vollständigkeit  selbst  zu 
ziehen  sucht.  Eine  Folge  davon  war,  „dass  die  meisten  Bestim- 
mungen des  Landrechts  weder  die  Höhe  allgemeiner  leitender 
Grundsätze,  noch  die  Anschaulichkeit  des  individuellen  erreichen, 
sondern  zwischen  beiden  Endpunkten  in  der  Mitte  schweben*  '*). 

Da  man  in  dem  Landrecht  grösstentheUs  nur  das  gemeine 
Recht  wiedergeben  wollte,  erklären  sich  viele  seiner  Sätze  aus  der 
in  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  herrschenden 
Doctrin  und  geltenden  Praxis.  Es  ist  daher  ein  durchaus  unge- 
rechter Standpunkt  bei  der  Beurtheilung ,  wenn  man  seinen  In- 
halt nach  dem  Stande  der  heutigen  Doctrin  über  das  Justinianische 
Recht  messen  will  '*).  Manche  Ansichten,  welche  die  Wissenschaft 
der  neueren  Zeit  als  dem  römischen  Recht  nicht  entsprechend 
beseitigt  hat,  haben  im  Landrecht  gesetzliche  Anerkennung  ge- 
wonnen. In  manche  scheinbaren  Irrthümer  des  preussischen  Land- 
rechts hat  sich  aber  auch  die  deutsche  Rechtsauffassung  ge- 
flüchtet und  dadurch  in  dem  Gesetzbuch  Bestand  erhalten  ^^). 

9 Die  Bearbeiter  haben  ohne  Zweifel  Alles  geleistet,  was  die 
Zeit,  in  welcher  sie  wirkten,  hervorzubringen  vermochte ;  die  Klar- 
heit der  aufgestellten  Bestimmungen  und  die  Reinheit  des  Aus- 
drucks übertrifft  Alles,  was  früher  in  Deutschland  iu  der  Gesetz- 
gebung geleistet  worden  war,  und  es  wird  stets  anerkannt  werden 


72)  Einleitnng  §.  47,  48;  aufgehoben  durch  Anhang  §.  2. 

73)  V.  Savigny  Beruf  S.  90. 

74)  Euler  (vgl  N.  1)  S.  23.  N.  27. 

75)  Heydemann  S.  64;  vgl.  auch  oben  S.  433.  N.  51.  —  Ueber  die  Be- 
deutung des  preussischen  Landreohts  für  die  Bechtsgewissheit  Tgl.  den  inter- 
essanten Aufsatz  von  Bunde  Patr.  Phantasien  S.  365  ff. 
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müssen,  dass  eine  neue  Epoche  der  letzteren  mit  dieser  Arbev^ 
anhebt  Und  dass  diese  auf  das,  was  seitdem  geleistet  wordsi^Ht 
bereits  einen  sehr  günstigen  Einäass  gehabt  hat.  Alle  Mängel 
derselben,  welche  die  Kritik  auszomitteln  vermocht  hat,  kann 
man  zugestehen,  ohne  dem  hohen  Verdienst  der  Verfasser  des 
allgemeinen  Landrechts  zu  nahe  zu  treten,  weil  jene  in  der  Zeit 
lagen  und  daher  unvermeidlich  waren"  '•). 

X.  Bei  der  landrechtlichen  Gesetzgebung  hatte  man  von 
jeher  die  Absicht  gehabt,  die  provinziellen  und  localen  Kechts« 
quellen  bestehen  zu  lassen  und  selbst  wieder  in  Provinzialgesetz- 
büchem  zu  redigiren  ''^).  Sowie  dies  schon  Friedrich  Wilhelm  L  ver- 
ordnet und  Friedrich  11.  bei  seinem  Corpus  juris  Fridericianum 
wiederholt  hatte,  so  bestimmte  Friedrich  IL  es  auch  nachdrücklich 
in  seiner  Cabinetsordre  vom  14.  April  1780 '*)•  Der  Plan  vom 
21.  Juli  1780  (vgl.  S.  460)  sagt  genauer  in  §.  11: 

Die  Sammlungen  der  Provinzialgesetze  müssen  nach  eben 
der  Ordnung  und  Reihe  der  Materien  und  Titel  abgefasst 
sein,  wie  das  allgemeine  Gesetzbuch,  doch  versteht  es  sich 


76)  Ein  gerechtes  und  nmfassendes  ürtheü  über  das  Landrecht  faUt  Eich- 
horn rV.  S.  696  ff.;  ich  habe  es  mit  seinen  eigenen  Worten  oben  in  den 
Text  gestellt.  —  Interessant  ist  das  eigene  Referat  Ton  Snarez,  in  den  dem 
damaligen  Kronprinzen  1791  nnd  1792  gehaltenen  Vorträgen.  Vgl.  auch  Bor- 
nemann  über .  die  wahrhaft  geschichtliche  Entstehung  nnd  Bedeutung  des 
preussischen  Rechts  in  mater.  und  form.  Bedeutung  (in  Gans  Beiträgen  zur 
Revision  der  preussischen  Gesetzgebung.  Berlin  1830 — 32.  S.  195  —  259).  Er 
bemerkt  (S.  249),  „dass  das  preussische  Recht  zwar  der  Yerstandesconsequenz 
des  römischen  Rechts  entbehrt,  dafür  aber  sich  zu  der  bei  weitem  höheren 
Oonsequenz  der  christlichen  Sittlichkeit  erhoben  hat,  welche  sich  nicht  bloss 
in  dem  Familienrecht,  sondern  auch  in  dem  dinglichen  und  persönlichen  Recht 
überall  offenbart.  Von  einem  Rechnen  mit  Begriffen  kann  also  in  Bezug  auf 
das  preussische  Recht  aUerdings  nicht  die  Rede  stin,  das  aber,  was  einem 
oberflächlichen  oder  befangenen  Beurtheiler  leicht  als  Inconsequenz  erscheint, 
ist  gerade  sein  Vorzug  yor  dem  bloss  yerstandesmässigen  Verfahren  der  römi- 
schen Juristen.''  —  Vgl.  auch  Bornemann  System.  Darstellung  des  preussi- 
schen Civilrechts  I.  §.  21  ff.  und  die  Rechtsentwickelung  in  Deutschland  und 
deren  Zukunft  1856.  S.  45  ff.,  F.  Löher  das  System  des  preussischen  Rechts 
1852  und  Goldschmidt  in  den  preussischen  Jahrbüchern  HI.  S.  35  fil 

77)  Ueber  die  preussischen  Provinzialrechte  vgl.  Homeyer  in  den  Jahr- 
büchern für  wiss.  Kritik  1829.  N.  87  ff.,  und  daraus  in  y.  Eamptz  Jahrb. 
XXXV.  S.  85;  Krause  Bericht  über  die  Proyinzialgesetzgebung,  bei  y.  K  amptz 
XVULl.  S.  99—210.  —  Vgl.  auch  Gans  in  seinen  Beitragen  zur  Revision  der 
preussischen  Gesetzgebung  S.  357  ff. 

78)  Vgl.  oben  S.  458  und  die  Stellen  bei  Laspoyrcs  S.  24  ff. 
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von  selbst,  dass  wenn  in  einer  Provinz  durch  deren  specielle 
Kechte  über  eine   und   andere  Materie   Nichts   besonders 
festgesetzt  ist,  solche  Materie  in  der  für  diese  Provinz  be- 
stimmten Sammlung  zu  übergehen   und  bloss  auf  das  all- 
gemeine Gesetzbuch  zu  verweisen  isf^). 
In  dem  Publicationspatent  des  Gesetzbuchs  vom  20.  März 
1791  wurde  geboten,  die  Provinzialrechte  binnen  drei  Jahren  zu 
sammeln  und  nach  dem  Plane  des  Gesetzbuchs  zu  ordnen  ^o).   Da 
aber  diese  Arbeit  zur  Zeit  der  Publication  des  Landrechts  noch 
nirgends  unternommen  *war,  so  wurde  in  dem  Publicationspatent  des 
Landrechts  vom  5.  Februar  1794  für  die  Sammlung  ein  neuer 
Zeitraum  von  zwei  Jahren  bestimmt;  bis  zum  1.  Juni  1796  sollte 
die  ganze  Arbeit  beendet  sein.    Es  heisst  in  diesem  Publications- 
patent §.  5: 

Es  sollen  daher  ....  die  Landes- Justizcollegia  mit  den 
Deputirten  der  Stände  ohne  allen  ferneren  Zeitverlust  sich 
zusammenthun ;  die  vorhandenen  und  nach  dem  Plane  des 
allgemeinen  Landrechts  von  ihnen  zu  ordnenden  Provinzial- 
gesetze  und  Statuten  genau  durchgehen;  die  Abweichungen 
derselben  von  den  Vorschriften  des  ....  Landrechts  gehörig 
bemerken;  und  sodann  gemeinschaftlich  erwägen,  welche  von 
diesen  Abweichungen  ferner  beibehalten,  und  in  das  beson- 
dere Gesetzbuch  der  Provinz  nothwendig  aufgenommen  wer- 
den müssen  .... 

§.  6.  Bei  dieser  Bearbeitung  sollen  jedoch  die  Collegia  und 
,  Stände  mit  allem  Fleisse  darauf  sehen,  dass  die  Gesetz- 
gebung der  einzelnen  Provinzen  mit  der  allgemeinen  so  viel 
als  möglich  in  Gleichförmigkeit  gebracht;  die  bisherige  in 
so  mancher  Rücksicht  höchst  nachtheilige  Verschiedenheit 
und  Ungewissheit  der  Rechte  nicht  ohne  Noth  fortgepflanzt 
....  vielmehr  abweichende  Bestimmungen  nicht  anders, 
als  aus  sehr  erheblichen  Gründen  ....  in  die  Provinzial- 
gesetzbücher  aufgenommen  werden. 
§.  7.    Bei   der  Entwerfiing   der    Provinzialgesetzbücher  ist 


79)  Vgl.  auch  §.  12-16. 

80)  Die  Magdeburger  Stände   schlugen  am  27.  November  1793  vor,  es 
möge  ihnen  gestattet  werden,  das  allgemeine  Gesetzbuch  mit  ihrem  Provinzial- 

.gesetsbuch  völlig  in  ein  Ganzes  zu  yerschmelzen;  dies  wurde  ihnen  abgeschli^- 
gen,  y.  Kamptz  JahrU  XLIII.  S.  38  ff. 
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zwar  auch  auf  die  Gewohnheitsrechte  und  Oliservanzen  •  •  .  . 
die  erforderliche  Rücksicht  zu  nehmen;  dergestalt,  dass  die- 
selben eben&lls  gesammelt;  in  wiefern  ihnen  nach  i^gemei- 
nen  rechtlichen  Grundsätzen  die  Eigenschaft  einer  rechts* 
gültigen  Observanz  wirklich  zukomme,  sorgfaltig  erwogen; 
die  Erheblichkeit  und  Nutzbarkeit  derselben  ....  genau 
geprüft  und  diejenigen,  deren  Beibehaltung  nothwendig  ge- 
funden wird,  in  das  Provinzialgesetzbuch  gehörigen  Orts  ein- 
gerückt werden®*). 
Weiter  erklärte  der  König,   nachdem   der  Grosskanzler   y. 
Carmer  von  den  Arbeiten  für  die  Provinzialgesetzgebung  auf  sein 
Ansuchen  dispensirt  und  das  Geschäft  durdb  Cabinetsordre  vom 
17.  Juni  1798   dem   Grosskanzler  v.  Goldbeck  übertragen  war, 
durch  Verordnung  vom  22.  August  1798  an  sämmÜiche  Jusiiz- 
Collegien®^),  dass  dem  Vorhaben  der  meisten  ständischen  Depu- 
tirten,  alle  Abweichungen  der  Provinzialrechte  von  dem  Landrecht 
in  den  Provinzialgesetzbüchem  aufzuzeichnen  und  zur  gesetzlichen 
Geltung  zu  bringen,  nicht  stattgegeben  werden  könne;   vielmehr 
sollten  nur  solche  Vorschriften  aufgenommen  werden,  deren  Bei- 
behaltung von  offenbarem  Nutzen  oder  Nothwendigkeit,   gemäss 
den  individuellen  Verhältnissen  der  Provinzen  sei,  oder  für  welche 
erhebliche  Gründe   angegeben   werden   könnten.     Die  einzelnen 
Bestimmungen  seien  so  zu  fassen,  dass  sie  Zusätze  zu  den  Para- 
graphen des  Landrechts  bilden  könnten. 

Nachdem  schon  lange  die  Frist  abgelaufen,  erschien  erst  1801  und 
1802  das  ostprmssische  Promnzialreckt^^  welches  aus  241  Zusätzen 
zum  Landrecht  besteht.  Durch  den  unglücklichen  Krieg  wurden 
die  Arbeiten  für  das  Provinzialrecht  unterbrochen,  besonders  auch 
darum,  weil  viele  neue  Gesetze  erlassen  wurden,  welche,  wenn  sie 


81)  Za  dieser  Gesetzgebimg  für  die  einzelnen  Provinzen  lag  eine  um  so 
dringendere  Veranlassung  yor,  als  das  Landreoht  selbst  an  vielen  Stellen  ant 
die  besonderen  Provinzialrechte  Rücksicht  nimmt.  Vgl.  das  Yerzeichniss  der 
Stellen  bei  Er  aase  S.  196  ff. 

82)  Edictensammlnng  1798.  N.  56.  —  Ein  ausführliches  Bescript  an  die 
Markischen  Stande  von  demselben  Datum  in  v.  Kamptz  Jahrb.  XTiTTT. 
S.  38  ff 

83)  Publicirt  in  2  Abtheilnngen  am  4.  Aug.  1801  und  am  6.  März  1802.  ^ 
Ueber  seine  Entstehung  Sohweikart  bei  v.  Kamptz  XXYL  S.  304  ff.  imd 
Jacobson  Gesch.  der  Quellen  des  Eirchenrechts  des  preussisehen  Staats.  L 
2.  a  190  f.,  201  f. 
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auch  besonders  das  öffentliche  Recht  betrafen,  doch  ihre  Wirkungen 
auch  in  das  Privatrecht  erstreckten,  so  dass  viele  Bestimmungen  ge- 
rade der  Provinzialrechte  ihre  Kraft  verloren  ®*).  Allerdings  wurden 
auch  in  den  anderen  Provinzen  die  particulären  und  statutarischen 
Bechtsquellen,  besonders  mit  Bezug  auf  Erbrecht,  eheliches  Güter- 
recht und  die  bäuerlichen  Verhältnisse  gesammelt,  Entwürfe  zu 
Provinzialgesetzen  ausgearbeitet  und  die  Sammlungen  sowohl,  als 
auch  die  Entwürfe  durch  den  Druck  bekannt  gemacht  ^^),  indessen 
ist  doch  in  der  Folge  nur  das  TrovinßicU/reckt  für  Wesipreussen 
am  19.  April  1844  in  81  Paragraphen  publicirt  worden.  In  neuerer 
Zeit  sind  die  Provinzialgesetzbücher  zum  Theil  auch  dadurch  leich- 
ter entbehrlich  geworden,  dass  in  Folge  des  Mangels  von  authen- 
tischen Sammlungen  des  provinziellen  und  localen  Rechts  und  bei 
dem  der  Jetztzeit  entsprechenden  Streben  nach  Ausgleichung  der 
Rechtsverschiedenheiten  das  provinzielle  Recht  sich  dem  Land- 
recht gegenüber  im  Nachtheil  befand  und  daher  manche  Bestim- 
mung abgestorben  war,  bevor  man  an  ihre  Aufzeichnung  heran- 
ging. Auch  ist  die  neueste  Zeit  bemüht  gewesen,  Partien  einzel- 
ner Provinzialrechte,  wo  sich  ein  besonderes  Bedürfniss  heraus- 
gestellt hatte,  in  besonderen  Gesetzen  zu  ordnen. 

XL  Ausser  dem  Landrecht,  der  Gerichtsordnung  und  den 
Provinzialgesetzbüchern  sind  hervorzuheben :  die  Depositalordnung 
vom  15.  September  1783®'),  die  allgemeine  Hypothekenordnung 
vom  20.  December  1783®®);  1855  erschien  die  neue  Concurs- 
ordnung. 


84)  Vgl.  Gans  S.  359  ff. 

85)  Vgl.  das  Verzeichniss  dieser  Werke  bei  Laspeyres  8.  29—32,  so- 
dann Koch  S.  41ff.,  Daniels  Anlage  IX.  S.  54 ff.,  besonders  anchy.  Kamp ts 
liX.  S.  30  ff.,  150  ff 

86)  Vgl.  Home  7  er  S.  98  f.,  und  Pin  der  Ueber  die  Grenzen  und  Quel- 
len des  Provinzialrechtes,  in  v.  Kamptz  Jahrbüchern  XXXIX.  S.  824  ff. 
In  dem  Landtagsabschiede  för  Schlesien  und  Brandenburg  vom  27.  Dec.  1812 
erklärte  der  König:  „einverstanden  mit  der  yon  den  Standen  ausgesprochenen 
Ueberzeugung,  dass  kein  dringendes  Bedürfniss  vorhanden,  es  selbst  nicht 
rathsam  sei,  mit  der  Oodification  des  Provinzialrechts  in  seiner  G^sammtheit 
Yorznschreiten,  werden  Wir  nur  diejenigen  Theile  dieses  Rechtes  weiter  bear- 
beiten und  legislatorisch  feststellen  lassen,  bei  welchen  sich  ein  Bedfirfiiiss 
für  streitige  Bechtsfragen  ergeben  hat.** 

87)  Von  Suarez  condpirt,  vgl  über  ihre  Entstehung  Simon  S.  286c. 

88)  Projeot  vom  Geh.  Obertribunalrath  Germershausen;  Conoept  von 
Suarez,  Simon  S.  286  d<   —  Die  Hypotheken-  und  Ooncurs-Ordnung  vom  4. 
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Für  den  Criminalprocess  war  1717  eine  Ordnung  erlassen 
worden^®),  welche  wesentlich  aus  Joh.  Brunne  mann 's  Tractatns 
de  inqnisitionis  processn  geschöpft  ist.  Die  deutsche  Uebersetzung, 
welche  Brunnemann's  Enkel,  Sam.  Stryk,  von  der  jenem  Tractatus 
in  späteren  Ausgaben  zugefugten  Formula  aliqua  ordinationis  cri- 
minalis  inqnisitoriae  herausgegeben  hatte,  war  durch  Edict  Fried« 
rieh's  I.  als  Verordnung  für  den  Straiprocess  im  Jahre  1 706  in 
Pommern  eingeführt  Die  im  Jahre  1796  begonnenen  Arbeiten 
für  den  Criminalprocess  fanden  ihren  Abschluss  in  der  Criminal- 
Ordnung  vom  11.  December  1805*^).  Durch  Einführung  der 
Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit,  und  der  Geschwomengerichte  in 
Folge  der  neueren  Gesetzgebung  seit  1846  ist  der  ganze  Criminal- 
process umgestaltet  worden. 

Da  das  Criminalrecht  des  Landrechts  (Theil  11,  tit.  20)  schon 
lange  nicht  mehr  genügte,  wurden  seit  1827  yerschiedene  Ent- 
würfe für  ein  Strafgesetzbuch  ausgearbeitet  (1833,  1836,  1843, 
1845,  1847,  1850),  von  denen  der  letzte  die  Genehmigung  der 
Kammern  erhielt,  am  14.  April  1851  publicirt  wurde  und  seit  dem 
1.  Juli  1851  in  der  ganzen  Monarchie  in  Kraft  ist. 

Innerhalb  der  Stein'schen  Regenerationsperiode  des  preussi* 
sehen  Staates  (1807 --181 2)  erschienen  die  eingreifendsten  Gesetze 
über  Grundbesitzverhältnisse,  Bauemrecht,  Gewerbefreiheit,  Juden- 
recht,  die  Verfassung  der  Staats-  und  Provinzialbehörden  u.  s. 
w.,  am  19.  November  1808  die  Städteordnuug,  sodann  am  5.  Juni 
1823  das  allgemeine  Gesetz  wegen  Anordnung  der  Provinzial- 
stände  und  demgemäss  besondere  Gesetze  für  die  einzelnen  Pro- 
vinzen. Das  ganze  Recbtsleben  des  preussischen  Volks  hat  eine 
neue  Grundlage  durch  die  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar 
1850  erhalten. 

Da  die  Rechtszustände  durch  die  Gesetze  seit  1807  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  hin  sehr  wesentlich  umgestaltet  waren, 


Febr.  1722  war  ersetzt  worden  durch  die  schlesische  Hypothekenordnitng  vom 
4.  Aug.  1750,  welche  am  25.  Sept.  für  die  übrigen  Provinzen  pnblicirt  wnrde. 
An  ihre  Stelle  trat  1783  die  neue  Ooncursordnnng. 

89)  Biene r  Inqnisitionsprocess  S.  174  ff.,  Ab  egg  Yersnoh  einer  Ge- 
schichte der  Strafgesetzgebnng  der  Brandenburg -Prenssisohen  Lande  1835  S. 
81  ff.,  Hals  ebner  I.  S.  145  f.  —  Ursprünglich  nur  für  die  Clrarmark  be- 
stimmt, wurde  sie  später  auch  in  anderen  Provinzen  eingeführt  (Ab  egg  S.83. 
N.  76).    Der  Verfasser  des  Entwurfs  war  Johann  Caspar  v.  Berger. 

90)  Vgl.  Abegg  S.  197^ff 
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erschien  eine  Revision  der  Gesetzgebung®^)  als  geboten.  König 
Friedrich  Wilhelm  erklärte  durch  die  Gabinetsordre  vom  3.  No- 
vember 1817:  ;;  Das  allgemeine  Landrecht  und  die  Gerichtsordnung 
erfordern  eine  Revision,  um  beide  den  Veränderungen  anzupassen, 
die  seit  ihrer  Publication  vorgefallen  sind."  Mit  den  Revisions- 
arbeiten wurde  zunächst  der  Staatsminister  v.  Beyme,  seit  1825 
der  Justizminister  v.  Dankelmann  betraut.  Ueber  die  Aufgabe 
erklärte  der  König  in  der  Gabinetsordre  vom  24.  Juli  1826®*): 
Es  ist  nicht  mein  Wille  eine  neue  Gesetzgebung  in  die 
Stelle  der  gegenwärtigen  treten  zu  lassen,  weil  die  Revi- 
sion hierdurch  in  die  Prüfung  mehrer  von  einander  ab- 
weichenden Rechtstheorien  gerathen,  das  Geschäft  in  unab- 
sehliche  Länge  gezogen,  und  es  dennoch  zweifelhaft  bleiben 
würde,  ob  sich  die  neue  Theorie  praktisch  bewähren  werde. 
Meine  Absicht  ist  vielmehr,  dass  die  jetzt  bestehende  Ge- 
setzgebung zum  Grunde  gelegt  und  aulrecht  erhalten  werde, 
dass  aber  in  das  Landrecht  und  die  Gerichtsordnung  nicht 
bloss  eingeschaltet  werde,  was  seit  ihrer  Emanation  neu 
hinzugekommen  oder  abgeändert  ist,  sondern  dass  dasjenige, 
was  sich  nach  den  von  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden 
aus  mehrjähriger  Erfahrung  geschöpften  Bemerkungen  in 
der  Ausfuhrung  und  Anwendung  entweder  an  sich  als  un- 
richtig, mangelhaft,  unbestimmt,  oder  als  für  das  Bedürfhiss 
der  gegenwärtigen  Verhältnisse  unzureichend  erwiesen  hat, 
einer  gründlichen  Prüfung  unterworfen  und  nach  dem  Re- 
sultate derselben  berichtigt,  ergänzt,  erläutert  und  vervoll- 
kommnet werde.  Hieraus  folgt,  dass  nicht  bloss  das  Land- 
recht und  die  Gerichtsordnung  nebst  den  nach  ihrer  Er- 
scheinung erfolgten  Nachträgen  und  Zusätzen,  sowie  die 
über  besondere  Gegenstände  der  gerichtlichen  Verwaltung, 
z.B.  über  das  Hypotheken- und  Depositalwesen  erlassenen  Vor- 
schriften, sondern  sämmtliche  gesetzliche  Bestimmungen,  die 
gegenwärtig  in  denjenigen  Provinzen  der  Monarchie,  woselbst 
das  Landrecht  eingeführt  ist,  verbindliche  Kraft  haben,  der 
Revision  nach  dem  angegebenen  Gesichtspunkte  unterwarfen 
werden. 


91}  Ygl.  y.  Eamptz  Actenmässige  DarBtellnng  der  prenssischen  Gesetz- 
Revision,  in  8.  Jahrb.  Bd.  LX.  S.  1—308. 

92)  Abgedruckt  in  r.  Kamptz  Jahrb.  LX.  S.  295-298. 
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Im  Jahre  1832  wurde  ein  besonderes  Ministerium  für  die 
Gesetzrevision  geschaffen,  dem  zunächst  Minister  y.  Eamptz, 
seit  1842  v.^avigny  vorstand.  Die  Gesammtrevision  der  Gesetz- 
bücher ist  vielfach  vorbereitet,  aber  nicht  zu  Ende  geführt  worden. 
Im  Jahre  1848  wurde  das  Ministerium  für  die  Gesetzrevision  auf- 
hoben. 


§.  92.    Oesterreieh  0* 

I.  Die  zum  deutschen  Reiche  gehörenden  Provinzen  Oester- 
reichs  hatten  bis  auf  dieses  Jahrhundert  weder  eine  ausführliche 
gemeinsame  Gesetzgebung,  noch  ausreichende  besondere  Land- 
rechte, in  welchen  das  einheimische  mit  dem  fremden  Recht  ver- 
arbeitet worden  wäre;  es  beruhte  hier  vielmehr  das  Recht  auf 
Landesordnungen,  einzelnen  Gesetzen,  dem  Gewohnheitsrecht,  der 
Praxis  und  einigen  in  hohem  Ansehen  stehenden  wissenschaft- 
lichen Werken  ^).  Die  Idee  einer  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung 
ging  in  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  von  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  aus.  Sie  erklärte  im  Jahre  1753  dem  obersten 
Gerichtshofe  ihre  Absicht,  durch  einen  vollständigen  Codex  allen 
ihren  Provinzen  „ein  sicheres  gleiches  Recht  und  eine  gleichförmige 
rechtliche  Verfahrungsart**  zu  geben,  und  berief  nach  Brunn  eine 
Commission  von  Juristen  aus  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Vorder- 
österreich, Ober-  und  Niederösterreich  und  Steiermark.  Gemäss 
ihrer  Instruction  sollte  sie  sich  auf  das  Privatrecht  beschränken, 
„so  viel  möglich  das  bereits  übliche  Recht  beibehalten,  die  ver- 
schiedenen Provinzialrechte,  insofern  es  die  Verhältnisse  gestatte- 
ten, in  üebereinstimmung  bringen,  dabei  das  gemeine  Recht  und 
die  besten  Ausleger  desselben,  sowie  auch  die  Gesetze  anderer 
Staaten  benützen  und  zur  Berichtigung  und  Ergänzung  stets  auf 
das  allgemeine  Recht  der  Vernunft  zurücksehen.^     Es  sollte  ein 


1)  Ueber  die  Geschichte  des  österreichischen  G^etzbnchs  enthalten  im  We- 
sentlichen dieselben,  nicht  sehr  reichhaltigen  Mitthoilnngen:  v.  Zeiller  Vorberei- 
tung zur  neuesten  österreichischen  Gesetzkunde  L  1810.  S.  19—30,  v.  Zeil  1  er 
Commentar  über  d.  allg.  bürgerliche  Gesetzbuch  I.  1811.  S.  6  fF.,  Winiwater 
das  österreichische  bürgert.  Recht  L,  Beidtelüber  die  Entstehung  der  neueren 
österreichischen  Justizgesetzgebnng,  in  den  Sitzungsberichten  der  Wiener  Aka- 
demie. Vn.  1851.  S.  806  ff.,  ünger  System  des  österr.  Priyatrechts  1. 1856  S.  oft 

2)  Vgl.  §.  87. 
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Plan  des  ganzen  Werkes  entworfen,  dann  die  Arbeit  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  yertheilt  nnd  über  deren  Ausarbeitungen  ge- 
meinschaftlich berathen  werden.  Der  festgestellte  Entwurf  sollte 
der  Revisions-Commission  in  Wien  vorgelegt  werden  und  von  die- 
ser mit  Bemerkungen  versehen,  an  die  Commission  wieder  zurück- 
gehen; über  die  nicht  vereinbarten  Punkte  wollte  die  Kaiserin 
selbst  entscheiden. 

Den  Plan  entwarf  Professor  Azzoni  aus  Prag.  Indem  er 
sich  an  die  Institutioneneintheilung  anschloss,  sollte  der  erste 
Theil  das  Personenrecht,  der  zweite  das  Sachenrecht,  der  dritte 
die  Forderungsrechte  enthalten.  In  Betreff  des  Wunsches  der 
Commission,  dass  mit  Einführung  des  Gesetzbuchs  das  römische 
Becht  ausser  Kraft  gesetzt  werden  möge,  traf  die  Kaiserin  vor* 
läufig  keine  Entscheidung.  Sie  bestimmte  eigenhändig:  „alle  Mit- 
glieder der  Commission. sind  zu  ermahnen,  ausser  der  Gleichför- 
migkeit der  Gesetze  und  Beschleunigung  der  Arbeit  dafür  zu  sor- 
gen, dass  die  in  allen  Erblanden  eingeschlichenen  Missbräuche, 
Vorurtheile,  der  Schlendrian  der  abusive  sogenannten  Gerichtsord- 
nung und  die  Verzögerung  abgestellt  und  die  angefochtene 
Unschuld  wider  die  gewöhnlichen  Advocatenkünste  für  das  künftige 
geschützt  werde.** 

Nach  drei  Jahren  war  erst  der  erste  Theil  ausgearbeitet. 
Da  sich  der  Geschäftsgang  als  zu  schleppend  erwiesen  hatte  "), 
wurde  jetzt  die  Arbeit  nur  zwei  Commissionsmitgliedern  übertra- 
gen, Professor  Azzoni  und  Hofrath  Holger.  Sie  wurden  nach 
Wien  berufen  und  begannen  mit.  der  Umarbeitung  des  ersten 
Theils.  Nach  Azzoni's  Tode  (1760)  trat  Hofrath  Zenker  an  seine 
Stelle;  dieser  arbeitete  den  Civilcodex,  Holger  den  Criminalcodex 
aus.  Erst  1767  war  der  handschriftliche  Entwurf  in  acht  Folio- 
bänden fertig  geworden;  da  er  aber  wesentlich  dem  römischen 
Recht  und  den  Schriften  über  dasselbe  entnommen  und  in  einem 
sehr  schleppenden  Stile  ausgearbeitet  war,  entsprach  er  nicht  den 
Erwartungen  der  Kaiserin.  Der  Staatsminister  Fürst  v.  Kaunitz 
erklärte,  dass  ein  Werk  von  solchem  Umfange  kein  brauchbares 
Gesetzbuch  sein  könnte,  aus  dem  sich  ein  Bürger  über  sein  Recht 
belehren  möchte.  Die  Kaiserin  gab  den  Entwurf  der  Commission 
zurück  und  verlangte  im  Jahre  1772,  dass  ein  Auszug  aus  ihm 
angefertigt  und  dabei  folgende  Regeln  beobachtet  würden: 


3)  Vgl.  V.  Zeiller  Vorbereitung  S.  22. 
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1)  soll  das  Gesetzbuch  und  Lehrbuch  nicht  mit  einander  ^m- 
mengt,  mithin  Alles,  was  nicht  in  den  Mund  des  Gesetzg^rs, 
sondern  ad  cathedram  gehört,  aus  dem  Codex  weggelassen; 

2)  Alles  in  möglichster  Kürze  gefasst,  die  casus  rariores  über- 
glGtngen,  die  übrigen  aber  unter  allgemeinen  Sätzen  begriffen; 
jedoch 

3)  alle  Zweideutigkeit  und  Undeutlichkeit  vermieden  werden; 

4)  in  den  Gesetzen  selbst  soll  sich  nicht  an  die  römischen 
Gesetze  gebunden,  sondern  überall  die  natürliche  Billigkeit  zum 
Grunde  gelegt;  endlich 

5)  die  Gesetze  soviel  möglich  simplificirt,  daher  bei  solchen 
Fällen,  welche  wesentlich  einerlei  sind,  wegen  einer  etwa  unter- 
waltenden Subtilität  nicht  vervielfältigt  werden. 

Demgemäss  begann  Regierungsrath  Horten  die  Ausarbei- 
tung dieses  Auszugs.  Aber  erst  unter  Joseph  II.  wurde  der  erste 
Theil  des  so  entworfenen  Gesetzbuchs,  welcher  das  Familien- 
recht umfasst^)  und  von  dem  Hofrath  v.  Eees  z  in  erneuter  Revision 
bearbeitet  worden  war,  durch  Patent  vom  ersten  November  1786 
publicirt,  das  sogenannte  Josephinische  Geset^fbuch;  es  sollte  vom 
ersten  Januar  1787  ab  in  den  deutschen  Provinzen,  vom  ersten 
Mai  1787  ab  in  Galizien  gelten.  Zugleich  wurden  für  alle  in  die- 
sem Theile  enthaltenen  Gegenstände  die  bisherigen  sowohl  ein- 
heimischen als  fremden  Gesetze  aufgehoben. 

Da  die  anderen  Theile  nicht  ausgearbeitet  waren,  befahl  Leo- 
pold der  Hof-Commission  in  Gesetzsachen,  deren  Präsidium  der 
frühere  Professor  des  Naturrechts,  der  damalige  Justiz-  und  Hof- 
commissionspräsident  Freiherr  v.  Martini  (1726  —  1800)  führte, 
die  bisherige  Gesetzgebung  zu  verbessern  und  die  übrigen  Theüe 
des  Gesetzbuchs  zu  entwerfen.  Martini  vollendete  unter  Franz  I. 
1794—1796  den  Entwurf  in  drei  Theilen,  nachdem  noch  einzelne 
Bestimmungen  des  Josephinischen  Gesetzbuchs  eine  entschiedene 
Aenderung  erfahren  hatten.  Franz  I.  bestimmte,  dass  dieser  Ent- 
wurf gedruckt  und  in  dem  neu  erworbenen  West- Galizien,  der 
Gleichmässigkeit  wegen  dann  auch  in  Ost-Galizien  als  Gesetzbuch 
eingeführt  würde.  Ausserdem  verfügte  er  am  20.  November  1796, 
es  sei  der  Entwurf  von  eigenen  Commissionen  in  allen  deutschen 
Provinzen  und  von  den  inländischen  Juristenfacultäten  zu  beur- 
theilen;  deren  Monita  seien  dann  von  der  Hof-Commission  zu  er- 


4)  Inhaltsangabe  bei  ünger  S.  7.  N.  3. 
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wägen.  Nach  yorgenommenen  Aenderungen  sollte  er  endlich 
mit  den  Berathschlagungs- Protokollen  zur  allerhöchsten  Schluss- 
fBkssung  vorgelegt  werden. 

Nach  Einsendung  der  Monita  kam  der  Entwurf  vor  eine  neue 
Commiasion  unter  Vorsitz  des  Staatsministers  Grafen  y.  Rotten- 
hann,  in  welcher  Hofrath  y.  Zeiller  (geb.  1753)  das  Referat 
hatte.  Der  revidirte  Entwurf  wurde  einer  weiteren  Gommission 
vorgelegt,  vom  Staatsrath  geprüft,  nach  einzelnen  Aenderungen 
am  7.  Juli  1810  vom  Kaiser  genehmigt  und  am  1.  Juni  1811  als 
allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch  für  die  gesammten  deutschen 
Erbländer  publicirt.  Zugleich  wurde  „das  bis  jetzt  angenommene 
gemeine  Recht  ....  sammt  allen  auf  die  Gegenstände  dieses 
allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes  sich  beziehenden  Gesetze  und 
Gewohnheiten  ausser  Wirksamkeit  gesetzt.^  Für  Handels-  und 
Wechselgeschäfte  sollen  die  besonderen  Ordnungen  zur  Anwendung 
kommen  ^). 

Das  Gesetzbuch  zerfällt  in  drei  Theile  und  1502  fortlaufend 
gezählte  Paragraphen.  Der  erste  Theil  enthält  das  Personenrecht. 
Der  zweite  enthält  das  Sachenrecht  in  zwei  Abtheilungen;  die 
erste  Abtheilung  „von  den  dinglichen  Rechten^  handelt  von  Be- 
sitz, Eigenthum,  Pfandrecht,  Servituten,  Erbrecht,  die  zweite  Ab- 
theflung,  „von  den  persönlichen  Sachenrechten^,  von  den  Verträ- 
gen (auch  Ehepacten)  und  Schadensersatz.  Der  dritte  Theü,  „von 
den  gemeinschaftlichen  Bestimmungen  der  Personen-  und  Sachen- 
rechte^, zerfällt  in  vier  Hauptstücke:  I.  Befestigung  der  Rechte 
und  Verbindlichkeiten,  H.  Umänderung  der  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten, ni.  Aufhebung  der  Rechte  und  Verbindlichkeiten, 
IV.  Verjährung  und  Ersitzung.  Es  begreift  so  das  Gesetzbuch, 
der  ursprünglichen  Absicht  gemäss,  nur  das  eigentliche  Givilrecht, 
und  übergeht  die  Bestimmungen  für  einzelne  Classen  von  Perso- 
nen und  von  Gegenständen,  so  insbesondere  das  Militär -Privat- 
recht, Lehnrecht,  Handels-,  Wechsel-  und  Seerecht  und  Bergrecht. 

Das  Gesetzbuch  wurde  nicht  blos,  wie  das  preussische  Land- 
recht, an  die  Stelle  des  bisherigen  gemeinen  Rechts  gesetzt,  sondern 
hob  auch  alle  bisher  geltenden  allgemeinen  Gesetze,  alle  Gewohn- 
heiten und  particulären,  provinziellen  oder  statutarischen  Rechte 


6)  lieber  die  Einfnhrnng  des  Gesetzbuchs  in  den  einzelnen  TheÜen  des 
Kaiserstaats  vgl.  ünger  I.  S.  11  f. 
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auf*).  Es  trat  nicht  blos  als  Ergänzung  aber  die  bisherigen 
Rechte,  sondern  nahm  ganz  und  gar  deren  Stelle  ein.  Das  Ju- 
süz-Hofdecret  vom  13.  Juli  1811  erklärte,  dass  „Seine  Majestät 
keinem  besondem  Recht  oder  Statuten  för  die  einzelnen  Provin- 
zen neben  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch  stattzugeben 
befunden  haben. ^  Bestehen  blieben  aber  die  aus  polizeilichen 
Gesichtspunkten  erlassenen  Verordnungen  '').  Auch  die  Bildung 
neuer  Gewohnheitsrechte  ist  durch  §.  10  ausgeschlossen:  „Auf 
Gewohnheiten  kann  nur  in  den  Fällen,  in  welchen  sich  ein  Gesetz 
darauf  beruft,  Rücksicht  genommen  werden.** 

Diese  Bestimmungen,  welche  das  Gesetzbuch  zur  alleinigen 
Richtschnur  erheben,  waren  um  so  verletzender,  als  dasselbe 
nur  die  allgemeinsten  Grundsätze  enthält  und  für  die  ihrer  Na- 
tionalität und  ihrem  staatlichen  Zuschnitte  nach  so  ausserordent- 
lich verschiedenen  Theile  der  Monarchie,  früher  nur  fär  die  deut- 
schen Länder,  jetzt  auch  für  die  übrigen  Provinzen,  mit  Ausnahme 
Ungarns,  gelten  soll. 

Das  Gesetzbuch  zeichnet  sich  durch  kurze  Fassung,  Ueber- 
sicht  und  Klarheit  aus.  Es  beschränkt  sich  darauf,  unter  Fort- 
lassung der  Motive,  doctrinärer  Ausfuhrungen  und  der  Auseinan- 
derlegung der  Gonsequenzen,  in  grosser  Kürze  die  hauptsächlich- 
sten Begriffe  und  die  allgemeinsten  Rechtssätze  anzugeben^). 
Aber  diese  Kürze  ist  zugleich  oft  Dürftigkeit;  in  Folge  der  Auf- 
hebung der  früheren  Gesetze  und  der  Beseitigung  des  gememen 
Rechts  treten  oft  grosse  Schwierigkeiten  ein,  die  Lücke  auszufüllen, 
da  das  Naturrecht,  welches  das  Gesetzbuch  als  aushelfende  Quelle 
bezeichnet  ®),  keinen  genügenden  Ersatz  bietet. 


6)  Es  sncht  dies  zu  rechtfertigen  v.  Zeiller  Vorbereitung.  S.  60  fif.  — 
Es  erörtert  auch  Zeiller  in  dieser  yor  dem  Abschlnss  des  Gesetzbuchs  ge- 
schriebenen Abhandlung  S.  31  ff.  die  Frage,  ob  das  römische  Becht  noch 
nebenbei  als  subsidiäres  Becht  bestehen  bleiben  solle,  und  erklärt  sich  dagegen. 

7)  Vgl.  Unger  S.  14  ff. 

8)  V.  Savigny  Beruf  S.  97:  „In  der  ganzen  Form  und  Anlage  ist  das 
Werk  einem  etwas  ausfährlichen  Institutionen -Compendium  sehr  ähnlicL** 

9)  §.  7:  „Lässt  sich  ein  Bechtsfall  weder  aus  den  Worten,  noch  ans  dem 
natürlichen  Sinne  eines  Gesetzes  entscheiden,  so  muss  auf  ähnliche,  in  den 
Gesetzen  bestimmt  entschiedene  FäUe,  und  auf  die  Gründe  anderer  damit  ver- 
wandten Gesetze  Bncksicht  genommen  werden.  Bleibt  der  Bechts&ll  noeh 
zweifelhaft,  so  muss  solcher  mit  Hinsicht  auf  die  sorgfältig  gesammelten  and 
reiflich  erwogenen  umstände  nach  den  natürlichen  Grundsätzen  entschieden 
werden."  —  Vgl.  v.  Savigny  S.  107  l 
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Was  den  Inhalt  des  Gesetzbuchs  angeht,  so  schloss  man  sich, 
trotz  der  entgegengesetzten  Vorschriften  der  Kaiserin,  vielfach 
an  das  römische  Recht  an.  Die  Eedactoren  hatten  nicht  die  Ab- 
sicht, das  bestehende  deutsche  Recht  oder  das  Landesrecht  in  dem 
Gesetzbuch  zu  einem  neuen  Ausdruck  zu  bringen;  auch  fehlte 
der  Zeit  das  wissenschaftliche  Bewusstsein  über  das  deutsche 
Recht.  Aber  indem  sie  den  natürlichen  Gesetzen  zu  folgen  glaub- 
ten, ist,  ohne  dass  sie  es  ahnten,  mancher  deutsche  Rechtsgedanke 
in  dem  allgemeineü  österreichischen  Gesetzbuch  zur  Anerkennung 
gekommen  *®). 

n.  Auch  fiir  das  Strafrecht")  verfolgte  Maria  Theresia  die 
Idee  einer  allgemeinen  Gesetzgebung  und  beauftragte  eine  Com- 
mission  mit  dem  Entwurf  eines  Strafgesetzbuchs;  sie  sollte  aus 
den  bisherigen  Gesetzen  ;,das  Natürlichste  und  Billigste  wählen, 
die  Abgänge  und  Gebrechen  nothdürftig  verbessern,  und  so  eine 
neue,  auf  die  gemeine  Wohlfahrt  der  Erblande  eingerichtete  gleich- 
förmige Peinliche  Gerichtsordnung  verfassen."  Aus  ihren  Arbei- 
ten ging  die  am  31.  December  1768  publicirte  Candütdio  crimir 
fudis  Theresiana  hervor  ^^),  welche  das  gemeine  Recht  als  subsi- 
diäre Rechtsquelle  nach  dieser  Seite  hin  beseitigt. 

Es  folgten  dann  neuere  Strafgesetzbücher,  von  Joseph  11. 
(1787  und  1788),  von  Franz  I.  (1803)  und  von  Franz  Joseph 
(1852,  1853)18). 


f.  93.    FranzAsisehes  Recht  ^). 

Da  die  Maassregeln  und  Decrete  der  französischen  Revolu- 
tion nicht  blos  die  Staatsverfassung  änderten  und  einzelne  Rechts- 


10)  Vgl.  oben  S.  433  £ 

11)  Vgl  v.  Zeiller  Vorbereitung  S.  91  ff.,  Wächter  gem.  Recht 
S.  159  ff. 

12)  Wien  1769  fol.,  mit  17  Eupfertafeln,  welche  eine  Anleitung  für  die 
Tortur  enthalten.  —  Bearbeitet  ist  sie  von  dem  Hofrath  v.  Holger. 

13)  Ueber  die  Gerichtsordnung  von  1781,  bearbeitet  vom  Hofrath  v.  Froi- 
devauz»  und  die  folgenden  prooessualischen  Gesetze,  vgl,  Eichhorn  IV.  S.  657. 
N.  g  und  Winiwater  I.  S.  13  1 

1)  Da  die  französischen  Gesetzbücher  einem  fremden  Volk  angehören  und 

ausserhalb  Deutschlands  entstanden  sind,    so  ist  die  ansföhrliche  Geschichte 

ihrer  Entsehung  hier  ebenso  wenig  zu  liefern,  als  die  Geschichte  der  Justi- 

nianeischen  Gompilation  oder  der  canooischen  Gesetzbücher.  Wir  beschränken 

Deutsche  Keehtsgeschichte  I.    S.  31 
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Institute  aufhoben,  sondern  auch  mittelbar  tief  in  das  Ciyilrecht 
eingriffen,  so  war  ein  Civilgesetzbuch  für  Frankreich  ein  dringendes 
Bedürfniss  geworden.  Nach  einem  solchen  verlangte  aber  auch 
die  nach  Uniformirung  in  allen  Beziehungen  strebende  Richtung 
der  Revolution;  die  Codification  sollte  die  Rechtsyerschiedenhei* 
ten  ausgleichen,  welche  durch  die  Herrschaft  des  römischen  Rechts 
in  den  südlichen  Provinzen  (pajs  du  droit  ecrit)  und  durch  die 
Herrschaft  der  Coutumes  im  nördlichen  und  mittleren  Frankreich 
(pays  du  droit  contumier)  bedingt  waren;  die  statutarischen  Be- 
stimmungen sollten  mit  den  allgemeinen  Gesetzen  verarbeitet 
werden,  und  an  Stelle  der  Particularrechte  ein  einheitliches  Ge- 
setzbuch für  das  gesammte  französische  Reich  treten« 

Schon  in  der  Constitution  von  1791  tit.  1  hiess  es:  „il  sera 
fait  un  Code  des  lois  civiles,  communes  ä  tout  le  royaume.^ 
Cambaceres  legte  dem  National -Convent  im  August  1793  den 
Entwurf  eines  Code  civil  vor,  welcher  aber  eben  so  wenig,  wie 
die  später  von  ihm  proponirten  Entwürfe  beliebt  wurde.  Erst 
Napoleon  gelang  es,  das  Werk  schnell  zum  Ziele  zu  fuhren.  Die 
Consuln  beauftragten  am  24.  Tbermidor  VlII.  (12.  August  1800) 
vier  Juristen,  Tronchet,  Portalis,  de  Preameneu  und  Maleville,  mit 
der  Ausarbeitung  des  Gesetzbuchs^).  Indem  diese  unter  sich  die 
Materien  vertheilten,  konnten  sie  schon  nach  vier  Monaten  den 
Entwurf  vorlegen.  Derselbe  wurde  zur  allgemeinen  Prüfung  ge- 
druckt, unter  Berücksichtigung  der  eingegangenen  Beurtheilungen 
in  Anwesenheit  und  bei  lebhafter  Betheiligung  Napoleon's  dis- 
cutirt,  dann  stückweise  vom  Tribunat  geprüft,  von  der  gesetzge- 


uns  auf  wenige  Zeüen  und  erörtern  nur  die  Frage  nach  ihrer  Geltung  in 
Deutschland.  Von  deutscher  Literatur  über  den  Code  vgl.  Seidensticker 
Einleitung  in  den  Code  Napoleon.  Tüb.  1808  (mit  manchen  Notizen,  aber  wi- 
derwärtig durch  die  alles  Maass  übersteigende  Vergötterung  Napoleon's,  des 
französischen  Volks  und  des  Code,  ohne  jede  Spur  von  Nationalgefuhl ,  ohne 
Liebe  fiir  das  eigene  Volk  und  sein  Becht);  A.  W.  ßehberg  über  den  Code 
Napoleon  und  dessen  Einföhrung  in  Deutschland  1814  (in  gerade  entgegenge- 
setzter Tendenz,  wie  Seidensticker).  Vgl.  auch  die  Becension  über  Behberg^s 
Schrift  von  Thibaut  in  den  Heidelb.  Jahrbb.  1811  S.  1—32;  ferner  v.  Sa- 
vigny  Beruf  S.  55—81,  System  L  S.  202  f.  — lieber  die  Geschichte  des  Code 
de  Commerce  vgl.  auch  Goldschmidt  Handbuch  des  Handelsrechts  L  1. 
S.  41  fir. 

2)  lieber  die  mangelhafte  wissenschaftliche  Bildung  der  Bedaotoren, 
welche  sich  für  das  römische  Becht  besonders  an  Pothier  anschlössen,  vgL 
V.  Savigny  S.  61  ff. 
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benden  Versammlung  decretirt  und  ebenso  stückweise  publicirt. 
Die  einzelnen  Theile  wurden  zusammengestellt,  in  drei  Bücher, 
Titel  und  2281  fortlaufend  gezählte  Artikel  getheilt,  und  durch 
Gesetz  yom  30.  ventose  an  XII  (21.  März  1804)  unter  dem  ge- 
meinsamen Titel  Code  civü  des  Frangais  publicirt.  Eine  neue 
Publication  erfolgte  durch  Gesetz  vom  3.  September  1807,  bei 
welcher  an  dem  Inhalt  nichts  geändert,  sondern  nur  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  der  Zwischenzeit  veränderte  Verfassung  eine  for- 
male Revision  vorgenommen  wurde*).  Zugleich  wurde  der  Name 
in  Code  Napoleon  verändert"*),  welcher  auch  neuerdings  wieder, 
nachdem  in  Folge  der  Restauration  im  Jahre  1814  der  alte  Name 
hergestellt  worden  war,  im  Jahre  1852  beliebt  worden  ist. 

Im  Code  Napoleon  ist  das  römische  Recht  mit  dem  Recht 
der  Coutumes  in  freier  gesetzgeberischer  Weise  verarbeitet  wor- 
den; aus  den  Coutumes  haben  sich  in  ihm  viele  germanische 
Rechtsansichten  erhalten  *). 

Auf  dies  Civilgesetzbuch  folgten  in  der  napoleonischen  Zeit 
noch  weitere  vier  wichtige  Gesetzbücher:  Code  de  procedure  ci- 
vile  1806,  Code  de  commerce  1807,  Code  d'instruction  criminelle 
1808,  Code  penal  1810. 

Weniger  die  materielle  Vortrefflichkeit  der  französischen  Ge- 
setzbücher, als  ihre  glänzende  Form  und.  klare  Sprache,  sodann 
auch  die  in  ihnen  durchgeführte  Rechtsgleichheit  und  der  Bruch 
mit  dem  Feudal wesen  haben  ihnen  eine  weite  Verbreitung,  auch 
über  die  Grenzen  der  französischen  Nation  hinaus  gegeben.  Es 
war  die  richtige  Politik  des  Eroberers,  dass  er,  um  die  Knech- 
tung des  besiegten  Volks  zu  vollenden,  ihm  auch  sein  Recht  und 
seine  Sitten  nehmen,  es  unter  die  Gesetze  des  herrschenden  Volkes 
beugen  müsse.  Treffend  sagt  Rehberg  (S.  X):  durch  Einfuhr 
rung  der  französischen  Gesetzbücher  ;, sollte  die  deutsche  Nation 
alles  dessen  beraubt  werden,  was  Menschen,  die  Herz  und  Ge- 
lühl  haben,  theuer  ist.  Geld  und  Gut,  das  eine  Beute  fremder 
Kriegsheere  geworden  ist,  könnte  man  verschmerzen.  Mangel 
und  Noth  spannen  zu  neuer  Thätigkeit:  und  die  Anstrengung 
eines   fleissigen  Geschlechts   kann   für   seine  Nachkommen    alles 


3)  Seidensticker  S.  210  ff. 

4)  Schon  vorher  hatte  man  im  Publicum  diesen  Namen   gebraucht ,  Sei- 
densticker S.  208. 

5)  Vgl.  Zoepfl  in  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  IV.  S.  110  ff.,  und  in 
seiner  Bechtsgeschichte  §.  59. 

31* 
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wirkliche  und  eingebildete  Gute,  das  mit  'dem  Reichthum  ver- 
bunden ist,  oder  dessielben  bedarf,  wieder  erwerben.  Aber  ein 
Volk,  das  seine  angeerbten  Verhältnisse,  Gesetze,  Sitten  und 
Sprache  aufgeben  muss,  wird  herabgewürdigt.  Ihm  bleibt  nichts 
übrig,  als  seinem  Herrn  für  Lohn  zu  dienen.  Und  so  war  es 
aiich  gemeint.  Die  Deutschen  sollten  für  Napoleon  und  sein  Ge- 
aehlecht  fechten:  dafür  woUte  er  ihnen  lassen,  dass  sie  zu  essen 
hätteü." 

Der  Code  civil  wurde  nach  seiner  Vollendung  publicirt  dans 
tont  Je  territoire  frangais;  da  das  linke  Rheinüfer  damals  einen 
Bestandtheil  des  französischen  Kaiserreichs  bildete,  wurde  es  sei- 
nes einheimischen  Rechts  beraubt  und  dem  Code  unterworfen. 
Denn  es  sollte  derselbe  kein  subsidiäres  Gesetzbuch  sein;  art.  7 
des  Einfuhrungsgesetzes  bestimmte: 

A  compter  du  jour  oü  ces  lois  sont  executoires,  les  lois  ro- 
maines,  les  ordonnances,  les  coutumes  generaJes  ou  locales, 
les  Statuts,  les  reglemens,  cessent  d'avoir  force  de  loi  gene- 
rale ou  parti'culiere  dans  les  matieres  qui  sont  Fobjet  des 
dites  lois  composant  le  present  Code. 
Aber  Napoleon  wollte  auch  in  den  übrigen  Theilen  des  be- 
siegten, aber  dem  französischen  Reiche  noch  nicht  einverleibten 
Deutschland  seine  Gesetzgebung  einführen;  als  ersten  Schritt  dazu 
lieBä  er  zunächst  in  dem  Rheinbunde  die  deutschen  Reichsgesetze 
aufheben  ^,    Auch  freiwillig  wurden  seine  Gesetzbücher  in  man- 
clien  Ländern  angenommen  '). 


n)  Vgl.  oben  S.  434.  N.  52. 

7)  üeber  die  Yerbreitiing  des  Code  vgl.  E.  S.  Zachariae  Handb.  des 
frBii7.i"is.  Oivilrechts.  3.  Ausg.  I.  S.  13.  In  Dentsclüand  wurden  manckc  Stim- 
men dainr  laut,  den  Code  in  ganz  Deutschland  anzunehmen ,  indem  man  ihn 
für  ein  ideales  Gesetzbuch,  für  den  reinen  Ausdruck  des  Vernunftrechts  er- 
klärte. Rehberg  S.  3.  N.  fuhrt  aus  der  Zeitschrift;  der  rheinische  Bund 
TT.  62,  S.  189  an:  „Der  Code  Napoleon  passt  für  jeden  vernünftig  eingerichte- 
teu  Staat:  denn  er  enthält  nur  die  Aussprüche  der  Vernunft  über  die  bürger- 
lichen Verhältnisse,  und  was  in  einem  gegebenen  Staate  nicht  zum  0.  N.  passt, 
kann  auch  vor  dem  Richterstuhl  der  Vernunft  nicht  bestehen."  —  Seiden- 
sticker  S.  317  macht  auch  das  Argument  geltend,  dass  der  Code  eine  Bear- 
beiliing  des  römischen  Rechts  sei;  wegen  der  Reception  desselben  werde  da- 
her ^eine  Annahme  in  Deutschland  leichter  erfolgen  können,  als  sie  in  Frank- 
reich erfolgt  sei.  —  Gönner  erklärte  sich  im  Jahre  1808  für  die  unverän- 
derif  Annahme  des  Code  im  Rheinbunde,  vgl.  die  Stellen  bei  Savigny  Zeit» 
&cbr.  f.  gesch.  Rechtswiss.  I.  S.  412  und  überhaupt  die  Nachweisungen  bei 
£ach;iriae  §.  13.  N.  14. 


Digitized  by  VjOOQIC 


—    485     — 

Eingeführt  wurde  der  Code  in  der  Stadt  Danzig  gemäss 
Schreibens  des  General  Rapp  vom  19.  November  1807®);  jedoch 
sollte  er  nach  der  Verordnung  des  Raths  der  Stadt  vom  17.  August 
1808^)  nur  als  Hülfsquelle  an  Stelle  des  römischen,  canonischen 
Rechts  und  des  preussischen  Landrechts  gelten.  Er  wurde  fer- 
ner eingefiihrt  im  Königreich  Westphalen  (Gesetz  vom  15.  No- 
vember 1807),  im  Fürstenthum  Arenberg  (Verordnung  vom  28. 
Januar  1808),  Grossherzogthum  Frankfurt  (Gesetz  vom  15.  Sep- 
tember 1809)  »0). 

Im  Grossherzogthum  Baden,  wo  man  in  den  achtziger  Jah- 
ren des  vorigen  Jahrhunderts  damit  beschäftigt  gewesen  war,  den 
Inhalt  der  fremden  Rechte  in  einem  Gesetzbuch  zusammenzustel- 
len **),  wurde  der  Code  durch  Edict  vom  5.  Juli  1808  unter  Vor- 
behalt von  Zusätzen  angenommen,  durch  welche  ^^eine  sichere, 
dem  Geist  dieses  Gesetzes  stets  gemässe  und  zugleich  der  Lan- 
desart und  Sitte  nicht  nachtheilige  Anwendung^  begründet  wer- 
den sollte.  Er  wurde  darauf  am  3.  Februar  1809  unter  dem  Ti- 
tel: Das  Badische  Landreckt  nebst  Handelsgesetzen  in  officieller 
Uebersetzung,  unter  Aufhebung  ;,des  römischen  und  canonischen 
Gesetzbuchs  und  aller  Land-  und  Stadtrechte  und  aller  Rechtsgewohn- 
heiten" von  Neuem  verkündet.  Die  Zusätze  enthalten  gesetzliche 
Bestimmungen  über  solche,  besonders  deutschrechtliche  Institute, 
welche  in  dem  Code  keine  Stelle  gefunden  haben,  oder  Abände- 
rungen einzelner  Vorschriften  des  Code.  Der  Anhang  von  dm 
Handelsgesetzen  enthält  eine  theilweise  Uebersetzung  des  Code  de 
commerce'^*). 

Der  Code  erhielt  ferner  Gesetzeskraft  im  Grossherzogthum 
Berg  (am  1.  Januar  1810).  Als  die  Grenze  des  französischen 
Reichs  erweitert  war,  erstreckte  sich  seine  Herrschaft  auch  bis 
zur  Ostsee,  in  die  hanseatischen  Departements  (Senatus- 
consult  vom  10.  December  1810).  In  dem  Lippe  sehen  Depar- 
tement erhielt  er  durch  Decret  vom  29.  Mai  1811  Gesetzeskraft, 
im  Herzogthum  Köthen  durch  Patent  vom  28.  December  1810, 
im  Herzogthum  Nassau  durch  die  Verordnungen  vom  1.  und  4. 
Februar  1811. 


8)  Seidensticker  S.  465. 

9)  V.  Kamptz  Provinzialreohte  L  S.  273. 

10)  Vgl.  Roth  Kurheas.  Privatrecht  I.  S.  85. 

11)  Vgl.  S.  427.  N.  36. 

IIa)  Goldschmidt  Handbuch  I.  1.  S.  46. 
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Auch  in  anderen  Ländern,  wie  Baiem,  Darmstadt,  bereitete 
man  seine  Einfuhrung  vor,  als  der  Sturz  Napoleon^s  seinem  Vor- 
dringen dn  Ziel  setzte. 

Es  war  nicht  allein  die  glänzende  Form  des  Gesetzbuchs 
und  der  niedrige  Sinn  der  Männer,  welche  während  der  Napo- 
leonischen Herrschaft  an  der  Spitze  einzelner  Staaten  standen, 
nicht  allein  die  Berücksichtigung  der  modernen  Staatsideen,  welche 
dem  Code  einen  so  leichten  Weg  nach  Deutschland  bahnten,  son- 
dern ganz  besonders  auch  die  Unzufriedenheit  des  Volks  mit  dem 
eigenen  Bechtszustande.  Das  Verlangen  nach  Abhülfe  durch  ein 
Gesetzbuch  war  so  allgemein,  dass  selbst  Patrioten  es  empfehlen 
konnten,  lieber  ein  fremdes  Gesetzbuch  anzunehmen,  als  sich  noch 
länger  unter  die  Herrschaft  des  gemeinen  Eechts  zu  beugen  *^). 

Mit  den  Befreiungskriegen  ist  in  einem  grossen  Theile  Deutsch- 
lands, wo  der  Code  bereits  eingeführt  war,  das  einheimische  Becht 
restituirt  worden.  Das  französische  Becht  blieb  nur  bestehen 
auf  dem  linken  Bheinufer  (Bheinpreussen,  Bheinhessen  und  Bhein- 
baiern),  in  dem  Grossherzogthum  Cleye-Berg  und  in  Baden  (als 
badisches  Landrecht).  Jn  neuerer  Zeit  hat  das  französische  Becht 
mittelbar  für  Deutschland  eine  grosse  Bedeutung  dadurch  gewon- 
nen, dass  die  ihm  zu  Grunde  liegenden  Ideen,  besonders  was  das 
Strafrecht,  den  Strafprocess  und  das  Handelsrecht  angeht ,  in  den 
neueren  Gesetzgebungen  die  eingehendste  Berücksichtigung  ge- 
funden haben. 


§.  94.    Die  BnBdesgesetzgebaug. 

Durch  den  Untergang  des  deutschen  Eeichs  waren  nicht  schon 
an  sich  die  Reichsgesetze  aufgehoben,  sondern  nur  so  weit,  als 
ihr  Inhalt  durch  den  Fortfall  der  deutschen  Reichsverfassung  und 
durch  die  Souveränetät  der  einzelnen  Fürsten  gegenstandlos  ge- 
worden  war.     Dem  Bheinbunde  gab  Napoleon   eine  Verfassung 


12)  Uebrigens  wurden  Vorlesungen  über  den  Code  schon  sehr  bald  auf 
deutschen  Universitäten  gehalten,  freilich  nicht  auf  allen,  wie  Seidensticker 
S.  496  in  seinem  Enthusiasmus  behauptet.  Die  dort  abgedruckte  Stelle  des 
Moniteur  (1807.  Nr.  289)  theÜt  mit,  dass  über  französisches  Becht  Seidensticker 
zu  Jena,  Hugo  zu  Gottingen,  Buchner  zu  Marburg  und  Schrader  zu  Helm- 
Btädt  lasen. 
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durch  die  Rheinbunds- Acte  Yom  12.  Juli  1806 ')  und  hob  in  der- 
selben die  deutsche  Beichsgesetzgebung  für  den  Umfang  des  Rhein- 
bundes auf^).  Als  sich  nach  dem  Bündniss  von  Ealisch  (28. 
Februar  1813)  der  Rheinbund  stillschweigend  aufgelöst  hatte, 
wurde  von  Neuem  an  einer  staatlichen  Constituirung  Deutschlands 
gearbeitet')«  In  dem  Aufrufe  von  Eahsch,  vom  13.  März  1813, 
war  den  deutschen  Völkern  „die  Wiedergeburt  ihres  ehrwürdigen 
Reiches''  versprochen  worden.  Aber  im  Widerspruch  damit 
wurden  einzelne  Fürsten  für  unbedingt  souverän  erklärt  und  im 
Art.  6  des  ersten  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai  1814  bestimmt: 
Les  etats  de  PAllemagne  seront  independans  et  unis  par  un  lien 
federatif  ^) ;  die  bestimmtere  Organisation  dieses  Bundes  sollte  auf 
dem  Wiener  Congress  erfolgen.  Schon  vor  dessen  Eröffnung  waren 
verschiedene  Entwürfe  ausgearbeitet  worden,  v.  Hardenberg  legte 
einen  Entwurf  vor,  nach  welchem  Deutschland  in  Kreise  mit  Kreis- 
obersten  zerfallen  und  ein  Bundesgericht  und  eine  Bundesversamm- 
lung eingerichtet  werden  sollte.  In  Folge  von  Conferenzen  zwi- 
schen Stein  und  dem  Grafen  Solms- Laubach  entstand  ein  neuer 
preussischer  Entwurf,  welchen  Hardenberg  am  1 3.  September  dem 
Fürsten  Metternich  mittheüte. 

Gemäss  Stein's  Vorschlage  wurden  auf  dem  Wiener  Congress 
die  deutschen  Verfassungsangelegenheiten  dem  sogenannten  deut- 
schen Comite  übertragen,  welches  aus  den  Vertretern  von  Oester- 
reich,  Preussen,  Baiern,  Hannover  und  Würtemberg  gebildet  wurde. 
Zur  Grundlage  für  die  Verhandlungen  nahm  dasselbe  eine  vor- 
läufige Vereinbarung  zwischen  Oesterreich,  Preussen  und  Hannover. 
Da  Baiern  und  Würtemherg  dem  Bunde  jede  Einwirkung  nach 
innen  entziehen  wollten,  um  nicht  durch  die  bundesstaatlichen 
Einrichtungen  ihre  volle  Souveränetät  eingeschränkt  zu  sehen,  so 
bestand  im  Comite  selbst  keine  Einigkeit.    Auch  protestirten  am 


1)  Die  Kheinbundsacte  ist  vom  12.  JuK  datirt,  wurde  aber  erst  am  17. 
unterzeichnet,  v.  Kaltenborn  (vgl.  N.  3)  I.  S.  32. 

2)  Vgl  oben  S.  434.  N.  52. 

3)  Vgl.  darüber  besonders  Pertz  Leben  Steins  Bd.  V.,  Gervinus  Ge- 
schichte des  19.  Jahrhunderts  I.  S.  264  ff.,  U.  S.  654 ff.,  v.  Kaltenborn  Ge- 
schichte der  deutschen  Bundesverhältnisse  und  Binheitsbostrebungen  von  1806 
—1856.  BerL  1857.  Bd.  I. 

4)  Schon  in  dem  Bartensteiner  Vertrage  vom  26.  April  1807  waren  Preus- 
sen und  Bnssland  übereingekommen,  einen  Foederativstaat  aus  Deutschland 
zu  bilden  und  unter  Preussens  und  Oesterreichs  Binfluss  zu  stellen. 
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16.  November  1814  neunundzwaazig  kleinere  Staaten  gegen  die 
Behandlung  der  Verfassungsfragen  im  Ausschusse  und  verlangten, 
im  Gegensatz  gegen  den  Satz  des  Pariser  Friedens  ein  gemein- 
schaftliches Bundesoberhaupt.  In  Folge  davon  und  von  weiteren 
Uneinigkeiten  löste  sich  das  Comite  nach  dreizehn  vergeblichen 
Sitzungen  am  16.  November  auf.  Noch  einmal  in  einer  Note  vom 
20.  December  1814  verlangten  die  kleineren  Fürsten  und  die 
freien  Städte  die  Wiederherstellung  der  deutschen  Kaiserwärde  und 
fanden  für  dieses  Verlangen,  während  Humboldt  und  Andere  wider- 
sprachen, bei  Stein  Unterstätzung.  Von  den  dann  später  ausge- 
arbeiteten Entwürfen  ist  der  österreichische  vom  December  1814 
besonders  hervorzuheben,  weil  er  zum  grossen  Theil  der  Bundes- 
acte  zu  Grunde  liegt. 

Erst  als  am  7.  März  1815  an  Wellington  in  Wien  die  Nachricht 
von  Napoleon's  Entfernung  von  Elba  anlangte,  näherten  sich  die  ein- 
zelnen Parteien.  Da  Stein  darauf  drang,  vor  dem  Ausbruch  eines 
neuen  Krieges  sich  vorläufig  über  die  Hauptgrundsätze  des  deut- 
schen Bundes  zu  einigen,  begannen  am  8.  Mai  1815  Unterhand- 
lungen zwischen  Oesterreich  und  Preussen  über  die  Entwürfe 
dieser  Staaten,  welche  allmählich  zusammengeschmolzen  wurden. 
Preussen  und  Oesterreich  beriefen  eine  Versammlung,  welche  am 
23.  Mai  eröflfnet  wurde  und  auf  welcher  die  Vertreter  Oesterreichs, 
Preussens,  Baiems,  Sachsens,  Hannovers,  Badens,  Holsteins, 
Luxemburgs  und  Darmstadts  und  fünf  Deputirte  für  die  vereinig- 
ten kleineren  Fürsten  und  die  freien  Städte  erschienen.  Würtem- 
berg  betheiligte  sich  gar  nicht,  Baden  nur  theilweise  an  den  Con- 
ferenzen.  Zur  Abfassung  der  Bundesacte  wurden  der  Präsident 
V.  Berg  (aus  Schaumburg -Lippe)  und  der  Senator  Smidt  (von 
Bremen)-  bestimmt;  in  der  zehnten  Sitzung  gelangte  man  zum 
Schluss,  in  der  elften  am  10.  Juni  1815  wurde  die  Bundesacte 
unterschrieben  und  untersiegelt.  Baden  und  Würtemberg  traten 
erst  später  hinzu*). 


5)  Stein  urtheilte  schon  im  Jahre  1815  über  den  Bond  (Pertz  IV.  S. 
445) :  „Von  einer  so  fehlerhaften  Verfassung  lässt  sich  nur  ein  sehr  gehwa- 
cher Einfluss  auf  das  öffentliche  Wohl  Deutschlands  erwarten,  und  man  mose 
hoffen,  dass  die  despotischen  Grundsätze,  Yon  denen  mehrere  Oabinette  sich 
noch  nicht  losmachen  können,  nach  und  nach  durch  die  öffentliche  Meinung, 
die  Freiheit  der  Presse  und  das  Beispiel  zerstört  werden,**  und  (V.  S.  25): 
„Der  deutsche  Bund  ist  eine  so  unvollkommene  politische  Anstalt,  die  Mög- 
lichkeit, zu  einem  yemünffcigen  und  kraftigen  Schluss  in  irgend  einer  Angola 
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Die  Bundesacte  zerfällt  in  20  Artikel,  yon  denen  die  ersten 
elf  Allgemeine  Bestimmungen  über  Zweck,  Wesen,  Verfassung, 
Gompetenz  des  Bundes  und  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Bun- 
desglieder, die  neun  letzten  besondere  Bestimmungen  enthalten, 
über  gewisse  Einrichtungen  und  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten.  Nur  die  elf  ersten  Artikel  sind  in  die  Wiener 
Congress-Acte  art.  53 — 63  aufgenommen;  aberart.  64  bestimmt, 
dass  auch  die  anderen  Artikel  dieselbe  Kraft  haben  sollen,  wie 
wenn  sie  gleichfalls  in  die  Congress-Acte  aufgenommen  wären. 

Obgleich  die  Bundesacte  nur  sehr  flüchtig  abgefasst  war  und 
an  mehreren  Stellen  nur  ein  allgemeines,  der  Ausfuhrung  bedürf- 
tiges Princip  hinstellt,  obgleich  art.  10  bestimmt: 

das  erste  Geschäft  der  Bundesrersammlung  nach  ihrer  Er- 
ö£Enung  ¥rird  die  Abfassung  der  Grundgesetze  des  Bundes 
und  dessen  organische  Einrichtung  in  Rücksicht  auf  seine 
auswärtigen,  militärischen  und  inneren  Verhältnisse  sein, 
so  vergingen  doch  die  ersten  Jahre,  ohne  dass  etwas  för  die  Aus- 
bildung des  Bundesrechts  geschah.  Nach  mehr  als  vier  Jahren 
fanden  zu  Wien,  nicht  am  Sitze  des  Bundestages,  Conferenzen 
der  Abgesandten  sämmtlicher  Bundesstaaten  vom  25.  November 
1819  bis  zum  24.  Mai  1820  Statt,  deren  Protocolle  erst  neuer- 
dings veröffentlicht  sind  und  deren  Resultate  in  der  sogenannten 
Schlussacte  der  Wiener  Ministerial- Conferenzen  vom  15.  Mai  1820 
zusammengestellt  wurden  ®).  Dieselbe  suchte  im  Geist  der  Carlsr 
bader  Beschlüsse')  die  Bundesacte  zu  erläutern  und  zu  vervoll- 
ständigen und  das  monarchische  Princip  zu  kräftigen.  Sie  zer- 
fallt in  65  Artikel,  welche  die  Competenz  des  Bundes  genauer  be- 
stimmen und  sich  theils  auf  die  allgemeinen  Verhältnisse  des 
Bundes,  theils  auf  die  inneren  Zustände  der  einzelnen  Staaten  be- 
ziehen.    Durch  Beschluss  der  Bundesversammlung  vom  8.  Juni 


genheit  zu  gelangen,  ist  so  entfernt  wegen  der  Gesinnungen  verschiedener  un- 
serer grössten  Fürsten  und  wegen  der  fehlerhaften  Verfassung  selbst,  dass  es 
gewiss  für  keinen  Yaterlandsfreund  erwünscht  sein  könnte,  zu  der  Bundes- 
yersammlnng  abgeordnet  zu  werden.'' 

6)  Aegidi  die  Schlnss-Aote  der  Wiener  Min.-Conferenzen  z.  Ausbildung 
und  Befestigung  des  deutschen  Bundes.  Urkunden,  Geschichte  und  Commen- 
tsr.  1860.  1.  und  2.  Lieferung  (welche  nur  die  Ausgabe  der  Protocolle  ent- 
halten). 

7)  Vgl.  über  dieselben  Aegidi  Aus  dem  Jahre  1819.  Beitrag  z.  deutsch. 
Geschichte.  1861.  4. 
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1820  wurde  die  Scblussacte  zu  einepi  Grundgesetz  des  Bundes  mit 
gleicher  Kraft,  wie  die  Bundesacte  erhoben. 

Ausserdem  hat  der  Bund  noch  eine  grössere  Zahl  von  Be- 
schlüssen erlassen®). 


§•  95.     Die  tllgmeiM  devtscke  WechselordnoBg  0- 

Bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  galten  in  Deutschland 
zahlreiche  particularrechtliche  Wechselordnungen;  nicht  blos  die 
einzelnen  Staaten,  sondern  auch  bedeutende  Wechselplätze  des- 
selben Staats  besassen  ihre  besonderen  Ordnungen.  Da  ein  Wech- 
sel die  verschiedensten  Wechselplätze  durchlaufen  und  in  Folge 
davon  sehr  verschiedenen  rechtlichen  Grundsätzen  unterliegen 
kann,  so  kamen  bis  zur  allgemeinen  Wechselordnung  fiir  den- 
selben Wechsel,  je  nachdem  es  sich  um  diese  oder  jene  Person, 
um  diese  oder  jene  Erklärung  auf  ihm  handelt,  sehr  verschiedene 
Normen  zur  Anwendung;  für  den  Kaufinann  war  es  von  grosser 
Schwierigkeit,  alle  diese  verschiedenen  Bechte  zu  kennen  und 
ihren  Anforderungen  zu  genügen.  Die  Gleichheit  der  wechsel- 
rechtlichen Bestimmungen  war  ein  dringendes  Bedürfniss  gewor- 
den, deren  EiTeichung  auch  um  so  weniger  materiellen  Schwierig- 
keiten unterlag,  als  das  Wechselrecht  weniger  wie  andere  Gebiete 
mit  nationalen  Verhältnissen,  oder  den  sonstigen  Instituten  des 
Civilrechts  oder  Processes  in  unlösbarem  Zusammenhang  steht, 
und  als  die  Theorie  des  Wechselrechts  in  neuerer  Zeit  durch  die 
Arbeiten  von  Einert,  Liebe,  Thpl  eine  bedeutende  Förderung  er- 
halten hatte. 

Schon  1836  und  später  noch  öfter  war  auf  den  Conferenzen 
des  Zollvereins  das  Verlangen  nach  einer  gemeinschaftlichen  wech- 


8)  Es  bedarf  hier  keiner  speciellen  Aufzählung  derselben;  über  ihre  Aus- 
gaben vgl.  Zachariae  Staatsrecht  L  §.  49.  —  Nach  Beactivirung  der  Bun- 
desversammlung beschloss  dieselbe  am  7.  November  1851,  die  Verhandlungen 
der  Sitzungen  in  einzelnen  öffentlichen  Blättern  bekannt  zu  machen. 

Ebenso  wenig  bedarf  es  hier  einer  Darstellung  der  Thätigkeit  der  Frank- 
ftirter  Nationalversammlung,  da  ihre  Gesetze  und  Beschlüsse,  insbesondere  die 
Grundrechte  vom  21.  December  1848  und  die  Beichsverfassung  vom  28.  März 
1849  nicht  zur  Geltung  gelangt  sind,  und  diese  Themata  in  die  Yerfassungs- 
geschichte  der  neuesten  Zeit  gehören.  , 

1)  Vgl.  besonders  Biener  Wechselrechtliche  Abhandlungen.  1859.  S. 
446  ff.  und  Goldschmidt  Handbuch  des  Handelsrechts  I.  1.  S.  94  ff. 
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selrechtlichen  Gesetzgebung  laut  geworden.  Innerhalb  der  Jahre 
1839  —  1847  hatten  mehrere  Staaten  Entwürfe  zu  Wechselord- 
nungen ausarbeiten  lassen;  unter  ihnen  sind  besonders  auszu- 
zeichnen der  vom  Geh.  Justizrath  Bischoflf  für  Preussen  ver- 
fasste^),  welcher  nach  Gutachten  von  Sachverständigen  aus  den 
verschiedenen  Provinzen  und  nach  mehreren  Revisionen  zum  Ab- 
schlusskam,  und  dervonThoel  für  Mecklenburg  gearbeitete  Ent- 
wurf, sodann  der  sächsische  und  der  braunschweigische.  Im  Jahre 
1846  stellte  der  würtembergische  Vertreter  auf  der  Zollconferenz  den 
Antrag,  eine  Commission  von  allen  Regierungen  des  Zollvereins 
zu  beschicken,  um  eine  Wechselordnung  für  die  Staaten  des  Zoll- 
vereins zu  entwerfen,  Preussen,  welches  die  Conferenz  berufen 
soUte,  fasste  den  Auftrag  in  einem  noch  allgemeineren  Sinne  auf 
und  erliess  am  31.  August  1847  im  Namen  des  Zollvereins  an 
sämmtliche  deutsche  Staaten  die  Aufforderung  zur  Beschickung 
der  Conferenz.  In  Folge  davon  kamen  neunundzwanzig  Abgeord- 
nete, durch  welche  fast  alle  deutschen  Staaten  vertreten  wurden, 
im  Herbst  1847  zu  Leipzig  zusammen  und  beriethen  unter  Zu- 
grundelegung des  preussischen  Entwurfs  in  fünfunddreissig  Sitzun- 
gen vom  20.  October  bis  9.  December  eine  allgemeine  deutsche 
Wechselordnung. 

Die  politischen  Ereignisse  des  Jahres  1848  bewirkten,  dass 
dieser  Entwurf,  zu  dessen  Annahme  es  der  übereinstimmenden 
Beschlussfassung  sämmtlicher  Regierungen  und  Landesvertretun- 
gen bedurft  hätte,  zum  praktischen  Recht  erhoben  wurde.  Die 
Nationalversammlung  zu  Frankfurt  beschloss  am  25.  November 
1848,  um  allen  Schwierigkeiten  der  particulären  Publication  zu 
begegnen,  den  Leipziger  Entwurf  als  Reichs  Wechselordnung  zu 
publiciren.  Sie  wurde  im  Reichsgesetzblatt  vom  26.  November 
1848  durch  den  Iieichsverweser  bekannt  gemacht,  mit  der 
Bestimmung,  dass  sie  vom  1.  Mai  1849  in  ganz  Deutschland 
Gesetzeskraft  haben  und  es  den  Landesregierungen  untersagt 
sein  solle,  in  ihren  particulären  Einführungsgesetzen  einseitige 
Veränderungen   vorzunehmen^).      Einzelne    Regierungen    hatten 


2)  Ueber  die  älteren  preussischen  Vorarbeiten  des  Ministeriums  für  die 
Ö-esetzrevision  vgl  v.  Kaniptz  Jahrb.  LX.  S.  121  ff. 

3)  üeber  die  Frage,  ob  die  Nationalyersammlung  und  der  ßeichsverweser 
zu  einer  solchen  Publication  berechtigt  waren,  vgl.  Biener  S.  451  ff.;  über 
die  Frage,  ob  die  Wechselordnung  durch  diese  Publication  gemeines  Recht 
wurde,  Goldschmidt  Handbuch  I.  1.  S.  105,  211. 
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die  Wechselordnung  schon  vor  diesem  Beschluss  bei  sich  ein- 
geführt, fast  alle  haben  sie  in  Folge  desselben  zur  Geltung 
gebracht*). 

Da  sich  bald  einzelne  Controversen  in  ihrer  Auslegung  erge- 
ben hatten,  welche  in  der  Praxis  der  verschiedenen  Staaten  auch 
verschieden  beantwortet  wurden,  und  so  die  Rechtsgleichheit  ge- 
fährdeten, beauftragte  die  Bundesversammlung  durch  Beschluss 
vom  19.  Februar  1857  die  Conferenz,  welche  in  der  Zwischenzeit 
zu  Nürnberg  zurBerathung  eines  allgemeinen  deutschen  Handels- 
gesetzbuchs zusammengetreten  war,  Vorschläge  zur  Entscheidung 
der  Controversen  zu  machen  *).  Nachdem  eine  Subcommission 
der  Conferenz  sich  dieser  Aufgabe  unterzogen  hatte,  discutirte 
die  Conferenz  selbst  deren  Vorschläge  in  den  Sitzungen  vom  1. 
bis  3.  März  1858.  Ihre  Anträge  theilte  der  Bundestag  den  ein- 
zelnen Regierungen  mit,  von  denen  die  meisten  zustimmten,  an- 
dere divergirende  Erklärungen  abgaben.  Mit  Rücksicht  auf  die 
letzteren  wurde  die  Commission  noch  einmal  durch  den  Bundes- 
beschluss  vom  20.  December  1860  zu  einer  gutachtlichen  Aeusse- 
rung  aufgefordert.  Nach  Berathungen  in  den  Sitzungen  am  1. 
und  9.  März  1861  that  sie  Vorschläge,  welche  von  der  Bundes- 
versammlung zur  Kenntniss  der  einzelnen  Regierungen  gebracht 
wurden.  Mehrere  derselben  haben  diese  Novellen  bei  sich  bereits 
unverändert  eingeführt. 


§•  96.    Das  allgemehie  deutsche  Handelsgesetzbuch  i). 

Der  deutsche  Zollverein,  durch  welchen  bereits  manche  für 
den  Handel  und  Verkehr  der  einzelnen  deutschen  Staaten  wohl- 
thätige  Einrichtungen  getroffen  waren,  sprach  auch  das  Verlan- 
gen aus  nach  einer  allgemeinen  Gesetzgebung  in  allen  das  Han- 


4)  Das  Genauere  gehört  in  das  Wechselrecht. 

5)  Vgl.  Gold  schmidt  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Handelsrecht  I.  S.  540 ff., 
V.  S.  228  ff.  und  in  dem  Handbuch  I.  1.  S.  110  ff. 

1)  Vgl.  besonders  Goldschmidt  in  s.  Zeitschr.  V.  S.  204—227,  515- 
584.  VI.  S.  41—64,  Siegmann  ebendas.  VI.  S.  76—118.  —  H.  T ho elz.  Ge- 
schichte des  Entwurfs  eines  allg.  deutschen  Handelsgesetzbachs.  Göttingen  1861, 
Thoel  Handelsrecht  I.  4.  Aufl.  1862.  S.  62  ff.  —  Goldschmidt  Handbuch 
des  Handelsrechts.  I.  1.  1864.  S.  94  ff.,  119  ff. 
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delsrecht  betreffenden  Besdehungen.  Man  erwartete  von  der  Rechts- 
einheit nicht  blos  den  grössten  Yortheil  för  die  Entwicklung  des 
Handels  und  die  Erleichterung  des  Verkehrs,  sondern  glaubte  sie 
auch  leichter  erreichen  zu  können,  als  in  anderen  Materien. 
Schon  1836  und  1847  hatte  die  würtembergische  Regierung  auf 
den  Zollvereinstagen  —  freilich  vergeblich  —  eine  allgemeine 
Gesetzgebung  für  das  Handelsrecht  in  Anregung  gebracht.  Aber ' 
erst  im  Jahre  1848,  als  das  Streben  nach  politischer  Einigung 
das  deutsche  Volk  tief  bewegte ,  wurde  der  Anfang  zur  Ausfüh- 
rung gemacht.  Noch  bevor  die  deutsche  Wechselordnung  von 
dem  Reichsverweser 'als  allgemeines  Gesetz  publicirt  worden  war, 
regte  der  Unterstaatssecretär  Widenmann  im  damaligen  Reichs- 
ministerium den  Gedanken  an,  einen  Entwurf  eines  Handelsgesetz- 
buchs für  ganz  Deutschland  ausarbeiten  zu  lassen.  Der  Reichs- 
justizminister Robert  v.  Mohl  berief  im  October  1848  für  diese 
Arbeit  eine  Commission,  welche  aus  den  Appellationsgerichts- 
räthen  Grimm  und  Broicher  (aus  Cöln)  und  dem  Professor  Thoel 
aus  Rostock  bestand.  Sie  begannen  am  2.  December  1848  ihre 
Arbeiten  und  veröffentlichten  im  März  1849  durch  den  Druck«  die 
erste  Abtheilung  des  Etdivurfs  eines  allgemeinen  Handdsgesetishuchs 
für  Deutschland  mit  den  Motiven^).  Sie  enthält  die  Titel:  von 
Kaufleuten  und  Handelsgeschäften,  Form  der  Verträge,  Beweis  in 
Handelssachen,  Handelsgesellschaften,  von  Börsen  und  Mäklern, 
Commissionären,  Spediteuren  und  Frachtführern,  und  berücksichtigt 
sowohl  die  Entwürfe ,  welche  einzelne  deutsche  Staaten  für  sich 
hatten  ausarbeiten  lassen,  als  auch  ganz  besonders  die  franzö- 
sische Handelsgesetzgebung.  Diese  Arbeiten  erreichten  ihr  Ende 
mit  Auflösung  der  deutschen  Centralgewalt. 

In  Preussen  vmrde  das  Bedürfniss  eines  neuen  Handelsgesetz- 
buchs besonders  lebhaft  empfunden^),  da  in  dem  langgestreckten 
Staatsgebiet  das  allgemeine  Landrecht,  der  Code  de  commerce 
und  das  gemeine  Recht  neben  einander  galten,  und  keins  dieser 
drei  Rechte  den  Anforderungen  des  modernen  Verkehrs  mehr  ge- 
nügte, nicht  blos  wegen  des  Inhalts  ihrer  Bestimmungen,  sondern 
auch  weil  sie  für  viele,  sehr  wichtige,  erst  der  neueren  Zeit  an- 
gehörige  Geschäfte  und  Handelsverhältnisse   gar   keine   Normen 


2)  Frankf.  a.  M.  1849.  8. 

3)  Ueber  ältere  Vorarbeiten  zur  Bevision  des  Handelsrechts  vgl.  v.  E  amp t z 
Jahrb.  LX.  S.  124  if. 
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darboten.  So  nahm  Preussen  im  Jahre  1850  die  Angelegenheit, 
zunächst  mit  Beschränkung  auf  den  preussischen  Staat,  in  die 
Hand;  es  wurden  juristische  Commissionen  mit  der  Ausarbei- 
tung eines  Entwurfs  beauftragt  und  im  Mai  1850  die  Principien 
für  denselben  in  Ministerial-Conierenzen  mit  Sachverständigen 
aus  den  Provinzen  festgestellt.  Zum  Theil  wurden  diese  Arbei- 
ten durch  die  Bearbeitung  der  preussischen  Concurs- Ordnung 
unterbrochen,  welche  ein  noch  dringenderes  Bedürihiss  zu  sein 
schien  und  im  Jahre  1855  publicirt  wurde. 

Es  folgten  neue  Anregungen  zu  einer  allgemeinen  Gesetzge- 
bung bei  den  ZoU-Conferenzen  von  Seiten  Wtirtembergs  und  an- 
derer Regierungen,  und  insbesondere  wurde  der  Wunsch  ausge- 
sprochen, es  möge  Preussen  mit  einem  Entwurf  vorgehen.  Am 
21.  Februar  1856  stellte  Baiern  beim  Bundestage  den  Antrag, 
eine  Commission  zur  Entwerfung  und  Vorlage  eines  allgemeinen 
Handelsgesetzbuchs  für  die  deutschen  Bundesstaaten  niederzu- 
setzen. Da  die  preussische  Regierung  ihre  Arbeiten  für  das  Han- 
delsgesetzbuch noch  nicht  abgeschlossen  hatte,  brachte  sie  es 
dahin,  dass  die  Einberufung  der  Commission  noch  aufgeschoben 
wurde.  Erst  nachdem  sie  von  October  bis  December  1856  ihren 
Entwurf  von  Kaufleuten,  Richtern,  Rechtsanwälten  u.  s.  w.  zu 
Berlin  hatte  berathen  lassen  und  beim  Bundestage  am  13.  No- 
vember angezeigt  hatte,  dass  sie  ihre  Vorarbeiten  bis  zuip  l.De 
cember  werde  vorlegen  können,  wurde  am  18.  December  1856  der 
Bundesbeschluss  gefasst,  von  Bundeswegen  eine  Commission  zur 
Ausarbeitiing  des  {Entwurfs  eines  allgemeinen  Handelsgesetzbuchs 
zum  15.  Januar  1857  zu  berufen.  Jeder  Staat  sollte,  wenn  er 
auch  mehrere  Deputirte  gesendet  hätte,  durch  eine  Stimme  ver- 
treten werden ;  so  wünschenswerth  auch  die  unveränderte  Annahme 
des  von  der  Commission  festzustellenden  Entwurfes  innerhalb 
ganz  Deutschlands  wäre,  so  sollte  doch  für  keinen  Staat  die  Ver- 
pflichtung der  Publication  aus  dem  Umstände  folgen,  dass  er  sich 
an  den  Berathungen  betheiligt  hätte. 

Am  15.  Januar  1857  wurde  die  Conferenz  durch  den  baieri- 
schen  Justizminister  v.  Ringelmann  als  ersten  Präsidenten  eröffiiet; 
den  regelmässigen  Vorsitz  führte  der  zweite  Präsident,  der  öster- 
reichische Abgeordnete  Ritter  v.  Raule,  Präsident  des  Handels- 
gerichts zu  Wien.  Referent  war  der  preussische  Abgeordnete, 
Geheimer  Oberjustizrath  Dr.  Bischoff,  und  nach  seinem  schon  im  Juli 
erfolgten  Tode  der  Geheime  Oberjustizrath  Dr.  Heimsöth,  Senats- 


b.. 
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Präsident  des  Appellationsgerichts  zu  Köln.  An  den  Conferenzen 
betheüigten  sich  21  Staaten  mit  25  Vertretern,  welche  theils  dem 
Juristen-,  theils  dem  Kaufinannsstande  angehörten.  Keinen  Theil 
nahmen  an  den  Conferenzen  Mecklenburg-Strelitz,  Dänemark,  die 
Niederlande,  die  Lippe'schen  Fürstenthümer,  Waldeck,  Hessen- 
Homburg  und  Lichtenstein.  Es  wurde  bei  den  Berathungen  der 
preussische  Entwurf  zu  Grunde  gelegt,  welcher  in  6  Bücher 
(I.  Handelsstand,  H.  Handelsgesellschaften,  IH.  Handelsgeschäfte, 
IV.  Seehandel,  V.  Kaufinännischer  Concurs,  VI.  Gerichtsbarkeit 
in  Handelssachen)  und  1063  Paragraphen  zerfällt^);  daneben 
wurde  der^  Entumrf  eines  österreichischen  Handelsrechts  berücksich- 
tigt, welcher  den  3  ersten  Büchern  des  preussischen  Entwurfs 
entspricht,  und  der  Entiuurf  eines  österreichischen  Seerechts.  Das 
5.  und  6.  Buch  des  preussischen  Entwurfs  kamen  nicht  zur  Be- 
rathung;  sie  wurden  während  der  Gonferenz  von  der  preussischen 
Regierung  zurückgezogen,  weil  über  diese  Themata  eine  Verein- 
barung nur  erst  möglich  sei,  nachdem  man  sich  über  das  Pro- 
cessverfahren  und  über  die  Organisation  der  Handelsgerichte  ge- 
einigt habe. 

Die  ersten  3  Bücher  des  preussischen  Entwurfs,  welche  den 
4  ersten  Büchern  des  Handelsgesetzbuchs  entsprechen,  wurden 
zu  Nürnberg  in  3  Lesungen  berathen  ^).  Bei  der  letzten  Lesung 
drangen  die  Regierungen  Ton  Oesterreich,  Preussen  und  Baiem 
darauf,  dass  sie  sich  nur  auf  einen  Theil  der  zum  Entwurf  zwei- 
ter Lesung  yon  den  einzelnen  Regierungen  gemachten  Monita  zu 
beschränken  habe,  und  erklärten,  dass  sie,  wenn  einzelne  be- 
stimmte Sätze  des  Entwuris  zweiter  Lesung  eine  Abänderung  er- 
führen, den  Entwurf  nicht  zum  Gesetzbuch  erheben  könnten.  Trotz 
des  von  einzelnen  Vertretern  hiegegen  erhobenen  Protestes  ®) 
wurde  dies  Verfahren   bei  der  dritten  Lesung  in  der  That  ein- 


4)  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  för  die  preussischen  Staaten.  Nebst 
Motiven.  L  IL  1857.  8.  Kritiken  über  denselben  führt  an  Goldsohmidt 
Zeitschr.  I.  S.  202  f. 

5)  Erste  Lesung  vom  21.  Jan.  bis  2.  Juli  1857,  die  zweite  vom  15.  Sep- 
tember 1857  bis  zum  3.  März  1858,  die  dritte  Lesung  vom  19.  November  1860 
bis  zum  12.  März  1861. 

6)  Vgl.  darüber  Thoel  zur  Geschichte  u.  s.  w,  und  Goldschmidt  Zeit- 
schr. V.  S.  217-225. 
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geschlagen,  so  dass  die  Berathung  in  dieser  Hinsicht  eine  onToU- 
kommene  war  ^). 

Das  Seerecht,  welches  das  fünfte  Buch  bildet,  wurde  zu  Ham- 
burg Ton  einer  kleineren  Commission,  an  welcher  sich  15  Staaten 
mit  11  Stimmen  betheiligten,  in  zwei  Lesungen  berathen^. 

Dieser  zu  Nürnberg  und  Hamburg  berathene  Entwurf  wurde 
dem  Bundestage  mitgeÜieilt  und  von  dem  handelspolitischen  Aus- 
schusse desselben  durch  Beschluss  Tom*  31.  Mai  1861  den  ein- 
zelnen Staaten  zur  unTeränderten  Annahme  empfohlen;  es  wurde 
dabei  der  Wunsch  ausgesprochen,  dass  etwa  später  als  wünschens- 
werth  erscheinende  Aenderungen  oder  Ergänzungen  in^  derselben 
Weise,  wie  das  Handelsgesetzbuch  ins  Leben  gerufen  werden 
möchten.  In  demselben  Sinne  sprach  sich  der  deutsche  Han- 
delstag zu  Heidelberg  im  Mai  1861  aus,  wünschte  aber  auch  zu- 
gleich eine  baldige  gemeinschaftliche  Revision  in  einzelnen  Be- 
ziehungen •). 

Da  in  den  einzelnen  Staaten  zu  verschiedene  Verhältnisse, 
Einrichtungen  und  Civilrechte  bestehen,  als  dass  sogleich  ein  in 
jeder  Beziehung  gemeinsames  Handelsrecht  geschaffen  werden 
könnte,  so  hat  das  Gesetzbuch  in  manchen  Einzelheiten  der  spe- 
ciellen  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  noch,  einen  gewissen 
Spielraum  gelassen,  indem  entweder  auf  die  Landesgesetze  ver- 
wiesen oder  es  den  einzelnen  Staaten  überlassen  wird,  unter  meh- 
reren Bestinmdungen  sich  für  die  eine  oder  die  andere  zu  ent 
scheiden.  Daher  bedarf  es  bei  der  Publication  in  den  einzelnen 
Staaten  ausführlicherer  Einfuhrungsgesetze,  nicht  blos  um  das 
Gesetzbuch  zu  ergänzen,  sondern  auch  um  sein  Yerhältniss  zum 
Landrechte  festzustellen. 

Das  Handelsgesetzbuch  ist  bereits  in  einer  grossen  An- 
zahl  deutscher    Staaten   publicirt  und  mit    Einfuhrungsgesetzen 


7)  Kritiken  über  den  Entwurf  erster  Lesung  fuhrt  an  Goldschmidt 
Zeitschrift  I.  S.  203,  360,  364,  zweiter  Lesung  L  S.  364,  617,  II.  189,  464  f., 
470,  641,  IIL  310,  624.  (Vgl.  auch  Handbuch  L  1.  S.  142  f.).  Besonders  her- 
Torzuheben  ist  Goldschmidt  Gutachten  über  den  Entwurf  eines  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  nach  den  Beschlüssen  zweiter  Lesung,  Beilageheft  zu  Bd. 
in.  seiner  Zeitschrift. 

8)  Die  erste  Lesung  vom  26.  April  1858  bis  25.  October  1859,  die  zweite 
Tom  9.  Januar  1860  bis  22.  August  1860. 

9)  Die  SitzungsprotocoUe  sind  in  10  Foliobänden,  und  sodann  von  Lutz 
in  Octav  herausgegeben. 
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versehen    worden,    während    andere    die   Einfährung  abgelehnt 
haben  *<>). 


10)  Ueber  die  Ablehnung  in  Hamburg  vg^.  Goldschmidt  V.  S.210f. — 
Ueber  die  Einfuhrung  in  Preussen  (Ges.  vom  24.  Juni  1861)  Goldschmidt 
Zeitschr.  Y.  S.  515  £f.,  in  Nassau  (Ges.  vom  2.  October  1861)  Zeitsohr.  VI. 
S.  41£f.,  in  Sachsen  (G^s.  vom  30.  Dec.  1861)  Siegmann  in  Goldschmidt^s 
Zeitschr.  VI.  S.  76  £f.  u.  s.  w.,  und  im  Allgemeinen  Goldschmidt  Handbuch 
L  1.  S.  180  flf.,  522. 


Deatsoht  Reohtsgesohlohte  I.    9. 
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Anhangt). 

{.  97.    Die  Hansgesetze  der  deatschen  FürsteDhlaser  ^). 

Seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  scheidet  sich  der  Herren- 
stand, als  geschlossener  Geburtsstand  yon  den  übrigen  Classen 
der  Freien  ab.  Derselbe  umfasst  alle  diejenigen  Familien,  deren 
Häupter  sich  im  Besitz  reichsunmittelbarer  Territorien  befin- 
den und  als  Reichsstände  stimmberechtigt  sind  in  der  Reichs- 
yersammlung.  Trotz  ihres  höheren  oder  niederen  Ranges  sind  alle 
Glieder  des  Herrenstandes  einander  ebenbürtig,  während  derselbe 
sich  gegen  andere  Stände,  selbst  den  zunächststehenden  der  Mit- 
telfreien, auch  im  Eherecht  scharf  abschliesst. 

Trotz  der  hohen  staatsrechtlichen  Prärogative  des  Herren- 
standes, ist  indessen  von  einem  eigenthümlichen  Privat  rechte 
desselben,  einem  sogenannten  Privatfürstenrechte,  zunächst  noch 
nicht  die  Rede.  Wie  in  der  ältesten  Zeit  selbst  die  Königsge- 
schlechter  nach  der  Lex  ihres  Stammes  gelebt  hatten,  so  richtete 


1)  Diesen  Abßchnitt  hat  mein  Freund  und  College  H.  Schulze  zu  bearbei- 
ten die  Güte  gehabt.    Vgl.  die  Vorrede. 

2)  Die  älteren  Hausgesetze  aus  der  Zeit  des  deutschen  Reiches  finden  sich 
zerstreut  in  dem  Beiobsarchive  von  Lünig,  in  den  yerschiedenen  Staatskanz- 
leien, meist  nur  im  Auszuge  in  Moser's  altem  und  neuem  Staatsrechte,  be- 
sonders in  seinem  Familienstaatsrechte  der  deutschen  Beichsstände.  2  Bände. 
1775,  seinem  persönlichen  Staatsrechte  der  deutschen  Beichsstände.  2  Bände. 
1775,  seinem  deutschen  Staatsrechte.  Th.  XII.  u.  s.  f.  Ferner  sind  viele  Haus- 
gesetze enthalten  in  den  Werken  über  das  Staatsrecht  und  die  Particularge- 
sohichte  einzelner  Länder,  sowie  in  speciellen  Bechtsgutachten  und  Deduo- 
tionen;  viele  ältere  Hausgesetze  liegen  ungedruckt  in  den  Archiven.  Die  neue- 
ren Hausgesetze  aus  diesem  Jahrhundert  sind  allerdings  meist  in  den  Begie- 
rungsblättern  der  betre£fenden  Länder  veröffentlicht,  aber  eben&lls  nir- 
gends zusammengesellt.  Eine  Sammlung  der  Hausgesetze  der  regierenden  deut- 
schen Fürstenhäuser  ist  in  neuerer  Zeit  begonnen  von  Herm.  Schulze:  Die 
Hausgesetze  der  regierenden  deutschen  Fürstenhäuser.  L  Jena  1862.  8. 
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sich  im  dreizehnten  Jahrhundert  auch  der  Herrenstand  in  allen 
seinen  privatrechtlicben  Beziehungen  nach  dem  gewöhnlichen  Land- 
rechte ;  dasselbe  waf  nicht  das  Recht  eines  einzelnen  Standes,  son- 
dern das  Recht  der  Freien  aller  Stände.  Selbst  der  König  wurde 
in  dieser  Beziehung  nicht  anders  behandelt,  nur  dass,  kraft  einer 
Fiction,  jeder  deutsche  König,  mochte  er  einem  Stamm  angehö- 
ren, welchem  er  wollte,  immer  als  Franke  betrachtet  und  nach 
fränkischem  Rechte  beurtbeilt  wurde. 

Zahlreiche  Urkunden  beweisen,  dass  alle  Schenkungen,  Ver- 
erbungen, Eheschliessungen  von  den  Mitgliedern  des  Herrenstan- 
des ganz  nach  dem  gewöhnlichen  Landes*  und  Stammesrecht  vor- 
genommen wurden.  Wohl  gab  es  daneben  in  den  erlauchten  Fa- 
milien gewisse  Hausobservanzen,  wie  z.  B.  es  im  Hohen- 
staufischen  Hause  feststand,  dass  der  erstgeborene  Sohn  das  schwä- 
bische Herzogthum,  der  zweitgeborene  das  sogenannte  Herzogthum 
Rotenburg  als  Secundogenitur  erhielt.  Dagegen  ist  von  eigent- 
lichen geschriebenen  Hausgesetzen  vor  dem  Anfang  des  vierzehn- 
ten Jahrhunderts  nirgends  die  Rede.  Es  finden  sich  im  dreizehn- 
ten Jahrhundert  allerdings  mancherlei  Urkunden,  welche  die  fürst- 
lichen Hausverhältnisse  betreffen,  als  Ehepacten,  väterliche  Dis- 
positionen, Theilungsurkunden,  aber  eine  bewusste  und  umfassende 
Hausgesetzgebung,  welche  für  alle  künftigen  Generationen  bin- 
dende Normen  aufstellen  will,  ist  noch  nicht  vorhanden. 

Erst  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  gerathen  die  Fami- 
lien des  hohen  Adels  in  eine  eigenthümhche  Bewegung,  um  ihre 
häuslichen  Verhältnisse,  besonders  ihr  Familien-  und  Erbrecht, 
selbstständig  und  im  Gegensatz  zur  allgemeinen  Rechtsentwicklung 
ihres  Volkes,  zu  regeln.  In  dieser  Bewegung  herrscht  die  merk- 
würdigste Uebereinstimmung.  Die  grössten  Herzogsgeschlechter 
wie  die  kleinsten  Grafen-  und  Herrenfamilien,  gleichmässig  im 
Süden  wie  im  Norden,  folgen  einem  durchaus  einheitlichen  Zuge. 
Li  allen  jenen  Documenten,  welche  als  die  ersten  Zeugnisse  einer 
fürstlichen  Hausgesetzgebung  anzusehen  sind,  spricht  sich  oft  eine 
fast  wörtliche  Uebereinstimmimg  aus.  Dieselbe  erklärt  sich  kei- 
neswegs blos  aus  äusserer  Mittheilung  und  künstlicher  Uebertra- 
gung,  sondern  wesentlich  aus  inneren  Gründen,  nämlich  aus  gleich- 
wirkenden Ursachen,  welche  überall  in  Deutschland  seit  dem  vier- 
zehnten Jahrhundert  die  reichsständischen  Familien  zur  Begrün- 
dung einer  eigenen  Hausgesetzgebung  bestimmen.  Diese  hier  nicht 
weiter  auszuführenden  Motive  beruhen  theils  auf  der,  dem  Her- 
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renstand  immer  mehr  entgegenstrebenden,  Sichtung  des  deutschen 
Privatrechts ,  theils  auf  gewissen  staatsrechtlichen,  mit  der  Aus- 
bildung der  Landeshoheit  zusammenhängenden  Verhältnissen, 
welche  den  Fürstenstand  bestimmen  mussten,  sich  eine  fest- 
begründete Hausmacht  für  die  Dauer  zu  sichern. 

So  entstehen  seit  dem  Beginn  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
besondere  Rechtsordnungen  und  Institute  im  Kreise  der  reichs- 
ständischen Familien,  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Familien- 
und  Erbrechts.  Hauptsächlich  kommt  aber  der  Begriff  der  hoch- 
adligen Familie  zur  Ausbildung,  welche  sich  immer  mehr  zu 
einer  Genossenschaft  mit  corporatiyem  Charakter  verdichtet  und 
somit  der  Boden  der  Autonomie  wird.  In  dieser  liegt  von  nun 
an  die  wichtigste  Rechtsquelle  des  sogenannten  Privatfursten- 
rechts.  Die  hochadlige  Familie  hat,  wie  andere  Corporationen, 
innerhalb  ihrer  Angelegenheiten^  die  Autonomie  und  übt  dieses 
Recht  der  Selbstgesetzgebung  in  verschiedener  Form  aus,  je  nach- 
dem dabei  mehr  die  monarchische  Gewalt  des  regierenden Fa- 
miUenoberhauptes ,  oder  mehr  die  republikanische  lieber« 
einstimmung  aller  vollberechtigten  Agnaten  in  den  Vordergrund 
tritt. 

Die  durch  die  Hausgesetzgebung  begründeten  Rechtsgrund- 
sätze sind  besonders  folgende: 

1.  VorzugdesMannsstammes.  Die  im  älteren  deutschen 
Privatrecht  vorhandenen  einzelnen  Bevorzugungen  des  Mannsstam- 
mes wurden  durch  die  Hausgesetzgebung  zu  einem  ausschliess- 
lichen agnatischen  Princip  ausgebildet,  wonach  selbst  die  ent- 
ferntesten agnatischen  Stammesvettem  die  Töchter  und  die  näch- 
sten Cognaten  ausschlössen.  Nur  wer  gleichen  Namen  und  glei- 
ches Wappen  führte,  gehörte  zur  Familie  im  Sinne  des  Fürsten- 
rechts, die  Töchter  wurden  auf  standesgemässen  Unterhalt 
bis  zu  ihrer  Versorgung  in  einem  Kloster  oder  ihrer  Verheirathung 
angewiesen.  Im  letzteren  Falle  hatten  sie  Anspruch  auf  eine  Aus- 
steuer, deren  Höhe  in  den  Hausgesetzen  ein  für  allemal  be- 
stimmt zu  werden  pflegt. 

2.  Unveräusserlichkeit  der  sämmtlichen  Hausbesitzun- 
gen. Aus  dem  Beispruchsrecht  des  nächsten  Erben  wurde  all- 
mählich die  unbedingte  Unveräusserlichkeit,  das  scharf  ausge- 
prägte Stammgutsprincip  entwickelt.  Aus  Land  und  Leu- 
ten wurde  ein  immerwährendes  Familienfideicommiss  des 
regierenden  Hauses  gemacht. 
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3.  Untheilbarkeit  der  sämmtUchen  Besitznngen.  Dieses 
dritte  Prindp  war  am  schwersten  durch  die  Hausgesetzgebung 
zu  yerwirklichen,  da  hier  dem  Familieninteresse,  dem  ^^Lustre  oder 
splendor  des  Hauses^  die  festgewurzelten  Ansprüche  mehrerer 
Söhne  oder  Vettern  auf  Theilung  entgegenstanden.  Immer  von 
Neuem  wurden  die  üntheilbarkeitsbestimmungen  von  dem  Einzel- 
interesse wieder  durchbrochen  und  was  die  Hausgesetze  des  yier- 
zehnten  Jahrhunderts  anbahnten,  gelingt  oft  erst  mehrere  Jahr- 
hunderte später  für  alle  Zeiten  festzustellen  ^). 

4.  Das  Becht  der  Erstgeburt  war  eigentlich  die  noth- 
wendige  Gonsequenz  der  üntheilbarkeitsverordnungen ,  doch  kam 
man  gewohnlich  erst  später  auf  diese  einzig  zweckmässige  Suc- 
cessionsordnung. 

Man  suchte  yorläufig  durch  andere^  freilich  weniger  entspre- 
chende Mittel  die  Untheilbarkeit  zu  erhalten,  z.  B.  durch  Anord- 
nung Ton  gemeinsamen  Begierungen,  durch  Eheyerbote  für 
die  Nachgeborenen,  durch  hausgesetzliche  Bestimmung  mehrerer 
Söhne  für  den  geistlichen  Stand  u.  s.  w.  ^).  AJXein  erst  mit  der 
Durchfuhrung  des  strengen  Primogeniturgrundsatzes  war  die  Haus- 
verfassung  zu  ihrem  Abschlüsse  gediehen;  erst  jetzt  war  in  dem 
deutschen  Fürstenrechte  eine  sichere  Grundlage  für  die  Staats- 
einheit und  eine  angemessene  staatsrechtliche  Thronfolgeordnung 
gegeben. 

Von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  gewinnen  die  Hausgesetze 
an  Bestimmtheit,  Umfang  und  Präcision.  Mit  jedem  neuen  Haus- 
gesetze wird  eine  höhere  Stufe  erstiegen,  bis  sich  endlich  das  Ge- 
bäude der  Hausyerfassung  vollendet  darstellt.  Zuerst  wird  Un- 
veräusserlichkeit, Untheilbarkeit  und  dann  auch  Einherrschaft 
festgestellt,  aber  immer  noch  in  unbestimmter  Weise,  oft  als  Vor- 
zug des  Aeltesten  aus  mehreren  Linien  in  Form  des  Seniorats. 
Aber  auch  dies  genügte  noch  nicht;  das  Seniorat,  Majorat  oder 
sonstige  Succession  nach  Altersvorzug  musste  erst  in  die  strenge 
und  consequente  Linealprimogenitur  verwandelt  werden.  Erst  in 
dieser  fand  die  fürstliche  Hausgesetzgebung  ihren  reifen  Abschluss. 

Die  ältesten  Hausgesetze,  welche  dem  vierzehnten  Jahrhun- 


3)  Hermann  Schulze  das  Becht  der  Erstgeburt  in  den  deatschen  Fürsten- 
hansem.  1851,  besonders  über  die  Opposition  gegen  die  Einführung  der  Pri- 
mogenitur §.  42.  S.  334  ff. 

4)  Hermann  Schulze  a.  a.  O.  S.  320.  §.  40. 
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dert  angehören,  sind  fast  nichts  als  Untheilbarkeitsverord- 
nun  gen.  Dahin  gehören  die  Verordnung  Berthold's  von  Henne- 
berg 1310  *),  Otto's  von  Hessen  1331  «),  Wilhelm's  von  Katzen- 
ellenbogen 1331  '),  Ludwig's  von  Bayern  1338®),  die  würtember- 
gischen  Hausverträge  von  1321  und  1361  ®). 

Von  ganz  besonderem  Einfluss  auf  die  Hausgesetzgebung  ist 
die  goldene  Bulle,  deren  Bestimmungen  über  üntheilbarkeit, 
Primogenitur,  Mündigkeitstermin,  Vormundschaft,  Regierungsun- 
fähigkeit, sich  allerdings  zunächst  nur  auf  die  Kurhäuser  bezogen, 
aber  wegen  der  Gleichheit  der  Verhältnisse  auch  von  den  übrigen 
Fürstenhäusern  adoptirt  wurden. 

Daher  finden  wir,  dass.bald  nach  der  goldenen  Bulle  eine 
Beihe  von  Untheilbarkeitsverordnungen  erscheinen,  welche  wohl 
durch  dieses  Beichsgesetz  mehr  oder  weniger  veranlasst  waren, 
so  z.  B.  das  gräflich  Hanauische  Statut  von  1375,  der  Lehenbrief, 
welchen  Karl  IV.  der  Herzogin  von  Mecklenburg  ertheilte  *®),  der 
badische  Brüdervergleich  vom  Jahre  1380  i*). 

'  Vom  fünfzehnten  Jahrhundert  an  nehmen  die  Hausgesetze  an 
Zahl  und  Umfang  immer  mehr  zu.  Aus  dem  fünfzehnten  Jahr- 
hundert nennen  wir  beispielsweise  den  üracher  und  den  Mynsin- 
ger  Vertrag  von  1472  und  1482  im  würtembergischen  Hause  **), 
das  ausführliche  Testament  Markgraf  Jacob's  von  Baden  von 
1453'*«),  die  berühmte  Disposition  des  Kurfürsten  Albrecht  Achilles 
von  1473,  Constitutio  Achillea**);  aus  dem  sechzehnten  Jahrhun- 
dert das  Pactum  Henrico-Wilhelminum  vom  Jahre  1535  im  Hause 
Braunschweig  "),  den  baierischen  Primogeniturvertrag  zwischen 
Albrecht  und  Wolfgang  vom  Jahre  1506  »«),  das  Testament  Phi- 


5)  Schultes    Urkundenbuch  zur  Geschichte  der  Graüschaft  Henneberg. 
II.  S.  27. 

6)  H.  Schulze  Erstgeburt  S.  138. 

7)  Wenck  Hessische  Landesgeschichte.    Urkundenbuch  S.  130. 

8)  H.  Schulze  Hausgesetze  Bd.  I.  S.  229. 

9)  Reyscher  Sammlung  der  würtembergischen  Gesetze,  Einleitung  I.  8.  40 
und  8.  467. 

10)  Pfeffinger  Vitriarius  iUustratus  L  p.  1260. 

11)  H.  Schulze  Hausgesetze  Bd.  I.  S.  172. 

12)  Eeyscher  Würtembergische  Gesetze  Bd.  I.    S.  476  und  489. 

13)  H.  Schulze  a.  a.  O.  S.  174. 

14)  Moser  Bd.  XH.  S.  507. 

15)  H.  Schulze  Hausgesetze  Bd.  I.  S.  428. 

16)  Ebendaselbst  S.  270. 
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lipp's  des  Großsmiithigen  von  Hessen  von  1562  *');  aus  dem  sie- 
benzehnten Jahrhundert  den  Gerauischen  Vertrag  des  branden- 
burgischen Hauses,  die  Grundlage  des  ganzen  preussisch-branden- 
burgischen  Fürstenrechts  ^®),  die  Erbeinigung  zwischen  den  ge- 
sammten  Fürsten  zu  Anhalt  von  1 635  und  das  allgemeine  pactum 
successorium  von  1665*^),  den  Erb- und  Geschlechtsverein  Bämmt- 
licher  Grafen  von  Reuss  von  1668  2<>),  welcher  vielleicht  das  aus- 
fuhrlichste Hausgesetz  dieses  Jahrhunderts  ist,  das  Testament 
Ernst  des  Frommen  von  Sachsen -Gotha  von  1664**).  Dieser 
Fürst  konnte  sich  nicht  entschliessen ,  durch  Einfährung  der  Pri- 
mogenitur die  nachgeborenen  Söhne  zurückzusetzen,  und  führte 
dadurch  die  beispiellose  Zersphtterung  der  Thüringisch -Sächsi- 
schen Länder  herbei. 

Im  achtzehnten  Jahrhundert  macht  sich  in  den  Hausgesetzen 
bereits  neben  dem  Familieninteresse  auch  schon  mehr  der  staat- 
liche Gesichtspunkt  geltend,  so  in  dem  hausgesetzlichen  Edicte 
König  Friedrich  Wilhelm's  I.  von  Preussen  von  1713,  in  der  be- 
rühmten Sanctio  pragmatica  Kaiser  Karl's  VI.  Ein  sehr  umfas- 
sendes Hausgesetz  kommt  noch  zu  Reichszeiten  im  Nassauischen 
Gesammthause  im  Jahre  1783  zu  Stande. 

Der  Untergang  der  Reichsverfassung  und  das  Emporsteigen 
einzelner  Landesherren  zur  Souveränetät  hebt  die  Hausverfassung 
keineswegs  auf,   modificirt  jedoch  dieselbe  in  einigen  wichtigen , 
Beziehungen. 

Die  deutsche  Bundesacte  Art.  XIV.  bringt  das  Recht  der 
autonomischen  Hausgesetzgebung  auch  für  die  mediatisirten  Fa- 
milien wieder  zur  Anerkennung;  trotz  des  Verlustes  der  Reichs- 
standschaft und  Landeshoheit  werden  sie  nichts  desto  weniger  zum 
hohen  Adel  gerechnet  und  nehmen  Theil  an  den  Grundsätzen  des 
Privatfürstenrechts.  Sie  haben  nicht  nur  ihre  älteren  hausgesetz- 
lichen Bestimmungen,  soweit  sie  mit  ihren  jetzigen  Verhältnissen 
vereinbar  sind,  beibehalten,  sondern  auch  mannigfeich  von  dem 
Rechte   Gebrauch  gemacht,   sich  neue  Hausgesetze  zu  geben ^^). 


17)  Beck  HessischeB  Staatsrecht  Bd.  U.  S.  52. 

18)  Lünig   Beichsarchiv.    Part.  spec.   Cont.  IT.  nnter   Knrbrandenborg. 
S.  45-54 

19)  H.  Schulze  a.  a.  O.  S.  32  und  43. 

20)  Lünig  Spicü.  sec.  Th.  I.  S.  909. 

21)  Lünig  Part.  spec.  Cont.  IT.  S.  465— 487. 

22)  Siehe  z.  B.  das  Hausgesetz  der  Grafen  von  Gieoh  vom  Jahre  1855, 
herausgegeben  von  Gerber  1858. 
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Allein  so  bedeutsam  die  Hausgesetze  der  Mediatisirten  auch  für 
sie  selbst  und  ihre  Familienverhältnisse  sein  mögen,  eine  hphere 
öffentUch-rechtliche  Bedeutung  haben  heutzutage,  nur  die  Haus« 
gesetze  der  souveränen  oder  regierenden  deutschen  Fürstenhäuser, 
deren  Erb-  und  Familienrecht  tief  eingreift  in  das  Staatsrecht 
ihres  Landes. 

In  mehreren  deutschen  Fürstenhäusern  haben  die  seit  1806 
so  wesentlich  veränderten  staatlichen  Verhältnisse,  in  zwei  ver- 
schiedenen Perioden,  neue  Hausgesetze  ins  Leben  gerufen. 

Während  zur  Zeit  des  fieiches  nirgends  eine  Codification 
der  Hausverfassung  angestrebt  wurde,  sondern  man  sich  überall 
mit  vereinzelten,  wenn  auch  oft  sehr  umfangreichen  Bestimmungen 
begnügte,  veranlasste  die  durch  Aufhebung  des  Reiches  neu  er- 
langte Souveränetät  mehrere  Rheinbundsfärsten ,  die  Verfassung 
ihres  Hauses  vollständig  zu  codificiren,  wie  dies  in  Würtemberg 
durch  das  Hausgesetz  vom  1.  Januar  1808,  in  Baiem  durch  das 
Familieogesetz  vom  28.  Juli  1808  geschah.  Diese  Hausgesetze 
tragen,  wenigstens  in  einzelnen  Zügen,  den  Stempel  des  napo- 
leonisch-despotischen Geistes  an  sich,  welcher  die  Rheinbunds- 
periode kennzeichnet.  Der  im  Sinn  der  damaligen  Zeit  ausge- 
beutete Souveränetätsbegrifif  wurde  auch  den,  nun  zu  Unterthanen 
gewordenen  Agnaten  des  Hauses  gegenüber  zur  Anwendung  ge- 
bracht. 

Die  zweite  Reihe  der  neueren  Hausgesetze  gehört  der  con- 
stitutionellen  Entwicklungsperiode  an,  so  vor  Allem  das  König- 
lich Baierische  Familienstatut  vom  5.  August  1819,  welches  un- 
verkennbar den  sämmthchen  neueren  Hausgesetzen  der  regieren- 
den Familien  zum  Vorbilde  gedient  hat,  das  würtembergische 
Hausgesetz  vom  8.  Juni  1828,  das  Hausgesetz  fiir  das  Königreich 
Hannover  vom  19.  November  1836,  für  das  Königreich  Sachsen 
vom  30.  December  1837. 

Das  neueste  Hausgesetz  besitzt  Sachsen-Goburg-Gotha 
vom  1.  März  1855.  Hervorgerufen  durch  die  so  eigenthümlichen 
Verhältnisse  und  die  grossartige  Weltstellung  dieser  Emestinischen 
Fürstenlinie,  deren  Agnaten  drei  europäische  Königskronen  zu 
tragen  berufen  sind,  erscheint  dieses  Gesetz  als  ein  merkwürdiges, 
in  seiner  Art  einzig  dastehendes  Product  der  modernen  Haus- 
gesetzgebung. 
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Oanonicatsstellen   für  die  Doctoren  I. 

627  f. 
Oanonisches  Becht,  Studium  desselben 

L  630  f.,  n.  16  ff 
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Oanonisches  Recht,  Anwendnne  des- 
selben L  641  f.,  n.  134  flf. 

Oapitala  Bemedii  I.  206  ff. 

Oapitularien  I.  7,  209  ff.,  ihr  Gebrauch 
in  späterer  Zeit  I.  267  ff. 

Oapitulariensammlungen  I.  231  ff. 

Oapitula  addenda  I.  222  ff. 

Oapitala,  qnae  in  lege  Salica  mittenda 
sunt  I.  48,  227. 

Oapiiulare  Aquisgranense  a.  813  und 
a.  817  I.  48.  N.  78,  64.  N.  37. 

Oapitnla  legis  Salicae  von  Lndw.  d. 
Fr.  I.  48  f. 

—  qnae  in  lege  Bibnariorom  mit- 

tenda sunt  I.  64,  228. 
Oapitdlaria,  qnae  de  partibns  Sazoniae 

constitnta  snnt  I.  193. 
Oapitnlare  Sazonicnm  I.  194. 
Oapitnlarien    znm  Baiemrecht  I.  171, 

228. 

—  für  die  Lombardei  I.  137  ff. 
Oapitnlare    de   villis  I.  229,    ü.   419. 

N.  19. 
V.  Oarmer  ü.  454  ff. 
Oarolina  II.  245  ff. 
Oarolns  de  Tocco  I.  598. 
Oasnistik  des  deutschen  Rechts  I.  8. 
Oatzenelnbogen,  Landrecht  der  oberen 

Grafschaft  0.  11.  377. 
Oautela  L  398. 
Ohamavi  Tgl.  Lex  Francomm  Ohama- 

vomm. 
Ohindaswind  L  78,  80.  N.  23,  81  ff, 

83.  N.  35. 
Ohintila  I.  80. 
Ohristenthum,  Bedeutung  desselben  för 

die  Gesetzgebung  I.  16. 
Ohroniken,   in   Verbindung    mit    dem 

Sachs.  Weichbild  L  405.   N.  6,  409. 

N.  24 
Oisner,  Nicol.  n.  164.  N.  67. 
Oobnrger  Schöffenstuhl  n.  74 
Oocceji,  Sam.  v.  II.  355,  448. 
Oode  Napoleon  11.  482  f. 
Oodex  Maximilianeus  Bayaricus  11. 443  ff. 
Oodification  11.  426  ff. 

—  Streit  über  dieselbe  H.  435  ff. 

—  für  das    ganze  Reich  beantragt 

n.  141  f.,  426  ff 
Oöhier  Stadtrecht  L  503  f.,  504.  N.  17, 
19,  505.  N.  20,  n.  288  ff 

—  —    s.  Verbreitung  I.  547  f. 

—  Dienstrecht  L  581  f. 

—  Landrecht  n.  396  ff. 
Ooncept  der  R.  Kanmi. -Gerichtsordnung 

n.  198  f. 
Oonfoederatio  cum  prinoipibns  ecclesi- 

asticis  I.  470. 
Oonrad,  Notar  zu  Sandomir  I.  365,  409. 

N.  27. 


Oonring,  Herm.  11.  418  ff. 

Oonsilien  der  Jurieten  I.  629,  IT.  30. 
N.  54,  48.  N.  7,  75  f.,  90.  N.  16. 

Oonstantin  d.  Gr.,  sÄchi^ifechnr  Gesetz- 
geber L  356  f. 

Oonstitntio  de  ezpcditione  Roman  a  L 
474 

—  de  regalibns  L  469. 

—  criminalis  Oarolina  II.  245  ff. 

—  —    Theresiaiia  FL  48L 
Oonstitutiones    Saxoniüa.e    II.    226    f., 

369  ff 
Oonsulenten  der Untergi.^ richte  11. 104  ff* 
Oonsultationes    constJtinionum  Saxont^ 

carum  11.  373. 
Oorpus  juris  Fridericiauam  11.  456  ff, 
Correctorimn  in  der  B^imbcrg.  EEalsge- 

richtsordnung  11.  244  f. 
Oracau,  Dr.  H.  226,  372. 
Otibor  T.  Oimburg   und   v.  Tobitechau 

n.  152. 

Cubitensis  districtns,  Landrecht  für  den- 
selben L  561,  577  f 

Oujacins,  Ausgabe  der  Libri  fendornm 
L  606. 

Ouhn,  Oberhof  zu  Oiilm  L  539. 

Oulmisohe  Handfeste  I.  562  f. 

Ouhnisches  Recht  L  426  f.,  518,  IT. 
351  ff 

—  —  Glosse  zu  demselben  II.  161. 


David  Y.  Augsburg  L  Ml.  N.  24,  346. 

N.  40. 
Decadicon  L  372  f 
Decima  oollatio  I.  607. 
Decisiones  electoraleB  Saiomcne  II.  375. 
Decretio  Ohlotharii  I.  48. 
Decretnm  Tassilonia  I.  169  ff. 
Deichrechte  H.  276  T 
Delbrücker  Landrecht  ]L  273, 
Deutsche  Landfrieden  L  462.  N.  2. 
Dentschenspiegel  I.  327  ff. 
Deutsches    R^ht,    Stodium    de^aelben 

auf  den  Universität tn  IL  416  ff. 
Dialekt  des  Sachsens^pü-gelf^  I.  314  f. 
Diceneus  L  74.  N.  2. 
Dictamen  I.  447. 
Dictare  L  17.  N.  9. 
Dienstrechte  L  579  ff, 
Diestelmeyer,  Lampi-ii  H.  356, 

—    Ohristian  11.  357. 
Dietz,  Lndw.  H.  294. 
Differentiae  H.  155  fi\ 
Dingolfingen,  Synodf  ku  D.  I,  169. 
Dithmarser  Landrecht  1.  Ö60f.,  IL  348  f. 
Doctoren,  italienisch  t^  und  Fransöeieche 
auf  deutschen  UmTereitaten  L 
630,  n.  13  ff. 
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Boetoren  in  angesehenen  Stellen  L  631 
fL,TLUtL 

—  alB  Bichter,  Stadtsohreiber,  Syn- 

did  L  642  fit:,  n.  58  ff.,  83  ff. 

—  ihre  yieUache  Besohafkigang  IL 

30,  31.  N.  56,  55  ff. 

—  Servilitat  IL  49. 

—  Widerwille  des  Volks  gegen  sie 

n.  44  ff:,  50  ff.,  95. 
Donellus,  Hnso  IL  15. 
Dorfgerichte  U.  109. 
Dorfgerichtsordnonffen  11.  259. 
Dorfordnungen  11.  S75. 
Dortmund  tj^I.  Schöffensprüche. 
Drucke  römischreohtlioher  und  oanoni- 

Btischer  Werke  11.  16  ff. 

—  partioularreohtlioher  Quellen  IL 


Dubia  cameralia  ü.  90. 


R 


Eberhard,  Graf  y.  Bhätien  und  Friaul 

L  136. 
Ediota  regum  Langobardorum   I.  119 

ff,  595  ff. 
Edictum  Theodorioi  L  94  ff. 
Edictus  L  24. 
Edictus   Hilperichi   regia    pro    teuere 

pacis  L  4b. 
Egica  L  87  f. 
Ehern,  Chr.  11.  44.  N.  86. 
Ehinger,  öe.  n.  161.  N.  56. 
Ehhaffcsordnungen  I.  588. 
Eidbücher  11.  288. 
Eike  Ton  Bepgowe  I.  2%  f. 
Eigenthumsor&uuffen  11.  275  f. 
Einheit  des  deutscnen  Rechts  L  5. 
Einnng  L  490. 

Eisenacher  Bechtsbuch  I.  416. 
Elboger  Bezirk,    Landrecht  für  den- 
selben L  561,  577  f. 
Emmerich,  Johann  I.  434. 
Engelbert  y.  Y  olkersdorf  ( Admontensis) 

L  453  f. 
Entwurf  eines  aligemeinen  Gesetzbuchs 

für  die  Preuss.  Staaten  II.  461  f. 
Epiloge  der  lex  Salica  I.  32,  45. 
Epitomae  Breyiarii  Alariciani  I.  69  ff. 
Erbach,  Bechtsquellen  för  Erbach  u. 

Breuberg  ü.  378  ff. 
Erwiff  L  85  ff. 
Euri<2i  I.  75  fL 
Ewa  L  5,  23. 
Executionsordnung  ü.  190. 


Fabri  y.  Hönningen  11.  164.  N.  66. 
Fachs  n.  156. 


Falkenstein  ygL  Hoier. 
.  Familien  der  Stadtrechto  I.  535  ff. 

—  der  Yolksrechte  L  24. 
Fichard,  Johann  H.  11.  N.  5,  41  f.,  57  t, 

318  f.,  379  ff 
Formelbücher  L  446  ff,  IL  157  ff 
Formelsammlungen  L  7,  241  ff.,  ygL 

auch  Formulae. 
Formeln,  ahunanmsche  I.  254  ff 

—  baierische  L  257. 

—  frankische  L  246  ff. 

—  langobardische  I.  596. 

—  ostgothische  L  246. 
~    salzburffiBohe  I.  257  f. 

—  westgothische  I.  244  ff 
Formulae  Andegayenses  L  246  f. 

—  Aryemenses  I.  251. 

—  Baluzianae  L  251  f. 

—  Bignonianae  L  250  f. 

—  ezorcismorum  I.  259.  N.  74. 

—  Goldastinae  L  255.  N.  63. 

—  Lindenbrogianae  L  253  f. 

—  Marculfi  L  248. 

-—    Sirmondicae  I.  247  t 

—  yeteres  secundum  legem  Borna- 

nam  L  247  f. 
Formulare  für  gerichtliche    Acte    11. 
258.  N.  4. 

—  für  yemgerichtliche  Verhandlun- 

gen L  400.  N.  37. 

Forum  judiciale  L  88. 

Frankenberger  Stadtrecht  L  433  f. 

Frankenhausen,  Stadtrecht  yon  F.  11. 
283  t 

Frankfurt  a.  M.,  Stadtrechte  L  490.  N. 
16,  n.  315  ff.;  seine  Verbrei- 
tung L  53L  N.  11,  548  f. 

—  Gerichtsordnungen  ü.  261. 

—  ygl.   auch   Schöffensprüche. 
Frankisdie  Landgerichtsoronungen  11. 

306.  N.  38,  368. 

—  Bechtsquellen  H.  367  ff. 
Französisches  Becht  IL  481  ff. 
Frauenfelder  Stadtrecht  I.  497. 
Freiberger  Stadtrecht  11.  226  l 

—  Bergrecht  IL  269. 

Freiburg  mi  Breis^u,  Stadtrecht  I. 
504  f.,  n.  306  ff.;  seine  Ver- 
breitung L  547  f. 

—  Universität  11.  19.  N.  35. 
Freiburger  Handschrift  des  Schwaben- 
spiegels I.  349. 

Frey   oder  Freygius  11.  163. 
Freysinger  Stadtrecht  I.  521. 
Friedberg-Soheer,  Gesetzbuch  der  Graf- 
schaft Fr.-Sch.  n.  413. 
Friedensbücher  L  499. 
Friedrich  L  I.  468. 

—  als  lehnrechtlicher  Gesetzgeber 

L  358.  N.  4,  386. 
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Friedrich  I.  galt  als  Verfasser  des  Bicht- 
steig  Landrechts  L  393,  oder 
des  Bichtsteig  Lehnreohts  I. 
397.  N.  23. 

Friedrich  11.  Kaiser  L  468  f. 

Friedrich  ü.  v.  Preussen  11.  448  ff: 

Friedrich  Wilhelm  I.  v.  Preussen  Ü. 
447  f. 

Friesische  Landrechte  L  556  ffl 

Frosch,  Franc.  11.  195.  N.  45. 

Frack  n.  164.  N.  66. 

Fuchsperger  H.  166. 

Fuero  I.  88. 

Puero  de  Oordova  I.  93. 

Fuero  Juzgo  L  94.  N.  76. 

a. 

Gail,  Andr.  H.  90.  N.  17. 

Geistliche,  Studium  der  Bechte  I.  626 

£r.,  n.  16. 

Gemeines  Becht  L  271,  620.  N.  34.  11. 
7,  111  ff: 
als  solches  gilt  der  Sachsen- 
spiegel L  364.  IL4.  N.  2, 
b.  N.  6,  111.  N.  5. 

Aufhebung      desselben     im 

Bheinbunde  11.  434  f. 
Gemeines  sächsisches  Becht  vgL  Sach- 
senrecht. 
Gemmel,  Joh.  11.  406.  N^  8. 
Gerhardus  Niger  L  600,  601.  N.  8. 
Gerichtsformem  L  402  f. 
Gerichtsordnung,    allgemeine    für    die 

prenssischen  Staaten  11.  457. 
Gerichtsordnungen  II.  256  ff: 

—  für  geisdiche  Gerichte    I.  403. 

N.  52. 
G^riohtsschreiber  fär  die  üntergerichte 

n.  104  ff. 
Gesetzbuch,  allffemeinos,  für  die  Preuss. 

Staaten  IL  Aßi, 
Gesetzgebende  Gewalt  L  465  f. 
Gessler,  Heinr.  H.  159  f. 
Gewohnheitsrecht  I.  6,  269  ff.  274  ff: 

—  von   den    Juristen   verachtet  L 

651  f.,  IL  117  ff,  431. 
Geylnhausen,  Joh.  L  449.  N.  13,  452. 

N.  25. 
Gezunft  L  23. 

Giessen,  Universität  11.  417. 
Glosse  zum  Sachsenspiegel  I.  374  ff. 

—  zum   Sächsischen    Weichbild  I. 

410  f. 
Gobier,  Just.  H.  166,  174  ff,  196.  N. 

49,  202.  N.  87,  252. 
Gbczius  aus  Orvieto  L  567,  575. 
Goldast  L  210,  459,  H.  418. 
Goldberger  Stadtrecht  I.  513. 
Goldene  BuUe  I.  471  f. 


Görlitzer  Bechtsbuoh  L  367  f. 

Görlitzer  Stadtreoht  L  517  f. 

Goslar,  Stadtrecht  L  413  f.,  415,  497, 
518  f.,  n.  232.  N.  25;  seine  Ver- 
breitung I.  546;  vgl.  auch  Schöffen- 
Spruche. 

GotnaiBches  Stadtrecht  11.  145. 

Gotofredus,  Dion.  I.  606  f.,  11.  15. 

Gottesfirieden  L  476. 

Gottesurtheü  I.  275  t 

Göttingen,  Universität  II.  425.  N.  32. 

Gregor  XI.  L  373. 

Grei&wald,  Universität  zu  G.  11.  21. 
N.  37,  32. 

Greussen,  Stadtrecht  von  G.  11.  283  t 

Grimowald  L  129  f. 

Gundemar  L  80.  N.  23. 

Gundobald  L  101  ff. 

Gutsherren -Becht  in  den  4  Gehen  u. 
Gerichten  Bremens  11.  338. 


Hadeler  Landrecht  11.  838  ff. 

Hagen,  Landrecht  des  Amtes  H.  11. 337. 

HaUe,  Stadtrecht  L  514. 

—  Schöffenstuhl  H.  72. 
Haloander  11.  36  f. 
Halsgerichtsordnungen  H.  237  ff. 
Hamaland  L  202. 

Hamburg,  Stadtrecht  L  508  ff.,  11. 309 
ff;  seine  Verbreitung  L  543. 

—  Wechselordnung  H.  269. 

—  Vorlesungen  über  Böm.  Becht 

daselbst  H.  22. 
Handbuch,  darinn  in  der  Kürze  zu  fin- 
den u.  s.  w.  L  429  f.,  446.  N.  17. 
Handelsgesetzbuch,  allg.  deutsches  H. 

492  ff; 
Handfeste  L  489. 

Handschrifken  der  Volksrechte  I.  25. 
Hannover,  Entwurf  eines  Landrechts 

n.  428.  N.  38. 
Hanseatisches  Seerecht  H.  268. 
Hausgesetze  H.  278,  498  ff. 
Hegendorffinus  IL  32.  N.  61,  59. 
Heidelberg,  Universität  11.  15,  19.  N. 

35,  20.  N.  36,  37,  29.  N.  50,  314, 

315. 
Heidenthum  in  der  Lex  Frisionum  I. 

185,  in  der  Lex  Salica  I.  23. 
Heimbürger,  Greg.  L  643  f. 
Henneberger  Landesordnung  H.   218, 
254,  406.  N.  8. 

~    Halsgerichtsordnunffn.245.N.37. 
Henricus  Italiens  I.  448.  N.  7. 

—  de  Isernia  L  448.  N.  7. 

—  de  Merseburg  H.  147.  N.  16. 
Herard,  Erzbischof  v.  Tours  L  240. 
Heresbach,  Oonr.  H.  394.  N.  4. 
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Herford,  Stadtrecht  L  497. 

Herman  y.  Oesfeld  I.  393.  N.  3,  397. 

N.  23,  398,  443. 
Herold  I.  10,  IL  418. 
Hessen,  Hal^^richtsorduimg  IL  253. 

—  Gerichtsordnnngen  IL  260. 

—  Eeohtsquellen  U.  376  f. 

—  Versuche    der   Landesgesetzge- 

bung  n.  208.  N.  5,  428.  N.  38, 

440. 
Hildesheim,  Dienstreoht  L  582. 
Hilperich  L  46. 
Histonsohe  Schule  11.  438  ff. 
Höxter,  peinliches  Halsgericht  für  H. 

n.  240. 
Hofgerichte  H.  83,  91  ff. 

—  in  der  Kurpfalz  H.  55.  N.  21, 

94;  zu  Rotweü  H.  105.  N.  77. 
Hofgerichtsordnungen  IL  257. 
Hohenlohe,  Landrecht  der  Grafschaft 

H.  H.  412. 
Hoier  v.  Falkenstein  L  295.  N.  7,  297. 
Holländischer  Sachsenspiegel  I.  370. 
Holstenrecht  U.  259.  N.  7. 
Hotomannus,  Franc  11.  15,  57.  N.  27. 
Hug,  Alex.  IL  161. 
Hugolinus  de  Presbytero  L  607. 
Hunger  IL  173. 
Humanismus,    Einflnss    desselben   auf 

die  Jurisprudenz  II.  33  ff. 
Husanus,  Heinr.  H.  328,  359. 
Husing'scho  Glosse  zum  Oulm  IL  151. 
Hütten,  üb.  11.  45  ff 


Jacobus,  legum  doctor  I. 
—    Columbj  L  608. 


6.  N.  54. 


—  de  Ardizone  I.  602,  604  f. 

—  de  Theramo  IE.  178. 
de  Janduno,  Joh.  I.  455. 

Jena,  Schöffenstuhl  H.  74.  N.  45. 

—  üniyersität  H.  2L  N.  37,  32. 
Iglauer  Bergrechte  L  574  f. 
Informatio  ex  speculo  Saxon.  I.  401 C 
InstitutioneuTorlesungen  H.  31  f. 
Interpretatio,  westgothische  I.  68. 
Joachimische  Constitution  IT.  208.  N. 

5,  356. 
Joannes  Teutonicus  I.  627.  N.  54. 
Johann  t.  Buch,  vgl  Buch. 

—  V.  Freiburg  I,  635. 

—  V.  öeylnhausen  L  449.    N.    13, 

452.  N.  25. 

—  Elenkok,  vgl.  Kienkok. 
Johannes  de  Auerbach  H.  179. 

—  de  landuno  I.  455. 
Jonas,  lustus  IL  56. 
Isaao  y.  Langres  I.  239  t 
lao,  Formeln  L  255. 


Judengesetze  L  85  f.  572  ff.  .4* 

Judicare  I.  17.  N.  9,  24. 

Judicia  (Weisthumer)  I.  17.  N.  9. 
—    Wlemari  I.  174  f. 

Jülich-Bergische  Ordnung  H.  393,  Land- 
recht n.  394  ff. 

JüUch'sohe  Weisthumer  IL  272.  N.  2L 

Julius  Ferretus  I.  598. 

Juristen  vgl  Doctores. 

Jus  regale  montanorum  I.  574  ff 

Jus   terrestre  nobilitatis   Prussiae   H. 
253  f. 


Kaiserliche  Bestätigung  der  Landesge- 
setze IL  211  f. 
Kaiserrecht,  Name  für  das  Bömiscfae 
Recht  L  612  ff,  620  ff 

—  —    für  den  Sachsenspiegel  1. 299. 

N.  17,  371.  N.  64. 

—  —    für  den  Schwabenspiegel  L 

337.  N.  4.  350.  N.  56,  ©L 

—  kleines  L  437  ff 
Kampfrecht   am   Würzburger  Landge- 
richt n.  238.  N.  4. 

Kanzler  L  633,  H.  49. 

Karl  d.  Gr.,  s.  Thätigkeit  ftir  die  Le- 
ges  barbarorum  I.  16,  20 — 22,  auf 
ihn  werden  spätere  Bechtsquellen  zu- 
rückgeführt 1.  355  ff. 

Kämthen,  Bechtsquellen  t.  K.  U.  410. 

Kadinger  Landrecht  H.  34L 

Keltisches  Becht  in  der  Lex  Salica  ?  1. 4L 

Kiel,  Universität  H.  417,  424.  N.  32. 

Kirchenordnungen  H.  266  f. 

Klagspiegel  H.  167  ff 

Kleines  Kaiserrecht  L  437  ff. 

Kleinschmid,  Joh.  IL  377. 

Kienkok  L  363,  372  ff 

Kling,  Melch.  H.  147  t 

Klock,  Oasp.  H.  337.  N.  7. 

Knust  L  76. 

Köbel,  Jac.  n.  181.  N.  51. 

Koch  n.  181.  N.  52. 

Kolle,  Joach.  H.  294. 

Köln,  ygl.  bei  Oöln. 

König,  Kilian  H.  180  f. 

Könige,  der  Könige  Buch  I,  305,  328, 
338,  340.  N.  22. 

Königsberg,  Universität  IL  21.  N.  37. 

Kraft,  Ulr.  H.  IL  N.  5. 

Krain,  Bechtsquellen  v.  K.  ü.  410. 

Kreitmayr  IL  443.. 

Kundige  BuUe  von  Bremen  L  498,  512. 

Kurpfelz,  vel.  Pfalz. 

KursächsiBche  Constitutionen  H.  226  f., 
369  ff. 


Laibacher  Halsgerichtsordnung  IL  239. 
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Layische  Anz^gnng  n.  s.  w.  ü.  1&3. 
Lampngnano,  Ubertiis  de  L.  L  456. 
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